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Von  Dr.  Wilhelm  Vischer  in  Basel. 
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Der 
Rück- 


I. 

Der  Bürge,  welcher  seiner  bürgschaftlichen  Haftung  ge- 
mäss den  Gläubiger  befriedigt,   erfüllt  regelmässig  eine  ihm   gnìr  des 
materiell  fremde  Verbindlichkeit.    Die  Leistung,  die  für  einen    nargen, 
andern  geschah,  soll  nicht  zu  seinen  Lasten  bleiben,  sondern 
Ton  dem  getragen  werden,  dessen  Verpflichtung  ihre  Ursache 
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war;  er  hat  daher  die  Befugniss,  für  seine  Auslage  auf  den 
eigentlichen  Schuldner  zurückzugreifen. . 

Dem  Bürgen  die  Möglichkeit  eines  Rückgriffes  zu  ge- 
währen, ist  ein  Gebot  der  Billigkeit,  das  vom  Rechte  aner- 
kannt und  verwirklicht  wird.  Letzteres  kann  auf  verschiedene 
Weise  geschehen.  Ob  und  wie  ein  Rückgriff  stattfinden  soll, 
ist  durch  die  Bürgschaft  und  ihre  Gestaltung  nicht  gegeben. 
Ihr  Zweck  ist,  dem  Gläubiger  eine  Forderung  zu  sichern; 
die  Erfüllung  derselben  wird  nicht  bedingt  durch  irgend  ein 
Verhältniss  des  Bürgen  zum  Schuldner.  Das  Recht  hat  vor 
Allem  die  Verpflichtung  des  Bürgen  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Der  öconomische  Werth  der  Bürgschaft  liegt  jedoch  zugleich 
darin,  dass  sie  dem  Schuldner  Credit  verschafft;  das  kann 
auf  ihre  juristische  Gestaltung  nicht  ohne  Einfluss  bleiben. 
Das  Recht  muss  auch  die  Beziehungen  zwischen  Bürgen  und 
Schuldner  regeln,  mag  es  sie  als  nothwendige  directe  Folge 
des  Bürgschafts  Vertrages  auffassen  oder  ihren  Grund  in  That- 
Sachen  finden,  die  ausserhalb  desselben,  liegen. 

Die  Römer  gelangten  für  die  Verbürgungsformen  der 
classischen  Zeit  zur  Anerkennung  eines  Rückgriffs,  indem  sie 
den  Bürgen  zum  Hauptschuldner  in  ein  Vertragsverhältniss 
brachten  oder  ihm  einen  Anspruch  aus  dem  Rechte  des  Gläu- 
bigers ableiteten.  Im  altern  deutschen  Recht^)  scheint  dem 
Bürgen  ohne  weiteres  eine  Forderung  auf  Ersatz  des  Ge- 
leisteten zugestanden  zu  haben,  eine  solche  besteht  jedenfalls 
fast  durchweg  in  den  neueren  Gesetzgebungen.  Nach  mo- 
derner Rechtsanschauung  hat  der  Bürge  als  solcher  einen 
Rückgriff.  Uns  fehlt  die  analytische  Tendenz  der  Römer, 
welche  bestrebt  sind  —  ihr  Processsystem  führt  sie  dazu,  — 
jeden  Vertrag,  jeden  Anspruch  in  einer  bestimmton  Categorie 
unterzubringen.  Der  Gesetzgeber,  bei  welchem  ja  heutzutage 
vorzugsweise  die  Weiterbildung  des  Rechtes  liegt,  schafft 
neue  Verträge  mit  eigenen  Klagen.  Wir  sind  w^ohl  kaum 
genöthigt,    ein  Rechtsverhältniss    auf   ausser  ihm    gegebene 


*)  S.   Stob'be,   Deutsch.  Priv.  R.  lil  p.  310.    Ders.  Zur   Geschichte 
des  Deutsch,  Vertragsrechtes  p.  130  flP. 


Der  Rückgriff  des  Bärgen.  3 

Formen  zurückzuführen,  ura  überhaupt  eine  Forderung  dar- 
aus entstehen  zu  lassen.  Auf  Anerkennung  des  Bestehenden 
können  wir  uns  aber  nicht  beschränken.  Es  genügt  nicht, 
festzustellen:  der  Bürge  ist  berechtigt,  einen  Rückgriff  zu 
nehmen;  es  ist  nothwendig,  den  juristischen  Gharacter  dieses 
Anspruches  zu  bestimmen,  um  daraus  seine  Voraussetzungen, 
seine  Wirkung  zu  erklären.  Dazu  allerdings  wird  man  ander- 
weitige ßechtsinstitute  herbeiziehen  müssen;  der  Gesetzgeber 
selbst  verwendet  solche  zur  Angabe,  wie  das  Eecht  des 
Bürgen  zur  Geltung  gelangen  soll,  und  die  Form,  in  welcher 
sein  Anspruch  auftritt,  ist  nicht  ohne  Einfluss  auf  dessen 
Durchführung.  Dass  hiebei  auch  in  den  modernen  Codifica- 
tionen  der  Gedankengang  des  römischen  Bechts  massgebend 
blieb,  ist  begreiflich;  die  dadurch  gegebenen  Grundsätze  sind 
nicht  willkürliche  Gestaltungen,  sondern  entspringen  der  Natur 
der  Sache  und  können  Anwendung  finden  auch  da,  wo  die 
heutige  Bürgschaft  von  derjenigen  der  Römer  in  manchem 
Punkte  wesentlich  abweicht. 

Das  römische  Recht  hatte  dem  Bürgen  zu  einem  Rück- 
^iff  verhelfen  auf  doppelte  Weise,  ohne  davon  abzugehen, 
dass  aus  der  Verbürgung  selbst  für  ihn  kein  Anspruch  ent- 
stehe. Am  nächsten  lag,  den  Bürgen  zum  Schuldner  in  ein 
directes  Verhältniss  zu  bringen;  da  musste  man,  wenn  von 
dem  der  Bürgschaftseingehung  gewöhnlich  zu  Grunde  liegen- 
den Thatbestand  ausgegangen  wurde,  zur  Annahme  eines 
Mandates  gelangen.  Der  Bürge  konnte  die  actio  mandati 
<^ontraria  auf  Ersatz  des  von  ihm  Geleisteten  anstellen;  ebenso 
wurde  die  negotiorum  gestio  herbeigezogen.  Selbstverständ- 
lich standen  jedem  Fidejussor,  Constituenten  oder  Mandator 
die  Klagen  aus  Mandat  oder  negotiorum  gestio  zu,  wenn 
diese  wirklich  Vorlagen,  das  Besondere  aber  war,  dass  die 
Voraussetzungen  derselben  für  diesen  Fall  erweitert  wurden; 
ihr  Vorhandensein  wurde  präsumiert.  Der  Bürge  konnte  man- 
dati nomine  agere,  wenn  nur  nicht  geradezu  der  Schuldner 
der  Bürgschaft  widersprochen  hatte.^)   Der  Gesichtspunkt  des 


^)  L  6  §.  2,  L  18  D.  mand.  17.  1. 
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Mandates  beziehungsweise  der  negotiorum  gestio  traf  jedocb 
nicht  immer  zu.   Selbst,  wenn  der  Begriff  dieser  Verhältnisse^ 
gepresst  wurde  —  wie  weit  das  zulässig  sei,  war  den  römi- 
schen Juristen   selbst   streitige)  —  reichte  er  doch  nicht  für 
alle  Fälle  aus.    Es  war  daher  nöthig,  auch  unter  TTaiständen^ 
welche  contractliche  Beziehungen  des  Bürgen  zum  Schuldner 
geradezu    ausschlössen,   jenem   seine  Forderung   zu  sichern. 
Es  geschah  auf  dem  Wege  der  Cession.    Dem  Bürgen  sollte 
möglich  sein,    die  Kechte  des  Qläubigers,   den  er  befriedigt,, 
gegen  den  Hauptschuldner  auszuüben.    Man  dehnte  die  Eigen- 
thümlichkeit  einer  Bürgschaftsart   auf  die  andern  aus.     Bei 
der  Verbürgung,    welche  entstanden  war  infolge    eines  Auf- 
trages des  Bürgen  an  den  Gläubiger,  konnte  der  erstere  als 
Mandant,    wenn  er  erfüllte,    von  dem  letzteren  die  Heraus- 
gabe der  ihm  durch  Ausführung   des  Mandates   erwachsenem 
Vortheile,  also  hier  Abtretung  der  Erlagen  gegen  den  Haupt- 
schuldner verlangen.    Es  wurde  nun  jedem  Bürgen  die  Mög- 
lichkeit zugestanden,  bei  der  Zahlung  sich  Cession  der  Klägern 
vom  Grläubiger  ein  zubedingen,    die  Cession  sollte  sogar  ein- 
treten können  oder  als  eingetreten  gelten,  wenn  ohne  solchen; 
Vorbehalt  vom  Bürgen  geleistet  war.    In  dieser  Anwendung 
der  Klagencession  lag  ein  Widerspruch.    Als  mandater  pecu- 
niae  credendae  freilich  zahlte  der  Bürge  seine  Mandatsscbuld,. 
wodurch  die  Eechte  des  Gläubigers  gegen  den  Schuldner  in 
ihrer  Existenz  nicht  berührt  wurden  ;  bestand  das  Verhältnis^ 
des  Bürgen    zum  Gläubiger   aber  lediglich  in  der  Verpflich- 
tung, die  Hauptschuld  zu  erfüllen,    so  tilgte  er  durch  seine 
Zahlung  die  Obligation,  welcher  er  beigetreten  war,  die  ihr 
entspringenden  ^Clagen  giengen  unter  ;  wie  sollten    sie   noch 
abgetreten  werden?    Die  römischen  Juristen  .schreckten   vor 
dieser  Inconsequenz  nicht  zurück  und  setzten  dem  praotisohen 
Zwecke  die  Logik  hintan.    Sie  fanden  den  Ausweg,  die  Lei- 
stung des  Bürgen  an  den  Gläubiger  als  Zahlung  eines  Kauf- 
preises für  die  übergehenden  Klagen  zu  betrachten.    Es  war 
ein  Ausweg,    und  die  Römer    zogen    auch  nicht  die  Conse- 


')  L  40.  D.  eodem. 
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^aenzen  dieser  Anschauungsweise/)  ausser  wo  sie  damit  jenen 
Zweck  verfolgten.  Dem  Bürgen  sollte  eben  ein  Anspruch 
gegeben  werden;  dieser  war  juristisch  zu  rechtfertigen,  daher 
^ie  Annahme  des  Mandates,  die  Gewährung  der  Klagen  aus 
der  Forderung  des  Gläubigers.  Der  Bürge  hatte  nicht  die 
actio  mandati,  weil  stets  ein  Mandat  vorlag,  sondern  man 
machte  ihn  zum  Mandatar,  damit  er  eine  Regressklage  habe;') 
so  war  auch  die  Cession  Mittel,  ihm  eine  Forderung  zu  ver- 
schaffen. Jeder  Bürge  konnte  demnach  vom  Gläubiger  mit 
der  exceptio  doli  Abtretung  der  Klagen  fordern  wie  der  Man- 
dater. Darin  besteht  das  sogenannte  beneficium  cedendarum 
a.ctionum.'*)  Es  dient  nicht  nur  dem  Bürgen,  welcher  der 
actio  mandati  entbehrt,  es  kommt  auch  demjenigen  zu  Gute, 
der  mit  ihr  seinen  Bückgriff  nehmen  kann,  denn  auf  dem 
Wege  der  Cession  kommt  der  Bürge  dazu,  seinen  Anspruch 
auszuüben  mit  all  den  Vorzügen  und  Sicherheiten,  deren  die 
Klage  des  Gläubigers  theilhaftig  war.  Die  Bedeutung,  welche 
diese  Function  dem  beneficium  cedendarum  actionum  gab, 
liess  dasselbe  auch  dann  nicht  entbehrlich  werden,  als  dem 
Bürgen  für  seine  Aufwendungen  ein  Bückgriff  auf  den  Haupt- 
Schuldner  schlechtweg  zugesprochen  wurde.  Die  Stellung  des- 
jenigen, der  die  Forderung  des  ursprünglichen  Gläubigers 
geltend  machen  kann,  wie  sie  diesem  zustand,  ist  eine  andere, 
in  den  meisten  Fällen  günstigere,  als  die,  welche  der  auf 
meinen  eigenen  Ersatzanspruch  Angewiesene  einnimmt.  Andrer- 
seits ist  auch  eine  Klage  aus  eigenem  Recht  für  den  Bürgen 
nicht  überflüssig,  da  nur  eine  solche  sich  auf  Ansprüche  be- 
-ziehen  kann,  welche  erst  in  seiner  Person  entstehen.  Beide 
Klagen,  die  cedi  erte  des  Gläubigers  und  die  actio  mandati 
«ohliessen  sich  keineswegs  aus;  sie  concurrieren  electiv  mit 
einander. 

Die  römische  Gestalt  der  Sache  ist  in  ihren  Grundzügen 
in  das  moderne  Recht  übergegangen.  Das  letztere  nimmt 
freilich  von  vornherein  an,   der  Bürge  sei  regressberechtigt; 

')  cf.  L  69  D.  de  fidejnss.  46.  1. 
')  S.  Endemaiui  a.  a.  0.  p.  289. 
')  üeber  den  Kamen,  der  nicht  römisch  ist,  cl  Keil  a.  a.  0.  p.  18» 
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während  das  römische  Becht  besondere  Thatsachen  verlangte^ 
.  die  einen  Eiickgriff  begründeten,  sind  jetzt  besondere  Gründe 
nöthig,  den  Bückgriff  auszuschliessen.  Gleichwohl  ist  der 
Anspruch  des  Bürgen  an  den  Schuldner  fast  überall  in  römi- 
scher Weise  gedacht,  wenn  ihm  ein  solcher  auch  von  Ge- 
setzes wegen  zuerkannt  wird.  Die  meisten  Codificationen 
der  Neuzeit  gewähren  dem  Bürgen  eine  Ersatzforderung  inv 
Bahmen  der  Mandatsklage  oder  den  Eintritt  in  die  Bechte 
des  Gläubigers,  die  actio  cessa. 
Küok-  Das    schweizerische   Obligationenreoht    widmet   in   dem> 

Kej^T  Titel,  welcher  von  der  Bürgschaft  handelt,  einen  eigenen  Ab- 
ced.  iict.  schnitt  dem  Bückgriff  des  Bürgen  und  stellt  an  die  Spitze 
desselben  den  Satz:  auf  den  Bürgen  gehen  die  Bechte  dea 
befriedigten  Gläubigers  über;  Art.  504.  Damit  ist  ein  Dop- 
peltes gesagt.  Einmal:  der  Bürge  hat  eine  Forderung  auf 
Ersatz  seiner  Leistung,  sodann:  diese  Forderung  macht  er 
geltend  als  Bechtsnachfolger  des  Gläubigers.  Der  Eintritt 
in  die  Bechte  des  Gläubigers  verschafft  dem  Bürgen  seiner^ 
Bückgriff  und  zwar  ohne  weiteres,  der  Eintritt  erfolgt  ipso- 
jure.  Das  Schweiz.  0.  B.  steht  auf  dem  gleichen  Boden  wie 
das  preussische  Landrecht,  der  Code  Napoléon  und  das  oester- 
reichische  Gesetzbuch,  welche  alle  die  Bechte  des  Gläubigers 
auf  den  Bürgen  übergehen  lassen.  Die  moderne  Entwicklung 
ist  hier  über  das  römische  Becht  beträchtlich  hinausgegangen 
und  hat  in  consequenter  Weiterbildung  desselben  dazu  ge- 
führt, dass  in  den  Fällen,  wo  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf 
TJebergang  von  Bechten  besteht,  von  einer  ausdrüoklicheiv 
Abtretung  Umgang  genommen,  sie  fingiert  wird.  Im  gemeinen 
Becht  ist  dieser  Grundsatz  und  seine  Anwendung  bestritten  ; 
er  ist  anerkannt  in  den  meisten  modernen  Gesetzgebungen^ 
wie  auch  der  andere  in  der  Theorie  des  gemeinen  Bechts- 
streitige  Satz,  dass  durch  Cession,  nicht  nur  wie  im  römischen 
Becht  die  Ausübung  einer  Forderung,  sondern  diese  selbst 
übergehe.  Das  moderne  Becht  kennt  einen  gesetzlichen  Ein- 
tritt in  eine  schon  bestehende  Forderung;  dass  der  Bürge 
derselben  theilhaftig  wurde,  ist  um  so  weniger  auffallend,  da. 
der  TJebergang  der  Forderung  auch  in  der  deutschen  Bechts- 
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anschauung  begründet  war  für  den  Fall,  wo  ein  mit  andern 
oder  für  andere  Haftender  die  gemeinsame  Schuld  bezahlte.^) 
Wir  stehen  aber  hier  noch  vor  dem  Widerspruch,  den 
diese  Art  des  Bürgschaftsregresses  mit  sich  bringt.  Der  Bürge, 
welcher  den  Gläubiger  befriedigt,  will  und  muss  die  Forde- 
rung an  Stelle  des  Schuldners  erfüllen,  und  nun  soll  er  die- 
selbe Forderung,  deren  Untergang  die  natürliche  Folge  seiner 
Zahlang  wäre,  für  sich  geltend  machen  können!  Es  bleibt 
sich  gleich,  ob  die  Rechte  des  Gläubigers  von  selbst  über- 
gehen, ob  zur  Abtretung  der  Gläubiger  verpflichtet  ist  (Zürcher 
G.  B.  §  1801,  1027)  oder  ob  der  TJebergang  vereinbart  sein 
muss  (wie  nach  sächsischem  Gesetzb.  §  955),  immer  gilt  eine 
Forderung  noch  als  bestehend,  welche  erfüllt^  also  nach  all- 
gemeiner Regel  getilgt  ist.  Die  Fiction  des  Forderungs- 
kaufes, womit  die  römischen  Juristen  über  diese  Schwierig- 
keit sich  hinweghalfen,  ist  verschieden  beurtheilt  worden. 
Man  hat  dieser  Lösung  grosses  Lob  gespendet  (Ihering,  Geist 
des  Köm.  R.  II.  p.  396),  andrerseits  wurde  sie  als  gänzlich 
verfehlt  bezeichnet  (so  von  Hartmann,  die  Obligation  p.  49, 
Rechte  an  eigner  Sache  p.  47).  G-ewiss  ist  sie  keine  durch- 
aus logische  Erklärung,  sie  ist  sogar  unwahr  wie  jede  Fic- 
tion. Es  handelt  sich  für  die  Römer  darum,  dem  Bürgen, 
dem  man  einen  Rückgriff  geben  will,  „eine  actio  ausfindig 
zu  machen**,^)  und  dieser  Zweck  wird  erreicht.  Der  Wider- 
spruch ist  nicht  beseitigt,  vielmehr  anerkannt,  aber  trotzdem 
ein  practisches  Resultat  gefunden,  ein  Ergebniss,  an  dem  wir 
festhalten  können.  Denn  obwohl  wir  jener  „technischen  Noth- 
lüge"  der  römischen  Juristen  nicht  mehr  bedürfen,  um  dem 
Bürgen  überhaupt  einen  Anspruch  zu  construieren,  da  er  einen 
solchen  auch  ohne  Cession  verfolgen  kann ,  der  Uebergang 
der  schon  bestehenden  Forderung  bleibt  doch  von  Bedeutung 
wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Nebenrechte;  diese  haben  ja 
gar  nicht  gewirkt,  wenn  der  Hauptschuldner  nicht  bezahlt 
hat,  und  es  ist  nur  billig,  dass  sie  ihm  gegenüber  zur  Gel- 

0  S.  Stobbe,  Vertragsrecht  p.  173. 

')  Pernice  in  seiner  Recension  von  Hartmanns  Obligation.   Zeitschrift 
f.  H.  R.  XXI  p.  318  ff. 
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tung  kommen,  bis  auch  er  seine  Schuldigkeit  gethan  hat» 
Yoraussetzung  ihres  Fortbestandes  ist  aber^  dass  die  Forde- 
rung selbst;  zu  welcher  sie  gehören ,  noch  fortbestehe.  Mit 
der  blossen  Rechtfertigung  dieser  Thatsache  sind  wir  frei- 
lich nicht  weiter  gekommen  als  die  Eömer;  wir  nehmen 
an,  die  Sache  verhalte  sich  so,  und  constatieren  ihre  Zweck- 
!mas8igkeit. 

Der  Versuch  Hartmann's,^)  den  Eintritt  des  Bürgen  in 
die  Rechte  des  Gläubigers,  in  die  bestehende  Forderung,  auf 
ein  logisches  Princip  zurückzufuhren,  befriedigt  nicht  recht; 
seiner  Ansicht  nach  ist  der  Zweck  der  Obligation  mit  der 
Befriedigung  des  Gläubigers  durch  den  Bürgen  nur  theilw eise 
erreicht,  er  erheische  das  Fortbestehen  der  Obligation,  um 
die  erfolgte  Leistung  des  zahlenden  Nebenschuldners  auf  den 
Kopf  des  Hauptschuldners  hinüberzuleiten.  Nun  besteht  die 
Hauptforderung  allerdings  zu  dem  Zwecke  fort,  „um  durch 
Uebergang  auf  den  Bürgen  den  Itegress  desselben  gegen  den 
Hauptschuldner  zu  sichern";  aber  ist  dieses  Fortbestehen  der 
Forderung  Zweck  der  Obligation?  Die  Bürgschaft  hat  doch 
nicht  den  Zweck  —  wenn  auch  nur  als  Nebenzweck  gedacht, 
—  dem  Bürgen  einen  Rückgriff  entstehen  zu  lassen.*) 

Scheurl  ,^)  die  Ausführungen  Hartmann's  bekämpfend, 
macht  den  Vorschlag,  die  Fortexistenz  der  Forderung  in  der 
Person  des  Bürgen  zu  erklären,  ohne  die  Zahlung  des  letz- 
teren in  Freiszahlung  umzudeuten,  man  möge  zu  diesem  Be- 
hufe  und  in  dieser  Richtung  die  directe  Verbürgung  als  man- 
datum  qualificatum  gelten  lassen.  Es  würde  diess  jedoch 
der  wirklichen  Sachlage  nicht  weniger  widersprechen  als  der 
dem  Bürgen  untergelegte  Forderungskauf,  ein  Creditauftrag 
ist  nicht  in  allen  Fällen  der  Bürgschaft  möglich,  und  wenn 
auch  manche  Sätze  des  heutigen  Bürgschaftsrechtes  dem 
mandatum  qualificatum  entnommen  sind,  so  lässt  sich  doch 
die  Bürgschaft  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  nicht  schlechthin  auf 


')  Obligation  p.  45,  Rechte  an  eigner  Sache  p.  47  ff. 

•)  Pero  ice  a.  a.  0. 

')  Kritische  Vierteljahrsschrift  Bd.  18  p.  505. 
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<las8elbe  zurückführen.^)  Die  moderne  Bechtsentwicklung 
aeigt  vielmehr  die  Tendenz,  den  Creditauftrag  in  der  gewöhn- 
lichen Bürgschaft  aufgehen  zu  lassen.  Das  Schweiz.  0.  R. 
stellt  die  in  Folge  eines  Auftrages  eingegangene  Bürgschaft 
jeder  andern  gleich  mit  Ausnahme  einer  Modification,^)  welche 
sich  aus  dem  v^orangegangenen  Auftrage  erklärt.  Das  Be- 
sondere des  Creditauftrages  liegt  in  der  Eingehung  der  Bürg- 
^haft.  Es  ist  ein  Auftrag,  der  eine  Verbürgung  bezweckt; 
die  Frage,  ob  eine  solche  zu  Stande  gekommen  ist,  wird 
nach  den  Grundsätzen  des  Auftrags  zu  beurtheilen  sein,  wess- 
halb  das  Institut  des  Creditmandates  beim  Auftrage  behandelt 
ist;  bis  zur  Eingehung  der  Bürgschaft  werden  daher  auch 
hier  die  Erlöschungsgründe  des  Auftrages  wirken.  Ist  aber 
eine  Bürgschaft  eingegangen,  Credit  eröffnet  oder  erneuert, 
so  gelten  die  Grundsätze  der  gewöhnlichen  Bürgschaft  (0.  R. 
Art.  418.  S.  dazu  Ha&ier  Anm.  3.)*  Die  Mandatsschuld  geht 
in  der  Bürgschaftsschuld  auf;  nicht  aber  wird  sonst  die  Bürg- 
schaftsschuld zur  Mandatsschuld.  ^) 

Die  Herbeiziehung  des  Creditauftrages  löst  den  Wider- 
spruch nicht  auf,  in  welchem  der  üebergang  der  Forderung 
auf  den  Bürgen  zu  dem  Satze  steht,  dass  durch  Erfüllung 
— ,  dazu  ist  ja  der  Bürge  rerpflichtet,  die  Obligation  unter- 
gebt. Jener  Gesichtspunkt  wäre  auch  zu  eng  zur  Erledigung 
dieser  Frage,  da  er  sich  nur  auf  den  Bürgen  bezieht;  es  ist 
aber  nicht  der  Bürge  allein,  der  durch  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers dessen  Rechte  erwirbt.  Der  Eintritt  des  zahlenden 
Bürgen  in  die  Forderung  ist  einer  der  Fälle,  in  denen  ein 
Dritter,  das  heisst  nicht  der  Hauptschuldner,  den  Gläubiger 
befriedigen  kann  mit  der  Wirkung,  dass  die  Obligation  auf 
ihn  übergeht.     Das  Gemeinschaftliche  ist  die  Tilgung  einer 


')  Auch  nicht  die  Verpflichtungen  des  Gläabigers  gegen  den  Bürgen 
in  der  Ansdehnnng  wie  es  von  Vogt  geschieht:  Leichtfassliche  Anleitung 
|>.  264. 

*)  Art  419.  «Der  Auftraggeber  kann  dem  Beauftragten  nicht  die  £in- 
vede  entgegensetzen,  der  Dritte  sei  zur  Eingehung  der  Schuld  persönlich 
«nfiUUg  gewesen." 

*)  Bruns  in  Holtsendorffs  Encydopadie  8.  Aufl.  p.  432. 


^tion. 
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materiell  fremden  Schuld,  für  welche  ein  Ersatzanspruch  ge- 
rechtfertigt ist,  mag  der  Zahlende  als  Mitschuldner,  als  Neben- 
schuldner, oder  ohne  in  der  Obligation  zu  stehen,  den  Gläu- 
biger befriedigt  haben.  Es  ist  bei  Behandlung  dieses  Ver- 
hältnisses von  den  Grundsätzen,  die  allen  Fällen  gemeinsam 
sind,  auszugehen. 
Sttbro-  Der   gesetzliche  Eintritt    in   die  Rechte   des   Gläubigers 

in  der  angegebenen  Ausdehnung  und  Anwendung  ist  ein 
modernes  Institut,  das  zuerst  gesetzgeberische  Normierung  er- 
fuhr in  mehr  oder  weniger  systematischer  Gestalt  durch  die 
drei  grossen  Privatrechtscodificationen  der  Neuzeit  ;  eingehende 
Behandlung  hatte  es  schon  vorher  im  französischen  Becht^ 
hier  unter  dem  Namen  Subrogation,  gefunden. 

Wir  finden,  dass  in  gewissen  gesetzlich  fixierten  Fällen 
die  Rechte  des  Gläubigers  auf  denjenigen  übergehen,  der  ihn 
befriedigt,  dass  eine  Zahlung  also  zugleich  Erfüllung  der 
Forderung  und  TJebergang  derselben  herbeiführen  kann.  Wenn 
nun  auch  der  Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  als  Folge 
der  Befriedigung  des  letztern  eines  jener  Verhältnisse  ist, 
wo  „die  reale  Substanz  der  Dinge  in  die  Schnürstiefel  einer 
haarscharfen  Logik  sich  nicht  wohl  hineinzwängen  lässt,"*) 
so  sind  wir  doch  nicht  der  Pflicht  enthoben,  die  uns  dabei 
entgegentretenden  Sätze  mit  bestehenden  Begriffen  zu  ver- 
mitteln, zu  construieren,  um  dadurch  ihre  Bedeutung  richtig 
zu  erkennen.  Das  Schweiz.  0.  R.  giebt  nur  die  einy.elnen 
Fälle  des  gesetzlichen  üebergangs  der  Forderung,  es  enthält 
keine  weiteren  Bestimmungen  darüber.  Wir  müssen  dieselben 
anderweitigen  Grundsätzen  des  Gesetzes  entnehmen.  Dabei 
kfinn  uns  die  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  anderer  Länder,, 
welche  dieses  Rechtsinstitut  kennen,  als  Wegweiser  dienen, 
ohne  dass  freilich  ihre  Entscheidungen  für  uns  durchaus  mass- 
gebend wären,  —  denn  das  0.  R.  ist  auch  hier  seine  eigenen 
Wege  gegangen  — ,  auch  ohne  dass  sie  uns  stets  einen  sichern 
Aufschluss  gewährten;  wir  finden  hier  die  mannigfachsten 
Gontroversen,  und  die  französischen  Juristen,  welche  unserem 


^)  HartmaiìD,  Bechte  an  eigner  Sache,  p.  ]. 


Der  Rûckgrifi  des  Bärgen.  II 

Gegenstand  eine  besondere  Aufmerksamkeit  widmen^  stimmen 
in  nichts  vollständig  überein  als  in  der  Klage  über  die 
Schwierigkeit  dieser  ^materia  difficilis  et  intricata".^) 

Die  Franzosen  leiten  ihre  Subrogation  ab  von  dem 
römischen  beneficium  ceden darum  actionum.  Die  Weiterbil- 
dung der  römischen  Grundsätze  und  ihre  Vereinigung  mit 
den  Bedürfnissen  der  Praxis  erfolgte  durch  die  französische 
Gesetzgebung  und  Jurisprudenz,  welche  zusammen  die  mass- 
gebenden Grundlagen  legten  für  die  definitive  Gestaltung  im 
Code  Napoléon.  Letzterer  erst  erhob  die  von  Dumoulin  schon 
befürwortete,  von  ihm  mit  Unrecht  den  Römern  untergelegte 
Anschauung,  dass  der  Uebergang  der  Rechte  ipso  jure  statt- 
finde,  zum  Gesetz.  Eingehende  Regelung  fand  der  gesetz- 
liche Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  auch  im  preussi- 
schen  Landrecht,  welches  aber  an  präciser  Gestaltung  dieses 
Verhältnisses  vom  Code  übertrofiTen  wird,  wesshalb  die  vor- 
zügliche Berücksichtigung  des  französischen  Rechtes  und  seiner 
Litteratur  für  den  vorliegenden  Gegenstand  nöthig  ist.  Es 
empfiehlt  sich  auch,  der  Kürze  wegen,  dem  französischen 
Sprachgebrauche  zu  folgen.  Der  deutsche  Text  des  Schweiz. 
0.  R.  hat  den  Ausdruck  „Uebergang  der  Rechte"  in  fast 
allen  der  hier  in  Betracht  kommenden  Fälle,  ohne  damit 
einen  technischen  Begriff"  zu  verbinden;  das  preussische  Land- 
recht spricht  von  „Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers", 
in  welcher  Weise  auch  das  badische /Landrecht  das  franzö- 
sische „Subrogation"  wiedergiebt.  Wenn  wir  von  Subrogation 
reden,  so  entspricht  das  auch  der  Ausdrucksweise  der  welschen 
Texte  des  0.  R.«) 

Was  ist  nun  Subrogation,  welchen  juristischen  Vorgang 
stellt  sie  dar?  Wir  fassen  unter  dieser  Bezeichnung  die  Fälle 
zusammen,  da  nach  gesetzlicher  Bestinunung  die  Befriedigung 
des  Gläubigers  den  Uebergang  der  Forderung  auf  einen  Dritten 
bewirkt.     Die  Uebertragung   von  Rechten   tritt  hier  ein  als 


*)  S.  z.  B.  Demolombc  1.  c.  p.  250.     Vgl.  Schollmeyer  p.  2.  76. 
*)  Der   italienische  Text  gebraucht  wechselweise   „essere  surrogato^ 
und  „subentrare"  (art.  168.701). 
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Folge  einer  bestimmten  Thatsache.  Es  ergiebt  sich  folgender 
Gedankengange): 

Forderungen  werden  übertragen  :  entweder  durch  Willens- 
erklärung des  Gläubigers  oder  durch  ein  ausserhalb  desselben 
liegendes  Moment^  einmal  durch  den  Bichter,  dann/  durch 
(lesetz,  indem  eine  gesetzliche  Bestimmung  an  ein  rechtliches 
Ereigniss  den  TJebergang  der  Forderung  knüpft.  Die  Forderung 
wird  abgetreten  vom  Gläubiger  durch  Rechtsgeschäft,  sie  wird 
vom  Richter  durch  Verfügung  übertragen  oder  sie  geht  über 
von  Gesetzes  wegen  ohne  äusseren  Willensact.  Es  ist  nicht 
genau,  freiwillige  und  nothwendige  Abtretung  einander  gegen- 
überzustellen,^) in  dem  Sinne,  dass  man  unter  ersterer  die 
Uebertragung  durch  Willenserklärung  des  Gläubigers  versteht, 
unter  letzterer  die  durch  TJrtheil  oder  einen  Rechtssatz  aus- 
gesprochene, denn  in  jenem  Falle  kann  auch  eine  Verpflich- 
tung zur*  Abtretung  vorhanden  sein  —  nicht  Alles,  was  mit 
Willen  geschieht,  ist  freiwillig  —  im  zweiten  Falle  aber  wird 
gar  nicht  abgetreten,  (wenn  nicht  das  richterliche  Eingreifen 
nur  in  einem  Zwang  zur  Abtretung  besteht);  denn  abtreten, 
cedere  actiones,  ist  eine  Handlung,  und  eine  solche  soll  hier 
eben  nicht  nöthig  sein;  die  Forderung  wird  übertragen,  geht 
über  ohne  ausdrückliche  Abtretung.  Man  kann  den  Ausdruck 
„fingierte  Cession^  gebrauchen,  wodurch  gesagt  ist,  dass  eine 
Cession  nicht  wirklich  stattfindet,  wenn  man  überhaupt  von 
Fiction  reden  will,  wo  das  Gesetz  einen  Rechtssatz  ausspricht. 

Das  Recht  legt  gewissen  Thatsachen  die  Wirkung  bei, 
den  TJebergang  einer  Forderung  zur  Folge  zuhaben;  es  sind 
verschiedene  und  verschieden  geartete  Fälle,  wo  das  geschieht. 
Unter  bestimmten  Umständen  soll  die  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers diese  Wirkung  hervorbringen;  da  spricht  das  franzö- 
sische Recht  von  Subrogation  (im  engeren  Sinn;  das  Wort 
kann  auch  bedeuten  Uebergang  von  Rechten  überhaupt,  wo- 
bei   unterschieden  wird  subrogation  réelle   und   subrogation 

»)  S.  0.  E.  Art.  183—185. 

*)  Wie  Hafoer  im  Randtitel  ad  Art.  183. 185  ;  über  den  Sprachgebrauoh 
s.  Windscheid  Fand.  §  329  K.  11;  vgl.  Exner  in  Granhuts  Zeitschrift 
Bd.  n.  p.  616. 
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des  personnes;  unter  Subrogation  schlechtweg  ist  aber  zu  ver* 
stehen  Singularsuccession  in  Forderungen  in  der  hier  allein 
gebrauchten  Bedeutung).  Wir  verstehen  also  unter  Sub* 
rogation  den  ipso  jure  vor  sich  gehenden  Uebergang  einer 
Forderung  als  Folge  der  Befriedigung  des  Gläubigers.  Sie 
kann  eintreten  durch  Willenserklärung  des  Gläubigers  oder 
des  Schuldners  oder  beider  —  sogenannte  subrogation  con- 
ventionnelle —  der  Eintritt  des  Zahlenden  in  die  Forderung 
ist  vojn  Willen  der  bisherigen  Parteien  oder  einer  derselben 
abhängig,  oder  aber  die  Subrogation  erfolgt  von  Gesetzes 
vregen,  subrogation  légale,  gesetzlicher  Eintritt  in  die  Rechte 
des  Gläubigers  in  dem  Sinne,  dass  nicht  nur  die  Forderung 
ipso  jure  übergeht;  sondern  auch  die  Thatsache,  an  die  solche 
Folge  geknüpft  ist,  unabhängig  vom  Willen  der  bisherigen 
Parteien  wirkt.  Die  subrogation  conventionnelle  sowohl  als 
die  Subrogation  légale  sind  an  gesetzlich  fixierte  Voraus- 
setzungen gebunden. 

Das  0.  R.  kennt  beide  Arten  von  Subrogation  ;  es  be- 
handelt aber  nicht  das  ganze  Institut  unter  einem  gemein- 
samen Gesichtspunkt,  sondern  zählt  die  einzelnen  Fälle  auf,. 
in  welchen  Subrogation  eintreten  kann  oder  soll.  Diejenigen, 
da  ein  Dritter,  ein  ausserhalb  der  Obligation  Stehender,  mit 
Subrogation  zahlen  kann,  finden  sich  bei  Anlass  der  Bezie- 
hungen der  Obligation  zu  dritten  Personen;  hier  der  einzige 
Fall  der  facultativen  Subrogation,  wo  der  Uebergang  der 
Forderung  in  das  Belieben  des  Schuldners  gesteUt  ist,  Art.  126 
Ziffer  1  ;  die  Subrogation  nach  Belieben  des  Gläubigers  (C.  N. 
1250)  kennt  das  0.  R.  nicht.  Die  Fälle,  in  welchen  ein  schon 
in  der  Obligation  Verhafteter  durch  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers in  dessen  Rechte  eintritt,  sind  angegeben  bei  den  be- 
treffenden Verhältnissen,  welche  Anlass  zu  ihrer  Anwendung 
geben,  ohne  dass  einheitliche  Sätze  für  sie  aufgestellt  wären. 

Wir  haben  eö  hier  mit  der  gesetzlichen  Subrogation  zu 
thun;  in  den  Wirkungen  steht  ihr  die  durch  den  Willen  des 
Schuldners  bewirkte  gleich,  der  Unterschied  liegt  nur  in  den 
Voraussetzungen  ;  für  die  gesetzliche  Subrogation  wird  weniger 
gefordert,  indem   bei  ihr  die  alleinige  Thatsache  der  Befrie- 
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digung  des  Gläubigers  den  Uebergang  der  Forderung  auf  den 
Zahler  zur  notbwendigen  Folge  hat.  Die  Forderung  geht 
also  über  in  Folge  von  Zahlung  (Zahlung,  payement  als  Be- 
friedigung des  Gläubigers  durch  Erfüllung  verstanden).  Der 
Code  Napoléon  spricht  von  payement  avec  subrogation  als 
einer  besonderen  Art  der  Zahlung,  welche  vom  Recht  mit  der 
Wirkung  ausgestattet  ist,  den  Uebergang  der  Forderung  zu 
begründen,  ohne  ihre  Eigenschaft  der  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers, und  damit  der  Tilgung  der  Obligation  für  diesen,  zu 
Tcrlieren.  Vom  Standpunkt  des  römischen  Rechtes  aus  be- 
trachtet liegt  hierin  eine  doppelte  Unregelmässigkeit,  einmal, 
dass  eine  Forderung,  welche  durch  Zahlung  ihre  natürliche 
Endigung  finden  müsste,  noch  fortbesteht,  ferner,  dass  diese 
Forderung  ohne  Abtretung  auf  einen  andern  übergeht.  Mit 
Beziehung  auf  letzteren  Punkt  kann  man  die  Subrogation  als 
der  fingierten  Cession  des  gemeinen  Rechts  entsprechend  be- 
zeichnen,^) sie  ist  aber  mehr  als  das  und  darum  nicht  der- 
selben einfach  gleich  zu  stellen.  Der  Ausdruck  Subrogation 
umfasst  auch  nur  die  eine  Seite  des  Verhältnisses,  den  Ueber- 
gang der  Forderung,  und  zwar  bedeutet  er  wörtlich  die  Er- 
setzung des  Gläubigers  durch  einen  andern  ;  cediert  wird  die 
Forderung,  subrogiert  der  neue  Gläubiger,  die  Sache  ist 
etwas  anders  gedacht  im  einen  und  im  andern  Fall,  das  Re- 
sultat ist  dasselbe  :  die  Forderung  bleibt,  der  Gläubiger  wech- 
selt. Subrogation  ist  die  ohne  wirkliche  Abtretung  erfolgende 
üebertragung  der  Gläubigereigenschaft  auf  einen  andern, 
transfiisio  unius  creditoris  in  alium,  nach  dem  viel  citierten 
Ausspruch  Dumoulin's.  Man  müsste  nun,  um  auszudrücken, 
dass  dieser  Vorgang  Folge  einer  Zahlung  ist,  correcter  Weise 
sprechen  von  Zahlung  mit  Subrogation,  wo  man  darunter  ver- 
steht Zahlung  und  Uebergang  der  Forderung,  gesetzlichen 
Eintritt  des  Zahlenden  in  die  Rechte  des  befriedigten  Gläu- 
bigers. Es  ist  das  ein  mehrseitiger  juristischer  Vorgang,  die 
fingierte  Cession  erschöpft  seine  Bedeutung  nicht,  er  enthält 
zugleich  Befriedigung  des  Gläubigers  und  damit  für  letzteren 


*)  S.  Goldschmidt  1.  c.  p.  418. 
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Erfüllung  der  Forderung,  also  etwas  von  der  Cession  ver- 
schiedenes. In  allen  Fällen,  wo  Subrogation  eintritt,  ist  die 
Befriedigung  des  Gläubigers  Voraussetzung  des  Uebergangs 
der  fiechte  und  Zweck  der  Zahlung.  Eine  Leistung  soll  zu- 
gleich Erfüllung  und  Uebergang  der  Forderung  bewirken. 
Dass  eine  Forderung  getilgt  wird  und  dennoch  fortbesteht, 
ist  unmöglich,  das  eine  schliesst  das  andere  aus;  da  nun  die 
Forderung  übergeht  und  von  dem  Zahler  ausgeübt  wird,  be- 
steht sie  noch  fort^  es  ist  also  eine  Ausnahme  gemacht  von 
der  Regel,  dass  Erfüllung  die  Obligation  tilge.  Man  kann 
âagen^  eine  Erklärung  dieses  Satzes  aus  allgemeinen  Eechts- 
regeln  sei  nicht  möglich'),  insofern  er  sich  nicht  ableiten 
lässt  aus  den  Grundsätzen  der  Zahlung,  der  Cession,  auch 
nicht  aus  dem  Begriff  und  dem  Zweck  der  Obligation,  er  be- 
ruht schliesslich  auf  positiver  Entscheidung  wie  jede  wirkliche 
Ausnahme.  Etwas  Widersinniges  enthält  jedoch  die  Verbin- 
dung von  Zahlung  und  Uebergang  der  Forderung  nicht  und 
lässt  sich  mit  sonstigen  Rechtsprincipien  in  Einklang  bringen. 
Wie  Hartmann  betont^)  :  „Die  Ausnahmslosigkeit  des  Satzes, 
dass  mit  einmal  beschaffter  persönlicher  satisfactio  des  Gläu- 
bigers die  Obligation  untergegangen  sei,  existiert  nicht." 
Dass  den  Grund  der  Ausnahme  betreffs  des  Bürgen  „die  rich- 
tig erkannte  Idee  und  Zweckbestimmung  der  Bürgschaft" 
bilde,  ist  allerdings  wahr;  diese  Erwägung  rechtfertigt  aber 
nur  den  Uebergang  der  Forderung  auf  den  zahlenden  Bürgen, 
ohne  die  rechtliche  Möglichkeit  dieser  Thatsache  zu  erklären. 
Wir  begreifen  dieselbe  jedoch,  wenn  wir  davon  ausgehen, 
dass  eine  Zahlung  eine  doppelte  Bedeutung  haben  kann.  Eine 
Leistung  kann  die  Befriedigung  des  Gläubigers  herbeiführen 
in  zweifacher  Weise,  einmal  durch  Beschaffung  der  geschul- 
deten Sache  selbst,  als  Erfüllung,  sodann  als  Beschaffung 
ihres  Werthes,  als  Kaufpreis.  Beides  sind  verschiedene  Dinge  — 
der  Werth,  die  Aestimation  einer  Sache  ist  nicht  diese  selbst  — 
sie  können  aber  identisch  sein,  ihr  Zusammenfallen  ist  denkbar; 


*)  S.  Schollmeyer  1.  c.  p.  24. 

'^  Bechte  an  eigener  Sache  p.  47. 
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beides  wird  sich  in  der  Regel  decken,  wo  die  Forderung  auf 
eine  G-eldsumme  geht.  Bei  der  Subrogation  soll  nun  die  Zah- 
lung stets  beides  sein,  solutio  und  pretium,  und  die  doppelte 
Function  haben,  als  Erfüllung  die  Forderung  für  den  Gläa* 
biger  zu  tilgen  und  als  Aequivalent  für  ihre  üebertragung 
zu  gelten,  sie  ist  zugleich  Leistung  des  Inhaltes  der  Obli- 
gation sowie  Erlegung  des  höchsten  Werthes  der  Forderung.^)* 
Das  scheint  eigentlich  auch  der  Kern  der  Meinung  zu  sein, 
wenn  die  römischen  Juristen  sagen,  dass  der  Grläubiger  nomen 
debitoris  quodammodo  vendidit.*)  Der  Bürge  kauft  nicht  die 
Forderung,  das  zu  behaupten  wäre  „der  realen  Substanz  der 
Dinge  widersprechend"';  seine  Zahlung  soll  aber  auch  den 
Effekt  des  Kaufpreises  haben,  die  Forderung  auf  ihn  zu  über- 
tragen. 

Durch  die  Verbindung  der  beiden  verschiedenen  Functionen 
der  Zahlung  in  einem  Act  erklärt  sich  das  Janusgesicht,  welches 
die  Subrogation  zeigt,  Erfüllung  und  Uebergang  derForderung; 
danach  bestimmen  sich  ihre  Wirkungen,  es  sind  dieselben,  die 
sich  im  AUgf^meinen  an  die  Erfüllung  der  Obligation,  die  sich 
an  ihren  Uebergang  knüpfen.  Es  kommen  die  Grundsätze 
über  Befriedigung  des  Gläubigers  und  über  die  Uebertragung^ 
der  Forderungen  (natürlich  die  gesetzliche  üebertragung)  zur 
Anwendung.  Das  Verhältniss  dieser  einander  widersprechenden 
Wirkungen  derselben  Zahlung  ist  dahin  zu  bestimmen,  dass 
die  letztere  für  die  Gläubiger  nur  als  Erfüllung  in  Betracht 
kommt,  für  den  Zahlenden  nur  den  Uebergang  der  Rechte 
zur  Folge  hat.  Die  Obligation  wird  nur  relativ  getilgt,  nämlich, 
dem  Gläubiger  gegenüber,  für  die  andern  Parteien  wird  sie 
in  ihrem  Bestände  nicht  alteriert. 

Die  Forderung  besteht  fort,  um  ihre  definitive  Erfüllung 
durch  den  eigentlichen  Schuldner  zu  finden;  auf  letzteren  soll 
die  gemachte  Leistung  schliesslich  zurückfallen.  Dieser  Zweck 
des  Fortbestehens  der  Forderung  enthält  auch  die  Recht- 
fertigung der  Subrogation  und  bezeichnet  die  Grenzen,  inner- 


')  S.  Hofmann  in  kritischer  Yierteljahrsschrift  XX.  p.  400  ff. 
•)  L.  86  D.  de  fidej.  46.  1.    L.  76  D.  de  solnt  46.  3. 
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halb  deren  sie  wirksam  werden  kann.  Es  soll  Jemanden, 
der  eine  fremde  Schuld  bezahlt  hat,  ein  möglichst  günstiger 
Anspruch  gegen  den  Schuldner  gegeben  werden  in  einer  Klage, 
die  er  sonst  nicht  hätte,  oder  in  einer  solchen,  welche  wirk- 
samer ist  als  die  ihm  sonst  zustehende.  Es  sind  Erwägungen 
practischer  Art,  denen  das  Institut  der  Subrogation  seine  Ent- 
stehung verdankt.  Die  Subrogation,  Zahlung  als  Erfüllung 
der  Forderung  und  zugleich  Grund  des  Forderungsübergangs, 
ist  eine  Anomalie  ;  sie  kann  nur  eintreten,  wo  das  Gesetz  es 
gestattet  oder  vorschreibt. 

Im  Folgenden  soll  bloss  die  gesetzliche  Subrogation  des 
zahlenden  Bürgen  respective  des  Solidarschuldners  betrachtet 
werden;  auf  diesen  Fall  sind  die  aufgestellten  allgemeinen 
Grundsätze  anzuwenden,  und  in  manchem  Punkt  näher  aus- 
zuführen. 

Beim  Bürgen  hat  die  Subrogation  unzweifelhaft  ihre  Be-  verhat- 
rechtigung  ;  der  Bürge  muss  für  einen  andern  zahlen^  auf  diesen 
Hauptschuldner  soll  seine  Leistung  abgewälzt  werden.  Das 
ist  der  Zweck  des  Rückgrifis,  also  auch  der  Subrogation,  welche  "Vtän' 
in  seinem  Dienste  steht.  Dem  genannten  Zwecke  gemäss  ^i?«» 
bestimmt  sich  das  Verhältniss  der  Klage  aus  der  Subrogation  ^^^' 
zu  einer  allfälligen  andern  dem  Subrogierten  zustehenden  Re- 
gressklage. Die  Frage  kommt  für  alle  Fälle  der  Subrogation 
in  Betracht,  —  meistens  wird  der  Dritte  durch  die  Zahlung 
einen  selbständigen  Anspruch  an  den  Schuldner  erworben 
haben  — ,  sie  erhebt  sich  namentlich  beim  Bürgen,  welchem 
von  Alters  her  zwei  Wege  des  Rückgrifis  offen  standen.  Für 
ihn  giengen  nach  gem.  R.  wie  fast  in  allen  Particularrechten 
die  cedierte  Klage  und  die  actio  mandati  neben  einander  her/) 
in  den  verschiedenen  Rechten  mit  verschiedenen  Variationen. 
Das  Principale  war  meist  die  selbständige  Entschädigungs- 
klage; ihr  ging  die  actio  cessa  zur  Seite,  um  leichtere  und 
gesichertere  Durchführung  des  Rückgriffs  zu  ermöglichen,  aber 
durch  erstere  in  ihrem  Ziele  beschränkt;   durch  den  Eintritt 


actio 
oecsa  m 
der  aelb- 


')  S.  z.  B.  ein  Urtheil  des  Berner  App.  Ger.  in  Ztschft.  des  Berner 
Jnr.  Vereins.    Bd.  18  p.  359. 

Z«itiéhr.  fOr  sehweizeritohet  Reoht.    Neue  Folge  VII.  2 
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in  die  Rechte  des  Gläubigers  sollte  der  Bürge  nicht  mehr 
erreichen,  als  ihm  seinem  Ersatzanspruch  nach  zukam  ;  fehlte 
ein  solcher;  so  versagte  auch  die  cedierte  Klage  (s.  Keil 
1.  c.  p.  33  ff.,  Keller  Pandecten  §  289  2^  Aufl.  p.  614). 

Nach  Schweiz.  O.R.  scheint  das  auf  den  ersten  Blick  anders 
zu  sein.  Das  Gresetz  spricht  nur  von  dem  Uebergang  der 
Hechte  auf  den  Bürgen,  von  einem  selbständigen  Anspruch 
desselben  ist  keine  Rede.  Demnach  würde  der  Eintritt  in 
die  Rechte  dtjs  Grlänbigers  den  einzigen  Massstab  geben  für 
die  Ausübung,  den  Umfang  des  Rückgriffes.  Dass  dem  nicht 
so  ist,  zeigt  die  Erledigung  der  gleichen  Frage  bei  der  Solidar- 
schuld. Da  wird  gesagt,  Art.  168,  dass  auf  den  regress- 
berechtigten Solidarschuldner  die  Rechte  des  Gläubigers 
übergehen;  die  Regressberechtigung  ist  dadurch  bestimmt, 
dass  von  der  an  den  Gläubiger  geleisteten  Zahlung  auf  jeden 
Solidarschuldner  ein  gleicher  Theil  fallt,  sofern  nicht  aus  dem 
unter  ihnen  bestehenden  Rechtsverhältnisse  sich  etwas  anderes 
ergiebt.  Der  Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  richtet 
sich  mithin  nach  der  Berechtigung  zum  Rückgriff,  für  deren 
Ermittelung  ein  Anhalt  gegeben,  in  letzter  Linie  aber  auf 
das  zu  Grunde  liegende  Rechtsverhältniss  verwiesen  wird. 
Das  gilt  auch  für  den  Bürgen,  für  welchen  die  Grundsätze 
der  Solidarschuld  zur  Anwendung  kommen,  soweit  sie  nicht 
ausdrücklich  den  speciellen  Interessen  der  Bürgschaft  ent- 
sprechend abgeändert  sind.  Nun  heisst  es  in  Art.  504:  „Auf 
den  Bürgen  gehen ...  die  Rechte  des  Gläubigers  über",  womit 
ausgedrückt  ist:  der  Bürge  gilt  als  regressberechtigter  Solidar- 
schuldner in  Bezug  auf  die  ganze  von  ihm  geleistete  Zahlung, 
seine  Eigenschaft  als  Bürge  enthebt  ihn  der  Nothwendigkeit, 
sich  auf  das  unterliegende  zwischen  ihm  und  dem  Uaupt- 
schuldner  bestehende  Verhältniss  einzulassen,  um  seinen  Rück- 
griff geltend  2U  machen  ;  nicht  aber  ist  letzterer  vollständig 
von  den  factischen  Beziehungen,  die  unter  Schuldner  und 
Bürgen  herrschen,  abgelöst;  diese  können  in  Betracht  kommen, 
sie  geben  den  Ausschlag,  ob  die  Regressberechtigung  des 
Bürgen,  die  von  vornherein  angenommen  ist,  wirklich  vor- 
handen  sei.    Die  übergegangene  Klage,   die  Ausübung  der 
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übergegangenen  Forderung,  regelt  sich  nach  dem  vorliegenden 
Ersatzanspruch.  Ein  solcher  besteht  für  den  Bürgen  und 
den  Solidarschuldner  auch  ohne  Subrogation.  Der  Bürge  kann 
die  Forderung  des  Gläubigers  geltend  machen  oder  einfach 
aus  der  Thatsache  der  Zahlung  für  den  Schuldner  klagen. 
Beide  Ellagen  fallen  regelmässig  zusammen,  da  der  Bürge 
stets  mit  Subrogation  zahlt;  es  ist  aber  möglich,  dass  die 
selbständige  Existenz  der  Ersatzforderung  wichtig  wird.  Wir 
haben  hier  einen  der  Fälle,  wo  „für  denselben  materiellen 
Ansprach  zwei  verschiedene  Grundlagen"  dem  Berechtigten 
zur  Auswahl  stehen.^)  Formell  kann  die  Klage  des  Bürgen 
verschieden  begründet  werden,  wodurch  sich  für  die  Durch- 
fuhrung des  Sückgrifis  in  der  einen  oder  der  andern  Weise 
besondere  Yortheile  ergeben  können.  Die  Klage  aus  der  Subro- 
gation ist  die  Klage  des  Gläubigers;  als  was  ist  der  selb- 
ständige dem  Bürgen  zustehende  Anspruch  aufzufassen?  Es 
ist  zu  unterscheiden,  ob  das  Bechtsverhältniss  zwischen  Bürgen 
und  Schuldner  ein  Vertragsverhältniss  ist,  dann  hat  der  Bürge 
die  betreffende  Contractsklage,  gewöhnlich  die  Mandatsklage; 
ist  das  nicht  der  Fall,  liegt  nur  der  Thatbestand  der  Bürg- 
schaft vor,  so  giebt  das  0.  K.  dem  Bürgen  wie  jedem 
Solidarschuldner  einen  Ersatzanspruch  auf  den  ihn  nicht  be- 
treffenden Antheil  der  Zahlung,  eine  Forderung  ex  lege  (Art. 
168).  Nur  die  letztere  versteht  sich  nach  unserem  Gesetze 
von  selbst,  die  Contractsklage  kann  hinzutreten  infolge  be- 
sonderer Umstände.  Nach  gemeinem  Eecht  ist  die  Regress- 
klage des  Bürgen  die  actio  mandati  resp.  negotiorum  gesto- 
rum,  ebenso  in  den  meisten  modernen  Gesetzgebungen*).  Auf 
•diesem  Boden  standen  auch  die  ersten  Entwürfe  des  0.  B«, 
welche  dem  Bürgen  neben  der  cedierten  Klage  das  Eecht 
gaben,  nach  Vorschrift  der  Bestimmungen  über  Auftrag  und 
Geschäftsführung  ohne  Auftrag  Ersatz  seiner  Auslagen  zu 
verlangen.^)  Die  betreffende  Bestimmung  ist  gestrichen  worden. 

»)  Speiser  in  Ztschft.  t  Schweiz.  R.  N.  F.  IV  p.  11. 
*)  S.  Dernbnrg  Preuss.  Pr.  R.  II  S.  245;  Troplong  1.  c.  N«  328  ff.; 
«ächs,  Gesetzbuch  §  1471. 

*)  Entwurf  j,  537;  E.  s,  511. 
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Schneider  (im  Commentar  zu  Art.  504  d.  3)  nimmt  an,  weil 
sie  selbstv^erständlich  sei  ;  es  kann  auch  sein,  um  sie  zu  be- 
seitigen; jedenfalls  steht  sie  nicht  mehr  da,  und  ergieht  sich 
nicht  aus  dem  Gesetz.  Selbstverständlich  ist  allerdings,  dass,. 
wenn  die  Voraussetzungen  des  Auftrags  oder  der  Geschäfts- 
führung ohne  Auftrag  vorhanden  sind,  die  Klagen  daraus  dem 
Bürgen  zustehen,  das  ist  nichts  der  Bürgschaft  Eigen thüm- 
liches  ;  es  sollen  aber  diese  Voraussetzungen  nicht  ohne  weiteres- 
als  vorliegend  angenommen  werden,  ebensowenig  als  die  Be- 
dingungen, die  für  die  Klagen  aus  den  genannten  Geschäften  ge- 
fordert werden,  für  den  Anspruch  des  Bürgen  massgebend  sind. 

In  den  meisten  Fällen  wird  der  Bürgschaft  ein  contract- 
liches  Verhältniss  zu  Grunde  liegen  und  werden  die  Solidar- 
schulden in  einem  solchen  stehen,  indem  die  Bürgschaft,  die 
Solidarschuld  nach  Vereinbarung  zwischen  den  verschiedenen 
Haftenden  eingegangen  wird.  Ein  derartiges  Verhältniss,  sei 
es  Mandat,  Societät  u.  s.  w.,  ist  von  demjenigen,  welcher 
Vortheile  daraus  ableitet,  anzuführen  und  zu  beweisen.. 

Darnach  entscheidet  sich,  ob  die  Auslagen  des  Bürgen 
sich  selbständig  verzinsen,  wie  die  des  Mandatars  ;^)  der  ge- 
wöhnliche Bürge  kann  das  nicht  beanspruchen;  er  soll  sich 
nicht  besser  stellen  als  der  Gläubiger;  war  die  Eorderung 
für  diesen  keine  zinstragende,  so  wird  sie  es  auch  bei  ihm 
nicht.  Ein  selbständiges  Recht  auf  Zinsen  steht  dem  Bürgen 
nicht  zu,  sein  Ersatzanspruch  umfasst  bloss  den  auf  den 
Schuldner  fallenden  Theil  der  Zahlung  (Art.  168).  Das  Obli- 
gationenrecht giebt  ihm  auch  keinen  Anspruch  auf  die  „übrigen 
Kosten,  die  er  um  der  Bürgschaft  willen  gehabt  hat"  (wie 
Zürcher  Gesetzb.,  §  1800),  gegen  welche  ihn  auch  Code  Nap. 
(a.  2028)  und  preussisches  Landrecht  (I  14,  §  351)  ausdrück- 
lich sicher  stellen.  Die  Klage  aus  der  Subrogation  kann  sich 
darauf  natürlich  nicht  beziehen.  Gegen  Verluste,  wie  sie  in- 
direct aus  der  bürgschaftlichen  Verpflichtung  folgen  können, 
muss  darum  der  Bürge  durch  Vertrag  sich  vorsehen.   Ersatz 


')  Art.  400,  472. 
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für  entgangenen  Gewinn,  für  Unkosten,  welohe  den  Bürgen 
trafen  dadurch,  dass  er  sich  im  betreffenden  Moment  Geld 
verschaffen  musste,  und  dergleichen  mehr,  wird  der  Haupt- 
schuldner nicht  ohne  weiteres  leisten  müssen.  Etwas  anderes 
wird  zu  sagen  sein  von  solchen  Auslagen,  welche  nothwendiger- 
weise  mit  der  Erfüllung  der  Forderung  durch  den  Bürgen 
verbunden  waren,  z.  B.  die  Kosten  der  Zahlung  selbst  (an 
einen  auswärtigen  Gläubiger  u.  s.  w*),  die  Âusklagung  des 
Hauptschuldners  (Art.  499s),  etwaige  Frocesskosten.  Solche 
Auslagen  sind  ein  Bestandtheil  der  Zahlung  und  fallen  unter 
den  Anspruch  des  Bürgen  auf  Ersatz  derselben,  als  ein  Zu- 
wachs der  Forderung,  ein  accessorium  der  Hauptschuld,  wie 
sie  den  Schuldner  selbst  treffen  musste;  daher  auf  sie  auch 
die  übergegangene  Forderung  des  Gläubigers  sich  erstreckt. 

Die  doppelte  Grundlage,  welche  der  Anspruch  des  Bürgen, 
überhaupt  des  Subrogierten,  haben  kann,  wird  noch  bedeutend 
für  die  Verjährung.  Der  selbständige  Ersatzanspruch  unter- 
liegt der  gewöhnlichen  zehnjährigen  Verjährung,  welche  mit 
seiner  Fälligkeit,  regelmässig  der  Zahlung,  beginnt.  Die  Ver- 
jährung der  Forderung  des  Gläubigers  kann  eine  kürzere  sein 
und  kann  schon  begonnen  haben,  und  so  geht  sie  über.  (Es 
bezieht  sich  das  nicht  auf  faustpfandgedeckte  Forderungen, 
für  welche  die  Verjährung  überhaupt  ausgeschlossen  ist  nach 
Art.  146«.) 

Die  berührte  Frage  ist  für  den  Bürgen  nicht  von  grosser 
practischer  Wichtigkeit.  Einmal  kann  er  seine  Rechte  wahren 
durch  Unterbrechung  der  Verjährung.  Der  einfache  Bürge 
ferner  kann  nur  angegriffen  werden  in  Fällen,  da  die  Ver- 
jährung gegen  den  Hauptschuldner  unterbrochen  ist  oder  stille 
steht  (Art.  493,  510  cf.  154«,  1536);  er  ist  also  gegen  uner- 
warteten Ablauf  derselben  geschützt.  Die  Verjährung  wird 
nicht  alteriert,  wenn  ein  Bürge  freiwillig  zahlt  ;  es  ist  dann 
seine  Sache,  wenn  ihm  das  schädlich  wird;  sie  wird  auch 
nicht  unterbrochen,  wenn  ein  Solidarbürge  vor  Concurs  des 
Schuldners  belangt  wird  ;  der  solidarisch  haftende  Bürge  ist 
in  dieser  Beziehung  schlechter  gestellt  als  der  gewöhnliche 
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Solidarschuldner.')  Hier  kann  es  von  Bedeutung  werden,  das» 
der  Kiickgrift  des  Bürgen  noch  eine  andere  Grundlage  hat 
als  die  Subrogation,  wenn  nämlich  die  Verjährungszeit  der 
Hauptschuld  im  Moment  der  Zahlung  dem  Ablaufen  nahe  ist. 
Sonst  wird  der  Bürge  sich  kaum  veranlasst  sehen,  seinen 
Bückgri£f  anders  zu  begründen  als  durch  .Berufung  auf  den 
Eintritt  in  die  Forderung,  wenn  ihm  nicht  etwa  ein  vertragliche» 
YerhältnisS;  in  dem  er  zum  Schuldner  steht,  besondere  Vor- 
theile  gewährt.  Denn  die  Subrogation  erstreckt  sich  soweit,, 
als  ein  Ersatzanspruch  entstehen  kann  ;  in  demselben  Masse^ 
als  der  Bürge  den  Gläubiger  befriedigt,  also  eine  Forderung^ 
an  den  Schuldner  erwirbt,  gehen  die  Hechte  des  ersteren  auf 
ihn  über  (Art.  504,  168). 

Der  Vortheil,  den  die  Subrogation  dem  Bürgen  gewährt,, 
liegt  einmal  darin,  dass  ihm  für  seinen  Rückgriff  alle  Sicher- 
heiten und  Privilegien  zur  Seite  stehen,  deren  die  Forderung 
beim  Gläubiger  theilhaftig  war,  er  liegt  femer  in  den  ein- 
fachen Voraussetzungen,  welche  damit  für  den  Bückgriff  auf- 
gestellt sind;  es  genügt,  dass  der  Bürge  als  solcher  gezahlt 
hat,  diese  Thatsache  giebt  ihm  die  Stellung  des  befriedigten 
Gläubigers.  In  diesen  Vortheilen  ist  gewiss  der  Grund  zu 
finden  für  die  ausschliessliche  Berücksichtigung  der  Subro- 
gation bei  Ânlass  des  Bürgschaftsregresses  im  0.  B.  Der 
Bürge  soll  seinen  Begress  nehmen  mit  der  Forderung  des 
Gläubigers  ;  umfang  und  Zuständigkeit  desselben  sollen  nach 
der  eingetretenen  Subrogation  beurtheilt  werden.  Das  wäre 
ein  einfaches  Princip,  man  braucht  gleichsam  nur  zu  rechnen  t 
der  Bückgriff  ist  gleich  der  geleisteten  Zahlung,  denn  in 
diesem  Masse  gehen  die  Bechte  über. 

Damit  ist  jedoch  nicht  auszukommen.  Die  Subrogation 
ist  ja  nicht  der  Grund  des  Bückgriffs,  sondern  Mittel  dazu; 
der  Grund  ist  die  Zahlung  der  fremden  Schuld,  und  der  daraua 
entstehende  Anspruch  auf  Ersatz  ist  es,  was  mit  der  über* 
gegangenen  Klage   soll   geltend    gemacht    werden;    darnach 

')  Die  Unterbrechung  der  Yeijährong  gegen  einen  Solidarschuldner 
wirkt  auch  gegen  die  übrigen  ;  dagegen  wirkt  die  gegen  den  Bürgen  statt* 
gefundene  Unterbrechung  nicht  gegen  den  Hauptschuldner.   Art.  155. 
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richtet  sich  die  Möglichkeit  eines  Erfolges  des  EückgriflFes, 
fiir  welche  zuletzt  das  unterliegende  Schuldverhältniss  mass- 
gebend sein  muss.  Prima  facie  stellt  das  Gesetz  allerdings 
auf  den  Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  ab^  es  können 
aber  Gründe  vorliegen,  welche  die  Wirkung  desselben  ab- 
schwächen oder  aufheben.  Das  ist  der  Sinn  von  Art.  504, 
zweiter  Satz  ;')  die  concrete  Sachlage  modificiert  den  Anspruch 
des  Bürgen. 

Das  0.  R.  geht  noch  weiter,  es  stellt  sogar  Pflichten 
des  Bürgen  gegen  den  Schuldner  auf,  deren  Nichterfüllung 
unter  Umständen  den  Verlust  des  Rückgriffs  nach  sich  zieht  ;^) 
der  Rückgriff  ist  somit  von  Bedingungen  abhängig,  welche 
sich  aus  der  Subrogation  nicht  erklären.  Sie  sind  so  aufzu- 
fassen: dem  Gesetz  erscheint  unter  gewissen  Umständen  eine 
Entschädigung  des  Bürgen  nicht  gerechtfertigt  ;  wo  aber  die 
Regressberefthtigung  fehlt,  da  versagt  auch  die  Subrogation, 
Auch  im  0.  R.  reicht  die  actio  cessa  nicht  weiter  als  der 
ihr  zu  Grunde  liegende  Ersatzanspruch  des  Bürgen.  Der  for- 
male Gesichtspunkt  der  Subrogation  dient  nur  dem  mate- 
riellen der  Entschädigung;  den  Character  einer  Entschädigungs- 
forderung hat  im  Wesentlichen  der  Rückgriff  des  Bürgen 
auch  nach  0.  R.,  wenn  er  auch  im  Gewände  der  Forde- 
rung des  befriedigten  Gläubigers  auftritt.  Non  titulus  ac- 
tionis,  sed  debiti  causa  respicienda  est.  L.  69  ff.  de  fidej.  46,  1.. 

Es  ist  nun  zu  untersuchen,  wie  das  Gesetz  den  Bürg- 
schaftsregress  durchgeführt  und  seine  Voraussetzungen,  seine 
Wirkungen  im  Einzelnen  geregelt  hat. 


IL 
Der   Artikel    504    des   0.  R.    lautet    in    seinem    ersten 
Satze:    „Auf  den  Bürgen  gehen  in  demselben  Masse,   als  er 
den  Gläubiger  befriedigt  hat,  die  Rechte  desselben  über.^ 

')  „Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Ansprüche  und  Einreden  aus 
dem  zwischen  Bfir^n.  und  Hauptsehuldner  jeweilen  bestehenden  Rechts- 
verhältnisB.''     Art.  504  i.  f. 

«)  Art.  505,  506  s.  u. 
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▼or»tt»-  Voraussetzung    des   Rückgriffs   ist    demnach,    dass   ein 

**de«*    Bürge    den  Grläubiger  befriedigt. 
Bfick-  Bürge  ist    nach  0.  R.  Art.  489  ff.    wer,    fähig,    durch 

^^***'  Verträge  sich  zu  verpflichten,  mit  dem  Gläubiger  eines  Dritten 
einen  schriftlichen  Vertrag  abgeschlossen  hat  des  Inhalts, 
ihm  für  ErfüUung  einer  Schuld  des  letzteren  einzustehen. 
Die  Bürgschaft  ist  ein  Vertrag  zwischen  Gläubiger  und  Bürgen, 
setzt  jedenfalls  Annahme  von  Seiten  des  Gläubigers  voraus; 
dem  Gläubiger  kann  sich  kein  Bürge  aufdrängen.')  Es  kann 
ihm  allerdings  mit  Einwilligung  des  Schuldners  die  Forderung 
aus  der  Hand  gewunden  werden,  indem  Art.  126  bestimmt: 
soweit  ein  Dritter  den  Gläubiger  befriedigt,  gehen  die  Rechte 
desselben  auf  ihn  über,  wenn  der  Schuldner  dem  Gläubiger 
anzeigt^  dass  der  Zahlende  an  die  Stelle  des  Gläubigers  treten 
soll.  Allein  dieser  dritte  Zahler  hat  dem  Gläubiger  gegenüber 
nicht  die  Stellung  des  Bürgen.  Des  Schuldners  Wissen  und 
Wollen  ist  bei  Eingehung  der  Bürgschaft  unwesentlich  und 
ohne  Einfluss  auf  den  Rückgriff,  den  jeder  Bürge,  unabhängig 
von  irgend  einem  Verhältniss  zum  Hauptschuldner,  nehmen 
kann.  Sofern  der  Rückgriff  den  Character  der  actio  mandati 
hat,  also  auf  mehr  gehen  kann,  als  der  Bürge  wirklich  ge- 
leistet hat,  ist  es  nöthig,  einen  solchen  Anspruch  dem  Bürgen 
zu  versagen,  welcher  sich  dem  Schuldner  aufgedrängt  hat.^) 

>)  Daran  ändert  wohl  auch  nichts  der  Art.  228,  welcher  bestimmt, 
dass  der  Gläubiger  ein  Retentionsrecht  realisieren  kann,  wenn  er  für  seine 
Forderung  weder  Zahlung  noch  genügende  Sicherheit  erhalten  hat.  Fftr 
Realisierung  des  Retentionsrechtes  ist  Voraussetzung,  dass  der  Gläubiger 
nicht  anderweitig  in  genügender  Weise  sicher  gestellt  ist.  Vgl.  Makower 
im  Commentar  zum  D.  H.  G.  B.  ad  Art.  315  n.  57  b.  Der  Gläubiger  ver- 
liert also  unter  Umständen  das  Retentionsrecht,  wenn  er  eine  Sicherheit 
zurückweist,  nicht  aber  wird  er  gezwungen,  eine  solche,  etwa  eine  Bürg- 
schaft, anzunehmen.  Was  genügende  Sicherheit  sei,  ob  eine  Bürg- 
schaft die  nöthigen  Eigenschaften  besitze,  als  solche  zu  gelten,  wird  in 
letzter  Linie  das  Gericht  entscheiden.  Factisch  kann  nun  aUerdings  der 
Gläubiger  zur  Annahme  einer  Sicherheit  genöthigt  sein,  insofern  die  Nicht- 
annahme ihm  Nachtheil  bringen  würde.  Die  Annahme  der  Bürgschaft  kann 
also  seitens  des  Gläubigers  eine  mehr  oder  weniger  freiwillige  sein,  immer- 
hin ist  sie  Erforderniss  des  Zustandekommens  der  Bürgschaft. 

«)  V.  Laurent  t.  28,  p.  254  zu  C.  N.  2028,  Dresdner  Entwurf 
Art.  989,  940. 
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Nach  0.  R.  beschränkt  sich  der  Bückgriff  auf  den  effecti^en 
Bestand  der  Forderung;  rechtlichen  Nachtheil  erleidet  also 
der  Schuldner  nicht  dadurch,  dass  statt  des  Gläubigers  der 
Bürge  ihn  belangen  kann;  wegen  des  f actischen  Nachtheils 
aber,  den  fur  ihn  ein  Wechsel  der  Personen  mit  sich  bringen 
kann,  scheint  es  nicht  gerechtfertigt,  den  Bückgriff  auf  eine 
bestimmte  Art  von  Bürgen  einzuschränken.  Wie  der  Gläubiger 
eine  Forderung  abtreten  kann,  kann  er  sich  durch  Bürgschaft 
ihre  Sicherung  und  Befriedigung  verschaffen  ohne  Einwilligung 
des  Schuldners. 

Es  liesse  sich  fragen,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  wenig- 
stens dem  Bürgen,  der  mit  Wissen  des  Schuldners  sich  ver- 
bürgt, einen  Bückgriff  zu  geben,  der  auch  für  mittelbar  aus 
der  Bürgschaft  ihm  erwachsene  Kosten  Ersatz  verschaffte. 
Das  O.  B.  stellt  hiefür  gänzlich  auf  ein  etwa  zwischen  Bürgen 
und  Schuldner  bestehendes  sonstiges  Yerhältniss  ab,  wohl 
mit  Becht. 

Der  Bürgschaftsregress  steht  jedem  Bürgen  zu.  Das 
0.  B.  macht  zwei  Fälle  ausdrücklich  namhaft,  wo  er  An* 
Wendung  finden  soll.  Der  Auftraggeber  beim  Creditauftrag 
soll,  wenn  er  einmal  verpflichtet  ist,  nach  den  Begeln  der 
Bürgschaft  behandelt  werden,  auch  was  den  Bückgriff  anbe- 
langt;^) er  steht  überhaupt  dem  gewöhnlichen  Bürgen  gleich. 
Etwas  anders  verhält  es  sich  in  dem  zweiten  Fall,  wo  auf 
den  Begress  des  Bürgen  verwiesen  wird,  dem  Bückgriff  des 
Wechselbürgen,  d.  h.  desjenigen,  welcher  den  Wechsel  mit- 
unterzeichnet und  sich  dabei  als  Bürge  benannt  hat  (Art. 
808,  809).^) 

Die  Wechselbürgschaft  ist  keine  Bürgschaft  im  gewöhn- 
lichen Sinne^),  es  ist  eine  wechselmässige,  also  durchaus 
formale  Verpflichtung,  für  welche  die  Bestimmungen  der  Bürg- 
schaft im  Allgemeinen  nicht  Platz  greifen  können.  Der 
Wechselbürge  ist  fftr  den  Gläubiger  Wechselschuldner.  Nur 
für   seinen   Begressanspruch   gegen  denjenigen,    für  welchen 

>)  Art  418,  421. 

*)  Vgl.  Spewer  in  Ztschr.  f.  Schw.  R.  N.  P.  IV  p.  18  ff. 

»)  Vgl.  Senfferts  Archiv  40  Nr.  310. 
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er  sich  verbürgt  hat,  schreibt  das  0.  R.  die  Anwendung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  Bürgschaft  vor.  Der  Wech- 
seibürge  zahlt  also  wie  der  gewöhnliche  Bürge  ;  seine  Zahlung 
hat  die  Eigenschaft,  die  Forderung,  hier  die  Wechselforderunç 
nicht  zu  tilgen,  sondern  mit  der  Befriedigung  des  Wechsel- 
gläubigers ihren  TJebergang  auf  ihn,  den  Bürgen,  in  ihrer 
Kraft  als  Wechselforderung  zu  bewirken;  seine  Zahlung  ist 
zugleich  Zahlung  der  Wechselsumme  (beziehungsweise  der 
Regresssumme)  und  Geben  einer  Valuta.  Eine  Analogie  dazu, 
bietet  im  Wechselrecht  die  Zahlung  des  Ehrenzahlers,  welcher 
gleichfalls  mit  Subrogation  zahlt.     Art.  7812. 

Befrie-  Für  den  Bürgen  ist  weitere  Bedingung  des  RückgriflFes,. 

^^    dass  er  den  Gläubiger  befriedigt  habe. 

Gisu-  Befriedigung  findet    der   Gläubiger,    er    erhält,    was    er 

verlangen  kann,  in  einer  Leistung,  welche  iür  ihn  den  Unter- 
gang der  Forderung  bewirkt,  mag  sie  Erfüllung  sein  oder 
einen  andern  Aufhebungsgrund  herbeiführen,  sofern  dadurch 
der  Inhalt  oder  der  Werth  der  Obligation  beschafft  ist.  ^) 
Dieser  weite  Sinn  liegt  auch  dem  an  sich  engem  Ausdruck 
der  welschen  Texte  unter.  (Das  deutsche  „befriedigen^  ist 
im  französischen  Text  durch  „payer"  wieder  gegeben,  welchem 
im  italienischen  „pagare"  oder  „soddisfare"  (79,  168)  ent- 
spricht. —  Der  Code  Nap.  sagt  :  „la  caution  qui  a  payé  ^) 
a  son  recours  contre  le  débiteur  principal".  Art.  2028,  2029  ; 
wozu  Laurent  t.  28,  p.  248:  le  mot  „payer"  doit  être  pria 
dans  son  sens  le  plus  large;  dès  que  la  caution  a  satisfait 
à  Tobligation  du  débiteur  d'une  manière  quelconque,  elle  & 
un  recours  contre  lui  ....  p.  249:  nous  entendons  toujours 
par  payement  toute  extinction  de  l'obligation  principale  qui 
donne  à  la  caution  un  recours  contre  le  débiteur.  —  In  dem- 
selben Sinne  Troplong  Nr.  333  u.  a.  m.) 

Eigenschaft  eines  Bürgen  und  Befriedigimg  des  Gläubigers 
sind  die  formellen  Erfordernisse  des  Rückgriffs.    Die  Be* 


')  Art.  129,  131  ff.,  140,  142. 

')  Codice  civile  italiano:  »il  fidejassore  che  hsk pagcOo'^ , , ,  Art.  191 5, 
1916,  1916. 
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weispflicht  ist  vertauscht  worden,  im  Vergleich  zum  römischen 
Recht;  es  steht  jetzt  beim  Schuldner,  Gründe  gegen  die 
Klage  desjenigen  vorzubringen,  der  sich  als  zahlenden  Bürgen 
zum  Segress  legitimiert. 

Das   Gesetz  spricht  von  Verlust  des  Rückgriffs  (Art.  505,    ^•'^''•^ 
506).     Da  es    demnach  Gründe  giebt,   welche  den  Rückgriff    Rück- 
auch  eines  solchen  Bürgen,  welcher  den  Gläubiger  befriedigt     «^'^"•' 
hat,  ausschliessen,  so  ist  doch  die  Befriedigung  des  Gläubigers 
für  den  Bürgen  nicht  hinreichend,   einen  wirksamen  Regress 
zu  begründen.     Die  materiellen  Voraussetzungen  eines 
solchen  finden  wir  bei  Betrachtung  der  Fälle,  wo  ein  Rück- 
griff nicht  statthaben  soll.     Es  zeigt  sich  hier,  dass  der  An- 
sprach des  Bürgen  vom  Gesetz  im  Grunde  als  Entschädigungs- 
forderung gedacht  ist. 

Der  Bürge  verpflichtet  sich  zur  Erfüllung  einer  fremden 
Schuld;  die  Leistung  dieser  Verpflichtung  befreit  den  Schuldner 
vonQ  Gläubiger.  Das  ist  der  innere  Grund  des  Rückgriffs. 
Die  Zahlung  einer  materiell  fremden  Schuld,  welche  dem 
Schuldner  zu  Gute  kommt,  ist  die  Grundlage  des  Anspruchs, 
das  zu  diesem  Zweck  Aufgewandte  vom  Schuldner  ersetzt  zu 
erhalten.  Der  Grund  des  Rückgriffs  fällt  weg,  wenn  die 
Befriedigung  des  Gläubigers  nicht  zugleich  Befreiung  des 
Schuldners  ist,  diess  ist  der  Fall,  wehn  die  Befreiung  des 
Schuldners  nicht  nöthig  ist,  weil  gar  nicht  er  der  wirkliche 
Schuldner  ist  —  die  Befriedigung  des  Gläubigers  kommt 
nicht  ihm  zu  Gute;  ferner,  wenn  die  Befreiung  des  Schuldners 
nicht  erreicht  wird  —  die  Befriedigung  des  Gläubigers  hat 
nicht  die  gewünschte  Wirkung. 

Der  Anwendung  dieser  Principien  begegnen  wir  in  dem 
Schlusssatze  des  Art.  504,  deutlicher  noch  sind  sie  ausge- 
sprochen in  den  Artikeln  505  und  506. 

Der  Inhalt  des  Art.  505  entspricht  dem  Grundsatz  der 
Subrogation,  wonach  eine  Forderung  übergeht,  wie  sie  dem 
Gläubiger  zusteht,  dass  ihr  darum,  wenn  der  Subrogierte  sie 
geltend  macht,  alle  Einreden  entgegenstehen,  denen  sie  beim 
Subrogierenden  ausgesetzt  war;  das  gehört  unter  die  Wirkungen 
des  Uebergangs  der  Forderungen.  Die  im  ersten  Absatz  des 
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Art*  50Ö  berührte  Berechtigung  des  Bärgen  zur  Verwendung 
der  Einreden  des  Hauptschuldners  fällt  unter  die  Frage  nach 
der  Haftung  des  Bürgen,  nicht  unter  den  Bückgriff,  sie  ist 
•die  Folge  der  accessorischen  Natur  der  Bürgschaft,  welche 
mit  gewissen  Ausnahmen  (Art.  492»)  im  0.  R.  gewahrt  ist. 

Hier  kommt  der  Artikel  505  in  Betracht,  insofern  er 
Tom  Verlust  des  Rückgriffs  spricht.*)  Es  würde  sich  aus  der 
Subrogation  ergeben,  dass  der  Bürge  keinen  Bückgriff  hat, 
wenn  er  unterliess,  eine  Einrede  des  Hauptschuldners  geltend 
2U  machen,  also  eine  Forderung  bezahlte,  deren  Wirkung  durch 
«eine  Einrede  gehemmt  ist;  denn  der  in  die  Bechte  des  Gläu- 
Ì>iger8  Eingetretene  kann  nicht  mehr  verlangen  als  der  Gläu- 
biger selbst.  Wenn  nun  das  Gesetz  dem  Bürgen,  der  eine 
dem  Hauptschuldner  zustehende  Einrede  nicht  vorschützte, 
doch  einen  Bückgriff  gewährt  im  Fall  unverschuldeter  Un- 
kenntniss,  so  knüpft  es  hier  nicht  an  den  Gedanken  des 
^  Forderungsüberganges  an;   denn   der  Natur  der  Subrogation 

widerspricht  es,  dass  der  in  die  Forderung  Eingetretene  mehr 
Bechte  haben  kann  als  der  ursprüngliche  Gläubiger,  was 
hier  thatsächlich   der  Fall  ist.     Das  0.  B.  dtellt  somit  den 
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^^'  Verlust  des  Bückgriffs  hin  als  Folge  der  Nachlässigkeit  des 

^^v  Bürgen,  als  eine  Strafe,  die  nicht  eintritt,  wenn  der  Bürge 
^s}:  4Bchuldlos  ist.  Ein  Bürge  bezahlt  eine  Schuld,  welche  noch 
z\3l  Becht  bestand,  als  er  die  Bürgschaft  eingieng,  inawischen 
ist  sie  verjährt,  ohne  dass  er  die  Thatsachc  hätte  erfahren 
3  können.  Giebt  ihm  das  Gesetz  die  Möglichkeit  eines  Bück- 

^.         griffa,  so  derogiert  es  damit  den  Grundsätzen  der  Subrogation. 
r*^  Die  betreffende  Vorschrift  ist  aus  practischen  Gesichts- 

'v'  punkten  zu  billigen.     „Unverschuldete  Unkenntnisse  vermag 

|\/  der  Bürge  doch  nur  darzuthun,    wenn  er  in  Einverständniss 

f  mit  dem  Hauptschuldner  zahlte  und  durch  diesen  die  Unter- 

^:>  lassung  (das  Nichtentgegensetzen  der  Einrede)  veranlasst  ist. 


^)  Art  505:  Unterlässt  der  Bürge,  dem  Gläubiger  die  Einreden  entgegen- 
zusetzen, welche  dem  Hanptschnldner  zustehen,  so  verliert  er  seinen 
Bückgriff...  wenn  er  nicht  seine  unverschuldete  Un- 
kenntniss  darzuthun  vermag. 
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Der  Hauptschuldner  wollte  keinen  Gebrauch  von  einer  Ein- 
rede machen^  oder  hat  eine  solche,  sei  es  böswillig,  sei's 
nachlässig,  verschwiegen.  In  beiden  Fällen  wird  er  sie  nicht 
dem  Bürgen  entgegensetzen  können  ;  wie  dem  Gläubiger 
gegenüber,  so  verzichtet  er  auch  gegenüber  dem  Bürgen  auf 
ihre  Geltendmachung. 

Wir  finden,  nach  Art.  505  fällt  der  Rückgriff  weg,  weil 
eine  Entschädigung  nicht  gerechtfertigt  wäre;  sie  ist  nicht 
gerechtfertigt,  weil  der  Schuldner  nicht  in  dem  Masse  haftete,, 
als  der  Bürge  bezahlte,  demnach  die  Leistung  des  letztem 
für  ersteren  nicht  den  Effekt  der  Befreiung  hat,  ihn  vielmehr 
in  erhöhtem  Mass  belasten  würde,  wenn  sie  auf  ihn  zurück* 
fiele.  Die  Entschädigung  ist  jedoch  gerechtfertigt,  •  der  Rück- 
griff tritt  ein,  wenn  der  Schuldner  es  zu  verantworten  hat, 
dass  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  mehr  aufgewandt  wurde,, 
als  zu  seiner  Befreiung  nöthig  war. 

Die  Klage  im  zweiten  Fall  kann  immerhin  die  Klage 
aus  der  Subrogation  sein;  den  Einreden,  welche  ihr  conse- 
quenter  Weise  entgegenstehen  würden,  ist  durch  positive  Vor- 
schrift die  Kraft  benommen. 

Die  durch  Art.  505  gegebene  Entscheidung  wieder- 
holt sich  in  Art.  506')  und  erklärt  sich  hier  aus  demselben 
Gesichtspunkte;  die  stricte  Anwendung  der  Subrogation  würde 
auch  hier  zu  einem  andern  Resultate  führen. 

Der  Bürge  befriedigt  den  Gläubiger;  in  Unkenntniss 
davon  zahlt  der  Hauptschuldner  noch  einmal;  der  Bürge,  sagt 
das  Gesetz,  hat  keinen  Rückgriff  gegen  den  Schuldner,  sondern 
nur  eine  Condictio  gegen  den  Gläubiger.  In  diesem  Sinne 
ist  der  Fall  auch  im  gemeinen  Recht,  sowie  durch  die  modernen 
Gesetzgebungen,  welche  ihn  berücksichtigen,  entschieden.  Der 
Bürge  hätte  verhindern  können  und  sollen,  dass  der  Haupt- 
schuldner noch  einmal,  also  unnöthigerweise  bezahlt;  hat  er 
das   nicht   gethan,    nicht,   wie    er   sollte,    das  Interesse  des 


')  Art.  506.  Der  Bürge  verliert  den  Rückgriff,  wenn  infolge  der  von 
ihm  nnteriassenen  Anzeige  der  Zshlnng  der  Hanptschnldner   die  Schuld 
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Schuldners  gewahrt,  so  entsteht  kein  Ersatzanspruch.  Das 
folgt  aus  den  Grundsätzen  der  Mandatsklage.  ^)  Ein  anderes 
Eesultat  liesse  sich  als  Consequenz  der  Subrogation  im  0.  B. 
erwarten.  Der  Bürge  hat  den  Gläubiger  befriedigt  und  damit 
die  Forderung  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  getilgt; 
die  nochmalige  Leistung  des  letzteren  bezieht  sich  auf  eine 
Nichtschuld,  das  kann  doch  den  Anspruch  des  Bürgen  nicht 
berühren,  der  durch  Zahlung  und  damit  verbundenen  Ueber- 
gang  der  Forderung  bereits  erworben  ist*  Aber  es  zeigt  sich 
auch  hier,  dass  der  Schuldner  zur  Entschädigung  nicht  yer- 
pâichtet  ist,  wenn  die  Zahlung  des  Bürgen  ihm  nicht  zu  Gute 
kommt.  Die  befreiende  Wirkung  derselben  erscheint  hier 
für  den  Hauptschuldner  durch  die  Schuld  des  Bürgen  ver- 
eit^^lt.  Der  Bürge  soll  dafür  sorgen,  dass  der  Schuldner  nicht 
noch  einmal  bezahlt.  Er  hat  aber  ein  Mittel,  die  Verant- 
wortlichkeit von  sich  abzuwälzen.  Weiss  der  Schuldner,  dass 
schon  bezahlt  ist,  so  hat  er  es  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn 
er  durch  Leistung  an  den  Gläubiger  Schaden  erleidet.  Also 
beugt  der  Bürge  jedem  Schaden,  der  ihm  zugerechnet  werden 
könnte,  vor,  wenn  er  den  Schuldner  von  der  erfolgten  Be- 
friedigung des  Gläubigers  in  Kenntniss  setzt.  Wir  erfahren 
aus  Art.  506,  dass  der  Bürge  angehalten  ist,  dem  Schuldner 
seine  Zahlung  anzuzeigen.  Das  ist  nicht  so  zu  verstehen, 
als  sei  die  Anzeige  eine  absolute  Pflicht  des  Bürgen;  sie  ist 
nicht  etwa  unbedingt  Voraussetzung  jedes  Bückgriffs,  sondern 
wird  nur  relevant,  wenn  wirklich  der  Schuldner  noch  einmal 
gezahlt  hat,  und  ihre  Unterlassung  schadet  auch  in  diesem 
Falle  dem  Bürgen  nur,  wenn  der  Schuldner  bona  fide  ge- 
zahlt hat.  Der  Bürge,  welcher  den  Gläubiger  befriedigt  hat, 
will  Bückgriff  nehmen,  der  Schuldner  weist  ihn  zurück  durch 
die  Behauptung  nochmaliger  Zahlung,  wogegen  der  Bürge 
geltend  machen  kann,  dass  der  Schuldner  Kenntniss  von  der 
schon  erfolgten  Befriedigung  des  Gläubigers  gehabt  habe; 
der  beste,  aber  nicht  der  einzige  Beweis  dafür  ist  die  von 
ihm  dem  Schuldner  gemachte  Anzeige«  Das  scheint  wenigstens 

*)  L.  29  §  3  mandati.  17.  1  ;  Hasenbalg  1.  c.  p.  705;  Troplong  N«  S8U 
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der  Sinn  des  Art.  506  zu  sein.  Das  0.  R.  mathet  seinem 
Wortlaute  nach  dem  Schuldner  einen  unmöglichen  Beweis 
zu,  dahin  gehend,  dass  er  infolge  der  unterlassenen  Anzeige 
gleichfalls  bezahlt  habe.  Seine  Zahlung  ist  ja  nie  Folge 
der  unterlassenen  Anzeige,  sondern  Folge  der  gemachten  An- 
zeige wäre,  dass  er  nicht  noch  einmal  zahlt.  Die  nicht  sehr 
elegante  Wendung  soll  wohl  ausdrücken,  dass  der  Rückgriff 
wegfallt,  wenn  die  Anzeige  nöthig  gewesen  wäre,  um  den 
Schuldner  For  nochmaliger  Zahlung  zu  bewahren;  die  Anzeige 
war  nicht  nöthig,  wenn  der  Schuldner  überhaupt  Kenntniss 
von  der  Zahlung  hatte;  auch  darauf  wird  sich  der  Beweis 
des  Bürgen  richten  können. 

Wir  dürfen  annehmen,  dass  das  0.  B.  in  jetziger  Fas- 
sung denselben  Gedanken  enthalten  will,  den  die  Entwürfe 
deutlicher  ausdrückten,^)  der  Schuldner  dürfe,  um  den  Bück- 
griff mit  Erfolg  anfechten  zu  können,  nicht  in  Kenntniss  der 
schon  erfolgten  Befriedigung  des  Gläubigers  gezahlt  haben. 
Anders  bestimmt  der  Code  Napoléon,^)  welcher  dem  Bürgen, 
der  die  Anzeige  an  den  Schuldner  unterlassen,  im  Fall  noch- 
maligerZahlung  durch  letzteren  den  Regress  schlechtweg  versagt. 
Den  umgekehrten  Fall,  die  Zahlung  des  Bürgen  an  den 
Gläubiger,  der  schon  vom  Hauptschuldner  befriedigt  ist,  be- 
rührt das  0.  R.  nicht  ausdrücklich;  er  erledigt  sich  nach 
Massgabe  des  Art.  Ö05.  Eine  Pflicht  des  Schuldners,  den 
Bürgen  von  seiner  Zahlung  zu  benachrichtigen,  kennt  das 
Gesetz  nicht.  Der  Bürge  soll  sich  mit  dem  Schuldner  ins 
Einverständniss  setzen,  wenn  er  zahlt.  Nur  der  Nachweis 
unverschuldeter  Unkenntniss  kann  ihm  zu  einem  Rückgriff 
verhelfen,  wenn  er  mehr  zahlt  als  der  Hauptschuldner  noch 
schuldete. 

In  ähnlicher  Weise  steht  die  Mandatsklage,  wo  der  Rück- 
griff als  solche  gedacht  ist,  zu,  wenn  vom  Bürgen  ohne 
Kenntniss  der  schon  erfolgten  Zahlung  geleistet  worden  ist.^) 


')  Es  Es  Art,  5168. 
')  Art.  20S1  cf.  Laurent  28  p.  251. 

3)  L  29  §  2  mandati  17.  1.    Hasenbalg  p.  705.   Sachs.  Gesetzb.  §  1472. 
Vgl.  Entsch.  des  Beichs-Ober-Handels-Qer.  XIX  N*  70. 
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Zahlt  der  Bürge  mehr  als  die  Hauptschuld  beträgt,  sie 
mag  durch  Zahlung  des  Schuldners  schon  ganz  oder  theil- 
weise  getilgt  oder  durch  Einreden  au%ehoben  sein,  so  zahlt 
er  eine  Nichtschuld.  Das  ist  dann  nicht  der  Fall,  wenn  dia 
burgschaftliche  Haftung  dahin  gieng,  mehr  zu  leisten,  als  vom 
Hauptscholdner  verlangt  werden  kann  (Art.  492«)  ;  in  gewissen 
Grenzen  kann  eine  nicht  zu  Recht  bestehende  Hauptschuld 
giltig  verbürgt  werden,  wenn  der  Bürge  den  Mangel  der 
Hauptschuld  kennt;  hier  fehlt  ein  Bückgriff,  weil  der  Schuldner 
nicht  zur  Zahlung  verpflichtet  ist;  es  ist  keine  Nichtschuld 
bezahlt,  weil  der  Bürge  zur  Zahlung  verpflichtet  ist.  Eine 
Nichtschuld  bezahlt  auch  derjenige,  der  leistet,  in  der  falsch- 
lichen Meinung^  Bürge  zu  sein,  ohne  durch  seine  Zahlung 
irgend  eine  andere  Verpflichtung  zu  erfüllen,  welche  das  Ver- 
sprechen^ für  einen  anderen  einstehen  zu  wollen,  auch  beim 
Fehlen  der  Requisite  der  Bürgschaft,  begründen  kann. 

In  den  genannten  Fällen  findet  eine  Klage  auf  Rück- 
erstattung des  Geleisteten  nach  den  Grundsätzen  der  unge^ 
rechtfertigten  Bereicherung  statt.  Der  Bürge  condiciert  das 
zuviel  Gezahlte;  denn  seine  Leistung  will  für  den  Gläubiger 
Erfüllung  sein;  wo  sie  diesen  Zweck  verfehlt ,  weil  nichts 
geschuldet  war,  wird  sie  zur  Zuwendung  ohne  Grund;*) 
anders  wäre  es  beim  Gessionar,  dessen  Zahlung  nur  Kauf- 
preis ist,  wofür  ihm  für  den  Fall  des  Nichtbestandes  oder 
der  Werthlosigkeit  der  erworbenen  Forderung  ein  Anspruch 
auf  Gewährleistung  zusteht.^)  Der  Subrogierte  hat  wohl  dem 
Schuldner  gegenüber  die  Stellung  eines  Cessionars,  nicht  da- 
gegen in  seinen  Beziehungen  zum  GLäubiger. 

Besondere  Erwähnung  findet  die  Klage  des  Bürgen  aus 
ungerechtfertigter  Bereicherung  nur  für  den  Fall,  wo  der 
Bürge  durch  nochmalige  Zahlung  des  Hauptschuldners  seines 
Rückgriffs  verlustig  geht.  Hier  ist  die  Zahlung  des  Bürgen 
eigentlich  nicht  Zahlung  einer  Nichtschuld,  vielmehr  quali- 
ficiert  sich  diejenige  des  Schuldners  als  solche,  wesshalb  der 


»)  Art.  70.  71. 

")  Art.  192.  194.  236  ff. 
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Bürge,  welcher  seinen  Ansprach  darauf  stützt,  genau  ge- 
nommen die  Rechte  des  Schuldners  geltend  macht.  Das 
gemeine  Recht  legt  dem  letzteren  die  Verpflichtung  zur  Ab- 
tretung seiner  condictio  indebiti  an  den  Bürgen  auf.^)  Das 
0.  R.  spricht  wie  der  Code  Nap.  (2031)  dem  Bürgen  ohne 
weiteres  das  Recht  zu,  den  Gläubiger  zu  belangen.  Ist  nun 
die  Condiction  des  Bürgen  zu  denken  als  aus  seiner  Lei- 
stung entstanden,  welche  zur  Zuwendung  aus  nicht  yerwirk- 
lichtem  oder  aus  nachträglich  weggefallenem  Grrnnde  wird, 
oder  ist  sie  die  auf  ihn  übergegangene  condictio  indebiti  des 
Schuldners?  Der  Unterschied  könnte  von  Belang  werden  für 
den  Umfang  der  Rückforderung,  welcher  verschieden  ist  nach 
dem  guten  oder  bösen  Glauben  des  Empfangenden  (Art.  TS«), 
und  welcher  darum  ein  andrer  sein  könnte,  je  nachdem  der 
Zeitpunkt  des  Empfanges  durch  die  Zahlung  des  Bürgen 
oder  die  des  Schuldners  bestimmt  wird.  Es  ist  aber  nicht 
in  dieser  Weise  zu  trennen.  Grund  zur  Rückerstattung  ist 
nicht  die  Hingabe  einer  Sache,  sondern  die  ungerechtfertigte 
Bereicherung.  Zu  einer  solchen  wird  für  den  Gläubiger  die 
Annahme  jeder  Leistung,  sobald  der  Betrag  der  Forderung 
einmal  bezahlt  ist;  was  darüber  hinaus  in  sein  Vermögen 
gelangt  ist,  unterliegt  der  Rückforderung  ;  darnach  bestimmt 
sich  auch  der  Zeitpunkt  des  Empfanges. 

Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  statt  des  Bürgen  der 
Hauptschuldner  selbst  den  Gläubiger  auf  Wiedererstattung 
belange,  namentlich  in  den  Fällen,  wo  der  Bürge  gar  keinen 
Rückgriff  zu  verlieren  hatte,  weil  ihm  aus  materiellem  Grunde 
keiner  zustand,  etwa  weil  die  dargeliehene  Summe  in  seinem 
Interesse  verwendet  worden.  Es  ist  auch  möglich,  dass  die 
durch  seine  Kachlässigkeit  erfolgte  doppelte  Zahlung  den 
Bürgen  dem  Schuldner  ersatzpflichtig  macht,  je  nach  dem 
zwischen  beiden  bestehenden  oder  durch  die  Zahlung  ent- 
stehenden Yerhältniss,  welches  in  verschiedener  Gestaltung 
gedacht  werden  kann. 

Die   Bestimmung  des  Art.  506  ist  nicht  nur  durch   die 


')  L  29  §  3  mand.  17.  1.  vgl.  sächs.  G.  B.  §  1473. 
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den  Rückgriff  beherrschende  Idee  der  gerechten  Entschädi- 
gung begründet,  sondern  ergiebt  sich  auch  aus  den  für  die 
[Jebertragung  der  Forderungen  aufgestellten  Rechtssätzen.  Sie 
ist  eine  Anwendung  des  Grundsatzes,  dass  der  Schuldner, 
der  in  gutem  Grlauben  an  seinen  früheren  Gläubiger  leistet^ 
sich  giltig  befreit^  trotz  einer  ohne  sein  Wissen  vor  sich  ge- 
gangenen Uebertragung  der  Forderung.  Dieses  Princip  ist 
ausgesprochen  für  die  freiwillige  Abtretung  (Art.  187)  ;  es  muss 
auch  für  den  gesetzlichen  üebergang  der  Forderung  bei  der 
Subrogation  Geltung  haben,  indem  es  sich  bezieht  auf  das 
Verhältniss  des  Erwerbers  der  Forderung  zum  Schuldner,  und 
hiefür  auch  bei  der  Subrogation  die  Sätze  der  Cession  mass- 
gebend sind;  ausdrücklich  ist  seine  Anwendung  anerkannt 
nur  für  den  subrogierten  Bürgen. 

Der  Rückgriff  fällt  also  weg,  wenn  der  Bürge  mehr  be- 
zahlt, als  der  Hauptschuldner  schuldig  war  (Art.  505),  oder 
wenn  er  zahlt,  ohne  dass  seine  Leistung  für  den  Haupt- 
schuldner wirklichen  Erfolg  hat  (Art.  506).  Die  Zahlung  des 
Bürgen  ist  überflüssig  gewesen  oder  geworden.  Beide  Fälle 
kann  er  durch  Vorsicht  vermeiden  oder  unschädlich  machen. 

Ein  Rückgriff  kann  aber  auch  ausgeschlossen  sein,  wo 
die  Leistung  des  Bürgen  ganz  correct  vorgenommen  wurde, 
wo  nichts  versäumt  ist,  seine  Rechte  zu  wahren.  Die  Rechte 
des  Gläubigers  sind  auf  den  Bürgen  übergegangen  in  ihrem 
vollen  umfang.  Aber  die  Ausgleichung  zwischen  ihm  und 
dem  Schuldner  muss  dem  materiellen  Schuldverhältnisse  nach 
eine  andere  sein,  als  sie  die  Gewährung  des  unverkürzten 
Rückgriffs  bewirken  würde,  welche  die  ganze  Aufwendung 
dem  Schuldner  zuschöbe.  Möglichkeiten  dieser  Art  sind  be- 
rücksichtigt in  dem  zweiten  Satze  des  Artikels  504,  welcher 
die  besonderen  Ansprüche  und  Einreden  aus  dem  zwischen 
Bürgen  und  Hauptschuldner  jeweilen  bestehenden  Rechtsver- 
hältnisse vorbehält  bei  Entscheidung  der  Regressfrage.  Die 
Bedeutung  dieses  Satzes  ist:  der  Üebergang  der  Rechte  des 
Gläubigers  auf  den  Bürgen  wirkt  dem  Schuldner  gegenüber 
nicht,  der  Bürge  kann  diese  Rechte  nicht  zur  Ausübung 
bringen^  wenn  aus  dem  der  Bürgschaft  oder  der  Zahlung  zu 


Der  Rückgriff  des  Bargen.  35 

Grande  liegenden  Rechts verhältniss  hervorgeht,  dass  ein  Er- 
satz ausgeschlossen  sein  soll,  dass  kein  Grund  zur  Entschä- 
digung vorliegt.  Das  ist  der  Fall,  wenn  die  Hauptschuld  im 
Interesse  des  Bürgen  eingegangen  ist.  Das  innere  Verhält- 
niss zwischen  Bürgen  und  Schuldner  war  ein  anderes,  als 
wie  es  nach  aussen  durch  die  Bürgschaft  dargestellt  wurde. 
Der  Bürge  zahlte  in  Wirklichkeit  keine  fremde  Schuld,  son- 
dern seine  eigene. 

Dem  Gläubiger  gegenüber  wird  sich  der  Bürge  auf  die 
Subrogation  berufen  können  ^  sobald  er  ihn  befriedigt  hat, 
dem  Schuldner  gegenüber  mit  Erfolg  nur,  wenn  das  factische 
Schuldverhältniss  einen  llückgrifiF  rechtfertigt.  Den  Gläubiger 
berühren  die  inneren  Beziehungen  des  Bürgen  zum  Schuldner 
nicht,  er  braucht  sie  nicht  zu  berücksichtigen  und  kann  auch 
nicht  seine  Pflichten  gegen  den  Bürgen,  etwa  die  Vornahme 
der  Handlungen,  welche  der  üebergang  der  Forderung  ihm  auf- 
erlegt (Art.  507),  von  der  Möglichkeit  eines  Ersatzanspruches 
abhängig  machen;  Gründe,  welche  eine  solche  ausschliessen^ 
kommen  nur  für  die  Wirkungen  der  Subrogation  dem  Schuld- 
ner gegenüber  in  Betracht,  sofern  sie  nicht  auch  nach  Aussen 
hervortreten.  Wenn  nämlich  der  Bürge  nicht  in  eigenem 
Namen  sondern  in  dem  des  Schuldners  den  Gläubiger  be- 
friedigt, etwa  durch  Verrechnung  mit  einer  Forderung  des 
Schuldners,  so  ist  der  Üebergang  der  Rechte  des  Gläubigers 
nicht  mehr  denkbar,  da  die  Forderung  des  letztern  durch  den 
wirklichen  Schuldner  definitiv  getilgt  erscheint. 

Der  Eintritt  des  Bürgen  in  die  Rechte  des  Gläubigers 
hat  die  Bestimmung,  die  richtige  Ausgleichung  zwischen 
Bürgen  und  Schuldner  herbeizuführen  ;  dieser  Zweck  der  über- 
gegangenen Klage  ist  entscheidend  für  ihre  Durchführung. 

Nach  demselben  Gesichtspunkt,  welcher  für  den  Verlust    Eria«, 
des  Rückgriffs  massgebend  ist,  wird  erledigt  werden  müssen    gieuh. 
die  Frage  nach  dem  Regress  desjenigen  Bürgen,  welcher  die 
Befriedigung  des  Gläubigers  bewirkte,  ohne  selbst  den  ganzen 
Betrag  der  Forderung  aufzuwenden. 

Der  Anspruch  des  Bürgen  setzt  voraus  Befreiung  des 
Schuldners  durch  Befriedigung  des  Gläubigers,  die  das  Werk 
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des  Bürgen  ist.  Wird  hiefür  verlangt  eine  wirkliche  Auf- 
wendung des  Bürgen  oder  genügt  die  Thatsache,  dass  der 
Gläubiger  vom  Bürgen  dazu  gebracht  wurde,  seine  Porderung^ 
gegen  den  Schuldner  nicht  mehr  geltend  zu  machen? 

Die  Frage,  inwiefern  sich  der  Bürge  auf  Vergleich  mit 
dem  Gläubiger  berufen  könne^  ob  er  den  Hauptschuldner  auf 
die  ganze  Schuld  belangen  dürfe,  wenn  er  den  Gläubiger  mit 
einer  geringeren  Summe  abgefunden  hat,  ist  im  gemeinen. 
Recht  streitig.*)  Gesetzgeberisch  ist  sie  gelöst  im  preuss. 
L.  R.  (I  14  §  340),  welches  festsetzt,  dass  der  Bürge  auf 
ein  Mehreres,  als  er  selbst  gegeben  hat,  sich  ohne  ausdrück- 
liehe  Cession  an  den  Hauptschuldner  nicht  halten  kann.  In 
diesem  Sinne  wird  auch  nach  0.  R.  zu  entscheiden  sein. 

Das  Gesetz  lässt  die  Rechte  des  Gläubigers  auf  den 
Bürgen  übergehen  in  demselben  Masse,  als  letzterer  den 
ersteren  befriedigt.  Also  bei  theilweiser  Befriedigung  Rück- 
griff im  Masse  derselben.  £s  fragt  sich,  nach  welchem  Mass- 
stabe sich  die  Befriedigung  des  Gläubigers  bemesse,  wovon 
dann  der  Uebergang  der  Rechte  abhängt.  Es  kann  nur  der 
Betrag  sein,  den  der  Gläubiger  vom  Bürgen  wirklich  em- 
pfangen hat  (vgl.  Pr.  L,  R.  I  14  §  339);  denn  soweit  mus  s 
siph  der  Gläubiger  als  befriedigt  ansehen;  sich  darüber  hinaua 
befriedigt  zu  erklären,  liegt  in  seinem  freien  Willen;  er  kann 
auf  wirkliche  Befriedigung  verzichten.  Der  Wille  des  Gläu- 
bigers bestimmt  auch,  wem  ein  Verzicht  von  seiner  Seite  zu 
Gute  kommen  soll,  ob  nur  dem  Bürgen,  oder  ob  auch  dem 
Schuldner. 

Der  Rückgriff  soll  ja  dem  Bürgen  Ersatz  bringen  für 
die  Leistung,  welche  er  gemacht,  um  eine  fremde  Schuld  zu 
tilgen  ;  dieser  Zweck,  dem  die  Subrogation  dient,  ist  erreicht, 
wenn  der  Bürge  erhält,  was  er  in  dieser  Richtung  ausgelegt 
hat.  Auf  Kosten  des  Schuldners  bereichern  soll  er  sich  nicht  ; 
das  würde  geschehen,  wenn  der  Bürge  eine  Forderung  gelten  d 


')  Diesen  Paukt  namentlich  behandelt:  Keil,  zur  Lehre  vom  ben^ 
ced.  act.  etc.  Vgl.  Hasenbalg  p.  709;  Laurent  18,  p.  31;  28,  p.  248;  Tro- 
plong  p.  297  ff.;  Gauthier  p,  375  ff.;  Demolombe  27,  p.  278. 
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machen  könnte,  welohe  der  Gläubiger  selbst  nicht  ausüben 
wollte,  welche  nach  dessen  Absicht  ihren  definitiven  Unter« 
gang  finden  sollte.  Es  ist  nicht  der  Fall,  der  Bürge  bereichert 
sich  nicht  anf  Kosten  des  Schuldners^  wenn  er  ein  Recht  zur 
Geltung  bringe,  das  der  Gläubiger  zwar  für  sich  nicht  aus- 
nützen, aber  doch  nicht  untergehen  lassen,  sondern  dem 
Bürgen  zuwenden  wollte,  diesem  letztern  die  Eintreibung 
vom  Schuldher  überlassend.  Dann  bereichert  sich  der  Bürge, 
aber  auf  Kosten  des   Gläubigers  und   mit  dessen  Willen. 

Der  Gläubiger  kann  über  sein  Recht  verfügen;  soll  es 
zu  Gunsten  des  Bürgen  geschehen,  so  muss  seine  Absicht 
constatiert  sein;  andernfalls  wird  sich  ein  Verzicht  auf  die 
Forderung  überhaupt  beziehen  und  den  Schuldner  definitiv 
befreien.  Der  Wille  des  Gläubigers  entscheidet,  ob  der  Bürge 
über  das  hinaus,  was  er  bezahlt  hat,  die  Forderung  erworben 
habe,  er  kann  aber  nicht  das  Mass  der  Subrogation  bestim- 
men ;  denn  diese  ist  Eintritt  in  die  Forderung  von  Gesetzes- 
wegen, eine  vom  Willen  des  Gläubigers  unabhängige  Folge 
der  Thatsache,  dass  der  Bürge  zahlt.  Im  Verhältniss  der 
Zahlung  findet  gesetzlicher  Uebergang  der  Rechte  statt;  was 
nicht  bezahlt  wurde,  muss  voni  Gläubiger  übertragen  werden, 
die  Forderung  muss  cediert  werden,  um  ohne  Zahlung,  also 
ohne  Subrogation,  auf  den  Bürgen  überzugehen.  Nur  die  Zah- 
lung ist  Grund  des  Ersatzes,  darüber  hinaus  findet  kein  Rück- 
griff statt.  Schenkt  der  Gläubiger  dem  Bürgen  eine  Forde- 
rung gegen  den  Hauptschuldner,  lässt  er  sich  abfinden,  so 
kann  sich  der  Bürge,  um  den  Schuldner  zu  belangen,  nnr 
auf  Cession  berufen^  nicht  anf  seine  Bürgenqualität. 

Der  Massstab  für  Eintritt  der  Subrogation  ist  demnach 
der  Betrag  dessen,  was  der  Bürge  zahlt  nach  dem  objectiven 
Werth  der  Leistung,  es  ist  massgebend  die  Zahlung  als  Er- 
füllung. An  Stelle  der  fehlenden  Subrogation  kann  ausdrück- 
liche Cession  treten,  gänzliche  Abtretung  der  Forderung  ohne 
jede  Leistung  des  Bürgen^  Schenkung  im  ganzen  Betrage  des 
vom  Schuldner  Erhältlichen  oder  Abtretung  nur  eines  Theiles 
der  Forderung,  der  nicht  durch  Zahlung  übergeht.  Es  kann 
auch  ein  anderes  Motiv  als  Schenkungsabsicht  die  Abtretung 
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veranlassen.  Der  Gläubiger  überiässt  dem  Bürgen  die  ganze 
Forderung,  obwohl  er  nicht  den  ganzen  Betrag  derselben  er- 
hält, weil  er  gerade  darin  seinen  Yortheil  findet  Er  schliesst 
einen  Vergleich  mit  dem  Bürgen,  wonach  er  ihm  die  Forde- 
rung abtritt  gegen  eine  bestimmte  Gegenleistung.  Die  Zah- 
lung wirkt  hier  als  Aequivalent  weiter  denn  als  Erfüllung. 
Denn  ihr  Werth  kann  Sache  der  Vereinbarung  sein.  Die 
Zahlung  des  Bürgen,  sofern  sie  dem  Gläubiger  einen  höheren 
Werth  repräsentiert,  als  ihr  objectiver  Inhalt  darstellt,  ist 
nach  dieser  Richtung  auch  in  ihren  Folgen  durch  Abrede  zu 
bestimmen;  sie  kann  die  Function  des  reinen  Kaufpreises 
haben,  dessen  Gegenwerth  nach  Vertrag  Cession  einer  For- 
derung ist  Ihrem  objektiven  Werthe  nach  muss  die  Zahlung 
zugleich  Erfüllung  sein,  mit  der  ipso  jure  wirkenden  Folge 
der  Subrogation,  denn  soweit  ist  „solutionis  nomine^  ge- 
leistet,^) in  diesem  Masse  erfolgt  gesetzlicher  üebergang  der 
Forderung;  inwiefern  die  Leistung  auch  „pretii  loco  accipi- 
tur",  somit  Aequivalent  für  TJebertragung  der  Forderung  seiri 
soll,  das  ist  Gegenstand  des  Rechtsgeschäftes,  abhängig  vom 
Willen  der  Parteien. 

Demnach  ist  wirkliche  Cession  nöthig,  damit  der  Bürge 
aus  vergleichsweise  oder  schenkungshalber  ihm  gewährten 
Erlass  der  ganzen  Forderung  oder  eines  Theiles  derselben 
Rechte  gegen  den  Schuldner  geltend  machen  kann.  Für  die 
practische  Anwendung  dieses  Grundsatzes  können  sich  Schwie- 
rigkeiten ergeben,  indem  oft  schwer  wird  zu  sagen  sein,  ob 
der  Gläubiger  dem  Bürgen  die  Forderung  abtreten  wollte 
oder  nicht  Der  Bürge  beweist  die  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers durch  Quittung;  weist  nun  der  Schuldner  nach,  der 
Bürge  habe  gar  nicht  so  viel  geleistet,  als  quittiert  worden,, 
so  kann  sich  dieser  auf  Cession  berufen,  welche  aber,  um 
gegen  den  Schuldner  zu  wirken,  beurkundet  sein  muss;  blosse 
Quittung  wird  hiezu  nicht  genügen.  Ob  der  Bürge  vom  Gläu- 
biger eine  Cession  verlangen  kann,  bestimmt  sich  nach  der 
zwischen  ihm  und  dem  Gläubiger  geschlossenen  Vereinbarung  ; 


')  L.  5,  §  2  D.  qaibns  modis  pignus.    20,  6. 


Der  ROckgriff  des  Bärgen.  39 

dem  Schuldner  sowie  Dritten  gegenüber  wirkt  nur  der  äusser- 
lich  hervortretende  Erfolg  derselben,  die  Cessionsurkunde  ; 
Art.  184. 

Dass  aus  der  Subrogation  dem  Zahlenden  ein  Anspruch 
nur  zustehe  im  Betrag  des  wirklich  Geleisteten,  ist  im  All- 
gemeinen auch  Ansicht  der  französischen  Jurisprudenz,  welche 
gerade  darin  einen  Unterschied  der  Subrogation  von  der  Cession 
erblickt.  Nur  kann  nach  franz.  Recht  der  Bürge,  dem  der 
Gläubiger  eine  Zuwendung  machen  will,  seinen  Regress  auch 
luit  der  Mandatsklage  nehmen.  So  entschied  ebenfalls  das 
römische  Recht.")  Die  für  den  Schuldner  gemachte  Auf- 
wendung als  Grund  der  actio  mandati  muss  hier  gefunden 
werden  in  der  Thatsache,  dass  in  der  Person  des  Bürgen  die 
Veranlassung  zur  Befreiung  des  Schuldners  vom  Gläubiger 
liegt.  Das  practische  Resultat  ist  dasselbe  wie  nach  0.  R. 
Die  cedierte  Klage  ist  im  gemeinen  Recht  durch  die  actio 
mandati  beschränkt.  Wenn  auch  „der  Bürge  als  Cessionar 
nicht  blos  Schadloshaltung,  sondern  volle  Befriedigung  der 
Hauptschuld  verlangen  kann",*)  so  ist  er  über  das  Geleistete 
hinaus  jedenfalls  Cessionar  nur,  wenn  ihn  der  Gläubiger  dazu 
machen  wollte.  Der  Wille  des  Gläubigers  ist  also  das  Ent- 
scheidende. Einen  selbständigen  Ersatzanspruch  kann  jedoch 
nach  0.  R.  der  Bürge  nicht  aus  dem  Willen  des  Gläubigers 
ableiten,  da  das  Gesetz  einen  solchen  an  die  Thatsache  der 
Zahlung  bindet.  Die  Absicht  des  Gläubigers,  ihn  darüber 
hinaus  in  den  Stand  zu  setzen,  durch  Ausübung  seiner  Rechte 
einen  RüokgriflF  zu  nehmen,  kann  sich  nur  durch  ausdrück- 
liche Abtretung  kund  thun. 

Bis  dahin  wurden  die  Voraussetzungen  besprochen,  unter 
welchen  dem  Bürgen  ein  Ersatzanspruch  gegen  den  Schuldner 
entsteht,  wurde  festgestellt,  welche  Bedingungen  erfüllt  sein 
müssen,  damit  der  Schuldner  emen  Rückgriff  anerkennt.  Es 
ist  nun  zu  untersuchen,  wann  der  Gläubiger  einen  solchen 
muss  zur  Entstehung  gelangen  und  einen  entstandenen  muss 


')  L.  10,  §  13  D.  mand.  17,  1. 
')  Baron,  Pandecten  §  260. 
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wirksam  werden  lassen.  Das  Gesetz  sagt^  dass  aaf  den  Bärgen  ^ 
der  den  Gläubiger  befriedigt,  die  Rechte  desselben  übergehen. 
Wir  sahen,  die  Befriedigung  des  Gläubigers  muss  gewisse 
Eigenschaften  haben,  um  einen  wirksamen  Rückgriff  zu  be- 
gründen; das  dem  Schuldner  gegenüber.  Wie  muss  die  Lei- 
stung des  Bürgen  beschaffen  sein,  um  dem  Gläubiger  als  Be- 
friedigung zu  gelten? 

.  Der  Bürge  verpflichtet  sich  dem  Gläubiger,  für  die  Er- 
füllung der  Hauptschuld  einzustehen,  er  muss  und  kann  also 
leisten,  wie  der  Hauptschuldner  leisten  müsste  und  könnte, 
zugleich  aber,  wie  er,  der  Bürge  leisten  muss,  um  seiner 
bürgschaftlichen  Pflicht  zu  genügen.  Die  letztere  kann  die 
Bürgschaftsschuld  im  Vergleich  zur  Hauptschuld  m-)difìcieren. 
Die  Haftung  des  Bürgen  kann  qualitativ  und  quantitativ  eine 
stärkere  oder  eine  begrenztere  sein  als  die  des  Schuldners. 
Darnach  bestimmt  sich  die  Pflicht  und  das  Recht  des  Bürgen, 
den  Gläubiger  zu  befriedigen,  was  Ort,  Zeit,  Art  der  Leistung 
betrifft.  Der  Gläubiger  kann  vom  Bürgen  Erfüllung  verlangen, 
wo,  wann  und  wie  er  sie  vom  Hauptschuldner  verlangen 
könnte,  und  muss  sie  auch  so  annehmen,  beides  wenn  nicht 
der  Bürgschaftsvertrag  anderes  bestimmt. 

Zu  bemerken  ist,  dass  der  Bürge,  welcher  Annahme  der 
Befriedigung  verlangen  kann,  sobald  die  Hauptschuld  fällig 
ist,  sich  auf  die  Fälligkeit  der  Hauptschuld  stets  berufen 
kann,  während  nicht  alle  Gründe  der  Eälligkeit  der  Haupt- 
schuld auch  gegen  ihn  wirken.  Während  der  Concurs  des 
Hauptschuldners  die  Fälligkeit  '  der  noch  nicht  verfallenen 
Forderung  dem  Bürgen  gegenüber  nicht  bewirkt,  kann  der 
letztere  bei  Fälligkeit  der  Hauptschuld  jederzeit,  also 
auch,  wenn  dieselbe  eine  Folge  des  Conourses  des  Haupt- 
schuldners ist,  Annahme  der  Befriedigung  vom  Gläubiger 
verlangen.^) 
Theü-  Die  gehörig  angebotene  Befriedigung  muss  der  Gläubiger 

xaMung    j^^neiun^n  YQin  Bürgen  wie   vom  Schuldner,    durch  sie   ent- 
Barffen.    gtcht  dem  Bürgen,  der  den  Gläubiger  bezahlt,  ein  Rückgriff 


')  Art.  609,  500.  A.  M.  Schneider  im  Commentar  Note  1  zu  Art.  609. 
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gegen  den  Schuldner  unabhimgig  vom  Willen  dieses  Gläu- 
bigers. Mass  nun  der  letztere  einen  dem  Schuldner  gegen- 
über zur  Entstehung  gelangten  Anspruch  des  Bürgen  aus  der 
Bürgschaft  auch  gegen  sich  selbst  wirken  lassen?  Diese  Frage 
erhebt  sich  für  den  Fall,  da  der  Bürge  einen  Rückgriff  er- 
worben hat  und  doch  der  frühere  Grläubiger  noch  Gläubiger 
des  Schuldners  ist,  also  bei  theilweiser  Befriedigung,  theil- 
weiser  Zahlung  der  Hauptschuld  durch  den  Bürgen.  ^) 

Wenn  der  Bürge  seinen  Kückgriff  neben  der  Forderung 
des  unrollständig  befriedigten  Gläubigers  geltend  machen 
kann;  so  gereicht  das  dem  letzteren  zum  Schaden  für  den 
Fall;  dass  das  vom  Schuldner  Erhältliche  nicht  zur  Befrie- 
digung beider  ausreicht 

Der  Fall  ist  practisch.  Sowohl  die  Hauptschuld  als  die 
bürgschaftliche  Haftung  können  so  beschaffen  sein,  dass  der 
Gläubiger  unvollständige  Befriedigung  annehmen  muss,  d.h. 
dass  eine  Theilzahlung  gehörig  angebotene  Erfüllung  ist  ;  der 
Gläubiger  kann  auch  unvollständige  Befriedigung  annehmen 
wollen,  obwohl  er  gleichzeitige  Tilgung  der  ganzen  Schuld 
fordern  könnte,  indem  er  oft  froh  genug  sein  wird,  nur  eine 
theilweise  Leistung  zu  erhalten.  Der  Gläubiger  muss  eine 
Theilzahlung  annehmen,  nicht  nur  im  Wechselrecht,  nach  dessen 
«ingulärer  Bestimmung  der  Inhaber  des  Wechsels  eine  Theil- 
zahlung nicht  zurückweisen  darf  (Art.  757),  sondern  auch  sonst 
immer,  wenn  nicht  die  gesammte  Schuld  liquid  und  iällig  ist 
{Art.  78),  er  muss  also  auch  vom  Bürgen  annehmen  die  Zinsen 
«iner  zinsbaren  oder  die  einzelnen  Theile  einer  ratenweise  zu- 
rückzuzahlenden Hauptschuld.  Ferner  kann  in  der  Erfüllung  der 
ganzen  bürgschaftlichen  Verpflichtung  nur  eine  Theilzahlung 
liegen,  wenn  der  Bürge  von  vornherein  nur  einen  Theil  der 
Hauptschuld  verbürgte,  oder  wenn  er  als  Mitbürge  die  Ein- 
rede der  Theilung  hat.   Dazu  kommt  noch  der  Fall,  dass  der 


^}  Fär  das  Folgende  vgl.  :  Die  citierte  Abhandlnng  von  Goldschmidt 
in  Z^hr.  f.  H.  B.  —  Schollmejer  p.  66  ff.;  Troplong  p.  317  ff.;  Laurent 
18  p.  166,  28  p.  257;  Gauthier  p.  55  ff.;  Demolombe  p.  605  ff.;  Monrlon 
in  BeTne  etc.  I  p.  537  ff. 
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Bürge  in  Concurs  feilt,  wo  dann  der  Gläubiger  eine  Theil- 
zablung  von  ihm  als  definitive  Leistung  annehmen  muss. 

Die  Goncurrenz  des  theilzahlenden  Bürgen  entzieht  dem 
unvollständig  befriedigten  Gläubiger  stets  etwas  von  dem, 
was  er  vom  Schuldner  erhalten  hätte,  in  dem  Falle,  wo  das 
vorhandene  Vermögen  des  letzteren  den  Ansprüchen  beider 
nicht  genügt.  Namentlich  tritt  dies  zu  Tage,  wenn  der  Bürge 
in  die  ßechte  des  Gläubigers  eintritt  und  damit  Antheil  nimmt 
an  etwaigen  Privilegien  und  Sicherheiten,  deren  Geltend- 
machung die  Eestforderung  des  Gläubigers  gedeckt  hätte,  nun 
aber  nicht  der  letzteren  und  dem  daneben  auftretenden  Rück- 
griff des  Bürgen  zugleich  volle  Befriedigung  verschaffen  kann. 
Der  Schuldner  ist  im  Concurs,  die  Aussicht  des  Gläubigers, 
doch  den  ganzen  Betrag  seiner  Forderung  zu  erhalten,  be- 
ruht auf  einem  Pfand;  nun  müsste  er  den  Erlös  desselben, 
der  vielleicht  gerade  für  ihn  hinreichte,  mit  dem  Bürgen,  der 
ihn  zur  Hälfte  befriedigt 'hat,  theilen  und  würde  so  zu  kurz 
kommen. 

Nicht  nur  bei  der  Bürgschaft,  sondern  überall,  wo  durch 
Zahlung  die  Rechte  des  Gläubigers  übergehen,  wird  das 
Yerhältniss  des  Theilzahlenden  zum  bisherigen  Gläubiger  und 
seine  Regelung  wichtig.  Es  ist  vorerst  zu  untersuchen,  ob 
eine  derartige  Beschränkung  des  Gläubigers  durch  denjenigen, 
welcher  in  seine  Forderung  zum  Theil  eingetreten,  nach  dem 
Wesen  und  dem  Begriff  der  Subrogation  möglich  ist. 

Es  ist  nicht  ganz  richtig,  die  Frage  so  zu  stellen,  ob 
die  Subrogation  dem  Gläubiger  schaden  dürfe;  es  ist  dies 
in  der  That  nie  der  Fall.  Auch  wenn  ein  Dritter  pro  parte 
einer  Theilzahlung  in  die  Rechte  des  Gläubigers  eintritt  und 
auf  Erlös  eines  Pfandes  Anspruch  machen  kann,  erhält  der 
Gläubiger  immer  mehr,  als  er  ohne  die  Zahlung  bekommen 
hätte.  Die  Theilzahlung,  auch  mit  Subrogation,  schadet  also 
dem  Gläubiger  nicht,  sie  ist  ihm  nur  weniger  werth,  als  wenn 
sie  nicht  den  Eintritt  des  Zahlenden  in  seine  Rechte  zur 
Folge  hätte.  Nachtheilig  ist  dem  Gläubiger  der  Rechtssatz, 
dass  durch  Zahlung  Jemand  verhältnissmässigen  Eintritt  in 
seine  !B^hte   erlange.     Diesen  Rechtssatz   kann   das  Gesetz 
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aasschliessen.  So  ist  die  Bestimmung  zu  verstehen,  welche 
der  Code  Nap.  für  die  Subrogation  aufstellt.  Art.  12ö2:  ^elle 
ne  peut  nuire  au  créancier  lorsquUl  n'a  été  payé  qu'en  partie", 
was  dahin  näher  erläutert  wird:  „en  ce  cas  il  peut  exercer 
ses  droits,  pour  ce  qui  lui  reste  dû,  par  préférence  à  celui 
dont  il  n'a  reçu  qu'un  paiement  partiel".  Also  bei  theilweiser 
Befriedigung  durch  einen  Dritten  geht  der  Gläubiger  in 
Geltendmachung  seiner  Restforderung  dem  subrogierten  Theil- 
zahler  vor.  Das  ist  ein  klarer  Satz,  und  seine  Geltung  für 
die  Subrogation  im  Allgemeinen  enthebt  das  französische 
Recht  der  Nothwendigkeit,  dieselbe  im  einzelnen  Fall  zu 
untersuchen.  Der  Code  hat  durch  Aufoahme  der  betreffenden 
Vorschrift  die  herrschende  Meinung  der  früheren  französischen 
Jurisprudenz  sanctioniert,  welche  in  dem  Ausspruche  Dumou- 
lins  wiedergegeben  war:  créditer  non  videtur  cessisse  contra  se. 
Wenn  diese  Maxime  als  nothwendiger  Grundsatz  aus 
der  Subrogation  selbst  sich  ergiebt,  so  wird  sie  auch  gelten 
müssen,  wenn  keine  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung  sie 
vorschreibt.  Es  fragt  sich,  ob  dem  so  ist.  Man  darf  diese 
Frage  nicht  verwechseln  mit  derjenigen  nach  dem,  was  nütz- 
lich oder  billig  sei  ;^)  derartige  Rücksichten  können  eine  Be- 
stimmung sehr  wünschbar  machen,  juristisch  begründet  ist 
sie  durch  sie  allein  nicht.  Die  französischen  Schriftsteller, 
welche  den  Satz  des  Code  aus  dem  Begriff  der  Subrogation 
abzuleiten  sich  bemühen,  argumentieren  damit,  dass  die  Sub- 
rogation eine  Zahlung  sei  und  zwar  für  den  befriedigten 
Gläubiger  nur  Zahlung,  d.  h.  Tilgung  der  Obligation.  Die 
fingierte  Cession,  welche  das  Gesetz  damit  verbinde,  alteriere 
den  Character  der  Zahlung  nicht.  Dem  Gläubiger  gegenüber 
könne  sich  der  Subrogierte  nicht  auf  die  Fiction  der  Fort- 
existenz berufen,  daher  der  Gläubiger  vorgehe.  Es  ist  eine 
annehmbare  Construction^  welche  die  Gestalt  der  Sache  im 
französischen  Recht  überzeugend  erklärt.  Sie  ist  aber  nicht 
die  unbedingt  gegebene,    für  jede  gesetzliche  Regelung  der 


')  Von   diesem  Standpunkte    ans  entscheidet  SchoUmejer  (p.  56)  zu 
Onnsten  des  Glänbigers. 
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äubrogation  massgebende.  Der  juristische  Vorgang  bei  der- 
selben lässt  sich  auch  so  denken  :  Die  Zahlung  tilgt  die  For- 
derung nur  für  den  Gläubiger;  die  Forderung  wird  abgelöst 
von  ihm  und  geht,  wie  sie  bei  ihm  bestand,  tale  quale  auf 
den  Zahler  über,  der  nun  an  Stelle  des  alten  Gläubigers  tritt 
als  neuer  Gläubiger.  Die  übergegangenen  Eechte  werden  ja 
nie  gegen  den  Gläubiger  geltend  gemacht,  höchstens  neben 
ihm,  wie  die  jedes  Dritten,  und  als  solcher  gilt  nun  der  Sub- 
rogierte.  Eine  Theilzahlung  ist  eine  quantitativ  von  der  Zah- 
lung des  Ganzen  verschiedene  Zahlung,  aber  jedes  Stück 
Zahlung  wirkt  gleich;  jeder  Theil  der  Forderung  wird  durch 
Ablösung  vom  bisherigen  Gläubiger  selbständig  als  eigene 
mit  jedem  andern  Theile  gleichwerthige  Forderung. 

So  fasst  in  der  That  die  Sache  auf  das  italienische  Oiiril- 
gesetzbuch.  Im  Allgemeinen  eine  eng  an  das  Original  sich 
anschliessende  üebertragung  des  Code  Nap.,  giebt  es  eine 
wörtliche  Uebersetzung  des  Abschnittes  über  die  Subrogation, 
ersetzt  aber  im  letzten  Artikel  desselben  die  citierte  Stelle 
des  Code  Nap.  durch  die  Bestimmung:  „il  creditore  che  fu 
solo  in  parte  soddisfatto,  e  colui  che  gli  fece  il  pagamento 
in  parte,  concorrono  insieme  a  far  valere  i  loro  diritti  in 
proporzione  di  quanto  è  ai  medesimi  dovuto".     Art.  1254a. 

Vom  legislativen  Standpunkt  aus  darf  man  wohl  dem 
System  des  Code  Napoléon  Recht,  geben  trotz  dem  energischen 
Widerspruch,  den  das  Vorzugsrecht  des  subrogierenden  Gläu- 
bigers in  der  französischen  Jurisprudenz  selbst  gefunden  hat^). 
Nur  folgt  dasselbe  nicht  ohne  weiteres  aus  der  Subrogation. 
Der  Grund  des  Vorzugs,  der  dem  Gläubiger  gewährt  wird, 
ist  vielmehr  in  Billigkeitsrücksichten  zu  suchen,  das  geben 
eigentlich  auch  die  französischen  Juristen  zu.  Denn  fragen 
wir,  warum  die  Forderung  des  Theilzahlers  neben  der  Best- 
forderung  des  Gläubigers  nicht  zur  Geltung  komme,  so  er- 
halten wir  die  Antwort:  weil  die  Subrogation  aus  Billigkeit 
zu  Gunsten   des  Zahlenden   eingeführt  sei  und  darum  keine 


*)  S.  Demolombe  p.  606  ff. 
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nachtheiligen  Folgen  für  den  Gläubiger  haben  könne. ^)  Dabei 
mass  man  aber  stehen  bleiben;  der  weitere  Grund,  der  für 
das  Vorzugsrecht  des  Gläubigers  ins  Feld  geführt  wird,  dass 
nämlich  die  Zahlung  des  Dritten  für  den  Gläubiger  denselben 
Effect  haben  müsse,  wie  wenn  der  Schuldner  selbst  zahlte*)^ 
dieser  Grund  enthält  eine  petitio  principii,  die  Behauptung 
ist  auch  gar  nicht  wahr,  wenn,  wie  im  französischen  Recht 
der  Fall  ist,  der  Zahlende  einen  selbständigen  Ersatzan- 
spruch erwirbt  und  mit  diesem  den  Gläubiger  beschränkt. 

Es  scheint  allerdings  der  Billigkeit  zu  entsprechen,  dass 
die  Zahlung  eines  Dritten,  welche  dem  Gläubiger  kann  auf- 
gedrungen werden,  den  letzteren  nicht  schlechter  stellt  als 
die  Zahlung  des  Schuldners.  So  hat  der  Code  civil  in  Bezug 
auf  die  Subrogation  positiv  festgesetzt.  Allein  da  man  ge- 
theilter  Meinung  sein  kann,  was  billig  sei,  so  lässt  sick  die 
Bestimmung  eines  Vorzugsrechtes  für  den  theilweise  befrie- 
digten Gläubiger  zwar  mit  dem  Wesen  der  Subrogation  in 
Einklang  bringen,  als  absolut  nothwendiges  Postulat  ist  sie 
nicht  aufzustellen. 

Die  Befriedigung  des  Gläubigers,  klar  in  ihren  Folgen, 
wo  sie  nur  Erfüllung,  oder  wo  sie  nur  üebertragung  der 
Forderung  bewirkt,  führt  zu  Schwierigkeiten,  wo  sie  beides 
zugleich  in  sich  schliesst  und  die  beiden  verschiedenen  Wir- 
kungen in  Conflict  kommen  können,  wie  es  hier  bei  der  un- 
vollständigen Befriedigung  des  Gläubigers  der  Fall  ist.  Ver- 
schiedene Consequenzen  sind  denkbar,  wenn  nicht  die  Gesetz« 
gebung  klar  für  die  eine  oder  die  andere  sich  entscheidet. 

Das  römische  Recht  löst  die  vorliegende  Frage  nicht 
Die  Subrogation  in  der  modernen  Gestalt  ist  ihm  fremd, 
und  da,  wo  sich  Anlass  zu  einem  analogen  Fall  ergab,  bei 
der  hypothecarischen  Succession,  haben  uns  die  Römer  keinen 
unsere  Frage  entscheidenden  Ausspruch  hinterlassen.  Es 
spricht  Vieles  für  den  Vorrang   desjenigen,  der  von    einem 

')  So  schon  Dnmoalin:  Istnd  jus  non  fandatnr  nee  debetnr  stricto 
jure,  sed  ex  aeqnitate  ;  et  specialiter  ex  illa  aeqnitate,  ut  saltem  is  qui  petit 
cessionem  consequatur  quod  sine  dispendio  cedentis  futurum  est.  De  usuris, 
qa.  89.  cf.  L.  88  D.  de  evict.  21,  2.  *)  Demolombe  p.  608. 
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nachfolgenden  Pfandgläubiger  theilweise  abgefunden  worden 
ist;  aber  auch  im  gemeinen  Recht  wird  die  gegentheilige 
Meinung  verfochten,  welche  dem  einrückenden  Gläubiger 
gleiche  Priorität  mit  dem  unvollständig  befriedigten  zuweist 
(s.  Windscheid  Pand.  §  233»»  n,  9.). 

Aus  dem  Begriff  der  Subrogation  kann  man  also  ein 
Vorrecht  des  Gläubigers  vor  dem  Theilzahler  nicht  als  noth- 
wendige  Folge  ableiten.  Es  &ägt  sich,  ob  ein  solches  für 
unseren  speciellen  Fall,  wo  der  subrogierte  Theilzahler  ein 
Bürge  ist,  nicht  doch  Platz  greifen  müsse  aus  Gründen,  die 
ausserhalb  der  Subrogation  liegen.  Folgt  es  aus  der  Bürg- 
schaft, dass  der  Gläubiger  bis  zu  seiner  vollen  Befriedigung 
dem  Bürgen  vorgehe,  so  muss  das,  abweichende  gesetzliche 
Vorschrift  vorbehalten,  auch  gelten,  wenn  der  Bürge  seinen 
Rückgriff  durch  Subrogation  nimmt. 

Erwägungen  dieser  Art  führen  Goldschmidt  dazu,  dem 
Bürgen  jeden  Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  zu  ver- 
sagen, bevor  dessen  gänzliche  Befriedigung  erreicht  ist;  seiner 
Ansicht  sind  das  Reichs-Oberhandelsgericht  und  das  Reichs- 
gericht beigetreten  (Entsch.  des  R.  0.  H.  G.  XXI  67,  — 
Entscheid  des  R.  G.  in  Civilsachen  VIII  73.). 

Den  Ausführungen  Goldschmidts  ist  nicht  beizupflichten, 
soweit  sie  sich  auf  die  Subrogation  im  Allgemeinen  beziehen; 
er  geht  davon  aus,  dass  diese  dem  Gläubiger  nicht  schaden 
dürfe,  und  macht  so  das  thema  probandum  zum  Beweisgrund. 
Aber  darin  ist  ihm  Recht  zu  geben,  dass  die  Subrogation 
des  Bürgen  nicht  den  Rechten  des  Gläubigers  prsejudicieren 
kann,  weil  dies  dem  Begriff  der  Bürgschaft  zuwider  wäre. 
Damit  stimmt  im  Princip  überein  das  römische  Recht,  wel- 
ches entscheidet  (L.  2  0.  de  fidej.  8.  41),  dass  der  Bürge, 
der  für  eine  pfandversicherte  Forderung  haftete.  Cession  des 
Pfandrechts  nicht  verlangen  kann,  wenn  dasselbe  dem  Gläu- 
biger auch  zur  Sicherheit  für  andere  Forderungen  gegen  den- 
selben Schuldner  dient,  der  Bürge  müsste  denn  diese  gleich- 
falls einlösen.  Das  beneficium  ced.  act.  ist  eine  exceptio  doli*); 


1)  Savigny  0.  R.  I.  p.  242  n.  9. 
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ein  dolus  wäre  es,  wenn  der  Gläubiger  sich  weigerte,  den 
Bürgen  durch  die  Cession  seiner  Bechte  zu  unterstützen,  wo 
diese  ihm  selbst  keinen  Nachtheil  bringt;  mehr  ist  ron  ihm 
nicht  zu  verlangen. 

Wenn  jedoch  der  üebergang  der  Beohte  auf  den  Bürgen 
von  Gesetzes  wegen  stattfindet,  darf  man  sich  nicht  mehr 
ausdrücken,  der  Gläubiger  könne  dem  Bürgen  den  Eintritt 
in  die  Forderung  versagen  ^)  ;  die  Subrogation  erfolgt  vielmehr 
in  jedem  Fall,  allein  trotzdem  der  Bürge  in  die  Sechte  des 
Gläubigers  eintritt,  geht  er  doch  diesem  in  der  Geltendmachung 
derselben  nach,  weil  das  die  Grundsätze  der  Bürgschaft;  so 
mit  sich  bringen. 

Wir  müssen  noch  weiter  gehen  und  dem  Gläubiger  den 
Vorrang  sichern,  nicht  nur  dem  Anspruch  gegenüber,  welchen 
der  Bürge  durch  Subrogation  gewinnt,  sondern  vor  jedem 
Eückgrift.  Es  widerspricht  dem  Weaen  der  Bürgschaft,  dass 
der  Bürge  vom  Schuldner  etwas  erhalte,  so  lange  der  Gläu- 
biger noch  nicht  vollständig  befriedigt  ist.  Wenn  man  dem 
Bürgen  bei  unvollständiger  Befriedigung  des  Gläubigers  nur 
die  Subrogation  abspricht,  ihm  aber  eine  sonstige  Ersatzklage 
vorbehält*),  so  giebt  man  ihm,  was  man  mit  einer  Hand  ge- 
nommen hat,  mit  der  andern  wieder  und  ist  auch  genöthigt, 
bei  der  Subrogation  die  Priorität  des  Gläubigers  auf  gesicherte 
Forderungen  zu  beschränken.^)  Bei  einer  nicht  gedeckten 
Schuld  kommt  es  aber  für  den  Gläubiger  ganz  auf  dasselbe 
heraus,  ob  der  Bürge  durch  Subrogation  oder  mit  einer  selb- 
ständigen £[lage  neben  ihn  tritt. 

Das  0.  R.  enthält  allerdings  keine  Bestimmung,  wonach 
der  nicht  vollständig  befriedigte  Gläubiger  dem  Bürgen  mit 
der  Restforderung  vorgehen  solle  ;  weder  für  die  Subrogation 
im  Allgemeinen  noch  bei  der  Bürgschaft  ist  davon  die  Rede. 
Das  Gesetz  scheint  vielmehr  für  die  verschiedenen  Fälle  des 
gesetzlichen  üebergangs  der  Forderung  infolge  Zahlung,  bei 


M  Gold8chmidt  p.  419. 
'^  Goldschmidt  p.  413. 
•)  Laurent  p.  169  t.  1( 


Laurent  p.  169  t.  18.     Gauthier  p.  59. 
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der  Solidarschuld  und  bei  der  Bürgschaft  besonders  deutlich, 
den  theilweisen  Eintritt  des  Zahlers  zu  gleichem  Secht  mit 
dem  Gläubiger  aussprechen  zu  wollen.^)  Man  kann  daher 
nicht  schlechtweg  behaupten,  dass  bei  der  Subrogation  im 
Fall  theilweiser  Einlösung  der  vom  Dritten  erworbene  Theil 
der  Forderung  der  Eestforderung  des  ursprünglichen  Gläu- 
bigers im  Hang  nachgehe;  ob  der  Richter  gegebenen  Falls 
auch  ohne  gesetzliche  Vorschrift  in  letzterem  Sinne  ent- 
scheiden wird  und  kann,  ist  nicht  so  ausser  Zweifel;  wie 
Haberstich  annimmt  (Handbuch  des  0.  R.  I.  p.  207).  Da- 
gegen ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  und  BegriiBF  der  Solidar- 
schuld wie  der  Bürgschaft,  dass  bei  diesen  Rechtsverhältnissen 
der  Eintritt  des  Mit-  oder  Nebenschuldners  in  die  Forderung 
nicht  den  Erfolg  haben  darf,  die  Aussicht  des  Gläubigers,  für 
den  unbezahlten  Theil  der  Schuld  vom  Hauptschuldner  be- 
friedigt zu  werden,  zu  verringern. 

Der  Bürge,  welcher  für  Erfüllung  der  Hauptschuld  ein- 
zustehen sich  verpflichtet,  überhaupt  jeder  Solidarschuldner, 
bleibt  dem  Gläubiger  so  lange  verhaftet,  bis  die  ganze  For- 
derung getilgt  ist.*)  Der  Gläubiger  greift  aber,  wenn  er  von 
dem  einen  Verhafteten  nicht  den  ganzen  Betrag  seiner  For- 
derung erhält,  auf  den  andern,  ohne  dadurch  das  Recht  zu 
verlieren,  für  den  Rest  weiter  auf  den  ersten  zurückzukom- 
men und  so  fort.  Er  bekommt  Alles,  was  er  fordern  kann, 
wenn  nur  einer  der  Schuldner  zahlungsfähig  bleibt;  in  diesem 
Fall  ist  es  gleiûhgiltig  für  ihn,  ob  die  Schuldner  unter  ein- 
ander Regress  genommen  haben;  was  er  infolge  dessen  von 
dem  einen  weniger  erlangt  hat,  muss  ihm  der  andere  mehr 
geben.  *  Die  Möglichkeit  eines  definitiven  Verlustes  entsteht 
flir  den  Gläubiger  nur,  wenn  von  allen  Schuldnern  keiner 
mehr  im  Stande  ist,  seiner  Verpflichtung  nachzukommen,  wenn 
der  Hauptschuldner  und  der  Bürge  zahlungsunfähig   werden. 


^)  Art.  168:  „Aiif  den  regressberechtigten  Solidarschuldner  gehen  i  n 
demselben  Masse,  als  er  den  Gläubiger  befriedigt  hat,  alle 
Eechte  desselben  über."     Vgl.  Art.  504. 

*)  Art.  489.  499,  163. 
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TJm  für  diese  Eventualität  den  Gläubiger  vor  Schaden  mög- 
lichst zu  bewahren^  gestattet  ihm  das  Gesetz,  im  Goncurse 
jedes  Solidarschuldners  die  ganze  Forderung  geltend  zu  machen  ; 
Art.  167.  Nicht  nur  tritt  die  Masse  eines  Schuldners  durch 
die  in  Form  einer  Conoursdividende  oder  Accordrate  geleistete 
Theilzahlung  nicht  neben  den  Gläubiger,  sondern  die  Theii- 
Zahlung  hat  nicht  einmal  die  Wirkung,  den  Anmeldungs- 
betrag der  Forderung  zu  vermindern.  So  lange  der  Gläubiger 
nicht  voll  befriedigt  ist,  kommt  der  Rückgriff  der  Solidar- 
schuldner unter  einander  gar  nicht  in  Betracht;  denn  neben 
der  angemeldeten  ganzen  Forderung  des  Gläubigers  wird  sich 
die  Creditorenschaft  nicht  noch  den  Kegressanspruch  eines 
Mitschuldners  oder  Bürgen  gefallen  lassen,  indem  sonst  die 
gleiche  Forderung  zweimal  erschiene.  Die  Bestimmung,  dass 
trotz  theilweiser  Befriedigung  die  ganze  Forderung  im  (Jon- 
eurse berücksichtigt  wird,  dass  neben  ihr  ein  Rückgriff  über- 
haupt nicht,  auch  nicht  dem  Schuldner  gegenüber,  zur  Geltung 
kommt,  ist  eine  positive  Ausnahme,  welche  das  Gesetz  für 
den  bestimmten  Fall  des  gleichzeitigen  Concurses  mehrerer 
Solidarschuldner  vorschreibt.  Dagegen  kommt  eine  Regress- 
forderung neben  der  Forderung  des  Gläubigers  zur  Entstehung, 
wenn  ein  rückgriffsberechtigter  Solidarschuldner  eine  Theil- 
zahlung geleistet  hat,  bevor  der  Mitschuldner  in  Concurs  ge- 
rathen  ist.  Um  den  Betrag  der  erhaltenen  Zahlung  verringert 
sich  die  Hauptforderung;  in  dieser  Höhe  tritt  ein  Anspruch 
gegen  den  Schuldner,  welcher  dem  Rückgriff  ausgesetzt  ist, 
in  Kraft.«) 

Nun  ist  doch  in  erster  Linie  der  Gläubiger  zu  befriedigen  ; 
für  Alles,  was  er  nicht  erhält,  bleibt  ihm  ja  der  Anspruch 
an  den  Mitschuldner  oder  den  Bürgen.  Nimmt  der  Letztere 
etwas  vom  Hauptschuldner,  so  erhöht  er  den  Betrag,  den 
er  schliesslich  wird  zu  tragen  haben,  um  so  viel,  als  seine 
Concurrenz  den  Antheil  des  Gläubigers  an  dem  vom  Haupt- 
schuldner Erhältlichen  verringerte.  Das  Vermögen  des  Schuld- 
ners   oder    der.   Erlös    eines    Pfandes    würde    vielleicht    aus- 


»)  Vgl.  Entach.  des  E.  G.  in  Civils.  IX.  U. 

Zeitsohr.  ffir  ichwelzerischei  Recht.    5eue  Folge  VII. 
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reichen,  den  Gläubiger  endgiltig  zu  befriedigen;  fällt  ein 
Theil  davon  an  den  regressberechtigten  Mitschuldner,  so 
bleibt  dem  Gläubiger  eine  Bestforderung,  mit  welcher  er  nun 
wieder  an  diesen  Mitschuldner  gelangen  muss.  Es  scheint 
richtiger,  den  Umweg  zu  vermeiden,  indem  man  bis  zur  vollen 
Befriedigung  des  Gläubigers  gar  nichts  in  das  Vermögen  des 
Bürgen  gelangen  lässt;  so  wird  auch  der  Gläubiger  nicht 
dem  ßisico  ausgesetzt,  den  Antheil,  den  der  Bürge  erhalten 
hat,  durch  dessen  Unfähigkeit  zur  Wiedererstattung  definitiv 
zu  verlieren.  Der  einzige  Fall,  in  welchem  die  Concurrenz 
des  Bürgen  dem  Gläubiger  zuletzt  wirklich  Schaden  brächte, 
ist  ja  der  Concurs  des  erstem,  welcher  den  Bürgen  factisch 
der  Pflicht  enthebt,  dem  unvollständig  befriedigten  Gläubiger 
den  ganzen  Betrag  des  vom  Schuldner  Erhaltenen  wieder 
herauszugeben. 

Lässt  man  den  Bürgen  wie  einen  neuen  Gläubiger  neben 
den  alten  unvollständig  befriedigten  treten,  so  hat  seine  Zahlung 
unter  Umständen  eine  ganz  verschiedene  Wirkung  je  nach  dem 
Zeitpunkt,  in  dem  sie  geschieht.  Das  Eegelmässige  wird 
sein,  dass  der  Bürge  nach  Realisierung  der  Forderung  beim 
Hauptschuldner  auf  den  entstandenen  Ausfall  angegangen 
wird;  der  Rückgriff  hat  hier  für  den  Gläubiger  keine  Folgen; 
der  ganze  Betrag  der  Hauptforderung  ist  zur  Geltung  ge- 
kommen, der  ungetilgte  Rest  fällt  auf  den  Bürgen,  Zahlt 
hingegen  der  letztere  dieselbe  Summe,  welche  er  in  jenem 
Falle  tragen  müsste,  als  Theilzahlung  vor  dem  Hauptschuldner, 
so  macht  er  nun  seinen  Rückgrifi  anstatt  n  a  ch  dem  Gläu- 
biger neben  diesem  geltend  und  theilt  mit  gleichem  An- 
recht auf  etwaige  Sicherheiten  das  beim  Schuldner  Vorhandene  ; 
fällt  er  in  Concurs,  so  hat  der  Gläubiger  das  Nachsehen. 

In  jedem  Falle  hat  doch  die  Zahlung  des  Bürgen  den- 
selben Character  und  sollte  für  den  Gläubiger ,  einerlei,  in 
welchem  Moment  sie  geschieht,  denselben  Effect  haben. 

Ein  Vorrecht  des  Gläubigers  auf  Befriedigung  durch  den 
Hauptschuldner  vor  dem  Bürgen  oder  vor  dem  Mitschuldner 
entzieht  diesem  letztern  nicht  etwa  überhaupt  den  Rückgriff; 
er  geht  damit  nur  dem  unvollständig  befriedigten  Gläubiger 
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nach.  Dem  Schuldner  sowie  den  andern  Gläubigern  gegen- 
über kommt  sein  Regress,  kommen  die  auf  ihn  übergegangenen 
Vorrechte  der  Forderung  zur  Geltung;  zu  seiner  eigenen  Be- 
friedigung aber  dienen  sie  erst,  wenn  der  Gläubiger  voll 
befriedigt  ist.  Erst  ein  etwaiger  üeberschuss  über  dessen  Rest- 
forderung fällt  dem  Mitschuldner  oder  dem  Bürgen  zu. 

So   lange  der  Gläubiger  noch  etwas  zu  fordern  hat,  ist 
tinch   der  Bürge   ihm  gegenüber  noch  Schuldner;  der   Bürge 
soll  nicht  yom  Hauptschuldner  nehmen  können,  was  er  nach 
klarer  Gesetzesbestimmung   dem  Gläubiger    zu  ersetzen  ver- 
pllichtet  wäre.    Der  Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers  darf 
nicht  zu  einem  andern  Ergebnisse  führen.    Die  Subrogation  ist 
Mittel,  dem  Zahlenden  Ersatz  zu  verschaffen,  sie  wirkt,  soweit 
dem  unterliegenden  Verhältniss  nach  ein  solcher  gerechtfertigt 
ist;  sie  muss  dem  Subrogierten   versagen  demjenigen  gegen- 
über, welchem  er  selbst  ersatzpflichtig  wäre,  wenn  er  etwas 
erhielte.     Die  Subrogation  wirkt  nicht  gegen  den  Gläubiger, 
das   heisst  gegen  den,    der   auch  für  den  Subrogierten   noch 
Gläubiger  ist.     Seinem  eigenen  Gläubiger  gegenüber  würde 
sich  der  Anspruch  des  Zahlenden  aus  der  Subrogation  com- 
pensieren;  er  kann  nur  so  geltend  gemacht  werden,  dass  er 
mit  dem  Anspruch  des  Gläubigers  nicht  in  Gonflict  kommt. 
Eine  Forderung  aus  der  Subrogation  kann  nicht  geltend  ge- 
macht  werden  demjenigen  gegenüber,  der  aus  demselben  unter- 
liegenden Verhältniss  auf  den  Subrogierten  zurückgreifen  kann. 
In  Anwendung   dieses  allgemeinen    Grundsatzes   versagt 
unter  Umständen  die  Klage  aus  der  Subrogation  gegen  den 
Schuldner,')  es    entsteht  gleichfalls  kein  Recht  für  den  Sub- 
rogierten im  Verhältniss  zum  ursprünglichen  Gläubiger,  wenn 
-er  zugleich  Schuldner  desselben  ist. 

Nicht  immer  bei  der  Subrogation  ist  der  ursprüngliche 
Inhaber  der  Forderung  auch  Gläubiger  des  Zahlenden;  wo 
es  nicht  der  Fall  ist,  also  wo  eine  noch  nicht  in  der  betreffenden 
Obligation  verhaftete  Person  unter  den  vom  Artikel  126  be- 
zeichneten Umständen    den  Gläubiger  befriedigt,    wird  nach 


V  Vgl  oben  p.  34 
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0.  R.  diesem  Dritten  der  Eintritt  in  die  Forderung  zu 
gleichem  Becht  mit  dem  Gläubiger  kaum  verweigert  werden 
können.  Der  bisherige  Gläubiger  des  Hauptschuldners  ist  zu- 
gleich Gläubiger  des  Zahlenden,  wenn  letzterer  schon  in  der 
Obligation  stand,  er  ist  es  für  den  Solidarschuldner  und  den 
Bürgen,  und  bleibt  es  ihnen  gegenüber  bis  zu  seiner  yollen 
Befriedigung.  Ihnen  geht  er  vor,  bis  seine  ganze  Forderung 
erfüllt  ist. 

Das  Vorrecht  auf  Befriedigung  in  erster  Linie  besteht 
für  den  Gläubiger  ohne  Unterschied,  welcher  Art  die  Forde- 
rung sei,  und  auf  welche  Weise  der  Bürge  seinen  Rückgriff 
ausübe,  es  kann  aber  nach  dem  Vorhergehenden  nur  dem 
Bürgen  gegenüber  geltend  gemacht  werden,  welcher  nach 
der  Zahlung  noch  Schuldner  bleibt,  nicht  gegen  denjenigen^ 
der  zwar  nur  einen  Theil  der  Hauptschuld,  damit  jedoch  seine 
ganze  Bürgschaftsschuld  getilgt  hat,  den  sogenannten  Theil- 
bürgen,  welchen  in  dieser  Beziehung  das  römische  Rechte 
wie  das  französische  Recht,  dem  Bürgen,  der  seiner  eigenen 
Verpflichtung  nur  theilweise  nachkommt,  gleichstellt.^) 

Materiell  erscheint  es  also  begründet,  den  Gläubiger  vor 
dem  Bürgen  oder  Solidarschuldner,  der  ihm  eine  Theilzahlung 
leistet,  zur  Befriedigung  gelangen  zu  lassen;  ihm  gebührt, 
bis  zur  Tilgung  seiner  ganzen  Forderung;  was  jene  vom 
Schuldner  erhalten  würden.  Wie  die  Priori ..àt  des  Gläubigers 
zur  Ausübung  kommen  soll,  ohne  dass  dadurch  den  Rechten 
des  Bürgen  gegen  den  Hauptschuldner  und  gegen  Dritte  vor- 
gegriffen wird,  diese  Frage  gehört  ins  Concursrecht.^) 


*)  L.  2  C.  de  fidej.  8.  41. 

*)  Der  Entwarf  des  Bundeàgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Concura 
entscheidet  in  obigem  Sinne: 

Art.  224  (des  Entw.  des  Bundesrathes  vom  23.  Februar  1886,  217 
des  Entwurfes  nach  den  lieschltLssen  der   ständerätb liehen  Commission): 

«Hat  Jemand,  welchem  mehrere  Personen  füi  die  gleiche  Schuld  ver- 
pflichtet sind,  eine  Theilzahlung  erhalten,  so  kann  er  im  Goncurse  seines 
Schuldners  nur  für  den  Rest  seiner  Forderung  als  Gläubiger  auftreten. 

Dagegen  wird  ein  Mitschuldner  oder  Bürge,  welcher  die  Theilzahlung 
geleistet  hat,  für  den  Betrag  derselben  unter  die  Concursgläubiger  auf- 
genommen.   Es  hat  jedoch  der  Gläubiger  das  Recht,    Anweisung  auf  den 
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Der  Vorrang  des  Gläubigers  vor  dem  theilzahlenden 
Bürgen  lässt  sich  für  das  0.  R.  behaupten,  weil  er  aus  den 
vom  Gesetz  über  die  Bürgschaft  und  die  Solidarschuld  auf- 
gestellten Grundsätzen  abzuleiten  ist  und  keinem  für  den 
gesetzlichen  Uebergang  der  Forderung  gegebenen  Rechtssatz 
widerstreitet.  Die  Worte  der  Artikel  I683  und  504:  „in  dem- 
selben Masse,  als  er  den  Gläubiger  befriedigt^,  gehen  die 
Rechte  desselben  auf  den  regressberechtigten  Solidarschuldner 
über,  sind  nicht  nothwendig  zu  verstehen  als  Ausdruck  des 
Gedankens,  der  Zahlende  trete  in  jedem  Fall  dem  Gläubiger 
gleichberechtigt  zur  Seite  im  Verhältniss  der  Zahlung,  sondern 
beziehen  sich  auf  das  Mass  des  dem  Schuldner  gegenüber 
entstehenden  Anspruches  des  Bürgen.  Soweit  Befriedigung, 
soweit  Regress,  jeweilen  jusqu'à  concurrence  de  ce  qu'il  a 
payé.  Dem  Verhältniss  des  zahlenden  Solidarschuldners  zum 
Gläubiger   bei  Theilzahlungen   ist  damit  nicht  präjudi eiert. ^) 

Die  Stellung  des  Gläubigers  zum  Bürgen  kann,  auch  für 
den  Fall  unvollständiger  Befriedigung  des  ersteren,  Gegen- 
stand genauerer  freier  Vereinbarung  sein,  welche  die  gegen- 
seitigen Pflichten  und  Rechte  näher  fixiert  und  ergänzend  in 
etwaige  Lücken  der  Gesetzgebung  eintreten  kann.  Da  in  vielen 


dem  Mitschaldner  oder  Bürgen  zukommenden  Antheil  an  der  Yertheilungs- 
masse  bis  zu  vollständiger  Deckang  der  Forderung  fär  sich  zn  verlangen. 

Der  Mitschnldner  oder  Bürge  wird  bei  der  Vertheilung  erst  nach  dem 
Olänbiger  and  nnr  Insoweit  berücksichtigt,  als  die  von  ihm  geleistete  Zah- 
lung seinen  Antheil  an  der  Schuld  übersteigt.** 

')  Das  0.  R.  enthält  allerdings  eine  Bestimmung,  welche  unsere  Frage 
berührt.  Practisch  von  Bedeutung  ist  die  Stellung  des  Theilzahlers  mit 
Subrogation  ja  namentlich  bei  pfandgedeckten  Forderungen.  Dem  Faust - 
pfandgläubiger  sichert  nun  das  Gesetz  den  Vorrang  bis  zur  vollen  Be- 
friedigung in  Bezug  anf  den  Besitz;  Art  221.  Man  könnte  versucht  sein, 
hieraus  eine  principielle  Entscheidung  über  das  Verhältniss  des  Subrogierten 
bei  Theilzahlungen  zum  ursprünglichen  Gläubiger  zu  deducieren  ;  denn  diese 
Vorschrift  gilt  auch  dem  dritten  Zahler  gegenüber.  Der  Art.  221  beschlägt 
aber  offenbar  nur  ein  bestimmtes  Gebiet,  und  ist  ausserhalb  desselben  nicht 
XU  verwenden.  Er  regelt  nur  die  Besitzfrage  und  gewährt  dem  Faustpfand- 
gläubiger einen  Vortheil,  welcher  dem  blossen  Betentionsberechtigten  nicht 
zusteht,  weiter  reicht  seine  Bedeutung  nicht;  der  Frage,  wie  die  definitive 
Befriedigung  zu  erfolgen  habe,  greift  er  nicht  vor. 


Wir- 
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Fällen  der  Bürge  auch  auf  gesetzlich  ihm  eingeräumte  Vor- 
theile  verzichten  muss,  so  ist  anzunehmen,  dass  der  Griäubiger 
auf  dem  Wege  vertraglicher  Regelung  sich  die  Priorität  vor 
dem  Bürgen  sichern  würde,  wenn  er  sie  nicht  auf  Grund  dea 
Gesetzes  verlangen  könnte.  Denn  bei  der  Bürgschaft  macht 
meist  der  Gläubiger  den  Vertrag.  Dagegen  zeigt  die  Angabe 
Laurent's,  wonach  im  Allgemeinen  der  Subrogierte  das  Vor- 
zugsrecht des  Gläubigers  sich  wegbedinge/)  dass  dasselbe  nicht 
von  vornherein  für  alle  Fälle  der  Subrogation  gegeben  ist. 
Es  ist  eine  nothwendige  Folge  des  Zweckes  der  Bürgschaft. 
Wo  aber  der  Zahlende  nicht  wie  der  Bürge  selbst  Schuldner 
und  zur  Zahlung  verpflichtet  ist,  da  ist  er  es,  der  die  Be- 
dingungen stellt,  und  da  wird  das  Vorzugsrecht  des  Gläubigers 
nicht  Platz  greifen* 

Besteht  die  Voraussetzung  des  RückgriflFs  in  der  Befrie- 
d6i  digung  des  Gläubigers  durch  den  Bürgen,  die  gewissen  Er- 
Bttck-  fordernissen  genügen  muss,  um  dem  Schuldner  und  dem  Gläu- 
biger gegenüber  Erfolg  zu  haben,  so  beruht  seine  Wirkung 
im  Wesentlichen  darauf,  dass  auf  den  Bürgen  die  Rechte  des 
befriedigten  Gläubigers  übergehen.  Unter  den  Rechten  des 
Gläubigers  —  bei  der  Solidarschuld  heisst  es  „alle  Rechte"  — 
ist  verstanden  der  Inbegriff  der  Rechte,  welche  dem  Gläubiger 
aus  der  verbürgten  Schuld  zustanden.  „Mit  Bezug  auf  die 
verbürgte  Schuld",  sagten  die  Entwürfe  noch  deutlich^);  der 
Zusatz  konnte  als  unnöthig  wegbleiben.  Soweit  dem  Bürgen 
ein  Anspruch  zukommt,  klagt  er  auf  Befriedigung  der  Haupt- 
schuld. 

Dem  Satze,  dass  auf  den  Bürgen  die  Rechte  des  Gläu- 
bigers übergehen,  ist  die  selbstverständliche  Beschränkung  bei- 
zufügen :  alle  Rechte,  welche  übertragbar  sind.  Für  die  Frage^ 
welche  Rechte  übergehen  und  welche  nicht,  sind  durchaus  die 
Grundsätze  der  Cession  massgebend,  auf  welche  hier  im  Ein- 
zelnen zu  verweisen  ist. 

Dem  Schuldner  und  Dritten  gegenüber  nimmt  der  Bürge 
die  Stellung  eines  Cessionars   ein  vom  Moment  der  Befriedi- 


»)  T.  18  p.  168.  «)  Vgl.  Dresdner  Entw.  §  940. 


Der  RückgrifiE  des  Bürgen.  55 

gang  des  Gläubigers.    Nach  diesem  Zeitpunkt  bestimmt  sich 
der  Zustand  der  Forderung,  wie  sie  auf  den  Bürgen  übergeht. 

Der  Gläubiger  ist  verpflichtet,  den  Erwerber  in  den  Stand 
zu  setzen,  die  übergegangene  Forderung  geltend  zu  machen 
und  den  vom  Gesetz  angeordneten  Uebergang  der  Forderung 
und  der  damit  verbundenen  Rechte  zu  realisieren.  Er  hat 
dem  Bürgen  Alles  herauszugeben,  was  zur  Geltendmachung 
der  Forderung  dient,  überhaupt  die  Handlungen  vorzunehmen, 
welche  nöthig  sind,  die  Ausübung  seiner  Rechte  einem  anderen 
zu  übertragen;     Art.  191.  507. 

Für  den  Wechselbürgen  hat  die  Unterstellung  unter  die 
Grundsätze  des  Bürgschaftsregresses  die  wichtige  Folge,  dass 
er  seinen  Rückgriff  wechselrechtlich  geltend  macht.')  Der 
Wechselgläubiger  muss  also  den  Uebergang  der  Wechsel- 
forderung bewirken,  indem  er  die  Form,  durch  welche  sie  be- 
dingt ist,  den  Wechsel,  beziehungsweise  Wechsel  und  Bele^j^e, 
ausliefert. 

Die  genannte  Verpflichtung  des  Gläubigers  erstreckt  sich 
stets  soweit,  als  durch  seine  Befriedigung  ein  Uebergang  der 
Rechte  veranlasst  ist,  und  schliesst  keine  Handlungen  in  sich, 
welche  geeignet  wären,  seine  Rechte  gegen  Schuldner  und 
Bürgen  bis  zur  vollen  Befriedigung  zu  beeinträchtigen. 

Es    bleibt  zu  untersuchen,    gegen    wen    die  Rechte    des     ^"«^ 
Gläubigers  auf  den  Bürgen  übergehen,  besser,  gegen  wen  der 
letztere  die  Forderung  des  Gläubigers  geltend  machen  kann;      -^*'- 
es  ist  nicht  die  Rede  von  Rechten,  welche  auch  gegen  Dritte     "'^^*" 
wirken,  und  welche  nur  die  persönliche  Forderung  zur  Siche- 
rung begleiten.    Es  fragt  sich:  welche  dem  Gläubiger  für  die 
Hauptschuld  haftenden  Personen  sind  dem  Rückgriff  des    in 
die  Rechte  des  Gläubigers  eingetretenen  Bürgen  ausgesetzt? 

Der  Ersatzanspruch  des  Bürgen  geht  auf  Wiedererlang- 
ung dessen,  was  er  zur  Tilgung  einer  fremden  Schuld  auf- 
gewandt hat;  sein  Rückgriff  geht  gegen  Alle,  im  Verhältniss 
zu  denen  seine  Leistung  Zahlung  einer  materiell  fremden  Schuld 
war    und  Befreiung   vom  Gläubiger  bewirkt  hat.    Wenn  das 


griff 
zwischen 


*)  8.  Speiser  in  Zeitsckr.  fdr  schw.  R.  l.  e.  p.  24. 
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Gesetz  sagt:  die  Rechte  des  Grläubigers  gehen  auf  den  Bürgen 
ûber^  so  trifft  das  nicht  absolut  zu^  sondern  ist  dahin  zu  er- 
gänzen :  soweit  er  dem  unterliegenden  Schuldverhältnisse  nach 
regressberechtigter  Solidarschuldner  ist.  Denn  die  Subrogation 
findet  nur  statt,  „um  die  sachgemässe  Vertheilung  der  Schuld- 
last unter  den  verschiedenen  Mitschuldnern  herbeizuführen,  er- 
folgt mithin  nur  soweit,  als  ein  ßegressanspruch  des  einen 
Schuldners  gegen  den  andern  begründet  ist"  (Kohler  in  Grrün- 
huts  Ztschft  Xni  p.  17). 

Der  Bürge  hat  demnach  —  besondere  Verhältnisse  vor- 
behalten —  Rückgriff  auf  das  Granze,  was  er  bezahlt,  gegen 
den  oder  die  Hauptschuldner,  habe  er  sich  für  alle,  für  mehrere, 
oder  nur  für  einen  verbürgt,  wenn  nicht  seine  Bürgschaft  sich 
nur  auf  den  Antheil  eines  oder  mehrerer  Einzelner  unter  ihnen 
bezog.  Wie  der  Bürge  eines  Solidarschuldners  auf  dessen  Mit- 
schuldner, so  greift  der  Nachbürge*)  auf  die  Mitbürgen  seiner 
Vorbürgen,  denen  er  als  neuer  Gläubiger  gegenübertritt.  Der 
Bürge  hat  keinen  Rückgriff,  tritt  nicht  in  die  Rechte  des 
Gläubigers  ein  gegen  den  Nachbürgen;  Dem  Gläubiger  haftet 
der  Nachbürge  nach,  eventuell  neben  dem  Vorbürgen;  auf 
den  letzteren  kann  die  Forderung  gegen  ihn  nicht  übergehen, 
sie  ist  durch  die  Zahlung  des  Bürgen  endgiltig  getilgt.  Im 
Verhältniss  zum  Nachbürgen  ist  der  Vorbürge  Hauptschuldner, 
zahlt  er  seine  eigene  Schuld.^)  Umgekehrt  tritt  der  Nachbürge 
an  Stelle  des  Gläubigers  gegen  Vorbürgen  wie  Hauptschuldner. 

Es  ist  jeweüen  das  materielle  Schuldverhältniss,  in  wel- 
chem mehrere  Mitverpflichtete  zu  einander  stehen,  festzustellen, 
um  durch  Anwendung  der  allgemeinen  Grundsätze  des  Rück- 
griffes das  Mass  der  Regressberechtigung  und  damit  des  Ueber- 
gangs  der  gläubigerischen  Rechte  für  jeden  Einzelnen  zu  finden. 
Soweit  Zahlung  fremder  Schuld,  soweit  Ersatzanspruch  und 
Subrogation  ;  dagegen  keine  Subrogation,  kein  Ersatzanspruch 
gegen  den,  der  selbst  wieder  auf  den  Subrogierten  zurückgreifen 
könnte,  beziehungsweise  beides  nur  in  dem  Masse,  als  diese 
Eventualität  nicht  in  Aussicht  steht. 


»)  Art.  497. 

«)  «loco  rei  est"  L  27  §  4  de  fidej.  46. 1.  Entach.  des  R.  0.  H.  G.  IV  66. 
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Xach  diesen  Grundsätzen  regelt  sich  der  Rückgriff  unter 
3Iitbürgen.     Neue  Gesichtspunkte  ergeben  sich  hier  keine. 

Mitbürgen^)  sind  Bürgen,  welche  die  nämliche  Haupt- 
schuld verbürgt  haben,  und  deren  Bürgschaft,  wenn  sie  nicht 
die  ganze  Hauptschuld  umfasst,  sich  auf  den  nämlichen  Theil 
derselben  bezieht.  Bürgen,  welche  ungleiche  Beträge  der 
nämlichen  Schuld  übernommen  haben,  sind  Mitbürgen,  soweit 
ihre  Beträge  sich  decken.  Das  Verhältniss  des  Bürgen  zum 
Schuldner  bleibt  dasselbe,  ob  er  allein  oder  mit  andern  zu- 
sammen haftet.  Dem  Gläubiger  gegenüber  und  unter  sich 
sind  Mitbürgen  Solidarschuldner.  Die  Haftung  von  Mitbürgen, 
welche  die  nämliche  theilbare  Hauptschuld  gemeinsam  ver- 
bürgt haben,  —  die  Gemeinsamkeit  wird  zu  finden  sein  in 
gegenseitigem  Ein  verstau  dniss  —  ist  von  der  Haftung  ge- 
wöhnlicher Solidarschuldner  verschieden.  Solche  gemeinsame 
Jlitbürgen  haben  die  Einrede  der  Theilung.  Den  Regress  be- 
rührt die  Stellung  der  Mitbürgen  zum  Gläubiger,  die  sich 
nach  Vereinbarung  verschieden  gestalten  kann,  nicht;  auch 
die  Einrede  der  Theilung  befreit  keinen  Mitbürgen  definitiv, 
subsidiär  haftet  jeder  auf  die  ganze  Schuld;  nur  die  Angriffs- 
weise des  Gläubigers  rauss  für  Mitbürgen,  die  jene  Einrede 
haben,  eine  andere  sein,  als  bei  sonstigen  mehreren  Bürgen. 
Die  Haftung  der  Mitbürgen  unter  sich  ist  immer  dieselbe,  für 
sie  ist  massgebend  der  Betrag  der  an  den  Gläubiger  geleisteten 
Zahlung,  während  der  An  theil  der  Haftung  dem  Gläubiger 
gegenüber  sich  nach  dem  Betrag  der  gemeinsam  verbürgten 
Hauptschuld  bemisst. 

Mehrere  Bürgen,  welche  an  derselben  Hauptschuld  be- 
theiligt, aber  nicht  Mitbürgen  sind,  weil  sie  sich  für  ver- 
schiedene Theile  der  Schuld  verbürgt  haben,  welche  also  ge- 
sonderte Bürgschaftsverpflichtungen  eingegangen  haben,  stehen 
in  keinem  Verhältniss  zu  einander;  zu  einem  Bürgschaftsregress 
ist  keine  Veranlassung.  Nur  soweit  mehrere  Bürgen  Mit- 
bürgen  sind,  findet  unter  ihnen  ein  Rückgriff  nach  den  Grund- 
sätzen der  Bürgschaft  statt,  und  zwar  unterliegen  demselben 

»)  Art.  496. 
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nicht  nur,  wie  man  aus  Art.  4962  schliessen  könnte,  solche 
Bürgen,  welche  ausdrücklich  Solidarhaft  übernommen  haben,, 
vielmehr  gegen  jeden  Mitbürgen  erwirbt  der  zahlende  Bürge 
einen  Regressanspruch.  Die  Voraussetzungen,  unter  welchen 
ein  solcher  in  Kraft  tritt,  die  Voraussetzungen  seines  Ver- 
lustes, sowie  endlich  seine  Wirkungen,  sind  ganz  analog  den 
Sätzen  zu  bestimmen,  welche  für  den  Bürgen  im  Verhältnis» 
zum  Hauptschuldner  gelten.  Nur  ist  noch  zu  beachten,  das» 
der  regressnehmende  Bürge  im  Verhältniss  zu  den  Mitbürgen 
.  mit  den  Rechten  auch  die  Pflichten  des  Gläubigers  übernom- 
men, mithin  eine  gewisse  Diligenz  zu  praestieren  hat  ;  ebenso 
kann  er  wie  der  Gläubiger  unter  Umständen  an  den  Haupt- 
schuldner zur  Vorausklage  verwiesen  werden. 

Das  Mass  des  Rückgriffs  unter  Mitbürgen  ergiebt  sich 
aus  der  an  den  Gläubiger  geleisteten  Zahlung,  von  welcher 
ein  Jeder  einen  gleichen  Theil  zu  übernehmen  hat,  wenn  nicht 
das  materielle  Schuldverhältniss  eine  andere  Vertheilung  recht- 
fertigt, was  der  nachzuweisen  hat,  der  sich  darauf  beruft  ; 
Art.  168 1. 

Für  jeden  Mitbürgen  ist  sein  Antheil  —  also  von  be- 
sondern Umständen  abgesehen,  ein  Kopftheil  —  im  Verhält- 
niss zu  den  Mitbürgen  eigene  Schuld,  ein  Rückgrifi  ist  nur 
möglich  für  das  über  diesen  Betrag  Geleistete.  Der  Rückgriff 
geht  gegen  jeden  auf  seinen  Antheil  an  der  Zahlung,  nicht 
etwa  auf  das  Ganze  mit  Abzag  des  den  Regredienten  selbst 
betreffenden  Theiles.  Der  Antheil  eines  Jeden  ist  jedoch 
nicht  ein  für  allemal  fixiert,  er  kann  sich  vergrössern,  indem 
das  von  Einzelnen  nicht  Erhältliche  von  den  übrigen  gleich- 
massig  zu  tragen  ist  (Art.  Î68a).  Dass  der  Regress  eine» 
Solidarschuldners  gegen  die  übrigen  nur  pro  parte  zu  nehmen 
sei,  wird  im  0.  R.  nicht  ausdrücklich  gesagt,  im  Gegentheil 
scheint  aus  dem  Satz,  dass  auf  den  regressberechtigten  Solidar- 
schuldner alle  Rechte  des  Gläubigers  übergehen,  zu  folgen, 
der  zahlende  Mitschuldner  könne  den  seinen  Antheil  über-, 
steigenden  Betrag  der  Zahlung  von  jedem  andern  ganz  ein- 
klagen wie  der  Gläubiger  es  gekonnt  hätte.  Dawider  lässt 
sich  sagen,  das  Gesetz  ordne  den  Eintritt  in  die  Forderung 


r\  *  ' 


Der  Rückgriff  des  Bürgen.  5^ 

des  Gläubigers  an  im  Masse  der  Begressberechtigung,  und 
diese  werde  anerkannt  als  Anspruch  gegen  jeden  auf  seinen 
Antheil  (I681).  Der  entscheidende  Grund  für  letztere  Auf- 
fassung ist  darin  zu  finden,  dass  auch  durch  Eintritt  in  die 
Bechte  des  Gläubigers  keine  Forderung  entstehen  kann  zu 
einem  Betrage,  für  welchen  wieder  auf  den  Subrogierten 
könnte  zurückgegriffen  werden.  Der  Solidarschuldner,  welcher 
von  einem  Mitschuldner  das  Ganze  eingefordert  hat,  würde 
selbst  dem  Bückgriff  von  Seite  desselben  ausgesetzt  sein^ 
wenn  sich  durch  Wegfall  eines  Dritten  der  Antheil  für  jeden 
vergrösserte.  Bei  gleicher  Betheiligung  an  der  Schuld  haftet,, 
wenn  mehr  als  zwei  Schuldner  sind,  nie  einer  dem  andern 
auf  den  ganzen,  den  Antheil  des  Einzelnen  übersteigenden 
Betrag  der  Zahlung,  auch  nicht  subsidiär.  Solidarität  unter 
den  Solidarschuldnern  selbst  ist  demnach  ausgeschlossen,  sie 
besteht  nur  dem  Gläubiger  gegenüber.  Für  die  Mitbürgschaft 
erklärt  sich  auch  das  0.  B.  in  diesem  Sinne  (Art.  496«), 
wenn  es  von  verhältnissmässigem  Bückgriff  gegen  die  Mit- 
bürgen spricht,  „recours  contre  les  autres  pour  leurs  paria 
et  portions^,  wie  es  deutlich  im  französischen  Texte  heisst. 
Davon  ist  ein  Bückschluss  auf  gleiche  Gestaltung  der  Sache 
fur  die  Solidarschuld  im  Allgemeinen  gestattet.  Dem  zah- 
lenden Mitbürgen  fällt  so  allerdings  die  Last  der  Vertheilung 
seiner  Leistung  auf  die  übrigen  zu;  darin  liegt  eben  das 
Wesen  der  Solidarschuld,  dass  der  Gläubiger  unter  mehreren 
Verpflichteten  einen  beliebigen  sich  aussuchen  kann. 

Das  0.  B.  verwendet  zur  Characterisierung  des  Ver- 
hältnisses, in  welchem  mehrere  gemeinsame  Mitbürgen  zum 
Gläubiger  stehen,  die  Nachbürgschaft.  Auf  den  Bückgriff 
angewandt,  ergiebt  auch  dieser  Gesichtspunkt,  dass  jeder 
Mitbürge  den  andern  gegenüber  Hauptschuldner  ist  für  seinen 
eigenen  Antheil,  regressberechtigt  gegen  jeden  derselben  auf 
dessen  Antheil,  fur  welchen  er  als  Nachbürge  gilt. 

In  dem  Ersatzanspruch   an  den  Hauptschuldner  und  an     R»obt 
Mitbürgen  erschöpft  sich  der  eigentliche  Bückgriff  des  Bürgen.    9,^^^^ 
Derselbe  kann,  wie  jede  eventuelle  Forderung,  vom  Schuldner    •♦•unng; 
oder  durch  einen  Dritten    sicher    gestellt  werden  auf  irgend 
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•eine  Art.  Die  Verpflichtung,  dem  zahlenden  Bürgen  für 
«eine  Regressforderung  einzustehen,  wird  vom  0.  R.  als  be- 
sondere Species  der  Bürgschaft  erwähnt  unter  dem  Namen 
„Rückbürgschaft"  (Art.  498  vgl.  4929).  Es  ist  eine  Bürg- 
schaft flir  künftige  Schuld  ohne  weitere  Eigenthümlichkeiten. 
Ein  vertragliches  Verhältniss  kann  dem  Hauptschuldner 
Pflichten  gegen  den  Bürgen  auch  vor  der  Befriedigung  des 
Gläubigers  auferlegen.     Vgl.  Art.  51  li. 

Etwas  Besonderes  ist  es,  dass  auch  ohne  ein  solches 
Verhältniss  der  Bürge  unter  Umständen  vom  Schuldner  Sicher- 
stellung verlangen  kann.  Der  Rückgriff  soll  gewissermassen 
antecipiert  werden  können,  wenn  die  Verhältnisse  ihn  ge- 
fährdet erscheinen  lassen.  Schon  das  römische  Recht^)  gab 
dem  Bürgen  eine  Klage  gegen  den  Schuldner  vor  der  Zah- 
lung unter  gewissen  Voraussetzungen,  welche  in  den  modernen 
Gesetzgebungen  wiederkehren.  Sie  rechtfertigt  sich  aus  dem 
Gesichtspunkt  der  Handlung  in  fremdem  Interesse,  weshalb 
sie,  wie  manche  Rechte  ausdrücklich  bemerken,  nur  stattfindet, 
wenn  eine  Mandatsklage  möglich  ist.*)  Das  0.  R.  hält  diesen 
Standpunkt  nicht  inne.  Jeder  Bürge  hat  ein  Recht  auf  Sicher- 
stellung, nicht  nur  für  den  Fall  vertragswidriger  Handlung 
des  Schuldners  (Art.  511i),  wo  es  ja  der  Sachlage  entspricht, 
sondern  auch  unter  Umständen,  wo  ein  solcher  Anspruch  für 
den  Hauptschuldner,  dem  sich  ein  beliebiger  Bürge  aufdrängen 
kann,  zu  Unbilligkeiten  führen  könnte  (Art.  ÔII2.3). 

Der  Anspruch    des   Bürgen    auf  Sicherstellung    vor    der 

Zahlung  beruht  auf   positiver    gesetzlicher  Bestimmung    und 

ist  daher  nicht  über  die  im  Gesetz  vorgesehenen  Fälle,    die 

zum  Theil  schon  zu   allgemein  gehalten  sind,   auszudehnen. 

DUig«Bi  Das  0.  R.  enthält  in  dem  Abschnitt,    welcher  von  dem 

GiEa-     Rückgriff   des  Bürgen   handelt,    noch    eine  Reihe    von    Vor- 

«ifttrt.    Schriften,  welche  sich  niclit  direct  auf  den  Rückgriff  beziehen, 

aber   doch   mit    ihm    in  Zusammenhang   stehen,    indem    sie 


>)  L.  38  §  1  aand.  17,1.  et  L.  46  §  5  eod. 

*)  Zürcher  G.  B.  §  1804.    Sachs.  G.  B.  1470.    Vgl.  Dresdner  Entw. 
§  944.    Laurent  28  p.  268. 
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Handlungen  des  Gläubigers  betreffen,  die  für  den  Anspruch 
des  Burgen  an  den  Hauptschuldner  oder  seine  Mitbürgen 
TOD  Einflnss  sein  können.  Der  Bürge  hat  das  Recht,  sich 
seiner  Haftung  zu  entziehen,  soweit  ihm  der  Gläubiger  seinen 
Huckgriff  unmöglich  macht. 

Die  Stellung,  die  der  Bürge  einnimmt,  ist  durch  das 
Recht  nach  und  nach  in  einer  für  ihn  günstigen  Richtung 
verändert  worden.  Ursprünglich  führte  die  Bürgschaft  eine 
reine,  strenge  Verpflichtung  herbei;  sie  wurde  gemildert,  in- 
dem man  allmählig  dem  Bürgen  Schutz  gewährte  und  zwar 
in  doppelter  Weise:  durch  Beschränkung  seiner  Haftung  und 
durch  Schaffung  eines  Anspruches  auf  Wiedererlangung  dea 
Geleisteten.^)  Beides  giebt  dem  Bürgen  gewisse  Rechte  gegen 
den  Gläubiger,  welche  ihren  Ausdruck  finden  in  den  ihm 
gegen  dessen  Anspruch  zustehenden  Einreden,  den  sogenannten 
Beneficien  des  Bürgen.  Der  letztere  kann  den  Gläubiger  an 
den  Hauptschuldner  oder  an  die  Mitbürgen  verweisen,  ferner 
kann  er  vom  Gläubiger  Abtretung  der  Forderung  verlangen; 
mit  dem  einen  will  er  seine  Zahlung  verhindern,  mit  dem 
indem  seinen  Rückgriff  sichern.  Den  Rechten  des  Bürgen 
stehen  die  Pflichten  des  (iläubigers  gegenüber:  Vorausklage 
des  Schuldners  oder  der  Mitbürgen,  Abtretung  der  Klagen 
gegen  diese.  Sie  können  ganz  formal  gedacht  sein,  der  Gläu- 
biger muss  zuerst  einen  Angriff  auf  den  Schuldner  unter- 
nehmen, er  muss  die  Klage  abtreten,  wie  er  sie  noch  hat; 
durch  Vornahme  bestimmter  Handlungen  genügt  er  seiner 
Pflicht.  Man  kann  aber  daran  anknüpfend  eine  gewisse 
Sorgfalt  vom  Gläubiger  verlangen;  der  Gläubiger  soll  sich 
bemühen,  seine  Forderung  an  den  Schuldner  so  zu  erhalten, 
dass  er  sie  mit  Erfolg  geltend  machen,  oder  dass  er  einen 
wirksamen  Anspruch  abtreten  kann.  Erst  dadurch  gelangt 
der  Bürge  zu  einem  wirksamen  Schutz,  indem  an  Nichtbe- 
achtung der  Pflichten  des  Gläubigers,  welche  ihm  Schaden 
bringt,  seine  Befreiung  sich  anschliesst. 

Die  Diligenz  des  Gläubigers,   wie  wir  sie  nach  Vorbild 


')  Vgl  Girtanner  p.  199. 
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des  römischen  Hechtes  in  den  modernen  Gesetzgebungen  ver- 
langt finden,  lässt  sich  aber  in  Verbindung  bringp-n  mit  dem 
beneficium  excussionis  sowohl  als  mit  dem  beneficium  ceden- 
darum  actionum.  Das  römische  Recht  knüpfte  an  das  erstere 
an  und  Hess  den  Bürgen  befreit  werden,  wenn  der  Q-rund, 
weswegen  der  Gläubiger  keine  Befriedigung  vom  Haupt- 
schuldner erlangen  konnte,  seine  Nachlässigkeit  war.*)  Ab- 
tretung der  Klagen  konnte  der  Bürge  vom  Gläubiger  nur 
verlangen,  soweit  sie  noch  vorhanden  waren,  ohne  dass  ein 
Eecht  auf  Befreiung  daraus  abzuleiten  war.  Wie  das  moderne 
Becht  das  ben.  ced.  act.  überhaupt  weiter  entwickelt  hat, 
80  hat  es  dasselbe  namentlich  in  seiner  Wirkung  gegen  den 
Gläubiger  in  einer  Weise  ausgebildet,  dass  im  Lauf  der  Zeit 
€twas  ganz  anderes  daraus  geworden  ist,  als  im  römischen 
Eecht  der  Anspruch  auf  Abtretung  der  Klagen  war.  In  der 
Wirkung  des  ben.  ced.  act.  als  peremtorischer  Einrede  lag 
gerade  die  Hauptbedeutung,  welche  ihm  Wissenschaft  und 
Praxis  beilegten.  In  der  dem  Bürgen  gewährten  exceptio 
doli  lag  der  Keim,  aus  welchem  die  Verantwortlichkeit  des 
Gläubigers  für  Verschlechterung  der  Forderung  an  den 
Schuldner  entwickelt  werden  konnte.  Auch  die  Rücksicht- 
nahme auf  die  dem  Gläubiger  obliegende  Vorausklage  führte 
zu  demselben  Resultat.  Beide  Gesichtspunkte  wurden  daher 
oft  nicht  scharf  getrennt,  sie  wirkten  zusammen,  Verpflich- 
tungen des  Gläubigers  dem  Bürgen  gegenüber  auszubilden, 
welche  die  heutige  Bürgschaft  des  Characters  eines  einseitig 
verpflichtenden  Geschältes  entkleiden. 

Die  Pflicht  des  Gläubigers  zur  Bewahrung  seiner  Rechte 
an  den  Hauptschuldner  bezieht  sich  nur  auf  Sicherheiten, 
welche  die  Forderung  begleiten;  soweit  der  Gläubiger  die 
Hauptforderung  untergehen  lässt,  verliert  er  damit  schon  den 
Anspruch  an  den  Bürgen.  Wenn  nun  für  das  heutige  Recht 
die  Pflicht  des  Gläubigers  zu  einer  gewissen  Diligenz  im 
Allgemeinen  feststeht,  so  kann  sie  doch  verschieden  gedacht 
sein.    Sie  kann,  wie  bemerkt,  zu  verschiedenen  Grundsätzen 

»)  Windscheid  Fand.  §  478  n.  10. 
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in  Beziehung  gebracht  werden;  die  Art,  wie  es  geschieht^ 
hängt  zusammen  mit  der  Gestaltung  des  ßückgriffs  ;  wo  der- 
selbe Mandatsklage  ist,  wird  der  Nachdruck  darauf  gelegt, 
dass  der  G-läubiger  nicht  selbst  die  Erfolglosigkeit  einer 
Klage  gegen  den  Hauptschuldner  verschulden  dürfe;  so  war 
es  im  römischen  Becht.  Neuere  Gesetzgebungen  lassen  diesen 
Gesichtspunkt  noch  erkennen,  aber  nicht  allein  hervortreten 
(sächs,  G.  B.  §  1466).  Wo  hingegen  das  Hauptgewicht 
beim  Rückgriff  auf  den  Eintritt  in  die  Rechte  des  Gläubigers 
gelegt  ist,  da  bezieht  sich  die  vom  Gläubiger  verlangte  Sorg- 
falt wesentlich  darauf,  dem  Bürgen  die  auf  ihn  übergehenden 
Rechte  wirksam  zu  erhalten,  so  im  preussischen  Landrecht 
und  im  Code  Napoléon. 

Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  welche  Auffassung  das 
0.  R.  beherrscht.  Beruht  der  Rückgriff  des  Bürgen  vorzüglich 
auf  dem  Uebergang  der  Rechte  des  Gläubigers,  so  ist  es  eine 
nothwendige  Ergänzung  desselben,  dass  der  Gläubiger  nicht 
zum  Nachtheil  des  Bürgen  seine  Rechte  kann  untergehen 
lassen.  Mit  der  Einrede  der  Vorausklage  hängt  die  Pflicht 
des  Gläubigers  zur  Bewahrung  einer  wirksamen  Forderung 
nicht  zusammen,  sie  besteht  auch  dem  Bürgen  gegenüber, 
der  die  Einrede  der  Vorausklage  nicht  hat.  Dem  Solidar- 
bürgen muss  aber  das  Recht  versagt  werden,  sich  auf  Ge- 
fahrdung seines  Rückgriffs  durch  den  Gläubiger  zu  berufen, 
wenn  dasselbe  aus  dem  beneficium  excussionis  abgeleitet  wird 
(wie  es  geschieht  von  Goldschmidt  1.  c.  p.  422  und  Troplong 
p.  479,  499  ff.).  Im  0.  R.  bildet  die  Vorausklage  oder  der 
Eintritt  eines  anderen  der  in  Art.  493  bezeichneten  Ereig- 
nisse (Concurs  oder  Abwesenheit  des  Schuldners)  die  Vor- 
aussetzung für  den  Angriff  auf  den  einfachen  Bürgen;  vor 
diesem  Zeitpunkt  kann  der  gewöhnliche  Bürge  nicht  zur 
Zahlung  angehalten  werden.  Was  aber  ihn,  wie  den  soli- 
darisch haftenden  Bürgen,  definitiv  befreit,  ist  nicht  die  vom 
Gläubiger  verschuldete  Erfolglosigkeit  der  Vorausklage  — 
eine  nochmalige  energischere  Betreibung  kann  den  Fehler 
verbessern  —  sondern  die  vom  Gläubiger  verursachte  Un- 
möglichkeit,  dass   ein   wirksamer  Anspruch  auf  den  Bürgen 
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übergehe.  Die  Diligenz  des  Gläubigers,  wie  sie  das  0.  R. 
verlangt,  ist  eng  verbunden  mit  dem  Rückgriff  des  Bürgen 
und  der  Geltendmachung  desselben  durch  Eintritt  in  die 
Hechte  des  Gläubigers;  sie  ist  eine  Consequenz  der  Subro- 
gation in  ihrer  Anwendung  aut  die  Bärgschaft,  ähnlich  wie 
im  Code  civil,  bei  dessen  Berathungen  au(  diesen  Zusammen- 
hang ausdrücklich  hingewiesen  wurde  (C.  o.  Art.  2037.  Lau- 
rent 28  p.  301.     Entsch.  des  Reichs-Ger.  III.  96.). 

Das  0.  R.  macht  verschiedene  Pflichten  des  Gläubigers 
gegen  den  Bürgen  namhaft,  welche  sich  alle  auf  die  Durch- 
führung des  Regressanspruches  beziehen;  sie  gehen  zum  Theil 
ziemlich  weit. 

Dass  der  Gläubiger  den  Uebergang  der  Rechte  zu  rea- 
lisieren,^) Urkunden  und  Pfander  herauszugeben  hat,  ist  nicht« 
der  Bürgschaft  Eigenthümliches^  folgt  vielmehr  aus  dem  gesetz- 
lichen Uebergang  der  Forderung.  Durch  die  Weigerung  des 
Gläubigers,  dieser  Pflicht  zu  genügen,  wird  der  Bürge  von 
der  Zahlung  befreit,  er  wird,^)  wenn  er  schon  gezahlt  hat, 
die  Uebertragung  der  Sicherheiten  erzwingen  können. 

Etwas  anders  verhält  es  sich  mit  den  weitern  Obliegen- 
heiten des  Gläubigers,  nämlich  der  Haftung  für  Vermin- 
derung der  Sicherheiten  und  der  Pflicht,*)  die  Forderung  im 
Concurs  des  Schuldners  anzumelden  sowie  den  Bürgen  vom 
Concurs  zu  benachrichtigen.  Das  sind  keine  Pflichten,  zu 
deren  Erfüllung  der  Gläubiger  kann  angehalten  werden,  ihre 
Nichterfüllung  bringt  ihm  auch  nicht  unter  allen  Umständen 
Schaden,  sondern  nur  soweit,  als  sie  für  den  Rückgriff  des 
Bürgen  nachtheilige  Folgen  hat.  Der  Gläubiger  ist  ange- 
wiesen, in  Ansehung  seiner  Forderung  und  ihrer  Sicherheiten 
eine  gewisse  Sorgfalt  zu  beobachten  in  der  vom  Gesetz  näher 
abgegebenen  Weise.  Rücksichten  sind  ihm  auferlegt  im  In- 
teresse des  Bürgen,  es  ist  aber  sein  Interesse,  sie  nicht 
ausser  Acht  zu  lassen.  Er  ist  nicht  unbedingt  verpflichtet, 
die  vorgeschriebene  Sorgfalt  anzuwenden,  die  von  ihm  ver- 
langten Handlungen   vorzunehmen,  er  ist  nur,  —  um    einen 


')  Art.  507,  »j  Art.  509f.  «)  Art.  608,  510. 
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vom  Obligationenrecht  hier  und  öfters  noch  gebrauchten  Aus« 
druck  herbeizuziehen  —  „verantwortlich",  wenn  er  es  nicht 
thut,  das  heisst;  er  hat  den  Schaden,  den  er  veranlasst,  indem 
er  die  ihm  anbefohlene  Diligenz  hintansetzt,  auf  sich  zu 
nehmen  („il  support  les  conséquences  de  ce  fait"  Art.  I684). 
Der  Schaden,  auf  den  es  hier  ankommt,  ist  der  Nachtheil, 
der  dem  Bürgen  erwächst  durch  die  Unmöglichkeit,  in  die 
Rechte  des  Grläubigers  einzutreten.  Soweit  auf  diese  Weise 
der  Rückgriff  verkürzt  wird,  kann  der  Bürge  durch  Einrede 
dem  Anspruch  des  Gläubigers  sich  entziehen,  kann  er  unter 
Umständen  schon  Gezahltes  zurückverlangen. 

Das  Einzelne  über  die  vom  Gläubiger  verlangte  Diligenz 
und  die  Folgen  ihrer  Vernachlässigung  gehört  nicht  mehr 
hierher,  sondern  zu  den  Voraussetzungen  des  Anspruches  des 
Gläubigers  gegen  den  Bürgen,  also  zur  Haftung  des  Bürgen 
und  den  Gründen  seiner  Beireiung. 

Gar  nicht  unter  den  Rückgriff  des  Bürgen  gehört  Art 
509,  der  ebenfalls  die  Haftimg  des  Bürgen  betrifft;  die  hier 
gegebenen  Bestimmungen,  sowie  diejenigen  des  Art.  500,  sind 
rösstentheils  dem  Zürcher  Gesetzbuch  entnommen  und  ver- 
vollständigen die  Rechte,  welche  nach  0.  R.  in  ausgedehntem 
-^asse  dem  Bürgen  gegen  den  Gläubiger  zustehen. 

Die  verschiedenen  kurz  berührten  Rechte  des  Bürgen 
gegen  den  Gläubiger  bilden  einen  wichtigen  Unterschied 
zwischen  Bürgen,  auch  Solidarbürgen  und  dem  gewöhnlichen 
Solidarschuldner,  dem  sie  nicht  zustehen.  Der  Grund  der 
verschiedenen  Behandlung  liegt  in  der  Verschiedenheit  der 
Schttldverhältnisse,  welche  durch  die  Bürgschaft  und  durch 
die  Solidarschuld  zum  Ausdruck  kommen.  Der  Solidar- 
schuldner ist  wirklicher  Schuldner,  Hauptschuldner  für  den 
Gläubiger,  er  haftet  als  Selbstschuldner  für  eine  Schuld,  die 
er  als  seine  eigene  eingegangen  hat.  Einem  Schuldner  gegen- 
über sind  keine  Rücksichten  angebracht,  der  Gläubiger  hat 
gegen  ihn  nur  Rechte,  keine  Pflichten  ;  allein  die  Thatsache, 
dass  noch  Mitschuldner  vorhanden  sind,  ist  für  einen  Schuldner 
Grund  zu  verlangen,  dass  er  nicht  schlechter  behandelt  werde 

Zelischr.  fSr  flehwelx«rUehei  Recht.    N«ue  Folge  VII.  e 
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als  die  andern, *)  weil  eben  alle  gleichermassen  Schuldner 
sind.  Der  Bürge  dagegen  hat  eine  fremde  Schuld  über- 
nommen^  er  ist  nicht  Mitschuldner,  Selbstschuldner,  sondern 
Nebenschuldner  ;  auch  bei  strengster  Haftung  haftet  er  für 
fremde  Schuld,  er  wird  nicht  Hauptschuldner;  „aliqua  dif- 
ferentia  est  obligationum."  L.  5  D.  46,  1.  Die  Thatsache, 
dass  der  Bürge  nicht  als  Schuldner,  sondern  für  einen  Schuldner 
einsteht,  ist  der  Grrund  für  die  günstige  Stellung,  welche  ihm 
das  Recht  anweist,  und  führt  zu  dem  Schutze,  der  ihm,  oft 
nur  zu  freigebig,  gewährt  wird.  Auch  der  Solidarschuldner 
kann  eine  materiell  fremde  Schuld  zahlen;  das  betrifft  aber 
nur  die  Beziehungen  zu  seinen  Mitschuldnern,  während  die 
Zahlung  der  fremden  Schuld  beim  Bürgen  äusserlich  hervor- 
tritt und  sein  Verhältniss  zum  Gläubiger  beeinflusst.  Die 
Leistung  des  Bürgen  erscheint  stets  als  Zahlung  fremder 
Schuld,  diese  Thatsache  äussert  ihre  Wirkungen  schon  vor 
der  Zahlung  dem  Gläubiger  gegenüber. 

Für  die  Folgen  der  Zahlung  den  Mitsóhuldnem  und  den 
Hauptschuldnern  gegenüber  ist  massgebend  die  Thatsache, 
was  die  Zahlung  wirklich  ist.  Nur  die  Zahlung  einer  ma- 
teriell fremden  Schuld  ist  Grund  zu  einem  Ersatzanspruch. 
Das  bleibt  sich  gleich,  wie  auch  dieser  Anspruch  durchge- 
führt ist. 

Die  beiden  neuesten  Codificationen,  welche  dieses  Gebiet 
umfassen,  das  sächsische  Gesetzbuch  und  das  schweizerische 
Obligationenrecht,  haben  hier  den  entgegengesetzten  Weg 
eingeschlagen,  das  erstere,  dem  Bürgen  als  solchem  nur  einen 
selbständigen  Anspruch  zu  geben,  das  letztere,  ihn  in  die 
Rechte  des  Gläubigers  einzuweisen,  was  der  modernen  Rechts- 
entwicklung mehr  entsprechen  dürfte.^)  Der  Sache  nach  bleibt 
der  Anspruch  des  Bürgen  derselbe.  Denn  auch  wenn  das 
Gesetz  bestimmt,  dass  die  Rechte  des  befriedigten  Gläubigers 
auf  den  Bürgen  übergehen,  ist  der  damit  ausgesprochene 
Rechtssatz    nicht  ein   durchgreifendes  Princip,   das   man  nur 


N  Art.  1684. 

«)  Vgl.  Keil  l  c.  p.  60. 
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anzuwenden  brauchte,  um  alle  Fragen  des  Bürgscbaftsregresses 
zu  erledigen;  es  ist  ein  formaler  Gesichtspunkt,  dessen  An« 
Wendung  dem  bürgen  den  Rückgriff  erleichtert,  vereinfacht, 
aber  ihn  nur  zum  Ziele  führt,  wenn  die  thatsäcbliche  Unter- 
lage des  materiellen  Schuldverhältnisses  seinem  Ansprüche 
entspricht.  Substanziiert  ist  die  Klage  des  Bürgen  durch 
seine  Eigenschaft  als  Bürge  und  die  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers, begründet  ist  sein  Anspruch  nur  dann,  wenn  er  durch 
Befriedigung  des  Gläubigers  eine  fremde  Schuld  mit  für  den 
Schuldner  befreiender  Wirkung  bezahlt  hat.  Der  Bückgriff 
soll  die  den  thatsächliohen  Verhältnissen  entsprechende  Aus- 
gleichung herbeifìihren  und  damit,  wie  Savigny  seinen  Zweck 
charakterisiert^),  verhindern,  dass  Einer  auf  Kosten  des  Andern 
sich  bereichere. 


Obiig.  R.  I.  p.  22. 
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Ueber  die  Yerprändang  grnndyersicherter  Forderangen. 

Von  BüDdesrichter  Dr.  H.  Hafner  in  Lausanne. 


Ueber  die  Frage,  ob  für  die  Verpfandung  grundversicherter 
Forderungen  das  ei  dg.  0.  ß.  (Art.  210  ff.)  oder  ferner  das 
kantonale  Recht  massgebend  sei,  gehen  bekanntlich  die 
Ansichten  auseinander.  Im  Herbst  v.  J.  wurde  ich  von  der 
Regierung  des  Ct.  Appenzell  A.-Rh.  eingeladen,  meine  An- 
sicht darüber  auszusprechen,  ob  die  appenzell-ausserrhodischen 
Zedel^)  als  Inhaberpapiere  im  Sinne  des  Schweiz.  0.  R., 
speciell  bei  der  Verwendung  als  Faustpfand,  betrachtet 
und  behandelt  werden  können.  Dadurch  wurde  ich  veranlasst, 
die  Frage,  welches  Recht  überhaupt  für  die  Verpfändung 
grundversicherter  Forderungen  gelte,  ob  kantonales  oder  eid- 
genössisches, einer  nähern  Prüfung  zu  unterziehen,  und  ge- 
langte dabei  zu  dem  Schlüsse,  dass  für  die  Verpfandung  der 
grundversicherten  Forderungen  nicht  das  eidgenös- 
sische, sondern  fernerhin  das  kantonale  Recht  gelte. 
Eventuell  sprach  ich  mich  —  von  der  Auffassung  aus- 
gehend, dass  die  appenzell-ausserrhod.  Zedel  zwar  keine  In- 
haberpapiere im  Sinne  des  eidg.  0.  R.  seien,  wohl  aber 
zu  den  Werthpapieren,  d.  h.  denjenigen  Papieren  ge- 
hören, bei  welchen  Recht  und  Verbindlichkeit 
in  der  Weise  an  die  Urkunde  geknüpft  sind, 
dass  Uebertragung  und  Geltendmachung  des 
Rechts  (der  Forderung)  durch  den  Besitz  des 


^)  Titel  über  grnndversicherte  Forderungen    wie  z.  B.  auch  der  zür- 
cherische Schuldbrief  u.  8.  w. 


i 
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Papiers  bedingt  sind^^)  —  dahin  auS;  dass  für  die 
Verpfändung  der  benannten  Zedel  nicht  Art.  215 ; 
«ondem  Art.  210  und  213  0.  R.  analog  zur  Anwendung 
kommen.^) 

Diese  Ansicht  habe  ich  folgendermassen  zu  begründen 
-versucht:^) 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Fortgeltung  des  kantonalen 
Kechtes  für  die  Verpfandung  grundversicherter  Forderungen 
von  Prof.  Schneider  in  seinem  Gomnaentar  zum  eidg.  0.  B. 
(2.  Aufl.  S.  190  Anm.  5  zu  Art.  215)  und  von  der  vom 
zürch.  Regierungsrathe  bestellten  Commission  für  Revision 
des  zürch.  priv.  Ges.  B,  behauptet  wird,  während  dagegen 
andere  Juristen  und  auch  das  Schweiz.  Bundesgericht, 
in  dem  ürtheile  vom  28,  Septbr.  1885  i.  S.  Frau  Metzger 
ca.  Neuenburgische  Eantonalbank  (abgedruckt  in  der  amtl. 
Samml.  d.  b.-g.  Entsch.  Bd.  XI.  S.  376  ff.)  sich  für  die  An- 
wendung des    eidg.   Rechts  ausgesprochen  haben.^)     Allein 


^)  S.  B  rann  er  in  Endemanns  Handbuch  des  Handelsrechts  Bd.  II, 
S.  147  n.  178;  Randa,  das  Eigen thnmsrecht  nach  österr.  Recht  Bd.  I, 
S.  317  bei  Note  49  ;  Gierke  in  Goldschmidt's  Zeitschrift  für  das  gesammte 
Handelsrecht  Bd.  XXIX,  S,  256  ff.,  nnd  Goldschmidt,  in  der  gleichen 
Zeitschrift  Bd.  XXVIII,  S.  69  ff. 

')  Dieser  eventuelle  Schluss  wird  acceptirt  von  Prof.  Zee rieder  in 
Zeitschrift  des  bern.  Juristenvereins  Bd.  XXIII,  S.  414,  während  Prof. 
Heusler  die  Auffassung  theilt,  dass  für  die  Verpfändung  grundversicher- 
ter Forderungen  das  kantonale  Recht  fortgelte,  s.  diese  Zeit- 
schrift Bd.  XXVIII,  S.  447  f.  Ständerath  Dr.  C.  Hoff  mann  in  St. 
Gallen,  welchem  von  der  Appenzell- ausserrhod.  Regierung  die  gleiche  Frage 
vorgelegt  worden,  hat  sich  dagegen  dahin  ausgesprochen,  dass  die  Ver- 
pfandung grundversicherter  Forderungen  sich  nach  eidg.  Rechte  und  daher, 
soweit  das  kantonale  Recht  denselben  nicht  die  Natur  von  Inhaberpapieren 
«der  Ordrepapieren  beilege  (was  bezüglich  der  Appenz.  Zedel  nicht  der 
Fall  sei),  nach  Art.  2  15  0.  R.  richte.  S.  die  Anzeigen  der  beiden  Gut- 
achten in  dieser  Zeitschrift  a.  a.  0.  und  in  der  Zeitschrift  des  ber- 
nischen Juristenrereins  a.  a.  0.  S.  408  ff. 

**)  Das  von  mir  im  Januar  1837  erstattete  Gutachten  gelangt  hier 
im  Wesentlichen  unverändert  zum  Abdruck. 

*)  Auch  Haberstich,  Handbuch  des  Schweiz.  0.  R.,  Bd.  I  S.  311 
lit.  d.,  scheint  dieser  Ansicht  zu  sein,  wenn  er  dort  sagt:  „Dagegen  ist 
Art.  215  auch  auf  die  Verpfändung  grundversicherter  Forderungen  anwend- 
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dieses  bundesgerichtliche  Urtheil  ist,  wie  seine  Begründung^ 
zeigt  und  mir  auch  sonst  bekannt  ist,  nicht  das  Resultat 
einer  eingehenden  Untersuchung  der  Frage.  Dieselbe  blieb 
vielmehr,  da  die  Parteien  sie  nicht  aufgeworfen  hatten,  un- 
erörtert;  das  Bundesgericht  nahm  mit  den  Parteien  und  der 
Vorinstanz  ohne  Weiteres  an,  dass  das  ei  dg.  Recht  zur 
Anwendung  komme.  £s  kann  daher  m.  E.  jenes  Urtheil^  bei 
aller  Hochhaltung  der  Autorität,  von  welcher  es  ausgegangen 
ist,  nicht  als  das  Ende  alles  Widerspruches  angesehen  werden 
und  von  einer  erneuten  Prüfung  der  Frage  nicht  abhalten* 

Die  Ansicht,  dass  das  e  i  d  g.  Recht  für  die  Verpfändung^ 
der  grundversicherten  Forderungen  gelte  und  daher,  soweit  jene» 
Forderungen  nicht  etwa  nach  dem  kantonalen  Recht  die  Xatur 
von  Inhaberpapieren  oderOrdrepapieren  zukommt,  Art.  215  0.  R^ 
seine  Anwendung  finde,  stützt  sich  ausschliesslich  auf  den  Wort- 
laut jener  Gesetzesbestimmung,^)  indem,  wie  Hoff  mann  sich, 
ausdrückt,  „eine  hypothekarisch  versicherte  Forderung  immerhin 
eine  Forderung  sei  und,  weil  (resp.  soweit)  sie  nicht  zu  den  in 
Art.  210  und  214  0.  R.  gesondert  behandelten  Forderungen®) 
zähle,  eben  zu  den  andern  Forderungen  gerechnet  werden 
müsse,  von  welchen  der  Art.  215  in  so  bindender  Weise 
spreche."    Es  gilt  nun  allerdings  als  oberster  Grundsatz  aller 


bar,  insoweit  das  kantonale  Recht  hierüber  nichts  besonderes- 
vorschreibt, wie  z.B.  diejenige  (?),  (lass  zur  Gültigkeit  der  Verpfandung 
die  Eintragung  im  Grundbuche  erforderlich  sei.*^  Dass  Haberstich  das 
eidg.  0.  K.  nur  dann  anwendbar  erklärt,  wenn  das  kantonale  Recht  keine 
besondern  (i.  e.  abweichenden)  Bestimmungen  enthält,  hängt  zweifellos 
mit  dessen  eigenthümlicher  Auffassung  über  das  Verhältniss  des  eidg.  Rechts- 
zum  kant.  Recht  zusammen.     S.  Habers  tic  h  a.  a.  0.,  Bd.  IS.  11  ff. 

")  Dieselbe  lautet:  „Zur  Verpfändung  einer  andern  Forderung  ist 
noth wendig,  dass  der  Schuldner  davon  benachrichtigt,  ein  etwa  vorhandener 
Schuldschein  an  den  Pfandgläubiger  übergeben  und  die  Verpfandung  schrift- 
lich beurkundet  worden  ist.*^ 

•)  Inhaberpapiere  und  Ordrepapiere.  Das  Gesetz  (Art.  210,  213  u. 
214)  betrachtet  indess  die  Verpföndung  von  Inhaberpapieren  und  Ordre- 
papieren  nicht  als  Forderung«-,  sondern  als  S  a  c  h  Verpfandung.  Der  Wort- 
laut de»  Art.  215   ist  daher  —  entgegen  den  Entwürfen  —  nicht  korrect. 
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Auslegung  7  dass  von  dem  klaren  Wortlaute  des  Gesetzes 
nicht  abgewichen  werden  darf.  Aber  dieser  Grundsatz  ist 
keineswes^s  dahin  aufzufassen,  dass  der  Richter,  welcher  das 
Gesetz  anzuwenden  und  auszulegen  hat,  unbeugsam  am 
Buchstaben   haften    und    die   logische   Interpretation  ^ 

derart  hinter  die  grammatische  zurücktreten  müsse,  dass  von  '^ 

dem  durch  die  letztere,  nach  den  Sprachgesetzen,  gefundenen  $*^i 

Sinn*  nicht   abgewichen   werden   dürfe.     Vielmehr  muss  sich         ^^ 
—  wie  m.  W.  allgemein  gelehrt  und  anerkannt  wird  —  mit  f^^-jj 

der  grammatischen  die  logische  Interpretation  verbinden  und  ^ 

es  darf  resp.  soll  von  dem  an  sich  klaren  Wortsinn  abge-  ■ -^ 

wichen  werden,  wenn  zwingende  objective  Gründe,  J^ 

welche    dem    Zwecke    der    Gesetzesbestimmung,    ihrer   Ent-  j>^ 

stehungsgeschichte,  dem  Zusammenhange  des  Gesetzes  und  ^^^ij 
seinem  Verhältniss  zu.  dem  bestehenden  Bechtsziistand  zu 
entnehmen  sind,  dafür  vorliegen,  dass  der  Buchstaben  des 
Gesetzes  dem  wahren  Sinne  desselben  nicht  gerecht  werde. ^) 
Nicht  mit  Unrecht  bezeichnet  S  o  h  m®)  eine  grammatische 
Interpretation,  welche  den  Buchstaben  des  Gesetzes  im  Wider- 
spruch mit  dem  Sinne  des  Gesetzes  (der  logischen  Interpre- 
tation) geltend  macht,  als  ein  Verfahren  in  fraudem  legis. 
In  der  Tbat  scheinen  mir  nun  solche  objective  zwingende 
Gründe,  aus  der  Entstehungsgeschichte,  dem  Zusammenhang 
des  Gesetzes  und  dem  bestehenden  Rechtszustand ,  fur  die 
Annahme  vorhanden  zu  sein,  dass  der  eidg.  Gesetzgeber 
trotz  des  Wortlautes  des  Art.  215  nicht  beabsichtigt  habe, 
die  Verpfandung  der  grundversicherten  Forderungen  dem  eidg. 
Rechte  zu  unterwerfen,  üebrigens  spricht  m.  E.  der  Wort- 
laut dieser  Gesetzesbestimmung,  wenn  man  nicht  bloss  das 
Wort  „andre",  sondern,  wie  es  geschehen  muss,  den  ganzen 
Inhalt  derselben  berücksichtigt,  keineswegs  so  klar  und  un- 
zweideutig für  die  gegentheilige  Ansicht,  dass  gesagt  werden 
dürfte,  derselbe  könne  nicht  anders  verstanden  werden.") 


u 


^)  Vgl.  Dernhurg,  Pandecten  Bd.  I  §.  36,  S.  74  ff. 
^  Institutionen  des  röm.  Rechts,  2.  Aufl.,  S.  18, 
^  Siehe  unten  S.  83. 
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Professor  Schneider  und  die  oben  erwähnte  zürch. 
Commission  stützen  ihre  Ansicht,  soviel  ich  sehe,  lediglich 
auf  Art.  198  0.  B.^  welcher  die  Bestimmungen  des  kantonalen 
Rechts  für  die  Abtretung  grundversicherter  Forderungen 
vorbehält.  Dieser  Vorbehalt  findet  seinen  Grund  zweifellos 
darin,  dass  das  Hypothekarrecht  als  Theil  des  Immobiliar- 
rechts  zur  Zeit  noch  der  kantonalen  Gesetzgebung  anheim- 
fällt und  man  bei  der  grossen  Verschiedenheit  des  kantonalen 
Hypothekarrechts  und  der  daraus  resultirenden  verschiedenen 
rechtlichen  Natur  der  grundversicherten  Forderungen  in  die 
betrefiPenden  Kechtsverhältnisse  nicht  eingreifen  wollte.  Be- 
kanntlich haben  einzelne  kantonale  Gesetzgebungen^^)  das 
Princip  der  Oeffentlichkeit  des  Hypothekenbuchs  in  dem  Um- 
fange zur  Anwendung  gebracht,  dass  sie  zur  Gültigkeit  der 
Abtretung  grundversicherter  Forderungen  die  Eintragung  im 
Hypothekenbuche  verlangen,  während  nach  andern  Gesetzen 
diese  Eintragung  wenigstens  erforderlich  ist,  um  den  Oessionar 
gegen  die  Folgen  der  Oeffentlichkeit  des  Hypothekenbuchs 
zu  schützen.^^)  Andre  Gesetzgebungen  haben  an  dem  acces- 
sorischen  Character  des  Grandpfandrechtes  nicht  festgehalten, 
sondern  behandeln  dasselbe  als  selbständiges  Recht.  Die 
rechtliche  Natur  der  grundversicherten  Forderungen  ist  sodann 
nach  den  25  cantonalen  Gesetzgebungen  eine  äusserst  ver- 
schiedene. Nach  dem  Rechte  z.  B.  der  Kantone  Z  ü  r  i  c  h  ^ 
Schaffhausen,  Obwalden,  beider  Appenzell  u.  a. 
sind  die  über  die  grundversicherten  Forderungen  errichteten 
(notarialischen  oder  kanzleiischen)  Hypothekartitel  (Schuld- 
brief, Zedel,  Hypothekenschein)  Repräsentanten  der 
Forderung  und  als  solche  wahre  Werthpapiere,  die 
zwar  nicht  zu  den  Inhaberpapieren  gerechnet  werden  köiinen, 
sich  jedoch  diesen  Papieren  sehr  nähern,  indem  sie  nament- 
lich auch  nach   sachenrechtlichen  Grundsätzen  (wie 


*^  Z.  B.  diejenige  des  Kantons  Glarus,  s.  Planta,  Beitrag  zur 
Kenntnisa  des  dentsch-schweiz.  Hypotheken  rechts  S.  120. 

**)  Vgl.  z.  B.  Aargauisches  hürg.  Ges.  B.  §  826;  Civilgesetzbuch 
<ies  Kantons  Solothurn  §  1427  f.;  Civilgesetzbuch  des  Kantons  Bern, 
^Satzung  982. 
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bewegliche  Sachen)  veräussert  und  verpfändet  werden*^)  und 
ihr  Untergang  nur  durch  Entkräftung  des  Titels  und  Löschung 
des  Eintrags  im  Hypothekenbuch  herbeigeführt  werden  kann. 
Es  ist  daher  klar^  dass  die  Bestimmungen  des  allg.  Obliga- 
tionenrechtes über  Cession  und  Untergang  von  Forderungen 
auf  die  Abtretung  und  auf  das  Erlöschen  der  grundver- 
sicherten  Forderungen  nicht  ohne  EingrifiP  in  die  kanto- 
nalen Hypothekarrechte  zur  Anwendung  gebracht  werden 
konnten  und  der  eidg.  Gesetzgeber,  da  er  sich  solcher  Ein- 
griffe zu  enthalten  hatte,  das  kantonale  Becht  —  wie  es  in 
den  Art.  198  und  130  wirklich  geschehen  ist  —  bezüglich 
Abtretung  und  Erlöschen  jener  Forderungen  in  Kraft  be- 
lassen musste.  Nun  kann  zwar  allerdings  die  Verpfändung 
von  Forderungsrechten  nicht  als  (bedingte)  Cession  aufge- 
fasst  und  daher  der  Vorbehalt  des  Art.  198  nicht  direkt 
auch  auf  die  Verpfändung  grundversicherter  Forderungen 
ausgedehnt  werden.  Allein  auch  für  die  Verpfandung  dieser 
Forderungen  ist  deren,  unbestreitbar  und  unbestritten  vom 
kantonalen  Bechte  bestimmte,  rechtliche  Natur  von  ent- 
scheidender Bedeutung,  und  es  scheint  mir  nun  sowohl  aus 
der  Entstehungsgeschichte  der  Art.  210,  213  und  215  0.  B. 
als  ihrem  Inhalte  mit  zwingender  Nothwendigkeit  hervorzu- 


")  S.  Planta  a.a.O.  S.  67f,  wo  folgende  Stelle  aus  ßluntschli, 
2ärch.  Staats-  und  Kechtsgeschichte  (Bd.  II  S.  223)  über  die  Natur  des 
zürcherischen  Schuldbriefs  abgedruckt  ist:  .Der  mit  gerichtlichem  Siegel 
aasgefertigte  Schuldbrief  hat  als  solcher  obligirende  Kraft,  eben  weil  die 
Urkunde  mit  öffentlichem  Glauben  ausgerüstet  ist.  Nicht  bloss  wird  durch 
<iie  Production  des  Schuldbriefes  ein  vollständiger  Beweis  für  das  wirkliche 
Dasein  der  darin  bezeichneten  Schuld  geleistet,  sondern  die  Schuld  selbst 
ist  durch  die  Form  des  Schuldbriefes  zu  einer  eigenthumlicben  Schuld  ge- 
worden, deren  Dasein  und  Anerkennung  weder  von  andern  Beweisen  ab- 
hängt, noch  selbst  an  die  rein  obligatorischen  Schicksale  des  ursprünglich 
4lem  Schuldbrief  vorausgegangenen  Darlehensvertrages  gebunden  ist.  Das 
früher  auf  blossem  Vertrag  beruhende  Darlehen  wird  nun  eben  zum  schuld- 
brieflichen Darlehen  und  erhält  in  und  mit  der  neuen  Form  auch  ein  neues 
eigenes  Leben.  Ja,  der  Schuldbrief  wird  als  solcher  hinwieder  Gegenstand 
des  Verkehrs,  er  wird  zur  Sache,  an  der  man  Eigenthum  haben  kann,  und 
das  Eigenthum  an  der  Sache  zieht  auch  die  darin  eingeschlossene  Forde- 
rung mit  in  den  Bereich  seiner  Herrschaft  hinein.*" 
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gehen  ;  dass  der  eidg.  Gesetzgeber  beabsichtigt  habe,  auch 
für  die  Verpfandung  jener  Forderungen,  gleichwie  bei  der 
Cession,  das  kantonale  Recht  fortgelten  zu  lassen.  Denn 
m.  £.  können  und  wollen  die  bezeichneten  eidg.  Vorschriften 
sich  insbesondere  auf  die  Verpfändung  derjenigen  grundver- 
sicherten  Forderungen,  welche  in  Urkunden  (Werthpapieren) 
verkörpert  sind  (wie  der  appenzell.  Zedel,  der  zürch.  Schuld- 
brief u.  s.  w.),  nicht  beziehen.  Wären  freilich  für  die  Ueber- 
tragung  des  Eigenthums  an  solchen  Titeln  (wie  Prof» 
Schneider  und  die  erwähnte  Commission  anzunehmen 
scheinen)  die  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  betreffend 
den  üebergang  des  Eigenthums  an  Mobilien  (Art. 
199  S.  0.  B.)  als  solcbe  anwendbar,  so  liesse  sich  auch 
die  Anwendbarkeit  des  Art.  210  ibidem  auf  deren  Verpfän- 
dung kaum  bestreiten.  Allein  ersteres  könnte  nur  dann  an- 
genommen werden,  wenn  Art.  198  des  Obligationenrechte» 
das  kantonale  Recht  bloss  bezüglich  der  obligationen- 
rechtlichen  Vorgänge  (Abtretung,  Erwerb  der  ï^  o  r  d  e- 
r  u  n  g),  nicht  auch  bezüglich  der  dinglichen,  sachen- 
rechtlichen Vorgänge  (üebertragung ,  Erwerb  der  Urkunde^ 
des  Papiers)  vorbehalten  würde.  Allein  ich  kann  diess  nicht 
zugeben. 

Es  ist  zwar  ja  gewiss  richtig,  dass  man  bei  den  Werth- 
papieren,  d.  h.  den  Urkunden,  welche  Träger,  Organe  von 
Rechten  (Forderungen)  sind,  das  in  der  Urkunde  verkörperte 
Recht  von  der  Urkunde  selbst  und  demnach  auch  die  ding- 
lichen Vorgänge  mit  der  Urkunde  (die  Besitzesübergabe)  von 
der  Üebertragung  des  in  derselben  verkörperten  Rechte» 
(dem  obligationenrechtlichen  Vorgang)  unterscheiden  kann» 
Man  könnte  daher  versucht  sein,  etwa  folgendermassen  zu 
argumentiren  :  Nach  Art.  198  seien  die  Kantone  allerdinga 
compétent,  die  rechtliche  Natur  der  grün d versicherten  Forde- 
rungen zu  normiren,  also  zu  bestimmen,  ob  und  inwiefern 
dieselben  an  Urkunden  geknüpft  und  dingliche  Vorgänge  mit 
der  Urkunde  (die  Besitzesübergabe)  zum  Zweck  des  Eigen- 
thumsübergangs  u.  s.  w.  genügen  sollen^  die  Forderung  auf 
den  Erwerber  der  Urkunde  zu  übertragen;  dagegen  normire 
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das  eidgenössische  Recht  den  Erwerb  des  Eigen- 
thams  an  beweglichen  Sachen  in  Folge  Veräusse- 
rungsvertrages  (Art.  199  O.-R.),  somit  auch  an  den  Urkun- 
den, welche  als  körperliche,  bewegliche  Sachen  selbständig 
Gegenstand  von  Yeräusserungsgeschäften  und  dinglichen  Rech- 
ten seien.  Wenn  daher  ein  kantonales  Recht  (wie  in  der 
That  z.  B.  dasjenige  von  Appenzell  A.  Rh.  bezüglich  der 
Zedel  und  dasjenige  von  Zürich  bezüglich  der  Schuldbriefe) 
bestimme,  dass  der  Verkehr  mit  den  in  Urkunden  verkörper- 
ten grundversicherten  Forderungen  nach  sachenrecht- 
lichen Grundsätzen  beurtheilt  werden  solle ,  so  komme 
eben  das  eidgenössische  Obligationenrecht  zur  Anwendung, 
d.  h.  es  gelten  die  bundesgesetzlichen  Bestimmungen 
über  den  Uebergang  des  Eigenthums  an  Mobilien  ala 
solche.  So  scheint  in  der  That  die  erwähnte  Commission 
argumentirt  zu  haben,  indem  sie  lediglich  §  102Ö  ff.  des 
zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetzbuches  als  fortbestehend 
erklärt  hat.  Allein  diese  Ansicht,  wonach  also  das  eidge- 
nössische Recht  (wenigstens  indirect)  den  Erwerb  des  Gläu- 
bigerrechtes an  solchen  Forderungen  bestimmte,  könnte  nur 
dann  als  richtig  angesehen  werden,  wenn  das  eidgenössische 
Obligationenrecht  unter  den  „beweglichen  Sachen** 
im  Sinne  des  Art.  199  ff.  nicht  bloss  bewegliche  Sachen,, 
welche  im  Begriff  der  körperlichen  Sachen 
aufgehen  und  von  den  Werthpapieren  nicht  nur  die  In- 
haberpapiere, sondern  auch  andere  Werthpapiere,. 
speciell  diejenigen,  welche  grundversicherte  Forderungen  ver- 
briefen und  welche  in  der  That*')  noch  allein  in  Betracht 
kommen  können  (vergleiche  Urtheil  des  Bundesgerichtes  in 
Sachen  Hauert  ca.  zürcherische  Eantonalbank  vom  21.  Juni 
1883,  in  der  amtl.  Samml.  der  bundesg.  Entscheid.  Bd.  X, 
278,  und  in  Sachen  Metzger  ca.  Neuenburger  Cantonalbank^ 
a.  a.  0.,  Bd.  XI,  S.  376  ff.),  verstehen  würde  und  daher  den 
Kantonen  das  Gesetzgebungsrecht  über  den  Verkehr  mit 
solchen  Papieren    entzogen,    beziehungsweise   nur  die   Wahl 


'*)  Abgesehen  von  Rectawecbsel  und  Rectaschcck. 


76  Dr.  H.  Hafner: 

gelassen  wäre,  die  rechtliche  Natur  der  grundversicherten 
Forderungen  in  der  Weise  zu  bestimmen,  dass  auf  deren 
TJebertragung  entweder  die  gewöhnlichen  Grundsätze  über 
die  Cession  oder  (sofern  sie  in  Urkunden  yerkörpert  sind); 
•die  gewöhnlichen  Grundsätze  über  die  Veräusserung 
beweglicher  Sachen  zur  Anwendung  gebracht  werden 
können.  Allein  hievon  ist  überall  keine  Rede.  Die  Anwen- 
dung der  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Sachenrechtes  auf  den 
Verkehr  mit  Werthpapieren  (welche  weder  Inhaberpapiere 
noch  indossable  Papiere  sind)  mag  ja  der  rechtlichen  Natur 
-dieser  Papiere  ganz  entsprechen,  wofür  Autoritäten,  wie 
Oierke  (a.  a.  0.,  Seite  265),  Randa  (a.  a.  0.,  S.  319) 
und  wohl  auch  Goldschmidt  (a.  a.  0.,  S.  64  ff.)**)  an- 
gerufen werden  können,  und  wofür  weiter  das  bisherige  Recht 
-einer  Reihe  von  schweizerischen  Kantonen  (Appenzell,  Zürich, 
Luzern)  spricht.^^)  Allein  darüber  kann  doch  kein  begrün- 
<ieter  Zweifel  obwalten,  dass  den  Kantonen  nach  wie  vor  das 
Gesetzgebungsrecht  bezüglich  der  Abtretung,  Uebertragung  der 
grundversicherten  Forderungen  voll  und  unbeschränkt 
zusteht  und  daher  nicht  nur  die  allfällig  in  einzelnen  Kan- 
tonen früher  bezüglich  des  Verkehrs  mit  Schuldbriefen,  Ze- 
-dein  u.  dgl.  Schuldurkunden  aufgestellten,  von  den  gewöhn- 
lichen obligationenrechtlichen  oder  sachenrechtlichen  Grund- 
sätzen abweichenden  Bestimmungen  in  Kraft  ver- 
blieben sind,*^)  sondern  die  Kantone  auch  in  Zukunft 
ganz  nach  ihrem  freien  Ermessen  und  ohne  alle  Rücksicht 
Auf  die  im  eidgenössischen  Obligationenrecht  für  die  Cession 
von  Forderungen  oder  die  Eigenthumsübertragung  an  beweg- 
lichen  Sachen    aufgestellten    Grundsätze    diejenigen    Bestim- 


^*)  Es  ist  zweifelhaft,  ob  sich  desRen  Aasfährang  a.  a.  0.  auch  auf 
andere  Werthpapiere  als  Inhaberpapiere  bezieht. 

**)  Vergleiche  indess  auch  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  163. 

*•)  So  verlangt  z.  B.  Schaffhausen  zur  Veräusserung  von  Schuld- 
briefen 1.  die  Uebergabe  des  Schuldbriefes  und  2.  die  Ausstellung  einer 
Cessionsurkunde,  §  769  des  Schaffhauser  pri  vatrechtiichen  Gesetzbuches  ;  die 
Regel  .Hand  wahre  Hand"  gilt  aber  nichtsdestoweniger  für  die  Ueber- 
tragung solcher  Titel  auch  in  diesem  Kanton. 
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mangen    über    die    Abtretung    jener    Forderungen    erlassen 
können,  welche  ihnen  angemessen  erscheinen. 

Damit  ist  aber  die  Frage  im  Sinne  der  uiibeding- 
ten  Fortgeltung  des  kantonalen  Rechtes  (mag 
die  üebertragung  der  grundversicherten  Forderungen  nach 
den  Grundsätzen  des  Obligationenrechtes  über  die  Cession 
oder  nach  sachenrechtlichen  Grundsätzen  ge- 
schehen) entschieden.  Denn  wie  das  Bundesgericht  in 
seinem  Urtheile  vom  8.  October  1886  in  Sachen  Leihcassa 
Zurzach  ca.  Dölker  (abgedruckt  in  der  Revue  der  Gerichts- 
praxis im  Gebiete  des  Bundescivilrechts,  Bd.  V,  S.  5  Nr.  4) 
gewiss  richtig  ausgeführt  hat,  enthält  das  eidgenössische  0.  R., 
sofern  nicht  ganz  unzweideutig  etwas  anderes  bestimmt  ist^ 
absolut  und  nicht  nur  subsidiär  gemeines  Recht 
für  die  ganze  Eidgenossenschaft.  Soweit  inhaltlich  sein  Gel- 
tungsgebiet reicht,  gilt  es.  unbedingt  und  nicht  nur  dann^ 
wenn  die  cantonale  Gesetzgebung  keine  oder  keine  be- 
sonderen Bestimmungen  enthält;  die  kantonale 
Gesetzgebung  kann  das  Gebiet  seiner  Wirk- 
samkeit  weder  ausdehnen  noch  einschrän- 
ken. Es  ist  daher  in  der  Regel  nicht  anzunehmen,  dass 
die  Anwendbarkeit  von  Bestimmungen  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes  auf  gewisse  Materien  vom  Bestehen  oder 
Nichtbestehen  kantonalgesetzlicher  Specialbestimmungen  über 
dieselben  abhänge  und  daher  je  nach  dem  Stande  der  ein- 
zelnen kantonalen  Gesetzgebung  für  den  einen  Kanton  zu  be- 
jahen, für  den  andern  zu  verneinen  sei.  Wenn  daher  Art.  198 
des  Obligationenrechtes  die  Bestimmungen  des  kantonalen 
Rechts  über  die  Abtretung  grundversicherter  Forderungen 
vorbehält,  so  bezieht  sich  dieser  Vorbehalt  auf 
das  gesammte,  für  die  Abtretung  solcher 
Forderungen  bisher  massgebende,  allge- 
meine und  specielle  kantonale  Recht,  also 
auch  auf  die  sachenrechtlichen  Bestimmun- 
gen, welche  bisher  für  die  Üebertragung 
solcher  Forderungen  massgebend  gewesen 
sind,    wofür  übrigens   auch   in   Art.  507   a.  E.  0.  R.  eine 
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Bestätigung  zu  finden  ist.  In  denjenigen  Kantonen,  welche 
bisher  die  Regel  ;,Hand  wahre  Hand"  nicht  kannten  oder 
•derselben  eine  andere  Bedeutung  als  das  eidgenössische  Obli- 
gationenreoht  beilegten  (vergleiche  §  653  des  zürcherischen 
privatrechtlichen  Gesetzbuches),  oder  welche  die  Vindication 
gestohlener  oder  verlorener  Sachen  ganz  oder  doch  in  grös- 
serem Umfange  als  das  eidgenössische  Obligationenrecht  aus- 
schlössen, würden  daher  auch  diese  Bestimmungen  für  die 
grün  d versicherten  Forderungen  unbeschränkt  in  Kraft  ver- 
bleiben, sofern  das  kantonale  Recht  nicht  etwa  dahin  auszu- 
legen ist,  dass  auf  den  Verkehr  mit  Schuldbriefen,  Zedeln 
u.  s.  w.  die  j  e  w  e  i  1  e  n  für  den  Verkehr  mit  beweg- 
lichen Sachen  geltenden  Grundsätze  massgebend  sein 
sollen,  —  was  wohl  bezüglich  §  845  des  zürcherischen  privat- 
rechtlichen  Gesetzbuches  und  wohl  auch  bezüglich  des  appen- 
zell-ausserrhodischen  Rechtes  allerdings  der  Fall  ist.  Allein 
dadurch  werden  die  Schuldbriefe,  Zedel  u«  s.  w.  noch  keines- 
wegs zu  beweglichen  Sachen  im  Sinne  des  Art.  199  ff.  des 
O.  R.,  sondern  sie  werden  denselben  nur  gleichgestellt. 
Diese  Gleichstellung,  welche  der  kantonale  Gesetzgeber  kraft 
-der  ihm  in  Art.  198  des  0.  R.  vorbehaltenen  Competenz  jeden 
Augenblick  aufheben  könnte ,  hätte .  zur  Folge ,  dass  s  o 
lange  die  kantonale  Gesetzgebung  nichts 
anderes  verfügt,  die  Art.  199  ff.  des  0.  R.  auf  den 
Verkehr  mit  Schuldbriefen  als  kantonale  (nicht  bun- 
desgesetzliche) Bestimmungen  Anwendung  finden  wür- 
den. (S.  m.  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  für  schweizerisches 
Recht,  N.  F.  Bd.  V,  Seite  72  ff.)  Und  zwar  würde  dies 
auch  gelten,  wenn  die  grundversicherten  Forderungen  in 
reinen  Inhaberpapieren  verkörpert  sind.  Denn  das 
Gesetzgebungsrecht  der  Kantone  über  die  Abtretung  grund- 
versicherter Forderungen  ist,  wie  bereits  bemerkt,  unbe- 
schränkt. 

Aus  dem  Gesagten  folgt  nun  aber,  was  die  Verpfän- 
dung derjenigen  Werthpapiere  betrifft ,  welche  grundver- 
fiicherte  Forderungen  verbriefen  ,  ohne  weiteres  die  ü  n  a  n- 
wendbarkeit  der  Art.  210  und  213  des  0.  R.  als  b  u  n- 


rig^B7T  • 
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desgesetzli  che  Bestimm angen  auf  dieselben.  Denn  es 
kann  gewiss  nicht  dem  mindesten  Zweifel  unterliegen ,  dass 
Art.  210  und  213  0.  E.  mit  den  Bestimmungen  über  den 
Erwerb  des  Eigenthums  an  beweglichen  Sachen  (Inhaber- 
papiere inbegriffen)  im  engsten  Zusammenhange  stehen  und 
den  Pfanderwerb  nur  bezüglich  derjenigen  Gegenstände  nor- 
miren,  welche  auch  von  Art.  199  ff.  O.E.  als  eid- 
genössischem Rechte  betroffen  werden,  also 
an  beweglichen  Sachen ,  welche  im  Begriffe  der  kör- 
perlichen Sachen  aufgehen,  und  an  den  Inha- 
berpapieren (mit  Ausschluss  der  grundversicherten  For- 
derungen). Insbesondere  ist  klar,  dass  Art.  213  0.  R.  als 
eidgenössisches  Recht  (als  bundesgesetzliche 
Bestimmung)  nur  soweit  anwendbar  ist,  als  auch  Art.  205 
des  O.  R.  als  eidgenössisches  Recht  gilt.  Xlebrigens 
folgt  die  Unanwendbarkeit  der  Art.  210  und  213  des  0.  R. 
auf  andere  Werthpapiere  als  Inhaberpapiere  schon  ganz  be- 
stimmt aus  deren  Wortlaut  („Ein  Pfandrecht  an  beweg- 
lichen Sachen  oder  Inhaberpapieren  kann  nur  als  Faust- 
pfand bestellt  werden"  und  „Sind  bewegliche  Sachen  oder 
Inhaberpapiere  von  einem  Nichtberechtigten  zu  Faustpfand 
übergeben  worden."). 

So  wenig  aber  Art.  210  (und  213)  0.  R.  als  bundes- 
gesetzliche Bestimmung  auf  die  appenzellischen  Ze- 
deP")  anwendbar  ist,  auch  wenn  dieselben  als  wahre  Inhaber- 
papiere zu, betrachten  wären,  ebensowenig  findet  Art.  215 
ibidem  auf  dieselben  und  die  ihnen  gleichstehenden  sachen- 
rechtlichen Werthpapiere  (zürcherische  und  schaffhauserische 
Schuldbriefe  u.  s.  w.)  Anwendung,  sondern  ist  vielmehr  die 
Anwendbarkeit  dieser  Gesetzesbestimmung  vollends  ausge- 
schlössen. 

Um  zu  einer  richtigen  Erkenntniss  der  Tragweite  des 
Art.  215  0,  R.  zu  gelangen,  ist  es  nothwendig,  die  Ent- 
stehungsgeschichte und  den  Inhalt  desselben,  sowie  die  Con- 

")  Und  die  gleichartigen  Hypothekartitel  anderer  Kantone« 


m^^ 
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Sequenzen,  welche  sich  aus  seiner  Anwendung  auf  grundyer- 
sicherte  Forderungen  ergeben  würden,  ins  Auge  zu  fassen» 
Was  die  Entstehungsgeschichte  des  erwähnten 
Artikels  angeht,  so  lautete  derselbe  in  den  drei  ersten  Ent- 
würfen dahin:  „Zur  Verpfändung  einer  Forderung,  welche 
nicht  an  den  Besitz  einer  Urkunde  gebunden 
ist,  wird  gefordert,  dass  der  Schuldner  derselben  davon 
benachrichtigt  und  der  Schuldschein  an  den  Pfandgläubiger 
übergeben  werde."  In  den  Beschlüssen  der  Bedactionscom- 
mission  vom  Januar  und  März  1878  bekam  der  Artikel  (au* 
welchen  Gründen  ist  mir  nicht  bekannt)  folgende  Fassung: 
„Zur  Verpfändung  einer  gewöhnlichen  Forderung- 
(der  französische  Text  sagt:  simple  créance)  ist  nothwendig,. 
dass  der  Schuldner  davon  benachrichtigt  und  der  Schuld- 
schein oder  eine  sonstige  Beweisurkunde  an 
den  Pfandgläubiger  übergeben  oder  in  Ermanglung  solcher 
Urkunden  die  Verpfandung  mit  beglaubigtem  Datum  schrift- 
lich vollzogen  worden  ist,"  und  diese  Fassung  ist  denn  auch 
in  dem  (4ten)  Entwürfe,  welchen  der  Bundesrath  der  Bundes- 
versammlung vorlegte,  beibehalten. 

Der  Ständerath  änderte  resp.  kürzte  nun  (am  17.  Feb- 
ruar 1881  auf  den  Antrag  seiner  Commission)  den  Artikel 
dahin  ab:  „Zur  Verpfändung  einer  gewöhnlichen  For- 
d  e.r  u  n  g  ist  nothwendig,  dass  der  Schuldner  davon  benach- 
richtigt ist,  ein  etwa  vorhandener  Schuldschein 
an  den  Pfandgläubiger  übergeben  und  die  Verpfändung  schrift- 
lich beurkundet  worden  sei."  In  dieser  Fassung  ging  der 
Artikel  aus  den  Berathungen  der  Bundesversammlung  vom 
März  1881  hervor. 

Bekanntlich  ernannte  dann  der  Bundesrath  eine  Experten- 
Commission  zur  Bereinigung  und  nochmaligen  genauen  Durch- 
sicht des  Entwurfes  fs.  Schneider  und  F  i  c  k ,  Com- 
mentar zum  eidgenössischen  Obligationenrecht,  2.  Auflage, 
Seite  17  unten). 

Diese  Commission  verwandelte  nun  die  Worte  „einer 
gewöhnlichen  Forderung"  in    „einer   andern   Forde- 
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rang"    und    in   dieser   Form    wurde    der  Artikel    schliesslich 
(ohne  Discussion)  angenommen.^®) 

Aus  dieser  Entstehungsgeschichte  geht  nun  ra.  E.  zur 
Evidenz  hervor,  dass  Art.  215  bis  zur  letzten  Peststellung 
seines  Wortlautes  durch  die  soeben  erwähnte  Commission 
sich  nicht  auf  Forderungen  bezog,  welche  an  eine  Ur- 
kunde geknüpft  sind;  denn  auch  unter  gewöhn- 
lichen Forderungen  (wie  die  letzten  Entwürfe  sich  aus- 
drückten) versteht  man,  obgleich  dieser  Ausdruck  kein  juri- 
stisch-technischer ist,  ebensowenig  Forderungen,  die  in  Ur- 
kunden verkörpert  sind,  als  grund  versicherte 
Forderungen. 

Da  nun  die  letzteren  nach  der  Gesetzgebung  der  meisten 
Kantone,    wenn  auch   regelmässig    nicht   in    dem    eminenten 
Sinn  wie  die  Inhaberpapiere  und  die  Wechsel,  an  Urkunden 
geknüpft  sind,  so  wird  man,  ohne  Widerspruch  befürchten  zu 
müssen,  behaupten  dürfen,  dass  bis  zu  der  letzten  Rédaction 
dieser  Bestimmung  allseitig,  beim  eidgenössischen  Gesetzgeber 
wie  bei  den  vorberathenden  Behörden  und  Commissionen,  die 
Absicht   obwaltete  resp.  obwalten   m  u  s  s  t  e ,    die   Regelung 
der  Verpfändung  grundversicherter  Forde- 
rungen nach  wie  vor  der  kantonalen  Gesetz- 
gebung  zu    überlassen.     Merkwürdiger  Weise   (und 
wie  mir  von  verschiedenen  mitwirkenden  Personen  bestätigt 
worden  ist)  hat  hierüber  niemals,  und  zwar  auch  in  der  er- 
wähnten letzten  bundesräthlichen  Expertencommission  nicht, ^*'') 
eine  Discussion  gewaltet.     Dagegen  ist  mir  von  Mitgliedern 
der  grossen  Commission,  welche  in  den  Jahren   1876  bis  1880 
den  Entwurf  (d.  h.  die  4  ersten  Entwürfe)  zum  eidgenössischen 
Obligationenrecht   berathen    und   festgestellt  hat,    versichert 
worden,    dass  sie,    in    völliger   Uebereinstimmung   mit    dem 
Wortlaut   der   Entwürfe,    nie    eine    andere  Meinung   gehabt 


'^)  Bekanntlich  warde  der  revidirte  Entwurf  von  beiden  Käthen  in 
globo,  ohne  alle  Discnssion  angenommen,  s.  Bnndesblatt  1881  Bd.  III  S.  523 
u.  665, 

*•)  Wie  mir  von  Herrn  Nationalrath  Dr.  Niggeler,  Mitglied  dieser 
Commission,  ausdrücklich  bestätigt  worden  ist. 

Zeltsohr.  fQr  sehweizArlschos  Recht.    Neao  Folge  VU.  6 
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haben  y  als  dass  das  kantonale  Recht  für  die  Yerpfandang 
grundversicherter  Forderungen  in  Kraft  verbleibe. 

Ist  nun  die  Annahme  begründet,  dass  man  schliesslich, 
ohne  dass  ein  hierauf  gerichteter  Auftrag  vorlag,  ohne  alle 
Discussion ,  stillschweigend ,  und  ohne  sich  aus  den 
kantonalen  Hypothekenrechten  genau  und 
vollständig  darüber  zu  orientiren,  welche 
Vorschriften  dieselben  erfordern,  übereinge- 
kommen sei  (im  Gegensatz  zu  der  bisher  ge walteten  Ab- 
sicht), auch  die  grund versicherten  Forderungen  in  das  Gesetz 
einzubeziehen  und  desswegen  den  Ausdruck  „gewöhn- 
lichen" in  „andern"  umgewandelt  habe?  Eine  solche  Annahme 
wäre,  wie  mir  scheint,  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  sich 
diese  Aenderung  nicht  anders  erklären  liesse,  und  diess  ist 
nun  gewiss  nicht  der  Fall.*°) 

Vielmehr  scheint  mir  eine  andere  Erklärung  sehr  nahe 
zu  liegen.  Wie  bereits  bemerkt ,  ist  der  Ausdruck  „g  e- 
wöhnliche  Forderung"  kein  juristisch- technischer,  sondern 
ein  unbestimmter,  vieldeutiger.  Derselbe  wird  oft  im  Gegen- 
satz zu  den  an  Urkunden  geknüpften,  dann  wieder 
im  Gegensatz  zu  den  grundversicherten,  und  endlich, 
und  zwar,  wenn  ich  nicht  sehr  irre,  gerade  in  der  bundes- 
rechtlichen Praxis  bei  Anwendung  des  Art.  59  B.-V.  häufig 
für  „laufende  Forderungen"  gebraucht,  im  Gegensatz  zu 
den  (durch  bewegliche  oder  unbewegliche  Pfander)  versicher- 
ten. Schon  diese  Unbestimmtheit  desselben,  und  da  Art.  215 
natürlich  auch  die  durch  bewegliche  Pfänder  versicherten 
Forderungen  umfassen  sollte,  war  ein  hinreichender  Grund 
zu  dessen  Entfernung.  Allein  dazu  kommt  noch,  dass  Art. 
215  ja  in  der  That  auf  alle  andern,  d.  h.  in  den  Art. 
210—214  noch  nicht  behandelten  Forderungen  sich  beziehen 


*^)  Nach  Art,  3  des  Bundesbesclilusses  vom  21.  Brachmonat  1877 
(A.  S.  d.  B.-Ges.  N.  F.  Bd.  III  S.  109  und  111)  bestand  die  Aufgabe  des 
Bnndesrathes  und  der  von  ihm  bestellten  Commission  darin,  ,,die  Gesetzes- 
vorläge  oder  die  einzelnen  Abschnitte  derselben,  bezüglich  welcher  Abän* 
derungen  beschlossen  worden  waren,  imSinne  dieser  Beschlüsse 
umzuarbeiten."     S.  auch  Botschaft  des  Bnndesrathes  vom  18.  Mai  1881. 
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sollte^  deren  rechtliche  Behandlung  (rechtliche 
Natur,  Entstehung,  üebertragung  und  Er- 
löschung) vom  eidgenössischen  Obligatio- 
nenrecht überhaupt  normirt  wird.  Und  nun 
will  mir  scheinen ,  dass  der  Ausdruck  „ändert*.  Forderung" 
in  Art.  215  des  Obligationenrechtes  jedenfalls  dann  in  dem 
soeben  bezeichneten  beschränkteren  Sinne,  wonach  er 
nur  alle  andern  im  eidgenössischen  Obliga- 
tionenrecht behandelten  Forderungen  be- 
greift^ aufgefasst  werden  müsse,  wenn  sich  ergibt,  dass  die 
Bestinnmung  auf  die  vom  eidgenössischen  Recht 
^auch  sonst  nicht  normirten  grund versicherten  Forde- 
rungen nicht  passt.  Und  diess  ist  nun  in  der  That  der  Fall. 

Bedenken  gegen  die  Anwendbarkeit  des  Art.  215  0.  R. 
auf  grundversicherte  Forderungen  erregt  nämlich  auch  des- 
sen Wortlaut.  Ich  finde  in  unserm  Bundesgesetze  (ver- 
gleiche Art.  102  ff.  0.  R.)  keinen  Anhalt  dafür,  dass  der 
Ausdruck  ,. Schuldschein"  in  demselben,  speciell  in  Art.  215, 
in  einem  andern  Sinne  gebraucht  sei,  als  wenigstens  in  der 
Schweiz  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  und  speciell  §  859 
des  zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetzbuches,  welcher 
dem  Artikel  als  Vorbild  gedient  hat,  demselben  beilegt  und 
wonach  darunter  bloss  Beweisurkunden,  Beweis- 
titel, dagegen  keineswegs  auch  solche  Schuldurkunden, 
welche  Träger  der  in  ihnen  verbrieften  Forderungen  sind, 
zu  verstehen  sind.  Sicher  ist,  dass  der  Ausdruck  in  Art.  215 
bis  zur  letzten  endgültigen  Rédaction  desselben  nur  in 
diesem  und  keinem  andern  Sinn  gebraucht  gewesen  ist. 
Es  weist  also  m.  E.  auch  der  Wortlaut  des  Art.  215  darauf 
hin,  dass  derselbe  sich  nicht  auf  solche  Forderungen  beziehen 
kann  und  will,  die  an  Urkunden  geknüpft  sind,  was, 
wie  bemerkt,  bei  den  grundversicherten  Forderungen  fast 
regelmässig  der  Fall  ist. 

Entscheidend  für  die  Annahme,  dass  die  Verpfän- 
dung grundversicherter  Forderungen  weiter  durch  das  kan- 
tonale Recht  geregelt  werde,  scheint  mir  aber  der  mate- 
rielle Inhalt  des  Art.  215  0.  R.,  d.  h.  die  in  dieser  Gesetzes- 
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bestimmung  für  die  Begründung  des  Pfandrechts  (Gegenstand^ 
Voraussetzung  und  Verpfändungsforna)  aufgestellten  Eechts- 
grundsätze  zu  sein. 

Es  ist  schon  mehrfach  herv^orgehoben  worden,  dass  nicht 
alle  Forderungen  den  gleichen  rechtlichen  Character,  die 
gleiche  rechtliche  Natur  haben.  Die  einen  Forderungen  sind 
an  Urkunden  geknüpft,  bei  denen  Geltendmachung  und  Er- 
fttllungspflicht  von  der  Vorlegung  des  Papieres  abhängt  und 
die  Urkunde  daher  als  Träger  der  Forderung  er- 
scîhein  t  (Scripturobligationen,  Werthpapiere). 
Für  andere  sind  entweder  gar  keine  Urkunden  vorhanden,, 
oder  dieselben  dienen  nur  dazu,  die  Forderung  zu  beur- 
kunden, zu  beweisen  (Schuldscheine). 

Unter  den  Werthpapieren,  welche  Träger  von  Forde- 
rungen sind,  unterscheiden  sich  wieder  die  indossabeli> 
(Wechsel,  Cheque,  Anweisung  an  Ordre  u.  s.  w.  siehe  Art. 
720  flF.,  830  ft,  838  ff.,  847  ff.  O.E.)  von  den  nicht  indos- 
sabeln  (den  Inhaberpapieren  Art.  846  ff.  0.  R.,  und  den 
Namenspapieren,  welch  letztere,  wie  bereits  bemerkt,*®') 
als  WeVthpapiere  unter  der  Herrschaft  des  eidgenössischen 
0.  R.  nur  noch  für  grundversicherte  Forderungen  vor- 
kommen  können).  So  verschieden  wie  die  rechtliche  Natur 
der  Forderungen  ist  auch  überall  die  Verpfändungsform 
und  zwar  sowohl  im  zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetz- 
buche, welches  dem  eidgenössischen  0.  R.  in  dieser  Materie 
augenscheinlich  zum  Vorbild  gedient  hat,  als  in  allen  andern 
mir  bekannten  Gesetzgebungen  5  überall  hat  man  die  Ver* 
pfändungsform  der  rechtlichen  Natur  der  Forderungen  an- 
gepasst,  dem  Verkehr  mit  solchen  Forderungen  entsprechend 
gestaltet.  Für  Inhaberpapiere  wird  für  den  Pfanderwerb 
wie  für  den  Eigenthumserwerb  m.  W,  überall  Besitzübergabe 
erfordert,  aber  auch  genügend  erklärt;  für  indossable- 
Papiere  wird  Uebergabe  des  indossirten  Papiers  verlangt 
und  für  die  Verpfändung  von  Forderungen,  für  welche  gar 
keine  Urkunde  oder  nur  Beweistitel  bestehen,  sind  wenn 


*^)  Siehe  oben  bei  Note  13. 
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auch  mit  etwas  anderer  Bedeutung  und  Wirkung  ähnliche 
Formen,  wie  für  die  Cession  au%estellt  (schriftliche  Beur- 
kondungy  Uebergabe  des  Schuldscheines,  Anzeige  an  den 
Schuldner).  Vergleiche  Stobbe  a«  a.  O.^  Band  II  (2.  Auf« 
läge)  Seite  697  Zi£Fer  3;  Dernburg,  Lehrbuch  des  preus- 
fiischen  Privatrechtes,  Band  I  (4.  Auflage)  Seite  931  bei 
Note  7—9. 

Ganz  so  ist,  wie  es  auch  ja  gar  nicht  anders  sein  konnte 
und  wie  ein  Blick  auf  den  Abschfiitt  über  das  Faustpfand- 
recht  beweist,  auch  der  eidgenössische  Gesetzgeber  ver- 
fahren. Diejenigen  vom  eidgenössischen  Recht  normirten 
Papiere,  welche,  wie  die  Inhaberpapiere  und  die  indos- 
sabl en  Papiere,  Gegenstand  des  £igenthums  sind,  kön- 
nen auch  Gegenstand  des  Pfandrechtes  sein  (wie  be- 
wegliche Sachen)^  und  regelmässig  entspricht  auch  im  eidge- 
nössischen Obligationenrecht,  wie  in  den  andern  Gesetz- 
gebungen, die  Verpfändungsform  den  Formen,  welche  für 
die  Uebertragung  der  verschiedenen  Forderungen  bestehen 
(vergleiche  Art.  210  mit  Art.  199  0.  R.,  Art.  214  mit  Art. 
727,  735  Absatz  1  und  755  Absatz  1  u.  s.  w.;  Art.  215  mit 
Art.  184,  186  und   191.). 

Dass  bei  den  laufenden,  resp.  den  nicht  an  Urkun- 
den geknüpften  Forderungen  die  Verpfändung  erst  durch 
die  Anzeige  an  den  Schuldner  und  die  Uebergabe  des  Schuld- 
scheines vollendet  wird,  während  bei  der  Cession  schon 
die  schriftliche  Beurkundung  zur  Perfection  genügt 
(Art.  184,  186  und  191  des  O.R.),  die  Anzeige  an  den 
Schuldner  also  bei  der  Verpfandung  nicht,  wie  bei  der  Ces- 
sion, lediglich  rechtssichernd,  sondern  rechtsbegrtindend 
wirkt,  verstösst  nicht  gegen  das  oben  Gesagte;  denn  Grund 
und  Zweck  der  Vorschrift  ist  doch  immerhin  der  gleiche, 
wie  bei  der  Cession,  nämlich  den  Pfandgläubiger  gegen  Zah- 
lungen und  Abmachungen  des  Drittschuldners  mit  dem  Pfand- 
schuldner oder  einem  Cessionar  desselben  zu  schützen.  Nun 
ist  schon  wiederholt  betont  worden ,  übrigens  auch  bekannt, 
dass  die  grundversicherten  Forderungen  je  nach  der 
massgebenden  kantonalen  Gesetzgebung  eine  sehr  verschiedene 
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rechtliche  Natur  haben  und  namentlich  davon  gar  keine  Rede 
ist;  dass  dieselbe  immer  den  laufenden  (gewöhnlichen)  For- 
derungen gleichgestellt  seien.  M.  W.  sind  dieselben  vielmehr 
nach  den  meisten  cantonalen  Gesetzgebungen,  insbesondere 
der  Ost-  und  Mittelschweiz,  z.  B.  Appenzell,  Zürich,  SchaflF- 
hausen,  St.  Gallen,  Luzern  u.  s.  w.,  wenn  auch  nicht  immer 
im  gleichen  Masse,  an  Urkunden  geknüpft.  Je  nach  der 
hiedurch  bedingten  rechtlichen  Natur  vollzieht  sich  die  üeber- 
tragung  der  grundversicherten  Forderungen  fast  regelmässig 
nach  den  (gewöhnlichen  oder  modificirten)  Grundsätzen  des- 
Sachenrechts oder  nach  den  (gewöhnbohen  oder  modificir- 
ten) Regeln  des  Obligationenrechts.  Soweit  die  Forderuiïger* 
an  Urkunden  geknüpft  sind,  wird  —  wenigstens  der  Regel 
nach  —  der  Verkehr  mit  denselben  nach  sache  nrecht- 
liehen,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  nach  obligationenrecht- 
lichen Grundsätzen  beurtheilt,  und  der  üebertragungsform 
entspricht  in  den  kantonalen  Gesetzgebungen  auch  die  Ver- 
pfändungsform  (vergi,  z  B.  §§  845  und  858  des  zürche- 
rischen privatrechtlichen  Gesetzbuches,  §§  769  und  789  des 
Schaffhauser  privatrechtlichen  Gesetzbuches  u.  s.  w.). 

In  dieser  Hinsicht  ist  nun  in  erster  Linie  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  die  in  Art.  215  vorgeschriebene 
Anzeige  an  den  Schuldner  bei  Forderungen,  die  an  Urkunden 
geknüpft  sind ,  (wenigstens  bezüglich  der  Capitalforde- 
rung,  worauf  sich  die  mir  unterbreitete  Frage  allein  be- 
zieht) gar  keinen  vernünftigen  Sinn  und  Zweck  hat,  sondern 
lediglich  eine  lästige  und  desshalb  unverständige  Fessel  de» 
Verkehrs  wäre.  Denn  wie  bereits  bemerkt,  ist  zweifellos 
jene  Anzeige  nur  desshalb  vorgeschrieben,  um  das  Recht 
des  Pfandgläubigers  gegen  Zahlungen  oder  Abmachungen  des 
Drittschuldners  (indem  sie  dessen  guten  Glauben  ausschliesst) 
zu  sichern. 

Bei  den  grundversicherten  Forderungen,  welche 
an  Urkunden  geknüpft  sind,  liegt  aber  diese  Sicherheit 
schon  vollständig  darin ,  dass  der  Schuldner  mit  befreiender 
Wirkung  nur  gegen  Rückgabe  der  Urkunde,  beziehungs* 
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weise  Abschreibung  auf  derselben,  Zahlung  leisten  kann,^^) 
während  dagegen  allerdings  die  Notwendigkeit  der  Anzeige 
zur  Sicherung  des  Rechtes  des  Pfandgläubigers  bei  allen 
andern  Forderungen  sich  nicht  leugnen  lässt.  Ich  vermag 
nun  keinen  ernsthaften  Grund  zu  entdecken,  welcher  den 
Gesetzgeber  hätte  bestimmen  können,  die  Anzeige  dennoch 
nicht  bloss  für  die  nicht  an  Urkunden  geknüpften  Forde- 
rungen, sondern  ganz  allgemein  für  alle  in  den  Art.  210  und 
214  noch  nicht  behandelten  Forderungen  vorzuschreiben,  wenn 
er  wirklich  auch  die  Verpfandung  der  grundversicherten  For- 
derungen regeln  und  hiefür  nicht  das  kantonale  Eecht  in 
Kraft  belassen  wollte.  Es  konnte  ihm  doch  unmöglich  ent- 
gehen,   dass  nicht  nur  die  Rechtssicherheit  für  die  Verpfän- 


**)  Das  Gegentheil  beweist  aach  das  bei  Planta  a.  a.  0.,  Seite  78 
angefahrte  Urtheil  des  st.  gallischen  Cantonsgerichtes  vom  3.  März  1874 
i.  S.  Schwendimann  contra  Bank  in  Wyl  nicht.  Dieses  Urtheil  argnmentirt 
folgendermassen  :  Die  Bank  habe,  als  sie  den  fraglichen  Eanfschnldbrief 
zu  Faustpfand  erwarb,  von  der  an  der  Eanfschnld  erfolgten,  aber  im  Titel 
nicht  abgeschriebenen  Abzahlung  nichts  gewnsst,  sich  also  im  guten  Glauben 
befanden,  und  müsse  daher  bei  ihrem  Pfandrecht  geschützt  werden.  Dagegen 
habe  sie  später,  und  zwar  bevor  sie  den  Kaufschuldbrief  im  Concurse  des 
Pfandschuldners  zu  Eigenthum  erwarb,  von  der  Abzahlung  Eenntniss 
erbalten  und  stehe  ihr  deshalb,  soweit  sie  mehr  als  Schutz  der  durch  den 
Fanstpfandvertrag  erworbenen  Rechte  verlange,  die  Einrede  der  Arg- 
list, exceptio  doli,  entgegen.  Ob  diese  Argumentation  richtig  ist,  mag  dahin 
gestellt  bleiben.  Kaum  zu  bestreiten  ist,  dass  die  rechtliche  Natur  der 
Wertbpapiere  die  Einrede  der  Arglist  nicht  unbedingt  ausschliesst  (vergleiche 
Brunner  a.  a.  0.,  Seite  169  fif.  und  Seite  213),  sondern  es  lediglich  eine 
rechtspolitische  Frage  ist,  ob  und  inwieweit  dieselbe  im  Interesse  der  Cir- 
culation sfähigkeit  des  Papiers  durch  positives  Gesetz  ausgeschlossen 
oder  beschränkt  werden  soll.  Die  in  Art.  215  0.  R.  vorgeschriebene  An- 
zeige an  den  Schuldner  hat  aber  hiemit  gar  nichts  zu  thun.  Dieselbe  hat 
nicht  etwa,  je  nach  der  Natur  der  Forderung  resp.  der  über  dieselbe  aus- 
gestellten Urkunde,  bald  den  Zweck,  den  Schuldner  vor  Begründung  des 
Pfandrechtes  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  resp.  seiner  Einreden  gegen 
die  verpföndete  Forderung  zu  veranlassen  oder  gar  etwa  den  Eigenthüroer 
des  Titels  gegen  Yeraberwandlung  desselben  zu  schützen,  sondern  Zweck 
und  Bedeutung  der  Anzeige  bestehen,  wie  oben  bemerkt,  immer  nur  darin, 
den  Pfandgläubiger  gegen  künftige  Zahlung  und  Abmachungen  des  Schuld- 
ners zu  sichern. 
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düng  von  Schuldbriefen,  Zedeln  u.  s.  w.  keine  solche  Vor- 
schrift erheische,  sondern  der  Verkehr  mit  denselben  dadurch 
unnöthigerweise  belästigt  werde.  Für  eine  besondere  Nor- 
Diirung  der  Verpfandung  von  Schuldbriefen,  Zedeln  etc. 
durch  eine  specielle  Bestimmung  wäre  doch  gewiss  noch 
Baum  gewesen;  irgend  ein  äusserer  oder  innerer  Grund,  sie 
mit  den  laufenden  Torderungen  in  einer  gemeinsamen 
Gesetzesvorschrift  zusammenzuwerfen,  war  gewiss  nicht  vor- 
handen. 

Ein  solches  Verfahren  liesse  sich  ja  nur  durch  die  An- 
nahme erklären,  der  eidgenössische  Gesetzgeber  habe  die 
kantonalen  Hypothekar  rechte  nicht  gekannt.  Aber  ein  Gesetz- 
geber, der  die  Verpfändung  grund versicherter  Forderungen 
normiren  will,  niuss  es  doch  in  allererster  Linie  als  seine 
Aufgabe  erachten,  sich  über  die  rechtliche  Natur  derselben 
aus  den  massgebenden  kantonalen  Gesetzen  zu  vergewissern. 
Es  scheint  mir  daher  der  Umstand,  dass  die  Anzeige  an  den 
Drittschuldner  allgemein  als  Erforderniss  der  Pfandbestel- 
lung vorgeschrieben  ist,  deutlich  darauf  hinzuweisen,  dass 
der  Gesetzgeber  Forderungen,  die  an  Urkunden  geknüpft  sind, 
also  die  grundversicherten  Forderungen  (^welche,  wie 
nochmals  zu  betonen  ist,  allein  in  Betracht  kommen 
können),  gar  nicht  im  Auge  gehabt  hat 

Ein  anderes  Bedenken  erregt  sodann  der  Umstand,  dass 
(was  bekanntlich  bei  allen  andern  Forderungen  ausge- 
schlossen ist)  bei  den  grundversicherten  Forderungen  nach 
der  Begründung  des  Pfandrechtes  an  denselben  ein  Wechsel 
des  Schuldners,  durch  Singularsuccession  in  die  Schuld 
kraft  Gesetzes,  eintreten  kann,  ohne  dass  der  Pfandgläu- 
biger von  diesem  Wechsel  oder  der  neue  Schuldner  von  dem 
an  der  grundversicherten  Forderung  bestellten  Pfandrecht 
etwas  erfährt.  Denn,  wie  bereits  oben  bemerkt,  folgt  z.  B. 
nach  dem  ßechte  des  Kantons  Appenzell  A.  Rh.  (und  auch 
nach  andern  Rechten)  die  persönliche  Schuld  ohne  weiters 
und  von  Rechts  wegen  dem  Pfand,  geht  also  mit  der  Ver- 
äusserung  des  Pfandes  kraft  Gesetzes  auf  den  Erwerber  des- 
selben über,    während   in  andern  Kantonen  der  Eintritt  des 
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Pfanderwerbers  in  die  Schuld  zwar  nicht  sofort,  aber  doch 
nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  erfolgt,  sofern  der  Gläu- 
biger nicht  ausdrücklich  die  Annahme  desselben  als  neuen 
Schuldners  verweigert.  Es  scheint  mir  nun  nicht  verneint 
werden  zu  können,  dass  dieser  Wechsel  auf  der  Schuldner- 
seite, durch  Singularsuccession  kraft  Gesetzes^  die 
Quelle  von  Verwicklungen  werden  kann  und  muss.  Es  lässt 
sich  die  Frage  aufwerfen,  ob  in  solchem  Falle  die  an  den 
ursprünglichen  Drittschuldner  gemachte  Anzeige  ohne  wei- 
teres, auch  wenn  der  neue  Drittschuldner  davon  keine  Kennt- 
niss  erhalten  hat,  fortwirke.  Die  Bejahung  wie  die  Ver- 
neinung der  Frage,  vornehmlich  natürlich  die  Verneinung, 
aber  auch  die  Bejahung  (wo  die  Forderung  ausnahmsweise 
nicht  an  eine  Urkunde  geknüpft  ist)  kann  sehr  bedenkliche 
Consequenzen  haben. 

Aus  deni  gleichen  Grunde  ist  ferner  aus  den  Zedeln, 
Schaldbriefen  u.  s.  w.  der  gegenwärtige  Schuldner  sehr  häufig 
nicht  zu  entnehmen.  Der  Gläubiger,  welcher  eine  grundver- 
sicherte Forderung  verpfänden  will,  müsste  daher  in  der 
Regel  noch  eine  Bescheinigung  der  Hypothekarbehörde  über 
den  gegenwärtigen  Schuldner  beibringen,  was  jedenfalls  sehr 
lästig  wäre,  aber  nicht  einmal  völlig  sicherte  ;  denn  bekannt- 
lich sind  Streitigkeiten  darüber,  ob  der  frühere  Pfandeigen- 
thütner  als  Schuldner  entlassen  und  der  neue  als  solcher  an- 
genommen worden  sei,  gar  nicht  so  selten.  Man  würde  da- 
her oft  die  Anzeige  an  den  neuen  und  den  alten  Schuldner 
machen  müssen. 

Allein  bei  den  an  Urkunden  geknüpften  Forderungen  ge- 
schieht nicht  nur  die  Verpfändung  in  sachenrechtlichen 
Formen,  sondern  das  Pfandrecht  wird  in  Wahrheit  an  der 
Urkunde  selbst  bestellt;  Gegenstand  des  Pfandrechtes 
ist,  wie  bei  den  Inhaberpapieren,  das  Papier,  die  Ur- 
kunde, und  es  findet  daher  auch  bezüglich  des  Pfander- 
werbs  die  Regel:  „Hand  wahre  Hand"  im  gleichen 
Umfange,  wie  sie  für  den  Eigenthumserwerb  gilt,  ihre  An- 
wendung (so  in  Zürich,  Schaff  hausen.  Appenzell  u.  s.  w.). 
—  Das  würde   nun  bei  Anwendung  des  Art.  215  0.  R.  auf 
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alle  grandversiclierten  Forderungen  (welche  nicht  etwa  ii> 
reinen  Inhaberpapieren  verkörpert  wären)  mit  einem  Schlag 
anders  geworden  sein! 

Die  Urkunde  als  Werthpapier  wäre  nicht  mehr  Gegen- 
stand des  Pfandrechtes  und  die  Regel  „Hand  wahre  Hand^ 
würde  nicht  mehr  Platz  greifen.  Gegenstand  des  Pfandrechte» 
sind  nämlich  nach  den  Bestimmungen  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes,  wie  aus  denselben  mit  aller  wünschbaren 
Klarheit  hervorgeht,  nur  bewegliche  Sachen,  Inhaber- 
papiere, indossable  Papiere  und  Forderungen. 
Werthpapiere ,  welche  weder  zu  den  Inhaberpapieren  noch, 
zu  den  indossabeln  Papieren  gehören,  können  nach  dem  eid- 
genössischen Recht  nicht  mehr  Gegenstand  des  Pfand- 
rechtes sein.  Die  üebergabe  der  Schuldurkunde,  des  Schuld- 
scheines, erfolgt  nach  Art.  215  des  0.  R.  nur  als  Mittel 
zur  Begründung  des  Pfandrechtes")  an  einer  Forderung. 
Das  Pfandrecht  wird  nach  Art.  215  nicht  am  Papier 
selbst,  sondern  an  der  darin  beurkundeten  Forderung  con- 
stituirt.  Daraus  erklärt  sich  denn  auch  (wovon  noch  weiter 
unten  zu  sprechen  sein  wird)  der  Ausschluss  der  Regel 
„Hand  wahre  Hand",  welche  nach  Art.  213  nur  für  den. 
Pfanderwerb  an  beweglichen  Sachen  und  Inhaber- 
papieren gilt  und  selbstverständlich,  als  dem  Sachen- 
recht angehörige  Regel,  nur  auf  den  Pfanderwerb  an  be- 
weglichen Sachen  und  solchen  Werthpapieren,  welche  den- 
selben bezüglich  der  üebertragung  und  Verpfandung  gleich- 
gestellt, also  (selbst)  Gegenstand  dinglicher  Rechte^ 
(des  Eigenthums,  Pfandrechtes,  Niessbrauchs)  sind,  Anwen- 
dung finden  kann.  Für  den  Erwerb  des  Gläubigerr echtes» 
und  des  Pfandrechtes  an  Forderungen,  welche  nach  dea 
Grundsätzen  des  Obligationenrechtes  übertragen  werden,, 
kann  jene  Regel  natürlich  nicht  Platz  greifen  ;  der  Ausschluss 

")  Dies  ist  ausschliesslich  die  Bedeatang  der  Uehergabe  von  Beweis- 
Urkunden.  Bei  den  Werthpapieren,  wie  den  Zedeln,  wäre  sie  natürlich 
auch  erforderlich  znr  Geltendmachung,  Realisirang  des  Pfandrechtes, 
da  ohne  deren  Besitz  der  Pfandgläubiger  ja  sein  Recht  gar  nicht  verwerthe» 
kann. 
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derselben  bei  Art.  215  des  0«  R.  ist  daher  selbstverständlich^ 
wenn  diese  Gesetzesbestimmung,  wie  nachgewiesenermassen 
ursprünglich  beabsichtigt  war,  nur  auf  solche  Forderungen 
angewendet  wird,  welche  nicht  an  Urkunden  geknüpft 
sind  und  welche  daher  nach  den  Regeln  der  Cession  über- 
tragen werden.  Denn  solche  Forderungen,  bei  denen  das 
Eigenthiim  an  der  Urkunde  (dem  Schuldschein)  vom  Gläu- 
bigerrecht abhängig  ist  (nicht  umgekehrt)  und  bei 
denen  daher  die  Schuldurkunde  nicht  selbständig  Gegenstand 
von  dinglichen  Rechten  (Eigenthum,  Pfandrecht  u.  s.  w.) 
ist,  kann  eben  nur  der  (wahre)  Gläubiger,  d.  h.  der  ur- 
sprüngliche Gläubiger  oder  wer  die  Forderung  durch 
eine  ununterbrochene  Reihe  rechtsgültiger  Ueber- 
tragungsacte  von  dem  ursprünglichen  Gläubiger 
erworben  hat,  verpfänden.  Die  Vorschrift  des  Art.  215^ 
wäre  aber  nicht  correct,  sondern  völlig  verfehlt,  wenn 
sie  auch  auf  solche  grundversicherten  Forderungen,  welche 
in  Urkunde  verkörpert  sind  (Werthpapiere,  wie  die  appen- 
zellischen  Zedel)  angewendet  werden  sollte.  Um  sicher  zu 
gehen,  muss  der  Pfandgläubiger  nach  Art.  215,  wenn  der 
Verpfänder  nicht  der  in  der  Urkunde  (dem  Schuldschein)  be- 
nannte Gläubiger  ist,  den  Nachweis  der  Ordnungsmässigkeit 
und  Rechtsgültigkeit  sämmtlicher  Uebertragungsacte  vom  ur- 
sprünglichen Gläubiger  an  verlangen.  Dieser  Nachweis  dürfte 
nun  fur  Inhaber  von  zürcherischen  Schuldbriefen,  appenzelli- 
schen  Zedeln  und  ähnlichen  Papieren  manchmal  desshalb  sehr 
schwierig  sein,  weil  die  Uebertragung  der  Zedel  nicht, 
wie  nach  Art.  184  0.  R.  die  Abtretung  von  Forderungen,, 
an  die  schriftliche  Beurkundung  gebunden  ist.  In 
andern  Fällen  könnte  aber  jener  Nachweis  desshalb  ganz 
unmöglich  sein,  weil  ja  (gemäss  dem  in  dieser  Hinsicht 
massgebenden  kantonalen  Rechte)  der  Erwerb  der  Forde- 
rung ans  dem  Zedel  vom  Eigenthumserwerb  an 
dem  Zedel  abhängig  ist  und  nach  der  für  diesen  Erwerb 
geltenden  Regel:  „Hand  wahre  Hand"  das  Eigenthum  an 
(nicht  gestohlenen  oder  verlorenen)  Zedeln  auch  vom  Nicht- 
eigentbümer   erworben  werden  kann,    der  spätere  Eigen- 
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thümer  des  Zedels  also  sein  Recht  gar  nicht  nothwendig 
von  einem  frühern  resp.  dem  ursprünglichen  Eigenthümer  ab- 
leiten mu88.  Im  weitern  ist  klar,  dass  der  Verlast,  die  Aus- 
hingabe des  Zedels  seitens  des  Pfandgläubigers  ;  dessen 
rechtlicher  Natur  als  Träger  der  Forderung  und  den  über 
•den  Eigenthumserwerb  an  demselben  geltenden  Grundsätzen 
nach,  ganz  andere  Polgen  für  die  Fortexistenz  des  Pfand- 
rechtes hätte,  als  die  Aushingabe  eines  blossen  Schuldscheins, 
welcher  nicht  Träger,  sondern  blosse  Zubehör  de  der 
Fordenmg  ist. 

Allein  so  ungereimt  und  unverständlich  schon  aus  diesen 
Oründen  die  Gleichbehandlung  der  laufenden  mit  den  grund- 
versicherten,  resp.  der  nicht  an  Urkunden  gebundenen  mit 
den  in  Urkunden  verkörperten  Forderungen,  bezüglich 
der  Pfandbestellung  an  denselben  wäre,  so  würde  dieselbe 
vollends  ganz  unbegreiflich,  wenn  man  bedenkt,  dass  der 
Ausschluss  der  Regel  „Hand  wahre  Hand**  zur  Folge  hätte, 
<]ass  nur  noch  der  Eigenthümer  des  Titels  gültig  ein 
Pfandrecht  an  demselben  resp.  der  darin  verbrieften  Forde- 
rung bestellen  könnte,  also  bei  solchen  Titeln,  wenn  sie  von 
einem  Nichtberechtigten  zu  Pfand  gegeben  worden  sind, 
der  gutgläubige  Empfänger  desselben  kein  Pfand- 
recht daran  erwerben  würde. 

Die  practische  Bedeutung  der  Frage,  ob  eidgenössisches 
Recht  oder  kantonales  Recht  für  die  Verpfändung  grundver- 
sicherter Forderungen  gelte,  reducirt  sich  keineswegs  etwa 
•darauf,  ob  in  Zukunft  die  Verpfändung  solcher  Forderungen, 
beziehungsweise  der  über  dieselben  ausgestellten  Titel  (Ze- 
•del,  Schuldbriefe,  Gülten  u.  s.  w.),  eine  Anzeige  an  den 
Schuldner  erfordere  oder  nicht.  Sondern  die  Bedeutung 
der  Frage  ist  die,  ob  in  Zukunft  resp.  seit  Inkrafttreten 
des  eidgenössischen  Obligationenrechtes  ohne  Rücksicht 
-auf  die  rechtliche  Natur  dieser  Titel  und  die  für 
den  Verkehr  mit  denselben  nach  kantonalem  Rechte 
geltenden  Grundsätze  einfach  die  Bestimmungen 
des  eidgenössischen  Obligationenrechtes  über 
Verpfändung  nicht  an  ürkanden  gekn&pfter,  nur  nach 
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den  Regeln  des  Obligationen  rechtes  über  die 
Cession  übertragbarer  Forderungen  zur  Anwen- 
dung kommen  ? 

Und  nun  scheint  es  mir  geradezu  undenkbar,  dass  der 
eidgenössische  Gesetzgeber  zwar  die  kantonale  Gesetzgebung 
compétent  erklärt  habe,  die  für  die  Entstehung,  Erlöschung 
und  üebertragung  der  grün d versicherten  Forderungen  und 
den  Verkehr  mit  denselben  massgebenden  Vorschriften  auf- 
zustellen ,^^)  also  zu  bestimmen ,  ob  diese  Forderungen  an 
Urkunden  geknüpft  sein  und  ob  der  Verkehr  mit  denselben 
sich  nach  saohenrechtlichen  oder  obligationenrechtlichen  Grund- 
sätzen vollziehen,  ob  insbesondere  die  Regel  „Hand  wahre 
Hand"  gelten  solle,  —  dass  derselbe  dann  aber  plötzlich  in> 
Capitel  über  das  Faustpfandrecht  aus  der  Rolle  gefallen  sei 
und  nicht  nur  die  Regelung  auch  der  Verpfandung  grund- 
versicherter Forderungen  für  sich  in  Anspruch  genommen^ 
sondern  dieselbe  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  kantonale  Ge- 
setzgebung, beziehungsweise  den  durch  letztere  den  Pfand- 
urkunden (Zedeln,  Schuldbriefen)  beigelegten  rechtlichen 
Character  und  unbekümmert  um  die  Conflicte,  die  aus  ein- 
ander widerstreitenden  Vorschriften  des  kantonalen  und  des  eid- 
genössischen Rechts  unvermeidlich  entstehen  müssten,  aus- 
geführt habe,  —  in  gänzlicher  Verkennung  der  der  kanto- 
nalen Gesetzgebungàgewalt  eingeräumten  resp.  vorbehaltenen 
Competenzen.  Eine  solche  Gedankenlosigkeit  ist  aber  auch 
gewiss  dem  eidgenössischen  Gesetzgeber  resp.  den  Urhebern 
der  gegenwärtigen  Fassung  des  Art.  215  nicht  begegnet. 
Dieselben  haben  vielmehr,  als  sie  an  diesen  Artikel  ihre 
Hand  anlegten,  an  die  grundversicherten  Forderungen  offen- 
bar gar  nicht  gedacht.^*)  Die  ganze  Frage,  ob  dieser 
Artikel,  beziehungsweise  das  Capitel  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes  über  das  Faustpfandrecht,  auch  auf  diese 
Forderungen  Anwendung  finde,  ist  nur  dadurch  entstanden 
und  hat  nur  dadurch  entstehen  können,  dass  man,    statt  zu 


*•)  Sowie  für  das  grand  versicherte  Darleihen,  Art.  337  0.  R. 
**)  Siehe  oben  bei  Note  19. 
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untersuchen,  ob  Art.  215  seiner  Entstehungsgeschichte  und  dem 
Sinne  und  Zusammenhange  des  Gesetzes  nach  für  jene  For- 
derungen bestimmt  sei  resp.  bestimmt  sein  könne,  einseitig 
<auf  das  G-esetzeswort  resp.  darauf  abstellte,  dass  das  Bundes- 
^esetz  in  dieser  Materie  das  kantonale  Becht  nicht  (wie  bei 
der  Cession  und  der  Erlöschung,  der  Anweisung,  dem  grund- 
versicherten Darleihen)  ausdrücklich  vorbehalte.  Man 
übersah,  dass  ein  solcher  Vorbehalt  früher  (d.  h.  bis  zur 
letzten  Feststellung  des  Textes  von  Art.  215)  gar  nicht 
Tiöthig  war,  und  legte  der  letzten  Aenderung  am  Texte  jenes 
Artikels  eine  Bedeutung  bei,  die  sie  weder  haben  wollte 
noch  konnte. ^*^)  Man  übersah,  dass  der  eidgenössische  Gesetz- 
geber, ohne  mit  sich  selbst  in  schreienden  Widerspruch  zu 
gerathen,  den  kantonalen  Zedeln,  Schuldbriefen  etc. 
die  Anerkennung  als  Werth  papier  e  und  damit  die  An- 
wendung sachenrechtlicher  Grundsätze  auch  für  deren 
Verpfändung  nicht  versagen  konnte;  dass  es  insbesondere 
eine  durchaus  ungerechtfertigte  und  unbegreifliche  Massregel 
wäre,  die  Regel  „Hand  wahre  Hand"  für  den  Pfanderwerb 
an  solchen  Papieren  auszuschliessen,  wenn  der  kantonale  Ge- 
setzgeber den  Eigen  thumserwerb  an  denselben  unter  jene 
Hegel  gestellt,  überhaupt  für  den  Verkehr  mit  solchen  Pa- 
pieren die  (gewöhnlichen  oder  besonderen)  sachenrechtlichen 
Grundsätze  als  anwendbar  erklärt  habe  (vergleiche  Stobbe 
a.  a.  0.,  Band  II  [2.  Auflage]  Seite  699  Ziffer  4;  Roth, 
deutsches  Privatrecht,  Band  III  Seite  721).  Wollte  der  eid- 
genössische Gesetzgeber  auch  die  Verpfändung  grundver- 
sicherter Forderungen  regeln,  so  musste  er  hiefür  gestützt 
auf  eingehendes  Studium  der  verschiedenen  kantonalen  Hypo- 
thekarrechte eben  auch  besondere,  für  dieselben  passende 
Bestimmungen  aufstellen,  gerade  so  gut,  wie  dies  hätte  ge- 
schehen müssen,  wenn  derselbe  die  Ueb ertragung  dieser 
Forderungen  hätte  regeln  wollen.  Wie  der  eidgenössische 
Gesetzgeber  letzteres  aber  in  der  richtigen  Erkenntniss,  dass 
«r   sich   vor  Eingriffen    in   die  kantonalen  Hypothekarrechte 

*•)  Siehe  oben  Note  20. 
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zu  hüten  habe,  unterlassen  und  das  kantonale  Recht  als 
fortbestehend  erklärt  hat,  gerade  so  gut  ist  und  musste  diess 
geschehen  bezüglich  der  Verpfändung  grundversicherter 
Forderungen. 

So  wenig  als  bezüglich  der  Uebertragung  lassen  sich 
die  grundversicherten  Forderungen  bezüglich  der 
Verpfändung  unter  eine  Regel  zusammen  zwängen,  so 
lange  das  Hypothekarrecht  der  kantonalen  Gesetzgebung  an- 
heimräUt. 

Zu  den  Aufgaben  der  Hypothekargesetzgebung  gehört 
bekanntlich  die  Hebung  des  Bodencredites.  Dieser  Aufgabe 
haben  insbesondere  die  neuen  Hypothekargesetze  in  der  Weise 
gerecht  zu  werden  gesucht,  dass  sie,  um  dem  creditbedürf- 
tigen  Grundbesitz  gegenüber  der  grossen  Concurrenz  anderer 
Geldanlagen  (Action,  Inhaberpapiere  u.  A.)  die  nöthigen  Ca- 
pitalien  zuzuführen  und  zu  erhalten,  den  Verkehr  (Veräu&se- 
rung  und  Verpfandung)  mit  den  Pfandbriefen  (Schuldbriefen, 
Zedeln  u.  s.  w.)  möglichst  erleichterten.  Gerade  das 
neueste  Zedelgesetz  des  Cantons  Appenzell  A.  Rh.  verfolgt 
unzweifelhaft  diesen  Zweck. 

In  diese  Bestrebungen  und  Bestimmungen  der  kantonalen 
Gesetzgebung  theils  durch  Aufstellung  ebenso  zweckloser  als 
lästiger  mit  der  Natur  der  Pfandbriefe  (Zedel  u.  s.  w.)  in 
Widerspruch  stehender  Verpfändungsformen,  theils  durch  Nicht- 
achtung der  für  den  Verkehr  mit  solchen  Titeln  massgeben- 
den G-rundsätze  störend  und  hemmend  einzugreifen,  konnte 
<ler  eidgenössische  Gesetzgeber,  ohne  einen  schweren  Miss- 
griff zu  begehen,  unmöglich  als  seine  Aufgabe  erachten.  £r 
hat  dies  aber  auch,  davon  bin  ich  gestützt  auf  das  vorstehend 
Gesagte  vollkommen  überzeugt,  nicht  als  in  seinen  Beruf 
fallend  angesehen,  sondern  sich,  wie  ausgeführt,  gewissenhaft 
jeden  Eingriffs  in  diese  Materie  enthalten. ^^) 

*•;  Wenn  Zeerleder  a.a.O.  (s,  oben  Note  3)  geltend  macht:  «Wir 
glauben,  nach  dem  Gesetzestext  müsse  angenommen  werden,  die  Verpfan- 
dung aller  Arten  von  Forderangen  sei  durch  das  eidg.  Recht  beherrscht, 
and  es  liessen  sicli  hiefür  auch  gesetzgeberische  Gründe  anführen,  wie  na- 
mentlich   dass  dieses  Rechtsgeschäft   fdr  den  nicht   auf  die  Gesetzes- 
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Sollte  den  vorstehenden  Ausführungen  entgegen  von  den 
Gerichten  an  der  Ansicht  festgehalten  werden,  dass  das  eid- 
genössische Obligationenrecht  auch  die  Verpfändung  grund- 
versicherter  Forderangen  regeln  wolle,  so  hoffe  ich  doch  unter 
allen  Umständen  den  Beweis  dafür  erbracht  zu  haben,  dass 
Art.  215  des  0.  B,  nicht  auf  alle  Forderungen  dieser  Art^ 
insbesondere  also  nicht  auf  die  appenzellischen  Zedel,  die 
zürcherischen  Schuldbriefe  und  ähnliche  Werthpapiere ,  An- 
wendung finden  könne. 

Man  müsste  dann  vielmehr  nothwendig  annehmen,  das 
Gesetz  enthalte  für  diese  Papiere  keine  bestimmte  Norm, 
in  welchem  Falle  dasselbe  aus  seinem  Geiste,  nach  den  für 
die  Analogie  geltenden  Regeln  ,^^)  vom  Richter  zu  ergänzen 
wäre.  Bei  der  Natur  der  Zedel  und  der  Gleichheit  der  für 
die  üebertragung  der  Inhaberpapiere  und  der  Zedel  gel- 
tenden Grundsätze,  wonach  diese  beiden  Arten  von  Werth- 
papieren  wie  bewegliche  Sachf^n  behandelt  werden,  kann  es 
nach  den  früheren  Ausführungen  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
in  solchem  Falle  Art.  210  des  0.  R.  auf  die  Verpfandung 
der  Zedel  analog  zur  Anwendung  gebracht  werden  müsste. 
Denn  der  auf  der  rechtlichen  Natur  der  Inhaberpapiere  be- 
ruhende Rechtsgrund,  aus  welchem  diese  Papiere  bezüglich 
der  Pfandbesteliung  an  denselben  den  (sonstigen)  beweglichen 
Sachen  gleichgestellt  sind,  würde  für  die  appenzellischen 
Zedel,  die  zürcherischen  Schuldbriefe  und  ähnliche  Werth- 
papiere vollkommen  zutreffen. 


grenzen  beschränkten  Verkehr  der  Banken  die  grossie  Bedeutung 
besitzt,"  so  ist  zu  bemerken,  dass  letzteres  für  die  Cession  kaum  in  ge- 
ringerem Grade  zutrifft. 

*')  S.  Unger,    System    des    österreichischen  Privatrechtes,    Band  I 
Seite  59  ff.;  Dernburg,  Pandekten,  Band  I  S.  84  ff. 
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1.  Canton  Thurgrau.  Urtheil  des  Obergrerichts  vom 
30.  September  1886. 

Fl  usscorrectioiispflicht    der    Ortsgemeinden.      Ad- 
ministrativ- oder  JustizsacheV 

Auf  die  Beschwerde  des  Müllers  Beerli,  Eigenthümers  der 
Mühle  in  Tobel,  besehloss  der  thurgauische  Uegierungsrath 
unterm  21.  April  1882,  es  habe  sich  die  Ortsgemeinde  Tobel 
mit  50%  an  den  Kosten  der  Correction  des  Hartenauer  Baches 
vom  Miihlewuhr  bis  zur  Einmündung  in  die  AfFeltranger  Cor- 
rection zu  betheiligen,  dem  Grossen  Eath  sei  der  Antrag  zu 
unterbreiten,  sich  mit  25^/o  der  Kosten  zu  bethätigen,  und  der 
Rest  falle  deni  Recurrenten  Beerli  zur  Last.  Die  Gremeinde 
Tobel  verlangte  Wiederenvägung  dieser  Schlussnahme  in  dem 
Sinne,  dass  die  Lasten  der  Bachcorrection  ausschliesslich  dem 
Staate  überbunden  würden,  gestützt  darauf,  dass  gemäss  einem 
Lehenbrief  von  1642  und  seitheriger  constanter  Uebung  die 
Correctionslast  ganz  auf  dem  (irute  des  Ritterhauses  Tobel  und 
später  des  Staates  gehaftet  habe.  Der  Uegierungsrath  wies 
jedoch  unterm  4.  August  1882  das  Revisionsbegehren  auf 
Grundlage  des  §  7  des  cantonalen  Correctionsgesetzes  ab  und 
ertheilte  dem  Baudepartement  die  Vollmacht,  die  Correction 
auszuführen  und  der  Ortsgemeinde  Tobel  seiner  Zeit  Rechnung 
zu  stellen.  Die  Ortsgemeinde  Tobel  besehloss  liierauf  unterm 
;>1.  August  1882,  es  sei  dem  Baudepartement  die  amtliclie 
Anzeige  zu  machen,  dass  sie  sich  gegen  eine  ^litbetheiligung 
an  der  projectierten  Correction  verwahre,  resp.  einen  Kosteii- 
beitrag  bestreite,  und  als  ihr  am  7.  October  1884  das  Bau- 
departement Rechnung  stellte,  wonach  sich  die  òO^/o  der  Kosten 
auf  Fr.  5,682.  95  beliefen,  verweigerte  sie  die  Zahlung.  Das 
Besitzthum  zur  Mühle  in  Tobel  war  inzwischen  wieder  an  den 
früheren  Eigenthümer,  den  cantonalen  Eiscus,  zurückgefallen. 

Der  cantonale  Eiscus  verlangte  im  Wege  des  Civilpro- 
zesses  Schutz  seiner  Ansprache.  Die  Bestimmung  des  Lelien- 

Z«itoehr.  für  tchweizerlsches  Recht.    Neu«  Folge  VII.  n 
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briefes  beziehe  sich  nicht  auf  den  Hartenauer  Bach;  dieser 
Brief  behandle  auch  nur  das  Rechtsverhältniss  zwischen  dem 
Eigenthümer  und  dem  Lehensmann  und  die  Ortsgemeinde 
Tobel  erwerbe  aus  demselben  keine  Hechte.  Die  streitige 
Wasserbaulast  sei  administrativ  zu  erledigen  und  der  Civil- 
richter  nicht  compétent  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  der 
Regierungsrath  richtig  gehandelt  habe  oder  nicht.  Die  Cor- 
rection schütze  auch  Eigen thum  der  (lemeinde  (Brücke)  und 
diene  zur  Abwendung  gemeiner  Gefahr. 

Die  Ortsgemeinde  Tobel  berief  sich  zu  ihrer  Bestreitung 
der  Forderung  darauf,  dass  sie  gar  kein  Interesse  an  der 
Correction  habe  und  die  Voraussetzungen  des  Corrections- 
gesetzes  nicht  vorlägen.  Der  Eigenthümer  habe  die  Ufer  zu 
schützen,  und  im  speziellen  Fall  sei  die  privatrechtliche  Ver- 
pflichtung gemäss  Lehenbrief  zu  erfüllen. 

Die  erste  Instanz  -wies  die  Klage  des  Fiscus  ab  Wenn 
es  sich  lediglich  um  einen  in  die  Competenz  des  ßegierungs- 
raths  fallenden  Entscheid  handeln  würde,  hätte  er  statt  den 
Prozess  zu  führen,  nur  die  Execution  verlangen  können.  Nach 
Inhalt  des  Lehenbriefes  von  1H42  bestehe  die  privatrechtliche 
Verpflichtung,  dass  der  Älühleinhaber,  d.  h.  der  Rechtsvor- 
fahr des  Fiscus,  die  Wuhrung  zu  unterhalten  habe.  Diese 
Pflicht  sei  vom  Fiscus  von  jeher  dadurch  anerkannt  worden, 
dass  er  grössere  und  kleinere  Reparaturen  auf  dem  streitigen 
Terrain  selbst  ausgeführt  habe,  ohne  dieCemeinde  Tobel  für 
die  Kosten  irgendwie  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Der  Fiscus  ergriff  die  Appellation.  Er  bestritt,  dass  die 
Kosten  der  Correo tionsarbeiten  an  der  betreffeuden  Stelle  des 
Hartenauer  Baches  privatrechtlich  dem  Eigenthümer  der  Mühle 
zu  Tobel  Überbunden  seien.  Die  angerufene  Bestimmung  des 
J^ehenbriefes  von  1642  beziehe  sich  nur  auf  den  eigentlichen 
Mühlebach,  nicht  den  Hartenauer-  oder  Dorfbach,  eventuell 
beziehe  sich  diese  Unterhaltungspflicht  nur  auf  die  gewöhn- 
lichen iSchutzmassregeln  im  Sinne  des  §  5()  des  Flurgesetzes; 
es  handle  sich  aber  jetzt  nicht  um  solche,  sondern  um 
eigentliche  Correctionen.  Der  Lelienbrief  beschlage  nur  das 
Rechtsverhältniss  zwischen  Lehensherr  und  Lehensmann  und 
werde  hinfällig  mit  dem  Aufhören  des  Lebensverhältnisses. 
Die  Wasserbaulast  am  Hartenauer  Bach  sei  eine  öffentliche 
und  Streitigkeiten  darüber  unterständen  dem  Entscheide  des 
Administrativrichters.  Das  Civilgericht  sei  nicht  compétent 
zu  entscheiden,  ob  der  Regierungsrath  richtig  und  sachgemäss 
entschieden  habe.  Eventuell  selbst  wenn  die  Wuhrpflicht 
privatrechtlich  dem  Müller  allein  zustehe,  wäre  nach  i^  7  des 
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<Jorrectionsgesetze8  die  Gemeinde  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen, 
da  die  Last  der  Correction  für  den  einzelnen  Anstösser  zu 
schwer  sei  und  die  Correction  auch  zur  Abwendung  gemeiner 
Gefahr  diene.  Dass  der  Hartenauer  Bach  ein  öflFentliches  Ge- 
wässer sei,  ergebe  sich  aus  den  Bestimmungen  des  Corrections- 
gesetzes  und  andern  amtlichen  Acten. 

Die  Appellatin  beantragte  Bestätigung  des  erstinstanz- 
lichen Urtheils.  Praglich  sei,  ob  es  sich  um  ein  privat- 
rechtliches Verhältniss  handle  oder  um  eine  (»ffentlichrechtiiche 
Correction.  Nur  im  letzteren  Falle  habe  der  Administrativ- 
richter zu  entscheiden.  Seit  unvordenklichen  Zeiten  sei  der 
Uferschutz  und  die  Correction  an  der  betreflFenden  Stelle  durch 
den  Eigenthümer  der  Mühle  besorgt  worden.  Der  Lehenbrief 
von  1642  laute  dahin,  dass  der  Grundherr  und  Inhaber  der 
iVfifentlichen  Gewalt  anerkenne,  jdass  er  die  Pflicht  habe,  den 
Bach  zu  corrigieren,  und  dass  er  die  Erfüllung  dieser  Pflicht 
fteinem  Lehensmanne,  dem  Müller,  übertrage.  Der  Hartenauer 
Bach  sei  kein  (iff'entlicher,  sondern  ein  Wildbach,  und  früher, 
1878,  sei  ledigHch  dessen  Verbauung  beabsichtigt  gewesen, 
und  nun  ausgeführt.  Das  Correctionsgesetz  von  1866  beziehe 
sich  nur  auf  die  öfientliche  Wuhrpflicht,  daneben  könnten 
private  Verpflichtungen  zu  Recht  bestehen,  wie  hier,  wo  die 
Verpflichtung  der  Comthurei  auf  den  Staat  übergegangen  sei. 

Das  Obergericht  reformierte  das  erstinstanzliche  Urtheil 
und  verurtheilte*  die  Ortsgemeinde  Tobel  zur  Zahlung  der  ein- 
geklagten Summe. 

Motive:  Der  vorliegende  Prozess  ist  in  eigenthümUcher 
AVeise  dem  Entscheid  des  Civilrichters  unterstellt  worden. 
Der  thurgauische  Regierungsrath  hat  auf  dem  Administrativ- 
wege entschieden,  dass  die  Ortsgemeinde  Tobel  50®/o  der 
Kosten  der  Correction  des  Hartenauer  Baches  vom  Mühle- 
wuhr bis  zur  Einmündung  in  die  Afteltranger  Correction  zu 
tragen  habe,  und  trotz  (xegenvürstellungen  und  Protestationen 
der  Gemeinde  auf  seinem  Entscheid  beharrt.  Die  Correction 
ist  ausgeführt  und  der  Gemeinde  Rechnung  gestellt  worden. 
Sie  verweigert  aber  die  Zalilung,  und  der  Regierungsrath 
macht  die  Sache  beim  Civilrichter  anhängig,  erkläit  aber 
gleichzeitig,  dass  er  diesem  die  Competenz  abspreche,  in  der 
Materie  zu  entscheiden.  Für  den  Fall,  als  das  Obergericht 
den  Anspruch  des  cantonalen  Fiscus  nicht  schützen  würde,  so 
könnte  die  Angelegenheit  nicht  mehr  vom  Grossen  Rath  als 
Competenzconflict  entscliieden  werden,  weü  die  Administrativ- 
behörde selbst  für  einen  Anspruch  aus  dem  öff'entlichen  Recht 
den  Entscheid  des  Civilrichters  angerufen  und  sich  mm  diesem 


100  Flnssforrectionspflieht. 

ZU  unterziehen  hat.  Correct  wäre  es  gewesen,  wenn  der  Ke- 
gierungsrath  nach  §  20  lemma  2  des  Correctionsgesetzes  der 
(xemeinde,  welche  ein  Kecht  aus  einem  privatrechtlichen  Titel 
ableitete,  Gelegenheit  gegeben  hätte,  als  KJägerin  ihm  gegen- 
über vor  den  Civilgerichten  aufzutreten,  und  falls  sie  davon 
keinen  Gebrauch  gemacht  hätte,  einfach  die  Execution  des 
admiiiistrativrechtlichen  Kntscheides  verlangt  hätte.  Wenn  dus^ 
Obergericht  jedoch  es  jetzt  ablehnen  würde,  auf  die  Sache 
einzutreten,  so  wäre  die  Ortsgemeinde  Tobel  darauf  ange- 
wiesen, den  bereits  durchgeführten  Process  nochmals  von 
vorne  anzuheben.  Desshalb  wird  die  Streitfrage  untersucht, 
ob  eine  privatrechtliche  Wuhrpflicht  des  Eigenthümers  der 
Mühle  in  Bezug  auf  die  betreffende  Strecke  des  Hartenauer 
Baches  bestehe.   l)er  Entscheid  lautet  verneinend. 

Die  Servitutsansprache  stützt  sich  in  erster  Linie  auf 
den  Lehenbrief  von  1642.  Allein  dieser  hat  nur  Recht  zwischen 
den  Contrahenten,  dem  Lehensherrn  und  dem  Beliehenen  ge- 
schaffen, nicht  für  Dritte.  Damals  bestand  noch  kein  Cor- 
rectionsgesetz,  vermuthlich  noch  nicht  einmal  die  Wuhrpiiicht 
des  Anstössers  zu  Recht.  Es  ist  gedenkbar,  dass  damals  für 
den  Belehnten  noch  nicht  im  Allgemeinen  die  Verpflichtung 
bestand,  die  Wuhrung  des  durch  sein  Lehen  fliessenden  Baches 
zu  unterhalten,  und  da  hatte  der  Lehensherr  alle  Veranlassung^ 
die  bezügliche  Verpflichtung  für  den  Belehnten  in  den  Lehen- 
brief aufzunehmen.  Daraus  kann  aber  die  Orlsgemeinde  Tobel 
keine  Rechte  herleiten,  denn  sie  ist  nicht  Lehensherr  der 
Mühle  Tobel.  Aus  dem  Umstand,  dass  die  Comthurei  Tobel 
dem  Lehensmann  die  Wuhrpflicht  übertrug,  kann  nicht  ge- 
folgert Tverden,  dass  sie  selbst  Dritten  gegenüber  eine  Wuhr- 
pflicht anerkannt  habe. 

In  zweiter  Linie  beruft  sich  die  Appellatin  auf  die  un- 
vordenkliche Uebung:  Der  Eigenthümer  der  Mühle  Tobel  habe 
stets  die  Wuhrung  des  Hartenauer  Baches  durch  sein  Besitz- 
thum  auf  seine  Kosten  unterhalten.  Allein  selbst  angenommen^ 
es  sei  das  richtig,  so  haben  sich  nach  der  Katur  der  Sache 
diese  Arbeiten  auf  den  eigentlichen  Unterhalt  bezogen,  nicht 
auf  eine  durchgreifende  kostspielige  Correction,  wie  sie  hier 
in  Frage  liegt,  und  die  Tragung  der  früheren  verhältniss- 
mässig  geringeren  Kosten  durch  den  Anstösser  allein  erklärt 
sich  durch  dessen  Interesse  au  der  Sache  und  den  Umstand, 
dass  im  Allgemeinen  der  Anstösser  an  ein  (rewässer  als  zu- 
nächst wuhrungspflichtig  betrachtet  wird.  Erst  in  neuerer 
Zeit  ist  die  Wuhrpflicht  in  gewissen  Fällen  auf  die  Ortsge- 
meinden ausgedehnt  worden.  Seit  18(>()  besteht  ein  Corrections- 
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^esetz  zu  Kecht.  In  demselben  ist  vorgesehen,  dass  da,  wo 
die  Last  für  die  zunächst  WuhrpÜichtigen  zu  schwer  würde, 
sie  ausgedehnt  und,  wenn  die  Bauten  auch  zur  Abwendung 
gemeiner  Gefahr  dienen,  ein  verhältnissmässiger  Theil  der 
Last  auf  die  zunächst  bedrohte  (iemeinde  verlegt  werden  kann. 
§  ÒH  des  Flurgesetzes  bestimmt  auch,  dass  wenn  Bäche  oder 
kleine  Flüsse  Verheerungen  anrichten,  die  betreffende  Orts- 
j^reni einde  die  erforderlichen  Schutzraassregeln  auszuführen 
habe,  soweit  die  wuhrptlichtigen  Privaten  oder  Corporationen 
im  gegebenen  Falle  nicht  vermögend  seien,  den  ausserordent- 
lichen Verheerungen  des  Wassers  Einhalt  zu  thun.  Streitig- 
keiten über  Lasten  und  Beschwerden  auf  Grund  des  Cor- 
rectionsgesctzes  unterliegen  nach  §  20  desselben  dem  Ent- 
scheid der  Administrativbehörden,  und  desshalb  war  im  vor- 
liegenden Falle  der  Regierungsrath  compétent  in  Sachen  zu 
entscheiden.  Dadurch,  dass  zur  Zeit  des  regierungsräthlichen 
Entscheides  der  Eigenthümer  der  Mühle  ein  öconomisch  nicht 
gut  gestellter  Private  war  und  nun  seitdem  der  cantonale 
Fisous  das  Gut  wieder  an  sich  ziehen  musste,  hat  sich  die 
4»ffentlichrechtliche  Natur  des  Anstandes  nicht  in  eine  privat- 
rechtliche umgewandelt. 


2.  Canton  de  Neuchâtel.    Jugement  du  Tribunal  cantonal 
du  12/13  novembre  1886. 

Caisse  de  famille.    Fondation  ou  indivision? 

Daniel  Keynier,  négociant  à  Neuchâtel,  a,  par  acte  sous 
seing  privé  écrit  et  signé  par  lui  le  6  janvier  1820  et  inti- 
tulé „Règlement  de  la  caisse  de  famille  fondée  par  moi  D.  R." 
prélevé  de  sa  fortune  un  capital  dans  le  but  de  fonder  une 
caisse  de  secours  au  profit  de  ses  descendants.  En  dehors 
des  dispositions  spéciales  relatives  à  l'administration  de  la 
caisse,  à  la  périodicité  des  assemblées  de  famille  pour  rece- 
voir les  comptes  annuelles,  le  fondateur  appelle  à  participer 
à  L'administration  les  mâles  de  sa  famille  et  de  celles  de  ses 
descendants  qui  auront  atteint  l'âge  de  23  ans;  le  capital  de 
fondation  s'accroîtra  des  dons  et  legs  et  de  l'excédant  de  sas 
revenus.  Les  revenus  seront  afiFectés  à  subvenir  en  cas  de 
besoin  aux  frais  d'une  éducation  libérale  de  ses  enfants  et 
petits  enfants,  ainsi  qu'également  à  l'éducation  des  filles,  de 
plus  encore  à  assister  les  vieillards  qui  seraient  dans  le  besoin. 
Dans  le  cas  où  il  ne  restera  plus  qu'un  seul  membre  de  la 
lumille,  il  ne  pourra,   s'il  a  des  enfants,   envisager  ce  fonds 
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de  famille  comme  son  propre  bien  et  en  dis^joser  comme  tel^ 
mais  il  devra  continuer  à  le  gérer  suivant  les  règles  établies. 
Si  ce  dernier  membre  ne  laissait  que  des  filles,  elles  parta- 
geraient ce  fonds  par  tête.  S'il  mourait  sans  postérité  et  qu'il 
existât  des  filles  ou  iemmes  qui  portassent  ou  eussent  porté 
le  nom  de  Reynier,  elles  partageront  ce  fonds  par  tête,  aprèa 
en  avoir  prélevé  le  quart  en  faveur  des  pauvres,  pour  être 
remis  à  un  fond(»  de  charité  au  choix  des  magistrats  de  Ten- 
droit  ou  le  dernier  mâle  de  la  famille  aura  été  enterré. 

Daniel  Reynier  a  géré,  jusqu'à  sa  mort  survenue  en  1850, 
et  en  collaboration  de  ses  fils  à  mesure  qu^ils  atteignaient 
l'âge  requis,  la  caisse  qu'il  avait  fondée. 

Suivant  le  règlement,  chaque  année  se  sont  réunis  en 
assemblée  de  famille  sous  la  présidence  de  l'aîné  chargé  de 
la  gestion,  les  intéressés,  pour  recevoir  les  comptes,  arrêter 
et  signer  les  bilans  annuels. 

Les  fonds  de  cette  caisse  n*ont  jamais  été  confondus  avea 
la  fortune  personnelle  de  s^s  membres,  ni  portés  dans  le* 
inventaires  dressés  au  décès  de  l'un  d'eux. 

Cette  caisse  a  joui  quant  à  l'administration  Je  ses  biens,, 
de  la  personnalité  civile,  comme  toute  administration  distincte, 
elle  était  comme  telle  soumise  à  l'impôt  qu'elle  payait  régu- 
lièrement chaque  année. 

Un  descendant  de  Daniel  R.,  Edouard  R.  propriétaire  à 
Berne,  ayant  acquis  l'âge  requis,  versa  dans  la  caisse  sa 
contribution  réglementaire  d'un  louis  (f.  23.  17),  il  fut  con- 
voqué anx  assemblées  de  famille,  lesquelles  s'ouvraient  par 
la  lecture  des  statuts  et  règlements  conformément  à  la  volonté 
expresse  du  fondateur,  signa  plusieurs  des  bilans  annuels  et 
bénéficia  du  revenu  des  fonds  de  famille.  Par  exploit  signifié 
aux  ayant  droit  à  la  caisse  de  famille  R.  il  leur  a  formé 
demande  et  conclut  à  ce  que  le  tribunal  prononce  la  rupture 
de  l'indivision  qui  existe  pour  la  caisse  entre  lui  et  les  autres 
membres  de  la  famille,  et  qu'il  lui  doit  être  fait  remise  de 
sa  part  à  cette  indivision  en  capital  avec  intérêts  au  5^o 
l'an  dès  l'introduction  de  Tinstance.  Le  tribunal  l'a  débouté 
de  ses  conclusions. 

Motifs:  Attendu  que  c'est  sous  Tempire  de  la  légis- 
lation coutumière  que  Daniel  Reynier  a  détaché  de  sa  for- 
tune une  somme  dont  il  a  affecté  les  revenus  à  pourvoir  er^ 
cas  do  besoin  aux  frais  d'entretien  et  d'éducation  de  ses  des- 
cendants; 

Que  cette  somme  accrue  de  ses  revenus  sans  emploi,, 
ou  de  dons,    est  toujours  demeurée   indépendante   de  la  for- 
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tune,  soit  du  fondateur,  soit  de  ses  héritiers^  —  qu'elle  avait 
son  autonomie  propre; 

Que  la  coutume  donnait  la  capacité  juridique  à  toute 
institution  créée  par  un  acte  de  libre  volonté,  sans  la  sanc- 
tion de  l'Etat,  dans  un  but  soit  d'utilité  publique,  soit  d'in- 
térêt privé,  et  ayant  un  caractère  permanent; 

Que  le  Code  civil  ne  renferme  aucune  disposition  de  la- 
quelle on  puisse  inférer  que  le  législateur  ait  entendu  abroger 
les  fondations  créées  sous  l'empire  de  la  coutume,  et  qu'en 
consultant  le  bulletin  de  la  discussion  de  ce  code  en  projet, 
l'on  voit  qu'il  a,  au  contraire,  entendu  les  respecter,  à  me- 
sure qu'il  a  jugé  inutile  de  les  soumettre  à  une  législation 
spéciale  ; 

Que  la  loi  sur  les  fondations  promulguée  depuis,  ne 
s'applique  qu'à  celles  ayant  un  caractère  permanent  d'utilité 
publique  et  ne  vise  nullement  celles  d'intérêt  privé; 

Attendu  que  pour  justifier  sa  demande,  Edouard  Beynier 
prétend  faire  rentrer  sa  caisse  de  famille  dans  les  dispositions 
du  livre  III  du  Code  civil.  Titre  X  „du  contrat  de  société", 
en  lui  attribuant  le  caractère  de  l'indivision  qui  fait  l'objet 
du  chapitre  4; 

Qu'aux  termes  de  l'art,  1488  „l'indivision  est  Pétat  où 
„demeurent  des  héritiers  ou  des  co-propriétaires,  relativement 
„aux  hiens  dont  ils  ont  hérité  ou  qu'us  ont  acquis  conjointe- 
,.nient  et  dont  ils  n'ont  pas  encore  fait  le  partage;" 

Qu'à  aucun  moment,  le  demandeur  n'a  acquis  en  propre 
soit  de  son  chef,  soit  de  celui  de  son  auteur,  des  biens  de 
cette  caisse,  qu'au  contraire  il  a,  par  sa  coopération  à  Tad- 
ministration  de  ce  fonds,  reconnu  jusqu'ici  qu'il  n'appartenait 
en  propre  à  aucun  des  membres  de  sa  famille,  mais  les  revenus 
tant  seulement  et  dans  certaines  éventualités; 

Qu'ainsi  l'art.  1488  dont  il  cherche  à  se  prévaloir  ne 
trouve  pas  son  application  dans  l'espèce. 


3.  Canton  Baselstadt.    Urtheil  des  Civilgeriohts 
vom  8.  Februar  1887. 

Ist  Ehegüterrecht  (Heimatsrecht)  oder  Concursreclit 

(Wohnortsrecht)    für    die  Frage    der  Zulassung    des 

Concurapri vilegs  der  Ehefrau  massgebend? 

H.  Gutersohn-Schmiedhauser,  aus  Thurgau  gebürtig,  seit 
22.  Aug.  1885  in  Basel  niedergelassen,  gerieth  daselbst  in 
Concurs,     Die  Concursbehörde  Basel  collocierte  die    Ehefrau 


..  :-■.■ 


104  Concursprivileg  der  Ehefrau 

auf  Grrund  ihrer  nach  Basler  Recht  zur  Hälfte  privilegierten 
Weibergutsforderung  von  Fr.  28,053.  5ü  in  111.  Classe  und 
wies  ihr  das  von  Activen  Vorhandene  im  Betrag  von  Fr.  7434. 70 
zu.  Die  Chirographargläubiger  kamen  gänzlich  zu  Verlust. 
Zwei  von  ihnen,  8iegwarth  und  (irebr.  Menabrea  in  Frauen- 
feld, klagten  nun  auf  Abänderung  der  Collocation  und  An- 
weisung ihrer  Forderungen  auf  die  der  Ehefrau  zugetheilie 
Summe.  Sie  führten  dafür  an,  ihre  Forderungen  seien  zu 
einer  Zeit  entstanden,  da  die  Ehegatten  Grutei*sohn  in  Thurgau 
gewohnt  hätten;  das  Thurgauer  Recht  lasse  das  eingebrachte 
Frauengut  für  alle  während  und  vor  der  Ehe  eingegangenen 
Schulden  des  Mannes  haften  ;  das  müsse  auch  in  casu  gelten, 
weil  1.  Kläger  ein  wohlerworbenes  Recht  auf  die  Haltung 
des  Weiberguts  für  ihre  in  Thurgau  entstandenen  Forderungen 
hätten;  2.  weil  Frau  Guteraohn  nach  dem  Rechte,  unter 
welchem  die  Forderungen  entstanden  seien,  für  die  Schulden 
des  Mannes  mitrerpflichtet  sei,  und  daher  auch,  wenn  man 
Basler  Ehegüterrecht  zur  Anwendung  bringe,  die  Kläger  nach 
§  11  Abs.  2  des  Ges.  v.  10.  März  1884  auf  die  der  Ehefrau 
kraft  Concursprivilegs  zufallende  Summe  anzuweisen  wären  ; 
3.  weil  Gutersohn  nur  in  fraudem  creditorum  nach  Basel  ge- 
zogen sei,  um  seiner  Frau  noch  ein  Concursprivileg  zu  sichern. 
—  Die  Beklagte,  Frau  G. ,  berief  sich  darauf,  dass  nach 
ständiger  Praxis  der  Basler  Concursbehörde  in  dieser  Frage 
lediglich  Basler  Recht  zur  Anwendung  komme;  dass  auf  die 
Herkunft  des  Falliten  oder  den  Entstehungsort  der  Forde- 
rungen nichts  ankomme;  dass  von  fraus  creditorum  keine 
Rede  sei,  weil  der  Haupttheil  der  Activen  aus  den  erst  in 
Basel  erworbenen  Vorräthen  bestehe.  Das  Civilgerüjht  Basel 
hat  die  Kläger  abgewiesen. 

Motive:  Die  Klage  stützt  sich  zunächst  auf  die  Be- 
hauptung, dass  den  im  Thurgau  entstandenen  Forderungen 
ein  wohlerworbenes  Recht  auf  die  Anwendung  des  Thurgauer- 
rechts  hinsichtlich  der  Stellung  des  Frauenvermögens  im  Con- 
curs  zustehe.  Dieser  Satz  ist  unrichtig.  Wohlerworbenes 
Recht  der  Kläger  ist  die  Forderung  selbst.  Diese  wird  hin- 
sichtlich der  materiellen  Bedingungen  ihrer  Existenz  und 
hinsichtlich  ihres  Inhalts  nach  dem  Rechte  des  Entstehungs- 
ortes zu  beurtheilen  sein.  Dagegen  hat  die  Ordnung,  welche 
ein  Staat  zur  Realisation  nicht  erfüllter  Forderungsansprüche 
aufstellt,  an  und  für  sich  mit  dem  Wesen  der  einzelnen  con- 
creten  Ansprüche  nichts  zu  thun  ;  diese  können  daher  auch 
kein  wohlerworbenes  Recht  auf  Anwendung  jener  Ordnung 
verschaffen. 
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Die  Anwendung  des  thurgauischen  Hechts  liesse  sich 
daher  nur  aus  dem  Gresichtspunkt  rechtfertigen,  dass  man 
die  Bestimmungen  über  das  Weibergut  im  Concurs  des  Mannes 
lediglich  als  Bestandtheil  des  ehelichen  (lüterrechts  autfasste 
und  daher,  weil  die  hiesige  Praxis  in  Bezug  auf  dieses 
Kechtsgebiet  im  Allgemeinen  dem  Heimatprincip  folgt,  auch 
im  Concurs  das  Heimatrecht  des  Falliten  zur  Anwendung 
brächte.  Diess  würde  aber  nicht  zur  Anweisung  der  Kläger 
auf  das  CoUocationsergebniss  des  Weibergutsanspruchs  führen, 
sondern  vielmehr  den  völligen  Ausschluss  der  Ehefrau  von 
der  Theilnahme  an  der  Masse  bedingen,  und  es  müsste  dem- 
nach die  III.  Classe  vollständig  in   Wegfall  kommen. 

Unsere  Praxis  hat  aber  von  jeher  die  Frage  nach  den 
Rechten  der  Ehefrau  im  Concurse  des  Mannes  als  eine  con- 
cursrechtliche  behandelt  und  demnach  das  hiesige  Recht  ohne 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  des  Falliten  in  allen  Concurs- 
fallen  zur  Anwendung  gebracht.  Sie  war  dszu  um  so  mehr 
veranlasst,  als  die  concursrechtlichen  Bestimmungen  über  das 
Frauengut  mit  unserm  eigenen  ehelichen  Güterrecht  im  Wider- 
spruch stehen,  indem  sie  einen  directen  Einbruch  in  das  auch 
bei  uns  geltende  System  der  Gütergemeinschaft  unter  Ehe- 
gatten bewirken.  Es  liesse  sich  überdiess  eine  verschiedene 
Behandlung  des  Frauenguts  nur  um  den  Preis  einer  für  den 
Verkehr  sehr  nachtheiligen  Rechtsunsicherlieit  durchführen. 

Es  liegt  daher  für  das  Gericht  kein  (irund  vor,  die  bis- 
herige Anschauungsweise  zu  verlassen,  zumal  die  Gesetzgebung 
keinerlei  Anhalt  für  die  Anwenduiig  fremden  Rechts  in  diesem 
Punkt  bietet. 

Eine  andere  Frage  ist  dagegen,  ob,  wenn  nach  dem  hei- 
matlichen Recht  die  Ehefrau  als  Mitschuldnerin  des  Mannes 
für  dessen  Verpflichtungen  erscheint,  nicht  dann  dem  Créditer 
diejenige  Stellung  eingeräumt  werden  müsste,  welche  das 
hiesige  Recht  nach  §  11  Abs.  2  demjenigen  gewährt,  welchem 
sich  die  Frau  mitverpflichtet  hat.  Diese  Frage  kommt  aber 
im  heutigen  Fall  darum  nicht  in  Betracht,  weil  das  thur- 
gauische  Recht,  auf  welches  Kläger  sich  stützen,  die  Mit- 
schuldnerschaft der  Frau  für  die  vom  Ehemann  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  ausdrücklich  ablehnt.  (§  70  des  privatrecht- 
lichen Gesetzbuches.) 

Es  bleibt  danach  nur  noch  die  klägerische  Behauptung 
zu  erledigen ,  dass  in  dem  Wegzug  des  Klägers  aus  dem 
Thurgau  in  das  den  Rechten  der  Ehefrau  günstigere  baslerische 
Cantonsgebiet  eine  betrügerische  Benachtheiligung  der  thur- 
gauischen Creditoren  zu  erblicken  sei. 
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Diess  ist  schon  darum  zu  verneinen,  weil  der* hiesige 
Richter  die  Anwendung  des  hiesigen  Rechts  nicht  als  einer> 
ungerechtfertigten  Nachtheil  für  irgendwen  kann  gelten  lassen ^ 
sofern  dadurch  nicht  wohlerworbene  Rechte  verletzt  werden^ 
und  dass  letzteres  hier  nicht  der  Fall  ist,  haben  schon  di& 
obigen  Ausführungen  nachgewiesen.  Die  fremde  Rechtsord- 
nung als  solche  hat  keinen  Anspruch  auf  Schutz  durch  den 
hiesigen  Richter. 


4.  Canton  Luzern.    Urtheil  des  Obergerichts 
vom  10.  October  1884. 

„Stillstehende  Kaufsschuld".    Pfandrechtliche  Natur 

derselben. 

Im  Jahre  1857  verkaufte  Jos.  Ottiger,  Vater,  die  Liegen- 
schaft Unterhocken,  Gemeinde  Rothenburg,  an  seinen  Sohn 
Joseph,  wobei  sich  eine  Kaufsrestanz  von  Fr.  23,219.  72  er- 
gab, hinsichtlich  welcher  bestimmt  wurde,  Jass  sie  nach  vor- 
gängiger  halbjähriger  Auf  kündung  in  15  jährlichen  Raten 
abbezahlt  werden  solle.  Nach  dem  Tode  des  Vaters  Ottiger 
wurde  ein  Theil  dieser  Kaufsrestanz  mit  Fr.  7244.  72  seiner 
Tochter  Elisabetha  Ottiger  als  Erbtheil  angewiesen.  Im  Jahre 
1874  starb  auch  Elisabetha  Ottiger,  und  es  ging  dann  das  (ìut- 
haben  erbsweise  auf  deren  Bruder  Joseph  Ottiger,  den  da- 
maligen Eigenthümer  der  verpfändeten  Liegenschaft,  über^ 
Jos.  Ottiger  trat  die  Kaufsrestanz  seinerseits  im  gleichen 
Jahre  an  die  heutige  Klägerin  ab,  in  deren  Händen  sie  so- 
dann verblieb ,  bis  am  3.  Mai  1884  über  die  Eigenthümerin 
der  Liegenschaft,  Jgfr.  Agatha  Ottiger,  der  Concurs  erfolgte. 
—  Eine  Aufkündung  der  Kaufsrestanz  hatte  bis  zur  Stunde 
nie  stattgefunden,  und  es  ist  auch  für  dieselbe  weder  ursprüng- 
lich noch  in  der  Folge  je  ein  hypothekarisch  ausgefertigter 
Titel  errichtet  worden. 

Im  besagten  Concurse  meldete  nun  die  Klägerin  die 
fragliche  Kaufsrestanz  mit  Fr.  7244.  72  nebst  Interessen  in 
III.  Classe  der  liegenden  Collocation  an. 

Mehrere  Creditoren  bestritten  diese  Eingabe  in  der  Weise, 
dass  der  gegnerischen  Ansprache  ein  Pfandrecht  auf  der 
Liegenschaft  nicht  zukommen  solle. 

Indem  sie  die  oben  angegebenen  Thatmomente,  auf  welche 
die  Klage  sich  stützt,  im  Wesentlichen  nicht  bestreiten, 
machen  sie  geltend,  es  sei  jedenfalls  das  ursprünglich  auf 
der  Liegenschaft    constituierte  Pfandrecht  inzwischen  wieder 
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erloschen.  Nach  §  15  des  Hypothekargesetzes  von  1831^ 
unter  dessen  Herrschaft  die  Kaufsschuld  existent  geworden^ 
habe  dieselbe  als  liegende  Ansprache  nur  direct  vom  Ver- 
käufer vererbt,  aber  nie  weiter  abgetreten  und  in  Umlauf 
gesetzt  werden  können;  es  lasse  nämlich  der  cit.  §  15  sogar 
in  Fällen,  wo  für  die  Kaufsrestanz  ein  Titel  existirt,  dei> 
abtretungsweisen  Uebergang  derselben  in  andere  Hände  nur 
unter  Beobachtung  bestimmter  Formalitäten  zu,  welche  vor- 
liegend nicht  gewahrt  wurden.  Zudem  sei  die  Kaufsrestanz,. 
als  sie  in  die  Hände  des  Besitzers  der  schuldnerischen  Liegen- 
schaft, Jos.  Ottiger,  kam,  und  daher  Forderung  und  Schuld 
in  einer  und  derselben  Person  zusammenfielen,  durch  Confusici^ 
erloschen. 

Das  Obergericht  Luzern  hat  (im  Widerspruch  mit  der 
ersten  Instanz)  das  klägerische  Begehren  als  unbegründet 
abgewiesen. 

Motive:  1.  Der  angerufene  §  15  des  Hyp.-Ges.  vom 
Jahre  1831,  unter  dessen  Herrschaft  die  streitige  Kaufsschuld 
existent  wurde,  bestimmt,  dass  „so  lange  die  Kaufzahlungs- 
briefe, als  Folge  eines  verkauften  Grundstückes,  nur  in  den 
Händen  des  Verkäufers  dieser  Liegenschaft  oder  seiner  Erben 
verbleiben,"  dieselben  keiner  weitern  Förmlichkeit  bedürfen. 
Im  Falle  aber  derjenige,  welcher  dergestalt  Eigenthümer 
eines  Kaufzahlungsbriefes  ist,  denselben  abtreten  und  in  Um- 
lauf setzen  wolle,  müsse  er  demselben  eine  Würdigung,  wie 
solche  bei  den  Gülten  vorgeschrieben  ist,  sowie  die  Unter- 
schrift des  Gerichtspräsidenten  und  Gerichtsschreibers,  nebst 
dem  Gültensiegel,  beisetzen  lassen.  Ohne  Beachtung  dieser 
Förmlichkeit  geniesse  ein  Kaufzahlungsbrief  in  den  Händen 
des  neuen  Inhabers  kein  Pfandrecht,  sondern  begründe  nur 
eine  sogenannte  fahrende  Ansprache. 

2.  Von  klägerischer  Seite  wird  nun  zwar  zugegeben, 
dass  dieses  auf  Grundlage  des  Gesetzes  von  1831  Rechtens 
sei  für  solche  Fälle,  wo  überhaupt  ein  Titel  für  die  Kaufs- 
restanz errichtet  worden  sei;  dagegen  wird  die  Anwendbar- 
keit der  Vorschrift  für  solche  Fälle  bestritten,  wo,  wie  vor- 
liegend, ein  Titel  überhaupt  gar  nie  existirt  hatte,  denn  hier 
könne  ja  von  „Beisetzung"  einer  Würdigung  und  ge* 
richtlichen  Beglaubigung  zum  Vorneherein  gar  nicht  die 
Rede  sein. 

Dieser  Aufifassung  kann  aber  hierorts  nicht  beigepflichtet 
werden.  Vorab  ist  zu  sagen,  dass  das  Gesetz  von  1831 
Kaufsrestanzen  mit  liegendem  Pfandrecht,  ohne  dass  ein 
Titel  hiefür,  d.  h.  ein  Kaufzahlungsbrief  bestände,  expressis 
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^erbi8  überhaupt  nicht  vorsieht,  so  wenig  wie  das  Gesetz 
von  1861;  jedoch  muss  zugegeben  werden,  dass  durch  die 
Praxis  solchen  Ausständen  ohne  Titel  von  jeher  ebenfalls 
Recht  gehalten  wurde,  in  gleichem  Masse  wie  den  Kanfs- 
restanzen,  für  welche  —  abgesehen  von  den  Förmlichkeiten 
des  cit.  §  15  —  ein  Kaufzahlungsbrief  errichtet  worden  war; 
—  das  ist  unbestritten. 

Wenn  dann  aber  das  Gesetz  die  Beobachtung  der  ange- 
gebenen Förmlichkeiten  sogar  für  solche  Kaufsrestanzen  ver- 
langt, für  welche  wenigstens  ein  Titel  existirt,  mit  der  An- 
drohung, dasH  bei  Nichtbeachtung  derselben  die  Ansprache 
in  Händen  eines  dritten  Erwerbers  nur  noch  eine  fahrende 
Forderung  sein  solle ,  so  muss  gewiss  das  Gleiche  auch  für 
solche  Kaufsrestanzen  gefordert  werden,  für  welche  gar  kein 
Titel  existirt,  so  zwar,  dass  dieselben  in  den  Händen  des 
ursprünglichen  Verkäufers  und  seiner  Erben  allerdings  liegen- 
des Pfandrecht  behalten,  mit  solchem  Pfandrecht  aber  ohne 
Errichtung  eines  förmlichen  Titels  nicht  weiter  in  Umlauf 
gesetzt  werden  können.  Andernfalls  würde  man  dazu  ge- 
langen, dass  der  dritte  Inhaber  eines  solchen  Guthabens, 
welcher  hiefür  immerhin  einen  Titel  besitzt,  schlechter  ge- 
stellt sein  würde,  als  derjenige,  welcher  hieiür  einen  Titel 
gar  nicht  in  Händen  hat;  das  wäre  aber  offenbar  etwas  In- 
konsequentes und  Verkehrtes,  und  nach  allgemein  geltenden 
Kegeln  der  Gesetzes-Interpretation  sind  gesetzliche  Bestim- 
mungen überall  so  auszulegen,  dass  dadurch  ein  vernünftiger 
gesetzgeberischer  Zweck  erreicht  wird. 

Das  ist  denn  auch  in  dem  von  der  klägerischen  Partei 
angerufenen  obergerichtlichen  Entscheide  vom  21.  Dezember 
1806  (Amtl.  Samml.  Bd.  I  Nr.  80)  insoweit  anerkannt  worden, 
als  gemäss  Motiv  6  dieses  Entscheides  die  Beobachtung  der 
angegebenen  Förmlichkeiten  auf  Grundlage  des  Gesetzes  von 
1831  allerdings  überall  erforderlich  sein  solle,  ohne  dass  ein 
XTnterschied  gemacht  wird,  ob  ein  Titel  von  Anfang  an  für 
die  Ansprache  bestanden  hatte  oder  aber  nicht.  Freilich 
wird  hinwieder  sowohl  in  diesem  als  in  andern  obergericht- 
lichen Entscheiden  ausdrücklich  anerkannt,  dass  mit  Bezug 
auf  das  neue  Gesetz  von  1861  die  Errichtung  eines  förm- 
lichen Kaufzahlungsbriefes  zur  Wahrung  des  liegenden  Pfand- 
rechtes einer  Kaufsrestanz  auch  in  Händen  eines  dritten  Er- 
werbers derselben  überall  nicht  nothwendig  sei.  Allein  dieses 
neue  Gesetz  stellt  eben  eine  gleiche  Vorschrift  wie  cit.  §  15 
des  Gesetzes  von  1831  speciell  nicht  auf.  Und  offenbar  liegt 
für  dasselbe  auch  ein  Bedürfnis»  hiezu  nicht,  jedenfalls  nicht 


?^fî- 


Pfandrecht  an  ZubehÖrden.  lO^ 

in  gleichem  Masse ,  wie  für  das  Gesetz  von  1831  vor,  denn 
das  neuere  Gesetz  kennt  sogen,  stillstehende  Kaufssohulden^ 
wie  solche  nach  ältenh  Rechte  mit  Pfandrecht  auf  die  Liegen- 
schaft überbuiiden  werden  konnten,  nicht  mehr,  sondern  nach 
§  64  müssen  solche  Kaufsschulden  längstens  innert  15  Jahren 
seit  Nutzens-  und  Schadensanfang  abgetragen  sein,  um  noch 
liegendes  Pfandrecht  zu  besitzen;  es  ist  also  hier  bereits 
von  Gesetzeswegen  dafür  gesorgt,  dass  derartige,  die  Sicher- 
heit und  gute  Ordnung  im  Hypothekarwesen  gefährdende^ 
und  daher  vom  Gesetzgeber  überall  nicht  begünstigte  Aus- 
stände von  vorgefallenen  Handänderungen  her  nicht  allzu- 
lange in  ProtocoUen  und  Hypothekartiteln  mitgeführt  werden 
müssen. 

3.  Ist  dem  aber  so,  so  kann  das  beanspruchte  Pfand- 
recht auf  der  Liegenschaft  der  klägerischen  Ansprache  nicht 
mehr  zuerkannt  werden.  —  Es  mag  hierorts  dahingestellt 
bleiben,  oh  dieses  Pfandrecht  erhsweise  noch  auf  den  Vor- 
mann der  Klägerin,  Joseph  Ottiger,  übergehen  konnte,  und 
ob  nicht  die  Ansprache  überhaupt  in  seiner  Hand  durch 
Confusion  untergegangen  sei  :  jedenfalls  aber  konnte  daî^ 
liegende  Pfandrecht  nach  Massgabe  des  Gesagten,  d.  h.  ohne 
dass  ein  förmlicher  Titel  errichtet  wurde,  nicht  wieder  von 
Joseph  Ottiger  auf  die  heutige  Klägerin  übertragen  werden, 
sondern  ist  hiemit  die  Kaufsrestanz  gemäss  cit.  §  15  des  Ge- 
setzes von  1831  zur  blossen  „fahrenden  Ansprache"  geworden. 


5.  Canton  St.  Gallen.    Urtheil  des  Cantonsgerichts 
vom  5.  Mai  1886. 

Pfandrecht  des  Grundpfandgläubigers   an  Stick- 

ni  aschinen,    welche    erst    nach    Begründung    des 

Grundpfands    in    dauernde    Verbindung    mit    der 

verpfändeten  Liegenschaft  gebracht  werden. 

U.  B.  in  H.  ist  Eigenthümer  von  zwei  Pfandtiteln  auf 
der  Liegenschaft  des  G.  B.  in  St.  Bei  Errichtung  der  Pfand- 
titel im  Jahre  1879  und  1880  stand  auf  der  verpfändeten 
Liegenschaft  ein  gewöhnliches  Bauernhaus,  in  welchem  noch 
kein  Sticklokal  eingerichtet  und  keine  Stickmaschinen  ein- 
gebracht waren.  Im  Herbst  1883  hat  G.  B.  zwei  Stick- 
maschinen angeschafft  und  sie  in  den  hiefür  besonders  um- 
gebauten und  eingerichteten  untern  Räumlichkeiten  seines 
Wohnhauses  aufgestellt  und  seither  betrieben.  Eine  pfand- 
rechtliche   Verschreibuhg    dieser  Stickuiaschinen    fand    dabei 
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nicht  statt,  weder  zu  Gunsten  des  Liegenschaftspfandgläubigers 
ü.  B.,  noch  zu  Gunsten  eines  Andern.  G.  B.  fiel  Ende  1884 
in  Conours  und  nun  entstand  Streit  zwischen  ü.  B.,  welcher 
-die  Stickmaschinen  als  Bestandtheile  der  ihm  verpfändeten 
Liegenschaft  in  seinem  Pfandrecht  auf  letztere  miteinge- 
vschlossen  beanspruchte,  und  den  übrigen  Concursgläubigern, 
welche  sie  als  freies  Massagut  betrachtet  wissen  wollten. 

Das  Cantonsgericht  hat  den  Liegenschaftspfandgläubiger 
U.  B.  bei  seiner  Pfaudrechtsansprache  auf  diese  Stickmaschinen 
geschützt.     In  Erwägung: 

Nach  Art.  1  des  Nachtragsgesetzes  zum  Hypothekar- 
Gesetz  betreffend  die  Verpfändung  von  mechanischen  Ein- 
richtungen sind  solche  als  Theile  einer  Liegenschaft  anzu- 
sehen, wenn  sie  durch  ein  Befestigungsmittel  dauernd  damit 
verbunden  sind.  Der  Augenschein  hat  nun  ergeben,  dass 
ganz  wesentliche  bauliche  Vorkehrungen  im  Hause  des  G. 
ß.  vorgenommen  worden  sind,  zum  Zwecke  der  Aufstellung 
-der  streitigen  zwei  Stickmaschinen  in  demselben,  und  dass 
das  dadurch  geschaffene  Sticklokal  in  besagtem  Bauernhause, 
im  Vergleiche  zu  den  anderen  Eäumlichkeiten,  einen  wesent- 
lich anderen,  nur  auf  die  neue  Zweckbestimmung  gerichteten 
■Charakter  an  sich  trägt;  mit  anderen  Worten,  die  Aufstellung 
der  Stickmaschinen  im  G.  B.'schen  Hause  und  damit  die  Ver- 
bindung mit  der  zu  Gunsten  des  U.  B.  verptändeten  Liegen- 
schaft muss  als  eine  dauernde  aufgefasst  werden. 

Es  fragt  sich  sonach  lediglich,  ob  die  Maschinen  dess- 
wegen  nicht  als  zu  Gunsten  des  U.  B.  verpfändet  anzusehen 
«eien,  weil  in  der  Beschreibung  des  Unterpfandes  diese  me- 
ohanischen  Einrichtungen  im  Hypothekartitel  selbst  nicht 
speziell  verzeichnet  sind,  bezw.  weil  die  Aufstellung  der 
Maschinen  erst  nach  der  Errichtung   der  Pfandtitel  erfolgte. 

Mechanische  Einrichtungen  können  nun  aber  nicht  bloss 
durch  ausdrückliche  Verschreibung,  sondern  auch  durch  den 
blossen  Umstand,  dass  sie  mit  der  pfandrechtlich  verschrie- 
benen Liegenschaft  des  Maschineneigenthümers  in  feste  dau- 
ernde Verbindung  gebracht  werden,  in  das  Unterpfandrecht 
des  älteren  Pfandkreditors  übergehen  (Anwachsen). 

Nach  Art.  l  des  Nachtragsgesetzes  von  1861  sind  solche 
mechanische  Einrichtungen,  die  mit  der  Liegenschaft  dauernd 
verbunden  sind,  als  Liegenschaftstheile  anzusehen,  woraus 
folgt,  dass  sie  (sofern  sie  nämlich  dem  Liegenschaftsbesitzer 
selbst  und  nicht  einem  Drittmann  eigenthümlich  gehören, 
Art.  5)  von  Gesetzes  wegen,  vom  Moment  ihrer  Verbindung 
mit   der  gesammten    verpfändeten  Liegenschaft   an,    in    einer 
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iiiif  letzterer  bestehenden  Hypothek  inbegriffen  sein  müssen. 
Alles  gehört  zum  Unterpfand,  was  dem  Grundbesitzer  selbst 
gehört  und  mit  dem  Unterpfand  in  fester  dauernder  Verbin- 
dung steht,  resp.  einen  Theil  der  verpfändeten  Liegenschaft 
bildet.  Dieses  Anwachsungsrecht  wird  auch  in  Art.  6  und 
besonders  in  Art.  8  des  gleichen  Gesetzes  aufgestellt;  aber 
CS  wird,  in  Abweichung  des  durch  Art.  9  des  Hypothekar- 
Gesetzes  von  1832  auch  auf  Urittinannsgebäude  ausgedehnten 
A  nwachsungsrechtes,  im  Art.  5  des  Nachtragsgesetzes  für 
solche  mechanische  Einrichtungen  ausgeschlossen,  welche  auf 
der  Liegenschaft  eines  Dritten  angebracht  werden.^) 


^.  Canton  de  Genève.    Arrêt  de  la  Cour  de  justice  civile 
du  10  janvier  1887. 

Assurance  sur  la  vie.    Droit  du  créancier  de  l'assuré 
au  rachat  de  la  police.    Subrogation. 

La  dame  Holland  a  contracté,  le  6  mars  1877,  une  po- 
lice d'assurance  avec  la  Cie  d'assurances  sur  la  vie  La  Gene- 


^)  Die  gleiche  Frage  ist  schon  früher  bald  in  diesem,  bald  in  ent- 
gegengesetztem Sinne  entschieden  worden.  So  hat  am  12.  Januar  1869  das 
CantoDsgericht  erkannt,  mechanische  Einrichtungen  können  nur  von  den- 
jenigen Hypothekargläubigern,  in  deren  Pfandtitel  sie  ausdrücklich  aufge- 
führt und  verschrieben  sind,  als  Unterpfand  beansprucht  werden.  Die 
Cassationsbehörde  hat  aber  dieses  Ürtheil  als  nichtig  erklärt  (s.  die  ein- 
iässlichen  Ausführungen  im  Avtsbericht  des  Reg.-Raths  v.  1869,  Anhang, 
und  Entscheid,  des  Cantonfiger.  und  der  Cassationsbehörde,  S.  49  ff.}.  So 
einfach  sich  nun  auch  die  Fälle  nach  der  Pandectenregel  von  Theil  und 
Pettinenz  erledigen,  so  bleibt  doch  die  Frage  bestehen,  ob  nicht  mit  der 
rücksichtslosen  Durchführung  jener  Regel  Interessen  verletzt  werden,  welche 
nach  rechtlichem  Schutze  verlangen,  ihn  aber  bis  jetzt  nur  mangelhaft  ge- 
funden haben.  In  der  That  liegen  die  Verhältnisse  w^irthschattlich  eben 
so,  dass  die  Stickmaschinen,  die  oft  in  einer  Scheune,  einem  Stall  aufge- 
stellt werden,  dann  den  grösseren  Theil  des  Werthes  der  ganzen  Liegen- 
schaft darstellen,  und  es  ist  aus  diesem  Grande  begreiflich,  dass  dus  Ge- 
setz von  1861  Stickmaschineu,  welche  Ëigenthum  Dritter  sind,  nicht  ein- 
fach io  den  Pfandnexus  des  Grundes  und  Bodens,  auf  welchem  sie  stehen, 
faììen  lassen  wollte.  Derselbe  wirthschaft liehe  Grund  würde  aber  auch 
dafür  sprechen,  dass  solche  Maschinen  niemals,  auch  nicht  wenn  sie  dem 
Bodeneigenthümer  gehören,  als  pars  fundi  betrachtet  würden,  sondern 
kraft  besonderer  Abrede  als  Pertinenz  mitverpfändet  werden  mnssten. 

Die  Rédaction. 
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voiae,  aux  termes  de  laquelle  cette  Compagnie  s'est  engagée^ 
moyennant  le  paiement  d'une  prime  annuelle  de  fr.  270.  40 
pendant  la  vie  de  ladite  dame,  à  payer  à  son  décès  une  somme 
de  fr.  10,000  à  ses  héritiers  ou  à  son  ordre.  Aux  termes  de 
Tart.  6  des  conditions  générales  des  polices  contractées  par 
la  Cie  La  Genevoise,  celle-ci  offre  de  racheter,  conformément 
aux  conditions  spéciales  à  chaque  nature  d'assurances,  les 
polices  pour  lesquelles  4  primes  annuelles  ont  déjà  été  payées. 
M.  Truchet,  créancier  de  dame  M.  de  la  sonmie  de  fr.  342.  80 
en  vertu  de  jugement  rendu  par  le  Tribunal  civil  et  confinné 
par  arrêt  de  la  Cour  de  justice,  prétend  exercer,  en  vertu 
des  dispositions  de  Part.  1166  C.  civ,,^)  le  droit  de  rachat 
qui  appartient  à  la  dame  M.  Il  explique,  que  sa  débitrice  «'v 
cédé  à  sa  fille  l'intégralité  de  ses  avoirs  et  qu'elle  ne  possède 
actuellement  aucun  meuble  ou  immeuble,  sauf  la  police 
d'assurance;  ces  faits  ne  sont  pas  contestés.  Or,  il  conclut 
à  être  subrogé  à  tous  les  droits  de  dame  M.  au  rachat  de 
la  police  et  à  ce  que  la  Compagnie  fût  déclarée  tenue  de 
verser  entre  ses  mains,  à  concurrence  de  sa  créance,  la  valeur 
du  rachat  de  la  police.  Dame  M.  et  la  Compagnie  ont  repoussé 
ces  conclusions  pour  les  motifs  suivants:  1.  L*art.  Il ô6  figure 
dans  le  Code  civil  au  titre  des  contrats  ou  obligations;  la 
disposition  qu'il  renferme  est  donc  abrogée  par  le  Code  fédéral 
de  1883.  2.  La  Compagnie  ne  doit  rien  à  dame  M.,  elle  est 
devenue,  en  vertu  des  stipulations  du  contrat  d'assurance, 
débitrice  directe  des  héritiers  de  l'assurée,  et  ceux-ci  sont 
aujourd'hui  les  bénéficiaires  de  la  police.  3.  La  faculté  do 
rachat  est  exclusivement  personnelle  à  la  dame  M.  et  ne  peut 
être  exercée  par  ses  créanciers. 

Par  jugement  du  29  oct.  1886,  le  Tribunal  civil  a  débouté 
Truchet  de  ses  conclusions,  attendu  que  l'art.  1166  C.  c.  ne 
saurait  donner  au  créancier  le  droit  d'obliger  son  débiteur 
à  résilier  un  contrat  auquel  il  tient  et  qu'il  estime  lui  être 
avantageux  ou  à  ses  héritiers,  afin  de  le  rendre  immédiate- 
ment créancier  d'une  indemnité  de  résiliation  qu'il  pourrait 
saisir  à  son  profit;  et  que  la  résiliation  du  contrat  ne  peut 
avoir  lieu  que  d'un  commun  accord  entre  les  contractants, 
ou  à  la  requête  de  Tun  d'eux,  si  l'autre  ne  remplit  pas  ses- 
obligations,  et  qu'il  est  inadmissible  qu'un  tiers,  fût-il  créan- 
cier de  l'un  des  contractants,  en  puisse  poursuivre  la  résilia- 


')  Art.  1 166.  Les  créanciers  peuvent  exercer  tous  les  droits  et  actions 
de  leur  débiteur,  à  l'exception  de  ceux  qui  sont  exclusivement  attachés  à. 
la  personne. 
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tion  contre  leur  gré,  à  moins  que  ce  contrat  n'ait  été  passé 
en  fraude  de  ses  droits,  auquel  cas  il  devra  agir  en  vertu 
de  l'art.  1167  C.  c. 

Truchet  a  formé  appel  contre  cette  décision,  et  la  Cour 
de  justice  a  réformé  le  jugement  du  Tribunal  ciril. 

Motifs:  Considérant  que  la  disposition  de  l'art.  1166 
ne  rentre  pas,  par  sa  nature,  dans  le  droit  des  obligations; 
quii  ne  vise  ou  n'établit  exclusiveirent  qu'un  moyen  de  pour- 
suite pour  dettes  et  que,  sous  ce  rapport,  il  reste  encore  en 
vigueur,  malgré  son  insertion  dans  le  Code  civil  au  titre  des 
contrats. 

Considérant  que  les  clauses  du  contrat  d'assurance  por- 
tent en  faveur  de  dame  Holland  les  réserves  suivantes: 

1.  elle  a  le  pouvoir  de  transmettre  ses  droits  sur  la 
police  par  voie  de  simple  endossement; 

2.  elle  est  autorisée  à  liquider  l'assurance  après  le  paie- 
ment des  4  premières  primes  ; 

3.  elle  peut  emprunter,  dans  le  même  cas,  une  somme 
équivalente  aux  trois  quarts  du  prix  de  rachat; 

Considérant  que  de  telles  prérogatives  sont  l'apanage 
essentiel  et  exclusif  du  droit  de  propriété;  qu'elles  prouvent 
ainsi  que  la  police  d'assurance  est  restée  dans  le  patrimoine 
de  dame  Molîand,  et  que  les  héritiers  ne  peuvent  prétendre 
qu'à  l'espoir  de  devenir  propriétaires  de  cette  police  dans  le 
cas  où  elle  existerait  encore  au  décès  de  la  titulaire; 

Considérant  qu'aux  termes  de  l'art.  1166  C.  civ. ,  tout 
créancier  peut  demander  à  être  subrogé  à  son  débiteur  pour 
l'exercice  des  droits  et  actions  qui  appartiennent  à  ce  dernier 
et  qui  présentent  pour  ce  créancier  un  intérêt  pécuniaire  ac- 
tuel; que  la  loi  ne  fait  d'exception  à  cette  règle  générale 
que  pour  les  droits  qui,  par  leur  nature  ou  par  une  disposi- 
tion spéciale,  ne  peuvent  être  exercés  que  par  le  débiteur, 
ou  qui  ne  peuvent  l'être,  contre  son  gré,  par  une  autre  per- 
sonne ; 

Considérant  qu'en  fait,  Truchet  est  créancier  d'une  somme 
exigible;  qu'il  a  donc  un  intérêt  pécuniaire  actuel  à  l'exer- 
cice de  l'action  qu'il  a  intentée  ;  que  cet  intérêt  est  d'autant 
plus  pressant  que  le  bénéfice  résultant  du  contrat  d'assurance 
peut  lui  échapper  d'un  moment  à  l'autre,  et  que,  d'après  les 
faits  mis  au  jour,  le  bénéfice  aujourd'hui  réalisé  constitue  le 
seul  avoir  de  son  débiteur; 

Que,  d'autre  part,  le  droit  exercé  par  Truchet  n'est  pas, 
par  sa  nature,  exclusivement  attaché  à  la  personne  du  débi- 
teur, et  qu'aucune  loi  ne  le  soustrait  à  l'action  des  créanciers  ; 

Z«itoehr.  ffir  sohweizerisohes  Reeht.    Neue  Folge  VU.  g 
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que  les  intimés  excipent  en  vain,  à  cet  égard,  que  la  demande 
de  Truchet  tend,  au  fond,  à  la  résiliation  du  contrat  d'assu- 
rance, et  par  conséquent  ne  rentre  pas  dans  la  catégorie  des 
droits  que  les  créanciers  peuvent  exercer  au  nom  de  leur 
débiteur;  qu'il  est  à  remarquer,  à  ce  sujet,  qu'il  ne  s'agit 
pas,  en  l'espèce,  d'une  action  en  résolution  proprement  dite, 
mais  de  l'exercice  d'un  droit  spécialement  réserré  dans  le 
contrat  pour  la  liquidation  d'une  créance  revenant  actuelle- 
ment à  dame  Molla nd;  que,  du  reste,  les  actions  en  résolu- 
tion ne  revêtent  pas  essentiellement  les  caractères  d'un  droit 
exclusivement  personnel;  qu'enfin,  dame  Holland  est  malvenue 
à  se  plaindre  de  ce  que  l'adjudication  des  conclusions  prises 
par  Truchet  mettrait  fin  au  contrat  d'assurance:  qu'il  ne  tient, 
en  effet,  qu'à  elle  d'empêcher  ce  résultat  puisqu'elle  est  ac- 
tuellement créancière  de  la  Compagnie  d'une  somme  plus  forte 
que  celle  qui  lui  est  réclamée  et  qu'aux  termes  de  la  police, 
elle  peut  forcer  la  Compagnie  à  lui  prêter  la  somme  nécessaire 
pour  désintéresser  Truchet,  et  à  maintenir  malgré  cet  emprunt 
le  contrat  d'assurance; 

Considérant,  enfin,  que  la  théorie  soutenue  par  dame 
Holland,  que  les  créanciers  ne  jouissent  pas  du  bénéfice 
accordé  par  l'art.  1166,  dans  le  cas  d'un  contrat  d'assurance, 
conduirait  à  un  résultat  repoussé  par  les  principes  généraux 
du  droit  et  de  l'équité,  puisqu'il  permettrait  à  un  débiteur 
de  mauvaise  foi  de  rendre  une  partie  de  sa  fortune  insaisis- 
sable et  de  la  soustraire  ainsi  aux  poursuites  de  ses  créan- 
ciers ; 

Considérant,  en  résumé,  qu'il  résulte  des  observations  qui 
précèdent,  que  la  demande  de  Truchet  est  recevable  et  fondée; 
que,  d'autre  part,  dame  Holland  est  inexcusable,  dans  les  con- 
ditions qui  viennent  d'être  rappelées,  de  se  refuser  au  paie- 
ment d'une  dette  légitime  et  minime,  quand  elle  a  en  son 
pouvoir  un  moyen  si  facile  de  s'acquitter; 

P.  c.  m.,  la  Cour  réforme  le  jugement  rendu  par  le  Tri- 
bunal civil,  le  29  octobre  1886,  et,  statuant  à  nouveau,  sub- 
roge Truchet  à  tous  les  droits  de  dame  Holland  pour  demander 
à  la  Cie  La  Genevoise  de  racheter  la  police  d'assurance  con- 
tractée par  dame  Holland,  les  6  et  7  mars  1877; 

Ordonne  à  la  Cie  La  Genevoise  de  verser  immédiatement 
en  mains  de  Truchet,  à  concurrence  de  sa  créance  en  capital 
et  légitimes  accessoires,  la  valeur  du  rachat  de  ladite  police, 
conformément  à  ses  tarifs. 
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7.  Canton  Thurgrau.    Urtheil  des  Obergrerichts 
vom  30.  November  1882. 

Voreheliche  Schulden  der  Ehefrau  belasten  das 
Vermögen  des  bei  Eheabschluss  bevormundeten 
Ehemannes  nicht. 
£mil  Rutishauser  wurde  Ende  März  1882  aus  dem  Âr- 
l>eitshau8  in  Tobel  entlassen,  war  nachher  bald  da  und  bald 
dort,  so  unter  Anderem  gegen  Ende  April  in  Frankfurt  a./M. 
Am  24.  Mai  erhielt  er  die  Niederlassung  in  Kreuzungen. 
Anfangs  April  1882  war  eine  Magdalena  Moser  in  Waldkirch, 
Canton  St.  Gallen,  Tante  des  Emil  Rutishauser,  gestorben 
und  der  letztere  war  ihr  Erbe.  Da  derselbe  bereits  das  väter- 
liche Erbe  durchgebracht  hatte,  auch  wegen  Betrügereien 
mehrfach  bestraft  worden  war,  so  beschloss  das  Waisenamt 
Amrisweil  unterm  23.  April  1882  gegen  ihn  die  Bevogtigung 
«inzuleiten,  und  machte  dieselbe  beim  Gerichtspräsidium  Bi- 
schofszell  am  28.  April  anhängig.  Dieses  verfugte  unterm 
gleichen  Datum  Sperrung  der  NotariatsprotocoUe  und  Sisti- 
rung  der  Handlungsfähigkeit  gegenüber  Emil  Rutishauser  und 
publicirte  diess  auch  im  Amtsblatt.  Emil  Rutishauser,  welcher 
erst  im  Juni  die  Nachricht  von  dem  Tode  seiner  Tante  er- 
halten haben  will,  bemühte  sich  vergebens,  das  Erbe  von 
derselben  her,  welches  das  Waisenamt  Amrisweil  im  Betrage 
von  Fr.  4611.  31  zu  Händen  genommen  hatte,  zu  erlangen. 
Er  bestritt  auch  die  Zulässigkeit  der  Bevormundung  ihm 
gegenüber,  sie  wurde  durch  ürtheil  des  Bezirksgerichts  Bi- 
schofszell  vom  27.  October/4.  November  ausgesprochen.  Die 
dagegen  ergrifiPene  Appellation  war  zur  Zeit  des  hier  in  Frage 
stehenden  Processes  noch  pendent.  Am  20.  Juli  heirathete 
Rutishauser  die  Maria  Leutenegger  in  Kreuzungen  und  unterm 
17.  August  geriethen  die  Eheleute  Rutishauser-Leutenegger 
in  Concurs,  hauptsächlich  wegen  Schulden,  welche  die  Ehe- 
frau vor  Eingehung  der  Ehe  contrahirt  hatte.  Die  Creditoren 
beanspruchen  nun  die  Erbschaft  in  die  Masse,  während  das 
Waisenamt  Amrisweil  diess  verweigert.  Die  erste  Instanz 
ging  davon  aus,  dass  nach  §  248  des  privatrechtlichen  Ge- 
setzbuches die  Folgen  der  Bevormundung  für  Drittpersonen 
auf  den  Tag  der  Publication  der  Präsidialverfügung,  im  spe- 
oiellen  Fall  auf  den  !<i9.  April  1882,  einträten.  Dadurch  sei 
mit  diesem  Datum  die  Handlungsfähigkeit  des  Kridars  in 
rein  öconomischen  Fragen  sistirt  worden,  und  wenn  er  auch 
nachher  eine  Ehe  eingegangen  habe,  welche  unter  normalen 
Verhältnissen  Gütergemeinschaft  zur  Folge  gehabt  hätte,  so 
sei  doch  dadurch  seine  Qualität  hinsichtlich  der  von  der  Per- 
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sönlichkeit  ablöslichen  Rechte  in  keiner  Weise  alterirt  worden. 
Der  majorenne  Bevormundete  erlange  durch  die  Verehelichung- 
nicht  gleich  dem  minorennen  Bevormundeten  die  Handlungs- 
fähigkeit, indem  sonst  eine  Anomalie  gegenüber  der  ganzeiv 
Tendenz  und  den  practischen  Rücksichten  des  Vormund- 
schaftsgesetzes vorläge.  Der  eventuell  angerufene  Titel  der 
Bereicherung  treffe  nicht  zu,  weil  für  den  Ehemann  nicht  das- 
geringste  Entgelt  aus  der  Liquidation  der  Masse  resultire.  Es- 
wurde  desshalb  die  Ansprache  der  Goncursmasse  abgewiesen^ 

Diese  letztere  appellirte  gegen  das  ürtheiU  Rutishauser 
sei  zur  Zeit  noch  nicht  definitiv  bevormundet,  das  Bezirks- 
gericht Bischofszell  sei  auch  nicht  zur  Ânhandnahme  der 
bötreffenden  Klage  compétent  gewesen.  Die  Ehegatten  Rutis- 
hauser-Leutenegger  stünden  unter  thurg.  Eherecht,  die  Vor- 
mundschaft hebe  das  gesetzliche  eheliche  Grüterrecht  nicht 
auf.  Das  thurgauische  Recht  kenne  nur  zwei  Ausnahmen 
von  demselben:  Gütertrennung  und  Weibergutsversicherung, 
und  beide  lägen  hier  nicht  vor.  Der  Kurand  habe  sich  mit 
Vorwissen  und  unter  Zustimmung  des  Waisenamtes  verehe- 
licht, das  Publicum  sei  im  Glauben  gelassen  worden,  Rutis- 
hauser sei  handlungsfähig,  das  Waisenamt  habe  demselben 
den  Betrieb  des  Geschäftes  gestattet. 

Die  Xppellatin  dagegen  macht  geltend,  dass  sofort  nach 
Anfall  der  Erbschaft  die  Bevormundung  eingeleitet  und  die- 
selbe bereits  Ende  April  publicirt  worden  sei,  während  Rutis- 
hauser sich  erst  Ende  Mai  in  Kreuzlingen  niedergelassen» 
habe.  Der  Zustand  des  Kuranden  sei  nach  §  248  des  privat- 
rechtlichen Gesetzbuches  während  der  provisorischen  Bevor- 
mundung derselbe  wie  bei  definitiver,  wenn  letztere  nach- 
träglich eintrete.  Rutishauser  habe  über  sein  Vermögen  weder 
durch  gewöhnliche  Verträge  noch  einen  Ehevertrag  dispo- 
niren  können.  Das  Recht  zur  Ehe  als  natürliches  Recht 
stehe  unter  dem  Bunde,  die  vermögensrechtlichen  Polgen  dea 
Eheabschlusses  seien  Sache  der  Gantone.  Appellatin  habe 
weder  die  Ehe,  noch  den  Betrieb  eines  Berufes  seitens  des. 
Rutishauser  gebilligt. 

Das  Obergericht  wies  die  Klage  der  Goncursmasse  ab. 

Motive:  Vorerst  fragt  es  sich,  welchen  Einfluss  auf 
den  vorliegenden  Process  der  Umstand  habe,  dass  Rutishauser 
zur  Zeit  erst  provisorisch  bevormundet  ist.  §  248  des  thurg. 
privatrechtlichen  Gesetzbuches  bestimmt,  dass  in  diesem  Falle 
alle  nach  Bekanntmachung  der  Klage  mit  dem  Kuranden 
abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  ganz  so  zu  beurtheilen  seien,, 
wie   die   nach  der  definitiven  eingegangenen.     Es  ist  mithin 
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zur  Zeit  in  Bezug  auf  die  von  Rutishauser  nach  Bekannt- 
machung der  Klage  eingegangenen  Rechtsgeschäfte  so  zu 
entscheiden  y  wie  wenn  derselbe  bereits  damals  bevormundet 
gewesen  wäre,  in  der  Meinung,  dass  dieser  Entscheid  definitiv 
werde,  sowie  die  Bevormundung  definitiv  wird,  und  dahin- 
falle,  wenn  die  Bevormundung  nicht  rechtskräftig  erkannt 
würde.  Die  Frage,  ob  die  Bevormundung  an  sich  begründet 
und  ob  sie  bei  dem  competenten  (xerichte  anhängig  gemacht 
worden  sei,  ist  hier  nicht  zu  entscheiden,  sondern  in  dem 
betreflfenden  besonderen  Bevogtigungsprocess. 

Es  fragt  sich  hier,  ob  nach  thurgauischem  Recht  ein 
Bevogteter  durch  Eingehung  einer  Ehe  während  der  Dauer 
der  Vormundschaft  die  vorehelichen  Schulden  der'  Ehefrau 
übernehme,  wie  diess  §  93  des  thurgauischen  privatrechtlichen 
<4esetzbuches  als  allgemeines  eheliches  Güterrecht  vorschreibt. 

Nach  §  53  der  Bundesverfassung  steht  das  Recht  zur 
Ehe  unter  dem  Schutze  des  Bundes  und  darf  dieses  Recht 
aus  öconomischen  Rücksichten  nicht  beschränkt  werden.  Dar- 
aus ergibt  es  sich,  dass  die  Bevogtigung  einer  Person  kein 
Ehehinderniss  bildet,  (Nr.  134  der  Anleitung  für  die  Füh- 
rung der  Civilstandsregister.)  Das  eidgenössische  Civilstands- 
und  Ehegesetz  enthält  keine  Bestimmung  über  die  Folgen 
der  Ehe  mit  Bezug  auf  die  vermögensrechtlichen  Verhältnisse 
unter  den  Ehegatten.  Es  folgt  schon  hieraus,  dass  in  dieser 
Hinsicht  das  cantonale  Recht  gilt,  und  diese  Auffassung  wird 
unterstützt  durch  Art.  38  des  mit  1.  Januar  1883  in  Kraft 
tretenden  schweizerischen  Obligationenrechts ,  welcher  be- 
stimmt, dass  soweit  die  Ermächtigung,  im  Namen  eines  an- 
deren Verträge  abzuschli essen,  aus  familienrechtlichen  Be- 
ziehungen hervorgehe,  sie  nach  cantonalem  Recht  zu  ent- 
scheiden sei.  Somit  richtet  sich  auch  die  Frage,  in  wie  weit 
eine  Ehefrau  ihren  Ehemann  verpflichten  könne,  nach  can- 
tonalem Recht,  und  diess  muss  auch  in  Bezug  auf  die  der 
Ehe  vorausgegangenen  Verpflichtungen  angenommen  werden. 
Emil  Rutishauser  war  nach  cantonalem  Recht  seit  dem  29. 
April  1882  in  seiner  Handlungsfähigkeit  beschränkt,  er  konnte 
aich  nicht  rechtsgültig  verpflichten  ohne  die  Zustimmung  des 
Vormundes ,  resp.  der  Vormundschaftsbehörden.  Dadurch, 
dass  er  von  einem  ihm  durch  die  Bundesverfassung  garan- 
tirten  Rechte  Gebrauch  machte,  dem  Recht  zur  Ehe,  hat  sich 
seine  vermögensrechtliche  Stellung  nicht  verändert,  die  Vor- 
mundschaft ist  nicht  aufgehoben  worden.  Wenn  er  sich 
nicht  selbständig  verpflichten  konnte,  so  konnte  er  auch  nicht 
sein   unter   vormundschaftlicher    Verwaltung   stehendes    Ver- 
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mögen  in  die  eheliche  Gemeinschaft  einbringen  und  tiaftet 
somit  auch  nicht  mit  demselbeB  für  die  vorehelichen  Schulden 
seiner  Ehefrau.  Die  Voraussetzung  zu  den  in  §  93  de» 
privatrechtlichen  Gesetzbuches  aufgeführten  Folgen  ist  die  ver- 
mögensrechtliche unbeschränkte  Handlungsfähigkeit  des  Ehe- 
mannes, und  die  lag  hier  nicht  vor. 

Dafür,  dass  Emil  Rutishauser  nach  Eingehung  seiner 
Ehe  einen  Beruf  selbständig  und  unter  Zustimmung  de» 
Waisenamtes  betrieben  habe,  liegen  keine  Anhaltspunkte  vor  ; 
es  ist  ja  auch  der  Concurs  ausgebrochen,  bevor  die  Ehegatten 
nur  einen  Monat  verheirathet  waren,  und  die  Schulden  rühren 
zugegebener  Massen  zum  weitaus  grössten  Theil  aus  der 
Zeit  vor  Eingehung  der  Ehe  her,  so  dass  nicht  angenommen 
werden  kann,  es  habe  ihm  persönlich  creditirt  werden  wollen. 


8.  Oajiton  Luzem.    Urtheil  des  Obergrerichts 
vom  21.  December  1883. 

Die  zur  Wahrung  eines  Pfandrechts  erforderliche 

Betreibung    wird    durch    einbrechenden    Concurs 

überflüssig,    ihre   Sistierung   afficiert   somit    da» 

Pfandrecht  nicht. 

In  Folge  Aufrechnung  vom  5.  Januar  1883  wurde  über 
Xav.  Meier  zu  Dagmersellen  im  Cantonsblatt  Nr.  7  vom  14. 
Februar  der  Concurs  im  Liegenden  und  Fahrenden  ausge- 
schrieben, und  unterm  12.  März  daraufhin  vor  Gerichtsaus- 
schuss  Altishofen  abgehalten.  Hiebei  hatten  die  Kläger  in 
Cl.  III  des  Liegenden  zwei  noch  ausstehende  Kaufszahlungen 
auf  20.  März  1882  und  1883  im  Betrage  von  je  Fr.  712.  92 
nebst  Zinsausstand  und  Kosten  geltend  gemacht. 

Für  die  Zahlung  auf  20.  März  1882  war  vorher,  unterm 
18.  Januar  1883,  das  Warnungsbot  gelegt  worden,  ein  weiterer 
Betreibungsact  dagegen  hiefür  nicht  erfolgt. 

Die  Beklagte  bestritt  nun  das  liegende  Pfandrecht  für 
diese  Zahlung  pr.  1882,  und  gründet  ihre  Bestreitung  im 
Processe  auf  §  74  Abs.  2  des  Hypothekar-  und  Handänderungs- 
Gesetzes,  worin  bestimmt  wird,  dass,  wenn  eine  verfallene 
Zahlung  eines  Zahlungsbriefes  von  ihrer  Verfallzeit  an  innert 
Jahresfrist  nicht  bezogen,  oder  dafür  in  gleicher  Frist  die 
Betreibung  bis  zum  gelösten  Aufrechnungsbot  nicht 
geführt  und  fortgesetzt  wird,  für  diese  Zahlung  das  Pfandrecht 
auf  der  Liegenschaft  verloren  gehe  und  selbe  nur  noch  als 
eine  fahrende  Schuld  auf  dem  Eigenthüraer  der  Liegenschaft 
zu  betrachten  sei. 


wird  durch  CoQoursausbruch  überflüssig.  119 

Da  nun  —  so  meint  die  Beklagte  —  fur  die  in  Eede 
stehende  Zahlung  bis  zum  20.  März  1883  das  zweite  Bot 
thatsächlich  nicht  gelegt  worden  war,  so  sei  mit  diesem  Ter- 
mine der  oben  angedrohte  Rechtsnachtheil  für  den  Ansprecher 
eingetreten. 

Die  Beklagte  gibt  zwar  zu,  dass  ein  zweites  Bot  als 
Betreibungsact  an  und  für  sich  zwecklos  gewesen  wäre,  nach- 
dem, ehe  die  sechsmonatliche  Frist  nach  Legung  des  War- 
nungsbotes  abgelaufen,  bereits  der  Concurs  über  den  Besitzer 
des  Unterpfandes  ausgeschrieben  worden  war.  Allein  wenn 
auch  die  Betreibung  ihrem  Wesen  nach  allerdings  zunächst 
eine  Executionsraassregel  sei,  indem  man  durch  sie  zur  Be- 
zahlung oder  zum  Concurse  des  Schuldners  gelange,  so  komme 
derselben  in  Folge  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen  auch 
eine  prohibitive  Wirkung  zu;  hierum  handle  es  sich  gerade 
bei  der  Bestimmung  des  §  74  cit.,  und  aus  diesem  Gesichts- 
punkte sei  die  Legung  eines  zweiten  Botes  nach  der  Concurs- 
publication  vorliegend  nothwendig  gewesen. 

Das  Obergericht  beschützte  die  Klage  aus  'folgenden 
Motiven  : 

Es  ist  nun  freilich  richtig,  dass  das  Gesetz  mit  einer 
Betreibung  zuweilen  noch  besondere  Wirkungen  verbindet, 
auf  welche  dieselbe  als  Schuldexecution  zunächst  nicht  geht. 
So  knüpft  z.  B.  das  Gesetz  schon  an  die  Anhebung  einer 
Betreibung  die  Wirkung,  dass  der  Betriebene  ohne  Befrie- 
digung des  Betreibungsführers  seine  Liegenschaften  nicht  mehr 
veräussern  oder  verpfänden  kann.  Allein  der  diese  Wirkung 
nach  sich  ziehende  Betreibungsact  behält  hier  wie  überall 
immer  die  Natur  und  den  Zweck  einer  Executionsmassregel; 
und  wo  er  als  solche  keinen  Zweck  und  keinen  Sinn  mehr 
hat,  da  fällt  auch  dessen  Bedeutung  aus  dem  andern  Ge- 
sichtspunkte dahin.  Was  speciell  den  §  74  Abs.  2  cit.  be- 
trifft, so  bestimmt  derselbe,  dass  die  Betreibung  für  eine 
verfallene  Kaufszahlung  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  Fällig- 
keit derselben  angehoben,  und  bis  zu  einem  gewissen  Stadium 
(II.  Bot)  durchgeführt  sein  müsse.  Da  das  Gesetz  bei  Mangel 
dieser  Voraussetzung  das  Pfandrecht  an  der  Liegenschaft 
untergehen  lässt,  so  kann  man  auch  hier  von  einer  „prohi- 
bitiven  Wirkung"  der  Betreibung  allerdings  sprechen.  Offen- 
bar liegt  nun  aber  der  Grund  dieser  Wirkung  auch  in  diesem 
Falle  durchaus  in  der  Natur  der  Betreibung  als  Executions- 
massregel, indem  das  Gesetz  unter  Androhung  des  genannten 
Rech tsn achtheiles  verlangt,  dass  der  Ansprecher  innert  be- 
stimmter Frist  die  Zahlung  vom  Schuldner  erzwinge,    bezw. 
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in  dem  hiefür  erforderlichen  Verfahren  bis  zn  einem  gewissen 
Stadium  vorgeschritten  sei.  Der  gesetzgeberische  Zweck  der 
in  Rede  stehenden  Bestimmung  kann  ja  kein  anderer  gewesen 
sein  y  als  dass  man  das  liegende  Pfand  innert  thunlichst  kurzer 
Frist  von  derartigen ,  von  einer  Handänderung  herrührenden 
Ansprachen  wieder  losgelöst  wissen  wollte.  Das  zutreffende 
Mittel  hiezu  aber  war,  den  Ansprechen  innert  entsprechender 
Frist  zur  Eintreibung  seiner  Ansprache  zu  verhalten. 

Daraus  folgt  aber,  dass,  wenn  der  Betreibungsact  als 
solcher,  d.  h.  als  Executionsmassregel  keinen  Zweck  mehr 
hat,  auch  seine  „prohibitive  Wirkung"  im  Sinne  des  cit.  §  74 
überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kommt 

Jenes  aber  trifft  im  Concursfalle  offenbar  zu,  denn  es 
kann  doch  keinen  Sinn  haben,  den  Concurs  de^  Schuldners 
herbeiführen  zu  wollen,  nachdem  dieser  Concurs  schon  da 
ist.  Freilich  weist  die  erste  Instanz  auf  ein  Präjudicat  der 
Justizcommission  vom  24.  Mai  1865  (amtl.  Samml.  Bd.  I 
Nr.  707)  hin,  wonach  eine  Betreibung  auch  nach  Ausschrei- 
bung des  Goncurses  bis  zur  wirklichen  Abhaltung  desselben 
auf  einen  Schuldner  noch  angehoben  werden  kann,  „schon 
aus  dem  Grunde,  weil  vor  Abhaltung  des  Concurses  der 
Schuldner  durch  Bezahlung  der  angetriebenen  Ansprachen 
die  Concurspublication  revociren  lassen  kann."  Allein  ge- 
gebenen Falles  lief  die  critische  Frist  (20.  März  1883)  erst 
nach  der  Concursabhaltung  (12.  März  1883)  ab,  und  der  An- 
sprecher  konnte  jedenfalls  diese  Frist  voll  und  ganz  für  sich 
beanspruchen.  Was  aber  nach  der  Concursabhaltung  mit 
einer  weitern  Betreibung  noch  hätte  erzielt  werden  können, 
das  lässt  sich  in  der  That  nicht  einsehen. 

Der  im  angerufenen  §  74  angedrohte  Rechtsnachtheil  ist 
daher  vorliegend  nicht  eingetreten,  weil  nach  Ausbruch  des 
Concurses  über  den  Schuldner  die  verlangte  Weiterführung 
der  Betreibung  nutzlos  gewesen  wäre. 

Die  Bestreitung  des  beanspruchten  Pfandrechtes  erweist 
sich  aber  auch  aus  einem  fernem,  specifisch  concursrechtlichen 
Gesichtspunkte  als  unbegründet. 

Nach  §§  10  und  24  des  Concursgesctzes  wird  der  ge- 
sammte  Schuldenbestand  auf  den  Tag  der  Aufrechnung  be- 
rechnet. Dieser  Zeitpunkt  ist  daher  auch  massgebend  für 
die  Frage,  ob  für  einen  Zins  oder  eine  verfallene  Kaufszah- 
lung u.  s.  w.  noch  ein  Pfandrecht  auf  der  Liegenschaft  be- 
stehe oder  aber  nicht.  War  das  Pfandrecht  im  Zeitpunkte 
der  Aufrechnung  noch  vorhanden,  so  ist  die  betreffende  An- 
sprache im  Concurse  im  Liegenden  zu  coUociren,   unbeküm- 
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fnert  darum^  ob  in  der  Folge  das  liegende  Pfandrecht  durch 
Zeitablauf  u.  s.  w.  an  und  für  sich  untergegangen  wäre. 

Vorliegend  streiten  sich  die  Parteien  nun  darum,  welche 
GoUocation  der  klägerischen  Ansprache  im  Concurse  des 
Schuldners  gebühre.  Und  da  diese  Ansprache  im  Momente 
der  Aufrechnung,  ja  sogar  im  Momente  der  Concursabhaltung 
unzweifelhaft  noch  Pfandrecht  auf  der  Liegenschaft  besass, 
so  sind  die  Kläger  in  diesem  Streite  bei  der  beanspruchten 
Oollocation  zu  beschützen. 


9.  Canton  Schaffhausen.    Urtheil  des  Oberfirerichts 

vom  26.  Februar  1886. 

Zustimmung   eines   Grläubigers   zur   Rehabilitation 

des    Schuldners    schliesst    die    Zustimmung    zum 

Schulderlass  in  sich. 

In  dem  am  28.  Juli  1881  ausgebrochenen  Conqurse  des 
Klägers  war  die  Beklagte  mit  einer  Forderung  von  ca. 
Fr.  32000  in  fünfter  Classe  zu  Verlust  gekommen.  Der  Con - 
<;ur8Ìt  machte  seitdem  Anstrengungen,  um  seine  Rehabilitation 
2iu  erlangen,  und  wandte  sich  wiederholt  an  die  Beklagte 
mit  dem  Begehren,  sie  möge  ihm  gegen  Bezahlung  von 
Fr.  1000  die  zu  seiner  Rehabilitation  nöthige  Erklärung  ab- 
geben. Er  erhielt  darauf  die  Erklärung  seitens  der  Beklag- 
ten, dass  sie  gegen  Bezahlung  dieser  Fr.  1000  ihre  Zustim- 
mung zu  seiner  Rehabilitation  ertheile.  Eine  Bedingung  war 
an  diese  Erklärung  nicht  geknüpft.  Nachdem  dann  zwischen 
den  Parteien  über  die  Form  der  abzugebenden  Erklärung 
eine  Zeit  lang  Verhandlungen  geschwebt  hatten,  theilte  die 
Beklagte  dem  Kläger  mit,  dass  sie  sein  Begehren  lediglich 
als  Gesuch  um  die  zu  seiner  Rehabilitation  nöthige  Erklä- 
rung au%efasst  habe,  dass  sie  jedoch  von  dritter  Seite  er- 
fahren habe,  dass  die  klägerische  Offerte  auch  zur  Begleichung 
der  Forderung  der  Beklagten  an  den  Kläger  hätte  dienen 
sollen;  sie  sei  bereit,  sich  für  alle  Ansprüche  befriedigt  zu 
•erklären,  wenn  25*^/o  der  geforderten  Gesammtsumme  haar 
bezahlt  würden.  Da  der  Kläger  sich  darauf  nicht  einlassen 
wollte,  deponierte  er  die  ï^r  1000  gerichtlich  und  beschritt 
den  ordentlichen  Rechtsweg.  Er  stellte  nun  die  Rechtsfrage: 
,,Ist  nicht  richterlich  zu  erkennen,  es  sei  der  Kläger  mit  Bezah- 
lung resp.  Deponierung  einer  Summe  von  Fr.  1000  aller  seiner 
Schuldverpflichtungen  der  Beklagten  gegenüber  entlastet?" 

Die  erste  Instahz  bejahte  diese  Rechtsfrage  und  schützte 
demgemäss  die  Klage,  worauf  die  Beklagte  die  Berufung  er- 
griff und  nun  vor  Obergericht  ausführte:   »Es  habe  von  An- 
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fang  an  zwischen  den  Parteien  die  Meinung  geherrscht,  dass  e^ 
sich  nur  um  die  Zustimmung  zur  Rehabilitation,  nicht  aber 
um  einen  Schuldenerlass  handle.  Jedenfalls  sei  dies  die  Mei- 
nung der  Beklagten  gewesen,  was  bewiesen  werden  könne. 
Daher  sei  eine  Willensübereinstimmung  nicht  zu  Stande  ge- 
kommen.  Es  sei  nicht  unmöglich^  dass  ein  Schuldner  von 
seinem  Gläubiger  die  Zustimmung  zur  Eehabilitation  erhalte^ 
ohne  dass  er  denselben  ganzlich  befriedige."  Demgegenüber 
führt  der  Kläger  an,  dass  es  nach  herwärtiger  Gesetzgebung 
nur  eine  Rehabilitation  gebe,  diejenige  des  §  136  K.-G., 
welcher  voraussetze,  dass  eine  wirkliche  Befriedigung  der 
Gläubiger  stattgefunden  habe.  Selbst  wenn  also  die  Beklagte 
geglaubt  habe,  dass  mit  ihrer  Erklärung  blos  eine  Zustimmung 
zur  Rehabilitation,  nicht  aber  ein  Schulderlass  gewährt  wor- 
den sei,  so  sei  dies  ein  nicht  zu  berücksichtigender  Rechts- 
irrthum.  In  Wirklichkeit  habe  jedoch  die  Beklagte  genau  ge- 
wusst,  welche  Tragweite  ihre  Erklärung  habe,  und  daher  sei 
eine  Willensübereinstimmung  zu  Stande  gekommen.  Das  Ober- 
gericht, in  Uebereinstimmung  mit  der  ersten  Instanz,  schützte 
die  Klage  imd  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Vor  Allem  ist  zu  constatieren,  dass  weder  Gesetz  noch 
Praxis  eine  Rehabilitation  kennen,  ohne  dass  der  Ausweis 
für  die  Befriedigung  der  Gläubiger  vorliegt-,  welchen  §  136 
K.-G.  ausdrücklich  verlangt.  Von  vorneherein  erscheint  klar, 
dass  der  Kläger,  welcher  ohne  Weiteres  nach  5  Jahren  seit 
der  Einstellung  im  Activbürgerrecht  wieder  in  seine  politi- 
schen Rechte  eintritt,  keinen  andern  Willen  gehabt  hat,  als 
durch  Bezahlung  der  anerbotenen  Fr.  1000  sich  seiner  Schuld 
zu  entledigen,  um  nicht  jeden  Augenblick  Gefahr  zu  laufen, 
von  der  Beklagten  wieder  belangt  zu  werden.  Aber  auch 
die  Beklagte  verstand  ursprünglich  nichts  anderes  als  der 
Kläger  unter  dessen  Anerbieten.  Aus  den  Acten  ergibt  sich, 
dass  schon  früher  Verhandlungen  zwischen  den  Parteien  über 
die  Rehabilitation  geschwebt  haben  und  dass  ein  bezügliches 
Gesuch  des  Klägers  seitens  der  Beklagten  abgewiesen  worden 
ist,  weil  gar  nichts  offeriert  worden  sei,  während  man  doch 
s.  Z.  Accommodementsofferten  in  Aussicht  gestellt  habe.  Ab- 
gesehen davon,  dass  klar  ist,  welche  Folgen  die  Ausstellung 
einer  zur  Rehabilitatiori  nöthigen  Erklärung  haben  muss, 
spricht  das  Schreiben  der  Beklagten,  worin  sie  ihre  Zu- 
stimmung ertheilen,  von  einer  „Abfindungssumme^  von 
Fr.  lOüO,  woraus  zur  Genüge  hervorgeht,  dass  die  Beklagte 
wusste,  dass  in  ihrer  Zustimmungserklärung  zur  Rehabili- 
tation auch  ein  Erlass  der  Restforderung  liege. 


liitteraturanzeigen. 


Blumer,   Handbnch  des  schweizerisclieii  Bandesstaatsrechtes. 
Zweite    aaf  Orandlage    der  Bnndesverfassnng  von   1874 
dnreliaus  nmgearbeitete  Ausgabe,  naeh  dem  Tode  des  Ver- 
fassers vollendet  und  herausgegeben  von  Dr.  J.  Morel,  Hit- 
glied des  schweizerischen  Bandesgericlits.    Basel,  1887. 
Mit  der  zweiten  Abtheilung  des  zweiten  Bandes,  welche  kürz- 
lich   erschienen,    ist    die    zweite     nmgearbeitete    nnd    wesentlich 
erweiterte  Anüage    des  Blamerschen   Handbuches    vollständig  ver- 
öffentlicht ;     der    erste  Band    desselben    wurde    vor    zehn  Jahren 
herausgegeben.     Die  Verzögerung  des  Abschlusses  erklärt  sich  aus 
dem  Fortschreiten    der  Bundesgesetzgebnng    und   insbesondere  der 
grossen   Fruchtbarkeit    der  Bundeslegislative    betr.  die  Staatsver- 
träge.    Mit  Recht  wollte  der  Herausgeber  der  zweiten  Auflage  die 
bezüglichen  schon  lange  projektierten  Verträge    mit  den  Nachbar- 
staaten in   ihrer  neuen  Gestalt  abwarten,    bevor  er    an    die  Ver- 
arbeitung   dieser  Materie    gieng.     lieber    den  üebelstand,    der  in 
der  Darstellung    des   Rechtes   verschiedener  Zeitpunkte    im  ei-sten 
nnd    im    letzten  Bande    gefunden    werden  kann,    vermag   uns    die 
Hoffnung  zu  trösten,  dass,  wie  die  Vorrede  zum  letztern  andeutet, 
eine  dritte  Auflage  des  ersten  Bandes  in  Aussicht  steht. 

Nicht  leicht  ist  ein  Buch  von  den  juristischen  Kreisen  der 
Schweiz  mit  grösseren  Sympathien  aufgenommen  w'orden,  als  das 
Handbnch,  welches  Blumer  in  seiner  ersten  Auflage  in  den  Jahren 
1863  und  1864  veröffentlicht  hat.  Es  war  auch  wirklich  das 
rechte  Buch  zur  rechten  Zeit  :  der  Bund  hatte  die  erste  Arbeits- 
periode, welche  dem  ungestörten  Ausbau  der  Bundesstaatsverfassung 
von  1848  gewidmet  gewesen  war,  abgeschlossen.  Die  Revisions- 
campagne  hatte  noch  kaum  ihren  Anfang  genommen.  Die  ver- 
schiedenen Parteien  und  Landestheile  hatten  sich  dem  Bunde^ 
anch  wenn  sie  ihm  anfänglich  feindselig  gegenüber  gestanden,  je 
länger  je  vertrauensvoller  zugewandt.  Der  Bund  selbst  hatte  mit 
glücklicher  Hand  Friede  und  Ordnung  im  Innern  gewahrt  und 
das  Ansehen  der  Eidgenossenschaft  im  Ausland  mächtig  gefördert. 
Blumers  Buch  war  nun  eine  Art  Rechenschaftsbericht,  eine  von  der 
Freude  am  Stoff'e  durchdrungene,  warme,  liebevolle  üebersicht  allea 
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Oeleisteteii,  und  daneben  eine  Zusammenstellung  alles  einiger  Massen 
wifisenswerthen  Materials  aus  dem  Bandesrecht,  welche  durch  ihre 
Oründlichkeit  wie  durch  die  vollendete  Beherrschung  des  Ötoflfes 
durch  den  mit  der  Gesetzgebung  des  Bundes  praktisch  aufs  engste 
verbundenen  Verfasser  gleich  sehr  hervorragte.  Die  Anordnung 
des  Buches  war  seiner  Aufgabe  entsprechend.  Blumer  lehnte  sich 
ganz  an  die  Bundesverfassung  an  und  schrieb  so  gewissermassen 
€inen  Commentar  zu  derselben  oline  die  trockene  spröde  Form  des 
Oommentars  im  gewöhnlichen  Sinne.  Den  Erörterungen  über  die 
Bundesverfassung  schlössen  sich  zwei  Abschnitte  über  die  Con- 
cordate und  die  Staatsverträge  an,  allem  voraus  aber  gieng  eine 
geschichtliche  Einleitung,  welche  in  ihrer  anspruchslosen  Einfach- 
heit und  ihrem  reichen  Inhalt  in  engem  Rahmen  zu  dem  Besten 
gehört,  was  über  schweizerische  Rechtsgeschichte  veröffentlicht 
worden  ist. 

Es  ist  somit  vollauf  erklärlich,  dass  die  erste  Auflage  dieses 
Buches  bald  vergriffen  war,  und  Blumer  selbst  gieng  noch,  nach 
Erledigung  der  Revisionsberathungen,  im  Jahre  1874  an  die 
Ausarbeitung  der  zweiten.  Wäre  nun  aber  schon  für  ihn  selber 
diese  zweite  Arbeit  eine  wesentlich  andere,  als  die  erste,  gewesen, 
so  musste  dies  für  den  Nachfolger  in  dieser  Arbeit,  als  Blnmers 
früher  Tod  dieselbe  in  ihren  Anfängen  unterbrach,  noch  weit  mehr 
der  Fall  sein.  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Bundes  hatten 
inzwischen  einen  Umfang  angenommen,  die  staatsrechtlichen  Prä- 
judicien  waren  zu  einer  Zahl  angewachsen,  dass  es  eine  höchst 
mühselige  Arbeit  werden  musste,  den  Plan  der  ersten  Auflage  auch 
für  die  zweite  beizubehalten.  Schon  Blumer  hatte  es  aber  so  pro- 
jektiert, und  Morel  war  gehalten,  diese  Direktive  weiter  zu  befolgen. 
Das  Resultat  jedoch  war,  dass  das  Buch  nun  in  seiner  zweiten 
Auflage  anstatt  zwei,  drei  Bände  und  anstatt  beiläufig  900  trotz 
des  etwas  giössern  Formates  1 700  Seiten  zählt.  Darüber  ist  der 
€harakter  des  Buches  unzweifelhaft  ein  anderer  geworden  ;  die  ein- 
zelnen Abschnitte  ermüden  durch  ihre  Länge,  und  die  Fülle  des 
Stoffes  an  Auszügen  aus  Botschaften,  Debatten,  Rekursentscheidungen 
ist  für  denjenigen,  der  sich  einfach  über  die  bestehenden  bundes- 
rechtlichen Grundsätze  orientieren  möchte,  oftmals  mehr  störend 
als  aufklärend.  Wollte  man  dem  Buche  in  der  dritten  Auflage 
den  ursprünglichen  Charakter  wiedergeben,  so  musste  man  sich 
^aher  wohl  oder  übel  zu  einer  Aenderung  in  der  Anlage  desselben 
«ntschliessen,  indem  man  das  Material  weit  mehr  zusammenfassen 
und  alles  rein  administrative  Detail,  wie  die  Posttaxen  u.  dgl., 
weglassen  würde. 

Wir  sagten  nun  aber  bereits,  dass  das  Blumersche  Buch 
Dicht   nur   durch   Lesbarkeit,    sondern  auch    durch  VoUat&ndigkeit 
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sich  auszeichnete,  und  in  letzterer  Beziehung  theilt  die  zweite 
Auflage  alle  Vorzüge  der  ersten.  Der  Herausgeber  hat  mit  der-  . 'îj 
selben  Kenntniss  sowohl  der  Gesetzgebung  und  der  Praxis  als  , vi 
der  politischen  Bestrebungen  und  Strömungen  alles  einigermassea 
AVichtige  herausgehoben  und  höchst  unparteiisch  zusammengestellt. 
Das  Buch  ist  mithin  ein  Handbuch  geblieben,  in  welchem  alles 
gefunden  werden  kann,  was  im  bundesstaatlichen  Leben  von  einiger 
Bedeutung  gearbeitet  worden  ist.  Was  dies  aber  für  den  Bear- 
beiter der  neuen  Auflage  für  eine  enorme  Arbeit  verlangte,  ergiebt 
sich  schon  aus  einer  Vergleichung  des  letzten  Bandes  mit  dem 
entsprechenden  Bande  der  ersten  Auflage.  Nur  ganz  wenige  Ab- 
schnitte konnten  annähernd  unverändert  zum  Abdruck  gelangen^ 
ein  grosser  Theil  musste  erweitert  werden,  und  an  die  Stelle 
weniger  weggefallenen  träten  zahlreiche  ausgedehnte  neue  Kapitel. 
In  letzterer  Hinsicht  sind  aus  dem  letzten  Bande  zu  nennen  die 
Paragraphen  über  das  Referendum,  das  Bundesgericht,  über  die 
Staatsverträge  speziell  betreffend  die  Handels-  und  Niederlassnngsver- 
träge,  die  polizeilichen  Verhältnisse,  das  Münzwesen  und  über  viele 
kleinere  Punkte.  Dabei  bedauern  wir  es  in  keiner  VV^eise,  dass^ 
der  Herausgeber  sich  auf  die  doktrinären  Controversen  des  deutschen 
Staatsrechtes  nicht  eingelassen  hat,  und  billigen  den  Zorn  nicht, 
mit  welchem  Prof.  Zorn  es  s.  Z.  in  einer  Kritik  der  zweiten  Auf- 
lage des  ersten  Bandes  getadelt  hat,  dass  der  Bundesstaatsbegrifl: 
in  dem  Buche  gar  nicht  näher  erörtert  sei.  W^ill  dieses  doch  vor 
allem  ein  praktisches  Nachschlagebuch  sein,  und  dass  es  diesen 
Zweck  erfüllt,  beweist  die  freudige  Aufnahme,  welche  es  überall 
bei  den  schweizerischen  Beamten,  Praktikern  und  Politikern  findet. 
Und  wenn  der  Verfasser  es  auch  vermeidet,  Theorien  ohne  direkte 
praktische  Bedeutung  für  unser  Staatsrecht  zu  entwickeln,  so  hat 
er  es  doch  nicht  unterlassen,  an  geeignetem  Orte  auf  die  Lehren 
und  die  Litteratur  des  allgemeinen  Staatsrechts  gebührend  hinzu- 
weisen. Man  vergleiche  in  dieser  Hinsicht  aus  dem  letzten  Bande 
z.  B.  die  Unterscheidung  von  Gesetz  und  Beschluss,  S.  21,  Gesetz 
und  Verordnung,  S.  89,  über  die  Exterritorialität  der  Gesandten^ 
S.  120  und  125,  die  Verantwortlichkeit  des  Staates,  S.  230,  den 
Charakter  der  Staatsverträge,  S    352,  357  u.  v.  a. 

Die  Schweiz  besitzt  kein  Buch  über  das  geltende  öffentliche 
Eecht,  welches  dem  Handbuch  von  Blumer  und  Morel  an  prakti- 
schem Werth  auch  nur  annähernd  gleichkäme.  Um  so  mehr  sind 
wir  dem  Herausgeber  der  zweiten  Auflage  Dank  dafür  schuldig, 
dass  er  die  grosse  Arbeit  auf  sich  genommen  und  uns  endlich 
wieder  zu  einer  abgeschlossenen  systematischen  Darstellung  des 
Bundesrechtes  auf  Grund  der  Verfassung  von  1874  verhelfen  hat» 

Huber. 
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Auguste  Paccaud,  Daréçime  de  la  presse  en  Europe  et  anxBtats- 
Ullis.  Etude  de  droit  comparé.  Lausanne  1887.  316  Seiten. 
Die  sehr  verdienstliche  Publication  behandelt  in  einer  ersten 
Abtheilung,  „ philosophie  et  histoire  de  la  presse^,  den  Begriff  und 
die  Entwicklung  der  Pressfreiheit,  wobei  vornehmlich  die  Ge- 
schichte der  Censur  in  Frankreich  zur  Darstellung  gelangt.  Die 
zweite  Abtheilung  stellt  die  Pressgesetzgebung  der  meisten  euro- 
päischen Staaten,  der  nordamerikanischen  Union,  Brasiliens  und 
Aegyptens  in  vergleichende  üebersicht  (Seite  53  bis  170)  und 
geht  dabei  insbesondere  in  Bezug  auf  England,  Frankreich,  Deutsch- 
land und  die  Union  ziemlich  ins  Detail.  Dem  bezüglichen  Rechts- 
bestand  in  der  Schweiz  ist  ein  besonderer  Titel  gewidmet,  und  es 
werden  hier  zunächst  die  bundesrechtliche  Pressfreiheit  in  Hinsicht 
auf  Art.  55  der  Bundesverfassung  und  die  die  Presse  betrefifenden 
Bestimmungen  des  Bundesstrafrechtes,  sowie  die  bundesrechtliche 
Praxis,  uud  sodann  die  Pressgesetzgebung  der  Kantone  ausführlich 
dargestellt.  Zwischen  die  Abschnitte  des  Bundes-  und  des  kantonalen 
Rechtes  aber  schiebt  der  Verfasser  eine  Erörterung  über  „la 
presse  comme  source  de  délits  civils  en  présence  du  code  fédéral 
des  obligations^,  d.  h.  über  die  Frage,  ob  Pressdelikte  zu  einer 
Klage  aus  0.  R.  50  und  55  Anlass  geben  können,  und  wie  sich  eine 
solche  Klage  eventuell  zum  kantonalen  Pressrecht  verhält.  Endlich 
beschäftigt  sich  eine  dritte  Abtheilung  des  Buches  mit  dem  vom 
Jahr  1882  datierenden  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  für  den 
Kanton  Waadt,  dessen  die  Pressdelikte  betreffenden  Bestimmungen 
einer  einlässlichen  Kritik  unterzogen  werden. 

In  Betreff  des  Pressrechtes  der  Kantone  heben  wir  hervor, 
dass  der  Verfasser  zunächst  kurz  zusammenstellt,  in  welcher  Weise 
die  kantonalen  Verfassungen  die  Pressfreiheit  garantieren.  So- 
dann theilt  er  die  Kantone  in  zwei  Gruppen  :  die  erste  derselben 
umfasst  Genf,  Tessin,  Schaffhausen,  Graubünden,  Luzem  (Uri, 
Schwyz,  Unterwaiden),  Freiburg  und  Wallis,  deren  Gemeinsames 
darin  besteht,  dass  sie  alle,  einerseits  eigene  Pressgesetze  besitzen 
und  anderseits  auf  das  Strafgesetzbuch  verweisen.  Die  übrigen 
Kantone  stellen  sämmtlich  in  dem  Strafgesetz  besondere  Bestim- 
mungen über  die  Presse  auf.  Die  Betrachtung  dieser  verschiedenen 
kantonalrechtlichen  Bestimmungen  führt  den  Verfasser  zu  dem 
Resultat,  der  bundesrechtliche  Grundsatz  der  Pressfreiheit  sei 
thatsächlich  den  kantonalen  Gesetzgebungen  auf  Gnade  und  Un- 
gnade preisgegeben  und  erhalte  betreffend  seine  Ausdehnung  in 
den  verschiedenen  Kantonen  eine  sehr  ungleiche  Gestalt,  wobei 
auch  die  Praxis  der  Bundesbehörden  nicht  in  der  Lage  sei,  die 
gleichmässige  Durchführung  dieses  bundesrechtlichen  Grundrechtes 
für  die  gesammte  Schweiz  sicher  zu  stellen. 
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Betrachten  wir  die  Ausführongen  des  Verfassers  über  die 
îCatur  der  in  0.  K.  55  vorgesehenen  Ersatzforderung  etwas  näher, 
so  finden  wir  in  denselben  eine  sehr  bestimmt  nnd  deutlich  formu- 
lierte Vertheidigung  der  Meinung,  welche  in  der  genannten  For- 
dernng  die  Klage  auf  eine  Privatstrafe  erblickt.  Die  öffentliche 
Meinung,  sagt  der  Autor,  wird  inabesondere  in  der  Beurtheilung 
von  Pressinjurien  und  der  Verurtheilung  von  Journalisten  auf 
Grund  von  0.  R.  55  stets  einen  Beweis  erblicken,  dass  der  Ver- 
nrtheilte  sich  einer  Ehrverletzung  schuldig  gemacht  habe  und 
hieftir  gestraft  werde.  Eben  desshalb  sollte  aber  auch  0.  R.  55 
nicht  auf  solche  Pressdelikte  Anwendung  finden,  oder  es  sollte 
wenigstens  die  Ersatzleistung,  welche  das  Gericht  dem  Beleidigten 
zuspricht,  nicht  in  der  Zahlung  einer  Geldsumme  bestehen,  sondern 
beispielsweise  einzig  die  angemessene  Veröffentlichung  des  Urtheils 
angeordnet  werden  :  „si  le  dommage  est  moral,  pourquoi  la  répa- 
ration ne  serait-elle  pas  morale?"  Bei  diesen  Ausführungen  stützt 
sich  der  Verfasser  vornehmlich  auf  ein  Referat,  welches  Herr 
Redaktor  Dr.  Brüstlein  im  Sommer  1886  in  der  „Grenzpost" 
veröffentlicht  hatte,  dagegen  nimmt  er  keinen  Bezug  auf  das  die 
vorliegende  Frage  behandelnde  Referat  des  Herrn  Oberrichter  Dr. 
Stooss,  welches  in  der  Jahresversammlung  des  Schweiz.  Juristen- 
vereins von  1886  einer  sehr  belebten  Diskussion  zur  Grundlage 
gedient  hat.  Im  Verlaufe  dieser  Diskussion  hat  dann  auch  Herr 
Dr.  Brüstlein  seine  frühere  Ansicht  wesentlich  modifiziert  und  sich 
—  wir  eitleren  nach  dem  Protokoll  über  die  betr.  Verhandlungen, 
S.  136  f.  —  dahin  ausgesprochen:  Nach  den  vorzüglichen  Aus- 
führungen des  Referenten  sei  aufgeklärt,  1)  dass  0.  R.  55  kein 
strafrechtliches  Element  in  sich  habe,  2)  dass  die  Klagen  aus 
Kreditschädigung  sich  nicht  auf  Art.  55,  sondern  auf  Art.  50 
stützen,  und  3)  dass  Art.  55  eine  Ersatzklage  für  Verletzung 
persönlicher,  nicht  vermögensrechtlicher  Rechte  darbiete.  Wenn 
dann  auch  in  der  Debatte  einige  Redner  den  Gedanken,  dass  es 
sich  in  Art.  55  um  eine  Privatstrafe  handle,  neuerdings  hervor- 
hoben und  vertheidigten,  so  drehte  sich  doch  die  Diskussion  weit 
mehr  um  die  andere  Frage,  ob  die  Ersatzforderung  des  Art.  55 
einen  ökonomischen  Schaden  im  weitesten  Sinne,  oder  wirklich  nur 
die  Verletzung  eines  rein  immateriellen  Rechtsgutes  im  Auge  habe, 
und  wie  in  letzterem  Falle  diese  Forderung  juristisch  zu  formu- 
lieren sei.  Den  Ausführungen  des  Hauptreferenten  pflichtete  dabei 
auch  der  Correferent,  Herr  van  Muyden,    in  der  Hauptsache    bei. 

Die  Frage,  welche  der  Verfasser  zu  behandeln  unternimmt, 
ist  miiliin  einer  Prüfung  unterworfen  worden,  welcher  man  für 
das  schweizerische  Recht  eine  grosse  Bedeutung  nicht  absprechen 
kann,  und  so  scheint  es  uns  auch,  dass  durch  die  blosse  Betonung 
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einer  der  verschiedenen  möglichen  Anschauungen  die  fragliche 
Untersuchung  kaum  gefördert  werden  konnte.  Die  Berufung  auf 
die  öflFentliche  Meinung  ist  gewiss  von  Werth,  insbesondere  für 
den  Gesetzgeber,  und  es  scheint  uns  auch  in  der  That,  dass  die 
AuflTassung  der  Forderung  aus  Art.  55  als  ein  Begehren  um  Privat- 
strafe die  Anwendbarkeit  der  Bestimmung  dem  Verletzten  um  ein 
gutes  Theil  erleichtern  müsste.  Dem  stehen  aber  Gründe  der 
Interpretation  des  vorliegenden  Gesetzes  von  so  entscheidender 
Bedeutung  gegenüber,  dass  wir  der  Bestimmung  den  Sinn  und  die 
Bedeutung  nicht  wohl  versagen  können,  welche  die  Mehrzahl  der 
Juristen  an  der  Versammlung  in  Schaifhausen  ihr  beigelegt  hat. 

Man  sieht  aus  dem  Angeführten,  dass  der  Verfasser  auch 
schwierigeren  Detailfragen  nicht  aus  dem  Wege  gegangen  ist.  Der 
Hauptwerth  des  Buches  liegt  jedoch  in  der  vergleichenden  Dar- 
stellung der  Pressgesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten  und 
Kantone.  Die  Vergleichung  ruft  einer  sehr  umsichtigen  und  viel- 
seitigen Behandlung  der  einschlägigen  Fragen,  und  für  diese  hin- 
wieder wird  Jedermann  dankbar  sein,  welcher  sich  in  administra- 
tiven, criminellen  oder  civilen  Streitfragen  über  das  Pressrecht 
des  einen  oder  andern  Landes  bei  dem  Verfasser  Rath  zu  holen 
kommt.  Huber. 

Jurisprudence  Genevoise.  Extraits  des  jagements  et  arrêts  dn 

Tribnnal  civil  et  de  la  conr  de  justice  de  1815  à  1863. 

Livre  I  et  II  du  code  civil  (von  A.  Martin  und  Ch.  Lefort). 

Genf  1886.  ;. 

Des  droits  successoraux  des  enfants,  natureis  et  de  l'époux 

survivant.    Essai  d'interprétation  !de  la  loi  genevoise  du 

5  Sept.  1874,  par  Edmond  Gautier,;   7.nf  1887. 

Das  Civilrecht  des  Kantons  Genf  beruht  bekanntlich  auf  dem 
1804  eingeführten  Code  civil  français,  cj  jiber  in  Genf  in  vielen 
Punkten  sowohl  durch  die  Gesetzgebung ,  als  durch  den  Gerichts- 
gebrauch eine  von  Frankreich  unabhängige  glückliche  Weiterbildung 
erfahren  hat.  Demgemäss  besitzt  auch  Gehf  seine  besondern  wissen- 
schaftlichen Aufgaben  und  Probleme,  un^d  so  sind  die  zwei  ange- 
gebenen Publicationen  bestimmt,  in  dieser  Beziehung  wichtige  Lücken 
in  der  Genfer  Rechtslitteratur  auszufällen. 

Die  „Jurisprudence  Genevoise*  bietet  uns  den  ersten  Theil 
eines  durch  Genfer  PräJudicien  erläuterten  Code  civ.  fr.,  und  zwar 
werden  hieför  Prftjndicien  gewählt.,  welche  bishin  wenig  oder  gar 
nicht  veröffentlicht  worden  waren,  nämlich  aus  der  ersten  Hälfte 
unseres  Jahrhunderts.  Als  Vorarbeit  konnten  die  Herausgeber  hie- 
bei  eine  Sammlung  von  Urtheilen  benützen,  welche  der  ehemalige 
Präsident  des  Tribunal  civil,  J.  Decroux,  sich  angelegt  hatte.  Diese 
Sammlung  reicht  bis  1863,  und  ebensoweit  ist  auch  die  vorliegende 
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Publication  gegangen,  indem  die  Herausgeber  sich  vorbehalten, 
später  die  Sammlung  bis  1879,  d.  h.  bis  zum  Beginn  des  Er- 
scheinens der  „Semaine  judiciaire"  auszudehnen.  Weitere  Lieferungen 
sollen  die  übrigen  Theile  des  Code  in  gleicher  Weise  erlautem. 
Die  Mittheilung  der  PräJudicien  erfolgt  derart,  dass,  ohne  Abdruck 
der  Gesetzesartikel,  zu  den  letztern  in  conciser  Form  Thatbestand, 
Motive  und  Urtheil  angeführt  werden.  Das  Ganze  ist  sehr  über- 
sichtlich gehalten  und  gestattet  eine  rasche  Orientierung.  Betreifend 
den  Inhalt  gewährt  es  grosses  Interesse  zu  sehen,  in  welch  ver- 
hältnissmässig  bedeutendem  Umfang  die  Genfer  Gerichtspraxis  trotz 
der  Kleinheit  ihres  Jurisdiktionsgebietes  ein  sehr  werthvoUes  Ma- 
terial zur  Erklärung  des  Code  zu  liefern  im  Stande  gewesen  ist. 
Die  zweitcitierte  Studie,  deren  Verfasser  theilweise  auch  an 
der  Herausgabe  der  angeführten  Präjudiciensammlung  mitgearbeitet 
hat,  stellt  sich  die  Aufgabe,  eine  Reihe  von  schwierigen  Fragen 
über  das  Verhältniss  des  Genfer  Gesetzes  vom  5.  Sept.  1874,  betr. 
das  Erbrecht  der  Unehelichen  und  des  tiberlebenden  Ehegatten, 
zum  Erbrecht  des  Code,  sowie  von  Fragen  der  Interpretation  dieses 
Gesetzes  selber  zu  beantworten.  Behandelt  wird  in  erster  Linie 
das  Intestaterbrecht  des  ausserehelichen  Kindes  und  des  überleben- 
den Ehegatten,  sowie  die  Nachfolge  des  Staates  in  erbloses  Gut, 
und  das  Erbrecht  am  Nachlasse  eines  ausserehelichen  Erblassers, 
Alsdann  folgt  eine  Darstellung  der  Modificationen,  welche  das 
Genfer  Gesetz  an  dem  Pflichttheilrecht  und  der  disponiblen  Quote 
des  Code  civ.  fr.  vorgeiKtmmen  hat,  und  endlich  schliessen  sich 
hieran  einige  Untersuchungen  über  die  materielle  Tragweite  des 
Gesetzes  und  das  int.e^'T.ationale  Privatrecht.  Die  Abhandlung  ist 
einfach  und  klar  ge^,  ieben  und  geht,  unter  Vermeidung  aller 
allgemeinen  theoretischen  Ausführungen,  direkt  auf  die  praktisch 
wichtigen  Punkte  los,  eren  Erörterung  der  Verfasser  mit  allem 
zu  Gebote  stehenden  Interpretationsmaterial,  betr.  Vorberichte,  ver- 
wandte Gesetzgebungen,  gemeines  Recht  u.  s.  w.  mit  Geschick  und 
Scharfsinn  unter  Beizie  inng  von  theils  in  der  Gerichtspraxis  vor- 
gekommenen theils  tingierten  Beispielen  entwickelt.  Die  Beurtheilung 
des  Erbrechtes  des  überlebenden  Ehegatten,  insbesondere  des  Niess- 
brauchs,  wäre  jedoch  dem  Verfasser  wohl  weniger  schwierig  vor- 
gekommen, wenn  er  mit  den  deutschrechtlichen  Lehren  von  der 
Statutarportion  argumentiert  hätte.  Interessant  ist  es  nebenbei,  auch 
wieder  aus  dieser  Abhandlung  zu  sehen,  wie  die  eidgenössische 
Gesetzgebung,  obgleich  sie  im  Familienrecht  nur  ein  einziges  In- 
stitut beschlägt,  überall  in  das  kantonale  Rechtssystem  eingreift. 
So  betrifft  dies  hier  die  Rechte  der  Kinder  aus  einer  nichtigen 
Ehe  betr.  das  Erbrecht,  den  Begriff  der  ausserehelichen  Kinder  im 
Verhältniss  von  enfants   naturels    und   adultérins   oder  incestueux; 
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ferner  die  Rechte  der  von  einander  getrennten,  aber  nicht  definitiv 
geschiedenen  Ehegatten. 

Das  Genfer  Gesetz  hat  die  erbrechtliche  Stellung  der  ausser- 
ehelichen  Kinder  und  des  überlebenden  Ehegatten,  gegenüber  den 
harten  und  äusserst  complicierten  Bestimmungen  des  französischen 
Hechtes,  ganz  bedeutend  verbessert  und  vereinfacht,  letzteres  viel- 
leicht in  dem  Sinne  nur  zu  wenig,  dass  das  umständliche  Berech- 
nungssystem des  Code  als  Grundlage  beibehalten  und  namentlich 
in  Bezug  auf  den  Pflichttheilsschutz  wohl  grössere  Klarheit,  aber 
keine  einfachere  Berechnung  eingeführt  worden  ist. 

Die  Abhandlung  Gautiers  vergegenwärtigt  recht  gut  alle  die 
Schwierigkeiten,  welche  eine  theil weise  Aenderung  am  Gefüge  des 
Code  civ.  fr.  dargeboten  hat.  Die  Vergleichung  aber  des  franzö- 
sischen Rechtes  mit  dem  neuen  Genfer  Recht  ist  in  einer  Weise 
durchgeführt,  welche  nicht  nur  denjenigen,  der  den  legislativpoli- 
tischen Gesichtspunkten  nachforscht,  sondern  auch  den  Praktiker 
befriedigen  wird.  Huber, 

W.  Lauterburg,  die  Eidesdelikte.  Historisch-kritische  Studie 
mit  besonderer  Beziehung  auf  das  Strafreeht  der  Schweiz 
(Berner  Inanpiraldissertatioii).    Bern  1886. 

Es  sind  10  Jahre  her,  seit  v.  Liszt  in  seiner  Monographie 
^die  falsche  Aussage  vor  Gericht  oder  öifentlicher  Behörde  nach 
deutschem  und  österreichischem  Recht"  (1877)  der-  herrschenden, 
durch  Mittermaier  begründeten  Aulfassung  der  Eidesdelicte  als  An- 
griffe gegen  die  fides  publica  den  Krieg  erklärt  hat,  indem  er  den 
Nachweis  übernahm,  dass  es  nur  am  Inhalt  liege,  wenn  der  Eid 
zum  Meineid  werde,  und  demnächst  darauf  hinwies,  dass  der  Gesetz- 
geber die  Eidesform  nicht  an  sich  schütze,  vielmehr  den  Meineid 
nur  dann  bestrafe,  wenn  derselbe  vor  dem  Richter  oder  vor  einer 
zur  Abnahme  von  Eiden  zuständigen  Behörde  abgelegt  wurde,  dass 
also  die  systematische  Auffassung  der  Eidesdelicte  als  Angriffe  ge- 
richtet gegen  die  Staatsverwaltung,  insbesondere  gegen  die  Rechts- 
pflege, die  allein  adäquate  sei.  —  Wenn  die  v.  Liszt'sche  Be- 
trachtungsweise, für  welche  nunmehr  auch  Hälschner  (das  ge- 
meine deutsche  Strafrecht  II  2,  1887,  S.  904)  das  Gewicht  seiner 
Autorität  eingelegt  hat,  die  herrschende  geworden  sein  wird,  so 
wird  dieser  Sieg  mit  der  Dissertation  Walter  Lauterburgs 
zuzuschreiben  sein,  einer  Probearbeit,  die  ihresgleichen  weit  über- 
ragt und  dem  Verfasser  wie  der  Juristenfacultät,  der  sie  vorgelegt 
wurde,  zur  Ehre  gereicht. 

Lauterburgs  Arbeit  ist  durch  die  oben  erwähnte  Mono- 
graphie von  V.  Liszt  angeregt  worden.  Die  Resultate  beider 
sind,  wie  der  erstere  in  der  Vorrede  andeutet,  im  Wesentlichen 
dieselben.  Die  Eidesdelicte  sind  nach  Lauterburg   bald  gegen  die 
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Staatsverwaltung^    gerichtet,    bald    gegen    vermögensrechtliclie  Ab^J^^*]^ 
spiücbe    einzelner   Personen.     Als   Arten    derselben    unterscheidet '.J^ 
€v  den  Meineid  im  w.  8.,  d.  h.    „die  durch  Bekräftigung  falscher 
Aussage    begangene    Verletzung   eines  Eides,    der    zur  Bestärkung  ;.■ 
von   Aussagen  geschworen  worden",  und  den   Eidesbruch    im  W^^f 
w.  S.,  d.  h.    „die   Verletzung  eines  zur  Bestärkung  verpflichtender    Xu 
Zusagen    oder    zur  Verpflichtung    begründenden  Bestärkung    einer  ^ 
Zusage  geschworenen  promissorischen  Eides,  welche  begangen  wird  ! 
durch  Bruch    solcher  bekräftigten  Aussage"    (S.   138).     Stellt  der 
Meineid    sich  stets  dar    als  eine  Gefährdung  oder  Vereitelung  von 
Zwecken  der  Staats  ver  w^altung,  in  specie  der  Rechtspflege,  so  liegt   • 
beim    Eidesbruch    ein    Delict    gegen    die    Staatsverwaltung    oder 
gegen  Privatpersonen  vor,  je  nachdem  die  in  Frage  stehende  über-  . 
nommene  Verpflichtung    öft'entlichrechtlicher    oder    privater    Natur 
ist       Geschieht    beim  Eidesbruch   der  rechtswidrige  Angriff*    durch    ' ..  „ 
ein   der   eidlichen  Erklärung    zuwiderlaufendes  Handeln,    so  erfolgt     ^*  "^ 
sie  beim  Meineid  durch  die  falsche  Aussage  :  sie  ist  der  in  Wahr- 
heit   strafbegründende    Umstand,    den    der  Missbrauch    der 
eidlichen  Garantie    und    die   damit   verbundene   Erschütterung    des 
('redites  der  Eidesform   nur  zu  erschweren  vermag. 

Alle  diese  Sätze  werden  von  Lauter  bürg  nicht  einfach 
hingestellt,  sondern  eingehend  begründet  ;  ja  er  hat  sich  die  Mühe 
nicht  verdriessen  lassen,  dieser  Begründung  eine  sorgfältig  gear- 
beitete historisch- dogmatische   Unterlage  zu  geben. 

Die  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Eides- 
delicte  bietet  trotz  der  mehlfachen  Bearbeitung,  w^elche  dieselbe 
vor  Lauterburg  gefunden  hat,  manches  Neue  und  Interessante. 
Für  das  römische  Recht  sei  bei  dieser  Gelegenheit  noch  auf  die 
(vom  Veif asser  nicht  verwertheten)  Untersuchungen  von  A.  Pernice 
zum  röm.  Sacralrecht  (Sitzungsberichte  der  preuss.  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  Berlin,  philos. -histor.  Kl.  51  S.  1162  ff.)  ver- 
wiesen. Die  dogmatische  Einleitung  S.  124  ff.  bespricht  die  histo- 
risch gegebene  Zweckrichtung  der  Rechtsstrafe  als  Ausgangspunkt 
für  die  systematische  Auffassung  der  Eidesdelicte.  Die  Ansichten, 
welche  der  Verfasser  in  derselben  äussert,  sind  für  denjenigen, 
der  mit  den  v.  Liszt'schen  Schriften  bekannt  ist,  keineswegs 
neu,  aber  die  Art,  wie  sie  von  ihm  entwickelt  werden,  giebt  ihnen 
trotzdem  den  Reiz  einer  gewissen   Frische  und  Unmittelbarkeit. 

Das  Verdienst,  welches  Laut  er  bürg  ungeschmälert,  bleibt, 
besteht  darin,  das  s  er  *  seine  Darstellung  und  Kritik  auf  die 
einschlägigen  Vorschriften  des  bislang  unverwerthet  gebliebenen 
schweizerischen  Rechts  „zugespitzt"  hat.  Durch  die  Hervorhebung 
der  Hauptgesichtspunkte  desselben  und  der  nächsten  sich  daraus 
ergebenden  Folgerungen,  sowie  durch  ein  verständiges  Warnen  vor 
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zum  Theil  schon  betretenen  Abwegen  gewinnt  die  Dissertation 
Lauterburgs  den  Werth  einer  Vorarbeit  für  den  immer  näher 
herandrängenden  eidgenössischen  Strafcodex  Würde  dieselbe,  was 
wir  aufrichtig  wünschen,  zahlreiche  Nachfolge  linden,  so  würde 
der  künftigen  Strafgesetzgebung  eine  nicht  zu  umgehende  Arbeit 
erleichtert  und  so  das  ersehnte  Werk  selbst  merklich  gefördert 
werden. 

Halle  a.  vS.  Brunnenmeister. 


Preisanfgabe  des  Schweiz.  Joristenrereins. 

Das  Oentralcomite  des  Schweiz.  Juristenvereins  hat  folgende 
Preisaufgabe  ausgeschrieben  : 

Kritische  Beleochtune  des  schweizerischen  Aoslieferongsierfahrens  ^egeniiber 

dem  Aaslande,  sowie  der  daherlgen  Stellang  der  Cantone  gegenolier  dem 

Bunde;  ferner  Priìfnnc:  der  Fraee,  ob  und  aof  welchen  Grundlagen  eine 

gesetzliche  Regelung  dieses  Verfahrens  wänschbar  sei. 

Es  werden  ein  erster  Preis  von  500  Fr.  und  ein  zweiter  von 
300  Fr.  ausgesetzt.  Die  Arbeiten  in  einer  der  drei  Landessprachen 
sind  bis  Ende  Juni  1888  an  den  Präsidenten  des  Vereins,  Hm. 
Prof.  Zeerleder  in  Bern,  einzusenden,  mit  einem  Motto  versehen 
und  von  einem  versiegelten  Couvert  begleitet,  das  aussen  das  Motto, 
innen  den  Namen  des  Verfassers  enthält.  Der  Umfang  soll  6  Druck- 
bogen nicht  überschreiten.  Das  Eigenthum  nebst  Recht  zum  Drucke 
der  gekrönten  Preisschriften  bleibt  dem  Verein.  Zur  Bewerbung 
sind  ■  die  Vereinsmitglieder  und  andere  Juristen  der  Schweiz  be- 
rechtigt. 


Berichtigung. 

In  meinem  Aufsatz  über  den  Gegenstand  der  Cession  in  dieser 
Zeitschrift  N.  F.  VI  S.  367  Z.  9  v.  u.  ersuche  ich  folgendermassen 
zu  ändern  :  Denn  aus  der  Construction  der  Klage  des  Man- 
danten auf  Grundlage  der  directen  Stellvertretung  folgt,  u.  s.  w. 

Dr.  Attenhofer. 


Schireteeilsche  Rechtsiiuellen. 


Reohtsquellen  des  Cantons  Wallis. 

Von 
AimREÀS  Heüsleb. 


Einleitung. 
Die  Rechtsbildang  der  Landschaft  Wallis. 

Hauptwerke  : 

Documents  relatifìB  à  l'histoire  da  Yallais,  recaeilL's  et  publiés  par 
l'Abbé  /.  Chemaiéd.  Tome  I— V,  den  29.— 33.  Band  der  Mémoires  et  Do- 
cnments  publiés  par  la  Société  d'histoire  de  la  Suisse  Romande  (Lausanne 
G.  Bridel)  bildend.  Eine  treffliche  ürkundensammlung  bis  zum  Jahre  1375. 
Im  folgenden  einfach  Gr.  citiert. 

Chartes  Sédunoises,  in  denselben  Mémoires  et  Documents,  tome  XYIII. 

De  Charrière,  3£  X.,  Les  Sires  de  La  Tour,  majors  de  Sion,  seig- 
neurs de  Chatillon  en  Vallais,  et  leur  maison.  In  denselben  Mémoires  et 
Documenta,  XXIY  p.  177  s.  mit  Nachträgen  in  Band  XXVI  p.  127  s.  et 
XXXIV  p.  141  s. 

Einige  auf  Wallis  bezügliche  wichtige  Urkunden  in  Ctbrcurio  e  Promis, 
Documenti,  sigilli  e  monete  appartenenti  alla  storia  della  monarchia  di 
Savoia.    Torino  1833. 

Stumpff,  gemeiner  loblicher  EydgnoschaftStetten,  Landen  und  Vôlckem 
Chronik  wird  iger  Thaaten  Beschreibung.  Buch  XI  :  Beschreibung  der  Land- 
schaft und  des  Bisthums  zu  Wallis« 

Stumpff  kannte  das  Wallis  genau  (vgl.  auch  dessen  Beisebericht  yon 
1544,  in  Quellen  der  Schweizer  Geschichte  herausgeg.  v.  d.  allg.  geschicht- 
forsoh.  Gesellschaft  der  Schweiz,  Bd.  VI,  Basel  1884,  bes.  S.  240—274). 
Seine  Mittheilungen  sind  reichhaltiger  als  die  seines,  ebenfalls  auf  persön- 
lichen Besuch  des  Landes  und  des  bischöflichen  Hofes  sich  berufenden  Zeit- 
genossen Seb.  Munster. 
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Sebastian  Münster^   Cosmographia,   Buch  III:   Von  den  Wallisern. 

Aehniich  wie  letzterer  ist  Jos.  Binder^  Descriptio  Vallesiae,  zuerst  1574. 

Boccard,  üf.,  Histoire  da  Vallais  avant  et  sons  Père  chrétienne  jus- 
qu'à nos  jours.    Genève  1844. 

De  Gingins-la  SarraZy  F,,  Développement  de  l'indépendance  du  Hant- 
Yallais  et  conquête  du  Bas- Vallais.  Im  Archiv  für  Schweiz.  Geschichte, 
herausgeg.  auf  Veranstaltung  der  allg.  geschichtforsch.  Gesellschaft  der 
Schweiz,  Band  2  und  8.    Zürich  1844. 

BameaUf  B.,  abhé,  Le  Vallais  historique.  Châteaux  et  Seigneuries. 
Sion  1886. 

Nahezu  unbrauchbar  ist  der  unzuverlässige  P.  Furrer,  Geschichte, 
Statistik  und  ürkundensammlung  über  Wallis.    8  Bände.    Sitten  1860. 

üeber  Bivaz,  Op.  bist.,  in  der  üebersicht  oft  citiert,  vgl.  de  Gingins- 
la  Sarraz,  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  4  Anm.  1  ;  über  sonstige  Angaben  ungedruckter 
Quellen  Gremaud,  a.  a.  0.  Bd.  I,  préface  p.  IX  ss. 


§  1.     Die  Zeit  der  bischöflichen  Herrschaft    und 
der  Kämpfe  mit  Savoyen. 

Das  gewaltige,  von  der  Furka  bis  zum  Leman  durch 
die  Bhone  gebildete  Thal,  oder  wie  wir  besser  sagen  Fluss- 
gebiety  das  sich  in  unsem  Tagen  mehr  und  mehr  und  bis  in 
die  entlegensten  Winkel  den  Freunden  der  Alpenwelt  er- 
schliesst,  bietet  der  wissenschaftlichen  Ergründung  nach  allen 
Seiten  die  anziehendsten  Probleme  zur  Lösung  dar.  Natur- 
und  Geschichtforschung  finden  hier  analoge  und  parallel 
laufende  Aufgaben.  Eingebettet  zwischen  die  unvermittelt 
aus  dem  ebenen  Thalboden  aufstrebenden  himmelhohen  Ge- 
birgszüge, selbst  gegen  die  südlichen  Seitenthäler  abge- 
schlossen, welche  erst  hoch  oben  an  der  Bergwand  sich  dem 
Zugange  öffnen  und  bloss  ihre  Wasser  durch  eine  enge  Schlucht 
sich  Bahn  zu  dem  Hauptflusse  haben  brechen  lassen,  trägt 
dieses  Thal  einen  eigenartigen  Character,  der  schon  den 
jungen  Goethe^)  mit  Staunen  erfüllt  hat  und  heute  noch  an 
die  Naturforschung  die  mannigfachsten  Fragen  bezüglich 
dieser  eigenthümlichen  Thalbildung  stellt.  Und  diese  Abge- 
schlossenheit der  Thäler  und  selbst  der  einzelnen  Thalstufen 
im  Hauptthale  ist  in  der  Geschichte  der  politischen  Entwick- 
lung und  der  Bechtsbildung  des  Landes   reproduciert  :    eine 
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uogemeine  Zersplitterang  der  Herrschaftsreohte  in  den  ein- 
zelnen Thälern  und  G-emeinden  hat  von  Anfang  an  die  Ent- 
wicklung der  bischöflichen  Grafsohaftsgewalt  zu  einer  ein- 
heitlich organisierten  Landeshoheit  gehindert,  und  nur  all- 
mählig  haben  sich  die  zur  politischen  Freiheit  strebenden 
Gemeinden  der  Landleute  des  Hauptthals  zusammengefunden 
und  in  der  Folge,  oft  sehr  spät,  auch  die  Neben thäler  an 
4Ûch  herangezogen. 

Es  kann  sich  hier  nicht  um  eine  eigentliche  Bechtsge- 
fichichte  des  Landes  handeln,  es  soll  bloss  versucht  werden, 
aus  der  vielbewegten  Geschichte  des  Thaies  das  fdr  das 
Yerständniss  der  abzudruckenden  Quellen  Nothwendige  her- 
auszugreifen und  zu  einem  übersichtlichen  Bilde  der  staat- 
lichen und  rechtlichen  Entwicklung  des  Wallis  zu  gestalten. 

Nicht,  wie  man  erwarten  könnte,  von  der  alten  Reichs- 
abtei der  burgundischen  Könige,  dem  Heiligthum  des  Mär- 
tyrers Mauritius^  auch  nicht  von  dem  späteren  burgundischen 
Beiche  noch  von  dem,  seine  Erbschaft  in  diesen  Gebieten 
antretenden  Hause  Savoyen  ist  die  zum  Freistaat  des  Wallis 
führende  staatsbildende  Thätigkeit  ausgegangen,  sondern  die 
weltliche  Herrschaft  des  Bischofs  von  Sitten  und  die  ihr  zu- 
erst zur  Seite  tretende,  dann  sie  mehr  und  mehr  einengende 
und  verdrängende  Selbstverwaltimg  der  Landgemeinden  des 
obem  Thaies  haben  die  Führung  übernommen  und  die  Ge- 
schichte des  Wallis  gemacht. 

Zwar  weisen  genug  Anzeichen  auf  eine  ursprüngliche 
Präponderanz  der  savoyischen  Herrschaft  in  dem  ganzen 
Thale.^)  Bis  ins  14«  Jahrhundert  hinein  steht  die  weltliche 
Herrschaft  des  Bischofs  auf  wankendem  Boden,  in  beständigem 
Kampfe  mit  dem  Hause  Savojeii,  und  kaum  nach  dieser 
Seite  des  Besitzes  einigermassen  froh  geworden  findet  sie  in 
dei  Bivalität  mit  den  Landleuten  einen  noch  gefährlicheren 
Gegner.  Wir  verstehen  das  beständige  Bingen  zwischen 
Bischof  und  Savoyen  um  das  Regiment  im  Wallis,  wenn  wir 
bedenken,  dass  bei  dem  öfteren  Wechsel  der  höchsten  Ge- 
walt in  den  burgundischen  Landen  von  den  jeweiligen  Macht- 
habern  in  ganz  verschiedenem  Sinne  über  die  Begalien  in 
Wallis  verfügt  wurde.  Dem  Bischof  von  Sitten  hatte  König 
Budolf  von  Burgund  im  Jahre  999  den  comitatus  Yallensis 
geschenkt.')  Nicht  sowohl  auf  diese  Schenkung,  als  auf  eine 
angebliche    üebertragung   der    Grafschaftsrechte   im    Wallis 


*)  Näheres  hierflber  bei  de  Gingins,   a.  a.  0.  im  Archiv,   II  S.  4  ff. 
»)  Die  ürk.  bei  Gr.  I  Nr.  71. 
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Seitens  Karls  des  Grossen  an  den  h.  Theodul,  die  sog»  Ga*<^' 
roUna,  haben  sich  die  späteren  Bischöfe  immer  zar  Begrün- 
dang  ihrer  Hoheitsrechte  gegenüber  den  Landlenten  berufen. 
Eine  Urkunde  hierüber  hat  nie  existiert ,  ist  selbst  im  spä- 
teren Mittelalter  nie  fabriciert  worden,  so  nahe  dies  bei  der 
damaligen  in  dieser  Beziehung  beliebten  Praxis  gelegen  hätte, 
der  einzige  Beweis  dafür  wurde  in  der  Legende  des  Kaiser»- 
Karl  und  des  h.  Theodul  gefunden,  welche  im  bischöflichen 
Archiv  lag^)  und  die  Schenkung  erzählte.  Die  Tradition 
kann  nicht  schlechthin  darum  verworfen  werden,  weil,  wie 
die  Landleute  in  ihrem  Streit  mit  Bischof  Hildebrand  Jost 
im  Jahre  1623  geltend  machten,^)  Theodul  um  ööO,  Karl 
aber  um  800  gelebt  habe,  es  liesse  sich  denken,  dass  Karl 
der  Grosse  dem  Bischof  Theodul  als  dem  Heiligen  des  Stift» 
und  der  h.  Maria^)  ein  Privileg  ertheilt  hätte,  das  dann  erst 
später  als  dem  Bischof  Theodul  persönlich  und  bei  seinen 
Lebzeiten  gegeben  wäre  au%efasst  worden.  Jedenfalls  aber 
hätte  es  sich  höchstens  um  ein  Immunitätsprivileg  Karls  zu 
Gunsten  der  domus  s.  Theoduli  handeln  können,  da  Graf- 
schaftsvergabungen jener  Zeit  noch  gänzlich  fremd  sind. 

Ueber  den  Umfang  des  in  der  Urkunde  von  999  den^ 
Bischof  übertragenen  comitatus  Yallensis  sind  wir  im  Zweifel. 
Der  alte  pagus  Valensis,  den  die  Urkunde  für  St.  Maurice 
von  515  (Gr.  I  Nr.  7)  erwähnt,  gieng  bis  Chillon,  also  bis 
zum  Leman,  denn  Vouvry  wird  als  darin  liegend  angegeben  ; 
ebensoweit  reichte  der  Comitatus  Vallissoram,  der  in  der 
Theilung  Ludwigs  des  Frommen  vom  Jahre  839  genannt  ist 
als  einzige  Grafschaft  zwischen  Aosta  und  Waadt.  Doch  ist 
es  möglich,  dass  im  Privileg  von  999  bloss  das  Gebiet  von 
Martigny  bis  zur  Furka  als  Comitatus  Yallensis  verstanden 
war^)  und  schon  damals  der  untere  Theil  des  Thaies  die 
Grafschaft  Chablais  (Caput  Lacense)  gebildet  hat.  Jeden- 
falls lag  hier  der  Keim  von  Verwicklungen;  der  Bischof 
mochte  sich  berechtigt  halten,   die  Grafschaft  in  altem  Um- 


*)  S.  Gr.  III  p.  890  Note  ].  Aanüge  ans  beiden  Legenden  in  der 
Gallia  Christiana,  XII  Nr.  23  nnd  24  p.  447  ss. 

^)  Antwort  der  sieben  Zen  den  auf  die  bischöflichen  Beschwerden,  v. 
15.  Aug.  1628,  in  den  Landrathsabschieden  zu  Sitten,  Band  XV. 

*)  So  sagt  derselbe  Bischof  Hildebrand  Jost  1622,  man  habe  wider- 
rechtlich  aus  dem  Sohloss  Majoria  die  alten  Briefe  und  Titel,  so  yon  Kaiser 
Earl  dem  Bischof  Theodul  und  der  Jungfrau  Maria  zu  einer  Morgengabe 
gegeben  worden,  weggenommen.  Weihnachtslandrath  1622,  Absch.  Bd.  XIV. 

0  So  Gr.  V  Vorrede  p.  XVII. 
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fange  zu  beanspruchen,  aber  die  Behauptung  der  Gewalt  im 
imteren  Theile  wurde  immer  schwieriger ,  seit  die  burgun- 
diflche  Krone  an  den  deutschen  König  gelangt  war.  Graf 
Odo  Yon  Champagne,  der  sich  der  Besitznahme  Burgunds 
^uroh  Konrad  IL  widersetzte,  besass  das  Gebiet  von  Mar» 
tigny  und  Entremont  ,^)  dort  griff  ihn  Konrad  von  yorne  an, 
während  ihm  italiänische  Grosse  unter  Anfuhrung  des  Hu- 
pertus  cornes  Bnrgandiae  in  den  Rücken  fielen.*)  So  unter- 
lag er.  Ist  dieser  Hapert  ein  Humbert  und  Graf  von  Sa- 
voyen/^)  so  könnte  leicnt  an  diese  Waffenthat  die  Erwerbung 
des  untern  Bhonethals  durch  das  Haus  Saroyen  sich  ange- 
schlossen haben. 

Auch  in  einer  andern  Beziehung  war  der  Untergang  des 
burgundischen  Reichs  für  den  Bischof  ungünstig:  er  empfieng 
■aeit  dieser  Zeit  die  Investitur  mit  den  Grafschattsrechten 
nicht  mehr  direct  vom  König.  Nach  Ottos  von  St.  Blasien 
Bericht^^)  hatte  Herzog  Berchtold  von  Zähringen  die  advocatia 
oum  investitura  regalium  episcopatuum  Lausannensis,  Geno- 
vensis,  Sedunensis,  nach  einer  Urkunde  Heinrichs  VI.  von 
1189^')  dagegen  episcopi  de  manu  comitum  Sabaudiae  per 
AÜquod  tempus  recipiebant  regalia.  Es  ist  möglich,  dass  die 
Zähringer  kraft  ihrer  herzoglichen  Rechte  über  Burgund  als 
kaiserliche  Statthalter  diese  Befugniss  der  Investitur  geübt 
haben,  und  dass  Berchtold  lY.  in  Folge  der  um  1157  mit 
K.  Friedrich  I.  getroffenen  Vereinbarung  über  die  Hoheits- 
rechte  in  Burgund  die  Vogtei  und  Investitur  der  Grafschaft 
Wallis  kraft  des  Titels  eines  rector  Burgundi»  sich  erhielt.^') 
Ob  damals  schon  Savoyen  im  factischen  Besitze  der  Vogtei 


•)  Gr.  I  Nr.  83. 

*)  Wipo,  Vita  Gonradi  Saliei,  c.  82  bei  Pertz,  Mon.  Germ,  hiist.  Script. 
XI  270.  Vgl.  auch  die  Erzählung  Amalfi  bei  Pertz,  Script  YIII  14.  auch 
Gr.  I  Nr.  84.  ' 

'®)  Worüber  nachznsehen  Cibrario  e  Promis,  a.  a.  0.  p.  88  is. 
Gegen  die  Ansicht,  dass  Savoyen  damals,  im  Kampfe  König  Konrads  gegen 
Odo,  die  Grafschaft  Chablais  erhalten  habe,  vgl.  übrigens  Gisi,  im  Anzeiger 
för  Schweiz.  Gesch.  1886  Nr.  3  S.  62. 

")  Bei  Pertz,  Script.  XX  314,  nnd  Gr.  I  Nr.  188, 

*«)  Gr.  I  Nr.  176. 

**)  Vgl.  übrigens  Wnrstem  berger,  Geschichte  der  alten  Landschaft 
Bern,  U  261  f.  und  Sécretan,  nn  procès  an  donzieme  siècle  on  Tavouerie 
impériale  dans  les  trois  évêohés  romans,  im  Archiv  f.  Schweizer  Gesoh» 
XVI  37  f.  89  f. 
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und  der  Begalienrechte  war,^^)  ist  nicht  zu  ermitteln,  aber 
so  viel  ist  ersichtlich,  dass  der  Bischof  des  Privilegs  Hein- 
richs VL  von  1189,  das  ihn  direct  unter  den  Kaiser  für 
Empfang  der  Regalien  gestellt  hatte  ,**)  nicht  froh  wurde, 
sondern  allen  Ansprüchen  ausgesetzt  blieb,  welche  Zähringea 
und  Savoyen  zu  gelegener  Zeit  durchzusetzen  suchten,  bis 
die  Bevölkerang  des  Wallis  selbst  für  ihn  eintrat  und  zu- 
letzt i.  J.  1211  durch  die  Schlacht  bei  Ulrichen  die  Präten- 
tionen  des  zähringischen  Hauses  blutig  niederwarf. 

Grlilcklicher  waren  die  Grafen  von  Savoyen;  die  könig- 
liche Macht  war  nicht  im  Stande,  gegenüber  diesem  auf- 
strebenden Hause  das  Eecht  der  Regalien  Verleihung  aufrecht 
zu  erhalten.  Bis  zum  Jahre  1425  empfiengen  die  Bischöfe 
die  Regalien  von  dem  Hause  Savoyen.^*)  Sie  übten  auch 
kein  eigenes  Münzrecht,  die  zu  St.  Maurice  geschlagene 
Münze ,  moneta  Maurisiensis ,  denari!  Mauris. ,  hatte  gesetzt 
liehen  Curs  im  Wallis.  Erst  Bischof  Walther  von  Supersax 
schlug  nach  der  Eroberung  des  Unterwallis  1476  eigene 
Münze. 

Fragt  man  sich,  wie  das  Haus  Savoyen  zu  dieser  Ver- 
leihung der  Regalien  im  Oberwallis  möge  gelangt  sein ,  so 
liegt  es  nahe,  den  Grund  darin  zu  finden,  dass  die  Grafen 
durch  überaus  reichen  Grundbesitz  im  Wallis  und  als  Lehns- 
herrn einer  grossen  Zahl  edler  Geschlechter  des  Landes  eine 
Macht  besassen,  die  ihnen  von  vorneherein  ein  Ueberge wicht 
gab  und  die  Behauptung  jenes  vielleicht  usurpierten  Rechts 


")  Wurstemberger,  a.  a.  0.  S.  264.  Derselbe,  Peter  11.  Graf  von 
Savoyen,  I  S.  43:  „Die  Belehnnng  der  Bischöfe  mit  den  Regalien  dnrcli 
die  Grafen  (von  Savoyen)  dürfte  wobl  ein  durch  wiederholte  Ertheilang 
znm  erblichen  Reichslehen  gewordener  kaiserlicher  Auftrag  an  die  letzteren 
gewesen  sein.*^  Das  ist  doch  sehr  fraglich,  eher  würde  ich  Usurpation  an- 
nehmen.  Sécretan  a.  a.  0.  S.  67  giebt  an,  Berthold  lY.  habe  seinen 
Schwager  Hnmbert  von  Savoyen  mit  der  Vogtei  über  das  Bisthnm  Sitten 
belehnt,  entgegen  einem  Protest  des  Bischöfe.  Aber  das  Alles,  selbst  die 
Schwägerschaft  der  beiden  ist,  so  viel  ich  sehe,  sehr  zweifelhaft  und  nicht 
qnellenmässig  za  begründen. 

'^)  Sednnensem  episcopatnm  ad  mannm  imperii  retinnimns  specialiter,. 
snb  hac  forma  nt  ecclesia  Sednnensis  et  einsdem  ecclesie  episcopi  ad  coro- 
nam  imperii  jure  perpetuo  specialiter  pertineant,  ac  de  manu  imperii  regalia, 
recìpiant. 

")  Gr.  V  Vorrede  p.  XXII  s.;  de  Gingins,  a.  a.  0.  II  10  f.,  wo 
auch  die  näheren  Angaben  über  die  Hoheitsrechte  der  Grafen  und  ihre  Ab- 
^enzung  von  denen  des  Bisohofs. 
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ennöglichte.^^  Gräfliche  und  bischöfliche  Rechtsame  lagen 
so  bunt  durcheinander  im  ganzen  Thale,  dass  der  Stärkere 
üebergriffe  leicht  durchzuführen  vermochte.  Das  konnte  nun 
wohl  unter  Umständen  für  die  Grafen  angenehm  sein^  weil 
es  genug  Ânlass  zu  Einmischung  in  die  bischöflichen  Ange- 
legenheiten bot;  namentlich  in  den  vielen  Streitigkeiten  des 
Bischofs  mit  dem  Landadel,  wie  gerade  in  der  schweren 
Fehde  des  Stiftes  unter  Wischard  Tavelli  mit  dem  mächtigen 
Geschlechte  derer  von  Thurm  (de  la  Tour)  i.  J,  1350,  aber 
andrerseits  brachte  es  fär  eine  geordnete  Landesverwaltung 
so  schwere  Nachtheile  mit  sich,  dass  schon  Peter  II.  von 
Savoyen,  „le  petit  Charlemagne" ,  i.  J.  1260  dem  Bischof 
Heinrich  von  Baron  einen  Tausch  aufnöthigte,  der  zwar  bald 
nach  Peters  Tode  wieder  annulliert,  durch  die  Verträge  von 
1384  und  1392  indess  im  Wesentlichen  wieder  hergestellt 
wurde.  In  diesen  Verträgen  tritt  als  die  fortan  massgebende 
Grenze  zwischen  den  Grafschaften  Wallis  und  Chablais,  d.  h« 
zwischen  dem  bischöflichen  und  dem  savoyischen  Wallis,  die 
Mors,  la  Morge,  Morgia  Conthegii  auf.^®) 

Kaum  eine  halbe  Stunde  unterhalb  der  Stadt  Sitten,  bei 
dem  Dorfe  Gundis  oder  Conthey,  ergiesst  sich  von  Norden, 
den  Berner  Alpen,  herabkommend  ein  Flüsschen  Namens 
Mors  (franz.  Morge)  in  die  Rhone.  Es  theilt  das  Thal  in 
das  Land  ob  und  nid  der  Mors,  a  Morgia  Conthegii  superius 
und  inferius.  Dieses  Flüsschen  hat  ursprünglich  nicht  die 
Grenze  zwischen  der  Bevölkerung  deutscher  und  französischer 
Zunge  gebildet,  die  Grenze  hat  weiter  oben,  zwischen  Leuk 
und  Baron  gelegen,  aber  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts ist  unter  dem  Einflüsse  der  Oberwalliser  Land- 
schaften und  ihrer  politischen  Vorherrschaft  die  deutsche 
Sprache  wirklich  bis  zur  Mors  vorwiegend  und  massgebend 
geworden,  und  erst  in  neuerer  Zeit  hat  sich  die  Sprachgrenze 
wieder  nach  oben  verschoben  und  bewegt  sich  jetzt  zwischen 
Siders  und  Leuk.  Dieses  Gebiet  ob  der  Mors,  die  gegen- 
über Savoyen  abgegrenzte  Grafschaft  Wallis,  bildet  den  Aus- 
gangspunkt der  Walliser  Geschichte. 


*»)  VgL  de  Gingins,  a.  a.  0.  II  6  f. 

^*)  Vorher  hatte  zum  bischöflichen  Wallis  das  Land  bis  nach  Mar- 
tigny  gehört,  vgl.  Gr.  IV  Nr.  1683,  1684,  V  Nr.  2068  (p.  218  i.  f.),  aber 
Martigny,  Ghamoson  und  Ardon,  der  bischöfliche  Besitz  nid  der  Mors, 
mnsste  eben  vom  Bischof  im  Vertrage  yon  1884  dem  Grafen  Amadeas  VIL 
▼OB  Savoyen  snr  Entschädigung  für  das  zerstörte  Schloss  Gestelen  abge- 
treten werden  (Archiv  Valeria  B.  57.}. 
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Die  Periode,  welche  wir  uns  als  die  Blütezeit  der  bi- 
schöflichen Herrschaft  zu  denken  haben  —  wenn  überhaupt 
der  Bischof  jemals  in  den  unaufhörlichen  Beibungen  mit  dem 
Hause  Savoyen  und  in  dem  Getriebe  der  inneren  Parteiungen, 
4en  Anfechtungen  des  Landadels  und  den  Prätentionen  der 
Landleute,  zu  ruhigem  Genüsse  seiner  Bechte  gelangt  ist,  — 
diese  Periode  ist  uns  in  undurchdringliches  Dunkel  gehüllt. 
Kaum  dass  ein  paar  mal  ganz  nebenher  in  Zeugenreihen  von 
Urkunden  u.  dgl.'®)  ein  advocatus  ecclesie  Sedunensis  erwähnt 
wird.^^)  Seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  taucht  der 
ballivus  episcopi  auf  (Gr.  II  Nr.  849  i*  J,  1277.).  Ich 
möchte  ihn  als  den  in  die  Functionen  des  alten  Kirchenvogts 
eingetretenen  Beamten  ansehen. ^^)  Aber  freilich  die  Haupt- 
function^  die  Ausübung  des  Blutbannes,  ist  ihm  schon  erheb- 
lich geschmälert,  er  ist  nur  noch  Appellationsinstanz  und  die 
Unterbeamten  haben  bereits  neben  der  niedern  auch  die  hohe 
Gerichtsbarkeit.^^)     Diese   Unterbeamten   sind  zunächst  die 


^*)  Etwa  Gr.  I  Nr.  93:  per  mannm  advocati  ecclesie  (episcopas  confert 
terram). 

^)  Bei  Gr.  I  Nr.  ftSS,  i.  J.  1219  heisst  es,  die  Edebi  von  La  Tour 
aollen  preteztn  si  ve  latione  adrocatie  nnllom  onus  in  ferre  ecclesìe  yel  ho- 
minibns  vel  rebns  ipsias. 

'^)  In  den  Gebieten  der  Bischöfe  yon  Lausanne  und  von  Genf  finden 
sich  die  gleichen  Yerhälinisse  und  die  gleichen  Beamtongen  für  hohe  und 
niedere  Gerichtsbarkeit  In  Lausanne  ist  laut  Vertrag  von  1343  (Mém.  et 
Docum.  VII  p.  127)  der  ballivus  Inhaber  der  omnimoda  jurisdictio  tempo* 
ralis  und  empfSogt  für  den  Grafen  von  Savojen  die  Hälfte  der  Gerichts- 
gelder,  wie  früher  der  advocatus,  s.  daselbst  S.  57  (Nr.  24)  verglichen  mit 
S.  81  und  33. 

")  Neben  dieser  bischöflichen  und  später  dazu  tretenden  landräth- 
lichen  Appellationsinstans  findet  sich  noch  spät  ein  Recht  der  Bürger  von 
Sitten  auf  Nachprüfung  und  Bestätigung  der  im  ganzen  Lande  geföUten 
peinlichen  Ürtheile  durch  ihr  Gericht  unter  dem  Vicedom,  später  unter  dem 
an  dessen  Stelle  getretenen  Castlan  (vgl.  Furrer,  II  125.  Boccard,  p.  369). 
Dieses  Recht  fuhrt  vielleicht  darauf  zurück,  dass  der  Vicedom  von  Sitten 
ursprünglich  eine  höhere  und  angesehenere  Stellung  im  Lande  hatte  als  die 
andern.  Ein  Papierheft,  betitelt  liber  jurium,  libertatum,  franchesiarum  et 
immunitatum  civitatis  Sedunensis,  im  Archiv  der  Bourgeoisie  Sitten,  Tir.  22 
Nr.  25,  enthält  hierüber  folgendes:  Fol.  72,  Urk.  v.  1466,  Nov.  8:  Die 
Bürger  von  Sitten  beschweren  sich,  dass  der  Castlan  von  Niedergestelen 
verschiedene  der  Eetserei  Angeklagte  abgeurtheilt  habe,  da  doch  das  End* 
uitheil  den  Bürgern  von  Sitten  gebühre  tanquam  ad  hoc  judices  secundnm 
laudabilem  consuetudinem  ab  antiquo  observatam;   der  Castlan  erklärt,  ea 
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maiores«  Der  Name  weist  auf  ursprüngliche  herrschaftliche 
Wirthschaftsbeamte  in  den  verschiedenen  bischöflichen  YiUen 
oder  Dorfgemeinden  y  wie  denn  in  der  That  solche  Majorien 
über  das  ganze  Land  verbreitet  waren  und  Anfangs,  wie  es 
scheint,  in  grösserer  Zahl  als  später  existierten  und  in  jedem 
Dorfe  sich  vorfanden.  Za  einer  Zeit,  da  diese  Meier  noch 
ausschliesslich  Wirthschaftsbeamte  gewesen  sein  mögen,  muss 
die  Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit  als  einer  öffentlichrecht- 
lichen Function  in  der  Hand  eines  andern  Beamten  gelegen 
haben,  als  welchen  wir  dann  nur  den  vicedominus  (vidomne) 
ansehen  können.  Der  entspricht  wohl  ursprünglich  dem 
Schultheissen  der  deutschen  Gerichtsverfassung,  ist  aber  Stell- 


sei ans  Unkenntniss  dieses  Rechts  geschehen  und  solle  nicht  mehr  vor- 
kommen. Fol.  50,  1559  Ang.  2:  Derselbe  Castlan  von  Niedergestelen  als 
Richter  der  5  obern  Zenden  hat  ein  Todesortheil  gefällt  nnd  vollzogen,  nnd 
die  Stadt  Sitten  beschwert  sich  beim  Landrath,  dass  dieses  Urtheil  nicht 
vor  der  Stadt  Castlan  nnd  Bürger  gebracht  worden,  »dasselbe  nach  ihrer 
Stadt  Freiheit  nnd  altem  Herkommen  zn  bestäten,  zn  mindern  oder  mehren*^ . 
Anf  Einwilligung  der  5  obern  Zenden  erklärt  der  Landrath,  dass  fortan 
solche  letzte  IJrtheile  Aber  das  Blut  in  der  Gastland  zu  Niedergestelen 
gleichergestalt  als  in  den  übrigen  Orten  nnd  Zenden  der  Landschaft  sollen 
durch  die  Barger  von  Sitten  gefällt  and  gegeben  werden.  —  In  demselben 
Hefte  £ndet  sich  noch  Folgendes:  Fol.  58,  1550  Jali  17:  Landrathsbeschlnss, 
dass  Niemand  in  Sitten  dnrch  bischöfliche  Beamte  ins  Schloss  der  Majoria 
gefangen  abgeführt  werden  dfirfe  f)hne  vorangegangene  Ausrufung  auf  der 
grossen  Brücke.  Fol.  94,  1553  Nov.  26:  gleicher  Entscheid  des  Bischöfe 
in  ähnlichem  Fall.  Fol.  77,  1581  Mai  6:  Der  procurator  fiseaiis  des  Bi- 
schofs hat  einen  Verbrecher  in  der  Majoria  gefangen  gesetzt,  die  Stadt 
Sitten  beschwert  sich  darüber,  da  ihr  Yicedom  im  Mai  und  October  alle 
Jurisdiction  in  Sitten  habe,  und  der  procurator  thut  Abbitte.  Fol.  75,  1581 
Juli  1Ò7:  der  viceballivus  von  Sitten  hat  eine  Frau  aus  Isérable  wegen  Ver- 
brechen in  der  Majoria  gefangen  gesetzt,  die  Stadt  Sitten  beschwert  sich 
beim  Landrath  darüber,  da  ihre  Freiheiten  weisen,  quod  nulla  persona  dif- 
iamata  aliquo  die  sabbati  intra  banna  et  limites  civitatis  Sed.  delineri  debeat 
per  alium  judioem  quam  castellanum  civitatis  tanquam  omnimodam  juris- 
dietionem  simiübus  diebus  sabbatinis  inibi  habentem;  der  Bischof  wandte 
ein.  die  Frau  sei  innerhalb  des  Schlosses  der  Majoria  abgefasst  worden, 
wo  die  Bürger  von  Sitten  keine  Jurisdiction  hätten.  Der  Landrath  ent- 
scheidet: quod  viceballivus  Sed.  adhibitis  civibus  Sed.  in  requisito  numero 
pro  suis  assessoribus  judex  processus  illius  detent»  persona  remanere 
debeat  usque  ad  jus  dictum  et  sententiam  definiti vam  liberatoriam  vel  con- 
demnatoriam  citra  tamen  aliquod  prsBJudicium  libertatum  cirium  Sed.  End* 
lieh  noch  ein  Actenstück  im  Archiv  der  Bourgeoisie  Sitten  Tir.  22  Nr.  32i 
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Vertreter  des  Grafen  (resp.  ^ogts)  geworden*')  und  hat  als 
solcher  die  Gerichtsbarkeit  in  den  herrschaftlichen  Gemeinden 
geübt. 

Doch  ich  verfolge  diese  Vermuthungen  nicht  weiter,  denn 
in  der  Zeit,  da  unsre  historische  Kenntniss  dieser  Verhält- 
nisse beginnt,  sind  die  Functionen  aller  dieser  Beamten  ver- 
schoben und  durch  einander  geworfen.  Maiores  und  vice- 
domini  üben  gleichmässig  hohe  und  niedere  Gerichtsbarkeit 
oft  neben  einander,  so  dass  z.  B.,  wie  die  Récognition  des 
vom  Bischof  die  Vicedominate  von  Sitten ,  Siders  und  Visp 
zu  Lehen  tragenden  Peter  von  Chivron  (v.  J.  1476)  zeigt, 
der  Vidomne  die  hohe  und  niedere  weltliche  Gerichtsbarkeit 
nur  noch  in  den  Monaten  Mai  und  October  übte  (in  Sitten 
auch  die  Gerichtsbarkeit  über  nächtliche  Verbrechen),  in  der 
übrigen  Zeit  der  Meier  diese  Gewalt  handhabte  (vgl.  aach 
Gr.  V  Vorrede  p.  LXII  ss.).  In  Vielem  mahnt  die  sonstige 
Thätigkeit  des  Vicedoms  an  die  spätere  burggräfliche  in 
manchen  deutschen  Städten^  z.  B.  Strassburg.  Später  sind 
namentlich  in  den  Unterthanenländern  Castellane  an  die  Stelle 
dieser  Beamten  getreten. 

Die  Meierämter  und  Vicedominate  waren  sämmtlich  Lehen 
meist  in  der  Hand  adlicher  Familien  des  Landes  und  schon 
dadurch  dem  Bischof  oder  dem  Grafen  von  Savoyen  halb 
entfremdet,  auch  oft  gar  nicht  einmal  bei  Handwechsel  reco- 
gnosciert.  In  den  v^ielen  Fehden ,  die  den  Wohlstand  des 
Adels  zerrütteten ,  gelang  es  dem  Bischof  etwa ,  solche  ver- 
fallene Lehen  wieder  momentan  an  sich  zu  bringen ,  aber 
schliesslich  erwarben  sie  die  in  den  innem  Zwistigkeiten  er- 
starkten Gemeinden  der  Landleute  selber,  wie  z.  B.  die  Stadt 
Sitten  1560  das  Vicedominat  über  Sitten  von  Niclaus  von 
Chivron  für  800  Ducaten  gekauft,  der  Zenden  Visp  im  An- 
fang des  16.  Jahrhunderts  das  Vicedominat  von  Visp  von  der 
Familie  Chivron  zu  eigenen  Händen  eingelöst  und  i.  J.  1527 


1430  Jan.  2:  Der  Landeshauptmann,  sowie  Vicedom  nnd  Weibel  von  Sitten 
erklären,  von  der  Stadt  Sitten  die  Erlanbniss  erhalten  zu  haben,  bis  nächste 
Pfingsten  von  Amtswegen  oder  auf  Anklage  gegen  Verbrecher  aller  Art 
EU  verfahren,  vocatis  nobiscnm  sindicis  sen  nno  ipsomm  et  aliqnibns  ex 
jnratis  civitatis  ad  hoc,  qnod  civitas  malis  gentibns  expnrgetnr;  mit  Pfingsten 
soll  die  Freiheit  der  Bürger  von  Sitten  wieder  in  Kraft  treten. 

*•)  Vgl.  Vertrag  «wischen  Bischof  von  Lausanne  und  Grafen  von 
Savojen  von  1348:  jura  pertinentia  ad  officia  avoerie,  maiorie  et  viee- 
comitatus  (Mém.  et  Doc.  VIT  137). 
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der  Zenden  Raron  das  Meiertham  daselbst  den  Brüdern  dea 
Cardinais  Schiner  als  dessen  Erben  abgekauft  hat'^) 

§  2.     Die  Landleute  (patriot®)  und  die  sieben 
Zenden. 

In  dem  Hauptthale  des  bischöflichen  Wallis  liegen  sieben 
grössere  Gremeinden,  communitates^  welche  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert in  die  Regierung  des  Landes  mit  Gewicht  eingreifen. 

Gleich  hinter  der  Mors  betreten  wir  das  Stadtgebiet  von 
Sitten,  Sion,  Sedunum,  das  als  der  alte  Bischofssitz,  auf 
welchem  alle  Herrschaft  über  das  Land  ruht,  von  jeher  den 
Rang  der  Landeshauptstadt  behauptet  hat,  daher  es  durch 
den  einfachen  Beinamen  caput  (Sedunnm  caput)  ausgezeichnet 
ist.  Thalaufwärts  an  Valeria  und  Tourbillon  vorbei,  längs 
den  hochaufgethürmten  Terrassen ,  auf  welche  unermüdliche 
Thätigkeit  der  Einwohner  die  Erde  für  Anpflanzung  des 
Weinstocks  getragen,  der  die  harte  Arbeit  mit  dem  feurigsten 
Weine  lohnt,  gelangt  man  nach  Siders,  Sierre,  Sirrum,  in- 
mitten üppiger  Gefilde,  die  in  sonnigen  Halden  hier  sanfter 
gegen  das  eine  Einbuchtung  bildende  nördliche  Gebirge  an- 
steigen, reich  an  Obst  und  Wein,  im  Rahmen  der  gewal- 
tigsten Gebirgszüge  ein  Bild  voll  landschaftlicher  Anmuth,  wie 
das  vor  Alters  schon  die  Bezeichnung  Sirrum  amoenum  aus- 
gedrückt hat.  Nun  hinauf  nach  Leuk,  Louèche,  Leuca,  hoch 
über  der  Rhone  sowohl  das  Hauptthal  beherrschend  als  das 
Leukerthal  schliessend,  in  seiner  steil  auf  dem  Vorberge  an- 
steigenden Anlage  und  der  Deckung  seines  Eingangs  durch 
den  burgähnlichen  Thurm  den  Eindruck  einer  Bergfeste 
machend,  daher  Leuca  fortis.  Hinter  Leuk  tritt  der  Wein- 
bau bereits  zurück,  Wald  und  Weide  beginnen  sich  in  die 
Herrschaft  der  Berge  zu  theilen,  die  Natur  gewinnt  einen 
ernsteren  Character;  da  liegt  Raron  fest  geschlossen  unter 
dem  Hügel,  der  früher  die  Freiherrenburg  getragen  und  jetzt 
die  Kirche  trägt^  mit  dem  Ehrennamen  Raronia  prudens,  der 


**)  An  Schiner  selbst  war  es  dnrch  Eanf  von  den  Esperljn  gelangt. 
Die  TJrk.  (Perg.)  im  Pfarrarchiv  Raron,  A  8:  anno  1527,  7.  Febr.  Gas- 
pardns  et  Johannes  ^chiner  fratres  tanqnam  universales  heredes  domint 
Gardinalis  yerididemnt  pro  800  libris  Manr.  toti  commnnitati  parochie  Ra* 
rognie  maioratum  loci  et  parochie  Raro^nie  cnm  omnimoda  inrisdictione, 
dominio,  jnre  et  pertinenciis,  sibi  tanqnam  heredibns  nniversalibus  domint 
CardinaL's  resignatnm  per  nobilem  dominam  Johannam  filiam  qaondam  Peter- 
mandi  Esperlini  olim  maioris  Rarognie, 
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ebenso  sehr  dem  ich  möchte  sagen  nachdenklichen,  über- 
legten und  in  sich  gekehrten  Wesen  der  Natur  entspricht 
als  er  die  Erinnerung  daran  festhält,  dass  sich  dieses  Ge- 
meinwesen mit  Geschick  und  Klugheit,  wenn  auch  nicht  ohne 
Gewaltthätigkeit,  mächtiger  Âdelsgeschlechter  erwehrt  hat« 
Gleich  hinter  flaron  am  Eingang  zum  Nicolai-  und  Saasthal 
die  durch  ihre  schönen  Kirchenbauten  hoch  über  der  schäu- 
menden Yispach  imposant  und  edel  sich  {darstellende  Stadt 
Visp,  zugleich  die  Wiege  der  Yornehmsten  Geschlechter  des 
Landadels,  Vespia  nobilis.  Der  Rhone  entgegen  weiter  auf- 
wärts wandernd,  glaubt  man  sich  dem  Abschlüsse  des  Thaies 
zu  nähern;  die  Berge  bilden  ein  wunderbares  Amphitheater, 
dessen  Längenachse  von  den  Schluchten  des  Simplon  zu  dem 
von  Nuss-  und  Kastanienbäumen  verdeckten  Naters  gelegt 
ist,  und  dessen  eine  Langseite  nach  Südwesten  offen  ist; 
mitten  in  diesem  reichen,  durch  saftige  Wiesen  und  Weiden 
zum  nackten  Fels  und  zum  ewigen  Schnee  aufsteigenden, 
mit  Weilern  und  Dörfchen  übersäeten  Gelände  lagert  breit 
und  bedeutend  die  Stadt  Brig,  Briga  dives.  Aber  das  Thal 
ist  nicht  zu  Ende.  Dort  hinter  Naters  bricht  zwischen  den 
nahe  zusammentretenden  Gebirgszügen  die  Rhone  hervor;  in 
massiger  Steigung  erreicht  man  eine  etwas  höhere  Thalstufe, 
auf  welcher  Morel  liegt,  ursprünglich  ein  von  Savoyen  rele- 
vierendes  Lehn  der  „Grafen  von  Morel"  (Herren  von  Mange- 
pan  und  Dirrenberg),  nach  mehrfachem  Wechsel  ein  Besitz- 
thum  der  Freiherrn  von  Raron  und  darum  später  in  dem 
freigewordenen  Lande  dem  Zenden  Raron  als  ein  Drittheil 
desselben  zugetheilt.  Hinter  Morel  aber  legt  sich  ein  hoher 
Berglücken  gleich  einem  mächtigen  Damme  quer  über  das 
enge  Thal;  in  zahlreichen  Windungen  steigt  die  Strasse 
daran  hinauf  und  gewinnt  hoch  oben  die  zweite  Thalstufe. 
Dieser  Bergdamm  ist  der  Dieststalden  oder  Deischberg,  Mons 
Dei,  und  die  hinter  ihm  liegende,  bis  zum  Rhonegletscher 
reichende  Landschaft  heisst  Gombs,  Couches,  Gomesia,  wegen 
ihres  Eifers  in  Aufrechthaltung  des  alten  Glaubens  zur  Re- 
formationszeit Gomesia  catholica  genannt. 

Sitten,  Siders,  Leuk,  Raron,  Visp,  Brig  und  Gombs 
sind  die  sieben  Gemeinden,  communitates,  contractae  (franz. 
contrées,  ital.  contrade),  aus  denen  sich  der  Freistaat  Wal- 
lis gebildet  hat.  Ihre  officielle  Bezeichnung  im  Organismus 
der  Verfassung  ist  seit  dem  15.  Jahrhundert  Zenden  oder 
Zehnen,  disains  oder  dizains,  deseni.  Was  bedeutet  dieser 
Name? 

Aeltere  Schriftsteller,  auch  Stumpff,  und  neuerdings  noch 


Die  Bechtsbildimg  der  Landsebaft  Wallis.  14S 

Jahn  and  L.  Tobler,*^)  hatten  das  Wort  als  centena  erklärt 
Mass  das  auch  ans  sprachlichen  und  sachlichen  Gründen  auf- 
gegeben und  die  Herleitung  v^on  decima  und  zehn  ange- 
nommen werden,  so  bleibt  doch  noch  der  Dunkelheit  genug 
übrig.  Qremaud  Y  Vorrede  p.  LXXXI  führt  den  Ausdruck 
auf  eine  Eintheilung  des  gaiizen  bischöflichen  Wallis  in  zehn 
Theile  zurück.**)  Hinwiederum  de  Gingins  (a.  a.  0.  Archiv 
n  2Ô  Note  1)  erklärt  die  Zenden  als  identisch  mit  den  bi- 
schöflichen Meier-  und  Yicedominatbezirken ,  und  führt  den 
Namen  darauf  zurück,  dass  das  Doracapitel  in  diesen  Be- 
zirken den  Zehnt  von  allen  bischöflichen  Einkünften  fur  sich 
bezog.  Dabei  ist  nur  schwer  zu  denken ,  dass  in  der  poli- 
tischen Gestaltung  und  Organisation  diese  nebensächliche 
Bezeichnung  statt  der  von  Majorien  und  Yicedominaten  den 
Sieg  davon  getragen  hätte.  Dürfen  wir  aber  nicht  von  dieser 
Auffassung  die  Rücksicht  auf  Meier-  und  Yicedominatbezirke 
weglassen  und  blos  im  Anschluss  an  den  zweiten  Gedanken 
die  Yermuthung  aussprechen,  dass  wir  es  bei  diesen  Zenden 
mit  alten  Zehntfluren  und  Zehntbezirken  der  mensa  episco- 
palis  zu  thun  haben?  Gar  Manches  spricht  dafür  in  sehr 
empfehlender  Weise. 

Yorerst  dass  es  ein  örtlicher,  geographischer  Begriff  ist 
und  nicht  Amts-  oder  Begierungsbezirke  oder  dgl.  bezeichnet^ 
scheint  aus  dem  oft  gleichbedeutend  gebrauchten  Ausdrucke 
Contracta  hervorzugehen  ;  Amtsbezirke  wären  zudem  nach 
dem  Namen  des  Beamten ,  Majorien ,  Yicedominate  u.  s.  f. 
genannt  worden.  Ja  man  möchte  glauben,  dass  zu  der  Zeit^ 
da  diese  Gemeinden  in  selbständige  Action  traten,  gerade 
im  Gegensatz  zu  jener  an  die  bischöfliche  Herrschaft  erin- 
nernden Amtsbezirksbezeichnung  der  neutralere  Name  Zend 
erst  wieder  beliebt  geworden  sei.  Man  wende  nicht  ein, 
auch  der  Name  Zend  habe  an  die  bischöfliche  Gewalt  erin- 
nert: nicht  an  die  weltliche  Herrschaft  des  Bischofs  mahnte 
er,  sondern  an  die  geistliche  der  mensa  episcopalis,  die  man 
fernerhin  anerkannte.     Und  auch  die  Beziehung  auf  die  alte 


**)  Jahn,  Gesch.  d.  Bnrgandloneii,  I  95.  Tobler,  ethnographische  Ge- 
sichtspunkte der  schweizerdentschen  Dialektforschung,  im  Jahrbach  t  seh  weis. 
Öesch.,  XII  (Zürich  1887)  8.  192  f. 

**)  Gremand  auf  Grand  der  Urkunde  lY  Nr.  1683  und  1684  zählt  dazu 
aussei  den  7  Zenden  des  Oberwallis  Martigny,  Ghamoson  und  Ardon,  und 
Granges.  Es  wäre  auch  hinzuweisen  auf  die  Urk.  Y  Nr.  2068  (p.  213  i.  f.): 
eommunitates  Leuce,  de  Sirro,  de  Seduno.  de  Schamosun,  de  Ardun  et  de. 
Martiniaco.    Ygl.  auch  lY  Nr.  1930  p.  484. 

Z«ltMlir.  fOff  ichwaiseriBebM  B«oht.    Neu«  Folg«  VU.  10 
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Herkunft  des  Namens  von  den  Zehntflaren  kann  sohon  im 
14.  Jahrhundert  verdunkelt  gewesen  sein,  da  ja  in  dem  Bund- 
niss  der  fünf  obern  Zenden  v.  13Ö5  derselbe  etwas  sonderbar 
mit  decima  pars  communitatum  wiedergegeben  wird,'^  und 
der  sonst  gewöhnliche  Ausdruck  deoimagium  oder  decimatas 
yermisst  wird« 

Auf  alte  Zehntbezirke  weist  nun  aber  auch,  wie  mir 
scheint,  der  ursprüngliche  Umfang  dieser  sieben  Gemein- 
wesen: derselbe  ist  keineswegs  so  gross,  dass  er  nicht  in 
der  Zeit,  welcher  die  erste  Organisation  der  Zehntfluren  an- 
gehört, also  zu  einer  Zeit,  da  die  Bev^ölkerung  noch  schwach 
und  der  Anbau  des  Landes  in  den  Anfängen  begriffen  war, 
auch  ausser  in  den  Hauptorten  kaum  weitere  Pfarrkirchen 
bestanden,  je  einem  Zehntbezirk  könnte  entsprochen  haben.^®) 
Zu  dem  Zenden  Sitten  gehörten  i.  J.  1366  (laut  Urk.  Gr.  V 
Nr.  2110)  ausser  der  Stadt  noch  die  parochiae  de  Bramosio, 
de  Yex,  de  Herens,  de  Magy,  de  Nas,  de  Grrimisuat ,  de 
Ayent  et  de  Sancto  Germano,  also  ausser  dem  tiefer  liegen- 
den Herens  und  allenfalls  Magy  lauter  Dörfer  in  nächster  Um- 
febung  der  Stadt  Sitten.  Zu  dem  Zenden  Siders  zählt  noch 
tumpff  auf  dem  linken  Bhoneufer  blos  die  Dörfer  Chippis, 
Vercorin,  Chaley  und  Grone,  auf  dem  rechten  die  Weiler 
Mura,  Yilla,  Lagges  (Lock)  bis  zum  Dorfe  S.  Léonard  hin« 
unter.  Was  Leuk  betrifft,  so  ist  es  nicht  unmöglich,  dass 
der  Zenden  ursprünglich  nur  die  in  drei  Drittheile  getheilte 
Burgschaft  (Gr.  lY  Nr.  1977)  umfasste,  1322  steht  dieselbe 
allerdings  schon  in  Mark-  und  Waldgenossenschaft  mit  den 
eommunitates  ron  luden,  Albinen  und  Dorban,^*)  in  dem  Frei- 

*^)  Gr.  V  Nr.  2029.  Im  Verlauf  derselben  ürkande  dann  decima 
schlechtweg,  wie  auch  das.  Nr.  2110. 

>*)  Wenn  in  den  Urkunden  öfter  von  parochia  Lene»,  Baronie, 
Vespiœ  n.  s.  t  die  Rede  ist,  so  scheint  sich  dies  auch  mit  dem  Zenden- 
begriff  zn  decken,  vgl.  etwa  Gr.  Y  Nr.  2099:  castrum  meum  in  Vespia 
una  cum  maioria  sen  iurisdictione  ad  me  pertinente  in  tota  parochia  de 
Yespia.  Nr.  2029:  wo  zuerst  eommunitates  de  Leuca,  de  Barognia,  de 
Vespia  etc.,  nachher  eommunitates  Vallesii  et  paroohiarum  predictarum  and 
decima  communitatum,  alles  gleichbedeutend  steht  Später  decken  sich  na- 
türlich Zend  und  Parochie  nicht  mehr,  vgl.  z.  B.  Gr.  V  Nr.  2052:  par- 
rochia  S.  Germani  (Saviese). 

**)  Gr.  III  Nr.  1443:  procuratores  communitatum  (von  luden,  Âlbi- 
nen  und  Dorban)  recognorerunt,  quod  homines  communitatis  de  Leuca  in 
omnibus  supradictis  (pascuis,  nemoribus  et  pasturagiis  im  Lenker  Thal) 
debent  pascere,  firui,  uti  tt  gaudere  communiter  nnacum  communitatibiui 
flupradiotis. 
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heitebrief  von  1338  (Gr.  IV  Nr.  1719)  §  5  werden  die  bor- 
genses  de  Leuca  und  illi  de  perrochia  de  Leuca  unterschieden, 
und  in  einer  Urkunde  vom  10.  Febr.  1683*^)  wird  der  Zenden 
Leuk  beschrieben  als  aus  der  loblichen  Burgschaft  und  Baden, 
dem  loblicben  Drittheil  vor  Zuben  auf  und  dem  loblichen 
Drittheil  enent  dem  Bhodan  bestehend.  Dieser  letztere  Drit- 
theil ist  wohl  erst  später  dazu  gezogen  worden,  denn  er  ge- 
noss  nicht  gleicher  Rechte  mit  den  andern,  welche  ihm  erst 
jetzt  (1683)  das  bisher  beharrlich  verweigerte  Recht  conce- 
dieren ,  in  bestimmtem  Turnus  mit  ihnen  den  Castlan  von 
Lötschen  und  Niedergestelen  (Unterthanenland  der  fünf  obern 
Zenden)  zu  setzen,  wenn  die  Reihe  an  Leuk  kommt.  —  Sehr 
klein  war  ursprünglicb  der  Zenden  Raron,  der  wohl  nur  aus 
den  sog.  vier  Vierteln  Raron,  Unterbächs,  Ausserberg  und 
Bürchen  bestand,  später  auch  die  Ortschaften  Niedergestelen, 
Hohtenn,  Steg  und  Eyschol  (den  sog.  niedern  Drittbeil)  und 
den  Drittheil  Morel  in  sich  aufnahm,  welch  letzterer  hie  und 
da  in  älteren  Urkunden  als  besondere  contracta,  communitas, 
Zenden  genannt  wird.  —  Ob  St.  Niclaus  (Ohouson),  Zermatt 
(Pratoborno)  und  Saas  (Sausa)  von  Anfang  an  zu  communitas 
und  Zenden  Visp  gehört  haben,  ist  mir  zweifelhaft,  1334 
(Gr.  IV  Nr.  1674)  wird  von  den  parochiae  de  Vesbia,  de 
Chouson,  de  Pratoborno  et  de  Sausa  gesprochen,  das  Nicolai- 
thal gehörte  damals  noch  dem  Geschlechte  de  la  Tour,^^)  es 
und  Saas  hatten  besondre  Meier,^^)  später  allerdings  hat  der 
Zenden  Visp  auch  diese  Thäler  in  sich  aufgenommen.  —  Brig 
und  Naters,  ursprünglich  getrennt,  erscheinen  in  der  Folge 
vereinigt;  laut  Urkunde  von  1516  über  Schuldbetreibung  (s. 
unten  Uebers.  Nr.  412)  besteht  der  Zenden  Brig  aus  Naters, 
Brig,  Glys,  Termen,  Ried^  Ganter,  Brey,  Schlucht  (lauter 
kleine  Weiler  an  der  jetzigen  Simplonstrasse  nahe  bei  Brig) 
sowie  den  Dörflein  hinter  Naters  bis  Riscbenen  bei  Bellalp,'*) 


^)  Im  Archiv  der  Bargerschaft  Leak. 

'^)  Peter  von  La  Tour  giebt  in  seinem  Testament  von  1350  seinem 
Sohne  Anton  als  Yorans  castram  menm  de  Castellione  una  com  vallibai 
de  Lieoh  (Lötschen),  de  Schanson  et  de  Praborny.    Gr.  IV  Nr.  1971. 

'*)  Gr.  ly  Nr   1765  (a.  1839):  Wnillehnns  maior  de  Ghonson. 

**)  Diese  Oertlichkeiten  heissen  in  den  Zendensatsnngen  yon  1418 
(Uebersicht  Nr.  411)  Gnmper.  Gnmp,  Gnmper  kommt  von  dem  compra  der 
lateinischen  Urkunden,  welches  hinwiederum  sprachlich  nicht  compars,  com- 
participes  ist,  sondern  als  deutsches  Lehnwort  in  romanischer  Form  auun- 
ÜMsea  und  su  dem  ahd.  cumbal,  ehumbarra,  chumbirra,  cumpuiie  =  tribu 
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nach  den  Oertlichkeiten  wohl  als  eine  ursprüngliche  Zehnt- 
flur  aufzufassen.  —  Der  Zen  den  Gombs  endlich  ist  nachweis- 
bar sehr  allmählig  zu  seinem  späteren  Umfang  erwachsen. 
Für  die  erste  Zeit  kommen  von  dem  Lande  ob  dem  Deisberg- 
überhaupt  nur  die  zwei  Thalbeoken  von  Münster  und  Ae/.nen 
in  Betracht,  zwischen  denselben  lag  die  sog.  Grafschaft  Biel, 
eine  besondre  Herrschaft,  die  von  den  Grafen  von  Blandrate, 
ihren  alten  Inhabern,  den  Titel  Grafschaft  trug  und  nur  sehr 
allmählig  von  Gombs  incorporiert  und  zu  den  vollen  Zenden- 
rechten  zugelassen  wurde.  Auch  Münster  und  Aernen  waren 
ursprünglich  schwerlich  zu  einem  Zenden  verbunden,  der  Brief 
des  Bischofs  Wiachard  Tavelli  von  1362  (Gr.  V  Nr.  2068) 
unterscheidet  die  communitates  de  Aragnon  et  de  Conches^ 
welches  letztere  wohl^Münster  allein  bedeutet,  wie  der  Schluss 
der  Urkunde  in  stupa  domus  nostre  Monasterii  de  Conches 
annehmen  lässt,  ebenso  erscheinen  i.  J.  1408  bei  der  Wahl 
Wischards  von  Raron  zum  capitaneus  generalis  Vallesii  durch 
die  communitates  Yallesii  et  universitas  gentium  de  parochiis 
de  Leuca  etc.  auch  die  de  Aragnon  und  die  de  Conches  ge- 
trennt aufgeführt;  und  noch  im  15.  und  16.  Jahrhundert  haben 
die  beiden  Gemeinden,  wie  wir  sehen  werden,  immer  unter 
sich  über  das  Recht  der  Beamtenwahl  und  andre  Regierungs- 
befugnisse gezankt.  Doch  spricht  andrerseits  für  ursprüng- 
liche Einheit  der  Umstand,  dass  Münster  und  Aernen  eine 
einzige  Majorie  bildeten,  wie  es  in  der  Urk.  v.  1247  (Gr.  I 
Nr.  505)  heisst:  mansuarii  a  monte  Dei  superius  de  Argnon 
et  ex  parochia  de  Monasterio,  qui  sunt  de  majoria  de  Aragnon. 
Diese  sieben  Zenden  haben  also  in  sehr  engen  Kreisen 
ihren  Ausgangspunkt,  sie  umfassten  lange  nicht  das  ganze 
bischöfliche  Wallis.  So,  um  nur  Hauptsächlicheres  aus  den 
vielen  grossen  und  kleinen  Herrschaften  hervorzuheben,  lag 
mitten  im  Gombserland  die  eben  erwähnte  Grafschaft  Biel. 
Das  Eifischthal  (Val  d'Anniviers)  gehörte  als  bischöfliches. 
Lehn  den  Raron  und  Esperlin,  bildete  auch  nachher,  als  es 
frei  geworden  war,  nach  Stumpff  eine  „freie  sonderbare  Herr- 
schaft mit  eigenem  Banner,*  und  wurde  erst  durch  die  Land- 
rathsabschiede  vom  Juni  1565  und  Mai  1566  dem  Zenden 
Siders  vollständig  incorporiert,  indem  bestimmt  wurde,  die 
von  Eifisch  sollten  dem  Landeshauptmann  auch  Gehorsam 
schwören  und  in  allen  gewohnlichen  Kosten   nach  Markzahl 


(im  Vocab.  S.  Galli)  zu  stellen  sein  wird.  Vgl.  Graff,  ahd.  Sprachschatz, 
IV  406.  Schade,  altdeutsches  Wörterb.  S.  520.  Steinmeyer  und  Sievers, 
ahd.  Glossen,  I  298,  13;  203,  8. 
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helfen  abtragen  in  ihrem  Zenden^  und  nachdem  sie  den 
1565  geforderten  Gehorsam  geschworen,  fortan  mit  ihren 
Mitbotten  im  Landrath  sitzen,  mit  dem  Vorbehalt,  dass  ihnen 
solches  Gehorsamschwören  an  ihren  Rechten  und  Freiheiten 
nimmer  nachtheilig  sei.  Das  Lötschenthal  endlich  warde  nach 
der  Yerjagang  der  Herren  Fon  La  Tonr  zunächst  wieder  bischöf- 
licher Besitz,  aber  in  der  Raron'schen  Fehde  1426  dem^  Bi- 
schof Ton  den  fünf  obem  Zenden  abgenöthigt,  weil,  wie  sie 
sagten,  sie  es  mit  ihrem  Blut  von  den  La  Tour  gewonnen 
hätten,  und  seitdem  war  es  Unterthanenland  der  ftinf  obern 
Zenden,  von  denen  es  sich  erst  1791  durch  eine  grosse  Summe 
Geldes  frei  kaufte.  Es  wusste  nicht,  sagt  Furrer  a.  a.  0. 
I  394,  dass  seine  Erlösung  ohne  Geld  so  nahe  sei. 

So  riel  scheint  nach  allem  dem  klar,  dass  die  sieben 
Zenden  keine  eigens  gemachte  politisch-administrative  Ein- 
theilung  des  Landes  sind ,  sie  sind  die  bedeutendsten  Ge- 
meinden des  Thaies  und  als  solche  zuerst  zu  einer  gewissen 
Selbständigkeit  und  einer  Betheiligung  an  der  Regierung 
gelangt,  während  kleinere  Gemeinden  länger  unter  Grund- 
herrlichkeit zurückgeblieben  sind  oder  doch  eine  Theilnahme 
an  der  Regierung  nicht  haben  beanspruchen  können,  und 
später  eine  solche  nur  dadurch  zu  erzielen  vermocht  haben, 
dass  sie  sich  an  einen  der  schon  bestehenden  Zenden  ange- 
schlossen haben,  wie  z.  B.  (laut  unten  folgender  üebersicht 
Nr.  365  Zift  5)  das  Thal  Hérémence  am  19.  Juni  16 13  dem 
Zenden  Sitten  incorporiert  worden  ist.  So  ist  die  Ausdeh* 
nung  der  sieben  Zenden  aaf  die  ganze  Landschaft  im  Laufe 
der  Zeit  voDzogen  worden. 

Diesen  Anfangs  kleinen  Bauerschaften  kam  es  zu  Gute, 
dass  die  Bischöfe  nie  zu  einer  sichern  Begründung  ihrer 
weltlichen  Macht  gegenüber  den  Eingriffen  Savoyens  und  den 
unruhigen  und  gewaltthätigen  Herrengeschlechtern  des  Thaies 
gelangten«  Schon  früh  und  oft  waren  die  Landleute  berufen, 
mit  ihrem  Blute  die  Unabhängigkeit  gegen  Savoyen  zu  ver- 
theidigen  oder  den  üebermutb  der  Edelleute  zu  brechen.  In 
all  den  Drangsalen  des  Stiftes  härtete  sich  ihr  Freiheitssinn 
und  erwuchs  ein  kräftiges  Gemeindeleben,  und  der  Bischof 
hatte  zu  oft  ihrer  Hilfe  die  Rettung  aus  Fährlichkeiten  zu 
verdanken  gehabt,  als  dass  er  nicht  hätte  geneigt  sein  sollen, 
ihre  werthvoUe  Treue  und  Anhänglichkeit  selbst  mit  Conces- 
sion en  zu  erkaufen,  zu  denen  er  sich  kaum  verstanden  hätte, 
wenn  ihm  das  Glück  ruhiger  und  unangefochtener  Herrschaft 
beschieden  gewesen  wäre.  Seit  dem  14.  Jahrhundert  6nden 
wir  die  Landleute  der  sieben  Zenden,   die  patriotae  Septem 

10^ 
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desenomm,  an  der  Regierung  des  Landes  betheiligt,  ihre  Boten 
bilden  den  Landrath,  der  unter  dem  ballivus  oder  Landes- 
hauptmann sich  jährlich  yersammelt  und  die  Gesetzgebung 
wie  die  Beschlussfassung  über  alle  Landesangelegenheiten 
mehr  und  mehr  in  seine  Hand  nimmt. 

Die  ersten  genaueren  Nachrichten  hierüber  beginnen  unter 
dem  Bischof  Wischard  Tavelli  1342—1375.**)  Das  war  der 
Bischof,  der  sich  zuerst,  so  viel  wir  wissen,  den  Titel  comes 
et  praefectus  Yallesii  beilegte,  einen  Titel,  der  fortan  dem 
Bischof  bis  zur  französischen  Revolution  geblieben  ist,  ob- 
schon  er  später  der  wahren  Sachlage  nicht  mehr  entsprochen 
hat.  Wie  darin  die  entschiedene  Absicht  der  Ablehnung 
aller  Ansprüche  Savoyens  und  der  Unterdrückung  der  Adels- 
herrschaft ausgesprochen  lag,  so  war  doch  auch  damit  noth- 
wendig  die  Zulassung  der  Landleute  zum  Regiment  gegeben^ 
ohne  welche  dieser  Titel  nicht  hätte  realisiert  werden  können. 

In  der  Zeit  nun,  aus  der  unsre  nachfolgenden  Rechts- 
quellen stammen,  versammelt  sich  der,  aus  dem  Domcapitel 
und  Gesandten  (Rathsboten)  der  sieben  Zenden  bestehende 
Landrath  jährlich  regelmässig  zweimal,  im  Mai  und  im  De- 
cember  (Maien-  und  Weihnachtslandrath)  und  ausser  dieser 
Zeit  in  Nothfällen  und  zur  Erledigung  dringlicher  Geschäfte. 
Der  Versammlungsort  ist  gewöhnlich,  wenigstens  für  die 
regelmässigen  Mai-  und  Decembersitzungen ,  die  Majorie  zu 
Sitten,  d.  h.  der  ursprüngliche  Sitz  des  bischöflichen  Meiers 
von  Sitten,  der  durch  Verkauf  Seitens  des  Maior  Bertholet 
de  Greysier  am  15.  Januar  1373  an  Bischof  Wischard  über- 
gegangen war  und  seitdem  die  bischöfliche  Residenz  bildete, 
ein  im  Laufe  der  Zeit  reich  und  stattlich  ausgebautes  Schloss 
über  der  Stadt  Sitten ,  das  durch  den  grossen  Brand  des 
Jahres  1788  gänzlich  ist  zerstört  worden.  Den  Vorsitz  des 
Landraths  führte  von  Rechts  wegen  der  Bischof,  und  dann 
sass  ihm  zur  Seite  der  ballivus  oder  Landeshauptmann,  mit 
officiellem  Titel  später  als  grossmächtiger  Herr  oder  schau- 
bare (spectabilis)  Grossmächtigkeit  angeredet.  In  Abwesen- 
heit des  Bischofs,  was  später  regelmässig  der  Fall  war,  prä- 


^)  Die  Sache  selbst  ist  schon  wesentlich  älter,  schon  im  Anfang  de« 
14.  Jahrhunderts  giebt  der  Bischof  Satzungen  namentlich  über  Processgang 
mit  dem  consilinm  generale  ad  hoc  et  qnedam  alia  négocia  convocatum 
(Gr.  Ili  Nr.  1483),  die  ürk.  y.  1389  bei  Gr.  IV  Nr.  1771  spricht  auch  von 
einem  in  concilio  generali  totins  terre  Yallesii  gefassten  Beschlüsse  über 
Gerichtsstand,  and  bei  Gr.  IV  Nr.  1811  ist  eine  Bernfang  der  Gesandten 
za  einem  Landrath  von  1341  abgedruckt. 
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45ddiert6  der  Landeshauptmann.  Ursprünglich  war  er  Tom 
Sischof  ernannt  worden,  später  ist  die  Wahl  an  den  Land- 
rath  übergegangen,  welcher  ihn  jeweilen  auf  zwei  Jahre  wählte. 
Wiederwahl  war  statthaft  bis  1659,  wo  nach  Tod  des  Johann 
Koten,  der  21  Jahre  lang  dieses  höchste  Amt  innegehabt 
hatte,  beschlossen  wurde,  hinfort  alle  zwei  Jahre  einen  andern 
zu  wählen,  „damit  die  Last  des  Amts  auf  Mehrere  abgetheilt 
werde  ^'^  auch  wohl  damit  alle  Z  enden  regelmässig  an  die 
Beihe  kommen  könnten.'*)  Nach  seiner  Wahl  empfieng  der 
Landeshauptmann  von  dem  Fürsten  (Bischof)  den  Eid  und 
wurde  von  ihm  durch  Auflegung  des  Schwertes  als  des  Sym- 
bols der  Regalia  bestätigt.  Das  Secrétariat  besorgte  der  vom 
Landrathe  gewählte  Landschreiber,  der  als  schaubare  Weis- 
heit betitelt  wurde. 

Der  Landrath  war  nicht  aus  dem  Bedürfnlss  einer 
Einigung  der  Gemeinden  (Zenden)  zu  einem  einheitlichen 
Staatskörper  hervorgegangen,  sondern  aus  dem  Streben  der 
Landleute  nach  einer  Contrôle  der  bischöflichen  Verwaltung 
und  nach  einer  Theilnahme  an  Ausübung  der  herrschaftlichen 
^Rechte.  In  voller  Stärke  blieb  daneben  bestehen  das  Selbst- 
gefühl und  der  autonomische  ünabhängigkeitssinn  der  Zenden. 
Daraus  erklärt  sich  die  Doppelstellung  des  Landraths  gegen- 
über dem  Bischof  einer-  und  den  Zenden  andrerseits.  Gegen- 
über dem  Bischof  trat  er  als  geschlossene  einheitliche  Ver- 
tretung der  Landleute  (patriotae  patriae  Vallesii)  auf  und 
theilte  mit  ihm  die  wichtigsten  Regierungsrechte,  wie  er  sich 
samentUch  auch  mehr  und  mehr  zu  der  höchsten  und  letzten 
Appellationsinstanz  für  alle  Gerichtsurtheile  au&chwang.  Die 
Zenden  dagegen  wollten  sich  in  ihre  inneren  Angelegeidieiten 
vom  Landrathe  nicht  hineinregieren  lassen,  in  dieser  Hin- 
sicht bildeten  sie  einen  Staatenbund  von  sehr  lockerer  Ver- 
bindung. Die  einzelnen  Zenden  führten  auf  eigene  Faust 
Kriege  und  schlössen  in  gleicher  Weise  Bündnisse  (mit  den 
Waldstätten  und  sonst),  und  schon  äusserlich  zeigte  sich  diese 
Souveränität  der  Zenden  darin,  dass  es  kein  gemeines  Landes- 
siegel, nur  Siegel  der  Zenden  gab,  wie  noch  das  Landrecht 
von  1571  unter  dem  Siegel  des  Bischofs,  des  Capitels  und 
der  sieben  Zenden  ausgefertigt  wurde.  Schon  1556  war  zwar 
beschlossen  worden,  ein  grosses  und  ein  kleines  Landessiegel 
machen  zu  lassen,  aber  es  wurde  nicht  ausgeführt  ;  i.  J.  1582, 
Sept.  4  auf  einem  Landrath   zu  Glys   wurde   der  Beschluss 

^)  Beschlnss  des  Weihnachtslandtags  1659,  in  der  Sammlang  der 
Abschiede  zu  Sitten,  Band  XYIII. 
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ernenert:  es  sollen  zwei  Landessiegel  gemacht  werden,  ein» 
grosses  für  die  Bündnisse  mit  Fürsten  und  Eidgenossen,  ein 
kleines  für  Briefe  und  Missiven,  und  1602  wurde  an  einen 
Bundbrief  mit  Solothurn  der  Landschaft  grosse»  Siegel  an- 
gehängt. 

Daher  ist,  was  uns  hier  hauptsächlich  angeht,  die  Ge- 
setzgebung  des  Landraths  der  Annahme  durch  die  Zenden 
unterworfen.  Der  Landrath  hat  kein  Gesetz  als  Landrecht 
erlassen  können,  mit  der  Wirkung,  dass  es  kraft  seines  Be- 
schlusses in  sämmtlichen  Zenden  Geltung  erlangt  hätte,  son- 
dern die  Zenden  hatten  das  Becht^  es  für  ihr  Gebiet  anzu- 
nehmen oder  abzulehnen.  Daraus  ist  das  Princip  des  Refe- 
rendums der  späteren  Walliser  Verfassung  hervorgegangen. 
So  heisst  es  im  Abschied  des  Landraths  zu  Visp  1557  Jan. 
18:  die  Zenden  haben  das  Verbot  betreffend  das  Wild  an- 
genommen; im  Abschied  des  Weihnachtslandraths  1558  zu 
Sitten  :  der  Artikel  des  Zugs  halb  ist  von  allen  sieben  Zenden 
angenommen,  ausgenommen  die  von  Gombs,  welche  sich  die 
Antwort  vorbehalten;  im  Abschied  des  Weihnachtslandraths 
1589  zu  Sitten,  nachdem  mehrfach  das  Lärchenbohren  war 
verboten  worden,  heisst  es:  der  Lärchenbohrer  halb  mag  jeder 
Zend  insunders  nach  Gelegenheit  der  Zeit  und  Gestaltsame 
der  Sachen  hierin  Ordnung  geben  und  Satzung  machen,  die- 
weil  man  sich  der  Sach  nicht  gänzlich  hat  vergleichen  können. 
Noch  1727  im  Abschied  des  Weihnachtslandraths  von  Sitten 
wird  gesagt:  nach  altem  Brauch  und  Landesconstitutionen 
werden  die  Abschiede  dergestalt  verfasst,  dass  so  darin  ein  oder 
mehr  Puncto  beschwerlich  fallen,  solche  Beschwerden  auf 
nächsten  Landrath  in  friedliebender  Manier  durch  die  Ge- 
sandten der  Versammlung  pflegen  hinterbracht  za  werden, 
um  darüber  endlichen  Entschluss  zu  fassen;  daher  bringen 
die  Gesandten  von  Gombs  jetzt  gegen  einen  Beschluss  des 
vorigen  Landraths  an  u.  s.  w.  Besonders  bemerkenswerth 
ist  das  Beispiel,  das  die  i.  J.  1525  vom  Landrath  beschlos- 
sene neue  Processordnung,  die  sog.  Kürzerung  des  Rechtens, 
bietet.  Auf  dem  Landrath  von  1527  wird  berichtet,  die  Ar- 
tikel über  Kürzerung  des  Rechtens  seien  von  fünf  Gemeinden 
versiegelt,  von  zwei  noch  nicht;  1528:  sie  seien  von  Siders 
angenommen,  Leuk  sei  noch  zweifelhaft,  doch  solle  jeder 
Richter  künftig  richten  nach  den  neuen  Artikeln;  aber  auf 
dem  Weihnachtslandrath  1543  zeigt  der  Bischof  an,  dass  die 
Landschaft  die  Kürzerung  des  Rechtens  nicht  einhelliglich 
habe  wollen  annehmen,  daher  er  nichts  anders  thun  könne 
als  es  beim  alten  Herkommen  bleiben  zu  lassen,  und  darauf 
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wurde  beschlossen,  solches  an  die  Gemeinden  zu  bringen  mit 
<der  Aufforderung,  wenn  sie  an  Artikeln  ein  Missfallen  hätten, 
es  auf  nächsten  Landrath  anzuzeigen.  Im  Jänner  1550  be- 
a;ntragte  Sitten ,  dass  die  Kûrzerung  des  Bechtens  hinfür  in 
allen  Zenden  solle  gehalten  werden.  Das  wurde  am  27.  Hor- 
nung  beschlossen,  aber  die  Gesandten  ron  Gombs  behielten 
sich  vor,  es  an  ihre  Gemeinde  zu  bringen,  und  berichteten 
<[ann  wieder  am  16.  April,  sie  hätten  in  ihrem  Zenden  die 
Artikel  nicht  finden  können;  was  aber  andre  Zenden  thun 
werden,  werde  ihr  Zenden  Gombs  kein  Sunders  drin  machen. 
So  gieng  es  bis  zum  neuen  Landrecht  von  1571  und  man 
wusste  nie,  ob  diese  Eürzerung  des  Rechtens  eigentlich  an« 
genommen  sei  oder  nicht. 

§  3.    Der  Streit  um  die  Hoheitsrechte  zwischen 
Bischof  und  Landleuten. 

Das  Verhältniss  unter  Bischof  und  Landleuten  war  von 
jeher  ein  zwischen  Frieden  und  Hader  schwankendes  ge- 
wesen. Es  bedurfte  immer  grosser  politischer  Gewandtheit 
des  Fürsten,  um  dem  oft  in  leidenschaftlicher  Bewegung  aus- 
brechenden stürmischen  Drange  der  Patrioten  nach  der  Herr- 
schaft die  Spitze  abzubrechen.  Ln  15.  Jahrhundert  waren 
die  Gegensätze  sehr  geschärft,  die  Berufung  der  Bischöfe  auf 
ihre  verbrieften  und  hergebrachten  Rechte  verfieng  nicht  mehr 
gegenüber  der  Losung  der  Landleute:  wir  haben  das  Land 
mit  unserm  Blute  erkauft.  Wir  werden  bei  Betrachtung  der 
Rechtsquellen  (§  5)  sehen,  wie  heiss  es  in  dieser  Zeit  her- 
gieng.  Nach  den  Erfolgen,  welche  die  Landleute  in  diesem 
Jahrhundert  den  Bischöfen  abgedrungen  hatten,  trat  eine 
Periode  verhältnissmässiger  Ruhe  ein.  Im  Jahre  1565  starb 
Bischof  Johannes  Jordan  und  der  Landrath  stellte  sofort  eine 
Wahlcapitulation  auf,  die  er  dem  Gapitel  zur  Annahme  vor- 
legte, bevor  ein  neuer  Bischof  gewählt  werde,  „damit  man 
künftig  mit  dem  Bischof  keine  Zwietracht  darin  haben  müsse.^ 
Das  Gapitel  nahm  „nach  etwas  Abred"  die  Artikel  an,  worauf 
sich  der  Landeshauptmann  mit  dem  Gapitel  und  den  Ge- 
sandten  der  Zenden^^)  in    die  Domkirche   begab    zur  Wahl 


^*)  Die  Gesandten  der  Zenden  nahmen  schon  seit  längerer  Zeit  nehen 
<dem  Gapitel  an  der  Bischofswahl  Theil.  So  lautet  Art.  21  des  Landfriedens 
von  1517:  Wan  ein  herr  von  Sitten  ahstirpt,  hat  das  Erwirdig  Gapitel  mit 
sampt  der  lantschaft  voUmechtigen  gwalt,  ein  andren  herren  zu  er- 
wehlen. 
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des  Bischofs^  als  welcher  der  Domherr  Hildebrand  von  Ried- 
matten erkoren  wurde.*') 

Die  in  dieser  Wahlcapitulation  aufgestellten  Puncte  waren 
im  Grunde  nicht  durchgreifender  Natur  und  liessen  die  Ho- 
heitsrechte des  Bischofs  ausser  Frage.  Erst  mit  des  Bischofs 
Adrian  von  Riedmatten  Tode  1613  wurde  die  Entscheidungs- 
frage gestellt:  Der  Landrath  forderte  jetzt  von  Capitel  und 
Bischof  den  Verzicht  auf  die  Carolina  ^  „und  zum  Zeichen 
der  Aufhebung  derselben,  heisst  es  im  Abschied  von  Sitten 
7./16.  Oct.  1613,  soll  der  Landeshauptmann  dem  erwählten 
Bischof  als  repräsentierender  die  hohe  Herrlichkeit  und  höchsten 
Gewalt  das  Schwert  in  die  Hand  geben  und  die  Schlüssel 
des  Schlosses  der  Mejerin  zu  Händen  stellen.^  Der  Landes- 
hauptmann solle  ferner  befugt  sein,  in  Kriegs-  und  andern 
weltlichen  Sachen  den  Landrath  zu  berufer;  er  soll  dem 
Landvogt  von  Monthey  den  Eid  geben,  als  der  mit  sammt 
den  sieben  Zenden  einzige  hohe  Herren  des  Gubernements 
Monthey  seien  und  daselbst  hohe  und  niedere  Gerichtsbar- 
keit haben.  Das  Capitel  nahm  diese  Forderungen  an  und 
unter  solchen  umständen  erfolgte  die  Wahl  des  Bischofs 
Hildebrand  Jost.  Aber  dieser  war  nicht  gewillt,  die  bischöf- 
lichen Rechte  leichthin  fahren  zu  lassen,  und  so  begann  der 
Streit.  Der  Bischof  beanspruchte  kraft  der  Carolina  die  Wahl 
des  Landeshauptmanns ,  der  nur  sein  Statthalter  sei.  Die 
Landleute  antworteten  darauf  im  Landrathe  zu  Siders  19. 
Juni  1616:  Der  Landeshauptmann  sei  Amtmann  ebensowohl 
als  der  Bischof  und  zugleich  ein  Haupt  als  der  Bischof,  je- 
doch beidsamen  Häupter  der  Landschaft,  und  der  Landes- 
hauptmann trage  darum  den  kaiserlichen  Ehrentitel  Gross^ 
mächtiger  Herr  Landeshauptmann ,  als  der  vom  Kaiser  her- 
komme.     Betreffs   der   Carolina   sagen   sie:    sie   hätten  sich 


")  Alles  des  Näheren  in  dem  Absckied  des  Landraths  zu  Sitten, 
20./d8.  Jnni  1566.  Die  Hauptpunkte  der  Wahlcapitulation  sind  :  Der  Land- 
schaft soll  die  todte  Hand  nid  der  Mors  gehören,  ausser  zu  Ardon,  Cha* 
moson,  Martinach  und  Massonger«  Die  Appellation  von  Urtheilen  der 
Vögte  nid  der  Mors  soll  an  Landeshauptmann  und  gesessenen  Landrath 
gehen.  Die  aus  Ejûsch  sollen  dem  Landeshauptmann  auch  Gehorsam 
schwören.  UeberaU  in  der  Landschaft  sollen  die  kleinen  Bussen  (yon  3  lib.) 
dem  Ortsrichter  bleiben.  Der  Fürst  soll  den  Landschreiber  besolden.  Es 
soll  ein  gemeiner  Richter  ernannt  werden,  damit  man  versorgt  ist  fur  dio 
Fälle,  da  man  mit  dem  Fürsten  oder  seinem  Fiskal  oder  dem  Capitel  oder 
geistlichen  Herren  zu  rechtigen  hätte,  damit  solches  nicht  durch  eines  Fürstea 
ünterrichter  zugehen  müsste. 
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Ton  den  fremden  Fürsten^  welche  naoli  dieser  Schenkung  die 
Landschaft  eingenommen,  mit  ihrer  Macht  and  Tapferkeit, 
SohweisB  und  Blut  befreit,  wodurch  diese  Schenkung  annul- 
liert sei  und  die  Herrschaft  jetzt  von  der  Landschaft  her- 
fli^ssend  und  an  die  Bischöfe  gekommen  sei.  Auf  das,  heisst 
es  im  Abschiede ,  stand  der  Bischof  zornmüthig  Yoni  Bathe 
auf  und  reiste  ab« 

Von  da  an  nehmen  nun  die  langen  Verhandlungen  zwi- 
Bcher  Bischof  und  Landrath  ihren  Lauf,  wie  sie  hauptsäch- 
Uch  in  den  Landrathsabschieden  ron  1619,  11./13.  Februar, 
9722.  Juni;  1620;  1622,  12./25.  December;  1623;  1626  u.  s.  f. 
enthalten  sind.'®)  Der  Bischof  seinerseits  stellte  ein  Ver- 
zeichniits  seiner  Bechte  und  Ansprüche  auf,  welche  letztere 
besonders  auch  auf  Rückgabe  aller  Gerichte  an  ihn  giengen, 
indem  eie  Gerichtslehen  in  Folge  unterlassener  Recognitionen 
ihm  veifallen  seien.'')  Da  die  Sache  auf  dem  Verhandlungs- 
wege zu  keinem  Ziele  führte,  so  griflfen  die  Landleute  wieder 
in  alter  gewaltthätiger  Weise  zu  dem  schon  vor  Jahrhunder- 
ten praetizierten  Mittel  der  Gefangensetzung  des  Bischofs 
(1630),  bis  er  unter  Thränen  den  Verzicht  auf  die  Carolina 
aussprach.  Erledigt  war  damit  die  Sache  nicht,  da  Hilde- 
brand Jost  selbst  durch  diesen  abgezwungenen  Widerruf  sich 
nicht  gebunden  glaubte,  und  auch  spätere  Bischöfe  sind  immer 
wieder  darauf  zurückgekommen,  bis  dann  nach  Bischof  Blat- 
ters Tode  1752  ein  leidliches  Abkommen  getroffen  wurde, 
welcâes  den  Bischof  als  Haupt  des  Staates  erklärte  und  fest- 
setzte, dass  er  bei  der  Wahl  das  Schwert  der  Regalia  zu- 
gleich durch  den  Domdekan  und  den  Landeshauptmann  er- 
halten ^olle.  In  dieser  Form  war  für  den  Bischof  wenigstens 
die  Ehri,  wenn  auch  nicht  viel  mehr  gerettet. 

§  t.     Die  Erwerbung  des  Unterwallis. 

Die  âeben  Zenden  der  Landschaft  Wallis  ob  der  Mors 
hatten   siel  im  Laufe    des   15.  Jahrhunderts,    zumal  in    der 


^)  Zahk-diche  Acten  anch  in  der  zweiten  Hälfte  ron  Band  XY  der 
Abschiede.  Ij  der  öallia  Christiana  XII,  unter  Nr.  31— SS,  p.  464  £  dia 
Beschwerden  Ods  Gapitels  yon  1613  nnd  1614  nnd  des  Bischofs  an  dia 
Eidgenossen  voa  1618. 

**)  So  z.  1,  heisst  es  darin  Ton  dem  Yicedominat  über  Sitten,  das- 
Mibe  sei  feudnm  homagii  ligii  der  Edeln  von  Ghivron  vom  Bischof  gewesen: 
^s  snccessemnt  cires  Sednnensas,  qai  anno  circiter  1560  ab  iliis  de  Chirrone 
^leedominatnm  sedunensem  acqnisiremnt  et  illnm  multis  modis  commisemnt, 
^  vt  episcopni  iUum  omni  jure  possit  apprehendere,  si  hic  jus  Talere  posset 
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grossen  Baron'echen  Fehde,  innerlich  genugsam  gefestigt,  um 
mit  dauerndem  Erfolge  auch  nach  aussen  in  die  Weltbegeben- 
heiten eingreifen  zu  können.  Hier  werfen  wir  blos  einen 
Blick  auf  die  Erwerbungen,  die  ihnen  ein  bleibendes  Unter- 
thanengebiet  yerschafft  und  die  Gestalt  des  heutigen  Gantons 
Wallis  hergestellt  haben. 

Mannigfache,  theilweise  kleinliche  Chicanen  und  Streit'g- 
keiten  zwischen  Savoyen  und  Wallis,  zumal  ein  Hader  zwisoàen 
dem  bischöflichen  Dorfe  Savièse  und  dem  savoyischen  Gundia 
und  Gewaltthätigkeiten  der  durch  das  Wallis  dem  Herzog 
Yon  Burgund  zu  Hilfe  ziehenden  italiänischen  Soldtrippen 
hatten  ein  Bündniss  des  WalUs  mit  Bern  hervorgerufen.  Noch 
bevor  1476  bei  Grandson  und  Murten  die  entscheicenden 
Schläge  gegen  Karl  den  Kühnen  fielen,  war  es  im  Rhcnethal 
zu  einem  Zusammenstosse  gekommen,  die  savoyischen  Trappen 
waren  bei  Sitten  geschlagen  worden  und  die  Landleite  des 
Wallis  hatten  in  raschem  Ansturm  das  Land  bis  St.  Uaurice 
erobert.*®)  Der  Bischof  (Walther  Supersax)  und  die  L^ndleute 
waren  hiebei  in  gemeinsamen  Interessen  verbunden  aufge- 
treten, beiden  hatte  die  drohende  Haltung  Savoyens  gegolten, 
beide  hatten  einträchtig  des  Landes  Freiheit  gewahrt,  wie 
ja  auch  die  Walliser  Miliz  unter  dem  Namen  militia  Sancti 
Theoduli  im  Felde  erschienen  war.  Das  eroberte  Gebiet  war 
darum  ein  dem  Bischof  als  comes  et  prœfectus  Yallesii  vie 
auch  den  Patrioten  der  sieben  Zenden  gewonnenes  ünter- 
thanenland.  Dieser  Umstand  erklärt  die  Verständigung,  weiche 
die  beiden  Theile  über  das  Hegiment  in  dem  eroberten  Lande 
durch  eine  Reihe  von  Verträgen  und  Compromissen**)  scbiess- 
lich^^  trafen:  der  Bischof  als  der  unus  dominus  spiÄtualis 
et  temporalis  in  tota  patria  Vallesii  nimmt  das  Unt^rwallis 
(mit  Entremont  und  Bagne)  bis  zum  Thalschiuss  von  St. 
Maurice  als  Unterthanenland  in  seinen,  der  Kirche  ^n  Sitten 
und  des  Landes  Wallis  Gehorsam  und  Schutz  (in  suam,  ec- 
clesie Sedunensis  et  patrie  Vallesii  obedientiam,  tiitionem  et 
defensionemX    Die  Patrioten  erhalten  für  ihre  lalores  in  re- 


*^)  Das  Genaaeste  darüber  hat  de  Gingins,  a.  a.  0.  Ârchîf  UI  S.  1S&  ff. 

^')  Besonders  sind  hervonnheben  Urk.  v.  31«  Dee.  1477,  bei  de  Gingins, 
Archiv  III  S.  234  f.  ürk.  v.  28.  Febr.  1483,  im  Archiv  der  Bourgeoisie 
Sitten,  abgedr.  Gallia  Christiana,  XII  Nr.  26,  p.  454,  ancb  mangelhaft  ^ei 
Fnrrer,  UI  8.  272.  ürk.  v.  16.  Februar  1488,  Archiv  Valeria  B.  »,. 
Urk.  V.  30.  MänE/4.  April  1489  und  v.  20.  Dec.  1490,  Archiv  Valeria,  aaek 
Ftrrer,  III  S.  277. 

**)  Aber  über  einselne  Bechtsaaen  gab  es  beständig  wieder  Diffurensea. 
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«uperatione  terre  passos  von  allen  Abgaben  und  Einkünften 
aus  dem  eroberten  Lande,  jeder  Zenden  jährlich  200  Grulden, 
an  die  zur  Yertheidigung  des  Landes  nöthig  werdenden  Be- 
festigungen und  Ânschafiungen  von  Kriegsmaterial  zahlen  sie 
zwei  Drittel  der  Kosten  und  geloben  das  Land  zu  verthei- 
digen.  Der  Bischof  verspricht  die  Beamten  des  eroberten  Ge- 
bietes aus  Landleuten  des  Landes  ob  der  Mors  zu  nehmen, 
und  nimmt  die  Abtragung  einer  auf  den  Gastlaneien  Conthey 
und  Sailion  haftenden  Schuld  an  Freiburg  i.  UechtL  auf  sich. 
Später  wird  vereinbart,  dass  der  Bischof  die  Einkünfte  von 
Ardon,  Chamoson,  Martigny  nnd  Massonger  allein  beziehen 
solle,  dagegen  aUe  übrigen  Einkünfte  den  Landleuten  über- 
lasse. Der  Landvogt,  gubernator,  des  ganzen  Gebiets  soll 
ernannt  werden  in  gleicher  Weise  und  zu  gleicher  Zeit  wie 
der  Landeshauptmann  aus  den  Landleuten  ob  der  Mors  und 
leistet  in  die  Hände  des  Bischofs  den  Eid,  dass  er  ihm  und 
den  Landleuten  treu  und  gehorsam  sein  wolle.  Der  Guber-^ 
nator  ernennt  alle  Beamten  und  Richter  im  Lande  und  der 
Bischof  hat  sie  zu  bestätigen. 

Der  Gubernator  hatte  seinen  Sitz  in  St.  Maurice.  Das 
eroberte  Land  war  in  sechs  Banner  getheilt,  1.  Gundis  (mit 
Nenda),  2.  Ardon,  3.  Sailion  (mit  Leytron,  FuUy  und  ßid- 
des),  4.  Entremont  (mit  Bagne  und  Saxon),  5.  Martigny,  6. 
St.  Maurice. 

Als  i.  J.  1536  Bern  die  Waadt  eroberte  und  die  Refor- 
mation einführte,  beeilten  sich  die  Walliser,  auch  ihrerseits 
Ton  dem  bedrängten  Savoyen  ein  Beutestück  zu  gewinnen. 
Es  kam  ihnen  zu  gut,  dass  die  Gemeinden  diesseits  der 
Dranse  (zwischen  Evian  und  Thonon)  selbst  darum  baten, 
Wallis  möchte  sie  besetzen,  um  sie  bei  dem  katholischen 
Glauben  zu  erhalten,  unter  dem  Vorbehalte,  dass  sie  an  ihren 
Fürsten  zurückgegeben  würden,  wenn  dieser  in  sein  ancien 
patrimoine  restituiert  werde.  Wallis  ergriflf  dieses  Anerbieten 
der  47  Gemeinden  von  Monthey  bis  über  Evian  hinaus  mit 
Freuden  und  besetzte  das  Land  unter  dem  Vorbehalte,  dass 
es  zurückgegeben  würde,  wenn  Bern  die  Waadt  zurückgebe. 
Das  Gebiet  wurde  in  zwei  Gouvernements  getheilt,  Monthey 
(vom  Thalschluss  bei  St.  Maurice  bis  zum  Leman)  und  Evian. 
I)ie  bisherigen  savoyischen  Beamten  blieben  als  Castlane  be- 
stehen. Erst  durch  den  Vertrag  von  Thonon  vom  4.  März 
1569  zwischen  Emanuel  Philibert  von  Savoyen  und  Wallis 
wurde  Evian  mit  Zubehör  (St.  Jean  d'Aulph)  zurückgegeben, 
Monthey  dagegen  (das  Gebiet  von  St.  Maurice  bis  zur  Brücke 
▼on  St.  Gingolphe)  verblieb  bei  Wallis  als  Aur  alten  Schenkung 
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Karls  d.  Gr.  an  die  Kirche  von  Sitten  gehörig,  und  ward» 
unter  einem  besondern  Landvogt  ìd  gleicher  Weise  wie  das 
Gouvernement  St.  Maurice  verwaltet,  wobei  es  ebenfalls  nie 
an  Dififerenzen  zwischen  Bischof  und  Landleuten  fehlte. 


§  5.     Die  Bechtsquellen. 
A.    Das  Landreoht. 

Aus  der  Consolidation  der  sieben  Zenden  zu  einem  staat- 
lichen Verbände  ist  ein  Landrecht  der  Landschaft  Wallis 
(Statuta  patriae  Yallesii)  hervorgegangen.  Denn  ist  auch  kein 
Zweifel;  dass  die  Rechtsgewohnheiten  im  Wesentlichen  durch 
das  ganze  Land  die  gleichen  waren,  so  ist  doch  andererseits 
nicht  weniger  klar,  dass  ohne  die  Vereinigung  der  sieben 
Zenden  zu  einem  Staatenbunde  und  die  dadurch  gebildete 
Behörde  (Landrath)  und  deren  gesetzgeberische  Thätigkeit 
ein  gemeines  Landrecht  nicht  wäre  geschafiFen  worden,  sondern 
die  ßechtsbildung  in  jedem  einzelnen  Zenden  unbekümmert 
um  die  der  nachbarlichen  Gemeinwesen  für  sich  fortgeschritten 
oder  auch  verkümmert  und  versiegt  wäre.  In  dem  Port- 
schreiten der  Gemeinden  zu  grösserer  staatlicher  Einheit  liegt 
auch  der  Fortschritt  zur  Verwirklichung  der  Rechtseinheit 
eingeschlossen.  Anfangs  waren  die  fünf  obem  Zenden  be- 
sonders eng  mit  einander  verbunden,  sie  hatten  gemeinschaft- 
lich schwere  Kriege  geführt,  besonderes  Unterthanenland  (das 
Lötschenthal)  erworben  ;  die  Verbindung  mit  Siders  und  Sitten 
wurde  erst  später  fester  und  dauernd  geknüpft.  Die  Grenze 
aber  zwischen  Leuk  und  Siders  bildet  die  Raspille  oder  Ras- 
pily,  ein  vom  Wildstrubel  herabfallendes  und  bei  Salgesch 
(Salquenen)  in  die  Rhone  sich  ergiessendes  Plüsschen,  und 
die  Erinnerung  an  die  Verschiedenheit  des  Rechtes  der  fünf 
obern  und  der  zwei  untern  Zenden  spricht  sich  noch  in  späten 
Quellen  (dem  Landrecht  von  1571  und  sonst)  aus,  welche  für 
das  Land  a  Raspilia  superius  andere  Grundsätze  aufstellen 
als  für  die  terra  a  Raspilia  inferius,  z.  B.  bezüglich  des  Niess- 
brauchs  der  Ehefrau:  Art.  v.  Naters  1446  Art.  10,  Stat. 
Card.  Art.  42,  §  5  und  8,  Stat.  v.  1571,  c.  112,  §  4;  bezüglich 
Competenz  der  bischöflichen  Gerichte,  Stat.v.  1571  Art.  1§3.*') 

*^  Vgl.  Absch.  des  Weihnachtslandraths  1560:  Dass  die  so  ob  der 
Rappilly  af  gesessen,  sollen  vor  nnser  b.  honptmann  oben  in  der  land- 
schaft  .getagt  werden,  nnd  die  nidt  dem  wasser  zu  Sitten  vor  einem  Statt- 
halter. —  Absch.  1681,  2SJ.  Jani/13.  Jnli:  kein  landeshauptmanns  Statt- 
halter, gleich  ob  als  nid  der  Bappelj  wohnhaft,  soll  keine  mandaten  an 
die  nnterthanen  nid  der  Mors  absenden. 
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In  die  allmählige  Ausbildung  des  Landrechts  ist  uns 
nun  ein  ziemlich  genauer  Einblick  möglich.  Von  noch  un« 
gelenken  und  dürftigen  Aufzeichnungen  alter  Gewohnheiten 
steigen  wir  auf  zu  der  abschliessenden  Codification  des  5Val- 
liser  Landrechts  von  1571.  Was  dazwischen  liegt,  zeigt  uns 
nicht  nur,  wie  sich  der  Stoflf  allmählig  erweitert,  sondern 
auch  wie  die  Technik  zunimmt  und  das  römische  Becht  die 
Lehrmeisterinn  wird.  Aber  wie  erfreulich  massvoll  und  vor- 
sichtig geht  man  vorwärts,  wie  selbständig  erhält  man  sich 
gegen  das  fremde  Recht  trotz  mannigfacher  Verwendung  des 
aus  ihm  und  an  ihm  Gelernten.  Wenn  wir  sehen,  wie  ge- 
waltsam vielfach  anderwärts  die  Gesetzgebung  des  16.  Jahr- 
hunderts mit  Althergebrachtem  aufgeräumt  hat,  wie  Doctoren 
und  Stände  (Ritter  und  Bauern)  sich  Jahrzehnte  lang  um 
das  Recht  gestritten  haben,  ohne  doch  zu  einem  sehr  befrie- 
digenden Resultate  zu  kommen,  so  dürfen  wir  wohl  sagen, 
dass  diese  Walliser  Landleute  in  ruhig  und  verständig  fort- 
gesetzter Thätigkeit  eine  Assimilation  ihres  alten  deutschen 
Volksrechts  mit  dem  römischen  Rechte  hergestellt  haben, 
die  den  Vergleich  mit  den  besten  Gesetzbüchern  jener  Zeit 
nicht  zu  scheuen  hat,  sie  bezüglich  Klarheit  der  Fassung 
und  Sauberkeit  der  Gedankendurchführung  vielfach  übertrefft. 

Als  erste  Aufzeichnung  von  grösserer  Bedeutung,  nächst 
den  Artikeln  über  Processrecht  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts (Gr.  m  N"r.  1483),  fallen  in  Betracht  die  „aucuns 
cas  de  costume,"  welche  Gremaud  IV  Nr.  1973  aus  einer 
Handschrift  im  Archiv  der  Valeria  publiciert  hat.  Wir  setzen 
die  Aufzeichnung  an  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts  und 
nehmen  als  Ort  ihrer  Entstehung  Sitten  an,  auf  welches  hie 
und  da  (Art.  32,  64,  67,  *99)  besonders  Bezug  genommen  ist. 
Sie  bezeichnet  sich  selbst  mehrmals  (Art.  1,  18,  21,  46)  als 
coustume  de  Valoys,  und  es  ist  kein  Zweifel,  dass  wirklich 
gemeines  Walliser  Recht  hier  dargestellt  ist,  wie  das  aus 
einer  Vergleichung  mit  den  späteren  Landrechtsaufzeichnungen 
hervorgeht.  Im  Uebrigen  wage  ich  nicht  zu  entscheiden,  ob 
es  eine  Privatarbeit  oder  eine  officielle  Zusammenstellung 
ist,  wenn  ich  schon  die  Vermuthung  äussern  möchte,  dass 
die  einzelnen  Artikel  Beschlüsse  des  Landraths  sind,  die  ge- 
legentlich von  Beschwerden  oder  Appellationen  oder  sonstigen 
Anlässen  gefasst  wurden,  wie  wir  einen  solchen  bei  Gr.  IV 
Nr.  1771  (vgl.  cas  de  costume  Art.  105)  bezüglich  des  Ge- 
richtsstandes besitzen. 

Aus  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ist  das  hoch- 
interessante   Weisthum    ohne    Datum    über    das    Landrecht 
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(Uebersicht  Nr.  17)  hervorzuheben.  Die  ersten  14  Artikel 
desselben  tragen  eher  einen  offioiellen  Gharacter  und  könnten 
auf  einem  Beschluss  des  Landraths  beruhen.  Die  Fortsetzung 
lautet  nicht  mehr  durchgängig  so  absolut  (z.  B.  credo  quod 
ita  Sit,  auch  oft  Erwähnung  von  Localgewohnheiten) ,  und 
könnte  bloss  Material  zu  einem  Entwurf  geblieben  sein.  Denn 
in  jener  Zeit,  da  die  Landleute  durch  ihre  mit  Erfolg  gekrönte 
Bewegung  gegen  das  Geschlecht  der  Freiherren  von  Baron 
einen  grossen  Schritt  zur  Selbständigkeit  thaten,  mochte  ihnen 
eben  so  sehr  der  Wunsch  nach  einer  Aufzeichnung  und  Ver- 
briefung ihres  Landrechts  am  Herzen  liegen  als  die  Zeit  und 
die  Stimmung  zu  ruhiger  Durchberathung  fehlen.  Jenes  Ver- 
langen siegte  aber  doch  über  diese  äussern  Hindernisse  und 
sie  realisierten  es  in  einem  stürmischen  Acte  des  Zwanges 
gegen  den  Bischof. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1446  nämlich,  als  der  Bischof 
Wilhelm  von  Raron  auf  seinem  Steine  zu  Naters  sich  befand, 
erschienen  vor  diesem  Schlosse  mehr  als  2000  Landleute  aus 
allen  Zenden  und  drängten  ihn  zum  Erlasse  eines  Landrechtes, 
das  unter  dem  Namen  der  Artikel  von  Naters  bekannt  ist 
und  das  Datum  des  28.  Januar  1446  trägt. 

Nach  Wilhelms  von  Raron  Tode  wurde  der  Domdekan 
Heinrich  Esperlin  zum  Bischof  gewählt,  1451.  Er  machte 
die  Annahme  der  Wahl  davon  abhängig,  dass  die  Landleute 
die  Artikel  von  Naters  als  gegen  die  Freiheiten  der  Kirche 
von  Sitten  erlassen  revocieren  würden.  Die  Landleute,  nach- 
dem sie  die  Frage  an  die  Zenden  gebracht,  erklärten^  dass 
sie  bereit  seien,  alle  gegen  die  Rechte  des  Bischofs  laufenden 
Capitel  zu  revocieren,  dass  sie  aber  diejenigen,  welche  den 
bischöflichen  Rechten  nicht  zuwider  seien,  behalten  woUten. 
Esperlin  beharrte  auf  völligem  bedingungslosem  Widerruf. 
Da  gaben  die  Landleute  nach  und  die  Artikel  von  Naters 
wurden  annulliert.**)  Diese  Nachgiebigkeit  erklärt  sich  dar- 
aus, dass  die  Wahl  Esperlins  den  Landleuten  sehr  genehm 
war  und  sie  fürchteten ,  bei  Widerstand  gegen  dessen  Be- 
gehren könnte  eine  Einmischung  des  Papstes  und  Ernf^nnung 
eines  dem  Lande  fremden  Prälaten  zum  Administrator  (wie 
kurz  vorher  des  unbeliebten  Andreas  Gualdo)  erfolgen.  And- 
rerseits darf  es  auch  nicht  zu  sehr  verwundern,  dass  Esper- 
lin nicht  einmal  die  grosse  Mehrzahl  der  dem  Stift  ganz 
unverfänglichen  Artikel  concedieren  wollte.    Das  ganze  Statut 

^)  Die  Urk.  im  Archiv  der  Valeria  B  66.  Abgedr.  Gallia  Christiana, 
XII  Nr.  21,  p.  444  s. 


Die  Becbtsbildang  der  Landschaft  Wallis.  161 

war  Yon  Anfang  an  als  für  das  Stift  höchst  präjudicierlich 
angesehen  worden,  der  Bischof  Wilhelm  hatte  sich  sogar 
wegen  seiner  Nachgiebigkeit  auf  päpstliche  Vorladung  in  Rom 
rerantworten  müssen;  man  behandelte  die  Frage  von  dem 
grundsätzlichen  Standpnncte  aus,  dass  der  Bischof  als  der 
weltliche  Herr  einzig  das  Gesetzgebungsrecht  habe  und  nichts 
anerkennen  dürfe,  was  die  Landleute  festgesetzt  hätten,  wie 
die  Artikel  von  Naters  sich  kund  gaben.  Darum  berief  sich 
Esperlin  auch  auf  die  Carolina  für  sein  Begehren.  Immer- 
hin sind  uns  die  Artikel,  im  Vergleich  mit  den  cas  de  costume 
und  dem  Landrecht  des  Cardinais  Schiner,  ein  höchst  wich- 
tiges Document  für  die  Erkenntniss  des  damals  geltenden 
Gewohnheitsrechtes;  sie  sind  auch,  trotz  der  formellen  Auf- 
hebung, doch  bis  zu  den  neuen  Statuten  des  Cardinais  als 
das  geltende  Landrecht  betrachtet  worden. 

Was  die  Landleute  hier  unter  dem  Drucke  politischer 
Erwägungen  preisgegeben  hatten,  holten  sie  unter  den  Nach- 
folgern Esperlins  wieder  ein.  Dem  Bischof  Jost  von  Silin  en 
wurde  1487  eine  für  die  bischöflichen  Rechte  bedenkliche 
Concession  abgedrängt.  Dann,  als  die  Differenzen  mit  dem 
Bischof  in  offenem  Aufstand  ausgebrochen  waren  und  Jost 
Ton  Silinen  gezwungen  wurde,  vom  Bisthum  zurückzutreten, 
errichteten  die  Landleute  sofort  (19.  April  1496)  die  noch 
wichtigeren  Landsatzungen,  welche,  wie  aus  der  am  Schlüsse 
angegebenen  Absicht  hervorgeht,  zu  einer  Wahlcapitulation 
für  Bischof  Niclaus  Schiner  bestimmt  waren.  Und  unter  dem 
Cardinal  Matthœus  Schiner  kam  die  Landschaft  auch  zu  einem 
vollständigen  Landrecht. 

Von  dem  Landrecht  des  Cardinais  hat  man  bisher  nichts 
gewusst;  nicht  einmal,  dass  überhaupt  unter  Bischof  und  Car- 
dinal Schiner  eine  solche  Gesetzgebung  stattgefunden  hat, 
ist  bekannt  gewesen.  In  den  Landrathsabschieden  sah  ich 
hie  und  da  von  dem  Landrechte  des  Cardinais  gesprochen,**^) 
und  fand  zufällig  kurz  darauf  in  einem  nicht  catalogisierten 
Convolut  auf  dem  Staatsarchiv  eine  Handschrift  desselben, 
wozu  ich  später  noch  eine  zweite,  unvollständige,  aus  dem 
Besitze  des  H.  Präfecten  Anton  v.  Riedmatten  erhielt.  Auch 
in   der   ersteren  Handschrift  fehlt  der  Schluss,  welcher  das 


*^)  Z.  B.  im  Landrath  v.  15.  Dez.  1539  brachte  Brig  an,  ob  sach 
weri,  das  o.  g.  h.  aauh  honptmann  und  rhatbotten  einer  lantschaft  welti 
gut  danken,  angesechen  das  unser  lantrecht  an  viL  orten  dunkel  und  finster 
ist,  zu  besichtigen  das  landrecht,  das  da  gemachet  was  zu  den  zeyten  säliger 
gedächtnns  des  Cardinals. 

ZMnohr.  fBr  sohweiseriMhes  Reoht.    Neuo  Fol^e  VU.  ^j^ 
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sog.  EschatokoU  mit  dem  Datum  mass  enthalten  haben.  Da 
sich  der  Bischof  im  Eingang  als  Cardinal  bezeichnet^  so  kann 
die  Publication  nicht  vor  1511  gesetzt  werden;  Anfangs 
dieses  Jahres  wurde  Schiner  zum  Cardinal  ernannt;  nach  ge« 
meiner  Meinung  (gemäss  Baynald^  XX  100)  am  20.  März, 
aber  schon  der  Lucerner  Abschied  y.  9.  Febr.  tituliert  ihn 
so.  Es  bleibt  also  die  Zeit  rom  Jahre  1511  bis  zum  30. 
Sept.  1522  (Todestag  Schiners)  offen. 

Und  zwar  lässt  sich  das  Datum  näher  auf  die  Jahre 
1511 — 1517  bestimmen.  Nach  dem  Landfrieden  vom  12.  Sept. 
1617  kann  das  Landrecht  nicht  mehr  erlassen  worden  sein, 
weil  der  Cardinal  durch  diesen  Act  förmlich  aus  dem  Lande 
vertrieben  wurde  und  fortan  bis  zu  seinem  Tode  mit  den 
Landleuten  gänzlich  zerfallen  war.  Dem  gegenüber  kann  der 
Umstand  nicht  ins  Grewicht  fallen,  dass  in  Art.  1  des  Land- 
friedens das  Landrecht,  welches  die  Landleute  zu  schirmen 
geloben,  als  „durch  unsre  altvordern  ufgericht^  bezeichnet 
wird,  denn  so  konnte  gesprochen  werden,  auch  wenn  die  neue 
Bedaction  des  Cardinais  schon  bestand,  weil  dieselbe  doch 
ganz  der  Ausdruck  alten  Gewohnheitsrechtes  der  Landschaft 
war.  Ja  eine  andere  Stelle  des  Landfriedens  möchte  auf  den 
ersten  Blick  als  direct  von  dem  Landrecht  des  Cardinais 
sprechend  angesehen  werden»  Unter  den  dem  Cardinal  vor- 
geworfenen Verunglimpfungen  des  Walliser  Volkes  kommt 
nämlich  auch  folgende  vor:  „Item  sprach  der  Cardinal,  das 
die  landlüt  von  Wallis  beruften  sich  eines  landrechts,  das 
wer  gemacht  mit  der  matzen  und  mit  gewalt,  und  legen  vor 
dem  schloss,  do  der  byschof  in  was,  hettin  dar  tragen  ein 
grossen  häufen  holtz  und  sprechin,  wölt  er  inen  das  landrecht 
nit  versiglen,  so  wöltin  aber  sy  den  byschof  darin  verbrennen." 
Könnte  das  auf  den  Cardinal  selbst  bezogen  werden,  so  wäre 
dadurch  hergestellt,  dass  ihm  das  Landrecht  in  ähnlich  ge- 
waltthätiger  Weise  abgetrotzt  worden  sei  wie  weiland  die 
Artikel  von  Naters  dem  Bischof  Wilhelm  von  Baron.  Aber 
ich  möchte  doch  eher  annehmen,  dass  was  Schiner  in  dieser 
Hinsicht  mag  gegen  die  Landleute  geäussert  haben,  nicht  auf 
einen  solchen  ihm  selbst  widerfahrenen  Tumult,  von  dem 
wir  sonst  nichts  wissen,  sondern  entweder  auf  das  Ereigniss 
von  1446  bei  Naters,  oder,  was  noch  wahrscheinlicher  ist, 
auf  die  Belagerung  des  Jost  v.  Silinen  in  Sitten.  1496  Bezug 
hat,  in  Folge  welcher  dieser  Bischof  genöthigt  wurde,  vom 
Bisthum  abzutreten,  und  die  Landleute  die  Landsatzungen 
vom  19.  April  1496  errichteten.  Auf  letzteres  Ereigniss  weist 
die  Portsetzung  obiger  Stelle:    „Wyter  hat  der  byschof  zu 
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Sitten  uf  dem  kilchhof  syn  byschofliche  zierd  abzogen  vor 
dem  heiltura  sant  Theodors,  do  sein  ampt  ufgeben  und  ge- 
sprochen, er  wolt  lieber  den  tod  lyden  dann  verwilligen,  darzn 
inen  die  landlüt  weiten  gewaltenglich  zwingen."  Ueberhaupt 
erscheint  diese  von  den  Landleuten  so  übel  vermerkte  Aeus- 
serung  des  Cardinais  nur  als  eine  Illustration  des  seit  Jahr- 
hunderten von  den  Patrioten  gegen  die  Bischöfe  geübten  Ver- 
fahrens, das  Schiner  laut  derselben  Quelle  in  die  folgende 
drastische^  aber  nicht  unwahre  Schilderung  gefasst  hatte: 
„unsere  altvordern  sigin  sither  hundert,  zweyhundert  jaren 
der  gröbi  und  unstüme  gesin,  das  sv  kein  byschof  nie  hant 
gelassen,  sy  habent  sy  gewaltenglich  überfallen  und  mit  der 
matzen  recht  wol  erpantschet,  euch  etlich  erwürgt,  erstochen 
und  zu  den  zinnen  us  geworfen,  euch  etliche  vertriben,  darumb 
wundert  inen  nit,  das  man  mit  im  also  huss  hab." 

Gegen  eine  unter  ähnlichen  Vorgängen  erfolgte  Abtrotzung 
des  Landrechts  vom  Cardinal  spricht  vor  AUem  der  Eingang 
dieses  Landrechts  selbst,  der  dasselbe,  in  anscheinend  sehr 
unbefangener  Weise,  als  eine  Arbeit  des  Friedens,  hervorge- 
gangen aus  gründlicher  Berathung  mit  dem  Landrath^  be- 
zeichnet. So  hätte  der  Cardinal  bei  einem  ihm  unter  Drohung 
des  Verbrennens  abgezwungenen  Landrechte  nicht  gesprochen, 
und  auch  die  Landleute  selbst,  trotz  ihrer  „Gröbi  und  Un- 
«tüme";  ja  gerade  wegen  derselben,  hätten  ihm  solches  zu 
unterschreiben  nicht  zugemuthet,  so  wenig  als  sie  in  den 
Artikeln  von  Naters  die  Entstehung  derselben  in  dieser  Art 
gefälscht  haben.  Wird  daher  die  Aufstellung  des  Landrechts 
einer  Zeit  angehören,  da  der  Cardinal  mit  den  Landleuten  in 
gutem  friedlichem  Vernehmen  gestanden,  so  haben  wir  nur 
die  Wahl  zwischen  den  ersten  Wochen  des  Cardinalats  (Ende 
März  und  Anfang  April  1511)  und  dem  Winter  1513  auf  1514. 
Aus  folgenden  Gründen.  ïm  Frühjahr  1511  befindet  sich 
Schiner  noch  in  vollem  Besitze  der  bischöflichen  Herrschaft 
und  urkundet  z,  B.  noch  am  9.  April  1511  zu  Gunsten  der 
Leute  von  Liddes  (unten  TJebersicht  Nr.  509).  In  dieser  Zeit 
könnte  auch  die  definitive  Ausfertigung  des  schon  vorher  vor- 
bereiteten Landrechts  erfolgt  sein.  Aber  noch  im  April  1511 
muss  Schiner  vor  dem  ins  Wallis  zurückkehrenden  Georg 
Sapersax  in  die  schweizerische  Eidgenossenschaft  weichen, 
kommt  nur  für  kurze  Zeit  und  in  Entzweiung  mit  dem  Land- 
rath  wieder  ins  Land  und  entfernt  sich  unmittelbar  nach  dem 
Eechtstag  zu  Sitten  vom  28.  Juli  1511  heimlich  wieder.  Von 
da  an  ist  seine  Anwesenheit  im  Wallis  nicht  nachweisbar  bis 
in  den  Spätherbst  1513.   Selbst  wenn  er  vorübergehend  nach 
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dem  glorreichen  Ausgang  des  Feldzngs  von  Paria  (1512)^ 
der  seinen  Triumpli  über  die  Partei  Supersax  mit  sich  führte, 
im  Wallis  gewesen  sein  sollte,  wäre  er  kaum  zu  solcher  Thä- 
tigkeit  des  Friedens,  wie  das  Landrecht  sie  voraussetzt,  ge- 
kommen.   Ebenso  war  Schiner  den  grössten  Theil  des  Jahres 

1513  in  Italien  festgehalten.  Nun  aber  trat  mit  dem  Sieg 
der  Eidgenossen  bei  Novarra  (6.  Juni  1513),  der  Italien  für 
einmal  gründlich  von  den  Franzosen  befreite,  und  dem  Frieden 
von  Dijon  (13.  Sept.  1513)  volle  äussere  Ruhe  in  der  euro- 
päischen Politik  ein,  und  jetzt  kehrte  der  Cardinal,  der  noch 
am  26.  Sept.  1513  in  Cremona  sich  befand,  nach  seiner  Heimat 
zurück.  Schon  im  April  1514  durch  die  neu  ausgebrochene 
italiänische  Frage  wieder  nach  Italien  zurückgerufen,  war  er 
von  da  an  seiner  Heimat  entfremdet,  beständig  auf  Reisen 
im  Dienste  der  päpstlichen  Politik  bis  nach  London  hinaus, 
dann  im  Feldlager  in  der  Lombardei,  und  seit  der  verhäng- 
nissvollen Schlacht  Ton  Marignane  betritt  er,  so  viel  ich  sehe, 
nur  einmal  noch,  kurz  vor  dem  Landfrieden  von  1517  (Ende 
August)  das  Wallis,  er  erscheint  in  Münster,  und  wird  sofort 
(am  30.  August)  von  Supersax  wieder  in  die  Fremde  getrieben. 
So    bleibt    von    dieser    Periode    nur   der    Winter    1513    auf 

1514  übrig,  und  auf  diese  Zeit  passen  die  Eingangsworte  des 
Landrechts  „armorum  strepitu  quiescente  et  cessante^  so 
trefflich,  dass  ich  die  Abfassung  des  Landrechts  ihr  zuweisen 
möchte. 

Für  die  Zeit,  welche  zwischen  dem  Landrecht  des  Car- 
dinais und  dem  des  Hildebrand  von  Riedmatten  (1571)  liegt^ 
fliessen  die  Quellen  für  Erkenntniss  der  Rechtsentwicklung 
reichlich.  Das  Archiv  der  Bourgeoisie  von  Sitten  bewahrt 
die  Protokolle  der  Landrathssitzungen  von  1523  bis  1762. 
Diese  in  deutscher  Sprache  abgefassten  „Landrathsabschiede^ 
sind  in  24  starke  Foliobände  gebunden,  von  denen  allerdings 
der  20ste,  die  Jahre  1678 — 1689  enthaltend,  verloren  ist. 
Ich  habe  diese  Bände  sämmtlich  nach  der  uns  hier  angehen- 
den Richtung  excerpiert  und  gebe  in  der  üebersicht  das  darin 
Gefundene  regestenartig  wieder.  Um  dort  des  Citierens  über- 
hoben zu  sein,  gebe  ich  hier  die  Yertheilung  der  Jahre  auf 
die  einzelnen  Bände  an: 

Bandi:  1523—1532.   II:  1533—1543.  ni:  1544— 1555. 
IV:  1556— Aug.  1562.  V;  Aug.  1562—1569.  VI:  1570—1576. 
VII:  1577—1583.   VIU:  1584—1589.   IX:  1590-  1593.   X 
1594—1599.     XI:    1600^1605.     XII:   1606-1614.     XHI 
1615—1619.     XIV:   1620—1623.    XV:  1622—1626.    XVI 
1627—1634.  XVII:  1635—1646.  XVHI:  1647—1659.  XIX 
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1660— 1677.  XX:  1678—1689  fehlt  in  Sitten.^*)  XXI: 
1690—1699.  XXU:  1700—1719.  XXIU:  1720-1743.  XXIV: 
1744—1762. 

Der  nachfolgenden  Uebersichi  die  Aafzählung  der  ein- 
selnen  gesetzgeberischen  Erlasse  zuweisend^  werfe  ich  hier 
an  der  Hand  der  Abschiede  einen  Blick  über  die  Landrechts* 
eBtwicktung  nach  ihren  allgemeinen  Tendenzen. 

Im  Processgange  vor  hohen  und  niedern  Gerichten  waren 
grosse  Uebelstände  fühlbar,  namentlich  gab  das  bischöfliche 
Hofgericht  zu  Sitten  Anlass  zu  vielen  Klagen  über  ungebühr- 
liehe Weitläuftigheit  des  Verfahrens  und  f,Âusfiachte*,  wo- 
dttrch  grosse  Kosten  erwachsen.  Das  Landrecht  des  Gardi- 
nais hatte  das  Processrecht  nur  sehr  kurz  berührt.  Schon 
auf  dem  Weihnachtslandrath  von  1522  wird  über  ,,Kürzerung 
des  Bechten^  verhandelt,  es  liegt  auch  in  einem  Convolut 
des  Sittener  Bourgeoisiearchivs  unter  einzelnen,  auflöse  Bl&tter 

feschriebenen  Abschieden  von  löOl — 1523  ein  Entwurf  vom 
1.  Dec.  1522  vor.  Wesentlich  davon  abweichend  ist  die  Ré- 
daction der  Processordnung,  die  im  Weihnachtslandrath  1525 
anter  dem  Titel  „Nüwe  Artickel  Kürtzerung  des  Rechten'' 
definitiv  itt  festgestellt  worden. ^^  lieber  die  Handschriften, 
die  mir  von  dieser  Processordnung  bekannt  geworden,  wird 
unten  bei  Abdruck  derselben  berichtet  werden. 

Aber  nicht  bloss  das  Processrecht  erschien  revisions- 
bedürftig, wir  haben  (Anm.  45)  bemerkt,  dass  1539  dsü  Land- 
recht überhaupt  als  dunkel  und  finster  erfanden  war;  in  diesem 
Jahre  lag  dem  Landrath  sogar  schon  ein  neuer  Entwurf  vor, 
«1er  in  den  Zenden  bereits  war  berathen  worden,  und  zu  dem 
die  Rathsboten  die  Bemerkungen  ihrer  Zenden  auf  dem  Land- 
tag eingaben.  Es  waren  nur  wenige  Artikel  beanstandet,  so 
dass  eine  Einigung  leicht  schien,  doch  kam  es  zu  keinem 
Beschlüsse,  und  als  auf  dem  Maienlandtag  1541  der  procu- 
rator  fiscalis  Hieronymus  Wälschen  sein  Honorar  „für  die 
nüwen  Landrecht  zu  schriben''  verlangte,  wurde  dieses  Be- 
gehren in  Bedacht  genommen. 

Der  Gedanke  einer  vollständig  neuen  und  umgestaltenden 

**)  Der  Hanpttheil  der  bezfigliehen  Abschiede  war  im  Arefaiv  der 
BSrgergemeiiide  Yisp  za  finden,  wo  nächst  Sitten  die  reichste  Sammlang 
Torhanden  ist  Da  diese  Protokolle  (Abschiede)  immer  für  alle  Zeaden  sind 
aasgefertigt  worden,  so  sollten  sie  eigentlich  siebenfach  vorhanden  sein^ 
aber  in  den  meisten  Zendenarchiren  sind  sie  verloren  gegangen. 

*0  Dass  sie  in  den  einzelnen  Zenden  lange  anf  die  Publication  and 
fiinf&hmng  hat  warten  müssen,  ist  schon  oben  Ende  des  §  2  angeführt. 
(Irrthftmlieh  steht  dort  mehrmals  K.  des  Rechtens  statt  des  Rechten.) 

II* 
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Rédaction  des  Landrechts  wurde  jetzt  zunächst  aufgegeben, 
dagegen  schlug  der  Bischof  Johannes  Jordan  (1548 — 1565) 
einen  Weg  ein,  der  auch  später  (nach  dem  Landrecht  von 
1571)  wieder  betreten  wurde:  er  Hess  die  seit  den  Zeiten 
des  Cardinais  ergangenen  Landrathsabschiede  sammeln  und 
als  Nachtrag  zum  Landrechte  zusammenstellen.  Diese  Samm- 
lung, beginnend  mit  dem  Abschied  vom  20.  Dec,  1503  über 
Friedgebot  (unten  Uebersicht  N"r.  32)  und  bis  in  das  Jahr 
1550  reichend,  übrigens  die  Abschiede  nicht  genau  chrono- 
logisch aufführend,  kenne  ich  aus  vier  Abschriften,  zwei  in 
lateinischer  und  zwei  in  deutscher  Rédaction  ;  die  zwei  letzteren 
sind  Papierhefte  im  Archiv  Valeria,  4,  2  signiert,  beiden  fehlt 
derSchluss;  die  eine  lateinische  ist  ein  Papierheft  im  Archiv 
der  Bourgeoisie  Sitten,  Tiroir  131  Nr.  14,  die  andere  befindet 
sich  in  einem,  Herrn  Abbé  Gremaud  gehörigen  Bande,  be- 
titelt Miscellanea  Vallesiana,  und  ist  gegen  den  Schluss  sehr 
beschädigt.  Diese  Abschriften  sind  unter  sich  nicht  völlig 
übereinstimmend.  Dass  aber  diese  Sammlung  ein  auf  förm- 
lichem Landrathsbeschluss  beruhender  Landrecbtsnachtrag 
war,  gleich  den  Additiones  von  1598  und  der  Revision  von 
1780  (s.  unten),  beweist  der  Eingang,  aus  dem  ich  das 
Wesentliche  hier  mittheilen  will. 

Nos  Johannes  Jordani  Dei  gratia  episcopus  Sedunensis 
prœfectus  et  comes  Yallesii  pro  commodo  et  profiguo  rei- 
publicsB  terr8B  Vallesii  proque  communi  bono  ao  tranquillo 
statu  subditorum  nostrorum  ab  aqua  Morgiee  superius  quam 
inferius  promovendo  de  Consilio  ac  matura  deliberatione  mag- 
nifici et  prsestantis  viri  Johannis  Kalbermsctter  ballivi  terree 
Vallesii  ac  circumspectorum  providorum  ac  honestorum  viro- 
rum  (folgen  die  Namen)  oratorum  Septem  desenorum  sub- 
séquentes constitutiones,.  ordinationes,  decreta  et  statuta  jam 
exactis  decem  lustris  in  generalibus  consiliis  patriotarum  edita, 
quœ  oblivionis  dispendio  apud  plerosque  abolita  frugi  esse  et 
utilitati  cedere  reipublicœ  nostrsd  poterant  .  .  .  (Hauptsatz  un- 
beendigt).  Cum  igitur  nuUum  statutum  nuUaque  lex  videan- 
tur  ab  initio  sufficienter  ad  omnia  fuisse  promulgata,  sed 
correctione  quodammodo  indigere,  ut  ad  human»  naturce 
versibilitates  et  machinationes  sufficiant,  ne  quoque  parti- 
bus  litigantibus  in  longum  protrahendi  relinquatur  occasio, 
easdem  constitutiones  gnava  opera  et  dedita  diligentia  de  et  ex 
libro  arrestorum  generalium  terree  Vallesii  perquiri  et  in 
hoc  oompendinm  describi  fecimus  sub  titulis  subinfertis  ao 
denuo  ad  audientiam  communitatum  septem  desenorum  terr» 
Vallesii  eosdem  articules  proferri  ac  publice  perlegi  curavi- 


Die  Bechtsbildimg  der  Landschaft  Wallis.  167 

mua.  Quibus  intellectis  ipsœ  communitates  eosdem  prout  et 

Srins  communi  popuU  suffragio  laudaverunt  et  acoeptaverunt. 
tuos  per  cunctos  offioiarios  et  subditos  nostros  mediatoa  vel 
immédiates  in  jadicio  et  extra  piene  et  inviolabiliter  obser- 
vari  ac  eis  tanquam  legibus  uti  declaramus. 

Die  deutsche  Rédaction  Tiigt  bei:  Datum  zu  Sitten  in 
offenem  landrat  im  schloss  der  Meyrin  am  XI  decembris 
anno  do  man  zalt  von  der  geburt  unsers  lieben  Herren  1550. 

Der  Schluss  lautet:  cum  et  sub  tali  tum  protestatione 
per  prsdlibatum  rev.  dominum  nostrum  circa  prœmissa  omnia 
et  singula,  videlicet  quod  nee  sibi  neque  ecclesisB  suœ  Sedu- 
nensi  int'uturum  uUatenus  in  francbesiis,  libertatibus  et  im- 
inunitatibus  BegalisB  etiam  circa  stjli  curiœ  abbreviationem 
prœjudicari  possit,  quod  iliis  derogare  uUo  modo  non  intendit. 

Die  einzelnen  Abschiede,  weiche  die  Sammlung  bilden, 
werden  in  der  üebersicht  aufgeführt,  das  Werk  als  Ganzes 
hat  keine  selbständige  Bedeutung. 

Mit  diesem  Werke  hatte  Bischof  Johann  Jordan  die  Be- 
gehren nach  Bevision  des  Landrechts  vorläufig  zum  Schweigen 
gebracht,  und  auch  der  Landrath  war  in  der  nächsten  Zeit 
von  bezüglichen  Klagen  und  Wünschen  nicht  behelligt.  Erst 
im  Abschied  vom  8.  Mai  1570  finde  ich  wieder  eine  Notiz, 
,wie  von  Nöthen,  das  Landrecht  zu  verbessern,  weil  viel  Irr- 
thums  und  Miss  Verstands  brucht.^  Auf  29.  Mai  möge  daher 
ein  jeder  Zenden  einen  weisen  Mann  nach  Sitten  schicken 
zu  fleissiger  Betrachtung  aller  Landrechte  und  Abschiede 
und  zu  neuer  Bedaction  behufs  Vorlage  an  alle  Zenden. 
In  dem  Abschiede  22.  Jan./7.  Febr.  1571  von  Sitten  heisst 
es  sodann:  „Da  verrückter  Jahren  in  Rechtsübungen  viel 
Spans  sich  erhebt,  und  das  Landrecht  von  dem  einen  auf 
diese,  von  dem  andern  auf  andere  Weise  ausgelegt  worden« 
dazu  auch  kein  ganz  gründlich  und  beschlossen  und  voll- 
kommen Landrecht  nit  gesin  ist,  damit  künftig  sich  jeder 
eines  ganz  vollkommenen  Landrechts  gegen  ein  andren  wisse 
zu  halten,  und  damit  dem  gemeinen  Mann,  der  hievor  zu 
Zeiten  in  etlichen  Qerichtshöfen  mit  schweren  langwierigen 
Tägligen  (Gerichtsterminen)  ist  umbzogen  worden,  geholfen 
werde,  sind  die  Boten  der  sieben  Zenden  zusammengekommen 
und  haben  alte  und  neue  Landrecht,  Statut,  Edict,  Ordnungen, 
Décret  und  Satzungen,  welche  von  jeder  Zeit  her  gemacht, 
Tornemlich  die  Kürzerungen  des  Bechten,  welche  von  unsern 
Altvordern  aufgericht  und  angenommen  sind  worden,  auf 
welche  man  auch  dieses  Landrecht,  als  wyt  Gerichtsübung 
belanget,  gegründet  hat,  vorgenommen.^'  Die  in  der  Berathung 
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g^enebmigte  Bedactîon,  *  deren  Verfasser  ich  leider  «irgend* 
genannt  finde,  warde  in  alle  Zeiiden  zur  Prüfung  ge^chickt^ 
Schon  auf  dem  Landrath  rem  2ö.  April  1571  erklätten  die 
Boten  die  Annahme  Seitens  der  Zenden  und  auch  der  BÌ8(diof 
Hildebrand  yon  Riedmatten  stimmte  zu.  So  wurden  unter 
dem  Datum  des  23.  Mai  1571  diese  Statuta  patri»  Vallesii 
pîftblioiert.*®) 

Es  hat  bisher,  da  man  das  Landrecht  des  Cardinais  gar 
nioht  und  die  Artikel  von  Naters  nur  sehr  oberflächlich 
kaiwite,  bei  den  Freunden  der  öeschichte  des  Wallis  vielfach 
die  Meinung  bestanden,  dass  diese  Statuten  von  Iö7l  ein 
Landrecht  des  Wallis  so  zu  sagen  aus  dem  Nichts  hervor- 
gerufen und  es  mit  einem  Schlage  geschaffen  hätten,  und 
dann  glaubte  man  weiter  den  Bischof  Hildebrand  selbst  als 
den  Schöpfer  desselben  und  das  Werk  als  die  durchdachte 
und  reife  Frucht  seiner  Rechtsstudien  in  Paris  betrachten  zu 
dürfen.  Diese  ganze  Auffassung  ist  nun  wohl  vollständig  hin- 
fallig. Das  Landrecht  von  1571  erweist  sich  als  den  Ausbau 
des  Sohiner'schen,  wie  dieses  auf  den  Artikeln  von  Naters 
fusst.*^)  Sehr  Vieles  ist  wörtlich  herübergenommen,  Vieles 
bloss  in  der  Rédaction  verändert,  Manches  allerdings,  zumal 
das  den  Process,  die  Appellationen,  die  Pfändungen  Betref- 
fende, dann  auch  das  eheliche  Grüterrecht,  umgestaltet  und 
nach  neuen  Grundsätzen  bearbeitet.  Immerhin  soll  den  Sta- 
tuten von  1671  der  Ruhm  und  die  Anerkennung  einer  mit 
grossem  technischem  Geschicke  ausgearbeiteten,  klar  und 
präcis   durchgeführten  Gesetzgebung  ungeschmälert   bleiben. 

Ganz  zufrieden  war  man  freilich  damals  mit  dem  Werke 
nicht.  Schon  auf  dem  Maienlandrath  1573  erhob  der  Bischof 
Anstände  gegen  das  Landrecht,  und  es  wurde  beschlossen, 
der  Bischof  solle  mit  etlichen  verständigen  Leuten  die  neuen 
Landrechte  noch  eimnal  übersehen  und  in  dunkeln  Orten  ver- 
bessern. Das  geschah  und  der  Bischof  legte  auf  den  Weih» 
nachtslandrath  1573  neue  Redactionen  vor,  worüber  man  be- 
rieth  und  sich  verständigte.  Ein  Hauptbeschwerdepunkt  des 
Bischofs  war  der,   dass  im  neuen  Landrecht  zugelassen  sei 

*^)  Nebst  einer  Uebergang^bestimmniig  :  gegenüber  dem  Zinftmaximiitt 
(5Vo)  des  neuen  Landrechl»  sollen  höhere  Zinse,  die  schon  vorher  bei  Grand- 
darlehen aasbedangen  worden,  während  der  nächsten  zwei  Jahre  noch 
gelten,  der  Oläabiger  soll  aber  in  dieser  Zeit  das  Capital  einziehen. 

**)  Man  vergleiche  die  an  den  Schlass  gestellten  Concordanzen  der 
ancans  cas  de  costarne,  der  Artikel  von  Naters,  des  Landreehts  des  Gar« 
dmitls  and  des  Landrechts  von  1571. 
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<las8  ledige  und  uneheliche  Personen,  die  ohne  Leibeserben 
sterben,  über  das  Drittel  aller  ihrer  Uegenden  und  fahrenden 
Güter  testieren  dürfen,^)  welches  dem  Tisch  von  Sitten  (mena» 
episcopalis)  ein  grosser  Verlust  sei,  auf  welches  die  Gesandte» 
antworteten,  das  Landrecht  setze  dafür  viele  grosse  Bussea 
auf,  welche  vormals  nicht  gemeldet  worden  und  dem  Tisch 
von  Sitten  Ersatz  für  jenen  Nachtheil  bieten  ;  der  Bischof  be- 
friedigte sich  dabei,  wenn  es  erläutert  werde.  Darauf  wurde 
beschlossen,  bestimmt  zu  setzen,  dassvon  allen  grossen  Bussen 
der  Richter  des  Orts  3  ÏÏ  Busse  nehmen  und  das  TJebrigo  dem 
Bischof  zukommen  solle,  vorbehalten  die  freien  Gerichte  als 
zu  Baron  Castlanei  nieder  Gestilen,  Yisperthal  vor  den  Rui- 
iinen,  in  Simpeln,  im  Wald  Agören  und  andre  Ort. 

Jetzt  erst  wurde  das  Landrecht  von  Bischof,  Gapitel  und 
sieben  Zenden  besiegelt.*') 

Diese  officielle  und  besiegelte  Rédaction  war  in  lateini- 
scher Sprache  abgefasst,  der  Sprache,  der  sich  überhaupt  das 
Walliser  Notariat  auch  für  Privatacte  bis  zur  französischen 
Revolution  bedient  hat.*^)  Ob  ein  deutscher  Text  auch  förm- 
lich besiegelt  wurde,  ist  mir  nicht  bekannt  Aber  es  gab  einen 
solchen,  wie  das  ja  schon  für  den  Gerichtsgebrauch  in  den 
untern  Gerichten  der  Zenden  und  für  den  Gebrauch  des  ge- 
meinen Mannes  nöthig  war,*^)  und  zwar  war  derselbe  laut 
Abschied  vom  Mai  1577  (s.  sofort  unten)  vom  Landschreiber 
5,gesetzt'',  hatte  also  doch  auch  officielle  Bedeutung.  Es  führten 
aber  diese  beiden  Texte  hie  und  da  in  Einzelfallen  zu  ver- 
schiedenen Auslegungen,  wie  wir  auch  heute  bezüglich  der 
deutschen  und  der  französischen  Texte  von  Bundesgesetzen 
diese  Erfahrung  machen.  Der  Landrath  war  dann  veranlasst, 
eine  authentische  Erklärung  zu  Gunsten  des  einen  Textes  zu 
geben. '^*) 


^  Gemeint  ist  cap.  101  §  1. 

'^)  Daher  rührt  wohl  die  Aendernng  im  Datum  des  Originals  im 
Archiv  der  Valeria.  Dort  ist  nämlich  das  primo  in  der  Jahrzahl  1671  ant- 
radiert,  merkwürdiger  Weise  aber  dafür  secando,  nicht  tertio  gesetzt. 

^*)  Erst  im  Maienlandrath  1733  wurde  beschlossen,  was  in  Land- 
räthen  und  Rathstagen  beschlossen  und  schriftlich  verfasst  wird,  soll  in 
keiner  andern  als  in  deutscher  Sprache  aufgesetzt  an  Räth  und  Gemeinden 
gebracht  werden. 

'^)  Abschriften  des  deutschen  Textes  findet  man  doch  ziemlich  selten, 
während  solche  des  lateinischen  Textes  im  Wallis  sehr  häufig  sind. 

^)  So  schon  auf  dem  Weihnachtslandrath  1675  :  der  Bis^of  bringt 
vor,  das  Landrecht  im  Artikel  Ton  Entführung  und  Entfremdung  def  Mägd^a 
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£ine  weitere  Schwierigkeit  erhob  sich  bald  hinsichtlich 
der  Authenticität  der  im  Lande  gebrauchten  Abschriften.  Anf 
dem  Maienlandrath  1Ô77  warde  beschlossen,  dass  kein  Richter 
ürtheil  fällen  solle  auf  eine  Copie  ^  die  nicht  durch  zwei 
glaubwürdige  Schreiber  gegen  dem  rechten  Original  collatio- 
niert  oder  aber  mit  eigener  Handschrift  des  Landschreibers^ 
welcher  die  Landrecht  anfänglich  in  beiden  Sprachen  auf  la- 
tein  und  deutsch  gesetzt^  unterzeichnet  sei. 

Das  Landrecht  war  eigentlich  nur  fur  das  alte  bischöf- 
liche Gebiet  erlassen.  Es  erschien  aber  hauptsächlich  in 
Bücksiebt  auf  den  chicanosen  Processgang  im  Unterthanen- 
gebiet  wünschenswerth ,  es  auch  dort  in  Kraft  zu  setzen» 
Schon  auf  dem  Maienlandrath  1575  wurde  beschlossen,  die 
llnterthanen  zu  ermahnen^  dass  sie  das  Landrecht  auch  an- 
nehmen, weil  sie  sich  in  beiden  Landv^ogteien ,  St.  Maurice 
und  Monthey,  mit  langwierigen  Tägligen  umziehen,  ein  Theil 
sich  hält  an  das  geschriebene  Recht,  ein  andrer  auf  das  Sta- 
tut Dominical,^^)  ein  Dritter  auf  das  Landreoht.  Von  einer 
zwangsweisen  Einführung  wurde  aber  abgesehen,  man  bot 
das  Landrecht  den  Unterthanen  an,  worauf  dieselben  auch 
sich  zur  Annahme  bereit  erklärten,  falls  ihnen  ihre  Gewohn- 
heiten namentlich  in  ehelichem  Güterrechte  und  Erbrechte 
vorbehalten  blieben.    Dies  wurde  ihnen  concediert,  das  Land- 


oder Vogtskinder  werde  nngleich  verstanden,  da  fast  am  Ende  stehe,  dass 
wenn  einer  ein  Vogtskind  zur  Ehe  verkupple  ohne  des  Vogts  Wissen  and 
Willen,  der  solle  nm  60  flf  gestraft  werden  ;  dieweil  solches  dem  lateinischen 
Bachstab  nach  auf  ein  40,  50  jähriges  Vogtskind  möchte  bezogen  werden^ 
möge  hiernm  eine  Erlänternng  beschehen.  Nachdem  die  Boten  das  lateinisch» 
Landrecht  gegen  der  deutschen  VerdoUmotschung  gestellt,  haben  sie  ge- 
funden, dass  der  Verstand  des  lateinischen  sich  weiter  erstrecken  mag  weder 
das  deutsch,  dagegen  aber  dass  der  wahre  Verstand  des  deutschen  das  la- 
teinische flbertrefTe,  doch  sich  darüber  so  weit  erläutert,  dass  die  Busse 
der  60  flf  verwirkt  sein  solle  durch  die,  so  einen  Knaben  unter  18  oder  ein 
Meitlin  unter  IG  Jahren  ohne  Wissen  und  mit  Widerwillen  ihres  Vaters^ 
Mutter,  Vögten  und  Freundschaft  in  die  Ehe  sich  zu  ergeben  verkuppelten.  — 
Es  bezieht  sich  das  auf  cap.  131,  wo  die  deutsche  Uebersetzung  für  pu- 
pillos  utriasque  sexus  sagt:  junge  kttndt,  sie  seyn  knöblein  oder  meydtlini^ 
und  für  inducens  tales  :  so  ein  mönsch  solche  kündt  auFwieste. 

**)  D.  h.  die  sog.  Statuta  dominicalia  (so  genannt  wohl  wegen  der  im 
Eingang  aufgerählten  Sonn-  und  Festtage,  an  denen  keine  Gerichtsaudiensen 
stattfinden)  des  Herzugs  Amadeus  v.  26.  Juni  1423,  eine  ausführliche  Pro- 
eessordnung  für  das  ganze  savoyische  Gebiet  auf  Grundlage  der  Clem^ 
Saepe  (o.  2  Clem.  de  V.  S.  5,11). 
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recht  somit  nur  als  subsidiäres  Becht  eingeführt,  das  Man- 
gels ausdrücklich  verbriefter  Gewohnheiten  Geltung  haben 
solle. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden^  dass  das  Landrecht  von 
1571  schon  von  Anfang  an  als  erläuterungs-  und  ergänzungs- 
bedürftig betrachtet  wurde.  Gelegentlich  einer  auf  Wunsch 
des  Officiais  gegebenen  authentischen  Interpretation  von  Art. 
41  §  2^^)  wurde  festgesetzt:  Erläuterungen  späniger  Artikel 
des  Landrechts  sollen  in  die  Abschiede  verfasst,  durch  den 
Landschreiber  in  ein  besonderes  Buch  eingetragen  und  über 
etliche  Jahre  hinten  zu  an  die  Landrechte  geschoben  werden. 
Ja  auf  dem  Weihnachtslandrath  1577  ergieng  sogar  der  Be- 
schluss,  der  Landeshauptmann  wolle  zu  gelegener  Zeit  etliche 
verständige  Landleute,  die  ihm  dazu  zum  dienlichsten  be- 
dunken,  zu  sich  berufen,  das  Landrecht  von  Neaem  über- 
sehen, und  was  dunkel  oder  in  zweierlei  Verstand  möchte 
gezogen  werden,  bass  erläutern,  auch  die  Zusätze  der  Er- 
läuterungen schriftlich  vor  Räth  und  Gemeinden  aller  sieben 
Zenden  kommen  lassen.  Sodann  Abschied  v.  26.  März  1578: 
Alle  Richter  sollen  dem  Hauptmann  schreiben ,  was  für  Ar- 
tikel des  Landrechts  vor  ihnen  und  ihrem  Gericht  bisher  in 
zweierlei  Verstand  gezogen  oder  für  dunkel  erachtet  worden. 

Auf  dem  Landtag  zu  Sitten  am  30.  Juli  1594  erschien 
vor  gesessenem  Rath  der  „guldy  schrybei"  Niclaus  Heckman 
und  legte  drei  Exemplare  des  Auszugs  vor,  den  er  aus  den 
Abschieden,  so  seit  dem  neuen  Landrecht  ausgegangen,  ge- 
macht habe  von  den  namhaftesten  Artikeln,  Verbesserungen 
oder  Erklärungen  der  Landrechte,  auch  Satzungen,  so  nütz- 
lich und  zu  Kürzerung  der  Rethtshändel  dienen.  Er  habe, 
sagte  er,  viel  Mühe  damit  gehabt,  weil  er  die  Abschiede  in 
verschiedenen  Zenden  habe  zusammensuchen  müssen.  Es 
wurde  beschlossen,  diesen  Auszug  durch  je  einen  Mann  von 
jedem  Zenden  mit  den  Abschieden  vergleichen  und  verbessern 
zu  lassen. 

Für  das  Folgende  lasse  ich  einfach  die  Abschiede  reden. 

Weihnachtslandrath  1595:  betreffs  Auszug  aus  den  Ab- 
schieden, die  seit  Annahme  des  neuen  Landrechtes  ergangen: 
der  Landeshauptmann  und  Abgesandte  aus  den  Zenden  soUen 
über  die  im  letzten  Decemberlandtag  erwähnten  Rechtsfragen 
Bericht  erstatten  (es  betrifft  Ablösung  von  Pfandsummen  und 
Nachbarrecht  bezüglich  Baumnähe). 


^)  Auf  dem   Weihnachtslandrath   lö7ö;    die   Interpretation    wnrde 
tbrigens  anoh  erst  nach  Anfrage  der  Zenden  ertheilt. 
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LAndrath  1597,  7./15.  Jaiii:  Der  Beschluss,  zu  Knrzenmif 
«1er  Bechtsbändel  eine  Bevision  der  neu  angenommenen  Land^ 
rechte  zu  thnn  und  alle  seither  zur  Erklärung  der  dunkeln. 
Artikel  gemaohten  Abschiede  in  ein  Summarium  zu  bringen, 
kt  amsgeführt,  und  haben  die  dazu  Verordneten  ihre  Arbeit 
▼orgelegt^  und  diese  soll  in  die  Gemeinden  geschickt  werden, 
und  was  von  Abschieden  unverändert  aufgenommen  worden, 
soll  für  eine  immerwährende  Satzung  gleich  als  die  Landrecht« 
gehalten  werden. 

Weihnachtslandrath  1597:  Wegen  des  Summarium,  da 
dasselbe  wegen  Kürze  Zeit  nicht  in  alle  Gemeinden  hat  ver- 
schickt werden  können,  auch  in  einer  so  wichtigen  Sacke 
nöthig  ist  sich  wohl  zu  bedenken,  hat  man  die  Sache  ver* 
schoben  bis  nächsten  Maienlandrath. 

Maienlandrath  1598  (Sitten):  Bischof,  Capital  und  Land- 
rath  beschliessen  über  Bevision,  Erläuterung  und  Zusatz  des 
Landrechts  nach  vielem  Bathschlagen  etlicher  späniger  Ar^ 
tikelj  wie  dann  Räth  und  Gemeinden  aus  dem  so  durch  den 
Landdchreiber  zu  erster  Gelegenheit  in  die  Zenden  geschickt 
wird,  mögen  Bericht  empfahen,  bei  welchem  es  gar  und  ganz 
bleiben  soll,  damit  ein  solch  loblich  und  nothwendig  Werk 
nicht  länger  aufgezogen  werde,  mit  gleichem  Vorbehalt  wie 
am  Ende  des  Landrechts,  dass  auch  diese  Revision  den 
Rechten  des  Tischs  zu  Sitten  u.  s.  f.  keinen  Abbruch  thun 
soll.  Jedoch  haben  Bischof  und  Capitel  begehrt  über  den 
Artikel  der  jährlichen  Zins  so  weder  ewig  noch  ablösig,  und 
wie  man  sich  deren  freien  mag  (Additiones  Art.  55),  noch 
sich  bas  zu  bedenken ,  welches  bis  auf  Weihnachtslandrath 
bas  zu  bedenken  aufgeschoben. 

So  entstanden  die  Zusätze,  welche  den  Namen  und  Titel 
führen  : 

Ad  pristina  patriae  Yallesii  Statuta  Additiones  aliquot 
ad  quosdam  articulos  elucubrandos  in  revisione  eorundexa 
novissime  facta  subjanctae. 

Die  zahlreich  vorkommenden  Handschriften  des  latei- 
nischen Textes  schon  weichen  in  Zahl  der  Artikel  und  in 
kleineren  Redactionspuncten  von  einander  ab;  vollends  aber 
ergiebt  sich  eine  grosse  Verschiedenheit  des  lateinischen 
Textes  gegenüber  dem  deutschen.  Jener  ist  über  die  Massen 
knapp,  wo  dieser  in  behaglicher  Breite,  aber  eben  darum 
auch  viel  genauer  den  Gegenstand  behandelt,  ja  es  ist  oft 
die  Identität  zwischen  beiden  schwer  zu  ^kennen»  Die  la- 
teinische Rédaction  ist  abgedruckt  auf  S.  137  ff.  der  von  ProL 
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und  G^olitspräsident  Cropt  in  Sitten  veranstalteten  Ausgab« 
4ei  liandrechts  von  1571^  deren  Titel  laatet:  Statuta  Y  ak- 
l^siae,  cum  duabus  revisionibus.  Seduni  1843.  In  der  Ueber- 
8icht  der  Rechtsquellen  werden  die  einzelnen  Landrechtsab«* 
sahiede,  aus  denen  sich  dieser  Nachtrag  von  1598  zusammen- 
setzt,  grossen theils ,  soweit  ich  sie  aus  den  Protokollen  %t^ 
mittelt  babe,  nach  der  deutschen  Fassung  mitgethcilt. 

Das  1598  eingeschlagene  Verfahren  wurde  aucb  für  die 
Zukunft  im  Äuge  behalten.  Aus  den  Abschieden  habe  ick 
Mos  noch  bemerkt  und  notiert: 

Weihnachtslandraih  1634  Sitten:  Da  früher  beschlossea 
worden^  ein  Landbuch  za  machen  und  alle  Satzungen,  die 
von  der  Revision  der  Landrechten  her  sind  verabschiedet 
wordeni  darin  einzutragen,  so  wird  eine  Commission  ernannt, 
welche  diese  Satzungen  ausziehen  und  zusammenstellen  soll. 

Zur  Ausführung  ist  diese  zweite  Revision  erst  kurz  vor 
der  Revolutionszeit  gelangt,  im  Maienlandrath  1780,  und 
zwar  gemäss  dem  Beschluss  von  1733  (oben  Anm.  52)  in 
deutscher  Rédaction.  Handschriften  derselben  sind  sehr  zahl- 
reich, ebenso  solche  der  für  das  Unterwallis  angefertigten 
französischen  üebersetzung,  deren  eine  in  der  angeführten 
Ausgabe  der  Statuta  Yallesiae  S.  171  S,  abgedruckt  ist. 
Ich  wtirde  gern  den  deutschen  Text,  soweit  er  nicht  schon 
in  der  Uebersicht  der  Landrathsabschiede  aus  den  Proto* 
koUen  kann  datiert  und  mitgetheilt  werden,  publicieren,  wenn 
es  der  für  diese  Veröffentlichung  zulässige  Raum  gestatten 
•würde. 


B.  Zendenreohte  and  Ortsreohte. 

Die  Zenden  betrachteten  sich  bezüglich  der  Gesetzgebung 
als  souverän ,  wir  haben  schon  vielfach  Anlass  gehabt  zu 
bemerken,  dass  der  Landrath  keinem  Zenden  durch  einen 
Mehrkeitsbeschluss  ein  Gesetz  aufnöthigen  konnte,  dass  die 
Zenden  vielmehr  gegen  alle  Beschlüsse  und  Gesetze  des  Land- 
rath« sich  volle  Unabhängigkeit  wahrten  und  dieselben  nach 
freier  Selbstbestimmung  annahmen  oder  ablehnten.  So  geht 
denn  auch  neben  der  Landesgewohnheit  und  der  Landesge- 
setzgebung ein  besonderes  Gewohnheitsrecht  und  eine  Par- 
ticulargesetzgebung  der  einzelnen  Zenden  nebenher,  und  in 
wichtigen  Fragen  hat  oft  das  Lan'lrecht  die  Zendengewohn- 
heiten  vorbehalten,  z.  B.  Landrecht  von  1571,  Art.  48,  I 
§  4  i.  f.  Die  uns  erhaltenen  Aufzeichnungen  von  Zenden- 
Matirten  sind  aber  nicht  gerade  sehr  zahlreich,    wir  werden 
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aie  in  der  Uebersicht  aufzählen,  and  verweisen  hier  nur  auf 
die  besonders  bedeutenden  des  Zenden  Leuk  v.  1338  (bei 
Gr.  IV  Nr.  1719),  des  Zenden  (resp.  Hauptdrittels)  Baron  v. 
1648,  und  des  Zenden  Brig  von  1418  und  lôl6. 

Ungemein  reichlich  aber  fliessen  die  Quellen  für  einzelne 
Ortsrechte.  In  erster  Linie  stehen  die  Statuten  der  Stadt 
Sitten,  welche  den  Fortschritt  aus  einer  hofrechtlichen  Bi- 
schofsherrschaft zu  freier  Selbstverwaltung  darstellen.  Das 
älteste,  um  das  Jahr  1217  erlassene  Stadtrecht  (Grr.  1  Nr.  265) 
mahnt  nach  Inhalt  und  Form  vielfach  an  jene  Statuten  deut- 
scher Städte,  deren  Typus  in  dem  sog.  Wormser  Hofrecht 
des  Bischofs  Burchard  dargestellt  ist.  Das  Stadtrecht  von 
1269  (Gr.  II  Nr.  751)  gewährt  der  Bürgerschaft  schon  einen 
Stadtrath  für  Berathung  von  G-emeindesachen ,  insbesondre 
für  Regelung  der  Almendnutzung  (isti  sunt  XII  consules  qui 
de  Consilio  dominorum  debent  de  omnibus  communitatibaa 
ordinare).  Schon  sehr  viel  reicher  entwickelt  ist  die  Selb- 
ständigkeit der  Stadt  in  dem  Freiheitsbrief  des  Bischofs  Phi- 
lipp I.  V.  12.  März  1339  (s.  unten  Näheres  in  der  Uebersicht). 
Im  lö.  Jahrhundert  hat  sich  eine  einlässliche  polizeiliche  Ge- 
setzgebung des  Stadtrathes  entwickelt. 

Auf  schon  viel  bescheidenerem  Fusse  bewegen  sich  die 
Statuten  der  Bürgschaften  von  Leuk  und  Visp,  welche  wesent- 
lich nur  Polizei-  und  Almendsachen  betreffen.  Und  je  kleiner 
die  Ortschaften  werden,  desto  mehr  schrumpfen  die  Statuten 
zu  blosen  Einungen  über  Dorfgenosssamerechte,  Almend- 
nutzung u.  dgl.  zusammen.  Ein  im  Oberwallis  hiefür  be- 
liebter Name  ist  Bauernzunft.  Dieselben  sind  ausserordent- 
lich zahlreich  und  würden  für  eine  Darstellung  der  alten 
und  vielfach  bis  auf  den  heutigen  Tag  bewahrten  genossen- 
schaftlichen Verhältnisse  und  Rechte  ein  prächtiges  Material 
bieten. 

Von  den  Particularrechten  des  Unterwallis  finden  sich 
die  ältesten  aus  der  Zeit  der  Savoyischen  Herrschaft  bis 
zum  Jahre  1375  bei  Gremaud  abgedruckt.  Was  ich  aus 
späterer  Zeit  kenne,  wird  unten  zusammengestellt  werden. 
Die  wichtigsten  sind  die  gelegentlich  der  Einführung  de» 
Landrechts  von  1571  vorbehaltenen  und  verbrieften  Statuten 
über  Erbrecht  und  eheliches  Güterrecht. 

Die  nachfolgende  Uebersicht  kann  keinerlei  Ansprach 
auf  Vollständigkeit  erheben.  Selbst  von  dem,  was  ich  mir 
aus  den  einzelnen  Dorfladen  notiert  habe,  niuss  ich  schon 
Manches  weglassen,  um  den  Umfang  dieser  Uebersicht  nicht 
zu  sehr  anschwellen  zu  lassen.   Der  Canton  Wallis  ist  über- 
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aus  reich  an  Archiven  und  Rechtsquellen  aller  Art.  Jede 
Ortschaft  bis  in  die  entlegenste  Dorfgemeinde  in  Thälern 
und  auf  Höhen^  welche  weit  ab  von  den  Hauptwegen  liegen, 
hat  ihr  Archiv  mit  reichen  Schätzen  zumal  für  das  Studium 
der  alten  Alp-  und  Alinendverhältnisse.  Bei  mehrmaligem 
Besuche  des  Wallis  von  Vouvry  bis  zum  Bhonegletscher 
hinauf  habe  ich  wohl  die  Archive  der  Hauptortschaften  und 
die  Dorfladen  vieler  kleinerer  Gemeinden  durchstöbert,  aber 
noch  mehr,  entlegenere,  nicht  aufsuchen  können,  und  auch 
bezüglich  jener  kann  ich  nur  die  Hoffnung  aussprechen,  nicht 
mit  Zuversicht  behaupten,  dass  mir  besonders  Wichtiges 
nicht  entgangen  sei  Unzweifelhaft  ist  noch  manches  Schöne 
zu  finden,  aber  ich  habe  geglaubt  für  einmal  jetzt  abschliessen 
zu  sollen  und  späteren  Forschern  das  Weitere  überlassen  zu 
dürfen;  und  ein  Kecht  dazu  glaube  ich  immerhin  zu  haben^ 
da  des  Neuen  genug  in  dem  hier  Mitgetheilten  enthalten  und 
zumal  in  der  Geschichte  der  Entwicklung  des  Landrechts  die 
Hauptlücke  aufgefüllt  ist. 

Nicht  unterlassen  aber  kann  ich ,  mit  wärmster  Aner- 
kennung die  Aufnahme  zu  verdanken,  die  ich  überall  im 
Wallis  für  meine  Nachforschungen  gefunden  habe.  Zunächst 
bei  der  Regierung  des  Cantons  und  dem  trefflichen  Archivar 
der  Archive  des  Domcapitels  auf  Valeria  und  der  Bourgeoisie 
von  Sitten,  Herrn  Domherrn  Grenat,  dann  aber  auch  bei 
allen  Gemeindevorständen  im  Unter-  und  Oberwallis  ohne 
Ausnahme,  die  sich  oft  nicht  haben  verdriessen  lassen,  von 
ihrer  Feldarbeit  abgerufen  zu  werden,  um  ihre  Dorfladen  zu 
öffnen,  und  die  —  was  besonders  vergnüglich  war  —  sich 
dann  mit  Interesse  und  Freude  ihre  alten  Ordnungen  vor- 
lesen Hessen  und  ihre  verständigen  Bemerkungen  darüber 
machten.  Ich  kann  hier  nicht  alle  die  Namen  aufzählen, 
deren  Träger  sich  so  freundlich  entgegenkommend  bewiesen 
haben,  aber  ich  sende  ihnen  diese  Blätter  zum  Zeichen,  dass 
sie  nicht  bei  mir  vergessen  sind.  Zum  Schluss  verdanke  ich 
noch  die  Mitwirkung  dreier  Freunde:  des  Herrn  Dr.  K.  Steh- 
lin  von  Basel,  der  mich  auf  einem  Besuche  im  Wallis  be- 
gleitet und  sich  namentlich  mit  mir  in  das  Excerpieren  der 
Landrathsabschiede  getheilt  hat  ;  des  Herrn  Abbé  J.  Gremaud 
in  Freiburg  und  des  Herrn  Pfarrer  F.  Schmid  in  Morel,  der 
zwei  in  der  Walliser  Geschichte  wohl  bewanderten  Forscher, 
welche  beide  mir  ihre  reichen  Collectaneen  von  Urkunden  zur 
Durchsicht  und  Benutzung  vorgelegt  haben. 
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Uebersicht  der  RechtsqueHen  des  Wallis. 
1.  Das  Landrecht 

1.  1291,  Jan.  3.  Erwähnung  von  „jus  et  terrae  consuetudo* 
bezüglich  des  Vorzugs  des  primogenitus  ex  prima  uxore 
bei  Erbgang. 

(Gr.  V  Nr.  2180.) 
H.  Anfang  XIV.  Jahrh.  Âriicu/i  consuetud/n/s  corracti  per  epis' 
copum  et  eius  consî/tum  generale,   hauptsächlich  den  Pro- 
cess  betreffend. 

(Gr.  III  Nr.  1483.) 
5.  1331,  März  1.   Verbot  an  die  Notare,  Verträge  auf  länger 
als    acht  Jahre   auszufertigen   zu  Präjudiz  des  Canzlei- 
rechtes  des  Capitels  betreffend  immerwährende  Contracte. 
(Gr.  IV  Nr.  1625.    Vgl.  das.  II  Nr.  1027.) 
Ein  gleiches  Verbot  von  Usurpation  der  CaDzleirechte  des 
Capitels   1338   Aug.    6    (Gr.   IV  Nr.  1725),   Emeuemmg 
1340    April   7    (Gr.  IV   Nr.  1798),  und  1378  Aug.  21 
(Archiv  Valeria),  letztere  mit  Erweiterung  der  acht  Jahre 
auf  neun. 

4.  1329 — 1337,  Febr.  1.     Reglement  des  Domcapitels  über 

die  Oanzleitaxen. 

(Gr.  IV  Nr.  1702.) 
Ò.  1339,  Juli  9.     Landrathsabschied  über  Gerichtsstand. 

(Gr.  IV  Nr.  1771.» 
-6.  1340,  Mai  4.     Statut  des   Capitels  über  Bestrafung  der 
gegen  Nr.  3  handelnden  Notare  und  Schreiber. 
(Gr.  IV  Nr.  1800.) 
7.  1345,  Aug.  5.  Eidesformel  derCanzleibeamten  des  Capitels. 
(Gr.  IV  Nr.  1889.) 

5.  1346,  Juli  11/25.    Kundsohaftsaufnahme  über  die  Gerichts- 

barkeit des  Capitels,  besonders  im  Schloss  Valeria. 
(Gr.  IV  Nr.  1911.) 
S.  1347,  Febr.  9.   Statut  über  Freiheit  des  Verkehrs  im  Wallis. 
(Archiv  der  Bourgeoisie  Sitten,  Tiroir  131  Nr.  6  Perg.) 
Gnychardns  Sedun.  episcopus  et  plures  tarn  canonici  DobileB 
quam    alü   qui    vénérant  in  armis  ad  maudatum  episcopi 
maxime  de   capitnlo   Sedunensi,   de  Leuca,   de  Sirro,   de 
Anni  Visio,  de  Vercorens,  de  Oranges,  de  Ayent,  de  Seduno, 
de  Savisia,   de  Chamoson    et   de  Martigniaco   statueront, 
quod  nuUus  offendat  mercatores  vel  alios  transeuntes  per 
terram  Vallesü;  offendens  seu  auxilium  dans  incurrat  penam 
corporis    et  heris,   de   qua  pena  nulla  fieri  valeat  gratia 
usque  quartam  generationem.  Sub  eadem  pena  qui  videbunt 
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iiiBrcatoribtis  Ben  tranBeuntibns  oifeasam  fieri,  offensam  pas- 
8nm  défendant  et  offendentem  detineant  et  carie  episcopi 
tradant  Nnllns  predam  faciat  hominum,  rerum  vel  ani- 
maliam,  nisi  licentia  a  domino  episcopo  obtenta,  snb  eadem 
pena.  Das  wird  1348,  April  3  nnd  später  von  zablreichea 
Personen  ans  besagten  Gemeinden  feierlich  beschworen. 

10.  1347,  Nov.  22.    Bischöfliche  Anerkennung  der  bindenden 

Kraft  der  Urkunden,  die  nach  dem  Pormalar  der  Capitela 
oanzlei  gefertigt  sind,  für  Parteien  und  Biohter. 
(Gr.  IV  Nr.  1926.) 

11.  1355,  Juli  6.    Bestätigung  der  Ganzleirechte  des  Gapitels 

durch  Peter    von   Aarberg   als    vicari us    et  capitaneua 
generalis  patriae  Vallesii. 

(Gr.  V  Nr.  2026.) 

12.  1365,  Juni  21.  Bestätigung  der  Canzleirechte  des  Capitela 

durch  Kaiser  Karl  IV. 

(Gr.  V  Nr.  2097.) 

13.  Um  14(X).    Aufseichmung  Yom  Walliser  6«woluibeitoreeht: 

^aueiiiis  eas  de  eostume^'. 

(Gr.  IV  Nr.  1973.) 

14.  1422,  Juni  17.     Aufzählung   der  Gebühren   des    ballirus 

gelegentlich  der  Ernennung  des  Job.  "Hcnggart  zu  diesem^ 

Amt  durch    den  Bisthumsverweser  Andreas  v.  Gualdo. 

(Gallia  Christiana,  XII  Nr.  19  p.  440  s.) 

Besoldung  150  fl.  jährlich  nnd  Naturalien;  alle  kleinen 

Bussen  erhält  er  ganz,   von  den  Bussen  bis  auf  60  sol. 

ein  Drittel,  von  den  Bussen  über  60  sol.  das  Fünftel,  von 

rückständigen  Bussen  aus  der  Zeit  vor  seinem  Amtsantritt^ 

die  er  noch  eintreiben  muss,  ein  Zehntel. 

15.  1428,  Aug.  7.     Verordnung   der  Landleute   über  Hexen- 

verfolgung. 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

16.  1435,   März   16.     Landes-   und  Geriehtstferfassung  vereinbart 

durch  Bischof  und  Landleuie, 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

17.  Erste  Hälfte  des  XY.  Jahrh.     Weisthum   über  Wai/iser  6e^ 

mohnheiisrecht 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

18.  1446,  Jan.  28.    Statuta  patri»  TaDesii,  sog.  Artikel  tob 

Naters. 

(Unten  vollständig  abgedrnokt.) 
18.   1474,  Juni  8.    Abschied  von  Bischof  und  Landrath  über 
Münze  und  Hausieren. 

(Archiv  Valeria,  Diariam  episcopi  Walther!  Snpersaxo,  ^r«^ 
eine  weitere  Manzordnnng  desselben  Bischofs  von  ca.  14S0.) 

ZêltMhr.  fSU  •ehwttiseiiichM  Reokt.    Neu«  Folce  VU.  12 
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20.  1487,  Mai  18.   Capitulation  des  Bischofs  Jost  von  Silenen. 

(Unten  im  Wesentlichen  mitgetheilt.) 

21.  1496,  April  19.    Landsatzungen  der  sieben  Zenden  des  Wallis, 

zu  einer  Wahlcapitulation   für   Bischof  Niclaus  Schiner 
bestimmt. 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

22.  1501,  Febr.  8.    Straflosigkeit  einer  Tödtung  zur  Rächung 

eines  Verwandten. 

(Pfarrarchiv  Biel,  Nr.  35.) 
Hans  Tschan  hat  den  Peter  WoUeb  in  der  Grafschaft 
Biel  erschlagen.     Der  Landrath  spricht  ihn  frei,  weil  er 
einen  von  WoUeb  getödteten,  innerhalb  des  vierten  Grades 
mit  ihm  Verwandten  gerächt  hat. 

23.  1501.     Prämie  für  Erlegung  von  Raubthieren. 

(Unter  diesem  Datam  in  der  Âbschiedsammlnng  des 
Bischofs  Johannes  Jordan,  Nr.  154.) 
Für  einen  Bären  2  Gulden,  für  einen  Wolf  1  Galden. 
Hier  schliesse  ich  an: 

24.  1541,  Dec.  14.  Wer  im  Lande  unterhalb  St.  Maurice 
einen  Bären  oder  Wolf  erlegt,  erhält  vom  Vogte  30  Gros, 
gegen  Vorweisung  des  Kopfes  und  der  rechten  Spallen 
mit  dem  Tappen. 

25.  1577,  Dec.  11/19.  Wer  die  Prämie  für  einen  Wolf 
haben  will,  muss  dem  Landvogt  oder  dem  Zendenrichter 
den  rechten  Vorderfuss  präsentieren.  Verkauf  des  An- 
spruchs ist  nicht  gestattet. 

26.  1626,  Dec.  13/23.  Erneuerung  alten  Gesetzes:  für  einen 
erlegten  Geier  oder  Falken,  der  dem  Landvogt  oder  Zenden- 
richter vorgewiesen  wird,  6  Batzen  1  Kreuzer,  für  einen 
Weih  6  Gros,  für  Nachteule,  Kauz  und  Wanerly*)  3  Gros. 

27.  1627,  Dec.  6/24.  Ein  Jäger  hat  einen  Wolf  umgebracht, 
so  zehn  Junge  in  ihm  gehabt,  und  verlangt  von  jedem 
Jungen  die  15  Batzen  Prämie.  Es  wird  für  ein  Gesetz 
statuiert,  dass  er  Alles  in  Allem  die  doppelte  Prämie,  30 
Batzen,  erhalten  soll.  Wenn  einer  ein  Nest  von  Wölfen 
ausnimmt,  die  noch  „unabgeseigt''  wären,  sollen  zwei  für 
einen  gerechnet  und  bezahlt  werden. 

28.  1503,  Juli  8.    Landrathsabschied  betr.  Verbot  der  Appel- 
lation ausser  Landes. 

(Archiv  der  Bourgeoisie  Sitten,  Convolnt  von  Abschieden 
1603—1625.) 
Erneuerung  alten  Statuts:   an  Leib  und  Gut  wird  ge- 
straft, wer  ein  Urtheil  von  einem  weltlichen  Eichter  des 
Landes  in  fremde  Höfe  ausser  Landes   appelliert,    oder 

W'anerly,  falco  tinunculus.    Stalder,  Schweiz.  Idiotikon,  II  434. 
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solche  Appellationen  nnd  Citationen  ins  Land  bringt  nnd 
5ffentlich  anschlägt. 

Das  Verbot  wird  öfter  erneaert: 

29.  1523,  Weihnachtslandrath.  Verbot  des  Eechtssachens  über- 
hanpt  vor  fremden  geistlichen  Gerichten. 

30.  1550,  Febr.  27.  Dass  Niemand  den  Andern  nm  keinerlei 
Sachen  in  die  Fremde  austagen  solle  noch  mit  Bannbriefen 
oder  £xcommnnicationen  beschweren.  Erneuert  1617, 
Dec.  11/24  und  1697,  Mai  8/21  (bei  Strafe  des  Ge- 
fängnisses). 

31.  1558,  Dec.  9/18.  Verbot  der  Erwirkung  päpstlicher 
Briefe  durch  Appellation  gegen  Endurtheile,  die  in  der 
Landschaft  in  geistlichen  und  weltlichen  Sachen  gefällt 
werden,  ürtheile  des  Officiais  oder  gemeinen  Eichters 
können  nur  an  den  Bischof  appelliert  werden.  In  geist- 
lichen Sachen,  die  vor  dem  Bischof  empfangen  werden, 
soll  dieser  mit  seinen  Beisitzern  Urtheil  fällen,  und  die 
Appellation  geht  wieder  an  den  Bischof,  der  den  dritten 
Theil  mehr  Beisitzer  beruft  und  definitiv  entscheidet.  Welt- 
liche Händel  sollen  im  gesessenen  Landrath  ihre  Endschaft 
nehmen. 

32.  1503;  Dec.  20.    Abschied  betr.  Aufnahme  von  Fried  und 
Tröstung. 

(Gleicher  Fandort  wie  Nr.  28.) 
Dieser  Gegenstand  hat  den  Landrath  ungemein  oft  be- 
schäftigt, die  alten  Abschiede  werden  immer  wieder  er- 
neuert, „weil  viele  Stösse  sich  zutragen  und  etwa  keinerlei 
Frieden  gegeben  wird,"  wie  es  im  Absch.  1565  Mai  23/30 
heisst.  Die  Sache  ist  die:  wenn  zwei  oder  mehr  in  thät- 
lichen  Streit  gerathen  sind,  soll  ihnen  jeder,  der  dazu 
kommt,  zurufen:  „ich  büt  üch  myner  herren  friden**  (Absch. 
1556,  Juli  1/9).  Gehorchen  sie  auf  dreimalige  Auffor- 
derung nicht,  so  sind  sie  als  Friedbrecher  der  Busse  ver- 
fallen und  der  Richter  soll  sie  gefangen  setzen,  bis  sie 
Tröstung  (Caution)  für  Friedhalten  geben.  Der  Absch.  v. 
1503  setzt  fest,  dass  wer  einen  Friedbieter  (Scheider) 
verletzt,  diesem  allen  Kosten  und  Schaden  abtragen  und 
dem  Richter  3  ff  Busse  bezahlen  soll.  Das  Nähere,  was 
die  Absch.  v.  1532  Weihnachtslandrath,  1534  Dec.  21 
(für  das  Land  ob  und  nid  der  Mors  gültig),  1537  Dec. 
19,  1541  Dec.  14,  1556  JuU  1/9,  1559  Dec.  12,  1562 
Dec.  9/19,  1565  Mai  23/30,  1566  Mai  15/26,  1567 
Mai  21/31  festgestellt  haben,  ist  zusammengefasst  in  den 
Sut.  V.  1571  cap.  138  und  145.     Der  Absch.  v.  1566 
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enthält  auch  noch  die  Bestìmmung^,  die  in  Stat.  v.  Iö71 
cap.  139  anfgenommen  ist,  in  folgender  drastisch  knapper 
Fassung:  ^Wer  erfanden  wird  zum  ersten  Mal  in  Fried- 
bmch,  soll  verfallen  sein  die  grosse  Bnsse  der  60  lib. 
eamuit  dem  gnldinen  Helbling,  welcher  gnldin  Helblin^ 
soll  verstanden  werden,  dass  er  die  Ehr  mit  ihm  hinweg- 
zücht;  zu  dem  andern  Friedbrach  die  rechte  Hand,  zu 
dem  dritten  mit  Recht  and  Urtheil  den  Eopf  von  Achseln.* 
Aach  nach  den  Stat.  v.  1Ô71  finden  sich  in  Abschieden 
Emeaerangen  der  Vorschrift,  so  1578  Mai  7/11. 

33.  1511—1514.  Statata  patriae  Yallesii:  „Landreeht  des  Car- 
dhials'^ 

(Unten  toU  stand  ig  abgedrückt.) 
M.   1517^  Sept.  12,  Sitten.     Landfrieaen  der  Landleute. 

(Mehrfach  in  Copien  vorhanden,  z.  B.  Berner  Stadtbibliothek 
Mannscr.  Helvetica,  II  87.  Documenta  historiea  Vallesii,  ein 
früher  dem  Grosscastlan  zn  Martigny,  Anton  Vantery  (1717), 
jetzt  Herrn  Abbé  Gremaad  gehöriger  Band  mit  Wallieer 
Mannscr.) 

Inhalt:  1.  Festhalten  am  Landrecht.  2.  Verbot  heim- 
licher „Ursache^  (Haassachang)  bei  Landleaten.  3.  Ver- 
handlang der  Fiscalhändel  vor  gemeinen  Richtern,  nicht 
vor  dem  Herrn.  4.  Verbot  an  den  Fiscal,  einen  Procès» 
anders  als  anf  gemeine  Läamdang  anznheben.  5.  Zu  Ennd- 
schaften  ist  dem  andern  Theil  za  bieten.  6.  Jedem  ist 
anf  Begehren  Abschrift  der  gegen  ihn  anfgenommenen 
Enndschaft  zn  geben  nnd  Werang  gegen  Cantion  zn  ge- 
statten. 7.  Der  in  einem  Zenden  Gefangene  ist,  falls  er 
Cantion  leistet,  in  diesem  Zenden  zn  berechtigen.  8»  Der 
Fiscal  soll  den  Angeklagten  Bedenkzeit  zar  Antwort  anf 
die  Elage  lassen.  9.  Oeffentliche  Anfforderang  im  Blnt- 
gericht  zar  Vorbringiing  entlastender  Momente  für  den 
Angeklagten  vor  der  Urtheilsfällang  vorgeschrieben.  10. 
Strafe  von  10  lib.  fSr  die,  welche  dem  gemeinen  Mann 
im  Gerichte  nicht  seinen  Rath  thnn  wollen.  11.  Den 
Armen  soll  nmsonst  Rath  gethan  werden.  12.  Der  Fiscal 
soll,  wo  nicht  Leib  nnd  Gnt  verfallen,  keine  grössere 
Bnsse  als  60  lib.  heischen.  18.  Eein  Landmann  soll  den 
andern  am  weltliche  Schalden  bannen.  14.  Die  in  den 
Höfen  von  Sitten  anhängigen  Processe  sind  von  den 
jetzt  versammelten  Räthen  beförderlich  zn  erledigen.  15. 
Welcher  Landmann  den  andern  mit  ansisindischen  nnd 
papstlichen  Briefen  nnd  Bannen  beladet,  verfällt  der  Land- 
schaft Leib  nnd  Gat.  16.  Bestätigung  des  alten  Haupt- 
manns.   17.  Besoldung  der  zar  Erledigang  der  obschwe- 
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benden  Bechtehändel  gesetzten  Rftthe  aas  den  Einkfinften 
des  Bischofs.  18.  Eheliehe  Kinder  unehelicher  Eltern 
beerben  ihre  Verwandten,  der  Fiscal  hat  nichts  anm- 
sprechen.  19.  Verföllt  einer  Leib  nnd  Gnt,  der  eheliche 
Kinder  hat,  so  nimmt  der  Herr  nnr  die  Hälfte  des  Gats, 
die  andere  nehmen  die  Kinder.  20.  Mannlehen  von  Wit- 
wen nnd  Waisen  verfallen  nicht  ausser  bei  Verweigerung 
der  Becognition ,  welche  bei  edeln  Lehn  innerhalb  Jahr 
und  Tag ,  bei  schlechten  Mannlehn  innerhalb  40  «Tagen 
erfolgen  mass.  21.  Bischofs  wähl  durch  Capitel  nnd  Land- 
rath.  22.  Der  Bischof  soll  dem  Lande  schwören,  seine 
Freiheiten  zu  respectieren.  23.  Capitel  und  Landschaft 
dürfen  einen  andern  Bischof  wfthlen,  wenn  er  ohne  ihren 
Willen  länger  als  6  Wochen  und  3  Tage  landesabwesend 
ist.  24.  Verbot  der  Rückkehr  des  Cardinais  bis  nach 
Erledigung  der  Beschwerden  der  Landschaft  gegen  ihn. 
25.  Strafe  des  Bekriegens  der  Landschaft.  26.  «Strafe 
des  Aufruhrs  (Verfall  Leibes  und  Gutes).  27.  Keinem 
soll  Recht  verweigert  werden,  28.  Zwietracht  in  der 
Landschaft  soll  geschlichtet  sein;  wer  dem  andern  aus 
Ursache  derselben  Scheit  werte  sagt,  büsst  10  üb.  29. 
Verbot  des  Rathens  oder  Thatens  gegen  der  Landschaft 
Nutzen,  bei  Verfall  Leibes  und  Gutes.  30.  Jeder  Land- 
mann ist  bei  seinem  Richter  zu  schirmen.  31.  Die  Rechte 
der  Landschaft  im  Land  nid  der  Mors  sind  zu  verbriefen 
und  wohl  zu  verwahren.  32.  Unruhestifter  an  Leib  und 
Gut  zu  strafen.  33.  Den  Unterthanen  ist  ein  neuer  Eid 
abzunehmen.  34.  Dieser  Landfrieden  soll  die  Wahlcapi- 
tulation  des  neuen  Bischofs  sein.  35.  Jährlich  sollen 
höchstens  vier  Landtage  stattfinden,  vorbehalten  fremde 
Händel.  36.  Brüder  und  Bruderkinder  sollen  mit  einander 
erben  und  von  der  Linie  der  nächst  Erb.  37.  Vorbehalt 
der  Aenderung  dieser  Artikel.  38.  Kein  Geistlicher  soll 
Instrumente  in  weltlichen  Händeln  aufhehmen  und  ver- 
schreiben. 

3Ô.  1523;  Dec.   14.    Landrathsabschied,  dass  anhängige  Pro- 
cesse vor  demselben  Richter  zu  Ende  zu  führen  seien. 
1523  Weihnachtslandrath.     Rechtsuchen  in  der  Fremde.     S. 
Nr.  29. 

36.  1624,  Maienlandrath.     Verbot  der  Wildpretausfuhr. 

Erneuert  1636  Dec.  7/21.  Busse  6  lib.  und  Confis- 
cation des  Wilds.  Zugleich  Taxe  der  Wildpretpreise, 
,  damit  das  Wild  nicht  so  unleidenlich  theuer  verkauft 
werde.* 

12* 
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37.  1525,  Sept.  1:-^.  Abschied  betr.  Zugrecht  der  nächsten 
Freunde,  dann  der  Nachbarn,  zuletzt  jedes  Landmanns 
gegenüber  Ausländem,  welche  Güter  kaufen,  innerhalb 
Jahresfrist  von  Eenntniss  des  Kaufs  an. 

Hier  folgt  gleich  die  spätere  (inStat.  v.  1571  c.  79 — 84, 
Addit.  V.  1598  Art.  40  und  41  und  Eevision  von  1780 
Art.  9  groBsentheüs  zusammengestellte)  Gesetzgebung  über 
Zugrecht. 

38.  1548,  Dec.  12.  Dasselbe  wie  Nr.  37  mit  Zusatz  bete*. 
Schätzung  des  Guts  durch  den  Richter  bei  Verdacht  von 
Gefährde  (Stat.  v.  1571,  c.  83,  2te  Hälfte). 

39.  1558,  Juli  13/22.  Frist  für  Ausübung  des  Zugrechts 
Jahr  und  Tag  (wie  in  Nr.  37),  „hameben  soll  ein  jar 
und  sechs  wuchen  für  jar  und  tag  gehalten  werden.^ 
Doch  soll  der  Zug  geschehen  ^allweg  inwendig  14  tagen 
nachdem  so  es  dem  züger  kund  than  wird/ 

40.  1559,  Juli  26/Aug.  3.  Aenderung  der  Frist  gegenüber 
Ausländern:  ,, solcher  zug  soll  aber  beschechen  inwendig 
zechen  jaren  nach  thanen  verkauft  und  inwendig  jar  und 
tag  nach  einem  der  merckt  kunt  würt.^ 

41.  1559,  Dec.  12.  Zugrecht  des  Landmanns  gegen  fremde 
Käufer  von  Vieh,  Leder  und  Schmalz,  doch  soll  der  Ziiger 
dem  Fremden  für  seinen  Markt  3  Gros  erlegen,  so  der 
Zug  auf  den  Tag  des  Marktes  geschieht;  so  es  aber  über 
drei  Tage  oder  mebr  geschieht,  noch  die  Kosten  nach 
Billigkeit. 

42.  1560,  Dec.  4/21.  Geistliche  haben  bei  Kauf  von  Gütern 
verlangt  für  den  Zug  vor  dem  Bischof  eingeklagt  zu 
werden.  Verordnet:  der  Zug  soll  vor  dem  Eichter  des 
Orts  geschehen,  da  der  Verkauf  erfolgt  oder  das  ver- 
kaufte Gut  liegt,  „wie  wol  ü.  Gn.  H.  in  disem  artickel 
nit  verwilliget.* 

43.  1562,  Juni  30.  Auf  Beschwerde  derer  von  Simpeln,  dass 
die  Lamparten  und  Eschenthaler  den  Ihrigen  nach  und 
nach  alle  ihre  Alpen  in  Zwischenbergen  abkaufen,  wird 
erkannt:  bei  Verkauf  an  Fremde  soll  fortan  jeder  Land- 
mann zu  ewigen  Zeiten  den  Zug  haben,  zuerst  die 
Verwandten,  dann  die  Nachbarn,  zuletzt  ein  jeder  Land- 
mann des  Verkäufers.  —  Hiezu  fügt  der  Absch.  v.  1562, 
Dec.  9/19  den  Zusatz  von  1548  (Nr.  38)  bei. 

44.  1^63,  Juni  16/28.  Die  Gemeinde  Pryang  beschwert  sich 
über  den  Absch.  Nr.  43,  denn  sie  hätten  seit  mehr  als 
100  Jahren  Kaufbriefe  und  der  Zug  gegen  sie  sei  nicht 
zu  ewigen  Zeiten  vorbehalten   gewesen.     (Die  Landleute 
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wollten  also  gegen  sie  den  Absch.  Nr.  43  rückwirkend 
anwenden.)  Erkannt:  dass  die  Güter,  so  sie  vor  den 
letzten  10  Jahren  gekauft,  ihnen  bleiben  sollen,  aber  Güter 
seit  10  Jahren  von  ihnen  erkauft  und  fortan  sollen  den 
Zug  haben.  (Also  rückwirkende  Kraft  des  Absch.  Nr.  43 
anf  die  in  den  letzten  10  Jahren  gekauften  Güter.)  Vgl. 
dazu  Addit.  v.  1598,  Art.  41. 

45.  1570,  Dec.  11/21.     Inhalt  des  c.  83  der  Stat.  v.  1571. 

46.  1579,  Mai  29/Juni  6.  Die  von  Brig  begehren  Erläute- 
rung über  das  Verbältniss  des  Beschlusses  Nr.  43  zu  den 
Stat.  V.  1571  bezüglich  der  Frist  für  Zugrechtsausübung, 
„ob  die  Abscheidt  oder  das  Landrecht  fürtreffen  solle.* 
Erkannt:  das  Landrecht  gelte;  damit  aber  die  Fremden 
desto  minder  in  der  Landschaft  nisten,  soll  ihnen  künftig 
der  Kauf  von  Gütern  ohne  Wissen  und  Bewilligung  des 
Richters  der  gelegenen  Sache  untersagt  sein,  bei  Strafe 
Verlusts  des  Gutes  und  des  bezahlten  Kaufpreises. 

47.  1583,  Juni  26/ Juli  3.  Landleute,  welche  Güter  an  Fremde 
verkaufen,  verwirken  das  Drittel  des  Kaufpreises. 

48.  1583,  Dec.  11/20.  Wenn  ein  verkauftes  Gut  vom  ersten 
oder  zweiten  Käufer  weiter  verändert  und  die  Summe 
von  Betrugs  wegen  gesteigert  wird,  so  soll  der  Züger  die 
Wahl  haben,  den  Zug  zu  thun  so  wie  der  erste  Kauf 
beschehen,  oder  das  Gut  schätzen  zu  lassen  und  die 
Schätzungssumme  zu  bezahlen. 

(Additiones  v.  1698.  Art.  41  §  2.) 

49.  1Ö86,  Mai  25/Jani  4.  Zwei  Italiäner  beschweren  sich, 
dass  der  Zug  gegen  sie  entgegen  Nr.  44  geübt  worden. 
Erkannt:  da  solches  zum  Theil  in  Vergessenheit  kommen, 
dass  der  Zug  von  Landleuten  gegen  Fremde  mag  gethan 
werden  um  Verkäufe  seit  1553  und  von  der  Zeit  her 
ewiglich,  so  hat  man  angesehen  solches  in  Abschied  zu 
fassen. 

(Additiones  v.  1598,  Art.  41.) 

50.  1587,  Mai  25/Juni  3.  Da  Fremde,  welche  Frauen  im 
Lande  heiraten,  zur  Umgehung  des  Zugrechts  alle  Käufe 
im  Namen  ihrer  Eheweiber,  so  Landmänninnen  sind,  stellen, 
erkannt:  dass  wenn  eine  Frauensperson  dieses  Landes 
einen  in  keinen  Bünden  begriffenen  Fremden  heiratet,  ihre 
liegenden  Güter  geschätzt  werden  und  nachmals  gleich 
wie  ein  verkauft  Gut  erstlich  von  dem  nächsten  Gesippten 
und  dann  von  jedem  Landmann  auf  Erlegung  der  Schätzung 
gezogen  werden  sollen. 

(Additiones  y.  1698,  Art  4%,) 
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51.  1594,  Dec.  4/12«  Belangend  die  Artikel  der  VerBatznng- 
anf  gewisae  Jahre  und  verstrickte  Ziele^)  der  Verfallniss^ 
wo  dann  bei  rechter  Zeit  die  Abtösnng  nicht  geschieht, 
dieweil  der  Artikel  de«  Landrechts  (wohl  Stat.  v.  1571,  c. 
82  §  1)  den  Versatz  zu  ziehen  unter  gleichen  Bedingungen 
wie  in  ledigen  Verkäufen  zulässt,  und  dann  der  Nächst» 
den  Zug  nicht  thut,  und  der  Versatz  in  einen  ewigen 
Verkauf  geräth,  lässt  man  es  bei  jenem  Artikel  bewenden, 
in  der  Meinung,  dass  keiner  genöthigt  ist  den  Zug  zu 
thun  bis  nach  Verfalluiss  inwendig  der  nächsten  14  Tage 
nach  abgelaufenem  Ziele. 

52.  1602,  Dec.  8/17.  Die  von  Leuk  bringen  vor,  die  Revi- 
sion des  Landrechts,  wonach  das  Zugrecht  gegen  Fremde, 
anstatt  blos  10  Jahre,  ewig  dauern  solle,  werde  von  den 
Lamparten  umgangen,  indem  dieselben  „von  den  ünseni 
keine  liegenden  Güter  vollkommenlich  noch  anders  als 
auf  ewige  Ablösung  erkauft  und  an  sich  zogen  haben.*" 
Erkannt:  dass  hinfort  nicht  allein  die  ewigen  Käufe, 
sondern  auch  alle  Versatzungen  so  den  Fremden  be- 
schehen,  den  dritten  Pfennig  schuldig  und  dem  ewigen  Ab- 
zug unterworfen  sein  sollen. 

53.  1606,  Mai  19/20.  Der  Meier  von  Nendaz  berichtet,  ein 
fremder  Käufer  habe  sich  mit  einem  Landmann,  der  den 
Zug  gethan,  abgefunden,  jetzt  wolle  ein  anderer  Landmann 
ziehen,  der  Fremde  halte  das  für  unzulässig  ;  er  fi'agt,  wie 
es  zu  halten  sei  ;  ebenso,  ob  wenn  ein  Fremder  eine  Lands- 
männinn  heiratet  und  mit  derselben  Kinder  überkommt  und 
dann  stirbt,  man  demselben  noch  fernerhin  Zug  thun  möge. 
Erkannt:  der  Landmann  habe  ewiglich  den  Zug,  bis  die 
Fremden  zu  Landleuten  angenommen  seien,  unangesehen 
einigen  Abbund  oder  Mutterstammen  nachgelassen. 

54.  1608,  Dec.  14/23.  Ein  von  einem  fremden  Gläubiger  im 
Schuldentrieb  ausgeschätztes  Gut  wurde  von  den  Ver- 
wandten des  ausgeschätzten  Schuldners  gezogen,  der  Gläu- 


^)  Verstrioktes,  öfter  noch  venwicktes  Ziel,  s.  B.  Nr.  23Ö  und  mehr- 
mall  in  Nr.  65,  hier  Y erfalltermin ,  im  Frocess  peremtorischer  Termin. 
Eigentlich  „venrickies  Ziel**,  d.  h.  gefährlicher  Termin.  Schmeller,  bayr. 
Wörterbuch,  s.  v.;  redlicher,  nnverzickter  Kaaf,  d.  h.  ohne  Gefährde. 
Schmid,  Schwab.  Wörterbuch  8.  555.  Landsordnang  v.  Tyrol  v,  1588, 
YI  26:  „nachdem  etlich  geytxig  lettt  den  armen  auf  ligende  gfitter  nmb 
nngebarlich  sine  anf  ain  venickte  seit  und  wncherischen  gewjnn  fSrleihen.* 
Gerichtebnch  der  Stadt  Zürich  von  1658  (heraasg.  v.  Bchanberg),  S.  41  : 
„was  onch  gnotes  gelihem  wlrt,  darinn  veniok  tag  werdent  gemacht/ 
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biger  aber  meinte  in  rechtlich  an8geschatzten  OUtern  keinen 
Zog  gestatten  zu  müssen.  Erkannt:  der  Zag  sei  zuge- 
lassen innerhalb  gesetzlichen  Ziels. 

(Revision  v.  1780,  Art.  9  §  1.) 

^5.  1616,  Mai  23/Jani  1.  Bei  Schenkungen  au  Fremde  sollen 
die  nächsten  Freunde  des  Scbenkers  wie  bei  Verkäufen 
den  Zug  haben  innerhalb  5  Jahren,  doch  allezeit  mit  Be- 
zahlung des  Werths  solcher  Schenkung  und  des  billigen 
Kostens. 

56.  1619,  Juni  9/22.  Die  Landleute  haben  Zugrecht  betr. 
Vieh,  das  die  Italiäner  im  Lande  kaufen. 

Ol.  1682,  Mai  7/16.  Wenn  Kirchen  oder  Gotteshäuser  Güter 
kaufen  oder  vergabt  erhalten,  so  soll  zur  Abwendung  der 
Immortalisation  der  Güter  den  nächsten  Freunden,  und 
wo  solche  nicht  begehrten,  der  Generalität  und  Gemeinde 
des  Orts,  und  bei  Ausschlag  deren  einem  jeden  freien 
Landmann  der  Zag  gestattet  sein. 

58.  1695,  Mai  11/20.  Wenn  ein  Fremder  Güter  kauft  und 
sie  erbweise  seinen  Kindern  hinterlässt,  so  sind  diese  er- 
erbten Güter  doch  dem  Zugrechte  unterworfen,  solang  die 
Erben  nicht  als  Landleute  erkannt  worden  sind. 

(Revision  v.  1780,  Art.  9  §  4.) 

59.  1709,  Dec.  4/18.  Zar  Verhinderung  Betrugs  Behufs  Um- 
gehung des  Zugrechts  beschlossen:  wenn  eine  Schenkung, 
ein  Tausch  oder  ein  Kauf  und  dessen  Preis  zweifelhaft 
wäre,  80  sind  beide  Contrahenten  za  eidlicher  Offenbarung 
der  Wahrheit  gehalten,  und  wo  sich  Betrug  ereignete, 
soll  der  Richter  den  Betrüger  abstrafen.  Die  Marktkosten 
sind  regliert  von  1000  lib.  Hauptschlags  auf  10  lib.,  und 
was  darunter  oder  darüber,  nach  Proportion. 

(Revision  v.  1780,  Art.  9  §  9  und  13.) 

60.  1711,  Dec.  9/22.  Gegen  alte  Unterthanen,  die  sich  in 
einen  Zenden  begeben  und  dort  Güter  kaufen,  ist  kein 
Zugrecht  statthaft. 

ßl.  1740,  Dec.  6/16.  Der  Landvogt  von  Monthey  bringt  vor, 
im  Schlossbnch  sei  enthalten,  welcher  einem  Ausländer 
den  Zug  thne,  der  solle  ein  halbes  Laudeminm  zahlen,  und 
das  sei  auch  in  praxi  von  den  Zügen  gegen  Landleute 
bezogen  worden;  jetzt  weigere  es  einer,  weil  es  die  Feu- 
dalrechte nicht  zuliessen.  Erkannt:  es  soll  kdn  Laude- 
minm in  solchem  Fall  bezogen  werden,  weil  der  tentarius, 
der  anstatt  des  Käufers  eintritt,  nur  dazu  verbuaden  ist, 
den  Käufer  schadlos  zu  halten. 
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62.  1748,  Mai  8/17.  Ëin  Brader  kann  dem  andern  um  ein 
Gut,  so  ihm  der  dritte  Brader  verkanft,  keinen  Zug  thnn, 
weil  laut  Landrechts  der  Züger  dem  Verkäufer  näher  ver- 
wandt sein  soll  als  der  Käufer,  was  hier  nicht  zutrifft. 

(Revision  v.  1780,  Art.  9  §  6.) 

63.  1758,  Mai  5/12.  Auf  Anfrage  des  Landvogts  von  Monthey^ 
ob  einer  mit  einem  Fremden  verheirateten  Weibsperson, 
welche  Güter  hierlands  kanft,  von  Einheimischen  der  Zng^ 
gethan  werden  könne,  erkannt:  dass  einer  solchen  Frau, 
da  sie  das  Landrecht  vermannet,  für  das  von  ihr  erkaufende 
Gut  der  Zag  möge  gethan  werden,  aber  das  erbliche  könne 
sie  geneussen,  wie  bisher  auch  gestattet  worden. 

(Revision  v.  1780,  Art.  9  §  7.) 

64.  1761,  Dec  2/11.  Auf  Anfrage  des  Landvogts  von  Mon- 
they  wird  den  Freunden  eines  Unehelichen,  der  Gut  ver- 
kauft, das  Recht  des  Zugs  zngelassen,  in  der  Meinung, 
dass  sie  sich  hiernach  auch  in  beschwerlichen  Fällen  ala 
Freunde  erweisen  sollen. 

(Revision  v.  1780,  Art.  9  §  8.) 

65.  1525,  Dec.  23.     Muwe  Antickel  Kärtzerung  des  Rechten, 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

66.  1527,  August.     Verbot   des  Hausierens,  weil  dabei  viele 

Käufer  betrogen  werden.     Busse  3  üb. 

Oefter  wiederholt,  gemeinsam  mit  dem  Verbot  des  Ein- 
dringens umherziehender  Gewerbetreibender,  wie  »Byangger 
(Payancker),  Kesselbietzer,"  in  Häuser;  so  Abscb.  1534, 
Nov.  17;  1558,  Dec.  9/18.  Aufgenommen  in  Stat.  v.  1571 
c.  162  §  2.  Dasselbe  wieder  A bsch.  1687,  Dec.  10/20; 
1756,  Dec.  7/17,  in  Bestätigung  „des  lieben  Landrechts* 
und  bei  10  lib.  Basse.  Dies  dann  in  der  Revision  v.  1780^ 
Art.  19. 

67.  1527,  Weihnachtslandrath.     Verbot  des  Fürkaufs  in  der 

Landschaft  mit  fremdem  Kaufschatz. 

Aehnlich  Abschied  v.  1539,  März  7  und  sonst  öfter. 

68.  1528,  Jan.  30.     Verbot  der  Geschenke  au  die  Richter. 

69.  1528;  Jan.  30.      Bestätigung   alten   Brauchs    und    Land* 

rechte    betr.  Ersitzung   (Gewerd),    besonders   der  Frist 
von  40  Jahren  gegen  G-eistliche,  von  50  gegen  den  Bi- 
schof und  der  Gemeinden  unter   einander,  von  30  der 
Landleute  unter  sich,  und  von  10  Jahren  um  fahrend  Gut. 
(Anfgenommen  in  Stat.  v.  1671,  c.  68—70.)     Hiezn: 
70.  1550,  Febr.  26.    Verbot  der  Einforderung  von  versesseneu 
Zinsen  und  Gülten  (Versessungen,  remanentiae)  über  10  Jahre. 
71.  1528,  Jan.  30.     Priester  sollen  nur  in  Nöthen  Testamente 
und  weltliche  Contracte  aufnehmen  und  schreiben. 
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72.  1558,  Dec.  9/18  erneuert  in  dem  Sinn,  dass  alle  von 
Priestern  aufgenommenen  Contracte  nnd  Acte  ankräftig 
sind;  doch  den  Parteien  in  ihren  Conventionen  nnnach- 
theilig.  Vorbehalten  Testamente  in  heischender  Noth, 
welche  sie  aber  einem  Notar  in  den  nächsten  6  Wochen 
angeben  sollen.  Bios  in  dem  Zenden  Gombs  wird  den 
Priestern  zu  stipulieren  nachgelassen  bis  auf  die  Zeit,  dass 
sie  dort  besser  mit  Schreibern  versehen  sein  werden. 

Im  Wesentlichen  gleichlautend  Stat.  v.  1571,    c.  106, 
erneuert  im  Absch.  v.  1697,  Mai  8/21. 

73.  1528,  Jan.  30.     Wenn   ein  Geistlicher  und   ein  Laie   in 

Btoss  nnd  Zwietracht  kommen  nnd  einer  den  Frieden, 
bietet  (Nr.  32),  so  sollen  ihn  beide  Theile  geben  und 
halten  nach  gemeinem  Landsbrauch. 

74.  1528.  Jan.  30.    Gottesgaben  sollen  ablösig  sein,  Niemand 

soll  sein  Eigenthum  in  die  Ewigkeit  an  Kirchen  oder 
Geistliche  vergaben, 

75.  1528,  Jan.  30.     Alle  Güter,    die   an  Geistliche  kommen, 

bleiben  mit  den  Steuern,  Teilen  und  Kosten  den  ge- 
meinen Nutz  berührend  belastet,  wie  vorher  in  Laienhand. 

76.  1528,  Jan.  30.   Wucherverbot.   Zinsmaximum  ein  Schilling 

vom  Pfund. 

(Aufgenommen  in  Stat.  v.  1571,   c.  161.)    Hiezn: 

77.  1560,  Dec.  4/21.  Wenn  ein  Auswärtiger  höher  als  zu 
Ô  7o  iiis  Land  leiht,  so  ist  das  Hauptgut  der  Landschaft 
verfallen.  Ist  den  fremden  Potestaten  mitzutheilen,  dass 
sie  ihre  Angehörigen  darum  verständigen. 

78.  1563,  Jan.  13/17.  Der  Richter  soll  von  Amtswegen  ein- 
schreiten, wenn  er  einen  Wucherfall  erfährt, 

79.  1670,  Dec.  11/21.     Erneuerung  des  Verbots. 

80.  1571,  Mai  23.  Uebergangshestimmung  s.  oben  Einleitung 
§  5  Anm.  48. 

81.  1616,  Mai  23/ Juni  1.  Verbot  des  Nehmens  von  mehr 
als  67o  von  Darlehn,  bei  Strafe  des  Verfalls  des  Capitals 
an  den  Richter. 

(Revision  von  1780,  Art.  20.) 

82.  1619,  Weihnachtslandrath.  Gestattet  ist  Zins  von  6  lib. 
ab  100  lib.  an  baarem  Geld,  100  lib.  Käse  oder  Anken  von 
100  lib.  baarem  Geld,  ein  Sittener  Sester  Wein  von  25  lib. 
Baargelds,  ein  Sittener  Fyschin  (fisceUnus)  Eom  von 
15  lib.  Baargelds,  ein  Sittener  Fyschin  Weizen  von  20  lib. 
Baargelds,  ein  Fryschig  von  25  Üb.  Baargelds.  Von  der 
confiscierten  Summe  Mit  die  Hälfte  an  die  Kirche  fOr 
Spital  und  ad  pios  usus,  die  andre  an  den,  dem  es  nach 
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Landrecht  zugehört.  —  Das  Capitel  hat  diesen  Beschlnss 
nicht  annehmen  wollen,  weil  es  viele  Zehnten  habe  abkaufen 
lassen  und  das  Qeld  auf  Eornzins  gestellt,  wo  ihm  dann 
viel  abgehen  wurde;  ,» welche  man  biezu  nicht  hat  zwingen 
wollen,  sondern  es  dabei  lassen  verbleiben.'' 
83.  1639,  Juni  12/22.  Kein  Gläubiger  soll  von  kfinftigem 
Martini  an  mehr  Eornzins  von  seinem  Schuldner  an  Korn 
empfangen  als  ad  ratam  des  Sechs  vom  Hundert.  Das 
Korn  soll  ad  ratam  gewürdigt  werden,  wie  es  am  Ver- 
falltag des  Zinses  auf  den  Märkten  verkauft  wii'd. 

84.  1628,  Jan.  30.     Verminderung  der  Jahrzeiten. 

Da  viel  fromme  Leute  durch  die  Priester  zu  Jahrzeit- 
stiftangen  gezwungen  werden,  die  doch  kanm  ihren  Kindern 
zu  essen  haben  zu  geben,  und  viele  Güter  mit  schweren 
Jahrzeiten  beladen  sind  grösser  als  die  Nutzung  dem 
Gutes,  so  soll,  wo  solches  sich  erfindet,  mit  Rath  eines 
Kirchherren  und  andrer  Ehrenleute  eine  Milderung  ge- 
schehen, damit  der  gute  arme  Baurmaun  seine  Arbeit  nicht 
müsse  verloren  haben. 

85.  1628,  Jan.  30.    Unterwerfung  der  Geistlichen  in  Sohuld- 

sachen  unter  weltliches  Gericht. 

86.  1528,  Jan,  30.    Verbot  an  die  Geistlichen,  die  Erben  ver- 

storbener Schuldner  für  Schulden  auf  liegendem  Gut 
persönlich  mit  Bannbriefen  zu  verfolgen,  statt  blos  das 
eingesetzte  Gut  mit  Recht  anzulangen. 

Die  Nr.  68,  69,  71,  73-76,  84—86  bilden  als  „Ar- 
tikel berührend  die  Priesterschaft*  ein  Ganzes,  worüber 
sich  Bischof  und  Gapitel  die  Antwort  vorbehalten  haben. 

87.  1628,  April  30.     Ausschluss    der  Bürger  von  Sitten,  die 

nicht  eingeborene  Landleute  sind,  vom  ürtheil  über  das 

Blut  oder  in  appellierten  Sachen. 

Dass  unsre  lieben  Burger  von  Sitten  in  keinerlei  ür- 
theil, so  vor  ihnen  über  das  Blut  oder  in  andern  Sachen, 
so  vor  sie  appelliert  wurden,  keinen  ihrer  Barger  branchen 
dann  einerborene  Landleute,  und  wo  anders  geschehe, 
wurde  man  sie  von  der  Urtheil  heissen  gehen,  dann  die 
Landschaft  nicht  mehr  leiden  will,  dass  Ausländische  über 
unser  Ehr,  Leib  und  Gut  urtheileu  sollen. 

88.  1628,  Dec.  16.  Verbot  des  Fischens  in  des  Andern  Zenden 

bei  3  lib.  Busse  und  Verbot  Wehri  in  der  Rhone  zu 
machen,  wodurch  der  Aufgang  der  Fische  gehindert  wird 
(Wegnahme  der  Wehri  auf  Kosten  des  Errichtere), 

89.  1631,  Mai  31.   Strafuntersuchung  auf  Grund  Anzeige  eines 

Ehrenmanns. 
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Der  Eichter,  dem  ein  Ehrenmann  eine  Uebeltliat  anzeigt, 
eoli  von  ihm  eidliche  Kundschaft  darüber  anfhehmen  und 
dann  den  yerzeigten  Sächer  gefangen  setsen  nnd  gegen 
ihn  fürfahren  nnd  fragen  mit  dem  Seil,  wie  recht  ist. 
90.  1547,  Dec.  14.  Entlassnng  eines  eingekerkerten  Ange- 
klagten ans  dem  Kerker  unter  Verbürgnng  der  Verwandten 
nach  Ermessen  des  (i^erichts. 

91.  1531,  Aug.  6,  Naters.    Vergleich  des  Landraths  mit  Am- 

mann,  Rath  und  Gemeinde  von  Urseren  wegen  des  Zolls, 
der  Fuhrleite  oder  des  Weggelds  über  die  Furka. 
(Pfarrarchiv  zu  Münster,  A  6^-) 

Jeder  Walliser  soll  von  jedem  «Saum',  so  nicht  Land- 
gut von  Uri  ist,  zu  Urseren  für  Fuhrleite  3  Angster 
zahlen,  nämlich  von  dem,  was  sie  in  ihr  Land  führen  und 
da  zu  ihrer  Nothdurft  verbrauchen.  Fertigt  einer  Kauf- 
mannschatz  und  verkauft  solchen  aus  der  Landschaft 
Wallis,  der  soll  bezahlen,  wie  alter  Brauch  ist.  Wer  mit 
einem  Ross  über  die  Furka  ins  Wallis  oder  aus  dem 
Wallis  führt,  zahlt  als  Zoll  im  Wallis  einen  Pfennig. 

Unter  gleichem  Datum  in  A.  5  dieses  Archivs  ein 
gleicher  Vertrag  mit  Uri,  nur  statt  3  Angster  2  Kreuzer 
und  statt:  wie  alter  Brauch  ist,  2  Schilling. 

92.  1531,  Weihnacbtslandratb.    Strafe  des  Flnchens  und  des 

Missbrauchs  des  Namens  Gottes« 

Falls  der  Flucher  nicht  sofort  auf  Ermahnung  nieder- 
fällt und  das  Erdreich  küsst,  kommt  er  ins  Halseisen. 

Oefter    wiederholt,    z.   B.    1665,   Dec.   12/19;    1568, 
Dec.  9/21;  dann  aufgenommen  in  Stat.  v.  1571,  c.  158  §  2. 
98.  1531,  Weihnachtslandrath.    Strafe  des  Zutrinkens,  3  lib. 
für  beide  Theile. 

94.  1534,  Nov.  17.    Verbot  der  Bürgschaften  von  Landlenten 

für  andre  Landleute  gegen  auswärtige  Gläubiger. 

(Erneuert  1541,  Deo*  14  und  aufgenommen  in  Stat.  v.  1571, 
G.  89  §  8.) 

95.  1535,  Dec.  17.    Verbot  an  die  Landrathsmitglieder,  einer 

Partei  zu  rathen  in  Sachen,   die  vor  Bischof  und  ge- 
sessenen Landrath  appelliert  sind. 

96.  1586,  Jan.  26.     Verbot  des  Verkaufs  von  Harnisch  oder 

Bansen  ausser  Lands  bei  3  lib.  Busse  ;  jeder  Landinann 
mag  solchen  verkauften  Harnisch  anfallen  und  verbieten. 
Erneuert  1540,  Dec.  15.     Hiezu  gehört 
97.  1546,   Dec.   15.     Verbot    an    die  Schmiede,    Waffen    zu 
anderm  Gebrauche  zu  verschmieden,  bei  8  Üb.  Busse. 
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98.  1636,  April  26.     Jagdbann. 

Geschlossene  Jagdzeit  von  Fastnacht  bis  St.   Jakobs 
Tag  im  Sommer  bei  3  lib.  Basse. 

Wiederholt  1538,  Mai  9.     Dazn  nehme  man: 

99.  1556,  Dec.  9/19.    Das  in  geschlossener  Jagdzeit  erlegte 

Wild  ist  dem  Richter  des  Orts  verfallen  nebst  der  Bosse 

von  3  lib.  Die  nächsten  drei  Jahre  soll  kein  Hochwild, 

nämlich  Gemsen,  Steinböcke,  Mnrmelthiere,  erlegt  werden. 

100.  1559,  Dec.  12.  Verbot  der  Jagd  auf  Steinböcke  und 
Ybschen^)  für  weitere  sechs  Jahre. 

101.  1564,  Mai  24/Juni  4.  Laut  Mandat  des  Bischofs  ver- 
fällt, wer  einen  Steinbock  schiesst,  der  grossen  Busse 
von  60  lib.  Dem  Vogt  von  St.  Maurice  wird  befohlen, 
im  Bagnethal  und  den  andern  hohen  Bergen  daselbst 
gleiches  Einsehen  zu  thnn,  damit  solch  Edelwild  nicht 
verjagt  noch  vertrieben  werde. 

102.  1Ò67,  Mai  21/31.  Verbot  des  Erlegens  von  Steinböcken, 
Ybschen,  Hirtzen  und  Hindinnen  bei  25  lib.  Busse  (dem 
Bichter  20  und  dem  Anzeiger  5). 

103.  1570,  Febr.  8,  Erneuerung  des  Verbots  der  Hoch- 
wildjagd. Wer  in  einem  fremden  Zenden  jagt,  büsst 
dem  Richter  des  Orts  2  lib.  und  verfällt  das  Wild;  er 
wäre  denn  in  einem  andern  Zenden  Alpgemeinder  und 
jagte  auf  dieser  Alp.     Erneuert  1574,  Dec.  9/17. 

104.  1588,  Juli  30/Aug.  5.  Erneuerung  der  alten  Jagd- 
verordnungen. 

105.  1602,  Dec.  8/17.  Erneuerung  des  Verbots,  Steinböcke 
„und  dergleichen*  zu  irgend  einer  Zeit,  das  übrige  Hoch- 
wild, als  Gemsen,  Murmelthiere,  Urhähne,  Phasanen, 
Räb-  und  Steinhühner  zwischen  Fastnacht  und  St.  Jakobs 
Tag  zu  schiessen. 

106.  1611,  Juni  19/27.  Jagdbann  für  Steinböcke  und  Hirsche 
bei  60  lib.  Busse  durch  das  ganze  Jahr;  für  Gemsen^ 
grosse  Urhähne,  Fasanen,  Pomysen,  Steinhfihner,  Reck- 
holter-  und  Haselhühner,  Murmenden  und  alles  Federwild 
bis  St.  Laurentii  Tag  bei  25  lib.  Busse. 

107.  1613,  Mai  11.     Erneuerung  von  Nr.  106. 

108.  1623,  Aug.  6/15.  Erneuerung  von  Nr.  106  mit  Hin- 
znfügung  des  goldenen  Helblings  zu  dem  Bann  von  60  lib. 
für  Jagen  von  Steinbock  und  Hirsch. 

109.  1634,  Juni  4/2(i.    Erhöhung  der  Busse  fur  Jagen  von 


^)  „Der  Steinböcken  Weiblin   nennt  man  in  Wallis  Tbschen*.    Seb. 
Münster,  Cosmographie.    Vgl.  Schweiz.  Idiotikon,  I,  63. 
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Steinbock  und  Hirsch   von  60  auf  100  üb.  sammt  gol- 
denem Helbling,  der  Angeber  erhält  den  dritten  Theil. 
110.  1731,    Dec.  Ö/17.     Jagdbann    von    Fastnacht   bis   St. 
Laurentii  Tag  bei  25  lib.  Bnsse. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  t.  1780,  Art  12.) 

111.  1537,  Dec.  19.   Verbot  von  Amtshandlungen  der  Weibel 

(Wischen)  ausserhalb  ihrer  Zenden. 

112.  1540,  Oot.  20.    Berechtigung  des  Landvogts  im  Unter- 

thanenland,  Verbrecher  in  adlichen  Herrschaften,  wenn 
sie  der  Edelmann  nicht  stratt,  gefangen  zu  setzen. 
1541,  Dec.  14.     Prämie  für  Ranbthiererlegang,    s.  Nr.  24. 

113.  1542,  Dec.  21.    Fasttagheiligung. 

Verbot  des  Wagenfahrens  and  des  Waarenführens  an 
Sonn-  und  Festtagen  bei  31ib.  Basse  halb  dem  Ortsrichter ,^ 
halb  der  Pfarrkirche. 

Das  Wässern  im  Kehr  ist  dagegen  gestattet. 

114.  1543,  Dec.  17.     Bussen  im  Unterthanenland. 

Die  Unterthanen  klagen  über  zu  hohe  Bussen.  Die 
Landvögte  sollen  um  Vergehen,  darauf  die  kleine  Busse 
ist,  nicht  mehr  als  10  Galden  nehmen,  und  um  die 
grossen  Bussen  über  10  Gulden  U.  Gn.  H.  Rechnang 
geben. 

Erneuert  1549,  Dec.  11  und  1562,  Dec.  9/19. 

115.  1543;  Dec.  17.     Appellationskosten. 

Auf  Klage  über  zu  schwere  Kosten:  ein  jeder  Zenden 
soll  von  einer  schlechten  ürtheil  in  Appellangen  1  dicken 
Pfennig  und  von  einer  schwereren  Urtheil,  da  ein  grosser 
Process  za  verhören  ist,  2  dick,  and  die  Richter  zwei- 
fach, und  des  Hauptmanns  Knechte  alle  mit  einander  so 
viel  als  ein  Zenden  nehmen.  Die  Parteien  sollen  solch 
Geld  statt  der  Tröstung  erlegen,  bevor  sie  ihren  Rechts- 
satz thun.  Lohn  der  Fürsprecher  vor  Landrath  1  dick. 
Den  Gesandten  bei  £id  und  Ehre  verboten  Hieth  oder 
Gaben  anzunehmen. 

116.  1545,  Dec.  6.     Niederlassung  im  Wallis. 

Fremden  keine  Niederlassung  zu  gestatten,  sie  weisen 
denn  glaubwürdige  Mannrechtbriefe  und  Siegel  ihres  Her- 
kommens und  ehrlichen  Abscheids  vor.  Wiederholt  1556, 
Dec.  9/16.     Vgl.  Nr.  231. 

117.  1545,  Dec.  16.    Verbot  des  übermässigen  Trinkens  bei 

3  lib.  Busse. 

Die  Sammlung  v.  1550  (Nr.  154)  enthält  diesen  Ab- 
schied blos  in  der  lateinischen  Rédaction:  cum  proh 
dolor  consuetudo  inoleverit  in  bibendo  vinum,  quod  tem- 
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perantiae  modnm  ezcedoDt  et  ob  nimiam  vini  ingurgita- 
tionem  temulentiam  et  ebrìetatem  incurront  et  tandem 
salva  venia  ad  mctam  provocantar,  et  quia  teste  divo 
Iheronimo  sicut  famus  apes  ita  per  rnctnm  abigitor  gratia 
Spiritus  sancti,  quo  circa  senatasconsnlto  decretom  Mt, 
si  qois  talem  excessam  in  bibendo  committeret ,  ita  ut 
vinnm  penes  se  continere  neqniret,  sed  illnd  evomeret, 
etiam  si  quis  alteram  ad  excessivam  vini  potationem  nrgeret 
seu  concitaret,  nterqne  hornm  poenam  trinm  libr.  Manr. 
indici  loci  incurrit  irremissibiliter  exigendam.  Hiezn: 
118.  1573,  Dee.  9/29.  Gleiche  Vorschrift  mit  dem  Znsatz: 
kein  Wirth  soll  dem  Gast  über  ein  Hanptmahl  mehr  als 
Va  Mass  Weins  geben  bei  3  lib.  Busse. 

119.  1546,  Dec.  15.     Ausschluss  der  Fremden  vom  Zuhören 

bei  Oemeindeberathungen. 

,um  der  arglistigen  Läufen  willen ^*. 

120.  1546,  Dec.  lo.     Fristen  in  Processen.     Zeugnisspflicht. 

Wer  auf  die  ersten  zwei  Gebote  keinen  Tag  dagegen 
nimmt  noch  zu  Tage  geht,  erhält  keinen  weiteren  Tag, 
sondern  der  Bichter  soll  fürfahren  und  dem  Ansprecher 
um  seine  Ansprache  richten,  vorbehalten  jedes  Zenden 
Freiheiten  und  üebungen.  —  Unentgeltlichkeit  der  Zeug- 
nissablegung,  wie  Stat.  v.  1571,  c.  2  §  2. 

1546,  Dec.  15.    Verbot  des  Waffenverschmiedens,  s.  Nr.  97. 

121.  1547,  Mai  4.     Appellationsfrist. 

(Wie  Stat.  V.  1671,  c.  84  §  1.) 

1547,  Dec.  14.  Verbürgung  für  Angeklagte,  s.  Nr.  90. 

122.  1548,  Juli.    Erbfall  von  Mainmortables  nid  der  Mors. 

Bei  Erbfall  todter  Hand  soll  der  Landvogt  zu  St. 
Maurice  alle  liegenden  und  fahrenden  Güter  inventari- 
sieren und  die  nüchsten  Freunde  des  Verstorbenen  vor 
den  Landrath  remittieren,  der  sich  mit  ihnen  nach  Ge- 
stalt der  Sache  gütlich  abfinden  soll. 

Hier  stellen  wir  noch  Folgendes  zusammen: 

123.  1550,  Dec.  9/17.  Liegendes  und  fahrendes  Gut,  das 
ein  thalbenger  (taillable)  Geistlicher  verlassen,  gehört 
ob  und  nid  der  Mors  dem  Bischof,  nicht  der  Landschaft. 

124.  1550,  Dec.  9/17.  Die  Vögte  in  allen  Vogteien  be- 
ziehen  von  jedem  Erbfall  todter  Hand  für  ihre  Kosten 
und  Mühe  ein  Viertel  der  liegenden  und  fahrenden  Güter. 

125.  15B6,  Mai  15/26.  Bei  Verdacht  zu  geringer  Schätzung 
des  Nachlasses  der  todten  Hand  soll  der  Landvogt  die 
Schätzung   revidieren   lassen;    ergiebt    sich    die   zweite 
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Schfttzvog  höher,  so  Bollea  die  ersten  Schätzer  von  Ehrea 
y«r8to88en  sein. 

126.  1630)  Juni  16/Jiili  2.  Ans  Anlass  eines  Specialfalle»^ 
wird  für  ein  Gesetz  statuiert,  dass  wo  ein  thalberiger 
Fremder  in  der  Landschaft  sich  niederlilsst  nnd  ohne 
Leibeserben  stirbt,  sein  Vermögen  der  Landschaft  ver- 
fallen ist,  nnd  dem  nachjagenden  Herrn  blos  folgen  soll, 
was  er  beweisen  kann  dass  der  Verstorbene  von  aus- 
wärts mitgebracht  hat. 

127.  1653,  Dec.  7/22.  Liegende  Güter  an  Orten,  die  der 
todten  Hand  unterliegen,  dürfen  nicht  an  Gemeinden  nid 
der  Mors  verkauft  werden,  weil  sie  dadurch  immortali- 
siert  und  M.  Gn.  H.  ihre  billigen  Rechte  entzogen  werden, 
auch  damit  die  armen  Unterthanen  jener  Orte  um  so  viel 
bass  gemeine  Beschwerden  abtragen  können. 

128  1664,  Jan.  2/12.  Der  procurator  patrimonialis  der 
Stadt  Sitten  beansprucht  die  Verlassenschaft  eines  Thal- 
berigen  in  Riddes,  der  Landvogt  von  St.  Maurice  ebenso 
für  die  Landschaft,  denn  die  todte  Hand  sei  präferier- 
lich  und  könne  durch  die  Thalberigkeit  nicht  an  einen 
andern  als  den  Eigenthumsherm  gebracht  werden.  Als 
künftige  Regel  geordnet:  besitzt  ein  Thalberiger  freie 
und  daneben  der  todten  Hand  unterworfene  Güter,  so 
soll  der  Herr  des  Thalberigen  die  freien,  der  Herr  der 
todten  Hand  die  solchen  Beschwerden  unterworfenen  Güter 
erben  und  an  sich  ziehen. 

129.  1664,  Mai  7/14.  Auf  Anfrage  des  Gubernators  von 
Monthey  wird  gestattet,  dass  die  nächsten  Freunde  eines 
Thalbengen,  welche  die  zwei  Drittel  des  Nachlasses  zu 
zahlen  unvermöglich  sind,  ihr  Drittel  einem,  der  kein 
Freund  des  Verstorbenen  ist,  überlassen  können  und  dieser 
das  Albergement  an  sich  ziehen  darf. 

130.  1672,  Mai  11/19.  Der  Zenden  Siders  beansprucht  den 
ganzen  Nachlass  (im  ganzen  Land)  eines  in  seinem  Zenden 
gestorbenen  Thalberigen,  das  Capitel  aber  glaubt,  dass 
Güter  von  solchen,  die  keinen  sichern  Herrn  haben,  dem 
Richter  des  Orts,  wo  sie  liegen,  zufallen.  Diese  letztere 
Ansicht  wird  bestätigt  für  Fälle,  wo  kein  feudalischer 
Herr  vorkommt 

(Aa^uommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  16  S  l«) 

131.  1694,  Mai  5/15.  Auf  Anfrage  des  Landvogts  von  Mon- 
they entschieden,  1.  dass  eine  thalberige  Nichte  ihre  thal- 
berige  Tante,  ob  sie  schon  mit  einander  hausen  und 
unvertheilt  sind,   nicht  erben  kann,    indem   in   solchem 

Z«llMhr.  fSr  •ehw«ÌMrlMbM  RMkt.    Hm«  Folf«  vn.  ^3 
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Fall  nur  die  nnvertheüten  (indivis)  Geschwister  einander 
erben,  mit  Ansschlnss  der  Geschwisterkinder.  Anfge- 
nommen  in  die  Revision  v.  1780  Art.  16  §  3.  —  2. 
Nur  nnvertheilte  Geschwister  erben  das  ans  ihnen  ster- 
bende, nicht  auch  abgetheilte. 

132.  1698,  Mai  7/17.  Auf  Bitte  der  thalberigen  Personen 
der  Castlanei  Monthey  wird  ihnen  ein  früheres,  später 
nicht  mehr  gebandhabtes  Urtheil  erneuert,  wonach  Eltern 
ihre  ohne  Leibeserben  sterbenden  Kinder  erben,  wenn  sie 
eines  Maoss  und  Brots  mit  ihnen  sind. 

133.  1702,  Mai  10/20.  Auf  Anfrage  des  Landvogts  von 
Monthey  erkannt:  1.  ein  Kind,  das  nothgetanft,  aber  in 
der  Mutter  Leib  gestorben  ist,  kann  weder  erben  noch 
beerbt  werden.  —  2.  Eine  Mutter  kann  von  ihrem 
Kinde  das  von  dessen  thalberigen  Vater  herkommende 
Gut  erben. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  28.) 

134.  1703 y  Dec.  5/17.  Auf  Anfrage  desselben:  thalberige 
Eheleute  mögen  ihrer  verstorbenen  Ehegatten,  so  freier 
Condition  waren,  Nachlass  leibdingen  secnndum  franche- 
Sias  et  jura  locorum. 

136.  1705,  Dec.  9/18.  Auf  Bericht  desselben:  thalberige 
Väter,  welche  unterschiedliche  auch  verheiratete  Kinder 
haben,  dürfen  nicht  den  einen  oder  andern  der  Kinder 
ihr  Mnttergut  verlehnen,  um  damit  die  Vertheilung  zu 
vermänteln  und  consequenter  die  Landschaft  der  Ver- 
fallenschaft bei  Absterben  des  einen  oder  andern  ohne 
Leibeserben  zu  privieren,  sondern  dergleichen  Verleh- 
nungen  sind  als  Vertheilung  zu  achten. 

136.  1706,  Mai  26/Juni  4.  Gaben  freier  Personen,  welche 
thalberige  Güter  haben,  werden  abgezogen  erstlich  von 
den  freien  Gütern,  soweit  diese  fähig  sind,  Mangels 
solcher  proportionatim  von  den  thalberigen  Gütern  und 
der  Fahmiss,  versteht  sich  soweit  sie  zu  gaben  fähig. 

137.  1713,  Mai  17/24.  Auf  Anfrage  des  Landvogts  zu  St. 
Maurice,  ob  in  den  thalberigen  Orten,  in  welchen  sie 
die  Freiheit  haben  als  alte  Einwohner  indivis  zu  sein, 
auch  die  Auswendigen  dessen  gaudieren  können,  und 
welche  für  alte  Einwohner  zu  achten  seien,  erkannt: 
dieses  Recht  stehe  den  Auswärtigen  nicht  zu,  und  der 
Termin  für  alte  Einwohner  zu  achten  sei  zu  50  Jahren 
gesetzt. 

138.  1713,  Mai  17/24.  Alle  Savoyer,  so  in  den  Zenden 
Wohnung  nehmen  und  Anfangs  ihrer  Niederlassung  keine 
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Briefe  aufgewiesen  haben,    sind  für  thalberig  zn  halten 
und  also  nicht  fähig  ein  Testament  zu  machen. 

139.  1736,  Mai  9/18.  Es  ist  die  Frag  anf  die  Bahn  kom- 
men, ob  ein  Weib  freier  Condition,  das  einen  thalberigen 
Mann  heiratet,  auch  thalberig  werde,  folglich  ihr  Gut 
nach  ihrem  Tod  Mangels  Kinder  an  den  hohen  Herrn 
zum  Fall  komme;  über  diese  wichtige  Question  ist  deci- 
diert,  dass  weil  Freiheit  nnd  Thalberigkeit  Eigenschaften 
sind,  welche  der  Person  anhängig  nnd  anerboren,  so  soll 
das  freie  Weib  ihre  Freiheit,  nnd  ein  thalberiges  Weib, 
das  einen  freien  Mann  heiratet,  ihre  Thalberigkeit  be- 
halten. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  16  §  2.) 

140.  1737,  Mai  8/18.  Schulden  verstorbener  Thalberiger 
sind  zuerst  ab  dessen  freien  liegenden  Gütern  zu  zahlen; 
wo  diese  nicht  hinreichen,  ab  den  thalberigen ,  und  so 
auch  diese  nicht  genügen,  ab  der  Fahrniss. 

141.  1746,  Dec.  7/17.  Güter  eines  verstorbenen  Thalberigen 
oder  Fremden,  Liegendes  und  Fahrendes,  verfallen  in 
unserm  Lande  dem  Herrn  des  Orts,  wo  sie  Hegen;  die 
aber,  welche  sie  ausser  Lands  verlassen,  gehören  dem 
Herrn  des  Orts,  wo  sie  sterben. 

(Revision  v.  1780,  Art.  16  §  1.) 
142.  1548^  Jali.     Appellation  aus  den  Vogteien. 

Appellation  von  ürtheilen  der  Unterrichter  in  der 
Landvogtei  St.  Maurice  geht  zuerst  an  den  Landvogt 
und  von  diesem  an  U.  Gn.  H.  und  gesessenen  Landrath. 
Vgl.  dazu: 

143.  1Ö52,  Dec.  13/22.  Appellung  aus  den  Vogteien  be- 
treffend: der  Bischof  begehrt,  dass  wenn  beide  Theile 
sich  mit  seiner  Urtheil  begnügen  wollen,  das  zugelassen 
sei.  Erkannt  :  es  wird  entsprochen,  ausser  so  der  Handel 
gemeine  Landschaft  und  ihre  Ehre  betrifft,  soll  ihn  der 
Bischof  vor  den  H.  Hauptmann  remittieren. 

144.  1615,  Dec.  1/16.  Aus  dem  Gubemement  Monthey  sollen 
keine  Appellnngen  an  den  Bischof  gehen,  sondern  (weil 
dasselbe  laut  der  Bünde  vom  Herzog  von  Savoyen  dem 
Landeshauptmann  und  den  sieben  Zenden  übergeben 
worden,  sie  auch  dort  einzig  hohe  Herren  sind)  allein 
vor  den  Landeshauptmann  oder  seinen  Statthalter,  und 
sollen  von  diesem  verhört  werden  bis  an  das  Urtheil, 
welches  dnrch  den  Landeshauptmann  und  gesessenen  Land- 
rath« zu  fällen  ist. 
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145.  1548,  Dec.  12.     Verordnung  gegen  den  Missbraach  des 

Bannes  in  Schnldsachen. 

Wenn  ein  Schuldner,    gegen  den  ein  Geistlicher  den 
Bann  verkünden  lässt,    sich  zu  Recht  erbietet,    so  soll 
der  Geistliche  mit  dem  Banne  nicht  fürfahren. 
1548,  Dec.  12.     Zagrecht,  s.  Nr.  38. 

146.  1549,  Dec.  11.     Tarifierang  fremder  Münzsorten. 

Oft  wiederholt.  Vgl.  auch  Additiones  v.  1598,  Art. 
11;  ferner: 

147.  1641,  Mai  26/Jnni  7.  Verbot  des  Einbringens  leichter 
Gold-  nnd  Silbersorten  in  das  Land.  Die  Landlente 
soUen  wegen  laufender  Schulden  einer  vom  andern  die 
^eld8orten,  sofern  sie  um  nicht  mehr  als  zwei  Gran  zu 
leicht  sind,  mit  Erlegung  5  Kreuzer  von  jedem  Gran 
annehmoD,  ebenso  die  Silbersorten,  wenn  sie  nicht  über 
den  achten  Theil  ihres  billigen  Gewichts  zu  leicht  sind. 

1550,  Febr.  26.    Veijährung  der  Zinsrückstände,  s.  Nr.  70. 

148.  1550,  Febr.  27.   Unzulässigkeit  der  Uebernahme  von  Pro- 

cessvertretungen  und  Vormundschaften  durch  Priester. 

149.  1550,   Febr.  27.     Zulassung   der   schriftlichen    Verbote 

statt  der  Bannbriefe. 

Man  mag  fürthin  anstatt  der  Bannbriefe  schriftliche 
Verbote  fergen  (loco  censurae  ecclesiasticae  litteratorüs 
mandatis  procedere)  nach  Brauch  des  Zenden,  und  soll 
die  10  Tage  legen  mit  dem  ersten  Bot,  und  demnach 
für  und  für  bis  zu  End,  dann  mag  er  exequieren. 

150.  1550,  Febr.  27.    Weisung  an  die  Fürsprecher,  sich  vor 

Gericht  ihrer  natürlichen  Sprache  zu  brauchen,  damit 
es  die  Parteien  verstehen. 
161.  1550,  Febr.  27.  Pflicht  der  Schreiber,  alle  ausbedunge- 
nen und  abgeredeten  Ablösungen  in  die  Hauptschrift 
aufzunehmen,  damit  Niemand  in  seinen  Rechten  be- 
trogen werde. 

(Wie  Stai.  V.  1671,  c.  76  nnd  78.) 
1650,  Febr.  27.     Austagen  ins  Ausland,  s.  Nr.  30. 

152.  1550,  Febr.  27.     Pflicht   der   Zeugen,    dio   Kundschaft 

persönlich  vor  Gericht  abzugeben,  ausser  in  Händeln, 
so  die  Ehre  berühren. 

153.  1550,  Febr.  27.    Verbot  des  Einziehens  von  Zinsen  oder 

Gülten  durch  Geistliche  oder  Laien  ohne  einen  schrift- 
lichen Titel. 

154.  1550,  Dec.  11.    Sammlung  der  Abschiede  seit  1501  durch 

Bisctiof  Johannes  Jordan. 
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Die  Sammlang  enthält  die  Nr.  32,  116,  119,  37,  38, 
66,  87,  88,  113,  92,  96,  97,  111,  117,  35,  116,  120, 
121,  142,  114,  70,  153,  148,  145,  149—152,  89,  90, 
98  nnd  23  in  der  hier  angegebenen  Reihenfolge. 
156.   1550,  Dec.  9/17.     Pflicht  der  Unterthanen  zu  Entrich- 
tung des  Laudemiums  (Gelübd  erkennen)  an  die  Land- 
schaft. 

Jeder  üntertban  soll  innerhalb  Jahresfrist  alle  Con- 
tracte, die  er  abschliesst,  bei  einem  Schreiber  seiner 
Yogtei  verschreiben  lassen  und  in  Jahresfrist  nach  der 
Verschreibang  „das  Gelübd  erkennen",  sonst  verfällt  das 
Gat  und  Lehn  der  Herrschaft.  Kein  Schreiber  darf  einen 
Contract  ausserhalb  seiner  Vogtei  stipnlieren,  und  jede 
Verschreibang  ist  dem  Landvogte  innerhalb  Jahresfrist 
anzuzeigen. 
156.  1574,  Juni.  Die  Landvögte  im  Unterthanenland  sollen 
alle  Instrumente  and  Contracte  darch  heimische  Schreiber 
fertigen  lassen  und  dann  versiegeln  bei  Strafe  Ungültig- 
keit des  Contracts.  Wiederholt  1586,  Mai  25/Jani  4. 
167.  1610,  Dec.  13/24.  Notare  ohne  Urkundbrief  über  ihr 
empfangenes  Amt  unter  fürstlichem  Siegel  gemessen  für 
ihre  Schriften  keinen  Glauben. 
158.  1643,  Mai  4/17.  Verbot  des  Stipnlierens  von  Acten 
durch  Schreiber,  die  nicht  Notare  sind,  bei  Strafe  Nal- 
lität  des  Actes. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art  30.) 
159.  1550,    Dec.  9/17.     Strafe  der  Ehrbeleidigung  und  des 
Meineids. 

Es  besteht  der  Unfag,  dass  einer  wiederholt  den  an- 
dern an  seiner  Ehre  angreift  und  glaubt,  er  könne  laut 
einer  (gar  nicht  existierenden)  Bestimmung  des  Land- 
rechts jeweilen  durch  einfachen  Widerruf  ohne  Verletzung 
seiner  Ehre  davonkommen.  Daher  erkannt,  was  dann 
in  die  Stat.  v.  1571,  c.  45  aufgenommen  worden. 

Wer  einen  falschen  Eid  thut  und  in  Kundschaften  zu 
viel  oder  wider  die  Wahrheit  zeugt  oder  die  Wahrheit 
verschweigt,  dem  soll  über  die  gewöhnlichen  Bussen  und 
Rechte  U.  Gn.  H.  ein  Nagel  durch  seine  meineidige 
Zunge  geschlagen  werden  nnd  dem  Richter  verfällt  er  3 
lib.  Busse  aus  U*  6n.  H.  Rechten  nebst  den  Kosten. 
leO.  1550,  Dec.  9/17.     Strafe  des  Todtsohlages. 

Wer  einen  Todtschlag  im  Land  ob  der  Mors  begeht, 
hat  Stadt,    Land  und  Flecken   der  sieben  Zenden  ver- 

13* 
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loren,  doch  auf  Gnade  U.  Gn.  H.,  and  in  den  Zenden 
steht  er  den  Frennden  za  Rache  ^  sammt  dem  Flecken, 
da  er  den  Todtschlag  begangen,  aach  wenn  derselbe  nid 
der  Mors  ist  Bei  Todtschlag  nid  der  Mors  hat  er  das 
Land  bis  an  die  Dranse  verloren  mit  dem  Flecken,  da 
er  den  Todtschlag  begangen,  ohne  Gnade  ü.  Gn.  H., 
and  steht  den  Freunden  za  Rache. 

1560,  Dec.  9/17.     Thalberige  Leute,  s.  Nr.  123  and  124. 

1552,  Dec.  13/22.    Appellang  aus  den  Vogteien,  s.  Nr.  143. 

161.  1555,  Dec.  4/12,     Verbot  der  Verunglimpfung  der  Richter 

und  der  Schmähung  des  ürtheils  des  Landraths  durch 
die  unterliegende  Partei  in  appellierten  Sachen. 

1556,  Dec.  9/19.     Jagdbann,  s.  Nr,  99. 

1558,  Juli  13/22.     Zugrecht,  s,  Nr,  39. 

162.  1558,  Dec.  9/18.     Execution  in  liegende  Güter. 

Wenn  ein  Gläubiger  Mangels  Fahmiss  des  Schuldners 
Liegenschaften  schätzen  muss,   sollen  solche  Güter  vom 
Tage  der  Schätzang  über  sechs  Wochen  verfallen.    Vgl. 
Stat.  V.  1571,  c.  48  §  4. 
1558,  Dec.  9/18.     Appellation  ausser  Landes,  s.  Nr.  31. 

1558,  Dec.  9/18.    Instrumentieren  durch  Priester,  s.  Nr.  72. 

1559,  Juli  26/Aug.  3  und  Dec.  12.     Zugrecht,    s.  Nr.  40 
und  41. 

1559,  Dec.  12.     Jagdbann,  s.  Nr.  100. 

163.  1560;  Juni  6/14.     Zeugnissaufhahme. 

In  Sachen,  so  Leib,  Leben,  Ehr  und  Gut  betreffen, 
soll  Kundschaft  nicht  durch  Monition,  sondern  nur  in 
Beisein  des  Richters  des  Orts  aufgenommen  \7erden,  sonst 
ist  sie  ungültig. 

164.  1560|  Dec.  4/21.   Pflicht  jedes  Domherrn  zu  Anschaffung 

eines  Doppelhaokens  sammt  Munition, 

den  er  seinen  Verwandten  hinterlässt,  wenn  er  aus 
einem  Zenden  gebürtig  ist,  sonst  aber  auf  der  Valeria 
lassen  muss. 

Erneuert  1567,  Mai  21/31;  1568,  Dec.  9/21  und 
öfter. 

165.  1560,  Dec.  4/21.     Instanzenzag  für  die  Vogteien. 

Entgegen  dem  Begehren  des  Vogts  von  St.  Maurice, 
dass  die  erste  Instanz  vor  ihm  und  die  zweite  vor  dem 
Bischof  sei,  erkannt:  jeder  kann  vor  den  Landrath  als 
hohen  Herrn  getagt  werden,  ohne  dass  die  erste  Instanz 
vor  dem  Vogt  oder  dessen  Unterrichter  beschehen  wäre. 
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denn  der  Landrath  ist  hierin  wie  der  vor  ihm  gewesene 

Bischof  zn  achten.^) 

Vgl.  für  die  Landlente  Nr.  183,  Absch.  v.  Iö71. 
1660,  Dec.  4/21.     Wucher,  s.  Nr.  77. 
1660,  Dec    4/21.     Zagrecht,  s.  Nr.  42. 
1562,  Joni  30.     Zagrecht,  s.  Nr.  43. 

166.  1562^  Dec.  9/19.   Strafe  liederlichen  Lebens  und  Schul- 

denmachens. 

Liederliche  Personen,  die  das  Ihrige  verthon  und 
andre  Lente  anter  falschen  Vorspiegelangen  ansetzen  and 
am  ihren  Fürsatz  betragen,  sollen  am  Leib  gestraft 
werden;  ebenso  wenn  solche  mit  Andern  Händel  an- 
fangen, sie  schädigen  and  den  Schaden  nicht  bezahlen 
können. 
1663,  Jan.  13/17.  Wacher,  s.  Nr.  78. 
1663,  Jani  16/28.     Zagrecht,  s.  Nr.  44. 

167.  1564,  Mai  24/Jani  4.    Kosten  der  Hinrichtung  von  Ver- 

brechern. 

Sie  sind  aas  deren  Vermögen  za  nehmen,  and  wo 
dieses  nicht  reicht,  von  den  Zenden  als  den  Oberherm 
zn  tragen. 

168.  1674,  Dec.  9/17.  Besoldung  des  Nachrichters  fdr  eine 
Execation  3  Kronen  sammt  Zehrang;  etwas  erhöht  1676, 
Dec.  9/21.     Dagegen: 

169.  1631,  Dec.  Der  Scharfrichter  verlangt  höheren  Lohn 
als  bisher  für  das  Enthanpten,  weil  das  Köpfen  ein  ge- 
fährlicher Streich  sei.  Erkannt:  zu  der  vorigen  halben 
Kronen  noch  eine  andre  halbe  zuzasetzen. 

170.  1679,  Mai  29/Jani  6.  Lohn  des  Scharfrichters  für 
Begräbniss  von  Selbstmördern  1  Krone,  man  brauche  ihn 
dazu  oder  nicht,  nebst  1  dicken  Pfennig  für  jede  Meile 
Weges.  Aasgenommen  das  Begräbniss  von  solchen, 
welche  dnrch  Krankheit,  Tanbsacht,  Einfaltigkeit  oder 
andere  anverdachte  Zufälle  in  solch  Unglück  kommen, 
auf  welcher  Gat  eine  Obrigkeit  darnm  nichts  zn  er- 
fordern hat. 


^)  Im  Archiv  der  Bfirgergemeinde  von  St.  Maurice  findet  sich  ein 
Landrathsbesohlass  v.  20.  Dec.  1618,  wonach  pro  omnibus  cansis  (spiritaa- 
libns  demptis)  ad  nollnm  ali  ad  fornm  sen  tribunal  recnrrant  (snbditi  gn- 
bernii  Sti  Manritü),  nisi  prias  ipsae  cansae  deoisae  fnerint  pro  prima  in- 
stantia Goram  sois  jadicibus  ordinariis  vel  pro  partium  arbitrio  eoram  ga- 
bematoribns  nostris,  ubi  omnes  praedictae  cansae  terminari  debeat,  prias- 
^uam  extra  limites  gnbernii  dirertantnr. 
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171.  1564,  Mai  24/ Juni  4.     Legitimation  der  Vormünder. 

In  Sachen  Bevormundeter   soll   kein  Schreiber   einen 
Act  anfnehmen,  ohne  den  Vog:t8brief  des  Vormands  ein- 
gesehen zn  haben. 
1564,  Mai  24/Jnni  4.     Jagdbann,  s.  Nr.  101. 

172.  1566,  Mai  15/26.    Examen  der  Schreiber  nid  der  Mors. 

Da  nid  der  Mors  viele  ungeschickte  Schreiber  sind^ 
welche  oft  zn  Schaden  der  Lente  Fehler  machen,  sa 
sollen  die  seit  10  Jahren  angenommenen  ein  Examen 
vor  gesessenem  Landrath  bestehen  und  bis  dahin  nicht 
amtieren. 
173«  1566,  Mai  15/26.    Reciprocität  gegen  Genf  in  Processen. 

Da  die  Unsem  bei  Rechtshändeln  in  Genf  mit  selt- 
samen Umschweifen  umgezogen  werden,  so  sollen  wir 
die  von  Genf  bei  uns  auch  so  halten,  damit  die  Spiesse 
gleich  lang  seien. 

174.  1566,  Mai  16/26.     Verfall  des  Leibgedings. 

(An^^nommen  in  Stat.  v.  1671,  c.  114.) 

1566,  Mai  15/26.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  125. 

175.  1567,   Mai  21/31.     Widerrechtliche  Befreiung  von  Ge- 

fangenen. 

Strafe:  persönliches  Darstehen  des  Befreiers,  Ver- 
fallen in  die  grosse  Busse  und  meineidig  und  ehrloa 
erklärt. 

176.  1567,   Mai  21/31.     Strafe  der  Doppelverpfändung  von 

Liegenschaften. 

Der  Verpfänder,  wenn  er  nicht  mit  andern  Gutem 
den  Schaden  ersetzen  kann,  wird  ehr-  und  treulos  er- 
kannt und  zahlt  dem  Richter  des  Orts  gebührliche  Busse. 

1567,  Mai  21/31.     Jagdbann,  s.  Nr.  102. 

177.  1567,   Dec.  10/21.     Verbot   der   Ladung   in   das    Thal 

Josapbat.^) 

Da  unverst^dige  Leute  zuwider  göttlichen  und  welt- 
lichen Rechten  statt  der  Anrufung  des  Richters  öffent- 
lich an  der  Ganzel  mit  vielen  Ceremonien  in  das  Thal 
Josaphat  laden,  soll  das  gestraft  werden  wie  eine  schwere 
Uebertretung. 

Getter  wiederholt,    z.  B.  1608,  Dec.  14/23;    1634,. 
Juni  4/20. 
178.  1608,  Dec.  14/23.    Gleichgestellt  wird  das  Auferkennen 
unerhörter  Eide,    wie  bei  Entsagung  des  h.  Taufs,  bei 


*)  Yg).  Oseabrüggen,  Stadien  zur  deotaehen  and  «ohweiz.  fieohtige- 
schichte,  S.  338  t 
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Verlängnnng  Gottes,  bei  Annebmung  za  seinem  Herrn 
die  Tûfel  Lucifer  nnd  Beelzebub;  diese  uncbristlicben 
£ide  wie  die  Ladung  in  das  Tbal  J.  werden  verboten 
bei  Leibesstrafe  und  60  lib.  Busse. 

179.  1508,  Deo.  9/12.     Testannente  in  Pestilenzzeit. 

Da  in  Zeit  der  Pestilenz  ein  Jeder  nicbt  so  scbneU 
einen  Schreiber  überkommt,  der  Kranke  aber  sich  seines 
letzten  Willeps  vor  den  Anwesenden  entdecken  will  und 
in  so  schneller  Zeit  nicbt  eben  alle  Betrachtungen  führen 
kann,  wie  weit  er  gaben  oder  testieren  möge,  auf  solches 
soll  der  Richter  mit  seinen  Geschwornen  in  bester  Ver- 
mittlung ein  Einsehen  thun,  damit  das  Testament  nicht 
gebrochen  werde. 

1670,  Febr.  8.     Jagdbann,  s,  Nr.  103. 
1570,  Dec.  11/21.     Zugrecht,  s.  Nr.  45. 
1570,  Dec.  11/21.     Wucher,  s.  Nr.  79. 

180.  1571,  Mai  23.    Statata  patriae  Yallesii.   Landreeht  des 

Bischofs  Hildebrand  von  Riedmatten. 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

1671,  Mai  23.     Wucher,  s.  Nr.  80. 

181.  1571,  Dec.   10/18.     Ehemündigkeit. 

Wegen  Ehemissbräuchen  erkannt,  dass  ein  Enab  14 
Jahre  und  ein  Mägdlein  12  Jahre  alt  heiraten  mögen, 
aber  Knaben  vor  18  und  Mädchen  vor  16  Jahren  nur 
mit  Wissen  und  Willen  ihrer  Eltern,  Bruder,  Vögte  oder 
nächsten  Freunde.  Auf  Begehren  solcher  Vorständer 
mag  eine  geschlossene  Ehe  widerrufen  werden,  es  wäre 
denn,  dass  die  Eheleute' bis  nach  erreichtem  18.  resp. 
16.  Jahre  in  dem  Vorsatz  beharren  oder  vor  diesen 
Jahren  leibliche  Werke  im  Namen  der  Ehe  begangen  hätten. 

Auch  mag  der  Bischof  Fürsehung  thun,  dass  nicht 
jedem  Fremdling  eine  fromme  Landsmannstochter  zur 
Ehe  zu  nehmen  zugelassen  werde,  es  wäre  denn  solche 
Ehe  mit  leiblichem  Werk  bekräftigt  oder  es  wollte  die 
Tochter  trotz  dem  Unwillen  der  Freundschaft  in  dem 
Vorsatz  verharren,  und  dass  eine  fromme  Tochter  nicht 
mit  einem  schnöden  unredlichen  Bub,  der  an  seinen  Ehren 
nicht  aufrecht,  er  sei  fremd  oder  heimisch,  vermählt  und 
betrogen  werde.     Vgl.  Nr.  226  a.  E. 

182.  1571 ,   Deo.  10/18.     Verbot  des  Hausens  und  Speisens 

von  Mördern  bei  Verlust  Leibes  und  Gutes. 

183.  1571,    Dec.  10/18.     Gerichtsstand   des  Landmanns  vor 

seinem  ordentlichen  Richter  und  nicht  vor  ü.  Gn.  H. 
oder  Landeshauptmann  und  ihren  Statthaltern. 
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184.  1572,  Juni  4/12.    Busse  der  Beleidigung  vor  Gericht. 

Auf  ehrverletzlichen  Worten  von  Partei  an  Partei  in 
offèDem  Gerichte  steht  Busse  für  das  erste  Mal  von  3,. 
für  das  zweite  Mal  von  6,  für  das  dritte  Mal  von  9  üb. 
Zuckt  einer  gegen  den  andern  in  offenem  Gericht  das 
Gewehr  oder  greift  er  ihn  sonst  thätlich  an,  so  soll  er 
drei  Tage  mit  Wasser  UDd  Brot  gefangen  gesetzt  werden 
und  25  lib.  Busse  sammt  allen  Kosten  zahlen. 

(Aufgenommen  in  Additiones  v.  1698,  Art.  54.) 

185.  1588,  Dec.  4/11.  Dreitägige  Gefängnissstrafe  bei  Wasser 
und  Brot,  wenn  Parteien  in  Ihrer  Fürstl.  Gn.  Hof  und 
Gericht  einander  Unzuchten  und  offenlich  die  Wahrheit 
heissen  lügen. 

186.  1591 9  Dec.  1/11.  Der  Beleidigte  hat  das  Recht,  auf 
Kosten  des  Injurianten  Urtheilbrief  des  gerichtliclien 
Wandele  zu  begehren. 

187.  1599,  Juni  12/19.  Es  geschieht  oft,  dass  wenn  die 
geschmähte  Partei  zu  Wahrung  ihres  Leumdens  vom 
Bischof  ürkund  begehrt,  der  Beleidiger  kein  ürkund  zu- 
lassen, sondern  solches  reparieren  will,  sprechend:  ich 
hab  dieses  nicht  geredt,  will^s  derhalben  auch  verbessert 
hau.  Da  aber  aus  solchem  Missbrauch  den  übermütliigen 
Leuten  die  Thür  der  Bosheit  aufgethan  und  seinen 
Nächsten  zu  schmähen  Anlass  gegeben  wird,  beschlossen  : 
dass  solche  Reparation  nur  iu  civilischen,  nicht  in  ehr- 
verletzlichen Sachen  statthaben  und  der  Richter  dem 
verletzten  Theil  auf  Begehren  einen  Urkundbrief  geben 
soll,  damit  er  sein  Recht  gegen  den  Theil  ersuche. 

1573,  Dec.  9/29.   Verbot  übermässigen  Trinkens,  s.  Nr.  118. 

1574,  Juni.     Abfassen  der  Acte,  s.  Nr.  156. 
1574,  Dec.  9/17;     Jagdbann,  s.  Nr.  103. 

1574,   Dec.  9/17  und  1575,   Dec.  9/21.     Lohn  des  Nach- 
richters, s.  Nr.  168. 
188.  1575,  Dec.  9/21.    Authentische  Interpretation  von  Stat^ 
v.  1571  c.  41  §  2. 

Der  Zweifel  bestand  darüber,  ob  die  mehreren  Erb- 
ansprecher  gleichmässig  oder  einer  mehr  denn  der  ander 
in  Bewerdt  soll  gehandhabt  werden.  Erkannt:  dass  die 
ehelichen  Erben  und  vorab  Kinder  und  Kindeskinder  in 
Bewerdt  des  Nachlasses  gesetzt  und  darin  geschirmt 
werden  sollen.  Die  Zulassung  dritter  Ansprecher  ver- 
stehe sich,  wenn  keine  Kinder  vorhanden  und  unter  den 
Erben  Zwietracht  entstehe,  dass  jeder  vermeine  der 
nächste  zu  sein. 
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189.  1575;  Dec.  9/21.    Authentische  Interpretation  von  Stat. 

T.  1571  c.  131. 

S.  EinleitUDg  §  5  Anm.  54. 

190.  1576,  Dec.  12/20.      Forteetzung  der  Betreibang  gegen 

wegziehende  Schuldner. 

Schuldner,  die  nach  angehobener  Betreibung  und  An- 
sagung der  Pfändung  mit  Haushab  nnd  Vieh  in  eine 
andre  Gerichtsbarkeit  ziehen,  müssen  in  die  Gerichtsbar- 
keit, wo  das  erste  Gerichtsbott  ergangen  ist,  Pfand  and 
Pfennwerlh  erstatten. 

(Aufgenommen  in  Additiones  v.  1698,  Art.  8.) 

191.  1577,  Mai  15/23.     Verbot  des  Lärchenbohrens. 

Etliche  Gemeinden  erlauben  nm  gering  Geld,  die  L&rch 
zu  bohren  nnd  Lertschinen  daraus  zu  sangen;  das  sei 
ein  grosser  Schaden,  denn  ein  Lärch,  daraus  die  Lert- 
schinen gezogen,  welche  des  Bonms,  glych  das  Ge- 
blüt des  Menschen,  Narung  nnd  üffenthalt  ist,  villlcht 
und  mee  dan  nmb  das  halb  minder  lang  bestan  thnt. 
Erkannt:  Gemeinden  nnd  Private  seien  in  Benützung 
ihrer  Lärchenwälder  frei,  doch  sollen  sie  ernstlich  ge- 
warnet werden.  Kaufen  fremde  Lärchenbohrer  einen 
Wald  zu  bohren,  so  darf  jeder  Landmann  den  Zug  thun 
mit  Erstattung  des  ausgegebenen  Geldes. 

Wiederholt  1579,  Mai  29/Juni  6.  1585,  Mai  12/18. 
Dagegen  : 

192.  1589,   Nov.    26/Dec.  7.  wird    die   Sache    den    Zenden 
überlassen,  da  man  sich  nicht  habe  verständigen  können. 

193.  1627,  Dec.  6/24.   Erneuerung  des  Verbots,  und  später 
öfter  noch. 

1577,  Dec.  11/19.     Raubthierprämie,  s.  Nr.  25. 
194.  1579,  Mai  29/Juni  6.     Appellation    von    Urtheilen   des 
Statthalters  des  Landeshauptmanns. 

Sie  soll  an  U.  Gn.  H.  gehen.  „Nachdem  aber  dieselb 
Urtheil  nachmalen  für  ein  gesessen  Landrath  gezogen, 
möge  und  solle  unser  H.  Landeshauptmann  darüber  er- 
kennen und  urtheilen.^ 

(Aufgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art.  4.) 
1579,  Mai  29/Juni  6.     Zugrecht,  s.  Nr.  46. 
1579,  Mai  29/Juni  6.    Lohn  des  Scharfrichters,  s.  Nr.  170. 
196.  1579,  Sept.   10/17.     Pflichten  der  Vormünder. 

Der  zum  Vormund  Erwählte  soll  einen  Eid  über  ge- 
treue Vogteifnhrung  in  des  Bichters  Hand  thun,  alles 
liegende  und  fahrende  Gut  inventarisieren,  nichts  davon 
ohne  erheischende  Noth  verkaufen  noch  verändern.    Sind 
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unerzogene  Waisen  zu  bevogten,  so  sollen  ihre  nächsten 
Freunde  vor  den  Richter  getagt  nnd  bei  ihren  Eiden 
ermahnt  werden,  den  nutzesten  und  fügllchst^n  unter  der 
Freundschaft  zum  Vogt  zu  erkiesen,  und  sobald  dieser 
zum  Vogt  ernannt  ist,  soll  er  in  Beisein  des  Ortsrichters 
oder  etlicher  seiner  Geschworenen  oder  Pfleger  oder 
sonst  nächster  Freunde  das  Inventar  stellen  und  dem 
Ortsrichter  eine  Abschrift  desselben  geben  und  jährlich 
und  so  oft  er  dazu  ermahnt  wird  den  Verwandten  in  Bei- 
sein des  Richters  eine  fromme  aufrechte  Rechnung  ablegen. 
(Aafgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art  33.) 

196.  1680,  Mai  3/10.    Pflicht  zu  Uebernahme  von  Vormund- 

Schaft. 

Cap.  62  der  Stat.  v.  1571  erhält  die  Modification, 
dass  in  schweren  Rechtshändeln  (Addit.  v.  1598,  art.  35: 
in  rebus  criminalibus)  eines  Vogtsbedürftigen  Niemand, 
der  mit  andern  Geschäften  beladen  und  dem  Vogtskind 
nicht  verwandt  ist,  bei  Eidspflicht  über  seinen  guten 
Willen  Beistand  zu  thun  gezwungen  werde. 

197.  1580,  Juni  29/Juli  1.    Vorladung  der  Partei  zur  TJrtheils- 

eröffnung. 

Wenn  vor  dem  Gericht  U.  Gn.  H.  ein  Bevollmäch- 
tigter das  Urtheil  nicht  selbst  entgegennehmen  will,  so 
soll  U.  Gn.  H.  den  Tag  der  UHheil  so  weit  erstrecken, 
dass  der  Gewalthaber  seinen  Vollmachtgeber  berufen, 
dieser  noch  einen  Tag  zu  Hause  sein  und  dann  zur  be- 
stimmten Zeit  erscheinen  kann.  Dann  kann  die  Gegen- 
partei den  Gewalthaber  dreimal  lassen  tagen  die  ürtheil 
zu  erhören,  und  so  er  dann  nicht  genug  thut,  soll  dem 
anhaltenden  Theil  auf  der  dritten  Gontumanz  sein  Begehr 
zuerkennt  werden. 

198.  1681,  Dec.  13/20.    Ablösung  der  Gülten. 

Gülten,  die  vomeher  für  jährlich  ohne  Meldung,  dass 
sie  ewig  oder  ablösig  erkannt  sind,  bezahlt  worden,  sind 
um  den  vierten  Pfennig  theurer  ablösbar  als  die  ab- 
lösigeu,  das  ist  ein  Pfund  mit  30  Pfunden,  auch  andre 
Gülten  an  Korn,  Wein  oder  anderm,  nach  Markzahl  des 
Schlags. 

(Aafgenommen  in  Additiones  v.  1698,  Art.  56.) 

199.  1683,  Juni  26/Juli  3.     Verbot  der  vertragsweisen  Ver- 

pfändung und  der  ptändongsweiae  erfolgenden  Aus- 
Schätzung  der  Waffen  (Gewehr  und  Harnisch)  des 
Schuldners. 

(Aafgenommen  in  Additiones  v.  1698,  Art.  90.) 
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200.  1583,  Jani  26/Juli  3.     Aathentische  Interpretation  ron 

Stat.  V.  1571  c.  91  §  1  letzter  Satz. 

Hat  die  Mutter  einem  ihrer  Kinder  von  seines  treuen 
Beistands  wegen  eine  Vorgabe  gethan  nnd  sterben  nach- 
her alle  ihre  Kinder  ohne  Leibeserben,  so  fällt  das  yer- 
gabte  Muttergnt  nicht  ganz  an  den  Vaterstamm  (wie  nach 
c.  91  Landrechts),  sondern  je  zur  Hälfte  an  Vaters-  und 
Matter-Mnttererben,  damit  nicht  Alles  aas  einem  Stamm 
in  den  andern  falle. 

(Aufgenommen  in  Additiones  y.  15d8,  Art.  46.) 

201.  1583,  Juni  26/Juli  3.     Ehe  mit  Fremden. 

Verbot  derselben,  bevor  der  fremde  Theil  sein  Mann- 
recht, seine  eheliche  Gebart,  sein  ehrliches  Geschlecht^ 
frommes  Wohlverhalten  and  dass  er  nicht  schon  ver- 
heiratet sei  nachweist.  Verbot  der  Ehe  mit  Verwandten. 
1583,  Juni  26/Juli  3  und  Dec.  11/20.  Zugrecht,  s.  Nr.  47 
und  48. 

202.  1583,   Dec.    11/20.     Erneuerung   von    c.    87    der   Stat. 

V.  1571. 

(Aufgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art.  10.)   Vgl.  dasa: 

203.  1713,  Mai  17/24.  Wer  mehr  auf  ein  Gut  setzt  als 
es  werth  ist,  soll  ehrlos  sein,  wie  denn  auch,  wer  mehr 
Schulden  auftreibt  als  er  fähig  ist  zu  bezahlen,  von  den 
gemeinen  Rechten  Verstössen  und  sechs  Jahre  lang  vom 
Land  bannisiert  werden  soll. 

204.  1722,  Dec.  9/19.  Erneuerung  der  alten  Abschiede, 
dass  einer,  der  ohne  unvorhergesehenes  Unglück,  sondern 
aus  übler  Haushaltung  nicht  zu  zahlen  hat,  ehrlos  und 
auf  seciis  Jahre  vom  Vaterland  verwiesen  sein  soll.  Die 
Kinder  aber,  so  ihrer  Eltern  Schulden  nicht  zahlen  und 
sich  nicht  Erb  tragen  wollen,  sollen  von  den  Gemeinde- 
rechten Verstössen  sein  (Stat.  v.  1571,  c.  100). 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  8.) 

205.  1683,  Dec.  11/20.     Dreimalige  Contumaz. 

Bei  solcher  soll  der  Richter  der  gehorsamen  Partei 
ihre  Ansprache  oder  Wehrung  auf  den  Ungehorsamen 
zusprechen. 

(Aufgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art.  62.) 

206.  1684,  Mai  13/16.     Vollmacht  der  Anwälte. 

Pflicht  derselben  zu  sofortigem  Vorlegen  ihres  Gewalt- 
briefs bei  erstem  Erscheinen  vor  Gericht. 

207.  1584,  Mai  13/16.     Verbot  des  Vorschlagen«  von  Pfand 

für  baares  Geld. 

(Anfii^eDommen  in  Additiones  r.  1598,  Art.  9.) 
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308.  1684,  Mai  13/16.       Rechtzeitige  Prosequierung  der  Ap- 
pellation. 

Wenn  der  Yor  gesessenen  Landrath  Appellierende 
innerhalb  der  30  nächstfolgenden  Gerichtstage  seine 
Beschwerde  nicht  eingiebt,  so  fällt  die  AppeUong  auf 
den  nächsten  ordentlichen  Landrath  darnach. 

209.  1585,   Mai    12/18.     Aufstellung    eines   gemeinen  Land- 
richters, judex  generalis. 

Schon  die  „Eurzerang  des  Rechten*'  v.  1525  §  20 
(Nr.  65),  dann  die  Wablcapitulation  v.  1565  (Einleitung 
§  3  Anm.  87)  und  wieder  der  Abschied  v.  1579, 
Mai  29/Juni  6  enthalten  das  Begehren  an  den  Bischof, 
einen  gemeinen  Landrichter  aufzastellen,  ,die  wyl  sich 
öfter  malen  in  einer  loblichen  landschaft  zwüschent  geist> 
liehen  oder  weltlichen  personen  rechtzhendel  zutragent^ 
darüber  man  keyn  bequemen  noch  füglichen  richter  nit 
hat,  vor  welchem  solcher  span  one  argwon  möge  voll- 
zogen werden",  und  es  schon  lange  ein  Desiderat  der 
Altvordern  gewesen,  einen  gemeinen  Landrichter  zu  haben. 
Der  Bischof  nimmt  sich  Bedenkzeit  und  erklärt  auf  dem 
Landrath  1579,  Sept.  10/17  seine  Einwilligung,  sofern 
der  Richter  geistlich  sei,  denn  die  Priester  müssten  bei 
Annehmen  der  Priesterschaft  geloben,  keinem  weltlichen. 
Richter  zu  gehorchen  ;  eventuell  will  er  auch  einen  welt- 
lichen Richter  zulassen,  „soferr  das  die  rechtsfertigung 
sich  vor  dem  geistlichen  richter  übe  bis  uf  urtheil  und 
dannathin  sy  beed,  der  geistlich  und  weltlich  richter,  die 
urtheil  fällen.*'  Die  Boten  wollen  das  an  ihre  Gemeinden 
bringen.  Jetzt,  1585,  bringt  der  bischöfliche  Fiskal  ob 
der  Mors  vor,  er  habe  in  der  Gasüanei  Niedergestelen  et- 
lichen bischöflichen  und  geistlichen  Rechten  als  von  un- 
ehelicher Kinder  Geburt  und  sonst  wie  an  andern  Orten 
der  Landschaft  nachfragen  müssen  und  gefunden,  iass 
der  Castlan  des  Orts  Hand  und  Verbot  an  solche  Rechte 
gelegt  habe  ;  ersuche  daher,  dass  der  Landrath  einen  un- 
parteiischen Landrichter  über  solchen  Handel  erkiese. 
Erkannt  :  soll  ein  gemeiner  Landrichter,  so  man  judicem 
generalem  nennt,  fär  diese  und  alle  künftigen  dergleichen 
Sachen  erwählt  werden.  Damit  aber  keine  Uneinigkeit 
mit  dem  Bischof  entstehe,  sollen  der  Officiai  und  der 
Landeshauptmann  samentlich  solches  Amt  versehen,  so, 
dass  die  Rechtshändel  sich  sollen  vollziehen  vor  dem 
Officiai  zu  Sitten  bis  zur  Urtheil,  zu  welcher  der  Landes- 
hanptmann   oder  sein  Statthalter  als  Mitrichter  soll  be- 
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rafen  werdeD,  die  über  solche  Span  endlich  zu  sprechen 
haben.  —  Welches   U.  6n.  H.    gefäUiglich   auch  ange-  . 
nommen  hat. 

210.  1593,  Nov.  20/Dec.  8.  Dass  fortan  Ihr  Fürstl.  Gn. 
und  des  H.  Landeshauptmanns  Diener  als  durchgehende 
gemeine  Richter  um  laufende  Schulden  an  allen  Orten 
gemeiner  Landschaft  in  freien  und  andern  Gerichten,  wenn 
sie  darum  angesucht  werden,  dem  Gläubiger  richten  mögen, 
ob  und  nid  der  Mors,  ohne  dass  jemand  eine  Exception 
nachgelassen  wird,  ausgenommen  Ausschatznng  der  Pfänder. 

1586,  Mai  25/ Juni  4.     Zugrecht,  Nr.  49. 

211.  1587,  Mai  25/Juni  3.     Appellation  in  Arrestsachen. 

Wo  Güter  in  Gerichtshand  gelegt  sind,  können  die 
Ansprecher,  denen  der  Richter  ihre  Ansprachen  aberkannt 
hat,  nur  einmal  appellleren,  damit  die  Expedition  und 
Bezahlung  der  Ansprecher  nicht  zu  lang  aufgehalten  werde» 

212.  1587,  Mai  25/Juni  3.     Authentische  Interpretation   von 

Stat.  V.  1571  c.  28  verglichen  mit  c.  68. 

Die  Boten  von  Brig  hatten  einen  Widerspruch  darin 
gefunden,  dass  laut  c.  28  der  durch  gerichtliche  Exe- 
cution in  ein  Gut  Eingewiesene  nach  Jahr  und  Tag 
ewige  und  unwiderrufliche  Bewerdt  habe,  dagegen  c.  68^ 
sage,  dass  30  Jahre  lang  Jeder  ein  liegendes  Gut  von 
dem  Besitzer  erfordern  möge.  Der  Abschied  darüber 
lautet  :  Erachtet  man  unmüglich  sin  allen  Spitzfundigkeiten^ 
so  die  Mönschen  erdenken  könnend,  eine  gewisse  Regel 
und  Richtschnur  zu  machen,  doch  haben  sich  die  Rats- 
hotten  hierob  ihres  Dunkens  erlütert,  dass  wo  ein  Gut 
als  für  ein  verkauft  Gut  wurd  angesprochen,  nachdem 
ein  andrer  dessen  durch  Passement,  Décret  und  Bewer- 
dnngen  in  Besitz  gekommen  ist,  der  solle  dafürthin  ab- 
gewiesen werden  und  dem  Inhaber  für  Passement  gelten. 
Wo  aber  einer  sich  eines  Guts  schon  auf  obbemelte 
Weise  in  Bewerdt  gesetzt  hätte  und  mittler  Zeit  ein 
andrer  käme,  der  möchte  an  Tag  bringen,  dass  es  sein 
recht  natürlich  und  erblich  Gut  wäre,  er  auch  solche» 
nicht  eher  gewusst,  sondern  in  seiner  Kindheit  oder  sonst 
abwesend  vom  Land  gesin  wäre,  der  möge  noch  allzeit 
inwendig  30  Jahren  zu  dem  seinen  kommen.  Doch  will 
man  auf  das  mal  dieses  nicht  für  eine  gewisse  Satzung 
gestellt,  sondern  einem  jeden  frommen  Richter  heimgesetzt 
haben,  nach  frommer  Conscienz  und  Gestalt  der  Sachen 
hierüber  zu  erkennen  und  Urtheil  zu  fällen. 
(In  diesem  Sina  ancb  aafgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art.  JIS.) 
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1587,  Mai  25/JaDi  3.     Zag:recht.  8.  Nr.  50. 

213.  1587,  Nov.  29/Dec.  5.    Gerichtsstand  des  Wohnorts  für 

laufende  Schulden. 

Für  laufende  Schulden  dürfen  nicht  Güter  des  Schuldners 
an  andern  Orten  als  seinem  Wohnort  angefallen  werden, 
sondern  vor  allen  Dingen  ist  der  Schuldner  da,  wo  er 
wohnhaft  ist,  darum  zu  suchen;  es  wäre  denn,  dass  er 
da  nicht  zu  bezahlen  hätte,  oder  dass  nach  seinem  Tode 
sich  die  Schulden  auf  viele  Erben  vertheilten  und  der 
Gläubiger  nicht  weiss,  welchem  oder  wie  viel  er  einem 
jeden  heischen  soll. 

214.  1588,  Juli  30/Aug.  5.     Kostencaution  Fremder. 

Ein  Fremder,  der  in  einer  Ehesache  Klage  im  Land 
erhoben  hat,  weigert  sich  der  Tröstung  (Kostencaution), 
da  sie  in  Ehesachen  nicht  könne  gefordert  werden.  Er- 
kannt: da  die  Fremden  an  vielen  Orten  mit  ungebühr- 
lichen Mitteln  sich  eindrängen  und  Landskinder  bethörlen, 
und  so  sie  der  Tröstung  gefreiet,  noch  weiter  Anlass 
dazu  gegeben  würde,  sollen  die  Fremden  in  Ehehändeln 
wie  in  civilischen  Sachen  Tröstung  stellen. 

1588,  Juli  30/Aug.  5.     Jagdbann,  s.  Nr.  104. 

1588,  Dec.  4/11.     Injurie  vor  Gericht,  s.  Nr.  185. 

215.  1588,  Dec.  4/11.    Processkosten. 

Die  von  der  unterliegenden  Partei  an  die  siegende  zu 
zahlende  Entschädigung  wird  erhöht,  besonders  soll  für 
die  Heimkehr  ebensoviel  gerechnet  werden  als  für  das 
Hinfahren  zum  Gericht,  was  bisher  nicht  geschehen.  — 
Vielleicht  identisch  mit  Additiones  v.  1598,  Art.  1. 

1589,  Nov.  26/Dec.  7.     Lärchenbohren,  s.  Nr.  192. 

216    1590,    Dec.   4/18.      Bevogtung   yolljähriger    einfältiger 
Personen. 

Einfältige  Personen  soUen  durch  ihre  Verwandten  mit 
Wissen  und  Willen  der  Obrigkeit,  nöthigenfalls  durch 
letztere  selbst  mit  Vögten  versehen  werden;  ihre  Güter 
sind  ohne  heischende  Noth  nicht  zu  verkaufen  bei  25  lib. 
Busse  und  Nichtigkeit  des  Kaufes. 

(Anfgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art  34.) 
1591,  Dec.  1/11.     Beleidigung  vor  Gericht,  s.  Nr.  186. 

1593,  Nov.  20/Dec.  8.  Gemeinen  Landrichter  betr.,  s.  Nr.  210. 
217.  1594,  Dec.  4/12.     Nachbarrecht  betr.  Baumnähe. 

Bäume  innerhalb  2  Fuss  von  der  Grenze  darf  der  Nach- 
bar mit  Abtrag  eines  gebührlichen  Kostens  fällen. 

(Aufgenommen  in  Additiones  v.  1598,  Art.  56.) 

1594,  Dec.  4/12.     Zugrecht,  s.  Nr.  51. 
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218.  1598;  Dec.  5/13.     Zoll  und  Fuhrlohn  am  Simplon. 

Yerordnniig  über  Zölle  und  Fnhrlohn  für  Kaufmanns- 
guter  nnd  Waaren,  die  über  den  Simplon  durch  das- 
Land  Wallis  gehen,  damit  aller  Missbranch  und  über- 
schwengliche Vortbeil  der  Wirthe,  Führer,  Karrer  und 
Zolner  abgestellt  werde. 
1599,  Juni  12/19.     Beleidigung  vor  Gericht,  s.  Nr.  187. 

219.  1602,  Juni  23/30.     Währschaft  bei  Verkauf. 

Bei  Eviction  eines  verkauften  Gutes  kann  der  Kftufer 
nicht  kraft  Generalpfandrechtes  die  bereits  anderwärts- 
veräusserte  Habe  des  Verkäufers  pfänden. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  6.) 
1602,  Dec.  8/17.     Zugrecht,  s.  Nr.  52. 
1602,  Dec.  8/17.     Jagdbann,  s.  Nr.  105. 

220.  1603,   Mai  18.     Anmeldungspflicht  der  Pfandgläubiger 

bei  Auskündung  des  Schuldners. 

Alle  Gläubiger,  ob  sie  gleich  durch  Versatz,  Verkauf 
auf  Losung,  Bürgschaft  oder  sonst  von  ihrem  Schuldner 
wohl  versichert  sind,  sollen  ihre  Ansprachen  doch  an- 
melden und  verüicieren.  Die  Unterpfandsgläubiger  wer- 
den aus  den  Pfändern  bei  der  Distribution  zuerst  be> 
friedigt;  was  übrig  bleibt  kommt  an  die  Gläubiger  der 
laufenden  Schulden  dem  Datum  nach  von  den  ältesten 
zu  den  jüngsten. 

221.  1603,  Nov.  30.     Eheschliessungsrecht 

Verbot  der  Ehe  zwischen  Bluts-  und  geistlich  Ver- 
wandten. Dreimalige  Auskündung  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen. Wenn  eine  rechte  Ehe  geschlossen  ist,  soll  dio 
sacramentalische  Vermählung  nicht  länger  als  zwei  Mo* 
nate  aufgeschoben  werden.  Verbot  der  heimlichen  Ver- 
mählungen. 

222.  1604.     Ausschluss  derer,  die  an  protestantischen  Sohuler> 

studiert,  vom  Notariat. 

223.  1604,  Juni  13/22.    Aufhebung  des  Bechts  des  Bischof» 

auf  den  Nachläse  der  Geistlichen. 

,  Damit  desto  williger  mancher  ehrlicher  Landmann 
seine  Kinder  zu  dem  priesterlichen  Amt  lasse,'  hat  der 
Bischof  sich  erboten,  seine  bisher  geübte  Succession  in 
Erbfällen  dahin  zu  stellen,  dass  die  Güter  der  Geistlichen 
inventarisiert  und  ihm  jährlich  nach  dem  Ertrag  des  Ein- 
kommens mit  einem  Pfennig  erkennt  werden,  nach  ihrem 
Tode  aber  die  erblichen  und  gewonnenen  Güter  an  ihre 
Freunde  nnd  Nächsten  nach  Landrecht  falleu  sollen. 

IttÜMkr.  fVr  ■chwalsmlsehM  lUeht.    Vra«  Fol^r«  VIT.  j^ 
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224.  1605,  Dec.  4/12.    Verbot  der  kirchlichen  Trauung  ohne 

vorhergegangene  ordentliche  Verkündnng. 
1606,  Mai  19/20.     Zugrecht,  s.  Nr.  ô3. 

225.  1607,  Dec.  9/19.     Strafe  der  Ehrbeleidignng  gegen  Be- 

amte. 

Zu  Stat.  V.  1571  c.  134  wird  beigefügt,  dasg  wer  das 
dritte  Mal  sich  so  verfehlt,  ans  Halseisen  gestellt  werden  soll 

226.  1607,  Dec.   9/19.     Eheversprechen  und  Eheschliessung, 

Zu  den  Ehesachen  ist  der  Pfarrer  oder  der  Richter 
des  Orts  und  in  deren  Mangel  zwei  ehrliche  glaab- 
würdige  Zeugen  zu  berufen,  und  wo  solches  unterlassen 
wäre  und  Differenz  entstünde,  also  dass  es  nicht  konnte 
bezeugt  werden,  soll  es  für  keine  Ehe  gehalten  werden. 
Haben  zwei  Personen  einander  zur  Ehe  genommen  und 
den  Beischlaf  vollzogen,  und  verläugnet  dann  das  eine 
von  ihnen  die  versprochene  Ehe  und  dieselbe  kann  nicht 
wie  obgesagt  bezeugt  werden,  so  soll  sie  für  keine  Ehe 
gehalten  werden.  Kein  Fremder  soll  eine  Tochter  oder 
Frau  ohne  Wissen  und  Willen  ihrer  nächsten  Freunde 
zur  Ehe  nehmen  bei  Strafe  des  Halseisens  und  Vernich- 
tung des  Ehetags.  Vgl.  Nr.  181  a.  E.  Indessen  wird 
schon  1609  Dec.  14/23  die  Strafe  des  Halseisens  in 
Hücksicht  auf  die  Gefahr  des  Gegenrechts  und  weil  diese 
Strafe  hässlich  und  ehrverletzend  ist,  aufgehoben  und  er- 
setzt durch  Confiscation  des  Drittels  des  Vermögens  der- 
selben Tochter  oder  Frau  zu  Gunsten  ihrer  Vei-wandten. 
(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  14.) 

1608,  Dec.  14/23.     Zugrecht,  s.  Nr.  54. 

1608,  Dec.  14/23.   Ladung  in  das  Thal  Josaphat,  s.  Nr.  178. 

227.  1609;  Dec.  14/2S.    Ausschluss  des  Gefährdeeids  in  ehr- 

verletzlichen Bechtshändeln  und  in  criminali  bus. 

228.  1609;  Dec.   14/23.     Appellationssumme. 

AppeUation  an  den  Landrath  ausgeschlossen  in  Sachen 
unter  60  Hb.,  bei  Verlust  der  Ansprache  und  der  Kosten. 
(Aufgenommen  in  die  Bevision  y.  1780,  Art.  15.) 

229.  1609,  Dec.  14/23.   Verbot  der  Vorladung  vor  den  Land- 

rath in  erster  Instanz,  bei  Verlust  der  Ansprache  und 
der  Kosten. 

(Aufgenommen  in  die  Reviiion  v.  1780,  Art.  15.) 
230.  1644,  Dec.  4/21.  Dasselbe  ausdrücklich  für  das  Gu- 
bemement  Monthey  eingeschärft,  wo  der  Unfug  einge- 
rissen, dass  die  ünterthanen  einander  von  kleiner  ürsach 
wegen  vor  gesessenen  Landrath  pro  prima  instantia  ein- 
tagen, Ausnahme  fttr  Sachen,  die  eine  h.  Obrigkeit  an- 
treffen, und  den  ünterthanen  vergünstigt  werde. 
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1610,  Dec.  13/24.     Urkundbriefe,  b.  Nr.  157. 

1611,  Juni  19/27,  u.  1613,  Mai  11.     Jagdbann,  g.  Nr.  106 
u.  107. 

231.  1614,  Dec.  10/21.     Bürgeraufnahme  Fremder. 

Verbot  der  Aufnahme  in  Zenden-  und  Gemeinderecht, 
wenn  sie  nicht  ihr  Mannrecht,  Abschied  (Entlassung  aus 
fremder  Angehörigkeit)  und  glaubwürdigen  Schein  ihrer 
freien  Geburt  vorlegen,  «damit  durch  thalberige  oder 
leibeigene  Personen  das  Vaterland  nicht  beschwert  werde 
und  gute  Geschlechter  und  Häuser  nicht  durch  sie  be- 
trogen werden."     Vgl.  Nr.  116. 

232.  1615,  Dec.  1/16.     Verfahren  bei  cessio  bonorum. 

Wenn  ein  Schuldner  sein  Gut  in  Rechtshand  zu  distri- 
buieren  giebt,  sollen  die  Gläubiger  nach  dem  Rang  ihres 
Alters  für  ihre  Forderungen  bezahlt  werden,  und  wenn 
noch  etwas  übrig  bleibt,  soll  für  jeden  noch  das  Drittel 
pro  rata  sammt  dem  Zins  davon  genommen  werden.  Reicht 
aber  das  Vermögen  nicht  aus,  so  ist  der  Schuldner  nach 
Landrecht  zu  strafen  wie  ein  Dieb. 
283.  1615.  Dec.  1/16.  Anfall  des  Guts  Unehelicher  und  Hin- 
gerichteter in  der  Landvogtei  St.  Maurice. 

Der  Nachlass  Unehelicher  in  der  Landvog^i,  die  ohne 

Leibeserben  sterben  und  nicht  thalberig  sind,   fällt  dem 

Bischof  heim;    der  Nachlass  solcher  an  Orten,    die   der 

Thalberigkeit  unterworfen  sind,   dem  Amtmann,    als  da 

das  territorium  thalberig  ist,  laut  der  Juristenregel:  quod 

natura    dedit   accidens,    tolli   non   débet.  —  Die  Güter 

exequierter  Personen  soll  der  Landvogt  nicht  albergieren, 

sondern  sie  fallen  dem  Bischof  zu  nach  Abzug  der  Kosten 

und  Bussen  durch  den  Amtmann. 

1615,  Dec.  1/16.     Appellung  aus  den  Vogteien,  s.  Nr.  144. 

234.  1616,  Mai  23/Juni  1.     Verbot  des  Verkaufs  noch  nicht 

angefallener  Erbschaften. 

Viele  Personen  verkaufen  wegen  ihres  üblen  Haus- 
haltens Wart  und  Erbschaft  der  Eltern  um  geringen  Preis; 
solcher  Verkauf  soll  ungültig  sein  und  der  Käufer  hat 
seine  Ansprache  verloren.  Der  Absch.  v.  1637,  Mai  17/26 
verbietet  speciell  solche  Verkäufe  durch  unmündige 
Kinder.  Allgemein  Revision  v.  1780,  Art.  10  §  1. 
535.  1616,  Mai  23/Juni  1.  Verbot  von  „venditiones  oasuales," 
„Das  ist:  Verkäufe  unter  eim  verzwückten  Zyl  (s. 
Anm.  zu  Nr.  51)  oder  unter  den  begrifflichen  spitz- 
fündigen Beredungen,  wodurch  manchem  kummerlich  der 
halbe  Theil  des  Werths  an  das  Seine  wird,  und  mag  in 
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solchem  Fall  nach  geschehener  Verfallniss  keinem  mehr 
zugelassen  werden  darab  zu  nehmen  als  die  HanptSTimme^ 
Drittel  darauf  und  der  billige  Kosten.^ 

Nach  der  Revision  von  1780,  Art.  21  handelt  es  sick 
um  wucherliche  Beredungen,  namentlich  lex  commissoria. 
2S6.  1616,  Mai  23/Juni  1.      Verbot   von    Einzugssteuern   u. 
dgl.  von  Gemeinden. 

Etliche  Gemeinden   beschweren  sich,    dass   an    Orten, 
wo  10,  20,    auch  nur   5  oder  6  Häuser  sind,    eine  Ge- 
meinde daraus  gemacht  wird,  welche  Satzungen,  Bauem- 
zünfte  und  Bnrgrechte  statuiert  des  Inhalts,   dass  wenn 
ein  des  Burgrechts  oder  Geschnidts  (wie  sie  es  nennen) 
der  Gemeinde  nicht  Theilhaftiger  durch  Kauf,  Erbschaft 
oder  Heirat  Gut  daselbst   an  sich   bringt,    er  sich  um 
einen  grossen  Pfennig  erkennen   muss,   u.  A.    Erkannt: 
solche  Auflagen  sind  unter  Landleuten  unzulässig,    man 
soll  landlich  und  brüderlich  hausen,  und  alle  Bauemzünfte 
sollen  dem  Landrath  vorgelegt  und  die,    so  dem  Land- 
recht zuwider,  abgethan  werden. 
161«,  Mai  23/Juni  1.     Zugrecht,  s.  Nr.  55. 
1616,  Mai  23/Juni  1.     Wucher,  s.  Nr.  81. 
237.  1616,  Dec.   12/24.     Viehzoll. 

Befreiung  der  Landleute  aus  den  obem  Zenden  vom 
Viehzoll  für  das  in  den  untern  Zenden  gekaufte  Vieh» 
wenn  sie  beschwören,  dass  sie  es  für  eigenen  Hausge- 
brauch kaufen,  nicht  aber  wenn  sie  es  nach  Lamparten 
verkaufen  wollen.  Trug  und  List  wird  mit  3  lib.  und 
Verfallniss  des  Viehes  gebûsst. 
288.  1617,  Dec.  11/24.  Befugniss  des  Bischofs  in  Ehe-  und 
Arrestsachen. 

In  einem  Ehehandel  hatte  der  Bischof  einen  Schied 
gethan,  gegen  den  die  Mannsperson  an  den  Legaten  ap- 
pellierte. Unter  Erneuerung  des  Verbotes  des  Austagens 
in  die  Fremde  (Nr.  28  f.)  wird  geordnet:  der  Bischof 
soll  fortan  eigner  Autorität  keine  Ehe  scheiden  noch  in 
Ehesachen,  so  gleicher  grosser  Consequenz  sind,  einzig 
erkennen,  sondern  mit  Rath  geistlicher  und  weltlicher 
Obrigkeit.  Ebenso  soll  der  Bischof  oder  ein  Richter  unsrer 
Landschaft  Niemanden  eigenen  Gewalts,  sondern  blos  mit 
Rath  weltlicher  Beisitzer  in  Haft  oder  Arrest  nehmen» 
„dawider  doch  der  Bischof  protestiert  hat.* 
239.  1618,  Juni  5/15.  Processentschädigung  in  criminalischen^ 
das  ist  in  ehrverletzlichen  Sachen. 

25  Gros  täglich  für  Zeitversäumniss  und  Tisch.  Fremde^ 
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die  das  zu  wenig  finden,  sollen  gehalten  werden  wie  die 

Unsern  bei  ihnen. 
1619,  Jnni  9/22.     Zngrecht,  s.  Nr.  66. 
1619,  Weihnachtslandrath.     Wncher,  s.  Nr.  82. 

240.  1619,  Deoeinber.    Ordnung  über  Tauf-,  Gevatter-,  Hoch- 

zeit-, Begräbnissmahlzeiten,  Kleider,  zur  Beschränkung 
des  Luxus. 

Oefter  wiederholt.  Ausführliches  Kleider-  und  Gaste- 
reienmandat  z.  B.  1688,  Mai  12/22. 

241.  1619,  December.     Unzucht  s  träfe. 

Welche  Person  im  Ehestand  einen  Bastard  bekommt, 
zahlt  für  das  erste  Mal  dem  procorator  fiscalis  den  Sy- 
nodalbann von  25  lib.  und  den  Kosten;  far  das  zweite 
Mal  trifft  sie  Verweisung  vom  Vaterland  während  Jahr 
und  Tag  ;  für  das  dritte  Mal  hat  sie  das  Leben  verwirkt 
und  wird  mit  dem  Schwert  hingerichtet,  ohne  Confisca- 
tion ihres  Gutes.  Gleiche  Strafe  für  die,  so  zum  dritten 
Mal  im  Ehebruch  betreten  wird. 

242.  1619,  December.     Bürgerlicher  Tod. 

Wenn  eine  Person  wegen  ihrer  Missethat  auf  101  Jahre 
aus  dem  Land  verwiesen  wird,  oder  dem  Rechten  nicht 
erwarten  darf,  deren  Hab  und  Gut  durch  Erkenntniss 
des  Rechten  in  Confiscation  geriethe,  und  sich  in  Jahr 
und  Tag  persönlich  nicht  stellt,  so  wird  sie  für  todt 
gehalten  und  es  mag  der  unschuldige  im  Land  gebliebene 
verlassene  Ehegatte  wieder  heiraten,  es  sei  Mann  oder 
Frau. 
248.  1619,  December.  Testamentsreoht.  Landrechtsbestä- 
tigung. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  22  §  1.) 

244.  1619,  December.  Strafe  schwangerer  Personen  bei  Braut- 

gang. 

Wenn  Verlobte  Kirchgang  und  Verehelichung  ver- 
schieben, bis  das  Weib  schwanger  ist,  und  darnach  das 
Weibsbild  mit  grossem  Bauch  zur  Küchen  mit  einem 
Kranz  wie  eine  Magd  dahertritt,  ist  geordnet,  dass  als- 
dann das  überlebende  Ehegemahl  sein  Leibding  verloren 
haben  soll  und  jedermann  erlaubt  sei,  ihr  auf  dem  Kilch- 
gang  den  Kranz  der  Ehren  ab  dem  Haupt  zu  nehmen 
und  einen  strohernen  aufzusetzen  ihr  zur  Schmach. 

245,  1622,  Aug.  6/15.     Appellation  an  den  Landrath. 

Alle  Parteien  ob  und  nid  der  Mors,  so  vor  den  or- 
dentlichen Maien-  oder  Weihnachtslandrath  appellungs- 
weise  zu  erscheinen  remittiert,    sollen   in   den  ersten   B 
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Tagen  nach  Beginn  des  Lan4ratJi8  hidà  beim  Landes^ 
hanptmann  anmelden,  den  Tag  der  Remission  aof  ürtheil 
anzuhören,  und  wenn  sie  das  versäumen,  wird  Mn  4^^  Tag 
dem  Widertheil  auf  sein  Begehrt  und  erlangte  €ontu- 
manz  hin  ohne  Weiteres  Becht  gesprochen.  —  Beiie 
Parteien  soUra  in  solchen  A]N[)ellnngen  den  ganzen  Eechta- 
handel  in  einen  kurzen  summarischen  Begrffî  ysrfassen 
und  diesen  in  gesessenem  Landraäi  auflegen,  damit  diese 
Sachen  den  Landrath  niòht  zu  lang  aufhalten. 

(Aufgenommen  in  die  Aevision  v.  1780,  Art.  Üê  §  1.) 
1633,  Aug.  6/1  ö.     Jagdbann,  s.  Nr.  108. 

1626,  Dec.  13/23  u.  1627,  Dec.  6/24.     Banbthierpr&mien, 
s.  Nr.  26  u.  27. 

1627,  Dec.  6/24.     Lärchenbohren,  s.  Kr.  193. 
346.  1629;  Dec.  9/34.    Substitationsrecht. 

Etliche  Boten  haben  sidi  verwundert,  dass  den  Unter- 
thanen  gestattet  sei,  bis  in  4^  Grad  zu  siAistituieren 
(s.  unten  Nr.  475  c.  IQ),  während  den  Landleuten  selbst 
Hände  und  Fusse  gebunden  seien  und  sie  nicht  eine 
einzige  Substitution  thnn  dürfen,  da  doch  oft  ein  Land- 
mann  dadnrdi  Eüider,  die  ihm  L^d  verursachen,  zähmen, 
oder  gute  Freunde,  die  sich  um  ihn  verdient  gemacht 
haben,  auf  den  Fall  kinderlosen  Absterbens  seiner  Kinder 
begaben  möchte.  Daher  wird  jedem  Landmann,  so  zu 
testieren  bequem  ist,  eine  einzige  Substitution  zugelassen, 
doch  unter  Beobachtung  der  Form  Laadreohts  und  Re- 
vision. 

(Angenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  %%  §  %) 

1630,  Juni  16/ Juli  2.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  126. 

247.  1630;  Dec.  8/24.     Tödtang  fremder  Thiere  auf  eigenein 

Boden. 

Wer  fremde  Schafe,  Geissen,  Schweine,  Esel,  Böcke 
m  seinen  Gärten,  Baumgärten,  Reben  und  gesäeten 
Aeckem  findet,  darf  sie  umbringen  und  ausserdem  Schaden- 
ersatz vom  !^genthämer  fordern,  welcher  noch  dazu  dem 
Richter  und  dem  Ortshüter  je  3  IIb.  bezahlen  muss. 

248.  1631,  Juni  22/JaU  13.    Verbot  von  Amtshandlungen  des 

Statthalters  im  Lande  nid  der  Mors. 

Keinem  Landeshauptmaimsstattfaalter  ob  oder  nid  dem 
BaspiUy  wohnhaft  ist  gestattet  Mandate  an  die  ünter- 
t^anen  abzusenden,  viel  weniger  Confiscation  von  MialeAz- 
personen  zu  ziehen,  denn  solches  dem  Landeshauptmann 
zugebfihrt. 

1631,  Dec.     Lohn  des  Scharfrichters,  s.  Nr.  169. 
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249.  1683,  Juli  26/Âug.  8.    Unhauslichkeit  der  £hefrau. 

Da  die  Frauen  oft  unhanslich  sind  und  ein  Ursach, 
dasB  die  Männer  ihre  und  ihrer  Frauen  Güter  verkaufen 
müssen,  nachher  sie  aber  doch  die  Recompens  auf  des 
Mannes  Gütern  nach  Landrecht  begehren,  statuiert:  dass  * 
diese  Recompens  auf  Ausspruch  der  Obrigkeit,  wo  sie 
begehrt  wird,  stehen  soll,  dieselbe  werde  wohl  wissen, 
ob  die  Unhauslichkeit  durch  den  Mann  oder  durch  die 
Frau  geschehen  sei. 

(Anivenommen  in  die  Rerision  v.  1780*  Art.  27.) 

260.  169ÈJ  Dec.  5/19.    Ausschluss  der  Haftpflicht  des  Leib- 

Fingers    Air    Yoroheliche    Schulden    des    verstorbenen 

i^gatten. 

Damit  der  Leibdinger  nicht,  wenn  er  nach  Landrecht 
(Stat.  y.  1571,  c.  112  §  10)  alle  Schulden  des  verstorbenen 
Gemahls  zahlen  muss,  noch  sein  eigenes  Out  verliere, 
wird  erläutert,  dass  der  Leibdinger  die  Schulden,  die 
der  verstorbene  Ehegatte  ererbt  oder  sonst  vor  der  ehe- 
Mchen  Beiwohnung  aufgetrieben,  nicht  zahlen  müsse,  son- 
dern nur  die  Schulden,  so  die  Eheleute  während  der 
Ehe  aufgetrieben  haben. 

261.  1«32,  Dea  5/19.     Strafprooess  betreffend. 

Die  Richter  in  Malefizsachen  sollen  nicht  Examina  mit 
Folter  in  Criminalsachen  aufnehmen  ausser  in  Beisein 
von  1  oder  2  ihrer  verständigsten  Assessoren.  Die  De- 
positionen der  Zeugen  soDen  einem  jeden  Wort  zu  Wort 
vorgelesen  werden. 

252.  1632,  Dec.  5/19.     Richterliche    Verbannung    aus    einer 

Gemeinde  bedeutet  Landesverweisung. 

Oft  wiederholt,  so  1634,  Dec.  3/20  (kein  Zenden  soll 
ein^i  Bandisierten  annehmen  bei  100  Ducaten  oder  Silber- 
kronen Busse  in  den  Landesseckel)  ;  1714,  Dec.  5/15; 
1718,  Dec.  7/17  (der  bannisierende  Richter  soll  berech- 
tigt sein,  den  Verbrecher  durch  die  übrigen  Zenden  führen 
zu  lassen  ohne  vorherige  Begehrung  und  Licenz  Transits); 
1724,  Mai  10/20. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  y.  1780,  Art.  8.) 

253.  1638,  Dec.  4/19.     Ordnung  des  Verfahrens   in  Malefiz- 

Sachen. 

(Auf  besonderm  Blatte  in  Band  XVI  der  Abschiede  hinter 

dem  Abschied  des  Weihnachtslandraths  16S8  eingeheftet) 

Ordnung   welche  M.  G.  H.   der  Landshaaptmann  und 

Gesandten  von   allen   siben  Zenden  in  ihrem  Wyenacht 

Landrat  diss  1633  Jahrs  gemacht,  was  gestalten  nunfort- 

hin  in  Criminal  und  Malefiz  Sachen  gleich  im  obem  alt 
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im  yndern  Wallis  durch  die  Bichter  and  Bevelchslettt 
bey  TJnhnlden  der  hohen  Oberkeit  solle  procediert  werden^ 
in  Anschanw  dass  M.  G.  H,  verstendiget,  dass  die  armen 
Personen  bisweilen  24  Stnnd  in  der  Wannen  gewesen. 
Und  erstlich  soll  der  Richter  in  Anfhemong  aller  der 
Eontschaften,  so  Ehr  nnd  Gut  berûerend,  zwen  der  an- 
sehnlichsten Herren  Beysitzeren  zu  sich  bernofen,  damit 
dieselben  sehen  mögend,  was  für  ein  Eyd  auch  Zufragen 
den  Zeügeren  fürgehalten  werdent. 

(2.)  Item  dass  dieselben  Zeüger  fromb  und  aufrecht, 
dass  ihnen  auch  Eyd  nnd  Ehr  wol  zu  vertranwen  seige^ 
dass  sie  auch  kein  Beiheyss  noch  Füntschaft  noch  einichen 
Criminal  Handel  mit  der  accnsierten  Person  gehebt. 

(3.)  Mehr  dass  die  Zeäger  causam  illorum  scientiae 
und  offenbare  circumstantias,  warumb  sei  die  Person  an- 
klagend, zu  sagen  wissend. 

(4.)  Item  dass  numerus  competens  der  also  wie  ob 
qualificierten  Zeügeren  sich  befände,  und  dz  ad  mina» 
zwen  von  einer  matery  sagende  einhellig  seigend. 

(5.)  Mehr  dass  der  Richter  in  solchen  Criminal  Sachen^ 
wan  er  die  Zeüger  examiniert,  dise  noch  yene  Person 
nominiere  noch  nambse,  sonders  in  genere  frage,  und  alsa 
gantz  behutsam  in  Aufnemung  der  Knntschaften  in  sen- 
tentia  detentoria  auch  in  den  Proceduren  sich  erzeige^ 
damit  nicht  etwa  der  unschuldig  umb  Hab  nnd  3utj  auch 
die  seinige  in  höchster  Unehr  aus  Mangel  der  gebärenden 
Fürsichtigkeit  gerathen,  noch  umb  dz  das  ihme  nyemanta 
als  Gott  geben  noch  erwidren  mag,  gebra'^ht  werde. 

(6.)  Wan  sich  auch  zuträgt^  dsLss  in  der  Procedur 
einer  am  Seyl  oder  sonstig  examiniert  würd,  so  soll  der 
Richter  noch  die  H.  Beysitzer  nicht  fì*agen  auswendig 
deme  so  in  den  examinibus  begriffen,  auch  nit  sagen: 
hast  du  nicht  dise  noch  yene  Person  im  Tantzplatz  oder 
Sinagog  gesehen,  auch  nicht  vermelden,  du  hast  disem 
diss  verderbt,  dem  anderen  yenes,  zu  Abhaltung  grosser 
Weitleyfigkeit  und  Uebels,  so  aus  disen  Zufragen  ent- 
springen mögend. 

(7.)  In  der  Assignation  soU  die  gefangne  Person  drey- 
mal  aufgezogen  werden,  sub  intervalla,  nnd  einiches  mal 
mehr  dan  ein  halbe  Stund  aufgezogen  verbleiben,  und 
soll  auch  fleissig  in  acht  genommen  werden,  dass  die 
arme  Person  voll  und  recht  am  Seyl  gebunden  werde^ 
und  dass  die  Taumen  und  andere  Finger  nicht  einer  vor 
den   andren,   sonders   gantz  gleich  angebunden  werdent. 


Uebersicht  der  Bechtsqnellen  des  Wallis.  217 

(8.)  In  der  andren  Assignation  aber  mögent  sab  inter- 
yalla  neun  Scbütz,  yedes  mal  drey,  doch  ohne  Stein, 
gegeben  werden,  und  nicht  weyters. 

(9.)  In  der  dritten  Assignation  mag  der  25pfiindig 
Stein  wie  vermeldet  gebraucht  werden. 

(10.)  In  der  vierten  aber  mag  der  BOpfundig  Stein, 
welchen  man  hiemit  den  grossen  Stein  will  verstanden 
haben,  zum  dritten  mal  mit  Aufziehen  gebraucht  werden. 
Oder  aber  die  Wannen,  welche  Wannen  man  nicht  änderst 
brauchen  soll  als  wie  volget,  namblich  dass  die  Person 
an  derselben  nicht  lenger  als  drey  mal  und  yedes  mal 
6in  Stund  angebunden,  auch  drey  mal  auch  ein  Stund 
ein  yedes  mal  soll  entpunden  werden  ;  yedoch  söUent  die 
Kichter  allzeit  die  Kraft  oder  Schwachheit  der  armen 
gefangenen  Personen  wol  ansehen,  hierin  auch  die  Be- 
scheidenheit der  Herren  Richteren  und  Beysitzeren  nach 
den  Begebenheiten  vorbehalten. 

(11.)  Es  söUent  auch  die  geübte  Proceduren  aller  und 
yeder  Assignationen  in  den  Processen  wol  und  deutlich 
inseriert  werden. 

(12.)  Schliesslich  so  wollend  M.  G.  H.  die  Herren 
Eichter  ernstlich  gemant  haben,  dz  sey  im  Kosten  gleich 
in  Innemung  der  Kuntschaften,  der  Proceduren  und  Exe- 
-GUtionen  so  weit  möglich  verschonen  thüend,  damit  der 
armen  hinderlassenen  Weyslinen  und  Erben  desto  mehr 
Onad  kenne  bewisen  und  erzeigt  werden. 

Welche  wie  obgemachte  Ordnung  nicht  lautprecht  soll 
gemacht,  sonders  in  gheimb  bey  und  nebent  den  Ehren 
Siglen  eines  yeden  Zenden  wol  inbeschlossen  verbleiben, 
damit  man  sich  dero  wan  es  von  Nöhten  behelfen  und 
sich  darin  erspieglen  möge. 

Johann  Fromb. 
(Landschreiber.) 

(Im  Abschied  selbst  ist  bemerkt:  „Diese  Ordnung  ist 
aber  aus  bedenklichen  Motiven  nicht  in  Abschied  gestellt 
worden,  wird  aber  in  jedem  Zenden  zum  Zendensigel  ge- 
legt, damit  im  Nothfall  sie  kann  hervorgenommen  werden 
und  der  Richter  sich  daran  erspiegeln  können.** 

Der  Art.  2  der  Revision  von  1780  [in  der  gedruckten 
Ausgabe  der  Statata  Yallesiae,  Sedani  1843,  p.  171  sa.] 
hat  mit  diesem  Abschied  von  1638  viele  Uebereinstimmung 
neben  manchen  Abweichungen.) 
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2Ö4.  1634,  Jnni  4/20.     Verbot  des  Ânsbedingens  einer  quoti^ 
litis  als  Honorars  durch  die  Fürspreeben. 
1634,  Juni  4/20.     Jagdbann,  b.  Nr.  109. 
1639,  Juni  12/22.     Wucher,  s,  Nr.  83. 
1641,  Mai  26/Juni  7.     Zahlung  in  fremdem  Geld,  s.  Nr.  147. 
265.  1641,  Dec.  1/15.     Taxordnung  für  Gerichtsdiener,    Ad- 
Yocaten  und  Schreiber. 

Neu  aufgesetzt  unter  Erhöhung  der  Taxen. 

256.  1643,  Mai  4/17.     Verjährung    des    Rückkaufsrechts    in 

60  Jahren. 

Verkauf  sub  reacheto  perpetuo  oder  ewiger  Ablösung 
ist  dem  Landrecht  zuwider,  welches  30jährigen  Besitz 
schützt,  daher  die  reacheta  perpetua  sich  nicht  weiter 
als  auf  60  Jahre  erstrecken  sollen  a  dato  des  Verkaufs. 
Was  aber  nach  diesem  Abschied  unter  dem  Wort  der 
ewigen  Ablösung  wird  verkauft  werden,  dafür  gilt  die 
Fnst  von  30  Jahren.  —  Erneuert  1700,  Mai  5/14; 
1741,  Dec.  6/16  (der  Landvogt  zu  Monthey  fragt,  ob 
das  auch  gegen  die  Minderjährigen  gelte;  Antwort:  ja» 
denn  sie  baben  Vögte,  die  fur  sie  sorgen  sollen). 

(Anfgenommen  ia  die  Revision  v.  1780,  Art.  29.) 

1643,  Mai  4/17.     Notarialische  Acte,  s.  Nr.   158. 

257.  1644,  Mai  22/Juni  5.     Satzung  betreffend  Lehnrecht. 

(Anf  besonderem  Blatt  im  Abschiedband  XVII  bei  dem 
betreffenden  Datum  eingeheftet.) 
Art.  1.  Eecognoscendo  avantarius  homagü  ligii  non 
amplius  confitebitur  se  esse  hoioinem  ligium,  sed  respon- 
Sorem  et  avantarium  feudi  homagü  ligii  sine  fidelitate 
vel  suiTerta  aut  eorumdem  repraesia  aliqua  faciendis  sea 
recipiendis,  census,  redditus,  tallias,  tributa  et  alia  cuins- 
vis  generis  aut  speciei  emolnmenta  in  praecedentibus  re- 
cognitionibus  contenta  annualiter  solvendo,  prout  et  lau- 
dimia  in  qualibet  recognitionum  renovatione  de  quadra- 
ginta  in  quadraginta  annos  fionda,  scilicet  de  et  pro  in- 
tegro laudimio  sextum  denarium,  in  et  pro  semüaudimio 
autem  medietatem,  id  est  duodecimum  denarium,  gratia 
domini  feudalis  ad  eins  pietatem  et  charitatem  si  minus 
recipere  luberet  salva,  satisfaciendo,  ut  cui  recognitionum 
renovationis  onus  contigerit^  Uli  et  laudimiorum  perceptio 
et  utilitas  eveniat;  pro  qua  quidem  fidelitatum,  sufferta- 
rum  et  repraesiarum  bucusque  solitarum  necnon  excheu- 
tarnm  aut  commissionum  inde  seu  earumdem  defectu  eve- 
niendarum  ablatione  et  exemptione  servitium  in  dictorum 
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komagiomm  recognitionibas   coBtentom  daplicari   et   sie 
Mcognosd  ac  anmialiter  solvi  debeat. 

Art.  2.  PreBbyteroram  BpoHa  omnino  et  praecise  tol- 
imtor  nee  phiscus  qnisquìB  supra  ant  infra  Morgiam  eadem 
exnane  percipere  praesnmat,  ne  eidem  epponere  cogatnr. 
Art.  3.  Permittitnr  Reyerendissimo  Domino  Episcopo, 
ut  obedientiam  desenatim  recipiat  (nisi  jam  per  oratores 
desenomm  post  electionem  praestita  contentari  velit,  prent 
Magnifici  Domini  Ballivi  consìmili  contentantnr),  dnmmodo 
anthenticas  literas  testimoniales  erigat,  Ubertates,  immn- 
nitates,  jnra,  praeeminentias  et  nsns  scripta  vel  non  scripta 
landabilium  septem  desenomm  rata  grata  et  inviolata  ob- 
servaado,  nee  alias  ant  alio  modo. 

(Diese  Artikel  sind  beschworen  von  den  Gemeinden 
Savièse,  Ayent,  Grimisat,  Bramois,  Mag0s,  Evolène,  St. 
Martin,  Vemamesia,  Nax  und  Yex  laut  beicrebundenen 
Yerbalprocessen. 

Sie  sind  bestätigt  im  Abschied  von  1672,   Dec.  7/16.) 
1644,  Dec.  4/21.     Eintagnng  vor  den  Landrath,  s.  Nr.  230. 

258.  1648,  Mai  4/15.    Authentische  Interpretation  von  Stat. 

V.  1571,  c.  116. 

Nach  diesem  c.  116  sollen  die  Männer  „  erscheinen '^, 
was  sie  zn  ihren  Franen  bringen,  wenn  sie  sich  in  deren 
Hänser  hanshäblich  einsetzen  ;  daraus  entnehmen  etliche, 
dass  nach  Tod  der  Kinder  oder  Eindskinder  Vatererben 
„erscheinen*  (fidem  facere)  sollen,  was  ihnen  zuständig 
sein  solle,  da  doch  ein  andrer  Artikel  des  Landrechts 
(c.  41  §  2)  laute,  dass  in  Ausfall  der  Erbschaften  Vater- 
erben den  Mnttererben  sollen  vorgezogen  und  in  Bewerdt 
der  Güter  gesetzt  werden.  Statuiert:  c,  116  erstreckt 
sich  nicht  weiter,  als  wenn  es  zu  dem  Fall  kommt,  dass 
das  Weib  vor  dem  Mann  stirbt;  sobald  aber  Kinder  und 
Kindskinder  vorhanden  und  Vater-  und  Mntterg^t  zu- 
sammengefallen, sollen  nach  Inhalt  des  andern  Cap.  Vater- 
erben eingesetzt  sein,  bis  Muttererben  erscheinen,  was 
von  ihrem  Grade  herkommt. 
ISöd',  Dec.  7/22.  Gfiter  der  todten  Hand  unterliegend,  s. 
Nr.  127. 

259.  )660,  Juni  2/15.    Natur  der  assignatae  oonfessiones  and 

hjpotheoae. 

Die  auf  liegende  Güter  gesetzten  Schulden,  so  hypo- 
thecae  und  assignatae  confessione«  heissen,  sind  in  allen 
Contracten  nnd  judieiis  für  liegendes  Gnt  zu  aekten. 
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260.  1700,  Dec.  9/18.  Da  die  Unterthanen  von  Boaveret 
meist  ihre  Effecten  an  laufende  und  angesetzte  Schuld- 
briefe anwenden,  damit  eine  Landschaft  der  Rechte,  so 
sie  auf  ihre  liegenden  Gäter  hat,  betrügerisch  zu  pri- 
vieren,  so  ist  statuiert,  dass  alle  Obligationes  und  Schul- 
den, so  die  Summ  20  üoiin  übersteigen,  unter  was  Form 
sie  möchten  aufgerichtet  werden,  für  gesetzte  Schulden 
und  consequenter  liegendes  Gut  sollen  geachtet  werden, 
und  dass,  falls  sich  bei  einem  Gläubiger  von  einem 
Schuldner  mehr  als  eine  dergleichen  Schuld  befinden 
wurde,  die  übrigen  aucli  die  Natur  der  gesetzten  an- 
nelimen  sollen. 

1664,  Jan.  2/12  und  Mai  7/14.  Verlassenschaft  Thalberiger, 
s.  Nr.  128  u,  129. 

261.  1668,  Dec.  5/17.     Stilus  bei  Aufrichtung  der  Satzungs- 

sohriften. 

In  Aufrichtung  der  Satzungsschriften  wird  ein  unge- 
wohnter Stilus  gebraucht,  indem  man  statt  einer  ledigen 
Satzung  einen  ewigen  Zins  unter  gleichfalls  immerwäh- 
render Ablösung  vermittelst  Baarzahlung  des  Capitals 
und  Remanentien  thut  verbleiben,  dergestalt  dass  wann 
gleichwohl  der  Schuldner  sich  einbildet,  er  habe  ewige 
Ablösung  und  Proprietät  und  überdies  könne  der  Ver- 
trauer (Gläubiger)  das  Capital  nicht  einziehen,  ist  die 
Sach  weit  anders  und  sieht  mehr  einer  Infeudation  als 
einer  ledigen  Satzung  gleich,  weil  der  Créditer  durch 
die  Anteriorität  der  Datum  in  immerwährendem  Possets 
des  Gutes  bleibt  und  jährlich  6  %  davon  zieht  oder  sich 
in  Possess  setzen  lässt.  Solches  abzustellen  ist  statuiert, 
dass  wenn  dergleichen  Instrumente  sollten  aufgerichtet 
werden,  dieselben  dem  Richter  des  Orts  confisciert  seien 
mit  Busse  von  25  lib. 

1672,  Mai  11/19.    Nachlass  Thalberiger,  s.  Nr.  130. 

262.  1675,  Dec.  4/14.    Verbot  des  schädlichen  Tabaksaufen», 

dadurch  nicht  allein  grosse  Feuersgefahr  entsteht,  sondern 
auch  grosses  Geld  aus  dem  Lande  gezogen  wird.  Busse 
3  lib.  Der  beim  Tabaksverkauf  ertappte  Krämer  zahlt 
26  lib.  Busse  und  aller  Tabak  bei  ihm  soll  confisciert 
werden.  Der  Absch.  1688,  Mai  12/22  schliesst  eben- 
falls den  Tabak  hochoberkeitlich  aus  unserm  lieben  Vater- 
land gänzlich  aus. 
1682,  Mai  7/16.     Zugrecht,  s.  Nr.  57. 
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263.  1685,  Dec.  5/19.     Cautionspflicht  bei  Klagerhebung. 

Da  sich  tägelhaftige  Lente  befinden,  die  nichts  oder 
wenig  zu  verlieren  haben  und  nur  trachten,  wo  sie  den 
Nächsten  in  Kosten  and  Schaden  bringen  können,  dem 
vorzukommen  ist  statuiert,  dass  fortan  Jeder,  so  ein 
Täglig  vor  einem  Landrath  führen  will,  mit  einer  genüg- 
samen Trostnng  versehen  sein  soll. 
"264.  1687,  Dec.  10/20.  Gerichtsergänzung  bei  Eichterausstand. 
Sind  nicht  genug  unparteiische  Beisitzer  in  einem  Ort 
vorhanden,  so  soll  man  solche  von  den  nächstgelegenen 
Orten  begehren,  und  nicht  die  Sache  an  ein  Gericht  in 
einem  andern  Zenden  bringen. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  85.) 

265.  1689,  Mai  11/18.     Richter  über  Inoest. 

In  der  Landvogtei  St.  Maurice  hatte  einer  einen  In- 
cest  in  tertio  gradu  begangen,  der  Fiskal  wollte  ihn 
strafen,  der  Landvogt  aber  nahm  für  sich  die  leibliche 
Bestrafung  in  Anspruch.  Hiegegen  protestierte  der  Bi- 
schof fur  seine  und  des  Tischs  von  Sitten  Rechte,  indem 
secundus  et  tertius  in  incestu  keine  leibliche  Strafe  ver- 
diene. Statuiert:  Hat  I.  Hochfürstl.  Gnaden  solches 
Recht  gehabt  und  nicht  eine  leibliche  Strafe  verfìlllt, 
will  man  es  Ihre  nicht  abnehmen,  doch  soll  ohne  Hilfe 
und  Beistand  des  Richters  nicht  durch  den  Fiskal  ge- 
straft werden. 

266.  1690,  Dec.  6/16.    Polgen  des  Erbverzichts  der  Kinder. 

Wenn  von  den  Kindern  einige  die  Erbschaft  antreten, 
andre  nicht,  so  nehmen  die  erstem  Alles  und  müssen 
auch  alle  Schulden  zahlen,  nicht  blos  pro  rata  ihrer 
Theile.  Die  Kinder  aber,  die  sich  nicht  Erb  tragen 
wollen,  sollen  zur  Strafe  der  Schmach,  die  sie  ihren 
Eltern  anthun ,  nicht  allein  von  allen  Erbschaften  im 
selbigen  Grade  bis  in  den  4^^*^  Grad  ausgeschlossen,  sour 
dem  auch  ihres  Burgrechtes  beraubt  sein. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780«  Art.  25.    Vgl. 
übrigens  schon  Stat  v.  1571,  c.  100.) 

267.  1691,  Mai  9/ 1 9.  Appellation  gegen  ürtheile  des  Landvogts. 

—  geht  nicht  an  den  Landeshauptmann,  sondern  im- 
mediate vor  den  sonveränischen  Stand,  weil  der  Land- 
vogt den  Stand  repräsentiert. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  26  §  2.) 

268.  1691,  Mai  9/19.    Abzug  bei  Gutsverkauf  an  Fremde. 

Der  Abzug  (5%)  wird  bezahlt  dem  Richter  rei  sitae, 
nicht  dem  des  Orts,  wo  die  Zahlung  geschieht. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  82.) 
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269.  1692,  Deo.  10/23.     Aufhebung  der  Gemeindersohaft 

Sobald  die  Brüder  sich  von  einander  separieren  and 
das  Mindeste  nicht  in  commane  bona»  anw^iden,  soUeo 
sie  für  yertheilt  gehalten  werden. 

270.  1693,  Deo.  9/19.    Abzagsfreiheit  von  Zenden  zu  Zenden. 

Ein  Landmann  zieht  irei  von  einem  Zenden  in  den 
andern.  Zieht  aber  ein  Landmann  oder  ein  Fremder 
Güter  ans  der  Landschaft  in  die  Fremde,  so  «hit  er 
Abzug  nach  Landrecht. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v,  1780,  Art.  32  i.  f.) 

271.  1693,  Dec.  9/19.     Erbrecht  der  unehelichen. 

Uneheliche  erben  weder  von  Vater  noch  von  Matter 
her,  doch  die  billigen  Gaben  reserviert. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  17.) 

1694,  Mai  5/15.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  131. 

1695,  Mai  11/20.     Zugrecht,  s.  Nr.  58. 

272.  1695,  Dec.  7/19.    Verbot  neuer  Pfründen  und  Stiftungen. 

Sie  dienen  zum  Rain  des  armen  gemeinen  Manns  and 
za  Nachtheil  der  Haaptkirchen.  Werden  entgegen  diesem 
Verbot  solche  Stiftungen  aufgerichtet,  so  darf  bei  hoher 
Strafe  Niemand,  der  auswärts  gesessen,  von  solchen 
Stiftungsgeldern  annehmen  und  entlehnen,  sondern  die 
Stiftung  muss  die  Gelder  bei  sich  im  Orte  behalten. 
»73.  1695,  Dec.  7/19.     Gerichtsstand. 

Auf  die  Frage,  ob  nicht  ein  Unterschied  zwischen 
Landleaten  und  Fremden  bezüglich  des  Rechts,  das»  der 
Beklagte  vor  seinem  ordentlichen  Bichter  zu  Sachen^ 
gemacht  werden  soUe:  dieses  Recht  gilt  für  die  Land- 
lente  and  in  dem  Unterthanenland  zwischen  den  Unter- 
thanen  selbst.  Der  freie  Landmann  kann  aber  den 
Unterthan  pro  prima  instantia  vor  dem  Bischof  oder  dem 
Landeshauptmann  oder  dessen  Statthalter  betagen. 

1698,  Mai  7/17.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  132. 

1700,  Dec.  9/18.  Obligationes,  wann  liegendes  Gut,  s.  Nr.  260. 

1702,  Mai  10/20.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  133. 

274.  1703,  Mai,  9/19.     Verschollenheit. 

Wenn  man  von  einem,  so  ausser  Landes  ist,  inner- 
halb 30  Jahren  keine  Nachricht  hat,  soll  er  für  todt 
censiert  werden. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  89.) 

275.  1703,  Dec.  5/17.   Conapetenz  der  Untercastlane  der  Land- 

vögte. 

In  mere  civilibus  erste  Listanz.  Criminalia  und  quasi- 
criminalia  gelangen  immediate  vor  das  obere  Gericht. 
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1703,  Dec.  5/17;    1705  Dec.  9/18;    1706  Kai  26/Juni  4. 
Thalberigkeit,  8.  Nr.  134—136. 

276.  1709,  Mai  8/18.     Erbfolge  der  Gesohwisterkinder. 

Die  6  obem  Zenden  erklären  am  alten  Landreoht 
festznlialten  (SUt.  v.  1571,  c.  91  §  1),  also  Erbrecht 
in  stirpes.  Sitten  dagegen  will  in  capita  snccedierea 
lassen. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  56.) 
1709,  Dec.  4/18;    1711,  Dec.  9/22.     Zugrecht,  s.  Nr.  5^ 
nnd  60. 

277.  1713,  Mai  17/24.    Verbot  der  Verpfändung  von  Gütern 

in  der  Vogtei  St.  Maurice  an  Berner. 

278.  1713,   Mai  17/24.     Verbot   der  Culturveränderung   zur 

Umgehung  der  Grundlasten. 

Die  von  Fully  haben  auf  etliche  Bunten  nnd  Matten 
die  Tallien  gelegt,  als  ob  es  Weingärten  wären.  Sta- 
tuiert: die  alten  Ordinanzen  werden  bestätigt  und  soll 
kein  Acker  noch  Matten  in  Weingärten  verkehrt  werden 
bei  alter  Busse,  consequenter  diese  Maxe  auf  alten  Fusa 
gesetzt  werden. 

1713,  Mai  17/24.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  137  und  138. 

1713,  Mai  17/24.     Strafe  des  zu  starken  Schuldenmachens^ 
B.  Nr.  203. 

279.  1714,  Dec.  5/15.    Pflicht  der  Zenden  ihre  Armen  zu  er- 

halten. 

280.  1718,  Mai  11/21.     Nothwendigkeit  der  Institution   dea 

Erben  in  Testamenten,  bei  Strafe  Nullität  des  Testa- 
ments. 

(Aafgenommen  in  die  Revision  y.  1780,  Art.  22  §  1  a.  E.)» 

281.  1721,   Mai  7/17.     Verbot  zu  hoher  Schätzung  der  von 

einem  Schuldner  den  Gläubigern  dargesohlagenen  Güter 
zu  der  letzteren  Schaden. 

282.  1722,  Mai  6/16.    Rangordnung  der  Forderungen  im  Con- 

curse. 

Hypothekarforderungen,  wenn  auch  neueren  Datums, 
gehen  den  unversicherten  Forderungen  in  rechtlichen 
Distributionen  vor.  Von  zwei  auf  denselben  Lehnsatz 
Versicherten  geht  der  ältere  vor. 

283.  1722,  Dec.  9/19.   Berechnung  des  „Drittel  darauf**  (tertia 

pars  de  pluri)   in  Ausschätzungen   (Stat.  y.  15fl,    c. 

48,  49). 

Es  war  gefragt  w^orden,  ob  es  das  Drittel  der  Summe 
sei.  So  hat  man  es  bei  dem  in  der  Revision  des  Land- 
rechts deutlich  enthaltenen  Verstand  lassen  wollen,  der 
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sagt,  dasB  von  20  der  Dritteil  darauf  za  30  verstanden 
sein  Bolle. 
1722,  Dec.  9/19.     üebles  Haushalten,  s.  Nr.  204. 

284.  1724,  Mai  10/20.     Bürgschaft  von  Ehefrauen. 

Kein  Weib  darf  ohne  Begleitung  und  Autorität  eines 
oder  zwei  von  ihren  nahen  Freunden,  und  zwar  von  der 
Linie,  von  der  ihre  Güter  kommen,  sich  für  ihren  Mann 
verbürgen,  bei  Pön  der  Nichtigkeit  solcher  Bürgschaft. 
Weiber,  die  mit  Fremden  verheirathet  sind,  sollen  es 
nur  thun  können  in  Beisein  und  mit  Bewilligung  des 
Bichters  des  Orts,  bei  Pön  der  Nullität. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art.  11.) 

285.  1724,  Mai  10/20.  Ausfertigung  der  Urtheile. 

Die  Richter  sollen  den  Parteien  die  Urtheile  innerhalb 
6  Tagen  nach  der  Ausfällung  ausgeben,  damit  rechtzeitig 
appelliert  werden  kann. 

286.  1726,  Mai  8/20.     Erbrecht   der  Vettern  trotz   Kloster- 

gelübde ihres  Vaters,  des  Oheims  des  Erblassers. 

Eine  Welt-  und  Eigenthumsabsage  einer  Klosterperson 
soll  ihren  nepotibus  nicht  nachtheilig  sein,  mithin  die 
nepotes  gleichwohl  durch  einen  solchen  Etter  oder  Huohm 
zur  Erbschaft  geführt  werden  können. 

Eine  Randnotiz  enthält  Folgendes:  „Hiewider  ist  von 
Rath  und  Bürgerschaft  allhiesiger  Stadt  protestiert 
worden"  (der  Protest  von  Sitten  findet  sich  im  Absch. 
1727  Mai),  , welche  Protestaz  uachwärts  im  Landrath 
ist  gutgeheissen.  Ist  also  von  Stadt  und  Gemeinden  ver- 
worfen/ Doch  ist  der  Absch.  v.  1726  in  die  Revision 
V.  1780,  Art.  24  §  2  aufgenommen. 

287.  1726,    Dec.   5/18.     Ermahnung   an    alle    Richter,    ver- 

schwenderischen Personen  bei  Zeiten  Vögte  zu  setzen. 
(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art  41.) 

288.  1731,  Dec.  5/17.     Verbot  der  Vergabungen  Seitens  in- 

ländischer Frauen  an  ihren  ausländischen  Bräutigam 
im  Brautstubl  ohne  Gutheissen  ihres  Vogts  oder,  Man- 
gels eines  solchen,  eines  ihrer  nächsten  Freunde^  bei 
Vernichtung  der  Gabe. 

1731,  Dec.  5/17.     Jagdbann,  s.  Nr.  110. 

1736,  Mai  9/18  und  1737,  Mai  8/18.  Thalberigkeit,  s.  Nr. 
139  und  140. 

289.  1787,  Mai  8/18.    Unzulässigkeit  von  Suppliken  in  prae- 

judicium  tertii ,  bevor  die  Widerpartei  gebührend  ge- 
tagt (vorgeladen  und  angehört)  ist. 
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290.  1738,  Mai  7/17.     üebergang  des  Mutterguts  in  väter- 

liche indivision. 

Za  FuUy  hat  ein  einziges  und  einfältiges  Kind  erst- 
lich seine  Matter  geerbt,  dann  den  Vater,  and  ist  dann- 
sammt  seinem  Gut  von  des  Vaters  Schwestern  versorgt 
worden  and  bei  ihnen  gestorben.  Frage:  ob  diese  Vaters- 
schwestem,  die  mit  dem  Vater  indivis  waren,  auch  des 
Kindes  Mattergat  für  onvertheilt  an  sich  ziehen  können» 
Stataiert:  das  Mattergat  sei  für  dividiert  za  achten  and 
solle  albergiert  werden. 
1740,  Dec.  6/16.     Zagrecht,  s.  Nr.  61. 

291.  1741,  Mai  8/18.     Verbot  des  Giftverkaufs. 

—  bei  25  lib.  Basse;    ausser  durch  Hausväter,   die 
immer  den  Namen  des  Käufers  aufzeichnen  sollen. 
(Au^enommen  in  die  Revisioa  v.  1780,  Art  42.) 

292.  1745,  Dec.  7/17,     Verbot  der  verdammlichen  Secte  der 

Freimaurer. 

Wer  sich  dieser  Secte  einverleibt,  verliert  alle  ge- 
meinen und  bürgerlichen  Bechte  und  Hab  und  Gut.  Da- 
mit sie  desto  eher  entdeckt  werden,  soll  der  Anzeiger 
eine  ansehnliche  Recompens  erhalten. 

293.  1746,  Mai  4/1 3.     Verkauf  von  Vogtskindergut. 

Vögte  sollen  Liegenschaften  ihrer  Vogtskinder  nicht 
an  sich  ziehen,  sondern  wenn  sie  aas  genügsamen  Ur- 
sachen zu  deren  Verkauf  gezwungen  sind,  sie  dem  Meist- 
bietenden antragen,  bei  willkürlicher  Strafe.  Zugrecht  der 
Nächsten  vorbehalten. 

(Aufgenommea  in  die  Be vision  v.  1780,  Art.  44.) 
1746,  Dec.   7/17.     Thalberigkeit,  s.  Nr.  141. 

294.  1747,  Dec.  6/16.     Darleihen  an  Kinder. 

Verbot  des  Gelddarleihens  an  unhausliche  Kinder  bei 
Lebzeiten  ihrer  Eltern,  bei  Verlust  des  Capitals,  falls 
das  Kind  vor  seinen  Eltern  stirbt.  Sterben  die  Eltern, 
vorher^  so  soll  der  Gläubiger  nur  den  Zins  eingebüsst 
haben. 

(Anfgenommen  in  die  Revision  v.  1780,  Art  10  §  2.) 
1748,  Mai  8/17.     Zugrecht,  s.  Nr.  62. 

29Ö.  1750,  Mai- 6/15.     Einkaufsumme  ins  Landrecht. 

Zwei  Dublen  desenatim  für  Sportulen,  und  in  die  lobl.> 
Zenden   50   Ducatuner,    1  Centner  Pulver  und   so   viel 
Blei  in  das  Landesmagazin.     Für  Aufnahme   als  Unter- 
than  im  ünterwallis  die  Hälfte  hievon. 
296.   1764,  Dec.  4/13.     Verkäufe  an  Vogtskinder. 

Verbot   des   Verkaufs   von   Waaren   an   Vogtskinder, 

Z«iliohr.  fOr  MhweiierltohM  Reeht    H«b«  Fol^e  VU.  ^5 
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auf  Credit,   bei  26  lib.  Basse  und  Veriierang  der  An- 
sprache. 

(Ânfgemommen  in  die  Revision  ▼.  1780/ Art  10  |  3.) 

397.  1756,  Mai  5/14.     Eesselfichmiede. 

Pflicht  der  Kessler,  bei  Verkauf  kapferner  Kessel, 
an  die  sie  schwere  eiserne  Binge  gemacht  haben,  nicht 
Alles  für  Kapfer  za  verhandeln,  sondern  anzugeben,  wie 
viel  Eisen  daran  sei,  bei  Strafe  von  25  lib.  und  Confis- 
cation der  Waare. 

(Aufgenommen  in  die  Revision  v.  1760,  Art  46.) 

1758,  Mai  5/12.     Zagrecht,  s.  Nr.  63. 
:398.  1760,  Mai  7/14.     Zulassung  zur  ärztlichen  Praxis. 

Verbot  an  fremde  Docter,  Scherer  und  Schreyer,  im 
Lande  zu  practicieren ,  ohne  vorher  von  unsem  Land- 
medicls  examiniert  und  approbiert  zu  sein,  bei  Strafe 
Verlusts  aller  ihrer  Habe  und  bei  deren  Abgang  einer 
Leibesstrafe. 

(Aufgenommen  in  die  Bevision  v.  1780,  Art  18.) 

1761,  Dec.  2/11.     Zagrecht,  s.  Nr.  64. 


l^achlese  aus  den  Additiones  v.  1598  und  der  Bevialon  v.  1780.^) 
Additienes  ven  1598. 

209.  Art.  5.  Gestattung  von  Ilevisionsbegebren  gegen  Land- 
rathsurtbeile  im  nüohsten  Landratn. 

300.  Art.  12.  Austritt  der  Eiohter  wegen  Verwandtschaft 
bis  zum  4.  Grad  incl. 

-301.  Art.  15.  Fremden  Krämern  wird  Recht  gehalten  für 
ihre  Forderungen  wie  nach  Landrecht  fiir  laufende 
Schulden  geriditet  wird,  jedoch  nur  um  das  Hauptgut 
ohne  den  Dritteil  darauf  und  nicht  in  den  Ferien. 

302.  Art.  16.    Verbot  an  fremde  Krämer,  den  Kaufpreis  für 

ihre  Waaren  in  Hypothekarbriefen  verschreiben  zu 
lassen,  bei  Strafe  von  3  lib.  und  Verfall  des  Haupt- 
gutes. 

303.  Art.  17.     Verbot    an    dieselben,    vom    Kaufpreis    ihrer 

Waaren  Zins  zu  fordern. 
-304.  Art.  19.    Beweiskraft  der  Bücher  von  Krämern  nur  bis 
auf  den  Betrag  von  6  lib.  nach  Tod  des  Schuldners. 


^)  Artikel  erheblicheren  Inhalts,  die  ich  nicht  datieren  kann,  sei  m 
dass  sie  in  den  LandrathsprotoeoUen  zn  Sitten  nicht  enthalten  sind,  sei  es 
•dass  ich  sie  dort  übersehen  habe. 


üeberaiclit  der  fieditiiqiiellen  das  WalUfl.  2Sf 

305.  Art.  20.  Reoiprocitftt  gegenüber  Fremden  in  Bela«timg 
des  unterliegenden  Prooesegegners  mit  den  Kosten. 

906.  Art.  26.  Erhöhung  der  Processbusse  ftir  frivoles  Streiten 
von  3  auf  12  lib. 

307.  Art.  28.   Verbot  der  Arrestnahme  für  laufende  Soàulden 

ohne  vorgängige  Betreibung. 

308.  Art.  31.    Recht  des  betreibenden  Gläubigers,  sieh  statt 

solcher  Gegenstände,  auf  die  in  der  Ausschätzong  kein 
Drittel  geht  (Stat.  v.  1571;  o.  49),  andere  Pfänder  an- 
weisen zu  lassen. 

309.  Art.  38.     Verjährungsfrist  für  Darlehn  zehn  Jahre. 

310.  Art.  50.     Ausschluss  der  Wafifen   und  der  Kleider  des 
Ehemanns  vom  Leibding  der  Witwe. 

311.  Art.  60.     Recht  der  Eltern,    Töchter  zu  enterben,    die 

unter  20  Jahren  ohne  ihren  Willen  heiraten* 

312.  Art.  62.     Strafe  (6  lib.)  derer,    welche  Verwandte  vom 

Hingerichteten  darnm  schmähen. 

RevisiMi  v^B  1780. 

313.  Art.  2.     Verfahren   in   Criminalsaohen ,    nur    theilweise 

übereinstimmend  mit  Nr.  253. 

314.  Art.  4.     Criminalprocess  gegen  Flüchtige. 
Hlb.  Art.  6.     GoUocationsordnung  in  Goncursen. 

316.  Art.  52.     Währschaft  für  Viehhauptmängel. 

317.  Art.  53.     Gesetzliche  Hypothek  für  den  Kau^reis  von 

Liegenschaften. 

318.  Art.  54.     Kirchliche  Trauung  Voraussetzung  des  Leib- 

dings des  überlebenden  Ehegatten. 

319.  Art.  55.     Beschränkung  des  Leibdings  des  überlebenden 

Ehegatten  auf  die  Hälfte  der  Güter  bei  beerbter  Ebe. 

320.  Art.  57.    Anfall  des  elterlichen  Gutes  Verschollener  an 

die  nach  Ablauf  der  30  Jahre  (Nr.  274)  noch  lebenden 
Erbberechtigten. 


11.  Zanden-  und  Ortsrechte  im  OberwalUs. 

A.  Der  Zexiden  Sitten. 
Stadt  Sitten. 

321.  Um  1217.     Aeltestes  Stadtrecht  von  Sitten. 

(Gr.  I  Nr.  266.) 

322.  1256,  Febr.  12.     Eechte  des  Seneschals  ron  Sitten. 

(Gr.  U  Nr.  627.) 

323.  1269;  Mai.     Zweites  Stadtrecht  von  Sitten. 

(Gr.  II  Nr.  761.) 
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324.  1271,  Juli  17.     Rechte  des  Seneschals  yon  Sitten. 

(Gr.  II  Nr.  777.) 

325.  1272,  Aug.  7.    Hechte  des  bischöflichen  Kämmerers  zxt 

Sitten. 

(Gr.  II  Nr.  795.) 

326.  1291,  März  1.     Rechte  des  Seneschals  zu  Sitten. 

(Gr.  II  Nr.  1014.) 

327.  1303,  Febr.  11,     Vergleich  über   die  Vicedominate   zu 

Sitten,  Siders,  Visp  und  Naters. 
(Gr.  III  Nr.  1187.) 

328.  1312,  Aug.  2.     Vergleich   zwischen  Bischof  und  Meier 

zu  Sitten. 

(Gr.  IIÏ  Nr.  1350.) 

329.  1338,   Juli  4  und  1339,    März  12.     Drittes   St^dtrecht 

Ton  Sitten. 

(In  zwei  Ansfertignngen  von  Bischof  Philipp  vor  und  nach 
seinem  Amtsantritt,  Gr.  17  Nr.  1720  nnd  1741.  Das  Original 
der  zweiten  hat  sich  seit  dieser  Pnhlieation  anf  dem  Archiv 
der  Bourgeoisie  Sitten  gefanden.  Daselhst  anch  in  schöner 
Pergamentnrknnde  die  Bestätigang  "dieses  Stadirechts  dnrch 
Bischof  Wilhelm  von  Raron  v.  18.  Dec.  1460.) 

330.  1339,  Juli  20.     Rechte  des  Seneschals  zu  Sitten. 

(Gr.  17  Nr.  1773.) 

331.  1346,  März  30.     Polizeiverordnungen  von  Vicedominus 

und  Stadtrath  von  Sitten. 
(Gr.  17  Nr.  1903.) 

332.  1382,  Dec.  9.    Weisthum  von  Bürgern  von  Sitten  über 

ZoÜpflichti^keit  auswärts  gekauften  Viehes.   Lateinisch. 
(Archiv  7aleria,  Begistram  Hngoneti  de  Trons.) 

333.  1414,  Jan.  27.     Polizeiverordnungen   der   Bürgerschaft 

Sitten.     Lateinisch. 

(7erhnnden  mit  den  Nr.  336,  339—341  und  343  vielfach 
handschriftlich  vorhanden,  vorah  in  einem  Pergamentheft  im 
Archiv  der  Bourgeoisie  Sitten,  Tiroir  %%,  Nr.  24,  83,  auch 
in  dem  Bande  Manuscr.  Helvet.  11,  87  der  Berner  Stadthibiio- 
thek  nnd  sonst  h&ufig  im  Privatbesitz  von  Sittener  Familien.) 
Der  Inhalt  betrifft  Reinhaltung  and  Verbaanng  der  Sionne, 

Unterhalt  der  Wahren,  Pflicht  der  Wasseraufseher,  Bürger- 

aufnabmen,    Weiigang,    Strassenreinignng ,  77ein-,    Salz-,. 

Fisch-  und  Fleischverkauf  u.  dgl. 

334.  1416,  Juli  24.    Ermittlung  der  Brottaxe.  Forma  modusve 

adhibitus   in   pane    venali   conficiendo   juxta   pretium 
biadi. 

(Manuscr.  der  Pfarrei  Hérémence.) 
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aKi  1433,  Sept.  21.  Bischöflicher  Ëntecbeid  ron  Streitig- 
keiten über  die  Competenzen  von  Castlan  und  Saiteras 
(Weibel,  Wischen)  zu  Sitten. 

(Libar  mstramentorain  d«  Sedano  [ArchÎT  der  Famili* 
de  Torrente]  fol.  58  v.    Daseibst  fol.  66  w.  anch  eia  Sprach 
des  Landeshauptmanns  Anton  Veneta  Namens  des  Bischoüi 
aber  die  Rechte  dee  Saltenie  r.  Dee.  1^34.) 
SM.   1489,    März  10.     Gemeindebeschlass   der  Bürgerschaft 
ttber  Verhalten  der  Bürger  bei  Alarmsohlagen  (pulsare 
le  cry-four).    Lateinisch. 
(8.  9r.  883.) 
383.  1476;  April  25.     Recognitiones  Domini  Yieedomini  Se- 
donensis. 

(Archiv  der  Bourgeoisie  Sitten,  Tiroir  22  Nr.  34  Pbp.  aoeh 
sonst  vieliach  in  PrivafebeeHs.) 
LehnserkennuDg  des  Peter  v.  Chivron.  fär  die  Vicedomi- 
nate VOI»  Sitten,  Siders  und  Visp,  mü  Anzahlung  der  Rechte 
des  Vioedominat». 
388.  1487,   Oct.   14.     Statuten   der  Bürgerschaft   von  Sitten 
für    die    Bäokerinnuog    daselbst    (Statuta   et   capitula 
pistoriae  ministerium  ooncernentiaV 

(Archiv  der  Boargeoisie  Sitten:  Liber  de  iarisdiottone  vice- 
dominatas  SeduA»  fol.  88  ▼.) 

330.  L504;  Apmi  21.  Weiethiim  der  Bürgergemeinde  über 
das  Beoht  der  Töchter  von  Bürgern,  die  6«ineinde- 
nutzangen  zu  er.ben>  und  Ausschluss  der  nicht  während 
dea  ganzen  Jahres  au  Sitten  wohnenden  Bärger  rem 
Bfirgernutzen. 

(Archiv  der  Boarg.  Sitten,  Orig.  Peig.   Aach  in  Nr.  333.) 
,qaod  iiliae  hereditariae  worum  civiam  Sedun.  duntaxaf^ 
et  non  ultra,    in  bnrgesia  et  commedia  einsdem  succedere 
possint , .  . .  liberi  vero  eimsdem  mnlieria  saccedere  minime 
yaleant;    mnlieres  yero  in  dotem   maritatae  in  eadem  bur- 
geaia  et  commodis  iUias   auocedere  non  possunt.  —  Ciyes 
Sed.  utriusqae  sexua,   qpx:  in  civltata  mansionem  oontinuam 
non  faciant  per  annum  integrum,  in  bonis  commombos  gau- 
dere  non  posaunt.  " 
340.  l&Od^y  Oot.  13^  und  1Ö16,  Jan.  23.     Geineindabeschluss 
über  Bedingungen  der  Bürgeraufnahme,  nebst  Vormel 
dM  Bürgereids.     Lateinisch. 
(8.  Nr.  888.) 
34i.  löf^9^  Deo.  31.     Feuerordnung  der  Büigei^meinde  für 
Branditile  in  der  Stadt.    Lateinisch. 
(SL  Jh.  8a&) 
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342.  15 18;  Dec.  8.   Verordnung  der  Bürgerschaft  über  Schuld- 

betreibung. 

(Unten  im  Wesentlichen  abgedruckt.) 

343.  1519,  Juli  10.    Verbot  des  Verkaufs  von  Wasserleitungen 

ohne  das  Grundstück. 
(S.  Nr.  383.) 
qnod  nullas   aquam    aquaeductus   Sedan,    per   territoria 
de  Signiesü  et  Mulignon  citra  transeuntem   de   suis  vineis 
et  bonis  alieni  vendere  attentet  sab  poenis  consaetis,    nisi 
cum  fände  vendendo  haiasmodi  aqaam  habente  vendant. 

344.  1495 — 1527.    Verordnungen  der  Gemeinde  Sitten  meist  un- 

wichtiger Natur  in  einem  Papierheft  des  Boargeoisiearchivs 
betitelt  Compendiam  Statutorum  civitatis  Sedunensis. 

345.  1529,  Mai  20.    Beschluss  der  Bürgergemeiiide  über  Ver- 

theilung  einer  Almend  zu  Ghandolin. 

(Manuscr.  des  H.  Leo  r,  Riedmatten,  enth.  die  Stat.  r. 
1339,  1414  und  das  Landrecht  y.  1571.) 
Verbot  der  Veräusserung  des  den  Bürgern  Zagetheilten 
an  Auswärtige;  Heimfall  an  die  Gemeinde  bei  Tod  des 
Inhabers  ohne  Leibeserben  oder  andere  Erben  aus  der 
Bürgerschaft;  Zagrecht  der  nächsten  Verwandten  und  der 
Nachbarn;  Ausschlass  des  Leibdings  einer  Ehefrau,  die 
nicht  Bürgerinn  ist,  an  der  portio  ihres  verstorbenen  Mannes  ; 
Hälfte  Antheils  einer  zwar  zu  Sitten  wohnenden;  aber  an 
einen  Nichtbürger  verheirateten  Bürgerinn  ;  Kinder,  obschon 
nicht  mehr  in  väterlicher  Gewalt,  aber  in  gemeinsamer 
Haushaltung  mit  dem  Vater  lebend,  erhalten  keinen  Antheil, 
Geschwister  in  einer  Haushaltung  lebend  zusammen  blos 
einen  Theil,  u.  s.  w. 

346.  1559;  Aug.  2.     Landrathsbeschluss  über  das  Recht  der 

Bürger  von  Sitten  betr.  Bestätigung  von  Bluturtheilen. 
(Bourgeoisiearchiv,    Liber  jariam . . .    civit.   Sed.  fol.   50, 
Tiroir  22,  Nr.  25.) 

Der  Castlan  zu  Niedergestelen  als  Richter  der  5  obem 
Zenden  hat  einen  Uebelthäter  vom  Leben  zum  Tod  richteft 
lassen,  die  Stadt  Sitten  beschwert  sich,  dass  er  dieses  ür- 
theil  nicht  vor  der  Stadt  Castlan  und  Bürger  gebracht  habe, 
dasselbe  nach  ihrer  Stadt  Freiheit  und  altem  Herkommen 
zu  bestäten,  zu  mindern  oder  mehren.  Auf  Einwilligung 
der  5  obem  Zenden  wird  erkannt,  dass  fortan  solche  letzte 
Urtheile  über  das  Blut  in  der  Castlanei  zu  Niedergestelen 
gleichergestalt  als  in  den  übrigen  Orten  and  Zenden  der 
Landschaft  sollen  darch  die  Bürger  von  Sitten  gefällt  und 
geben  werden,    doch  soll  diese  Bewilligung  den  5  Zendea 
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als  Oberherm  von  Oestelen  an  ihrer  Oberherrlichkeit  und 
Gerechtigkeit  daselbst  keinen  Abbrach  gebären. 

347.  1560,  Febr.  19.     Kachle  des  Castlans  za  Sitten. 

(Manuscr.  der  Pfarrei  Hérémence,  s.  Nr.  834.) 
Kedigiert  anlässlich  der  Veräussemng  des  Vidomnats  durch 
Niclaas  von  Chivron  an  die  Stadt  Sitten  (13.  Jan.  1560). 
Von  da  an  ernannte  die  Stadt  einen  Castlan.  Es  ist  eine 
ausführliche  Amtsordnung,  deren  Hauptinhalt  dahin  geht, 
dass  der  auf  2  Jahre  gewählte  Castlan  die  nächtliche  und 
die  Wirthschaftspolizei,  omnimodam  Jurisdictionen!  im  Mai 
und  October  (wie  früher  der  Vidomne),  die  Contrôle  über 
Mass  und  Gewicht  und  die  Marktpolizei  zu  üben  hat.  Seine 
Busse  beträgt  3  lib. 

Seta  (Séon,  La  Soie),  bisehò'flielies  Sehloss  in  der  Nähe  Yon  Sitten. 

348.  1324,  Febr.  1.    Amtaordnung  des  Weibels  von  Seta. 

(Gr.  m  Nr.  1498.) 

349.  1338,  Sept.  23.     Wahl  des  Castlans  von  Seta. 

(Gr.  IV  Nr.  1732.) 
Arbaz,  Dorf  über  Sitten,  hinter  Grimisuat. 
850.  1342;  Mal  16.  Herrschaftsrechte  des  Peter  von  La  Tour, 
(Gr.  IV  Nr.  1829.) 

351.  1572,  März  23.  *  Bauernzunft    des  Drittels   Arbaz   über 

Waldnutzung,  Viehtrieb  u.  dgl. 

(Gemeindelade  Arbaz,  Pere,  lai.) 

352.  1605,  Jan.  19.     Bestätigung  der  Rechte  der  Gemeinde 

in  Ernennung  ihrer   Beamten,    durch  Bischof  Adrian. 
(Liber  Deseni  Sedan.     Papierband   fol.    auf  dem  Staats- 
arcbiv,  fol.  187  v.) 
Ayent. 

853.  1597.  usus  et  consuetudines  parrochiae  de  Ayent. 
(Gemeindelade  Ayent,  Perg.  lat) 
Baaemznnft,  auch  mit  Bestimmangen  über  die  Amtsver- 
richtnngen  des  vicecastellanus,  der  mistrales,  des  capitanens, 
des  banderetus  and  der  procaratores  commonitatis. 

Bringerthal. 

354.  Ende  XIII.  Jahrh«     Consuetudines    et  recordatio  placiti 

generalis  de  Herentz  et  totius  vallis. 
(Gr.  V  Nr.  2182.) 

355.  s.  d.  Becognitio  placiti  generalis  de  Magy. 

(Gr.  V  Nr.  2183.) 

356.  1343,  Dec.  7.     Mahnung  des  Bischofs,  die  Canzleireohte 

des  Capitels  in  Hérens  und  Mage  zu  respectieren. 
(Gr.  IV  Nr.  1861  ) 

357.  1529,  April  10.    Landrathsabschied,  dass  der  procurator 

fiscalis  kein  Recht  der  todten  Hand    in  Herens   üben 
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dlficfe,  ohne  den  Beweis  desselben  ecbnaoht  »u  haben ^ 
Latein. 

(Eannsejr.  im  Eigenthnm  des  Hro.  Notar  Gaspod  «u  Sitt«k) 
358.  1538,  Mai  13.     Verzicht    des  Bischofis  Adrian   auf  alle 
Ansp*ü.che  an  die  Bewohner  ron  Evolena  und  St.  Mar- 
tin betrefib  der  todten  Hand. 

(Mannscr.  wie  bei  Nr.  357.) 
—  ratioae  servilia  coadiuonis  maims  mortaae  in  bonis- 
Viobilibas  et  domus  atensilibos  hominam,  qui  sine  liberis  le- 
gitimis  ab  aqua  de  Magny  interius  ex  nunc  ab  hu^ianls  dé- 
cèdent 
3â9.  1548—1565.  Postulate  der  Tballeute  von  Herens  und 
Antwort  des  Bischofs  Johannes  Jordan  darauf  bezüglich 
der  Bechte  des  bischöflichen  Grosscastlans  und  dea 
Yicecastlans  in  Herens.     Latein. 

(Liber  des.  8ed.  s.  zu  Nr.  362,  fol.  267  v.) 

360.  1558;  Juni  5.  Bauernzunft  von  St.  Martin  (Êringerth^l)^ 

(unten  Im  Wesentlichen  abfedrackt.) 

361.  1637,   März  18.     Verordnung    des  Bischofs  Hildebrand 

Jost  über  Wirthschaften  in  Herens. 
(Mannscr.  wie  bei  Nr.  867.) 

Klagt  über  die  Unzahl  von  Wirthscha^n  im  Thal,  ex 
quo  tantus  nbique  efßcitur  yendentium  numerus,  ut  yix 
hospes  ab  hospite  discemi  queat,^)  und  stellt  strenge  Vor- 
schriften über  Wirthschaftsbesuch  und  Zechschnlden  u.  s.  w» 
auf. 

Emeuert  1638,  Juli  14  und  1640,  Sept.  5. 

In  demselben  Manuscr.  auch  eine  Verordnung  der  (Ge- 
meinde Evolena  y.  16.  Febr.  1645  in  gleichem  Sinne.  La- 
teinisch. 

362.  1637,  Juni  3.  Verbot  des  Bischofs  Hildebrand  Jost,  dass 

die  Tballeute  voa  Hevens  sich  unter  einander  vor  ihn, 
d(en  Bischof,  schon  als  erste  Instanz  yor  Crerioht  ziehen, 
staEtt  yor  den  Meier  und  Castlan  des  Thaies. 
(Manuscr.  wie  bei  Nr.  367.) 
ne  quìa  alibi  quam  coram  maiore,  salthero,  yicecastel- 
lanis  ceterisque  ofüciariis  nostris  et  justitiae  ministris  yallis 
nostrae  de  Herens  judicibus  subaltemis  pro  prima  instantia 
intentare  praesumat  causam  aut  litem  ciyileiQ  yalorem  decem 
libr.  Maur.  non  excedentem  sub  trium  libr.   poena,    appel- 


^).  Wie  sich  die  Zeiten  ändern  !  Haut  za  Tage  entbehren  die  Dörfer, 
welche  auf  der  Höhe  liegen,  wie  Heremenea,  der  Wirthschaften  ganz,  oncL 
an  4»r  wk  Evolena  fÜhrandiUL  PoatstrAese  sind  solohe  nur  versiavelt  in 
«in,  pnar  Ost^haften  za  finden. 
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IfttioiiiB  remedio  semper  ealyo.    Die  Richter  volkii  dann  aber 
such  die  Processe  intra  très  ant  qaattoor  assignationes  ant 
comparitiones  praeciaas  determinare,  sonst  darf  jQ^e  Partei 
den  angefangenen  Process  vor  den  Biacliof  ziehen. 
AereMencethal. 

3G8.  1341,  Nov.  20.    Récognition  der  Majorie  von  fleremence 
nm  dem  Grafen  von  Saroyen  daroh  G-irardos. 
(Chr.  IV  Nr.  1819.) 

364.  1571;  Dec.  l(î.     Bestätigung   der  Freiheiten   des  Here- 
menoethales  durch  den  Landrath.- 

(Original  im  Gemein dearchir  t.  Hereraenoe,  Perg.) 
Hauptinhalt:  qood  homines  communitatis  et  parrochiae 
Haerementiae  et  eemm  hona  esse  et  permanere  debeant  snb 
generali  statato,  usa  et  consnetadine  deseni  Sedan,  et  patriae 
Valletti  a  Morgia  Contegii  snperias,  salvo  qaod  nollas  ho- 
nünam  dictae  commonitatis  possit  dare,  donare  nee  legare  in 
eins  testamento  nee  extra  de  bonis  sais  qaibnscnnqae  exi- 
stentibns  in  dicta  parroebia  altra  tertiam  partem  omnium 
bonorum  suorum  mobilium  et  immobilium,  salvis  juribus  et 
beneplacito  Rev.  D.  Episcopi  Sed.,  suae  mensae  episc.  et 
dominoram  patriotarom  VaUesii,  eorum  superiorum  .  .  .  Item 
4piod  homines  oommnnitatis  yallis  et  parrochiae  H.  a  reca- 
peratione  terrae  a  Morgia  Contegii  inferius  citra  steterint 
«ab  banderia  deseni  Sedan,  et  buie  banderiae  acUuncti  et 
annumerati  faerint.  Item  quod  ab  ipsa  patriae  sab  Morgia 
Contegii  inferius  felici  adeptione  citra  homines  commonitatis 
generaliter  neque  specialiter  nunquam  fuerint  yooati  neque 
4$ompttlsi  ad  comparendum  apud  8.  Mauritium  coram  guber- 
natoribus  sive  eorum  locumtenentibus,  quin  hno  quod  soliti 
terint  convenir!  et  evocari  coram  Rev.  D.  Episeopis  Sed. 
•eorumque  locumtenentibus  vel  officialibas  sive  coram  tribu- 
nali balUvatus,  sub  adtiecta  tarnen  conditione,  quod  homines 
vallis  H.  nihileminus  annuatim  solvere  tenentur  ad  manus 
gubematoris  Sti  Manritii  redditns,  nsagia,  banna,  clamas  et 
alia  onera  de  jare  magnificis  Dominis  patriotis  a  Morgia 
Contegii  superios  debita,  in  qnibus  recuperandis  mandatis 
gnbernatoris  parere  debeant,  sicuti  a  tempore  betti  Sabau- 
diae  dtra  obedire  eonsueverunt. 

9t5.  Mach  1665.    Oompettdimn  jurium^  libertatuiTi;  usnum  et 
francesiarum  Haerementiae  oommunitatis. 
(Copie  im  Staatsarchiv.) 
Verfasser  ist  Antonius  de  Sirro,  capitaneus  et  maior  Hae- 
rementiae, maior  Vex  etc.     Inhalt:    1.   Communitas   habet 
maioriam  vallis  H.    cum   pertinentiis  hiis,    minutis   bannis, 


984  Kechtsqaellen  des  Gantons  Wallis. 

clamis  et  nona  parte  exchentaram  et  bannoram  grossoram» 
2.  Habnit  jnre  acquisiti  facti  a  nobili  domino  Nicolao  de 
CJienrone  dominium  meram  et  mixtum  imperìam  et  omni- 
modam  altam,  mediam  et  bassam  junsdictiouem  ac  sedem 
placiti,  qnae  jura  domini  patriotae  ad  se  retrazenmt.  3. 
Lant  Mandat  des  Bischofs  Adrian  v.  14.  Oct.  1605  haben^ 
die  Lente  von  H.  dem  Bischof  den  in  der  Landschaft  Wallis 
üblichen  Eid  geleistet,  onde  apparet,  homines  H.  esse  pa- 
triotas  terrae  Vallesii.  4.  Freiheit  der  Thalleute  von  Grand- 
steuern  ab  ihren  in  der  Castlanei  Gundis  gelegenen  Gfitem, 
lant  Landrathsabsch.  v.  2.  Juni  1641.  5.  Zugehörigkeit 
zum  Zenden  Sitten  laut  Incorporation  v.  19.  Juni  1513. 
6.  Rechte  gemäss  den  Briefen  v.  1522,  1528  und  1571 
(Nr.  364).  7.  Ex  antiqua  recognitione  generali  pro  officia 
maioriaque  maior  percipere  débet  clamas  et  minuta  banna 
trium  solidorum  cum  dimidio  et  in  excheutis  et  bannis  grossis 
sexaginta  solidoi*um  tam  marciatis  quam  condémnatis  nonam 
partem,  item  medietatem  omnium  ntensilium  mobilium  et 
ferraturamm  cuiuslibet  decedentis  in  dicta  maioria  sine  be- 
rede legitime,  et  aliam  medietatem  percipit  uxor  deftmcti, 
et  si  non  habeat,  maior  percipit  totam.  Item  percipit  maior 
omnem  escam  quae  tunc  reperietur  in  hospitio  deftincti  ad 
expendendam,  exceptis  petalonibus  seriseis  et  aliis  integris«. 
Item  percipit  panem  coctum  qui  in  hospitio  defuncti  repe- 
rietur vel  extra  hospitium  nomine  defuncti.  Item  percipit 
omnem  escam  et  utensilia  ferrea,  qnae  reperientur  in  hos- 
pitiis  condemnatorum  ad  mortem  pro  furtis  yel  proditione. 
8.  Ex  arresto  generali  tento  a^  1665  jurisdictio  Haeremen- 
tiae  est  incorporata  maioriae  Nendae  sub  antiquis  tamea 
juribns.  Dieser  Beschluss  findet  sich  in  den  Landrathspro- 
tokollen  im  Weihnachtslandrath  1666,  er  hängt  aber  aller- 
dings zusammen  mit  einer  auf  dem  Maienlandrath  1665  be> 
schlossenen  Reorganisation  der  Verwaltung  des  Gubeme- 
ments  St.  Maurice  und  bestimmt,  dass  der  Meier  der  zwei 
Jurisdictionen  Nenda  und  Heremence  dieselbe  Gewalt  haben 
solle,  welche  früher  der  Landvogt  von  St.  Maurice  gehabt; 
er  solle  unverzüglich  in  beiden  Gemeinden  Stock  und  Galgen 
aufrichten  und  der  sieben  Zenden  Wappen  in  Banderolen 
darauf  anbringen.  Die  Gemeinden  erkennen  den  Meier  ala 
ihren  rechtmässigen  Richter  an. 


Uebersieht  der  Bechtsqaellen  des  Wallis.  235 

B.  Der  Zenden  Siders. 

366.  1303,  Febr.  11.     S.  Nr.  327. 

367.  1437,    März    24.     Vierzigtägige    Deliberationsfrist    der 

Witwe  für  ihre  Wahl  zwischen  Leibding  oder  Rück- 
bezug  der  dos. 

(Archiv  Valeria,  Registnim  Petermandi  de  Platea,  Nr.  88.) 
In  einem  Einzelfalle  als  Gewohnheitsrecht  von  Siders  er- 
klärt :  relicta  Johannis  Roleti  in  régressa  sepnltnre  Johannis 
eins  viri  in  introita  domas  viri  sai  protestata  fait  de  eias 
quarantena,  prout  mulieres  de  jure  et  consuetudine  contraU 
de  Sirro  facere  debent,  at  Johanneta  relicta  darante  dicta 
sna  quarantena  sea  XL  diebas  habere  possit  omnimodam 
avisamentam  et  electionem  renanciandi  usafractai  bonoram 
viri  sai  vel  se  tenendi  ad  eins  dotem  et  alla  saa  jara  qae- 
cnnqne. 
Leus. 

368.  1694,  Dec.  16.     Landräthlicher  Schiedsspruch  über  die 

Rechte  der  Castlanei  zu  Lens  und  Grone. 
(Archiv  der  Gemeinde  Leus,  Perg.  lat) 
Diese  beiden  Gemeinden   hatten  dem  Zenden  Siders  und 
dessen   Grosscastlan    die   Einsetzung    der  Vicecastlane    bei 
ihnen  und  die  Erhebung  der  Taillen  von  der  todten  Hand 
bestritten.    Der  Spruch  lautet  zu  Gunsten  des  Zenden:  die 
Vicecastlane  sind  vom  Grosscastlan  einzusetzen,  die  Taillen 
und  alle  Bussen  und  Strafen  fallen  nicht  den  Gemeinden  zu, 
sondern  werden  zvdschen  dem  Grosscastlan  und  dem  Vice- 
castlan  getheilt. 
Verearin. 

369.  1429,  Mai  15.    Statut  zweier  Âlpgenossenschaften  über 

Vereinigung  ihrer  Alpen. 

(Archiv  Valeria,  Reg.  wie  Nr.  367.) 
Höchst  interessant,  obschon  nicht  eigentlich  hieher  gehörige 
Rechtsquelle.  Die  proprietarü,  consortes  et  comparticipes 
alpis  de  Laz  Lex  (jetzt  Lalley)  und  die  propr.,  cons.  et  comp, 
alpls  de  Gergel  (Zarzet)  duas  eorum  alpes  cum  earum  juribus 
associant,  uniunt  et  affrareschiant  ac  in  futurum  communes 
esse  volunt  und  setzen  Regeln  über  die  Nutzung  auf. 
Anniviers  (Eifischthal). 

370.  1460,  Aug.  2.    Vergleich  zwischen  Bischof  Walther  und 

Hiltprand    und  Fetermann   von  Raren   als  Herren  des 
Eifischthales  betreffend  Ausübung  der  Regalien  daselbst. 
(De  Gingins,  im  Archiv  f.  Schweiz.  GcHch.  III  S.  176.) 

371.  1466.     Bischof  Walther    bestätigt   den  Eifischern   ihre 

Freiheiten  und  Rechte. 

(De  Ginginü,  wie  Nr.  870,  S.  199.) 
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C«  Dar  Zendm  Leok. 

372.  1310,  Jan.   13.     Reglement   für  die  Fahrleute  und  die 
8wA  ZQ  Leuk. 

(Or.  m  Nr.  1911.) 
Im  Archiv  der  Bürgergemeinde  Lenk  noch  weiteve  Regle- 
ment« ähnlichen  Inhalts  ▼.  1872,  Febr.  4  nnd  1458,  Jan.  20. 
873.  1S38,  Juli  3.  Freiheiten  von  Stadt  nnd  Parrochie  Leuk 
bestätigt  durch  Bischof  Philipp, 
(ör.  IV  Nr.  1719.) 
Sraeaert    durch  Bischof  Eduard   187«,   Mftrs  20,   und 
Andreas  v.  Gualdo,  1419,  Febr.  96. 
87A.  1339,  April  28.     Amtsordnung  des  Balterus  zu  Leuk. 
(er.  17  Nr.  1764.) 
£ine  im  Wesentlichen  gleichlautende  von  1376,  M&rz  10 
(gelegentlich   der  Belehnung   eines  neuen  Weibels)    in  den 
Hommagia  de  Leuca  fol.  35,  Archiv  der  Familie  de  Torrente. 
S7Ô.  1447.    Vereinbar ong  zwischen  Bischof  Wilhelm  und  dem 
Meier   von  Leuk    betr.  gerichtliches  Vorgehen    gegen 
Hexen,    Räuber   und    andere    Uebeltfaäter    (de    oausis 
latrocinii,  sortilegii  et  aliorum  criminum). 

(Archiv  Valeria,  Liber  in  stram,  de  Leuca,  fol.  103.) 
Veranlasst  durch  ein  Gesuch  der  Leute  von  Leuk  an  den 
Bischof,  er  möge  dem  Meier  und  dessen  Geschworenen  vices 
potestatis  suae  geben  super  sortilegis,  latronibus  et  aliorum 
diabolicorum  artificiorum  imbutis  per  iuris  remedia  inquirendi, 
captivandi  ac  plenariam  iusticiam  et  execucionem  faciendi, 
vom  11  Juni  1447,  im  lib.  instr.  de  Leuca,  fol.  104  v. 
In  einem  Schreiben  vom  31  Juli  1447  (das.  fol.  108  v.) 
behlflt  der  Bischof  seiner  Jurisdiction  homines  suos  ligios 
et  talliabUes  vor. 
Bürgschaft  Leuk  (hurgesia  vin»  Leue»). 

376.  1458,  Jan.  21.    Statut  über  Gemein  waldnutzung,  Bann- 

wälder,   Einhegen   der   Güter,    Recht    der   Pfändung 

fremder  Thiere  auf  eigenem  Boden,  u.  A.    Lateinisch. 

(Berner  Stadtbibliothek,  Mannscr.  Helv.  II  87.) 

377.  1516,  Jan.  17.     Statut  enthaltend  die  vier  Artikel  18, 

19,  48  und  16  des  Burgrechts  von  1563  (Nr.  978.). 
(Wie  Nr.  376.) 
878.  1563,  Aug.  24.     „Das  alt  Burgrecht. "^ 

(Unter  diesem  Titel  in  einem  Copialbuoh  d««  Arohives 
der  B&rfl^rgememde  Lenk,  fol.  160.    Lateinisch.) 
Auf  Gesuch  der  Stadt  Leuk  bestätigt  durch  den  Land- 
rath  am  14  Mai  1678. 

50  Artikel  fiber  Gemeindesachen,  und  zwar  1 — 3.  Recht 
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zn  ErlasB  yon  Statuten  ;  4.  qnod  nnllas  posslt  •êaeôedere  in 
bnri^esiain  nki  ex  légitima  et  legali  hereditate  a  pâtre  tM*% 
matre;  5.  nen  anfgenommene  Bärger  nehmen  eret  an  den 
-Gemeinderechten  Theil,  nachdem  sie  ein  Jahr  lang  die  6e- 
meindelasten  getragen  (ausser  Witwe  und  Kindern  eines  ver- 
storbenen Bürgers);  6.  uneheliche  vom  BUrgerrecht  aus- 
geschlossen; 7.  Verbot  iiyuriöser  und  chicanoser  Klagen 
von  Bürgern  gegen  Bürger;  8.  Verbot  des  Verkaufs  von 
Kutrangsrechten  bei  Strafe  des  Bürgerrechtsverlnsts  ;  9.  ge- 
schlossene Zeit  für  Mähen  auf  Almendland;  10  und  11. 
Pflicht  zu  Besuch  der  Gemeindeversammlung  und  zu  Hilf- 
leistung bei  Sturmläuten;  12.  Verbot  des  Ausschwatzens 
geheimer  Beschlüsse  ;  1 3.  Instandhaltung  der  Wasserleitungen  ; 
14.  Frohnden  der  Thalberigen;  15.  Gehorsam  gegen  Ge- 
meindebeschlüsse bei  Strafe  Büiigerrechtsverlustes  ;  16.  Ab- 
gabe an  die  gemeine  Jahrzeitstiftung  der  Burgschaft  bei 
Verkauf  des  Vermögens  aus  der  Burgschaft  heraus;  17.  für 
Bewahrung  des  Bürgerrechts  nothwendig  Beibehaltung  eines 
Guts  mit  Ertrag  von  wenigstens  20  üb.;  18.  Wohnen  in 
der  Stadt  während  %  des  Jahres  giebt  noch  vollen  Genuss 
der  Gemeinderechte,  Wohnung  während  eines  halben  Jahres 
halben  Genuss,  Wohnung  während  kürzerer  Zeit  gar  keinen  ; 
19.  si  quis  burgensibns  seu  communitati  aliqoid  fefellerit  seu 
errorem  commiserit  et  veniat  coram  bargensibus,  nuUus 
burgensis  pro  tali  coram  dictis  burgensibus  debeat  intercedere 
sine  licentia  burgensium,  et  si  quis  secus  fecerit,  sub  indig- 
natione  burgensium  puniatur  pignoratione  XX  sol.  ;  20.  ein 
Nichtbürger,  der  die  Tochter  eines  Bürgers  heiratet,  zahlt 
der  Bargschaft  3  lib.,  bevor  er  an  den  Gemeinderechten 
Theil  nimmt,  und  mit  Tod  der  Frau  verliert  er  das  Burg- 
recht  wieder,  wenn  er  keine  Kinder  von  ihr  hat;  21.  nur 
Bürger  sind  zu  den  Gemeindeämtern  wählbar;  22  u.  23: 
beschränkter  Antheil  am  Almendnutzen  vier  genannten  thal- 
berigen Haushaltungen  zugelassen  ;  24  und  25  :  Wasser-  und 
Strassenordnung  ;  26 — 40.  Vorschriften  über  Holzbezug  in 
den  verschiedenen  Gemeinde  Waldungen,  Verbot  der  Ver- 
ftUBsenmg  von  Holz  aus  der  Burgschaft,  Schonung  der 
LäJTChen  u.  dgl.  ;  41 — 44:  Vorschriften  über  Auftrieb  von 
Pferden  und  Sliidem  auf  die  Gemeindeweiden;  45  —  49. 
Verbot  des  Viehauftriebes  auf  fremdes  Land,  auf  dtte  Strassen 
und  Wege,  Pflicht  des  Einhegens  der  Güter  gegen  die 
Strassen,  Pfändungsrecht  gegen  schädigende  Menschen  und 
Tfaiere;  60.  Verbot  des  Schiessens  auf  der  Ahnend  Rionda 
▼on  Anfang  April  b»  Michaelis. 
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Bad  Lenk. 
379.  1548 — 1Ô60.    Badordnung  des  Bischofs  Johann  Jordan. 
(Archiv  des  Dorfes  Lenker  Rad.    Deutsch.) 
Da    mancherlei  Volk    einkehrt    nnd    etwa   ouvemûnftige 
Personen   ongehûhrliche  Worte    oder  Werke   brauchen  nnd 
Anreizong  zu  ünfreondschaft  geben,   so    erneaem  wir  die 
schon  von  unseren  Vorgängern  seit  Herrn  Walther  Supersax 
gesetzten  Artikel: 

1.  Um  zu  verhindern,  dass  Ehrenleute  von  des  gemeinen 
Volks  jungen  Knaben,  Töchtern  und  andern  unordentlichen^ 
groben  oder  unstraf barlichen  Leuten  geunruhiget  werden^ 
hat  der  Herr  Cardinal  zwei  neue  Bäder  aufgerichtet,  und 
festgesetzt,  dass  in  denselben  die  in  seiner  Gnaden  Häusern 
wohnen,  baden  sollen,  und  darnach  andre  Ehrenleute. 

2.  Wer  die  Bäder  besucht,  dem  ist  verboten  allerlei 
Red  zu  haben,  lesen,  schreiben,  Bücher  tragen  und  andera 
dgl. ,  was  unserm  christlichen  Glauben  zuwider,  bei  Strafe 
drei  Stunden  im  Halseisen  zu  stehen,  bis  er  drei  Walliser 
Pfund  zahlt.  Bei  stärkerem  Fehltritt  Strafe  an  Leib  and 
Gut  nach  unsrer  Amtleute  Bedünken. 

3.  Verbot  Degen  noch  Gewehr  aufs  Bad  zu  tragen,  bei 
3  lib.  Busse. 

4.  Freventlichen  Aufruhr  oder  Angriff  mit  Zorn  biisst 
man  mit  10  lib. 

5.  Wer  den  Andern  im  Zorn  heisst  lügen  oder  andre 
schalkhaftige  Worte  wider  einen  redet,  daraus  Frevel  er- 
wachsen möchte,  soll  den  Frevel  selbst  gethan  haben  nnd 
die  Busse  des  Frevels  zahlen. 

6.  Wer  von  den  Unsem  hässige  oder  feindliche  Worte 
gegen  unsre  Bundesgenossen  redet,  den  wollen  wir  büssen  an 
Leib  und  Gut,  und  wer  es  hört,  soll  es  dem  Badrichter 
anzeigen;  dieser  soll  den  Schuldigen  gefangen  auf  unser 
Schloss  zu  Leuk  abführen. 

7.  Wer  dem  Scherer  das  Badgeld  abträgt,  ist  3  lib. 
verfallen. 

8.  Welcher  Mann  ohne  Unterkleid  und  welche  Frau  ohne 
Ehrengewand  in  den  Bädern  bei  Tag  oder  Nacht  erfunden 
wird,  sind  verfallen  10  Walliser  Schilling. 

9.  Welcher  Mann  nach  Betglockenzeit  in  dem  obera 
Frauenkämmerlcin  ergriffen  wird,  ist  10  Schilling  verfaUen. 

10.  Da  oft  einer  durch  Muthwillen  heisses  Wasser  in 
das  Bad  lässt,  ohne  der  Badrichter  oder  gemeiner  Badleute 
Wissen  und  Willen,  gebieten  wir  dem  Scherer,  dass  er  ein 
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SchloBS  auf  dem  Einlass  mache;  wer  dennoch  Wasser  ein- 
läset, ist  3  lib.  verfallen. 

11.  Verbieten  wir  unser  gemein  Bad  allen  Veltsiecheii 
und  Blättrigen,  anch  faul  Schenkel  nnd  andre  Gebresten, 
dadurch  Ehrenlent  E[rankheiten  empfahen  m5chten,  wenn  si(^ 
nicht  geschauet  durch  unsre  Amtleute  zugelassen  sind.  Gegen 
Ungehorsame  soll  zu  offner  Strafe  das  Recht  erkannt  werden^ 
und  wollen  sie  dann  nicht  gehorsam  werden,  sollen  sie  nach 
Leuk  ins  Schloss  geführt  und  gestraft  werden  nach  Gestalt 
der  Sache. 

12.  Niemand  soll  eine  Katze  oder  einen  Hund  oder  sonst 
ein  Thier  ins  Bad  werfen  bei  3  lib.  Busse. 

13.  Niemand  soll  im  Bad  ein  Badhemd  schwenken  oder 
waschen  bei  10  Schilling  Strafe. 

14.  Da  oft  sich  auf  dem  Bad  Kleider,  Badhemden,  Bad- 
ehren verwechseln  und  verlieren,  so  soll,  dem  solches  be- 
gegnet, es  dem  Scherer  anzeigen,  dieser  es  öffentlich  aus- 
rufen, und  wenn  die  Sache  nicht  binnen  24  Stunden  zurück- 
gegeben wird,  der,  bei  welchem  sie  gefunden  wird,  buss- 
Älllig  sein.  Auf  Begehren  des  Eigenthümers  soll  der  Bad- 
richter Suche  darnach  halten. 

Obige  Strafcompetenzen  hat  der  Badrichter  und  der  Amt- 
mann sammt  dem  Scherer. 
Tvtvann. 

380.  1479,  Febr.  24.     Lenk.     Bauernzunft  über  Wald-  und 

Weidenutzung  und  vorzüglich  Feldgang,  Yertheilung 
der  Geraeindelasten  zwischen  Turtmann,  IJnterema  und 
Ried. 

(Qemeindearcbiv  Tartmann,  B  1.   Perg.  lat.) 

381.  1515,  März  5.  Bauernzunft  de  bereditate  juris  burgesiae. 

(Gemeindearchtv  Turtmann,  B  4.   Perg.  lat.) 
882.  1535,  Febr.  22  und  1548,  April  9.    Bauernzunft,  Zusätze 
zu  Nr.  381. 

(Gemeindearchtv  Turtmann,  B  5.    Perg.  lat) 
Endlich  sei  noch  erwähnt: 
383.  1553,   Juni  2.     Statut   der   Alpgenossenscbaft   der  Alp 
Larsi  über  Nutzung  an  derselben. 

(Archiv  der  Bfirgergemeinde  Leak,  Perg.  lateinisch.) 


D.  Der  Zenden  Raron. 

384.  1434,   Febr.  13.     Zendenstatut  über  Processierung  der 
Hexen. 

(Pfarrarohiv  Baron,  A  %,   Perg.  lateinisch.) 


MO  Seehte^nAllaa  de«  Catoat  Wallis. 

Bie  Meier  von  Baron  einer^  mid  viole  namentlich  aof- 
gefahrte  Landlente  nomine  totioa  oommunitatis  Baronie  tarn- 
gnam  oommunitaa  et  commanitatem  utdentea  andrerseits 
saper  inca^atione  et  diffamatione  certarom  personaram  artis 
sortilegii,  fetonissaram,  incantacionam  et  haiasmodi  Concor- 
diter  convenerant  in  hone  modam.  1.  Personen,  die  von 
schon  Abgeartheilten  oder  sonst  solcher  Sachen  beschnldigt 
sind,  sollen  caatio  de  jare  stando  leisten  and  im  Weige- 
mngsfalie  den  Zenden  verlassen.  2.  Niemand  sol  solche 
PersoDon  hansen  noch  ihnen  sonst  Vorschab  leisten.  3.  Die 
Angeschaldigten  sollen  freien  Verkehr  mit  ihrem  Anwalt 
nnd  Freiheit  der  Vertheidignng  haben.  4.  Gegen  Flüchtige 
köoneii  die  Meier  die  aaswttrtige  Jarisdiction  anrafen.  5. 
Wenn  ein  Flüchtiger  zorückkehrt  nnd  nicht  de  jare  stando 
cavieren  will ,  so  gut  er  als  überfährt  nnd  ist  dem  Meier 
mit  Leib  nnd  Gat  verfallen. 

385.  1548,  Jan.  15.    Staivi  und  Freiheit  eiaee  leblieäen  Orittheih 

¥091  Bahren. 

(Unten  yoUständig  abgedruckt) 

Aasserberg. 

386.  1454,  März  5.     Bauernzunft. 

(Gemeindearohiv  Ansserberg,  B  1.   Perg.  lat) 
Betr.  Gemeindeverwaltung  (Stimrafähigkeit  vom  erfüllten 
15  Jahre  an);  Streitigkeiten  wegen  Viehpfändaag  s^üen  im 
Dorf  selbst  erledigt,   nicht  an  einen  ftasseren  Richter  ge- 
bracht werden. 

387.  1457,  März  3.     Gemeindeordnung  über  Schutz  der  Al- 

menden, Weidgang  n.  s.  w. 

(Gemeindearchiv  AuBserberg,  B  2.   Perg.  lat) 

388.  1487,  Juni  29.   Ordnung  über  Erwerb  dea  Bürgerreokti. 

(Gemeindearohiv  Aaeserberg,  B  3.   Perg,  lat.) 
Ein  seg.  JOS  borgense   sen  civile  äbnlidi   wie  Nr.  414 
nnd  415. 

Gampel. 

389.  1536.     Banernzunft  von  Obergampel. 

(Gemeindearohiv  Gampel,  stark  beseh&digtes  Perg.  IctJ 

DrittkeU  M»reL 

390.  8.  d.     Rechte   des   bischöflichen   Tische  zu  Morel  und 

Greng^ols. 

(Gr.  n  Nr.  lUh) 

391.  1322,  März  23.    Vereinbarung  zwischen  Bischof  Avmo 

und  dem  Meier  von  Mdvel  J.  Bnos  über  Seiertbidli 
und  Vidonmat  daselbst, 
(ör.  m  Nr.  1499.) 
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802.  1f4&if  März  19.    Vereinbarang  zwischen  den  €teineiiiden 
Morel  und  Grengiols  über  Ernennung  des  Meiers. 

(Documents  sor  le  Vallais  [M.  Bordier]  t  II,  ex  libro 
Morgiae.) 
. . .  cum  novissime  dicte  eemmomtates  acqoisierint  medi- 
ateftem  ivdicii  et  iuriadictionis  maioratiis  de  Horgia  et  Gren- 
gols,   ita  ^od  ipsi  in  secondo  anno  san  per  nMdietatem 
tBinporis  ìnter  se  possint  eligere  maiiorem. . . .     Sue  wollen 
ftn  gemeiiiBohaltlick  w&hlen. 
393.  101Ö,  Febr.  19.   Statut  der  Gemeinde  Morel  ubar  Bürger- 
rechtoerwerb. 

(Gemeindearchiv  Morel,  B  1.  Perg.  lat.) 
Eia  jus  burgense  s.  civile  iUmlicb  wie  Nr.  414  und  415. 
394«  1Ö15,  Febr.  19.    Statut  über  Nutzung  der  Walder  und 
Almenäen    doirch    die    Gemeinden    Morel,    Fikt   nn4 
Bister. 

(Gemeiadearchiv  Morel,  B  2.   Peig .  lai) 
395.  1568,   Jan.  12.     Uebereinkunft  der    Gemeinden    Morel 
und  Grengiols  mit  dem  Meier  Kiel.  Walker  über  ^b- 
tristong  des  Meierthums. 

(A.  J.  de  Rivas,  Qp.  bist  XV  800.) 
N.  Walker  officium  maioratns ,  cuius  solebat  jnse  bere- 
ditariû  paterno  esse  maior  ambanun  commnniCatiuay  remjfe- 
tit  commnnitatibas  cum  reservatiene  laadis  prinoipis  jam 
prias  obtentae,  eo  qnod  oMeimm  movetnr  de  fendo  mense 
epiacc^alis. 


B.  Der  Zenden  ViBp. 

3â^  1^^,  Qct.  11.     YereinbaruAg  zwiscbem  Bisçbstf  Land  ri 
und  den  Leuten  von  Visp  über  ibre  Tallien. 
(Gr.  1  Nr.  806.) 
397.  1303,  Febr.  11.    S.  Nr.  327, 

39S»  13»14,   JuU  29.     Vereinbarung  zwischen  Yicedom   und 
]|Leier  zu  Yiac  über  ibre  beidexaeitigen  Becbie. 
(Gr.  Hl  Nr.  1366.) 

399.  1531,   Jan.  2.     Burgrecbt  von   Visp,    über   Wahl   von 

Aufsehern  der  Wuhrarbeiten  an  der  Vispach  und  Ge- 
meindefrohnen  zu  diesem  Zwecke. 

(Archiv  der  Borgergemeinde  Visp,  Copialbuch.   Latein.) 

400.  1543,  Oct.  19.    Statuta  nova  burgesiae  Vespiae. 

(Archiv  der  Bdrgergemeinde  Visp,  Copialbach.) 
Statuten  über  Gameindefnobnen   and  Almendnutmmg  ^ 
Bürger,  nach  dem  Princip,  dasa  keiner  die  Nutzung  bean- 
spruchen darf,  der  nicht  in  der  Stadt  wohnt,  mit  Gmndh 

Ztltoohr.  fBr  fohwelzerlBobet  Reoht    V«ue  Folge  VIT.  Iß 
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eigenthnm  im  Werth  von  wenigstens  60  üb.  angesessen  ist 
nnd  seine  Gemeindepflichten  erfüllt. 

401.  8.  d.     Statata  consuetudinaria  sire  jus  burgense  burgi 

Vespiae. 

(Berner  Stadtbibliothek,  Manager.  Helvet.  II  87.) 
Statuten  über  Wahl  nnd  Aufgabe  der  Gemeindevorsteher 
(zwei  Syndici),  über  Erwerb  des  Burgrechts  durch  Kauf 
von  Grundeigenthnm,  Verlust  desselben  durch  Veräusserung 
des  Grundbesitzes  y  über  nachbarliche  Rechte,  Weiderecht, 
Holzschlag  u.  dgl. 

402.  1564,   Juni  25.     Alprecht   der  Getheilen   der  Alpen   in 

Nautz. 

(A.rchiv  der  Bargergemeinde  Visp;  Perg.  lat.) 
erikhen. 

403.  10Ö3,  Mai  24.    Statuta,  jus  montanuni  et  pacta  (Bauern- 

zunft). 

404.  1585,  April  19.     Dasselbe  erweitert. 

(Beides  Gemeindearchiv  Grächen,  Perg.  latein.) 
Zermatt 

405.  1571^  März  4.     Bauernzunft  von  Zermatt.    Deutsch. 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 
Saas, 

406.  1573,  Juni  28.     Ordnung  der  Thalleute  von  Saas  über 

Hegung  der  Murmelthiere. 

(Archiv  der  Pfarrei  Saas  im  Grund.) 
Vallicolae,  quatenus  munere  ilio  miriüco  a  piotate  Dei 
ipsis  in  creatura  murium  alpinorum  coUato  melius  frui  valeant, 
in  emolumentum  conservationis  murium  alpinorum  fecerunt 
ordinationes  (Verbot  der  Tödtung  und  des  Verkaufs  u.  s.  w.). 
So  schon  frühere  Verordnungen,  z.  B.  v.  1539,  April  20, 
und  eine  dahin  zielende  Vereinbarung  mit  den  Thalleuten 
des  Anzasker  Thals  v.  1.  Juni  lö70. 

407.  1794,  Sept.  8.     Besetzung  der  Richierstellen. 

(Pfarrarchiv  Saas  im  Grund«  Perg.  Deutsch.) 
Vertrag  der  vier  Viertel  Saas  Fee,  Eysten,  Grund  und 
Baien,  dass  die  Bichterstellen  und  ledigen  Landräthe  unter 
den  f&nf  Gemeinden  der  lobi.  Viertel  Saas  immer  brüder- 
lich laut  gezogenem  Loos  sollen  vertheilt  sein.  Die  5  Ge- 
meinden sind  die  4  obigen  und  Almagel. 


F.  Der  Zenden  Brig-Naters. 

408.  1230.     Rechte  des  bischöflichen  Meiers  zu  Naters. 

(Gr.  I  Nr.  369.) 

409,  1303,  Febr.  11.    S.  Nr.  327. 
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410.  1307,  November.    Bischöflicher  Sprach  zwischen  den  Ge- 

meinden Brig-Naters  und  Simpeln  betr.  Waarentrans- 
port  über  den  Simplon. 
(Gr.  ni  Nr.  1262.) 

411.  1418,  Jan.  3.     Ordnungen  des  Zenden  Brig  in  Erwäh- 

long  der  Bichter,  Uebung  und  Erhaltung  des  Rechts. 
Deutsch. 

(OrieiDal  ia  Brig  nicht  mehr  vorhanden,  Copie  in  Mannser. 
Heiy.  II  87  der  Berner  Stadtbibliothek.) 
Wesentlicher  Inhalt:  1.  Recht  des  Zendeu  zu  Wahl  des 
Richters  (Castlans).  Amtszwang  für  den  Gewählten.  2. 
Eid  des  Richters.  3.  Wahl  der  Geschworenen  (Gerichts- 
beisitzer) durch  die  Gemeinde,  aus  jeder  Gumper^)  sechs. 
4.  Zuziehung  weiterer  sechs  in  jeder  Gump  durch  cUe  erst- 
gewählten. 5.  Eid  der  Gemeinde  in  des  Richters  Hand. 
6.  Pflicht  der  Sechs  zu  Theilnahme  an  den  Berathungeft 
auf  des  Richters  Einladung,  7.  zu  üebemahme  der  Für- 
sprecherfunction  auf  Begehren  einer  Partei  und  Zutheilung 
des  Richters,  8.  zur  Urtheilfindung  auf  Gebot  des  Richters. 
9.  Lohn  der  Geschworenen.  10.  Wer  mit  einem  Andern 
StosB  und  Span  anfängt,  zahlt  beider  Theilen  Buss  und 
Straf.  ^Und  so  ein  armer  poss  gegent  einem  wolmögenden 
rychen  ein  stoss  anhüebe,  so  soll  der  rych  nit  wütter 
Schadens  abzutragen  dem  armen  schuldig  sin,  dan  der  arm 
dem  rychen  bette  zue  ersetzen,  so  sich  im  zuetragen  hett.  ' 
11.  Weibelwahl  durch  Richter  und  Sechs.  12.  Besoldung 
des  Richters  aus  dem  Einkommen  des  bischöflichen  Tischs 
in  der  Gemeinde.  13.  Auf  Schmachreden  gegen  Richter 
und  Geschworene  wegen  eines  Urtheils  steht  Ehrlosigkeit 
und  30  Gulden  Busse.  14.  Gerichtsbesuchpflicht  der  Ge- 
schworenen bei  1  lib.  Busse.  15.  Geschlossene  Tage  für 
Gebotanlegen  und  Richten  (die  Sonntage,  die  4  hochzeit- 
lichen Fasten  Unser  Frauen  Tage,  Fronleichnamstag,  Zwölfe 
boten,  St.  Moritz,  St.  Joder  und  St.  Eatherinen  Tag).  16. 
AppeUationsrecht  gegen  Zendengerichtsurtheile  „nach  bruch 
und  Übung  der  landschaft  W.^  17.  Bei  Diehstal,  Raub 
und  anderm  Malefiz  soll  der  Richter  mit  den  Geschworenen 
fleissigen  „ursuch^  thun  und  der  dabei  gefundene  Raub 
dem  Geschädigten  unter  Abzug  der  gerichtlichen  Ursuch- 
kosten  zugestellt  werden.  18.  Wer  ein  Jahr  Richter  (Gast- 
lan)  gewesen,    darf  für    die   nächsten    3    Jahre   ablehnen. 


^)  Gumper,   eomprae  Hind  die  schon  in  der  Einleitung  §  2  Anm.  3S 
genannten  Ortschaften,  welche  den  Zenden  Brig  bilden. 


Ma  BeckteqiuilMi  4»  Gantoiu  WftUk. 

1&.  Wer  w)m  Bichter  za  Batli  uni  gemeinon  H&ndisin  d«r 
Landaohaft  oder  des  Zenden  bemfea  nieht  eraohemt  oder 
vor  Ende  der  Berathang  da^on  Iftaft,  büsst  ö  SehUling. 

Hieran  schliesst  sich  ein  Zusatz  v.  1445:  20.  Wer 
gegen  einen  aiidem  Lägen  redet,  wird  so  geetraft  uto 
letzterer  zu  strafen  wäre,  wenn  die  Ifigenhafte  Anschnldi- 
gang  wahrhaftig  erfanden  wäre.  21.  Der  Weibel  soll  nicht 
mündlich  in  Abwesenheit  des  Sohnldners  pfänden,  sondern 
so  er  ihn  nicht  bei  Hans  nnd  Heim  trifft,  soll  er  es  dem 
Hiansvolk  oder  den  Nachbarn  anzeigen  und  dann  die  Pfänder 
bezeichnen,  und  seinen  Lohn  vom  Schuldner  nehmen.  22» 
Verbot  des  Austagens  (vor  Gericht  laden)  in  einen  andern 
Zenden.  23.  Verbot  eigenmächtiger  ünterwindung  fremder 
Erbschaften. 

Zusatz  von  1479:  24.  Bei  Diebstal  soll  jeder,  der  etwas 
darüber  weiss,  Anzeige  an  den  Richter  machen;  geschieht 
das  aber  absichtlich  falscher  Weise,  so  trifft  den  Anzeiger 
gleiche  Strafe  wie  sie  den  überführten  Dieb  getroffen  hätte.. 
Wer  nicht  anzeigt,  was  er  weiss,  gilt  als  Mithafter  im 
Laster  selbigen  Diebstahls.  Der  Kichter  soll  auf  Anzeige 
weiter  untersuchen  und  Zeugen  abhören  und  dann  die  Sache 
den  Geschworenen  vorlegen.  Der  Hehler  gestohlener  Habe 
wie  der  Dieb  bestraft.  Verwandte  von  der  Anzeigepflicht 
f^ei.  25.  Pflicht  des  Schuldners  eines  Verstorbenen,  den 
Erben  binnen  Jahr  und  Tag  seine  Schuld  anzuzeigen,  sonst 
ist  er  als  Dieb  geachtet. 

412.  1516,  Aug.  10.    Zendenstatuten  über  Schtrldbetreibung. 
(unten  ▼oiUtändig  abgedruckt.) 

419.  1040,  Oot.  23.    Zendenstatut  über  Strafe  des  Fluchens,, 
der  Sonntagsentheiligung  and  der  Trunkenheit.  AUge- 
meifie  Bügepflicht  bezüglich  dieser  Vergehen*. 
(Bemer  Stadtbibliothek,  Man.  Halv.  II  87.) 
lieber  Fluchen  und  Trunkenheit  die  gleichen  Vorachriften 
wie  oben  Nr.  92  und  117. 

Naters. 
414.  1453,  Oct.  14.  Ì  Zwei  Beschlüsse  der  Gump  Naters  über 
4.15.  1488,  Sov.  9.    J  Bürgerrechtserwerb. 

(Pfarrarchir  Naters.  Perg.  lat.) 
Der  in  einer  Menge  Gemeine  des  Oberwallis,  zumal  in 
Gombs  wiederkehrende  typische  Inhalt  dieser  Ordnungen  ist 
der  :  wenn  ein  Auswärtiger  in  der  Gemeinde  liegendes  Qut 
kauft  oder  durch  Verheiratung  mit  einer  Bärgerinn  erlangt 
oder  solches  erbt»  so  soll  er  jus  civile  s.  burgeiwe.  la  com- 
para recognosoere  und  die  RecogaitioasgpaUlfar^  zahkft  (ßi^ 
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saltem  burgenses  illam  accipere  volaerint),  nämlich  von 
Liegenschaften  im  Werthe  bis  auf  100  lib.  2  liiein.  Golden, 
bei  Mehrwerth  von  den  ersten  100  lib.  4  GL  nnd  von  jedem 
folgenden  100  1  Gl.  Erwirbt  er  später  noch  mehr  Güter, 
so  zahlt  er  nichts  weiter,  wohl  aber,  wenn  er  alle  zuerst 
erworbenen  wieder  veränssert,  damit  aas  dem  Bürgerrecht 
aasscheidet,  und  später  wieder  neue  erwirbt.  Vgl.  aber  das 
Verbot  solcher  Einzugssteuem  unter  Landleuten  im  Absch. 
von  1616  (Nr.  236). 

Simpeln. 

416.  1537,  Sept.  8.  Beschluss  der  Gremeinde  Alpien  (bei 
Gondo)  oetr.  Heirat  von  Btlrgerinnen  mit  Lombarden. 
(P£»rrarchiv  Naters.  Perg.  deatscb.) 
Nach  Tod  solcher  mit  Lombarden  verheirateten  Bür- 
gerinnen haben  deren  Kinder  aof  den  Alpien  nichts  zu  be- 
gehren; dieselben  (sowohl  Knaben  als  Töchter)  sind  von 
den  Alpen  and  Gemeindegütem  aosgeschlossen  und  ebenso 
von  dem  Antheil  an  den  Zinsen  ans  diesen  Gätem. 


6.  Der  Zenden  Ok>mbs. 

417.  1247,  Ang.  8.    Leistungen  der  Landleute  an  das  Meier- 
thum. 

(Gr.  I  Nr.  606.) 
41*8.  1266,  Oot.  9.    Befreiung  der  Landleute  von  der  Abgabe 
am  placitum  generale. 
(Gr.  II  Nr.  7Ä6.) 
44®:  1344,  Oot.  11.  Befreiung  der  Leute  des  Q-ombs  von  dem 
Besuche  der  placita  zu  Morel  und  Grengiols. 
(Gr.  V  Nr.  21Ô6.) 

420.  1374,  Nov.  6.  Leistungen  von  Ernen  und  Gombs  an  den 

Bischof. 

(Gr.  V  Nr.  2159.) 

421.  1447,  April  15.  .Schiedsspruch  zwischen  den  Gemeinden 

Ernen  und  Münster  über  Meieramt  und  Gerichtsbar- 
keit in  Gombs. 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 
422i  1549,  Juni  30.     Landfrieden  von  Meier  und  Boten  des 
Zenden  Gombs. 

(Pfarrarch)V  Ernen,  A  46.    Perg.  deatseh.) 
„Ich  Mauritz  zum  Brunnen  von  Ernen  dirtzyt  meyer  und 
richter   eins    eerlichen  Goms   in  Wallis   obrer   und   nidrer 
kilcheri  mit  sammt  den  hotten,  von  allen  viertheylen  obge- 

16» 
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meltz  zendens  (nämlich  je  2  für  den  Viertbeil  Emen,  far 
den  Viertheil  Viesch  und  Lags,  für  die  Thalschaft  Binn, 
für  Beiwald  und  Thal  Viesch,  für  den  obem  Viertheil  der 
Eilchöre  Ernen,  für  Münster,  für  den  obersten  Viertheil,  für 
Beckingen,  für  die  Grafòchaft  Biel,  zusammen  also  18  Boten) 
vermalen  zu  Bödmen  am  xxx  meyern  disers  jars  in  bywäsen 
der  herrn  panerherr  houptman  euch  myne  zrichters  Statt- 
halters radt  und  gemeind  in  mechtiger  zal  versamlet  mit 
unrechter  paner  verordnet  die  hamachgeschr.  artickel  zu 
verschryben,  habend  die  obgemelten  eerenlüt  vereynet  für 
sich  und  den  ganzen  zenden  Goms  hernach  geschriben  statut 
Ordnung  und  constitution. '^  1.  Dass  keiner  sich  vom  alten 
Glauben  wende  und  dawider  thue  ;  2.  dass  jeder  bei  allen 
alten  löblichen  Bräuchen  und  Landrechten  bleibe  und  sich 
deren  freue,  besonders  bei  dem  Landrecht  geschrieben  zur 
Zeit  des  Bischofs  Wilhelm  von  Baron/)  „und  so  euch  in 
verliffnen  jaren  durch  ein  lantschaft  ein  nüw  landrecht 
bschriben  und  in  all  zenden  gschickt  imd  ussgangen,  euch 
im  zenden  Goms  ein  nüwer  grichtzbruch  angnomen  und  der 
selbig  in  instrument  verfasset,  soll  das  selbig  landrecht 
euch  grichtzschriften  harfür  komen  und  nit  mer  geachtet 
werden  dan  als  ob  sy  nie  gemacht  noch  ufgricht  worin/ 
3.  Dass  keiner  fortan  heimliche  noch  offene  Pension,  Mieth 
noch  Gaben  von  fremden  Fürsten  noch  Herrn  und  von  Nie- 
mand annehme.  4.  Keiner  werfe  das  dem  Ändern  in  Arg- 
list vor  („in  argen  werwyssen  noch  dester  würs  thun  in 
gricht  noch  usswendig^)  bei  Strafe  eines  Meineids.  5.  Vor- 
behalt, dass  der  Zenden  des  Willens  wird,  mit  dem  König 
von  Frankreich  und  aUen  fremden  Herrn  gut  Freund  und 
Nachbar  zu  sein. 

,Zu  bväsügung  aUer  articklen  so  ist  riiat  imd  gmeind 
einhellicklich  mit  der  paner  under  dem  spyess  so  uf  der 
prüggen  zu  Bödmen  was,  hindurch  zogen."  Wer  gegen 
diese  Constitution  handelt,  ist  der  Gemeinde  mit  Leib,  Ehr 
und  Gut  verfallen.     Vorbehalt  der  Aenderung. 

423.  1561,  Juni.  Beamte  für  Folterung. 
(Pfarrarchi7  Ernen,  A  51.  Perg.) 
Nos  ballivus  pro  rev«  D.  Johanne  Jordan  ep.  notum  fieri 
volumus  (da  sich  keine  Leute  für  Anwendung  der  Folter 
gegen  Uebelthäter  im  Gerichtshause  zu  Emen  fanden,  so 
haben  auf  unsre  Ermahnung  die  Richter  und  Geschwomen 
daselbst  sedentes  pro  tribunali  ordiniert),  quod  saltherus  de 


')  Also  den  Artikeln  von  Natere  1446. 
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Aragno  et  üle  de  Monasteno  debeant  malefactores  in  dornns 
praetoriae  carceribos  torturare  absqne  ulla  difficoltate,  qao- 
tiesconque  de  parte  nostra  aut  officiarioruin  nostromm  fne- 
rìnt  requisiti,  ipsonim  libertatibns  et  privilegiis  indempniter, 
excepto  si  nimis  imbecilles  faerint  predicti  saltheri  ant  in 
egritadinem  inciderent,  qnod  tone  maior  yallis  Bindali,  ama- 
nus  in  comitatn,  amanns  vallis  Viesch,  offidarins  de  F&r- 
gangen  omnesqne  inferiores  officiarii  deseni  Consches  de 
jure  id  faceve  teneantnr  et  malefactores  tortnrae  seu  foni 
ligare  et  apponere  ligatisque  et  impositis  toi-tnrare  prent 
ipsis  jussnm  faerit. 

424.  1561,  Sept.  30/Nov.  23.   Artikel  von  Räth  und  Gemein- 
den betr.  das  Meiertbum. 

(Pfarrarchiv  Ernen,  A  53.  Pfarrarchiv  Münster  Kr.  53 
in  einem  Vidimns  v.  1596.  Beides  Perg.  deutsch.) 
Wir  Meier,  Statthalter,  Räth  und  Gemeinden  des  Zenden 
Gombs,  als  weit  unseres  Zenden  Gericht  des  Meierthums 
langet,  in  Betracht  des  grossen  Missbrauchs  bei  der  Wahl 
des  Zendenrichters  (namentlich  wegen  zu  kostspieliger  Ehren- 
abgaben) richten  folgende  Artikel  auf:  Nach  altem  Brauch 
ist  jährlich  auf  1.  Mai  der  Richter  oder  Meier  des  Zenden 
zu  wählen,  und  zwar  von  Jahr  zu  Jahr  zwischen  den 
Kirchhören  Erneu  und  Münster  abwechselnd  der  Meier  und 
dessen  Statthalter.  Die  Meierwahl  geschieht  zu  Emen  in 
der  Hauptkirche  St.  Gergien  aus  einem  vom  Rath  von  Emen 
gemachten  Doppelvorschlag;  desgleichen  in  Munster  aus 
einem  Vorschlag,  wozu  jedes  Yiertheil  einen  Mann  dargiebt. 
Sofort  wird  dem  Gewählten  Gehorsam  geschworen.  Der 
Statthalter  wird  auf  gleiche  Weise  gewählt.  Der  neuge- 
wählte Meier  ist  kein  Essen  zu  geben  schuldig,  er  thue  es 
denn  guten  Willens.  Ueberhaupt  Abschaffung  des  Missbrauchs, 
dass  der  Richter  an  Festen  und  Kirchweihen  seine  Räthe 
und  Beisitzer  zu  Gast  und  kostfrei  haben  muss.  Damit  aber 
reich  und  arm  eines  guten  unverzogenen  Rechts  sich  er- 
freue, soU  der  Richter  wie  bisher  in  seinen  Kosten  richten, 
und  da  er  nun  in  Ehrenausgaben  erleichtert  ist,  sich  mit 
Bussen  desto  milder  halten,  wiewohl  man  die  alten  Bussen 
bestehen  lässt.  —  Beschlossen  in  beiden  Kirchen  Ernen  und 
Münster  an  obigen  Tagen. 

426.  1563,  Dec.  2.  Vereinbarung  zwischen  Münster  und  Ernen 
über  gerichtliche  und  andre  Rechte. 

(Unten  in  der  Hauptsache  abgedraokt«) 

426.  1622;  Deo.  1.  Zendenstatut  besonders  über  Gerichtsstand. 
(Pfarrarchiv  Emen,  A  87.    Perg.  deutsch.) 
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Statut  der  Boten  der  Eilcfarìen  Erneu  and  lOinster  (al» 
BatheverBammlottg  von  Gombs).  1.  Kein  Einwohner  soll  in 
weltlichen  Händeln  aas  dem  Zendengericht  hinans  betagt 
werden,  sondern  vor  seinem  ordentlichen  Bichter  ;  wer  sich 
darch  ein  ürtiieil  beschwert  findet,  mag  Reyision  begehren 
von  demselben  Richter,  der  mehr  Assessoren  znziehen  soll» 
nnd  wo  auch  das  ürtheii  dieser  unannehmbar,  mag  er  ap- 
pellieren an  die  GFerichtsbank  zu  Emen  und  von  dieser 
weiter  nach  Landrecht  (also  an  den  Landrath).  Wer  vor 
ein  auswärtiges  Gericht  lädt,  verliert  seine  Ansprache  und 
die  Gemeindenutzungen  seines  Wohnorts.  2.  Kosten  der 
Landrathsboten.     3.  Landstrassen  u.  A. 

427.  1680;  Jan.  30.     Zendenstatut  betr.  Aemterbeaetzung. 

(Gemeindearchiv  Emen,  A  1.  Perg.  dentseh.) 
Statut  der  Procuratoren  aller  Geschnidtnen  des  ganzen 
Zenden  Gombs  über  das  Recht  des  Zenden^  Boten  in  be- 
liebiger Zahl  in  den  Landrath  zu  schicken,  Pflicht  der  Be- 
rufung der  Gewalthaber  der  Geschnidtnen  zu  Besetzung  der 
Aemter,  u.  dgl. 

¥iertheil  Eniêi. 

428.  1466;  Dec.  L     Statut  der  communitas  ville  de  Aragno 

über  jura  oivilia;  vulgariter  burgreoht. 

(Qemeindearchiv  Emen,  B  1.    Perg.  lateinisoh,) 
Gemeindesteuer  nach  Massgabe   der  Winterung,    Nieder^ 
lassungsgebühr,  Einkauf  ins  Burgrecht,    Holzbezug,   Holz- 
frevelstrafe. 
429*  1469;   Juli  11/Aug.  15.    Statut   über   Vertheilung   der 
Alpen  zwischen  Ernen,    Niederernen  und  Mühlebach. 
(Gemeindearchiv  Emen,   G  2.    Perg.  lat    C  3  deutsch.) 
Ausführliche  Alpordnung. 

430.  1475;  Jan.  11.    Statut  der  Dorfschaft  Niederernen  über 

Burgrecht  (ähnlich  wie  Nr.  428). 

(Gememdearchiv  Emen,  B  2.    Perg.  lateinisch.) 

431.  1552,  Mai  22.  Statut  für  die  Alpen  genannt  die  Schwelline. 

(Gemeindearchiv  Emen,  G  6  nnd  Gemeindearchiv  Mühle- 
bach, Nr.  6.    Perg.  deutsch.) 
aufjgerichtet  von  Dorf  und  Burgschaft  Emen,    Dorf  und 
Burgschaft  Mfihlebach,    Dorf  und   Burgschaft  Niederernen 
Namens  der  ganzen  Gemeinde  des  Viertheils  von  Emen  ala 
Gemeinder  und  Alpgetèeilen  der  Alpen. 

432.  1568,  Juni  17.  Bauemzunft  von  Ausserbinn. 

(Gemeindearchiv  Emen,  B  3.    Copie,  Pap.  dentseh.) 
Besetzung  der  Alpen  laut  Winterung,   Verbot  des  Yhàb- 
hineindingens,  des  Wässems  an  Sonntagen^  Pfänden  hemm- 
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laufenden  Viehe,    Holzyerbote,    Waeeerreinhaltiing,   Alpen- 
nnd  Feuerpolizei. 

433.  Iö77y  Juli  14.    Bfirgeirerordnung  yon  Niederernen  über 

Niederlassung,  Bürgeraafnahmen,  Verbot  des  HoWer- 
kaufs  aus  der  Gremeinde. 

(Ctomeindearehiv  Einen,  B  4.    Perg.  deutsch.) 

434.  1592,  März  14.    Statuten  der  Gemeinde  MttUebach  zu 

Schinnung  ihrer  Güter  und  gemeinen  Wälder. 
(Gemeindearohiv  Mâhlebach,  Nr.  4.) 
Hervorzuheben  :  1.  Wenn  einer  dem  andern  Schaden  thut 
mit  einem  Boss,  Manlthier,  Esel,  Koh  oder  Rind,  geschieht 
es  bei  Tag,  so  sollen  die  Pfander  des  Dorfs  von  ihm  heischen 
für  ein  jedes  Hanpt  1  Gros;  bei  Nacht,  von  jedem  Haupt 
6  Ghros.  Dann  sollen  sie  bei  dem  Verletzten  den  Schaden 
schätzen.  2.  Kein  Dorfmann  soll  sein  Hans  einem  Aenssem 
verleihen  ohne  Wissen  und  Willen  der  Dorflente,  bei  3  lib. 
Bosse.  3.  Man  soll  künftig  einen  hübschen  und  Wohlgestalten 
Dorfstier  han,  sechs  Kühen  einen,  und  das  soll  nmbgan, 
und  welcher  nit  ein  hübschen  Stier  hette,  so  sollent  die 
Pfander  einen  kaufen  nach  ihrem  Gefallen  in  des  Kosten, 
so  ein  ungestalten  Stier  hette.     U.  s.  w. 

435.  1621,  Juni  12.    Bestätigung    der   alten  Burgreohtsord- 

nungen  für  Ernen,    ferner   über  Holzschleifen,    Feuer- 
polizei u.  A. 

(Gemeindearchiv  Emen,  B  5.    Perg.  lateinisch.) 

436.  1661,    Jan.  23.     Holzordnung   gegen    Ausbeutung   der 

Wälder. 

(Gemeindearchiv  Emen,  C  10.    Perg.  dentsoh.) 

437.  1760;  Aug.  25.    Vereinbarung  zwischen  der  Burgschaft 

Ernen    und    den  andern  Vierteln   und  Gemeinden  der 
Pfarrei  Ernen  über  das  Weibelamt. 

(Pfarrarchiv  Beiwald.  Perg.  deutsch.) 
Das  Weibelthum  des  Gerichtsbanks  zu  Emen  soll  der 
Bürgschaft  daselbst  zuständig  sein  mit  allen  seinen  Recht- 
samen, als  nämlich  dass  der  Weibel  als  Diener  den  Amt- 
mann und  übrige  Deputierte  soll  begleiten  in  allen  Gesandt- 
schaften in  und  ausser  Landes,  und  dass  die  Gemeinden  die 
bisher  gewohnte  Besoldung  während  des  Landraths  und 
Rathstagen  lassen  erfolgen,  ausgenommen  dass  die  Burg- 
schaft Emen  einen  anständigen  Weibelmantel  in  ihren  Kosten 
soll  kaufen  und  erhalten,  welcher  das  Zendenwappen  vor- 
stellen und  anzeigen  soll. 

YisrthsU  Yisseii. 

438.  1470,  Mai  23.    Bauernzunft  über  Wald-  und  Almend- 
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polizei,    Belegung   der   G-emeindealpen^    Yiehpfändung 
u.  dgl. 

(Ffarrarchiv  Viesch,  B  1.    Perg.  lateinisch.) 

439.  1Ö32,  Jan.  22.     Jas  burgense  s«  oirile  dimidii  quarterii 

de  Viesch  ordinatum  ab  omnibus  in  eodem  dinûdio 
quarterie  bona  immobilia  possidentibus  et  repraesen- 
tantibus  communitatem  dimidii  quarterii. 
(Gemeindearchir  Viesch,  Nr.  10.  Perg.) 
Ziemlich  gleich  wie  Nr.  414  u.  415.  Ansserdem  noch 
Einiges  über  Anfenthaltsgebühi*  der  fremden  Einsassen  und 
Wahl  der  zwei  Gemeindevorsteher  (syndici). 

Thalschaft  BinD. 

440.  1429}  Juli  31.    Beschluss  der  communitas  vallis  de  Btin 

über  Verkauf  von  Liegenschaften. 
{Pfarrarchiv  Binn.  Perg.) 
qnod  unllus  in  yalle  alieni  extraneo  aliqua  bona  immo- 
bilia vendere  débet  ncque  in  feudnm  mittere  sea  obligare; 
quod  si  aliquis  talia  bona  vendere  volaerit  et  non  reperiet 
emptorem  in  valle,  débet  eligere  quattnor  communes  vires» 
qni  per  eornm  jnramenta  debent  taxare  Illa  bona,  et  si  tane 
aliquis  in  valle  est  qui  velit  bona  habere  pro  dicta  summa^ 
potest  habere,  et  si  in  valle  non  esset  aliquis,  qni  velit 
bona  sic  taxata  habere  pro  tali  pretio,  tunc  unasquisque 
potest  vendere  illa  bona  cnì  vult.  Si  aliquis  contra  premissa 
faceret,  iUa  bona  commnnitati  de  Bün  debent  esse  devoluta. 

441.  1447,  Mai  3.    Alprecht  der  Gemeinde  Binn. 

(Pfarrarchiv  Binn.    Perg.  lateinisch.) 

Das  Statut  wird  damit  motiviert,  dass  das  Thal  sehr 
waldig  und  nicht  fruchtbar  genug  ist,  auch  keine  grosse 
Waarenstrasse  dadurch  geht,  welche  etwas  einbringt,  und 
die  sehr  starke  Bevölkerung  nur  von  den  Alpen  und  den 
Gemeinweiden  ihre  Nahrung  hat.  Daher  1 .  wer  sein  Eigen- 
thum  im  Thal  einem  Fremden  verkauft,  kann  das  dazu  ge- 
hörige Alprecht  nicht  mitverkaufen,  imo  alpagium  totum  ad 
bona  vendita  pertinens  esse  débet  perpetue  totius  commu- 
nitatis  et  parrochianorum  vallis.  2.  Ebenso  bei  Erbgang 
eines  Gutes  aus  der  Thalschaft  heraus.  3.  Ebenso  wenn 
ein  Fremder  (d.  h.  Nichtthalangehöriger)  Güter  durch  Zug 
an  sich  bringt.  —  Doch  treten  solche  Erwerber  in  die 
Nutzung  der  Alpen  ein,  sobald  sie  im  Thal  dauernd  wohn- 
haft werden  und  eigen  Feuer  und  Rauch  haben  und  die 
Gemeindelasten  mittragen. 

Dieses  Statut  ist  1463  vor  dem  Landrath  angefochten 
worden  von  Wallisern,  welche  ausserhalb  des  Thals  wohnen^ 
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aber  dort  Güter  haben  :  es  stehe  im  Widersprach  mit  einem 
Urtheil  des  Meiers  von  Gombs  von  1434.  Der  Landrath 
erklärte  durch  Sprach  vom  12.  Juli  1463  (Pfarrarchiv 
Binn)  Ziffer  2  und  3  der  Statuten  von  1447  als  nichtig 
secundum  patriae  Vallesii  laudabiles  consuetudines,  soweit 
es  Erwerbungen  von  Walliser  Landleuten  betrifft  ;  bezüglich 
Ziffer  1  wird  für  die  bisherigen  Erwerbungen  von  Walliser 
Landleuten  das  Urtheil  von  1434  aufrecht  erhalten,  wonach 
die  Eigenthümer  der  Güter  die  Alpen,  Âlmeinen  und  Holz- 
schlag secundum  taxam  bonorum  gemessen  und  dafür  auch 
alle  Gemeindelasten  gemäss  der  Taxe  tragen  sollen;  für 
künftige  Veräusserungen  dagegen  soll  die  „burzunft'*  von 
1447  gelten,  doch  soll  der  Thalmann,  der  sein  Gut  einem 
Aeussern  verkauft,  ihm  von  dieser  Bauerazunft  Eenntniss 
geben,  sonst  haftet  er  ihm  für  den  Alpnutzen. 

Beiwald. 

442.  1555,  Febr.  10.   Statut  der  Gemeinde  Beiwald  über  jus 

burgense  s.  civile  (ähnlich  wie  Nr.  414  und  415). 
(Pfarrarchiv  Belwald,  Perg.  lateinisch.) 

443.  1499,   Juni  15.     Statut   der  homines  communitatis  am 

Belwald  jura  et  partem  habentes  in  alpe  an  Bichinon 
über  die  Nutzung  dieser  Alp. 

(Pfarrarchiv  Belwald,  Perg.  lateinisch.) 

Crafsehaft  Biel. 

444.  1277,  März  6.     Freiheiten  der  Leute  von  Biel. 

(Gr.  II  Nr.  849.) 
Nach  meiner  von  dem  Original  im  Pfarrarchiv  Biel  ge- 
nommenen Abschrift  muss  statt:  allidotarü  quibus  wolgariter 
dicitur  eigenletin  (bei  Gremaud)  gelesen  werden  :  alloditarii 
quibus  wlgariter  dicitur  eigensecin,  statt  rerum  requeren- 
darum  :  rerum  requirendarum,  und  statt  justicia  comparare  : 
justicie  comparere. 

445.  t36T,  Febr.  10.    Vergleich  über  Gerichtsbarkeit  in  der 

Grafschaft  Biel. 

(Pfarrarchiv  Biel,  Nr.  30.  Perg.) 
H.  Menuetten  judex  a  monte  Dei  superius  pro  domino 
Gjnnschardo  episcopo  Sed.  und  homines  de  Gluringen,  Ri- 
cingen  et  Büle  vergleichen  sich  darüber,  ob  die  von  der 
Grafschaft  unter  das  Gericht  des  Menuetten  gehören  oder 
unter  ihren  eigenen  Elchter,  den  ihnen  der  Bischof  setzt, 
dahin:  qnod  dicti  de  G. ,  de  B.  et  de  B.  elegerunt  inter 
90  sibi  ipsis  unum  judicem,  videlicet  Aymonem,  cui  prefatus 
H.  M.  judex  nomine  episcopi  jurisdictionem  concessit  in  om- 
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nibas  JnribiiB  prout  ipsi  adhnc  habuerunt.  Aymo  leistet  dem 
Sischof  den  Amtseid. 

446.  1466;  Juni  20.     Bischöflicher  Sprach  über  Gerichtsbar- 

keit in  der  Grafschaft. 

(Piarrarohiv  Biel,  Nr.  31.  Perg.) 
Veier  and  Landleate  von  Coombs  klagen  gegen  die  com- 
monitas  eomitatas  parrochie  de  Monasterio  aof  Aaslieferang 
eines  der  Ketzerei  Angeschaldigten  zar  Abartheilang,  da 
der  Richter  der  Grafschaft  keinen  Blatbann  habe.  Die 
Bekl.  berufen  sich  für  ihr  Becht  auf  mehrere  Briefe.  Der 
Bischof  giebt  den  Bekl.  Becht,  considerato  quod  homines 
conütatus  ab  antiquo  erant  subditi  corniti  de  Morgia,  a  quo 
se  redemerunt,  excepte  quod  bis  in  anno  tenebantnr  ad 
placitum  de  Morgia  et  de  Greniols  se  presentare,  a  quo 
per  D.  Guichardum  episcopum  liberati  sunt;  considerato 
quod  non  constat  quod  homines  eomitatas  unquam  füerint 
judicio  maioris  parere  compulsi,  sed  quod  semper  jurisdic- 
tionem  separatam  a  maioratu  exercuerunt,  causas  inter  se 
et  coram  eorum  judice  promovendo ,  audiendo ,  diffiniendo 
sententialiter,  exceptis  de  executione  personarum  ultimo  sup- 
plicie tradendarum. 

447.  1551,  Dec.  12.   Landrathsentscheid  über  Gerichtsbarkeit 

in  der  Grafschaft. 

(Pfarrarchiv  Biel,  Nr.  36.  Perg.  lateinisch.) 
Der  bischöfliche  Fiskal  hat  einen  Verbrecher  aus  der 
Grafschaft  nach  Sitten  gefangen  geführt.  Auf  Beschwerde 
des  Bichters  in  der  Grafschaft  ergeht  die  Landrathssen- 
tenz,  dass  der  Verbrecher,  der  wegen  einer  Mordthat  zu 
Emen  in  Verhaft  war,  vom  Fiskal  wieder  dorthhi  auszu- 
liefern sei. 

448.  1Ö62,  Nov.  19.     Erklärung  des  Meiers  von  Gombs  zu 

Gunsten  der  besondem  Gerichtsbarkeit  der  Grafschaft. 

(Pfarrarchiv  Biel,  Nr.  39.  Perg.  lateinisch.) 
Zwei  Verbrecher  aus  der  Grafschaft  sind  gefangfu  nach 
Emen  geführt  worden.  Der  Ammann  der  Grafschaft  eos- 
dem  captos  super  ponte  vocato  die  Herbrigga  nolult  per- 
mittere  ut  inde  ducerentur,  nisi  per  me  maiorem  sibi  data 
foret  idonea  cautio,  quod  premissa  fièrent  quarterii  comita- 
tus  et  ditionis  libertatibus  et  privilegüs  indenuiiter.  Qaa- 
propter  idoneam  cautionem  dedi,  quod  huiusmodi  transitns 
debeat  nullo  modo  libertatibus  et  privilegüs  quarterii  eomi- 
tatas prejudicare. 
440.  1775,  Febr.  1.  Yergleich  der  Grafschaft  und  der  übrigen 
drei  Viertheile  der  Pfarrei  Münster  über  Zendenrechte. 

(PfàrrarchiT  Biel,  Nr.  53.  Deutsch.) 
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Der  Streit  betraf  Besetsong  der  Aemter  eines  Banner- 
herm  oder  Zendenhanptmanns  und  dee  Weibels;  der  Ver- 
gleich geht  dahin,  dase  die  Grafschaft  in  Beeetiong  der 
Aemter  gleich  and  als  Mitbrnder  mit  den  drei  andern  Vier- 
theilen erkannt  sei. 

Reekingen. 

450.  1547,   Oct.  16.     Bauernzunft  der  Gemeinde  Reckingen 

über  Ordnung  der  Wälder  und  der  Alpen  u.  dgl. 
(Pfarrarohir  Beckingeo,  Nr.  97.  Perg.  lat.) 
Weitere  solche  Statuten  von  1558,   1578,    1608  (über 
Auswinterung),  1836  daselbst  Nr.  74,  75,  98,  76. 

MtBster. 

451.  1468,  Jan.  14.     Bauernzunft  der  Gemeinde  Münster. 

(Gemeindearchiv  MAnster,  Nr.  18.  Perg.  lateinisch.) 
Betrifft  Viehauftrieb  auf  die  Alpen  (namentlich  quod 
unUuB  ascendere  débet  in  alpas  cum  pluribus  pecoribus  nisi 
quantum  hyemare  potest,  exceptis  de  villa  natis  quantum 
emant  vel  ipsis  in  pignoribus  pro  ipsorum  creditis  fièrent), 
HolzBChlag  (verboten  ohne  Erlaubniss  der  Gemeindevorsteher), 
Vorkaufsrecht  der  Dorfleute  bezüglich  verkaufter  Güter, 
Pflicht  des  im  Dorfe  Liegenschaften  kaufenden  Auswärtigen 
im  Werthe  von  30  lib.  oder  mehr  zur  Zahlung  eines  lib. 
an  das  3emeiuwerk.  Wer  nur  bis  auf  6  Kühe  wintern 
kann,  darf  2  zum  Auftrieb  auf  die  Alpen  hereinlehnen 
(aecommodare).    U.  A. 

452.  1470,  Aug.  13.  Spruch  des  Meiers  von  Gombs,  enthaltend 

Ausschluss  derer  von  Geschinen  von  der  Nutzung  der 
Alpen  in  Gombs. 

(Gemeindearchiv  Münster,  Nr.  2.  Perg.  lateinisch.) 

453.  1540;  Jan.  13.     Bauernzunft  der  Gemeinde  Münster. 

(Gemein dearchi V  Münster,  Nr.  8.  Perg.  Deutsch.) 
Betrifft  Wahl  der  Dorfvierer,  Holzhau,  Viehauftrieb  u.  A. 
464.  1549,   Jan.  1.     Statut   betr.    Bürgerrecht   in    der    Ge- 
meinde Münster. 

(Gemeindearcfaiv  Münster,  Nr.  17.  Perg.  Deutsch.) 
Burgrechtsgebühr  10  lib.  Zwei  oder  drei  einerborene 
Dorfleute  können  die  Annahme  neuer  Bürger  wehren  oder 
einem  neuen  Bürger,  der  sich  nicht  recht  hält,  das  Burg- 
recht abkünden  gegen  Bückgabe  der  Gebühr.  Wenn  ein 
Fremder  oder  ein  gekaufter  neuer  Bürger  liegende  Güter 
kauft  und  eine  unziemliche  üeberschatzung  giebt,  damit 
ihm  der  Kauf  bleibe,  so  kann  der  Zugsberechtigte  die  Guter 
schätzen  lassen  und  den  Schatzungspreis  erhält  der  Käufer, 
die  Üeberschatzung   bleibt   dem  Verkäufer.     Ein  Fremder 
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oder  auch  ein  Landmann,  der  Gat  von  hier  wegziehen  will, 
ist  mit  dem  Abzug  zu  halten,  wie  man  es  an  seinem  Ort 
hält.     Holzungsrecht  der  Bürger  und  Einsassen. 

455.  1569,   Juni   7.     ürtheil   des  Meiers   von   Oombs,    dass 

Jeder  soll  Holz  hauen  nach  Gebühr  seiner  Güter. 
(Gemeindearchiv  Münster,  Nr.  3.) 

456.  1560,  Nov.  1.   Artikel  des  Viertheils  von  Münster  über 

Landung  und  Marchung  der  Alpen. 
(Gemeindearchiv  Münster,  Nr.  21.) 

457.  1587,   März  6.     Beschluss   der  Dorfleute  von   Münster 

betr.  Burgrechtsgebühr  (10  lib.  und  ein  Erennen  an 
das  Bachhaus  und  ein  guter  lederner  Wassereimer  zum 
Feuer  etc.). 

(Gemeindearchiv  Münster,  Nr.  42.) 

458.  1601,  Dec.  6.    Artikel  des  Viertheils  Münster  über  Ver- 

bot des  Weidens  von  Vieh  in  den  Gütern  im  Ustag, 
Viehauftrieb,  Holzschlag  u.  A. 

(Gemeindearchiv  Münster,  Nr.  34.) 

Alpi^enosgenscbaften. 

459.  1240,   Oct.  23.     Statut  der  Alpgenossen  der  Eginenalp 

über  Rechte  und  Pflichten  der  Genossen. 
(Gr.  V  Nr.  2170.) 
nach  der  Abschrift,  die  ich  im  Pfarrarchiv  Reckingen 
vom  Original  genommen,  mass  hinter  den  Worten  vel  pignori 
obligare  noch  beigefügt  werden:  sive  legare.  Der  im  Ab- 
druck bei  Gr.  weggelassene  Schlusssatz  lautet:  cai  si  quis 
contraire  presumpserit,  maledictionem  Dei  omnipotentis 
incarrat  et  Ix  libras  cum  obolo  aureo  regie  potestati  per- 
solvat. 

460.  1364,  Juni  16.     Alprecht  der  Alpgenossen  an  der  Alp 

zur  Wasen. 

(Pfarrarchiv  Biel,  Nr.  54.  Perg.  lateinisch.) 
Die  Alp  ist  in  10  Theile  getheilt  zu  je  22  Kühen.  Den 
ersten  Theil  (Loos)  haben  die  Söhne  des  sei.  Claus  von 
Unterwasser  für  20  Kühe,  die  Erben  des  Jeronimus  Bunder 
für  V«  K^b  und  Werner  de  Fonte  für  iVa  Kühe;  den 
zweiten  Theil  u.  s.  w.  Wer  mehr  als  seinen  Antheil  auf- 
treibt, zahlt  per  Kuh  2  Schilling.  Von  je  4  Kühen,  die 
man  auftreibt,  zahlt  man  einen  Schilling  ad  alpegium  (Alp- 
werk, Instandhaltung  und  Ueberwachung  der  Alp).  Kein 
Stier  darf  auf  die  Alp  gesetzt  werden,     ü.  s.  w. 

461.  1391,  Juni  27.     Alpordnung   der  Alpgenossen  von  Re- 

okingen,  Münster  und  Ulrichen  über  die  Eginenalp. 
Vgl.  Nr.  459. 

(Pfarrarcfaiv  Reckingen,  Nr.  11.) 
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Eine  weitere  y.  5  Mai  1395  das.  Nr.  14. 

Es  ist  das  anch  eine  Privataip  von  Genossen  ans  meh- 
reren Gemeinden  des  obem  Gombs:  Die  Alp  ist  geschätzt 
auf  500  Kühe,  1  Pferd  =  2  Kühe,  1  FüUen  =  1  Kuh, 
2  Galtrinder  ==  1  Kuh,  5  Kälber  ==  1  Kuh,  7  Schafe 
=  1  Kuh.  Ein  Genosse,  der  seinen  Antheil  verkaufen 
will,  muss  ihn  den  Genossen  anbieten  ;  will  ihn  keiner  von 
diesen  kaufen,  so  müssen  ihn  alle  Genossen  aus  der  Ge- 
meinde, aus  welcher  der  Verkäufer  ist,  nach  Preis  und 
Schätzung  von  Ehrenmännern  kaufen.  Auftrieb  nicht  vor 
St.  Johann  Bapt.  Zuwiderhandeln  wird  durch  Pfändung 
des  Viehes  für  1  Schilling  per  Stück  gebüsst. 


HI.  Ortsrechte  der  Vogteien  im  Unterwallis* 

A.  Vogtei  St.  Maurice. 

Si  Maurice. 

462.  1296,  Jan.  30.     Preiheitsbrief  (franchesiae)  des  Grafen 

Amadeus  V  von  Savoy  en  für  aie  Stadt  St.  Maurice. 
(Gr.  II  Nr.  1082.) 

463.  1298,  Aug.  4.    Einung  der  Bürgergemeinde  von  St.  Mau- 

rice über  Nutzung  von  Wald  und  Weide. 
(Gr.  II  Nr.  Uli.) 

464.  K^17,   Aug.  5.     Preiheitsbrief  des   Grafen   Amadeus  V 

von  Savoyen  für  die  Stadt  St.  Maurice. 
(Gr.  III  Nr.  1401.) 
In  Art.  15   ist  laut  meiner  vom  Original  genommenen 
Copie  statt  coarsinas  za  lesen  caorsinns. 

465.  1319,  Mai  10.     Chambéry.     Graf  Amadeus  V   erklärt, 

dass  ein  Fremder,  der  Liegenschaften  in  der  Stadt  St» 
Maurice  erwirbt,  die  Gemeindesteuern  zahlen  soll. 
(Archiv  der  Bürgergemeinde  St  Maarice.) 

466.  1320,  Jan.  31.    Statut  von  Syndici   und  Bürgerschaft 

zu  St.  Maurice  über  Waarenfuhren. 
(Gr.  V  Nr.  2187.) 

467.  1324,  Pebr.  3.   Bestätigung  der  franchises  von  St.  Mau- 

rice durch  Graf  Eduard  von  Savoyen. 
(Gr.  III  Nr.  1499.) 

468.  1330,   Jan.  17.     Verordnung  des  Grafen  Aymo  v.  Sa- 

voyen betr.  die  Lombarden  (Geldwechsler  und  Bankiers) 
zu  St.  Maurice  und  Saillon. 

(Gr.  III  Nr.  1676.    V  Nr.  ai9Ä.) 


.996  Kechtsqnellen  des  Gantons  WaUis. 

469.  1340,  Febr.  1.    Protest  der  Bürgersohaft  gegen  Erlasae 

des  Castellana  zu  Händen  des  Grafen  y.  âtroven. 
(Gr.  IV  Nr.  1794.) 

470.  1350,  Jan.  23  und  24.    Eandschaft  über  Ahgabenpflicht 

*aa  St.  Maurioe. 

(Gr.  IV  Nr.  1964.) 

471.  1354^   Aug.  6.     Privileg   des  Grafen   Amadeas  YI  r. 

Savoyen  über  Kriegsdienst  der  Bürger  von  Bt.  Mau* 
rice. 

(Gr.  V  Nr.  aoao.) 

472.  1370,   Mai  1.     Weisung   des   Grafen   Amadeus  VI   v. 

Sayoyen  an  den  Gastlan  zu  St.  Maurioe  über  Erhebung 
einer  Subsidiensteuer. 
(Gr.  V  Nr.  2143.) 

473.  1382,  Jan.  22.   Aix.    Bestätigang  der  Freiheitsbriefe  r. 

1317  und   1324   durch  Graf  Amadeus  VI  v.  Savoyen 
mit  namentlicher  Aufzählung  der  23,  von  den  Teisen 
nnd  Handänderungsgebühren  befreiten  Häuser. 
(Archiv  der  Bürgergemeinde  St.  tfaurice.  Perg.) 

Ein  Affix  enthält  eine  Weisung  des  Ghrafen  Amadeus  an 
den  CasÜan  za  8t.  Maurice  v.  12.  Jon!  1315,  die  Freiheit 
der  immunen  Häuser  von  Teiaen  zu  respectieren  und  für 
VerbaliDJurien  keine  Busse  zu  erheben. 

474.  1400,  Juni  12.     Chambéry.     Bestätigung   des   Statuts 

von  1298  (Nr.  463)  durch  Graf  Amadeus  VIII  v.  Sa- 
.  voyen. 

(Arohiv  der  Bdrgergemeinde  St.  Maurice.  Perg.) 

475.  1Ö75,  Dec.  10.     Bestäiigung  alien  Gewohnhê/isreohtôê  ûbr 

£rbga/ig,  SehênÂungen  and  ehe/iehes  Gûiêrrôcht 

(Unten  vollständig  abgedrackt.) 

Martigny. 

476.  1838,  Juli  10.     Bestätigung  der  Freiheiten  von   Mar- 

tigny duroh  den  Generalvicar  des  Bischofs  von  Sitten. 
(Gr.  IV  Nr.  1782.) 

477.  1340,  Sept.  3.    Bestätigung  der  Freiheiten  durch  Bischof 

Philipp  von  Sitten. 

(Gr.  IV  Nr.  1806.) 

478.  1375,  April  14.    Erneuerung  des  Bechts  freien  Yerkau^fs 

und  Kaufs  von  Wein  und  Esswaaren  und  der  Ausfuhr 
in  der  ganzen  Grafschaft  durch  Graf  Amadeus  VI  v. 
Savoyen  zu  Gunsten  der  Bürger  von  Martigny. 
(Gr.  V  Nr.  2161.) 

479.  1392,  Juli  31.   Ertheilung  des  Rechts  zweier  Jahrmärkte 
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aii  die  Bürger  von  Martignj  durch  Gräfinn  Bona  v» 
Savoyen. 

(Gemeindearchir  Marügiiy,  Affix  der  Urk.  Nr.  480.) 
460.  1399,  Aug.  18.     Hautecombe.     Beatätigong  der  Frei- 
heitm  und  Bechte  der  Stadt  Sitten  für  Martigny  durch 
Graf  Amadeus  YIU  v.  Savojen. 

(Peig»  im  Gtoieindearohiv  Martigiij,  mit  dem  Beitersiegel 
des  Grafen  an  grflnseidener  Schnnr.) 
Die  Bürger  von  Martigny  haben  vorgetragen,  daas  sie 
früher  anter  der  bischöflichen  Herrschaft  der  Rechte  der 
Stadt  Sitten  genossen  haben,  obschon  ihnen  dies  nie  förm- 
lich verhrieft  gewesen;  seit  der  Savoyischen  Herrschaft 
seien  ihnen  darob  Schwierigkeiten  erwachsen,  sie  ersuchen 
daher  um  förmliche  Bestätigung.  Dies  geschieht,  und  das 
Stadtrecht  von  Sitten  von  1338/1339  (Nr.  329)  wird  ihnen 
verliehen  und  in  extenso  verbrieft.  Der  Inhalt  stimmt, 
übrigens  mit  Nr.  329  nicht  ganz  überein,  nicht  in  den 
Bussen  für  Körperverletzungen,  nicht  in  der  Reihenfolge 
der  Artikel,  nicht  in  manchen  Einzelheiten;  auch  fehlen 
mehrere  Artikel  des  Stadtrechts  von  Sitten  und  sind  duccii4 
andere  ersetzt. 

481.  1407,  April  7.    Chambóry.    Bestätigung  der  Gewohn- 

heiten, welche  die  Leute  der  Gastianei  Martigny  unter 
den  Bischöfen  von  Sitten  hatten^  durch  Graf  Amadeua 
VIII  V.  Savoyen. 

(Gemeindearchiv  Martigny.  Perg.) 

482.  1447,  Aug.  24.    Martigny.     Bestätigung  der  Freiheiten 

von  Martigny  durch  Herzog  Ludwig  von  Savoyen. 
(Gemeindearchiv  lUctigny,  Afßx  der  ürk.  Nr.  480.) 
483»  1466,  Nov.  22.    Pigneroles.    Bestätigung  der  Freiheiten 
von  Martigny  duroh  Herzog  Amadeus  IX  v.  Savoyen. 
(Gemeindearohiv  Martigny,  Afftx  v.  Nr.  480.) 

484  1497,  Dec.  22.  Sitten.  Bestätigung  der  Freiheiten  von 
Martigny  durch  Bisohof  Niclaus  Schiner  und  den  Land- 
rath  von  Wallis. 

(Im  Wesentiiohen  unten  abgedruckt.) 

486.  1680,  Jan.  14.  Sitten.  Einführung,  das  LandrechU  r.  t57f 
in  Marttgn/  dureh  Bischof  und  LandraUi  unier  Genehmigung 
vorhehaiiener  Gewohnheiten, 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

486.  XVIII  Jahrh.     Arrêts  de  la  communauté  de  Martigny. 

(Gemeindearchiv  Martigny,  kleines  PapierhefL) 

Daraus   etwa  Nr.  23:    in   Rücksicht  auf  eingerissenen 

Unfug  in  Besuch   der  zahlreichen  Wirthshftuser   wird   den 

Wirthen  verboten,  für  Zechschulden  Credit  zu  geben,  und 

ZellMhr.  für  MhweizeritohM  R«oht.    Heu«  Folg«  VII.  \i 
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soll  für  solche  Schnlden  kein  Recht  gehalten  werden,  ausser 
für  die  in  folgenden  Fällen  gemachten:  lors  de  la  reddition 
des  comptes  de  tutelle;  faisant  des  fianceailles;  pour  les 
assemblées  funèbres  et  anniversaires;  si  par  la  persuasion 
de  Messieurs  les  ofdciers  ou  autres  bons  amis  sur  quelques 
différents  il  y  avait  quelque  accord  à  faire.  —  Notez  qu'au 
présent  arrest  ne  sont  pas  compris  les  étrangers. 

EitreHaii 

487.  1348,  Juni  20.    Schiedsspruch  zwischen  dem  Bischof  von 

Sitten  und  dem  Grafen  von  Savoyen  und  ihren  Unter- 
thanen  betr.  Gültigkeit  der  von  der  Canzlei  zu  Sitten 
gefertigten  Urkunden   in   den  Gastlaneien  Entremont, 
Saxon,  Saillon  und  Conthey. 
(Gr.  IV  Nr.  1940.) 

488.  1575,   Dec.  16.     Bestätigung  alten  Gewohnheitsrechtes  betr, 

Erbgang  u,  â.  gelegentlich  der  Einfuhrung  des  Landrechts 
¥,  1571. 

(Unten  vollständig  abgedruckt) 

489.  1583,   Juni  29.     Nachträgliche   Bestätigung   einiger  in 

dem  Abschiede  v.  1575  (Nr.  488)  vergessener  Artikel. 
(Unten  vollständig  «bgedrnokt.) 

490.  s.  d.    usus  et  consuetudines  banderiae  Intermontium. 

(Unten  vollständig  abgedruckt.) 

491.  1586,  Mai  30.     Bestätigung  alter  Freiheiten  der  Leute 

von  Entremont  durch  Bischof  Hildebrand  und  Land- 
rath. 

(Gemeindearchiv  Liddes,  notarial.  Copie.) 
1.  Bestätigung  des  Privilegs  von  Bischof  und  Landrath 
V.  31.  Dec.  1477  (s.  Einleitung  §  4,  Anm.  41)  betr.  Frei- 
heit von  den  Lasten  der  Talliabilität  und  der  todten  Hand  ; 
2.  eines  ähnlichen  Privilegs  von  B.  Niclaus  Schiner  und 
Landrath  (Nr.  512);  3.  eines  Privilegs  des  B.  Walther 
Supersax  zu  Gunsten  der  Leute  von  Bagne ,  dass  keiner 
ausserhalb  des  Thaies  gefangen  gefährt,  sondern  dort  ab- 
geurtheilt  werden  solle,  nisi  casus  vel  justitia  illud  expos- 
cat;  4.  Recognitionspflicht  der  Inhaber  adlicher  Lehen  gegen- 
über der  mensa  episcopalis  als  Oberherm. 

liuelne  Ortschaften  in  EntreHani 

St  Brancher,  8ti  Brancherii  (jetxt  Sembrancher). 

492.  1239,  Juli  20.    Freiheitsbrief  fUr  St.  Brancher  von  Graf . 

Amadeus  IV  v.  Savoyen. 
(Gr.  m  Nr.  1609.) 
Laut  der  AbschrifT,  die  ich  vom  Original  in  St,  Brancher 
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genommen,  wäre  zn  lesen  in  Art.  40:  fami  vero  .  . .  and 
in  Art.  41:  et  pro  qnalibet  tensa. 

493.  1322,  Nov.  12.    Preiheitsbrief  für  St.  Brancher  von  Graf 

Amadeus  V  v.  Savoyen. 
(Gr.  m  Nr.  1610.) 
Nach  der  Abschrift,  die  ich  vom  Original  in  St.  Brancher 
genommen,  wäre  in  dem  Abdruck  bei  Gr.  zu  verbessern: 
Art.  5:  Septem  sol.  pro  hanno  et  passo  duos  sol.  et  qua- 
tuor den.  Art.  16:  nee  infra  confines  (statt  nisi  i.  c).  Art. 
45:  in  omnibus  exsenis  et  comitatibus  (statt  communita- 
tibus). 

494.  1324,    Eebr.   7.     Bestätigung    der    Freiheiten    von    St. 

Brancher  nebst  Marktrecht  durch  Graf  Eduard  v.  Sa- 
voyen. 

(Gr.  IIE  Nr.  16U.) 

495.  1380,  März  21.     Bestätigung    der  Freiheiten    von    St. 

Brancher  durch  Graf  Amadeus  VI  v.  Savoyen. 

(Gemeindearchiv  St.  Brancher,  Affix  an  Nr.  493,  Perg.) 

496.  1466,  März  26.     Bestätigung    der   Freiheiten    von   St. 

Brancher  durch  Herzog  Amadeus  IX  v.  Savoyen. 
(Wie  Nr.  496.) 

Orsières. 

497.  1228,  März  27.     Grenzbereinigung  der  Gerichtsbezirke 

Orsières  und  Liddes. 
(Gr.  I  Nr.  607.) 

498.  1328,    Jan.  18,   Chambéry.     Befreiung   der   Leute   von 

Orsières  von  der  Pflicht,  ihre  Verkaufsgegenstände  auf 
den  Markt  zu  St.  Brancher  zu  bringen ,  durch  Graf 
Eduard  v.  Savoyen. 

(Gemeindearchiv  Orsières,  Perg.  auch  Copialbuch.) 
Dem  Inhalt  nach  völlig  übereinstimmend  mit  dem  gleich- 
zeitigen Privileg  für  Bagne  und  YoUège  und  für  Liddes 
(Nr,  511  uud  504).  Nur  ist  in  dem  Drucke  bei  Gr.  IH 
Nr.  1618  auf  der  vorletzten  und  letzten  Zeile  der  S.  606 
wohl  zu  lesen:  ut  ipsi,  velint  vel  nolint,  veniant  ad  forum. 
So  wenigstens  in  dem  Exemplar  von  Orsières. 

499.  1346,  Nov.  29.    Bourget.     Untersagung  peinlichen  Vor- 

gehens ohne  Anklage,  durch  Graf  Amadeus  VI  v. 
Savoyen. 

(Gemeindearchiv  Orsières,  Perg.) 
Das  Schreiben  ist  gerichtet  an  ballivus  judex  procui'ator 
Chablaisii,  Gebennensis  et  Intermontium ,  castellanoque  In- 
termontium  et  Sti-  Brancherii  nostrisque  quibuslibet  ofA- 
ciariis.  Ex  parte  communitatis  de  Orseriis  fuit  nobis  ex- 
positum,  quod  sepe  sine  denunciatore    quocunque    ex  officio 
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noBtre  curie  finnt  inqmsioionea  in  eosdem,  quaram  occasione 
tarn  pro  sois  deffensionibos  faciendis  quam  alias  dampna 
quam  plurima  sustinent  et  expensis  et  aliter  multimode^ 
gravantur,  de  quibus  nullum  ad  aliquem,  cum  nuUus  ut  supra 
denunciator  processerit,  possunt  habere  recursum.  Die  Wei- 
sung: geht  dabin,  quod  nulla  contra  ipsos  fiat  sine  denun- 
ciatore nisi  in  terminis  et  casibus  a  jure  traditis  inquisicio 
vel  inquisicionis  processus. 

500.  1376,  Juli  31.    Aosta.    Freiheitsbrief  von  Graf  Amadeus 

VI  V.  Savoyen  für  Orsières. 

(Unten  yollst&ndig  abgedruckt) 

501.  1379,  Nov.  27.    Ripaille.    Ertheilung  eines  Marktrechtes 

an  Orsières  durch  Graf  Amadeus  VI. 
(Gemeindearchiv  Orsières,  Copiaibuch.) 
Ut  locus  noster  Orseriarum  copiosius  populetur,  ac  ex 
denariatis  et  bonis  ibidem  cong^regandis  et  apportandis 
valeat  opportuno  tempore  circonstantibus  subveniri,  (burgen- 
sibus)  concedimus  mercatum  publicum  die  martis  cuiuslibet. 
septimane.  Femer:  teneantur  in  villa  Orseriarum  nundine 
publice  semel  in  quolibet  anno  videlicet  die  festi  S.  Bar- 
tholomei  et  duobus  diebus  continue  sequentibus.  In  quibus 
mercatis  et  nundinis  leyde  et  alia  tributa  solita  et  debita 
in  aliis  mercatis  convicinis  nobis  solvi  et  dari  nostris  nun- 
tiis  ibidem  vice  nostra  recepturis  persolvantur  per  universas 
personas  ad  dictas  nundinas  et  mercata  venientes  de  mer- 
candiis  et  denariatis  in  ipsis  vendendis  et  emendis.  Ezcep- 
tis  burgensibus  hominibus  et  habitatoribus  ville  de  Orserüs, 
quibus  leydas  et  vendas  nobis  compétentes  pro  mercandiis 
et  denariatis  emendis  et  vendendis  per  ipsos  abinde  in 
mercatis  et  nundinis  remittimus  et  quittamus.  Salvis  nostris 
tributis  et  usagiis  nobis  debitis.  Ulos  quoque  homines  qui 
ad  dictas  nundinas  et  mercatum  veniant,  esse  volumus  se- 
curos  per  très  dies  ante  et  per  très  dies  post  nundinas 
eundo,  stando  et  redeundo  cum  rebus  mercandiis  et  bonis 
eorundem,  ac  eisdem  privilegiis  et  libertatibus  in  ipsis  nun- 
dinis et  foro  uti,  quibus  uterentur  in  nostris  aliis  nundinis^, 
diebus  scilicet  duntaxat  nundinarum,  exceptis  tamen  de 
criminibus  gravioribus  convictis  vel  accusatis» 

502.  1386,   Dec.  14.     Erlass   der  todten   Hand  an   Orsières 

durch  Gräfinn  Bona  v.  Savoyen. 

(Gemeindearchiv  Orsières,  Copialbach.) 
Die   Gräfinn   theilt   mit,    der  Castellan   von  Entremont 
habe  von  den  Bewohnern  von  Orsières  beansprucht,  omnia 
bona  mobilia,   gamimenta  et  utensilia  quorumcunque  im- 
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pnbenim  et  indivisorum  fratrum  ab  intestato  morientiiim 
«d  nos  insolidnm  pertinere  debere,  die  Lente  von  Orsières 
hätten  aber  dieses  Recht  bestritten.  Nos  volentes  eosdem 
homines  favore  benevolo  pertractare,  eos  eommqne  res  et 
bona  de  predictis  solvimns  penitns. 

Liddes. 

503.  1324,  Febr.  10.  Vergleich  über  das  Mistralamt  zu  Liddes 

Seitens  mehrerer  Prätendenten  zu  Gunsten  des  Princips 
der  Einheit  des  Amtes. 
(Gr.  m  Nr.  1500.) 

504.  1328,  Jan.  18.     Dasselbe   füi-  Liddes   was  Nr.  498  für 

Orsières. 

(Gemeindearchiv  Liddes,  Perg.) 

505.  1382,  Juni  16.    Ripaille.    Graf  Amadeus  VI  v.  Savoyen 

befreit  die  von  Liddes  von  der  Pflicht,  ihm  ein  Pferd 
(somarium)  in  expeditione  s.  cavalcata  nostra  zu  stellen. 
(Gemei ndearcbiv  Liddes,  Perg.) 

506.  1399,  Juni  4.    Chambéry.    Privileg  des  Grafen  Amadeus 

VIII  V.  Savoyen  für  die  von  Liddes  betr.  Arrest  auf 
Erbschaften  wegen  Wuoherverdachtes  und  Abwandlung 
kleiner  Gerichtssachen. 

(Gemeindearchiv  Liddes,  Perg.) 
Es  liegt  vor  zunächst  eine  Bittschrift  derer  von  Liddes, 
1.  qnod  quamvis  homines  ipsins  commnnitatis  de  L.  sint 
panperes  et  simplices  agricole  viventes  secondum  Denm  de 
suo  proprio  labore,  tamen  quando  aliqois  ibi  meritar,  offi- 
ciarli vestri  snmpto  colore  usarariomm  pro  cansa  heredes 
sie  decedentinm  mnltipliciter  fatigant  allegando  talem  de- 
fanctnm  contractnm  nsurarium  in  vita  sua  celebrasse,  licet 
revera  nulles  celebraverit,  adeo  quod  necesse  est  quod 
heredes  se  erga  vestros  officiarios  redimant.  2.  Item  mal- 
tociens  contingit,  quod  pro  modlcis  causis  fiunt  querimonie 
in  manibus  mistralis  loci  de  parte  ad  partem  et  pro  qualibet 
clama  clare  commissa  ipse  mistralis  recepit  sex  denarios. 
Et  licet  partes  postea  inter  se  conveniant  et  sint  in  bona 
trauquillitate  et  pace,  nichillominus  offtciarü  vestri  partes 
injuste  molestant,  ipsas  evocar!  coram  ipsis  faciendo  respon- 
suras  intitulatis  nulla  denunciatione  precedente  ;  et  hoc  sepe 
contingit  in  minimis  et  vilibus  causis,  nam  contra  ipsos 
formantur  inquisiciones  nulla  denunciatione  precedente,  et 
compellnntar  dictis  inquisicionibus  respondere  in  loco  Sti 
Brancherii  qoi  distat  a  loco  de  Liddes  per  duas  leucas 
salvo  pluri,  licet  temporibus  retroacUs  non  erant  soliti  trahi 
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extra  terminos  parrochie  de  Liddes.  Der  Graf  rescribiert 
darauf  an  den  Castlan  v.  St.  Brancher ,  ad  1  :  er  solle 
keine  Erbschaft  wegen  wacherlicher  Contracte  mit  Beschlag 
belegen,  nlsi  defnnctns  faerit  nsnrarias  manifestas  vel  alias 
de  nsnris  inter  notos  et  vicinos  publice  diffamatas.  Quo 
casu  bona  eius  mobilia  et  eredita  per  inventarium  ponatis 
et  de  contractibus  usurarum  per  defunctum  exercitis  infor- 
macionem  veridicam  recipiatis  et  nobis  mittatis,  ut  super 
ipsa  ordinari  facere  valeamus  quod  füerit  rationis.  2.  Vobis 
inhibemus,  quod  quando  continget  clamas  fieri  in  dicta 
curia  de  minoribus  et  civilibus  causis ,  et  postea  ambe 
partes  ad  concordiam  devenerint,  occasione  dictarum  cla- 
marum  contra  concordâtes  nullatenus  procedatis  per  inqui- 
siciones  et  processus  vel  aliter  nisi  duntaxat  judiciali  cog- 
nitione  precedente. 

507.  1455,  Aug.  11.    Erneuerung  des  Verbots,  die  von  Liddes 
wegen  geringfügiger  Sachen  nach  St.  Brancher  zu  laden, 
durch  Herzog  Ludwig  v.  Savoyen. 
(Gemeindearchiv  Liddes,  Perg.) 

608.  1455,  Aug.  12.    Instruction  des  Herzogs  Ludwig  v.  Sa- 

voyen an  den  Vogt  von  Chablais  und  den  Castlan  von 
St.  Brancher  über  den  Begriflf  „geringfügige  Sachen," 
aus  Anlass  des  Verbots  Nr.  507. 
(Gemeindearchiv  Liddes,  Perg.) 

Clausulam:  „pro  modicis  parvisque  debitis  et  minimis 
causis^  declaramus,  specificamus  et  lucidamus,  videlicet  quod 
mistralis  et  castellanus  loci  de  Lides  in  ipso  loco  et  non 
alibi  de  cansis  a  sexaginta  solidis  et  infra  primo  et  ante- 
quam  ad  vos  evocari  possint  cognoscere  habeant,  et  quod 
post  ipsorum  cognitionem  appellationes  ad  vos  deyenire 
debeant. 

609.  1511,   April  9.     Bestätigung  alten  Gewohnheitsrechtes, 

dass  zu  Liddes  kinderlose  Leute  über  ihre  Fahrniss 
frei  verfügen  und  testieren  dürfen  und  von  ihrem 
Nachlasse  nur  5  sol.  an  den  bischöflichen  Tisch  zu 
entrichten  sind. 

(Gemeindearchiv  Liddes,  Perg.) 

Diese  Urk.  ist  ausgestellt  von  Cardinal  Matthaeus  Schineri 
Bischof  zu  Sitten,  im  Schloss  Mcgoria,  entgegen  einem  An- 
sprüche des  procurator  üscalis  mensae  episcopalis  auf  Be- 
zug des  ganzen  Mobiliamachlasses  kraft  des  Rechtes  der 
todten  Hand,  da  die  Leute  servilis  conditionis  seien. 


Uebersicht  der  Rechtsquellen  des  Wallis.  263 

Bagnefhal. 
610.  1287,   Dec.  7.     Revers   des  Grafen  Amadeus  V  v.  Sa- 
voyen    betr.  sein   Recht   auf  Pourage   (Io   fourro)   im 
Bagnethal. 

(Gr.  II  Nr.  97S.) 

öll.  1328;  Jan.  18.  Dasselbe  für  Bagne  und  YoUëge  was 
Nr.  498  für  Orsières. 
(Gr.  III  Nr.  1618.) 
512.  1497;  April  14.  Bestätigung  der  usus,  consuetudines  et 
privilegia  hominum  vallis  et  mandamenti  de  Bagnies 
durch  Niclaus  Schiner  Erwählten  von  Sitten  und  Land- 
rath  der  7  Zenden. 

(Gemeindearchiy   Liddes,   Perj^.   notarialisch   beglaubigte 
Copie,  ohne  Siegel.) 

Nach  allgemeiner  Bestätigung  von  omnes  et  singoli  boni 
et  laudabiles  usus ,  consuetudines ,  franchesiae  et  libertates 
scriptae  et  non  scriptae  und  der  transactio  inter  Waltheium 
Snpersaxo  et  patriotas  et  abbatem  Sti  Manritii  et  commu- 
nitatem  de  Bagnies  wird  noch  verbrieft:  quod  niillus  cap- 
tas per  jnstitiam  dedacatur  extra  castellaniam  de  Bagnies, 
sed  de  eodem  justitia  fiat  in  valle,  nisi  casus  vel  justitia 
extra  duci  exposceret.  Item  quod  omnia  homagia,  laudes, 
venditiones  et  commissiones  quorumcunque  nobilinm  seu 
aliarum  personarum  exceptis  alti  domini  et  principis  ac 
ecclesie  seu  herum  omnium  que  moventar  et  tenentur  ex 
retrofeudis  ab  alto  domino  et  principe  ac  ecclesia,  sint  et 
esse  debeant  cassa  et  invalida  ad  teuerem  arresti  super 
hoc  dndum  tempore  domini  Waltheri  facti,  salvis  ipsis 
talibus  nobilibns  et  personis  et  reservatis  simpliciter  eorum 
redditibas  et  usagiis  annualibus  debitis  absque  aliis  emo- 
Inmentis  ratione  commissionis  landam  et  venditionum  pe- 
tendis. 
613.  1572,  Dec.  17.  Bestätigung  des  besondern  Gewohnheits- 
rechts betr.  Erbfolge  für  das  Bagnethal  durch  Bischof 
Hildebrand  und  Landrath. 
(Unten  abgedruckt.) 

SaxoB. 
514.  1348,  Juni  20.     Schon  oben  Nr.  487. 
615.  1545,  Juni  6.     Weisthum  der  Leute  von  FuUy,  Saxon 
und  Riddes  über  ihr  Erbrecht. 
(Unten  abgedrnckt.) 

516.  1567,   Mai  24.     Landrathsbeschluss   betr.   Erbfolge   au 
Saxon. 

(Copie  aaf  dem  Staatsarchiv  zu  Sitten.) 
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Die  Lente  von  Saxon  bitten  nm  Bestätignag^  ihres  alten 
Rechtes,  ftber  ein  Drittheil  des  Vermögens  testieren  zu 
ddrfen.  Der  Beschlnss  lantet:  qnod  si  qaaedam  persona 
existens  sab  mann  mortna  infra  castellaniam  Saxonis  mo- 
rietnr  intestata,  bona  remaneant  snis  liberis  legitimis  snper- 
stitibns.  Deficientibns  hüs  tertia  pars  bonomm  decedentis 
perveniat  eins  proximioribns  heredibns  et  reliqnae  dnae 
partes  dominis  patriotis,  hoc  addito  qnod  si  infra  sex  heb- 
domadas  post  obitnm  decedentis  non  veniant  dictas  dna» 
partes  recognoscere,  nobis  sit  eornm  tertia  pars  cum  dna- 
bus  tertiis  partibns  devoluta.  Qnae  bona  possit  noster  gn- 
bemator  albergare  proximioribns  parentibns  et  consangnineis 
defancti;  Mangels  Récognition  kann  er  sie  einem  Beliebigen 
albergieren.  Die  Taxation  der  Qüter  Behufs  Ausscheidung 
des  Theils  der  Landleute  soll  sine  dolo  vorgenommen 
werden;  findet  der  Gubemator,  dass  er  solle  betrogen 
werden,  so  hat  er  die  Schätzung  zu  revidieren  und  die 
Schuldigen  zu  bestrafen. 

517.  1570;  Mai  9.   Landrathsbeschluss  bestätigend  altes  Recht 

von  Saxon  bezüglich  der  Erbfolge. 
(Staatearchiv,  Copie.) 
Die  von  Saxon  bitten,  dass  ihnen,  da  im  Brande  des 
Schlosses  zu  Saxon  ein  bezüglicher  Brief  zu  Grunde  ge* 
gangen,  das  alte  Recht  bestätigt  werde,  wonach  bei  ihnen, 
obschon  thalberig  und  der  todten  Hand  unterworfen,  doch 
die  Eltern  ihre  ehelichen  Khider  erben,  gleichwie  es  auch 
denen  von  Riddes  gewährt  sei.  Beschlnss:  qnod  abinceps 
parentes  universaliter ,  vid.  pater  et  mater,  succédant  in 
bonis  suorum  liberomm  decedentium  sine  liberis  legitimis, 
dummodo  non  fuerint  separati,  divisi  vel  portionati  a  suis 
parentibus,  non  obstante  conditone  talliabilitatis ,  in  qua 
nobis  subjiciuntur. 

518.  1577,  Mai  18.  Landrathsbeschluss  betr.  Bestätigung  alten 

Oewohnheitsrechtes  für  Riddes  und  Saxon  über  Erb- 
folge gelegentlich  der  Einführung  der  Stat.  v.  1571 
im  ünterwallis. 

(Unten  im  Wesentlichen  abgedrückt.) 

Riddes. 

519.  1356,  Febr.  23.    Privileg  des  Grafen  Amadeus  VI  von 

Savoyen  für  die  Leute  von  PuUy,  Leytron  und  Riddes. 
(Gr.  V  Nr.  20Sa.) 

520.  1361,  Dec.  10.   Abkommen  des  Castlans  von  Saillon  mit 
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den  Leuten  von  Riddes  wegen  unterlassener  Récogni- 
tion der  Güter  bei  Handänderung. 

(Gememdearchir  Riddes.    Perg.  lat.) 

Keine  eigeotliche  Rechtssatzang,  sondern  Yendcht  auf 
commissiones  et  excheyta  thalberiger  Güter,  welche  unter 
denen  von  Riddes  die  Hand  geändert  haben  ohne  Entrichtung 
der  landes. 
S2Ì.  1471^  Dec.  8.  Kundschaft  der  Leute  von  Riddes  über 
ihr  Erbrecht. 

(Gemein  dearchir  Riddes.    Perg.) 

—  usas  et  consnetndo  qaod  parentes  superstites  suis 
natis  natnralibns  et  legitimis  succédant  et  alter  superstes 
saccedat,  nt  eschetas  bonomm  suorum  habeant,  locom  ac- 
thenas  habaernnt  tarn  in  loco  Riddae,  in  quo  sunt  omnes 
pancis  exceptis  homines  talliabiles  quam  in  locis  Saxonis  et 
Fnlliaci,  qui  similis  sunt  conditionis.  Et  ita  semper  succès- 
serunt,  dum  tarnen  ipsi  liberi  defuncti  alios  post  se  non 
relinquant  suos  libères  naturales  et  legitimes  vel  non  essent 
tempore  eorum  mortis  separati  et  divisi  a  parentibas  suis. 

522.  1545,  Juni  6.     S.  Nr.  515. 

523.  1577,  Mai  18.     S.  Nr.  5ï8. 

524.  1588,  Dec.  7.     Pflicht  derer  von  Riddes,   Leytron   und 

Saiîlon  zu  Marktverkauf  in  Sitten. 

(Liber  juriom . .  «  civit   Sed.  fol.  9%,    Bpargeoisiearchir 
Sitten,  Tiroir  22  Nr.  26.) 

Befehl  des  Landraths,  ihre  Früchte  auf  den  Markt  zu 
Sitten  zu  bringen,  und  nicht  contra  vetastissima  nostra  ar- 
resta biada  et  cninscunque  speciei  legumina  ad  forum  Mar- 
tigniacense  venalia  ducere. 

ViiUy. 

525.  1356,  Pebr.  23.     S.  Nr.  619. 

526.  1645,  Juni  6.     S.  Nr.  515. 

527.  1667,  Mai  24.   Landrathssbsohted  betr.  Rechte  des  Wei- 

bels  zu  Fully  auf  Nachlass  todter  Hand. 
(Staatsarohiv  Sitten,  G«pie.) 
Der  Salterus  Fulliaci  trägt  vor,  er  habe  das  Recht  auf 
Bezug  der  domus  ustensilia  der  ohne  Leibeserben  Sterben- 
den und  der  hingerichteten  Mörder  und  Rftuber,  und  wünscht 
eine  Erklärung  des  Begrift  ustensilia,  da  oft  Streit  darüber 
entstehe.  Declaramus,  quod  Illa  ustensilia  dorane  esse  de- 
beant,  ex  qnibus  communiter  et  dietim  ae  freqnentius  in 
aedibus  utnntur,   in  quibns  tarnen  non  computan<ar  aorua, 
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argentnm  et  cninscanqne  generis  pecora,  armenta  et  vola- 
tilia,  necnon  vestîmenta  et  corporis  indumenta  qualiaconque, 
item  annona  ntpote  bladam  et  quodcnnqae  genns  legominum^ 
casens,  cames,  butyrum  et  alia  edulinm  genera,  necnon  et 
vinnm. 

528.  157Ö;  Weihnachtsiandrath.     Abschied  betr.  Erbrecht  zu 

Pully. 

tNr.  628-538  Staatsarchiv  Sitten,  Copie.) 
Les    pères    et  mères   ne   succèdent   à  leurs  enfants  que 
lorsqn*ilB  sont  en  entière  indivision. 

529.  1605.     Landrathsabschied  betr.  Recht  der  todten  Hand 

bei  indivision. 

Si  les  frères  restent  indivis  pour  leurs  biens  hérités,  mais- 
restent  en  domiciles  particuliers,  s'il  fait  avance,  Tavance 
tombe  en  main-morte,  mais  non  les  biens  indivis. 

530.  1615.     Landrathsabschied  betr»  thalberige  Personen. 

Si  les  biens  francs  sont  partagés,  les  taillables  sont  censés 
partagés.  Les  biens  taillables  des  bastards  appartiennent 
au  Seigneur  Gouverneur.  Les  taillables  ne  doivent  pas  faire 
des  deptes  sans  la  permission  du  Seigneur  Gouverneur. 

531.  1644,  Dec.  11.  Landrathsabschied  betr.  Erbgang  weiterer 

Verwandter  in  ein  Drittel  des  Vermögens. 
%  (Inhaltlich  gleich  Nr.  516.) 

532.  1653,  Dec.  1 2.  Landrathsabschied  :  Verbot  des  Erwerbe» 

von  Gütern  zu  Fully,  die  der  todten  Hand  unterliegen^ 
durch  die  Gemeinde  und  die  Kirche. 
538.  1688,  Mai  20.  Landrathsabschied  betr.  das  dem  Erb- 
gang oflfene  Drittel  von  Fahrniss  der  mainmortables. 
Bona  mobilia/  id  est  tertia  pars,  bonorum  immobilium 
naturam  sumant,  dictaque  mobilia,  quando  casus  mortis  et 
excheutae  contigerit,  jnxta  rationabilem  taxam  eorundem 
debita  defuncti  et  quascunque  eapropter  expensas  factas  or- 
dine immobilium  ad  ratam  statutariae  supportare  debeant. 
Praesiam  nondum  maturam  nee  coUectam  aut  deportatam 
tanquam  fundo  inhaerentem  albergatariis  bonorum  decedenti» 
remanere  volumus,  Praesias  collectas  ante  obitum  persona- 
rum  sub  regimine  tutelari  existentium  priorem  conditionem 
mobilium  et  immobilium  sumere  volumus,  habita  prius  justa 
ratione  oneris  tutelae  expensarum  atque  alimentorum  intuita 
defunctorum  pupillorum,  ne  quis  ex  bone  officio  damnum 
sentiat. 
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534.  1701,   Deo.  15.     Landrathsabschied   betr.   Albergament 
thalberiger  Güter  zu  Pully. 

Bona  talliabiliam  semper  proximiori  in  grada,  singolari- 
ter  atmmqne  repraesentanti,  nullo  habito  respecta  ande  bona 
provenerint,  albergar!  debent,  non  ioti  frareschiae  omnibas 
indivisim. 
ÖS6.  1708.  Landrathsabschied  betr.  Voll-  und  Halbgebart. 
Les  frères  des  deax  costés  joincts  sont  préférés  à  ceux 
qni  ne  le  sont  qae  d*an  coste. 

536.  1710.    Landrathsabschied  betr.  Schuldenzahlung  y  erstor- 

bener Thalberiger. 

Die  thalberigen  Güter  haften  für  die  Scholden  nicht,  so 
lange  freie  Güter  da  sind.  Die  Schulden  werden  nach  dem 
wahren  Werthe  der  Güter  und  nicht  nach  der  Schätzung 
des  Albergaments  gezahlt. 

537.  1715.    Landrathsabschied  betr.  Nachläse  Thalberiger. 

Wenn  man  sich  frauduloser  Weise  das  Drittel  erhalten 
will,  ohne  das  Albergament  zahlen  zu  können,  so  kann  der 
Gubemator  das  Drittel  an  sich  ziehen  gegen  Bezahlung  der 
Schätzung  an  den  Erben  oder  Legatar,  und  dann  das  Gut 
einem  beliebigen  Dritten  übergeben. 

538.  1735,  Mai.   Landrathsabschied  betr.  Yeräusserungen  ein- 

faltiger Leute. 

Einfältige  (unter  Curatel)  sollen  auch  mit  Bewilligung 
ihrer  Curatoren  keine  Güter  gültig  veräussem  können,  wenn 
der  Act  nicht  in  Gegenwart  und  unter  Contrôle  des  Rich- 
ters vollzogen  wird.  Ebenso  sind  Testamente  solcher  Leute, 
welche  in  gesunden  Tagen  die  Sacramente  nicht  empfangen 
haben,  ungültig,  auch  wenn  sie  noch  schnell  auf  dem  Tod- 
bette die  Sacramente  empfangen,   um  testieren  zu  können. 

SaiUoB. 

539.  1271.     Freiheitsbrief  des  Grafen  Philipp    von   Savoyen 

für  Saillon. 

(Gr.  V  Nr.  2176.) 

540.  1816,  Dec.   16.    Weisung  des  Richters  von  Chablais  an 

den  Castlan    von  Conthey  betr.  Reciprocität   der  Ge- 
meindetaillen zwischen  Leytron  und  Saillon. 
(Gr.  III  Nr.  1396.) 

541.  1330,  Jan.  17.     S.  Nr.  468. 

542.  1330,  Nov.  26.    Chillon.  Weisung  des  Grafen  Aymo  von 

Savoyen  an  den  Castlan  von  Saillon  betr.  Untersuchungs- 
haft. 

(Staatsarchiv  Sitten,  Copie.) 
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.  .  .  tibi  praecipimns,  qoatenns  aliqaem  de  bnrgenailms 
de  S.  pro  excessibns  vel  delictis  penonaliter  non  capiaa 
nec  captoB  detinea»,  si  cautionem  idoneam  praestare  parati 
f^erint  cum  eifecta  de  stando  jnri  et  jadicato  solvendo  in 
nostra  curia,  nisi  pro  homicidio,  latrodnio  Tel  casn  prodi- 
tionis  ant  alio  gravi  maleficio,  pro  quo  poenara  mortin  sub- 
ire deberet. 

643.  1352,  Nov.  22.     Freiheitsbriet  des  Grafen  Amadeus  V 
von  Savoycn  für  Saillon  betr.  Strafverfahren. 
(Gr.  V  Nr.  2004.) 

544.  1751,  Dec.  21.  Weisthum  der  Eäthe  von  Saillon  und 
Leytron  über  Bepräsentationsrecht. 
(Staatsarchiv,  Copie.) 
Les  officiers  charge  ayants  des  Conseils  S.  et  L.  at- 
testent que  le  droit  de  représentation  at  toujours  esté  pra- 
tiqué chez  eux,  et  que  les  neveux  de  deux  costes  conjoints 
concourronts  avec  leurs  oncles  qui  sont  frères  germains  aux 
défùncts  et  représentent  la  place  de  leur  père,  .  .  .  pour 
succéder  par  souche,  c'est  à  dire  par  troncs  et  pas  par 
testes. 

Leytrou. 
646.  1290,  Febr.  11.     Rechte  des  Weibels  zu  Leytron. 

(Gr.  U  Nr.  1013.   V  Nr.  2178.) 
646.  1316,  Dec.  16.     S.  Nr.  540. 

547.  1356,  Pebr.  23.    S.  Nr.  519. 

548.  1575,  Mai.   Landratbsabschied  betr.  Erbrecht  zu  Leytron. 

(Abschiede,  Bd.  VI.) 
Die  von  L.  beschweren  sich,  dass  der  Vogt  zu  St.  Mau- 
rice seit  kurzer  Zeit  die   fahrende  Habe  der  ohne  Leibes- 
erben Sterbenden  einziehe,  obschon  sie  die  Freiheit  haben, 
dass  sie  ihre  Blutsverwandten  bis  ins  vierte  Glied  in  allen 
Gütern    erben   mögen.     Geordnet,    dass  die  von  L.  fortafl^ 
wie  bisher  einander  erben  mögen  bis  ins  vierte  Glied  der 
Verwandtschaft. 
649.  1575,  Dec.  16.     Gleiche  Urkunde  für  Leytron  wie  Nr. 
475  für  St.  Maurice. 

(Staatsarchiv,  Copie.) 
660.  1751,  Dec.  21.     S.  Nr.  544. 

Isérable  (Aeeris). 
651.  1341,  Jan.  2l/Febr.  3.     Herrschaftsrecht  von  Isérable 
(Gr.  IV  Nr.  laiJL) 
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552.  t634^  März  20.    Erneuerung  der  Freiheiten  von  Isérable 

duroh  Bischof  Hildebrand  Jost. 
(unten  abgedmekt) 

KêBdas. 

553.  1417,   Oct.  26.     Chambéry.     Beitragspflicht    derer  von 

Nendaz  zum  Unterhalt  der  Befestigung  von  Contbej. 
(Rivai,  Op.  bist.  XIV  101.) 

Ausgestellt  von  Herzog  Amadeas  v.  Savoyen.  Beitrags- 
pflicht  nach  der  Hälfte  des  Wei*thes  ihrer  Güter  gemäss 
Schätzung,  so,  dass  die  von  Conthey  nach  Verhältniss  de« 
Ganzen,  die  von  Nendaz  nach  Verhältniss  der  Hälfte  zahlen. 

554.  1423,  Sept.  28.    Thonon.    Der  Herzog  Amadeus  v.  Sa- 

voyen  setzt  fest,  dass  die  von  Nendaz  an  die  Kosten 
der  Befestigung  von  Conthey  den  sechsten  Theil  zahlen 
sollen. 

(Rivaz,  Op.  bist.  XIV  143.) 

555.  1576,  Dec.  16.     Gleiche  Urkunde  für  Nendaz  wie  Nr. 

475  für  St.  Maurice. 

(Die  Abweicbangen  unten  abgedruckt.) 

Ardon  und  GhaHoson. 

556.  1323,   Oct.  20.     Einung   der  Gemeinde  Chamoson  über 

Weidenutzung. 

(Gr.  m  Nr.  1491.) 

557.  1339,  Juli  22.    Herrschaftsrechte  des  Bischofs  zu  Ar  don 

und  Chamoson. 

(Gr.  IV  Nr.  ir77.) 

Veysona. 

558.  1441,  Mai  19/23.     Vergleich  des  Bischofs  Wilhelm  mit 

der  Gemeinde  Veysona  über  Abgaben,  Lehenzinse  u.  Â. 
(Bocoments  snr  le  Vallais  (M.  Bordier]  tome  II  ex  libro 
Contegii.   Aach  in  einem  Heft  «Registram  S^^*^  früher  im  Be- 
sitz &6  t  H.  Nat.  R.  Joris  in  Orsières.) 

Freiheiten  bezäglich  Wahl  des  mistralis  ans  den  Leuten 
von  V.,  qui  causas  ìpsomm  de  V.  audire  débet.  Sie  dürfen 
per  ballivum  Vallesii,  castellannm  et  saltherum  Sedun.  sen 
alium  t^miporalem  jndicem  nur  in  causa  ultimi  supplica 
evociert  werden  und  sonst  blos  vor  dea  Bischof,  den  vka- 
rius  generalis  oder  ihren  eigenen  ministralis  per  dominum 
episcopum  deputandus. 

C«nttey  (eundis.) 

559.  1302,  Mai  7.    Freiheitsbrief  des  Grafen  Amadeus  V  v. 

Savoyen  för  Conthey. 
(Or.  111  Nr.  1178.) 
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560.  1324,  Jan.  26.    Marktrecht  für  Conthey  von  Graf  Eduard 

V,  Savoyen. 

(ör.  III  Nr.  1618.) 

561.  1332,  Dec.  28.    Zulassung  der  Errichtung  von  Urkunden 

der  Canzlei  Sitten    in    der   Gastlanei  Conthey,    durch 
Graf  Aymo  v.  Savoyen. 
(Gr.  IV  Nr.  1634.) 
Bestätigt  1348,    Jan.  23  durch  Graf  Amadeus,  Gr.  IV 
Nr.  1931. 

562.  1348,  Juni  20.     S.  Nr.  487. 

563.  1356,  Fehr.  24.    Modification  einiger  Artikel  der  fran- 

chises von  Conthey  durch  Graf  Amadeus  VI  v.  Sa- 
voyen. 

(Gr.  V  Nr.  2033.) 

564.  1364,  Juli  5.    Weisung  des  Grafen  Amadeus  VI  t.  Sa- 

voyen  an  den  Castlan  von  Conthey  und  Saillon  betr. 
sein   Verhalten    wegen    Beschwerden    der    Leute    von 
Vétroz  und  Daillon. 
(Ör.  V  Nr.  ÎM)88.) 

565.  1412,   Cet.   23.     Cossonay.     Freiheitsbrief   des    Grafen 

Amadeus  VIII  v.  Savoyen  für  Conthey. 
(RivM,  Op.  bist.  XIV  65.) 

Ausser  der  allgemeinen  Bestätigung  der  Freiheiten:  die 
Syndici  und  Bürger  von  C.  mögen  neae  Bürger  aufìiehmen* 
Die  Kinder  nnd  Nachkommen  von  Bürgern  sind  ipso  jnre 
Bürger. 
666.  1419,  April  5.  Thonon.  Freiheitsbrief  des  Herzogs 
Amadeus  v.  Savoyen  für  Conthey. 
(ßivM,  Op.  bist.  XIV  67.) 

Ausser  allgemeiner  Bestätigung:  item  qüoà  in  tatelis 
tutores  debeant  poni  ex  latere  paterno,  quia  sic  consuevi- 
mus  de  jnre. 

567.  1481,  Febr.  16.     Thonon.     Erlaubniss   eines    Wochen- 

markts jeden  Dienstag  und  eines  Jahrmarkts  zwei- 
mal jährlich  zu  C.  durch  Herzog  Amadeus  VIII  v. 
Savoyen. 

(Urk.  im  Besits  des  H.  Leo  v.  Riedmatten.) 

568.  1457,  Jan.  22.     Chambéry.     Bestätigung  der  franchises 

von  Conthey  durch  Herzog  Ludwig  v.  Savoyen. 
(Ri?az,  Op.  bist.  XIV  863.) 
669.  1562,  Febr.  13,     Gemeindeordnung  von  Conthey. 

(Auf  besonderm  Blatt  eingebeftet  im  Âbscbiedbande  VI.) 
Erlassen  von  Castlan,  Salther,  Syndici  und  ganzer  Ge- 
meinde; enthält  Verbot  des  Holzschlags  in  Bannwäldern  bei 
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25  sol.  Basse;  Pflicht  der  commanarii  za  Gemeiodelasten 
bei  Strafe  der  Pfändang  (Widersprach  gegen  letztere  wird 
von  Richter  and  Geschworenen  ohne  Appellation  erledigt)  ; 
Verpflichtang  za  den  Gemeindelasten  für  Alle,  welche  im 
Dorf  Fener  and  Herd  haben;  wer  mit  seinem  Schwieger- 
sohn^ seiner  Schwiegertochter  oder  mit  Minderjährigen  (pa- 
pilli)  in  einem  Brot  nnd  einem  Herd  nnd  einer  Hans- 
haltang  lebt,  ist  nar  für  einen  Herd  verpflichtet. 
570.  1577 ,  Dec.  16.  Besiäifgung  dien  Gewohnheiisrechtês  zu 
Conthey  betr.  Erbrecht  und  ehefiches  Güterrecht,  durch  Bi- 
echef  HUdebrand  und  Landrath,  gelegentlich  der  Einführung^ 
der  Stat  ¥.  1571  im  Unierwdiis, 

(Unten  vollständig  abgedrückt.) 


B.  Gubernement  Montbey. 

Montbej. 

571.  1329,  Mai  3.   Amtsordnung  der  Thorwächter  des  Schlosses- 

zu  Monthey. 

(Gr.  III  Nr.  1661.) 

572.  1346;  Oct.  25.    Recht  des  Meiers  von  Monthey  auf  ge- 

fundene Sachen. 

(Gr.  IV  Nr.  1916.) 

573.  1352,  Mai  11.     Preiheitsbrief  des  Grafen  Amadeus  VI 

V.  Savoven  für  Monthey. 
(Gr.  V  Nr.  1994.) 

574.  1352,  Nov.  25.     Nachtrag  zu  Nr.  573. 

(Gr.  V  Nr.  2006.) 

575.  1401,  April  3.     Belgoyosi.     Bestätigung  der  Freiheiten 

von  Monthey  durch  Herzog  Galeazzo  von  Mailand. 

(Arch.  de  la  famille  de  La  Vallaz,   Liber  immunità  ta« 
Montheoli,  foJ.  1%) 

576.  1438,  Sept.  26.     Bourget.     Herzog  Ludwig  v.  Savoyen 

bestätigt  den  Leuten  der  Castlanei  Monthey  das  Becht, 
die  Gemeinwälder  und  die  Gemeinweiden  zu  alber- 
gieren. 

(wie  Nr.  575.) 

577.  1449,  März  4.     Lausanne.     Reform  einiger  Puncto  der 

Gerichtsverwaltung  im  Mandement  Monthey  durch  Her- 
zog Ludwig  V.  Savoyen. 

(wie  Nr.  676,  fol.  26  v.) 
Officiarii  nostri   sollen  nicht  gegen  Leute   von  IC.  pro- 
cessus formare,   bevor  der  Ankläger  gehörige  Caution  ge^*^ 
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stellt  hat,  mit  Aasnahme  der  cansae  nos  et  nostros  officia- 
rio8  concernentes  et  pro  qnibus  poena  sanguinis  foret  infli- 
genda,  ezceptis  etiam  qaerelis  et  denimciationibas  forensinm 
qui  cavere  non  tenebnntur.  Verbot  des  Vorladens  der  Lente 
von  H.  vor  Gerichte  aasserhalb  des  Mandements,  ausser  in 
Fällen,  auf  denen  Todesstrafe  steht  und  für  die  unsere 
Beamten  besonderen  Auftrag  von  uns  haben. 
678.  1483,  Jan.  21.  Tour  du  Pin.  Freiheitsbrief  fur  Monthey 
von  Herzog  Karl  I  v.  Savoyen. 
(wie  Nr.  676,  fol.  83.) 

579.  1484,  Febr.  20.    Ripaille.    Karl  I  v.  Savoyen  bestätigt 

seine   früheren   und   seines  Bruders  Philibert  der  Ge- 
meinde Monthey  ertheilten  Freiheiten, 
(wie  Nr.  576,  fol.  37  v.) 

580.  1506,  Aug.  29.    Turin.    Freiheitsbrief  des  Herzogs  Karl 

III  T.  Savoyen  für  Monthey. 

(Collection  Torrente  I.) 
1.  Ratificamus  hominibus  de  M.  bona  de  fendo  nostro 
moventia,  quae  a  nobis  tenent,  et  remittimus  eis  laudes, 
vendas  et  suffertas  nobis  propterea  débitas  omnemque  com- 
missionem  et  echeutas  ratione  investiturae  infra  tempus  de- 
bitum  non  petitae,  ita  tarnen  qnod  teneantur  bona  in  com- 
missariorum  nostrorum  manibus  recognoscere  qnoties  fiierint 
requisiti.  2.  Eximimus  eos  a  quibuscunque  pedagiis  in  loco 
Viviaci  et  in  ducatu  Chablesii  per  quattuor  annos  proxime 
continues.  3.  Concedimus  eis  speciales  ferias  a  festo  Sti 
Johannis  Bapt.  usque  ad  festum  Sti  Michaelis,  quibus  du- 
rantibus  eorum  lites  tarn  corami  judice  quam  casteUano  et 
maiore  Montheoli  in  reliqua  parte  anni  motae  dormire  ac 
supersedere  debeant  neque  possint  aliquae  actiones  reales 
aut  personales  interea  intentari  exceptis  casibus  ftscalibus 
et  causas  et  possessoria  super  utroque  interdicto  retinendae 
seil,  et  redintegrandae  concementibus.  4.  Concedimus  qnod 
ipsi  non  possint  conveniri  coram  foro  ecclesiastico  pro  rebus 
mere  profanis. 
-^81.  1537;  Dec.  19.  Landrathsabschied,  bestätigend  einige 
Freiheiten  von  Monthey  auf  Bitte  der  dortigen  Bürger. 

(Auf  beaonderm  Blatt  eingeheftet  in  den  Band  II  der  Ab- 
schiede in  betr.  Datnm.) 

1.  Wer  am  Gemeindenutzen  Theil  haben  will,  muss  auch 
am  Gemeinwerk,  besonders  den  Wahren  gegen  die  Bhone, 
sich  betheiligen.  2.  Veijährungszeit  für  census  seu  reddi- 
tus  annuales  5  Jahre,  quìa  non  est  in  usu  et  consuetudine 
loei  fadendum  quitandum   de  talibus  rebus.     3.  Ztnsmaxi- 
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mam  5^/o  ad  fonuam  statutomm  dominicalium.  4.  SchoBS- 
Prämie  für  Wölfe,  Bären  und  Eber  ein  Goldgulden,  ö.  Âns- 
dehnnng  der  Grenzen  des  Gabeminma  v.  M.  auf  Meillerie,. 
St.  Gingolph  nnd  Abondance.  6.  ünstatthaftigkeit  der  Be- 
lastung der  vom  Stand  Wallis  herkommenden  Lehen  mit- 
neuen  Lasten. 

582.  1567,   Mai  21/31.     Landrathsabschied   betr.   Käufe   io 

Monthey. 

(Bd  y  der  Abschiede  unter  diesem  Datam.) 
Käufe  sollen  von  den  Schreibern  nicht  stipuliert  werden, 
bevor  sie  dem  Landvogt  kundgethan  sind  und  der  vierte 
Pfennig  bezahlt  ist.  Zur  Vermeidung  von  Gefährde  Behufs 
Schmälerung  der  Abgaben  kann  der  Vogt  das  Gut  schätzen 
lassen. 

583.  1570;  Dec.  16.    Bestätigung  der  savoyischen  Freiheiten 

für  Monthey  durch  den  Landrath. 
(Staatsarchiv,  Copie.) 

1.  Bestätigt  werden  die  drei  Briefe  Nr.  573,  574  und 
Ö77  (mit  der  Bemerkung,  dass  wo  in  denselben  castellani 
loci  et  mandamenti  Hontheoli  genannt  sind,  dafür  zu  setzen 
ist  gubemator  noster).  2.  Vom  Bttrgerrechtserwerb  aus- 
geschlossen sind  uneheliche  und  Thalberige  der  Landschaft 
Wallis,  ebenso  3.  von  Erbschaftserwerb.  Im  Uebrigen  gilt 
Erbrecht  bis  zum  é^'^  Verwandtschaftsgrade  incl.  und  Te- 
stierfreiheit mit  Substitntionsrecht  bis  zur  dritten  Substi- 
tution. 4.  Weinausschank  nur  den  Bürgern  von  M.  und 
den  Landleuten  des  Oberwallis  gestattet,  ö.  Der  Satz  betr. 
gefundene  Sachen  zugelassen  vorbehaltlich  der  Rechte  der 
Gerichtsgewalt.  6.  Bezüglich  des  Satzes  der  Hafl^pfiioht 
für  Lombarden-  und  Judenforderungen  binnen  3  Jahren 
wird  erklärt,  quod  unicuique  jus  et  justitiam  imploranti, 
cuiuscunque  status  vel  condicionis  füerit,  brevis  et  expedita 
Jusdtia  ministretur.  7.  Besitzentsetzung  wird  mit  60  Schil- 
lingen gebüsst.  8,  Bezüglich  des  Leibdings  soll  gelten, 
quod  vir  superstes  omnibus  bonis  immobilibus  uxoris  suae 
sine  liberis  legitimis  eam  superviventibus  praedefunctae, 
eins  vita  durante  sub  debito  inventario  uti  possit;  si  vero 
coi^ux  ipsa  praedefuncta  relinquat  liberos,  vir  medietate 
duntaxat  bonorum  eiusdem  utatur.  Mulier  vero  vidua  cum 
vel  absque  liberis  super  bonis  sui  quondam  mariti  suum 
victum  et  vestitum  secundum  eins  statum  et  bonorum  facul- 
tatem  quamdiu  innnpta  manebit,  assequi  aut  pensionem 
annualem  loco  sui  ususfructus  ad  tazam  proborum  virorum 
absque  a^liquo  onere  debitorum  sui  mariti  percipere  debebit, 
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▼el  etiam  8i  malit  dotem  et  bona  soa  qaaecanqne  cum  de- 
bito angmento  dotis  ad  se  retrahere  et  ad  eins  libitum 
facere  vita  soa  durante  absqne  alicoin«  nsasfractos  prote- 
statione  per  ipsam  facienda,  ita  tarnen  qnod  aagmentum 
dotis  post  obitnm  mnlieris  ad  beredes  constitnentis  ipsam 
dotem  revertatnr. 
•584.  1584y  Dec.  11.  Landrathsbeschluss  betr.  Erhebang  von 
Laudemien  in  Honthey. 
(StaatsarehiT,  Copie.) 

Die  Thaliente  von  Val  d'Illiez  bescbweren  sich,  dass 
der  Gnbemator  das  Landeminm  von  allen  Acten  auf  10  Jahre 
znrnck  verlange,  anch  von  Dotalbriefen,  Testamenten  n.  s.  f. 
Geordnet,  rückständige  Laudemien  seien  allerdings  nachzu- 
zahlen, kflnftigbin  sollen  Veräussemngen  ungültig  sein,  wenn 
sie  nicht  innerhalb  drei  Monaten  seit  Abscbluss  angemeldet 
werden  und  die  Gebähr  entrichtet  wird,  und  dem  Laudemium 
sollen  unterworfen  sein  1.  venditiones  bonorum  feudalium 
tarn  absolute  quam  sub  reacheto  perpetuo  vel  ad  tempus; 
2.  Täusche,  Schenkungen  unter  Lebenden,  Abtretung  zu 
Niessbrauch,  Dosbestellung;  3.  Albergamente  über  heimge- 
fallene Guter  (1  trägt  ganzes,  2  und  3  tragen  halbes  Lau- 
demium). 4.  Testamentarische  Schenkungen  sind  frei,  ebenso 
albergamenta  facta  nomine  nostro  et  commnnitatum  Vallesii. 
5.  In  concambiis  in  quibus  intervenerint  turnae,  tomae  cum 
fendo  obligantnr  ad  integrum  laudemium.  6.  In  venditionibus 
bonorum  feudalium,  super  quibus  venisset  impositus  censns 
et  redditns  ex  mutuo,  débet  taxari  feudum  et  ad  illius  aesti- 
mationem  laudemiom  persolvi  mutuo  ilio  praetermisso. 
585.  1585,  Dec.  6.  Bestätigung  der  alten  Freiheiten  von 
Monthey  und  Einführung  der  Stat.  v.  1571  als  sub- 
sidiären Rechts,  durch  den  Landrath. 
(Staatsarchiv,  Copie.) 

Der  Landrath  bestätigt  zuerst  ausdrücklich  die  Nr.  573, 
574,  577  und  583,  und  fügt  dann  bei:  de  cetero  vero  re- 
ducimus  et  subjagamus  eosdem  homines  subditos  nostros 
castellaniae  Montheoli  ad  observantiam  statutornm  nostrorum 
novissime  totius  patriae  applausu  et  unanimi  suffragio  con- 
firmatorum  die  XXIII  mensis  maii  anno  MDLXXI,  quae 
statuta  praememoratis  hominibus  abinceps  stricta  lege  tarn 
in  judicio  quam  extra  sint  et  per  quoscunque  inconcusse  ob- 
servari  volumns,  nisi  in  quantum  libertates  et  franchesiae 
snperius  designatae  a  dictis  statutis  discrepant,  et  non  ultra 
nee  alias  statutis  nostris  derogatnm  esse  volumus.  In  prae- 
missis  denique  franchesiarum  articulis  specialiter  et  generaliter 
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excipimuB  et  nullo  modo  comprehensos  esse  volamus  bastardo» 
omnes  extra  matrimoninm  et  thonun  conjngalem  natos  homines- 
que  noBtros  talliabiles. 
586.  1689,  Dec.  2«  Landrathsabschied  enthaltend  Bestätigung 
einiger  Freiheiten  von  Monthey  auf  Bitte  der  Leute 
daselbst. 

(Staatsarchiv,  Copie.) 

1.  Gubematorem  debere  syndicam  et  consiliarios  a  bur- 
gensibas  Montheoli  constìtntos  in  sententüs  ferendis  et  con- 
snltandis  vocare  et  maioris  partis  eommdem  Consilia  et 
opüüones  in  sententüs  a  gabematore  latis  inserere.  2.  Gaber- 
natores tenebnntnr  singnlis  diebas  Mercnrii,  qaibns  caria 
teneri  solet,  in  ipso  banche  cariae  et  non  alio  in  loco  causas 
lltigantiam  tarn  civiles  qaam  etiam  honorem  et  bonam  fa- 
mam  concementes  audire  nsque  ad  appanctuationem  ad  jus. 
Aliis  antem  diebus  in  caasis  extraordinariis  et  in  sententüs 
consoltandis  et  ferendis  poterint  gubernatores  partium  alle- 
gata audire  et  petenti  jus  reddere  in  domo  forti  nostra  aat 
aüo  in  loco,  modo  utriqae  parti  antequam  alteri  partiam 
contumacia  decematar,  ipse  locus  et  hora  cum  debito  tem- 
poris  intervaUo  intimetur.  3.  Betreffend  das  Begehren  derer 
von  M.,  dass  der  Gubernator  Niemand  gefangen  setzen  k5nne 
ohne  cognitio  der  j  orati  et  consUiarü  Montheoü,  und  dass 
nuUae  informationes  secrète  sumi  debeant  adversus  quam- 
eunque  personam,  nisi  fuerint  criminosae  et  ipsa  facinora 
mercantar  poenam  sanguinis,  bleibt  es  bei  bisheriger  Uebung, 
da  die  von  M.  uns  ihre  Freiheit  hierin  nicht  nachgewiesen 
haben.  4.  Dem  Begehren,  dass  keiner  in  Civil-  oder  Cri- 
minalsachen  (^ausser  wo  es  an  Todesstrafe  geht)  anders  als 
im  Rathhause  zu  M.  arrestiert  werde  und  nicht  länger  als 
vom  Morgen  bis  zum  Abend  bis  zu  Cautionsleistung,  wird 
in  Bezug  auf  CivUsachen  entsprochen,  fdr  Crinünalsachen 
aber  et  pro  interesse  justitiae  et  pecuniis  nostris  kann  in 
platea  domus  fortis  nostrae  arrestiert  werden.  5.  Bestäti- 
gung des  Wochenmarkts  und  des  freien  Verkehrs  in  Kauf 
und  Verkauf  mit  unsem  Eidgenossen  und  solchen  Orten,  wo 
die  von  M.  genöthigt  sind  ihren  Bedarf  zu  kaufen.  6.  In 
quantum  concemit  articulum  testamentaUs  ordinationis  per- 
sonarum  taUiabiüum  inter  überos  suos  superstites  et  indi- 
vises, admittimus  praedicta  testamenta,  donationes,  legata  et 
subsütutiones  factas  a  parentibus  patre  vel  matre  überis 
sois  filiis  ant  fihabus,  quae  valere  debent  quamdiu  üben 
fratres  et  sorores  in  communione  et  indivisi  permanserint 
sine  fraude  et  dolo. 
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587.  1590,  Dec.  12.   Landrathsabsehied  auf  Supplik  der  Leutd^ 

von  Monthey  einige  Besoliwerden  betr.  Zehntbezug^ 
Urkundenausfertigung,  Erhebung  der  Laudemien,  Aus- 
schliessung vom  Besuch  des  Markts  zu  St.  Maurice^ 
Kosten  bei  Empfang  des  neugewählten  G^ubernatora 
abstellend. 

(Staatsarchiv,  Copie.) 

588.  1716,  Mai  13/22.   Landrathsabschied,  wodurch  den  Thal- 

berigen  der  Gastlanei  Monthey  gestattet  wird,  sich  mit 
700  Pistolen  von  der  Thalberigkeit  des  Leibes  loszu- 
kaufen. 

(Abschiede  Bd.  XXU.) 

589.  1779,   Febr.  28.     Ordonnances   publiés   à  Monthey   par 

ordre  de  la  diète  du  Yallais. 

(Mannscr.   betitelt  Du  Fay,   annotations  de  différens 
actes  concernant  le  Yallais,  Herrn  Abbé  Gremaad  gehörig. > 

Diese  Publication  des  Landraths  ist  eine  ausserordentlich 
ausführliche  Aufzählung  aller  Rechte  der  Landschaft  (de 
Leurs  Excellences  du  Yallais)  und  aller  an  sie  zu  zahlenden 
Abgaben  und  zu  machenden  Leistungen.  Besonders  hervor- 
zuheben ^äre  etwa  §  ö  des  choses  jndicielies,  namentlich 
ausführlich  das  Yerfahren  bei  Appellation  an  den  Souverän. 

Diese  Ordonnance  veranlasste  eine  Petition,  worin  gesagt 
wird,  sie  habe  grosse  Consternation  hervorgeruf^,  weil  sie 
viele  Privilegien  nicht  anerkenne.  Die  Beschwerden  wurden 
einlässlich  anfgezählt.  Darauf  erfolgte  eine  Bestätigung  der 
Privilegien  durch  den  Landrath  vom  28.  Mai  1785. 

590.  1786;  Mai  12.    Landrathsbeschluss  über  die  Rechte  und 

Privilegien  von  Monthey. 

(Gleiches  Mannscr.  wie  Nr.  589,  foL  107  v.) 

Nach  langer  Untersuchung  und  Prüfung  der  jura,  privi- 
legia, consuetudines  et  franchesiae  burgesiae  ac  castellaniae 
M.  erneuert  der  Landrath  die  wichtigsten  Rechte  der  alten 
Briefe. 

591.  1787,  Dec.  11.     Ordinationes  supremœ  für  Monthey. 

(Staatsarchiv.) 
Revision  und  Ëmeuenmg  verschiedener  Gewohnheiten  nnd 
Rechte  derer  von  M.  1.  Pflicht  zu  Zahlung  der  Laudemien 
innerhalb  6  Wochen;  2.  Appellationssumme  60  lib. ;  3.  Aus- 
schluss eines  commissarius  a^unctus  in  Criminalsachen  ;  4. 
Revision  der  gerichtlichen  Distribution  von  Concursmassen 
auf  Begehren  eines  Beschwerten;  ö.  Yerkauf  von  Häuten 
und  Baumrinden  an  Fremde  gestattet,  unter  Zugrecht  der 
Einheimischen;  6.  Yerbot  der  Ausfuhr  von  Bauholz;  7.  Frei- 
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heit  des  Erle^çens  von  schädlichen  Thieren;  8.  Abzngsgeld 
(bisher  10  per  mille  des  Vermögens)  der  nach  answfilrts 
heiratenden  Töchter  ermSssigt  (erste  Classe  2  Dublonen, 
2te  Cl.  1  Dnbl,  3te  Gl.  1  Ducaten);  9.  Verbot  der  Ans- 
fahr  von  Heu;  10.  Aufnahme  von  Einsassen. 

Val  d'IUies. 

592.  1715,  Dec.  4/14.   Landrathsabschied  gestattend  den  thal- 

berigen  Einwohnern  von  Val  d'Illiez  sich  von  der  Thal- 
berigkeit  mit  700  Pistolen  loszTikaufen. 

(Abschiede  Band  XXil.) 
—  auf  Vorstellung  der  Petenten,  dass  die  Unfähigkeit,  über 
ihre  Güter  za  disponieren,  sie  miniere. 

593.  17Ö3,  Maienlandrath.     Abschied   betreffend   Pflicht   der 

Auswärtigen,  welche  Grundbesitz  im  Val  d'Illiez  haben, 
an  die  Loskaufssumme  von  der  taille  beizutragen, 
(Manascr.  Nr.  689,  fol.  4.) 

Massoigcr. 

594.  ISöO;  Nov.  22.     Rechte  des  Yidomnats  zu  Massonger, 

(Gr.  111  Nr.  1589.) 

YioBnsi. 

595.  1293—1345.     Herrschaftsrecht  zu  Vionnaz. 

(Gr.  IV  Nr.  1882.) 

VoRvry. 

596.  1272.  Herrschaftsrechte  des  Grafen  V.  Savoyen  zu  Vouvry. 

(Gr.  II  Nr.  801.) 

597.  1578,  Dec.  17.    Bestätigung  althergebrachten  Erbrechtea 

und  ehelichen  Güterrechtes  anlässlich  der  Einführung 
der  Stat.  v.  1571. 

(Unten  im  Wesentlichen  abgedruckt) 

Port-Yalais. 

598.  1580,  Dec.  13.   Landrathsabschied,  enthaltend  theilweise 

Befreiung  der  Leute  zu  Port- Valais  von  der  todten  Hand. 
(Abschiede  Band  VII.) 

St  Gingolphe. 

599.  1436,   Dec.  5i9,   Abondance.     Der  Abt  von   Abondance 

befreit  die  von  St  Gingolphe  von  der  todten  Hand. 
(Rivaz,  Op.  bist  XIV  326.) 

600.  1471,  Juli  5,  öt.  Gingolphe.     Der  Abt  von  Abondance 

erlässt  denen  von  St.  Gingolphe  die  Hälfte  der  doppelten 
Laudemien,  die  sie  bisher  zahlen  mussten. 
(RivM,  Op.  bist  XIV  617.) 

18* 
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Nr;  Ifî. 
yerordnnng  der  Landlente  toh  Wallis  Aber  Homiverfetgiuig. 

Lenk;  1428;  August  7. 

(Archiv  des  G.  Freiburg^,  Copie  ans.  dem  Ende  dee-  16.  Jafarh.) 

Certi  articoli  (ter  magnificos  dominos  patriotas 
super  arte  sortilegii  erecti. 

Nos  Thomas  Vénech  balliuus  Vallesii  pro  reuerendis- 
simo  in  Christo  patre  et  domino  domino  Andrea  archi- 
episcopo Gollocensi  et  administratore  ecclesie  Sedtmensis 
comiteque  et  prefecto  Vallesii  notum  harura  serie  facimus 
vniuersis  et  singulis  présentes  litteras  inspectoris  ac  etiam 
auditnris,  quod  in  presenti  oongregatione  et  Consilio  generali 
tento  et  habito  apud  Leucam  presenti  die  per  patriotas  Val- 
lesii cum  commun itatibus  tam  Alamanorum  quam  etiam  Ro- 
manorum  cum  piena  potestate  desenorum  patrie  Vallesii  et 
specialiter  et  maxime  ab  aqua  Morgie  Gontegii  superius  ab 
vtraque  parte  Bedani  yenerunt  pro  bone  statu  commodo  et 
honore  Ecclesie  Sedunensis  et  totius  patrie  Vallesii  et  multis 
arduis  negotiis  et  neceesitatibus  féliciter  ordinandis  et  singin^ 
larum  personarum  et  maxime  inter  alia  plura  negotia  et  ne- 
cessaria in  diete  presenti  Consilio  ordinata  et  conclusa  per 
patriotas  fuit  ordinatum  et  conclusum  in  ipso  Consilio  presenti 
per  ipsos  patriotas  et  nuntios  communitatum  tam  nobiles 
quam  etiam  alios  probos  homines  et  nuntios  predictos  super 
facto  artis  sortilegii  ne  eorum  maleficia  remaneant  impugnita, 
prout  infra  sequitur. 

Primo  fuit  ordinatum  quod  in  quooumque  loco  ipsius  tam 
in  monte  quam  etiam  in  plano  reperiatur  aliqualis  persona 
vna  rèi  plures  cuiuscumque  status  vel  condicionis  existant 
yel  existât  ab  antiquo  deffamatus  et  aliqua  querela  yel  grusa 
de  nouo  contra  ipsum  rei  ipsos  de  dieta  arte  rooueatur  tam 
per  clamam  rei  defamationem  trium  yel  quatuor  yicinorum, 
quod  ille  yel  illi  tales  persone  capiantur  et  incarcerentur  per 
castellanos  et  eorum  indicés  ordinarioS;  de  quorum  dominio 
et  iuridictione  sunt,  et  consimiliter  fiat  de  hominibus  nobilium 
habentium  dominium  et  iuridictionem  in  loois  prédictif,  et 
fiant  procesiui  contra  ipsos  tales. 
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Item  fait  ordinatum  quod  tales  pertione  queoamqae  repe- 
riantur  de&mate  per  procesius  per  qainque  sex  rei  Septem 
aut  magia  rsqae  ad  decem  personas  ydoneas  et  non  siispec- 
ta8|  quod  illi  yel  ille  defamaté  consimiliter  capiantar  et  po- 
Tiantor  ad  turturara. 

Item  fuit  ordinatum  quod  factis  prooessibus  et  publica- 
Toz  et  fama  yicinorum  contra  ipsos  faoeret  et  nollent  fore 
confiteri  eorum  demerita^  quod  tales  etiam  ponantur  ad  tur- 
toram. 

Item  fuit  ordinatum  quod  de  personis  coninnctis  et  ma^- 
ritätis,  quod  riro  et  mulieri  qui  in  premissis  reperientur  in- 
nocentes in  huiusmodi  arte,  quod  illi  yel  illis  innocenti  ait 
saluum  et  reseruatum  ius  quod  habet  rei  débet  habere  super 
bonis  alterius  qualitercunque  et  quomodocunque,  dum  tamen 
ille  tälis  Tel  üla  faciat  iuramentum  et  prestet  ad  sancta  Dei 
Evangelia  quod  nìchil  sciuit  de  arte  perpetrata  per  rirum 
^ut  mulier em  yerumque  sit;  quod  iuramentum  si  facere  reou- 
sauerit,  non  admittatur  ad  premissa  fienda  in  presenti  arti- 
culo  contenta. 

Item  fuit  ordinatum  quod  si  dominus  noster  Sedunensis 
aut'eius  balliuuS;  castellani  aut  alii  eius  officiarii  aliquam  per- 
sonam  caperent  occasione  artis  sortillegii  et  ille  yel  illa  per- 
sona captus  vel  capta  reperiretur  curpabilis  sic  quod  per 
sententiam  cognitionem  foret  iuridice  condemnatus  in  corpore 
rei  ere  ad  comburendum  yel  alia  corporis  vel  bonorum  (a)mis- 
sìone  iuridice  condempnatus  yel  condempnata  propter  sua 
crimina  et  demerita  perpetrata  et  quodque  talis  persona 
condempnata  haberet  aut  bona  fenda  aut  bona  feudalia  ab 
aliis  dominis  et  nobilibus  mouentia  in  feudum  et  de  ipsorum 
iuridictione ,  quod  illi  tales  nobiles  quicunque  sint  et  cuius- 
cunque  condicionis  et  status  existant  habeant  et  debeant 
contribuere  in  missionibus  et  expensis  factis  et  fiendis  per 
dominum  et  officiarios  pro  rata  feudorum  ad  equalitatem  et 
que  condempnate  commissionem  et  capere  partem  pro  rata 
vt  supra  eisdem  cedente,  non  obisitante  quod  dominus  aut 
balliuus  aut  eius  officiarii  facerent  executionem  corporis  quod 
eisdem  nobilibus  nec  alter  preiudicare  non  débet  nec  possit 
in  commissione  leudorum  pro  rata  rt  sUpra  eisdem  cedente 
solutia  prius  expensis  ad  equttatem  vt  supra. 

Item  ordinatum  fuit  yt  supra  quod  si  forte  aliqua  per- 
sona ab  antiquo  non  defamata  in  generali  et  forte  nouiter 
per  ynam  solam  personam  combustam  iuridioe  ad  mortem 
^efamatur  in  publico^  quod  talis  non  sit  capiendus,  sed  secret« 
primum  inquirendum^  ytrum  reperiatur  in  aüquo  crimine  aut 
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non,  et  secundam  crimen  quod  reperietur  condempnetur  aut 
absoluetur« 

Item  consimîlîter  ordinatum  fuît,  quod  si  aliqualis  per- 
sona per  duas  alias  personas  vel  plures  captas  pro  arte  sor- 
tilegii  et  iuridice  iudioatas  ad  tormenta  rei  ad  mortem  com- 
bnrendum,  quod  illa  talis  persona,  cuiuscunque  status  et  con- 
dicionis  existât,  capiatur,  aetineatur,  et  fiant  processus  inqui- 
sitionis  publice  (et)  ponatur  ad  tnrturam. 

Item  ordinatum  fuit  quod  captis  personis  predictis  eis- 
dem  dentur  consiliarii  aduocati  et  copie  processuum  et  inqui- 
sitionum  contra  tales  personas  factarum  et  deffensiones  eorum 
secundum  quod  sua  credant  interesse. 

Item  ordinatum  fuit  quod  quecunque  persona  que  accu- 
sata fuerit  per  très  personas  iudioatas  et  condempnatas  ad 
mortem  pro  arte  sortilegii,  illa  talis  persona  capiatur  et  po- 
natur ad  turturam  et  secundum  meritum  cause  fiat  executio 
et  condempnatio  vel  absolutio. 

De  quibus  omnibus  et  singulis  vt  snpra  ordinatis  petie- 
runt  plures  nobis  in  dicto  Consilio  et  congregatione  assistentes 
Tnacum  castellanis,  maioribus,  saltheris  et  aliis  olficiariis 
iuridictionem  in  locis  predictis  exeicentibus  et  habentibus 
litteras  nostras  testimoniales,  quas  eisdem  concessimus  et 
copias  opportunas  in  robur  et  testimoniuin  premissorum.  Da- 
tum et  actum  Leuce  die  septima  mensis  augusti  anno  Do- 
mini millesimo  quatercentesimo  vigesimo  octauo  sub  nostro 
sigillo  et  expeditione  manuali  An  thon  ii  de  Platea  doniicellî 
et  Johannis  de  Lapide  notariorum  publicorum. 


Nr.   16. 

Landes-  nnd  Gerichtsverfassang  vereinbart  dureh  Biseliof 
und  Landlente  von  Waliis. 

Brig,  1435,  März  16. 
(Archiv  der  Bourgeoisie  Sion,  Copie  auf  Papier  in  4^) 

Nos  Andreas  Dei  et  apostolico  sedis  gratia  episcopus 
Sedunensis  per  sanctam  sed^m  apostolicam  specialiter  depu- 
tatus,  comes  et  prefectus  Vallesii,  neonon  Thomas  Venetz 
ballinus  noster  terre  Vallesii  ac  nuncii  et  procuratores  om- 
nium communitatum  et  desenorum  eiusdem  patrie  nostre  Val- 
lesii ad  presens  generale  consilium  ad  infrascripta  peragenda 
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specialiter  et  singulariter  destinati  per  dictas  commnnitates, 
notam  facimus  tenore  presentium  yniuersis,  quod  pro  bono 
paois  vnionisque  serrande  Inter  nos,  ecclesiam  nostram  ac 
ipsas  commun itates  et  singulares  personas  earumdem  com- 
munitatum,  necnon  ad  euitandam  discordias,  turbamina  ac 
pericula  que  occasione  infrascriptorum  articulorum  et  depen- 
dentiiun  ex  eisdem  nunc  vel  in  posterum  in  patria  nostra 
Vallesii  oriri  possent,  insimul  et  mutua  deliberatione  feci- 
mus  ac  tenore  presencium  facimus  et  firmamus  conuentiones, 
articulos  et  capitula  infrascripta. 

In  primis  quod  nos  episcopus  predictus  ponamus  pone- 
reque  et  statuere  debeamus  officiarios  spiritnales  et  tempo- 
raies  in  patria  nostra  cum  yoluntate  et  consensu  earumdem 
communitatum  seu  eorum  nuncioram« 

(2.)  Item  quod  dicte  commanitates  possunt  et  debent 
aligere  et  deputare  inter  eos  duos  disiretos  probos  viros  et 
praticos  in  regalia  et  consuetudine  patrie  in  consiliarios  nobis 
predicto  episcopo  pro  iuuando  et  assistendo  nobis  in  iusticiam 
ministrando  et  exercendo  et  pro  aliis  arduis  et  grauibus  causis 
occurrentibus  decidendis  et  expediendis  concernentibus  patriam 
quam  aliis,  et  hoc  de  anno  in  annum.  Qui  consiliarii  in  prin- 
cipio anni  iurare  debent  super  sanctis  Dei  £vangelii3  dare 
et  facere  bonum  consilium  et  iustum  iudiciam.  Quibus  qui- 
dem  duobus  consiliariis  cuiusdam^)  deseni  vt  supra  nos  pre- 
fatus  episcopus  facere  debemus  expensas  victualium^  quamdiu 
ipsi  nobiscum  manebunt  et  quoties  ad  premissa  fuerint  yocati, 
et  in  causis  et  litigiis  pro  quibus  conuocarentur  decidendis 
expensis  litigantium  secundum  merita  causarum.  Qui  litigantes 
in  principio  cause  cauere   debent   idonee   pro   ipsis    expensis. 

(3.)  Item  quod  in  causis  temporalibus  quibuscunque  nos 
episcopus  indicare  debemus  secundum  consilium  predictorum 
consiliariorum  nostrorum  de  patria  nobis  dandorum,  scilicet 
vero  in  illis  causis  de  quibus  partes  vel  saltem  vna  partium 
litigantium  non  contentaretur  de  iudicatione  et  decisione  nostra 
sine  Consilio  et  cognitione  predictorum  consiliariorum  nostro- 
rum. Et  si  ac  quando  occurrerent  et  contingerent  alique  càuse 
nobis  et  eisdem  costumariis  seu  consiliariis  nostris  nimis  one- 
rose ad  decidendum,  quod  tune  per  nos  aut  balliuum  nostrum 
conuocare  debemus  costumarios  de  qualibet  communitate  ad 
hoc  sufiSicientes  et  habiles  pro  dictis  causis  decidendis  nobis- 
cum aut  cum  balliuo  nostro  quater  in  anno,  tune  quod  super 
expensis  iudicetur   secundum   merita  cause,   prehabita   super 


^)  Lies:  caiasqae  oder  cuiiuounque. 
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mÎMèem  expensis  a  diotis  partibas  légitima  cautione,  rti  pre- 
dictam* 

(4.)  Item  nos  pre^iojbus  epi^copus  non  debemuii  p onere 
ecc^si^ßticum  interdictum  fkliguiiliter  et  nulUfl  peyr^ionas  ,e;L- 
coiaip.unicare  niai  principales  dabitores^  fideiuasores  et  .c\i1j)a- 
bUe8  et  non  alios. 

(5.)  Item  quiouxoque  appellat  aut  appellare  yjBÜt  a  aucv 
iudice  Goram  quo  litigat,  débet  et  potest  ab  eodem  iudioe 
appellare  a  sentencia  per  eum  lata  ad  desenom  sibi  proximios 
4kdiacentem  siue  ait  aaperiua  siae  in&rias  ad  voluntatam  ap- 
peUantis,  sicut  hactenus  eat  consuetam,  et  quod  tane  eidode 
gr^uaetus  pQsait  appellare  ad  nos  epûcopum  prediotum  et  a 
nobis  ad  communitates  desenorum  patrie  seu  eoram  nunoio- 
rum  super  hoc  congregandorum  coram  nobis  et  balliuo  nostro. 
Et  eodem  modo  a  balliuo  noatro  appellari  débet  ad  nos  et 
a  nobis  ad  patriotas  vt  supra.  Cui  quidem  sentencie  finali 
per  ipsas  communitates  seu  ipsarum  nuncios  ferendo  stare 
debent  partes  sine  vlteriori  appellatione  '  in  patria  vel  alibi 
ftkcienda. 

(6.)  Item  qaod  nos  predictus  episcopus  in  oausis  et  pe«* 
tiüonibus  nostris  aut  ecclesie  nostre  exorientibus  et  mouendi» 
inter  nos  et  patriotas  aut  singulares  personas  patrie  yel  e 
contrario  inter  ipsos  patriotas  aut  singulares  personas  et  nos, 
siue  taies  cause  sint  spirituales  vel  temporales,  non  simas 
nec  esse  debeamus  index,  actor  seu  pars,  sed  in  causis  spi- 
ritualibus  iudicare  et  determinare  ac  cognoscere  débet  offi- 
Cialis  noster  cum  iuuamine  cognitione  et  consUio  dominorum 
de  capitolo  et  aliarum  spiritualium  personaram  secum  si  opu& 
fuerit  sumendarum  et  conuocandaram  non  suspectarum  sine 
ylteriori  appellatione  fionda  ab  eodem.  In  causis  vero  et  li- 
tibus  temporalibus  iudicare  débet  et  cognoscere  balliuus  eam 
iuratis  curie  sue  non  suspectis  ad  hoc  vocandis,  vel  si  neoesse 
fnerit  secundum  moritura  et  grauitatem  cause  cum  Consilio 
et  cognitione  costumariorum  pariter  vt  supra  eligendorum  et 
super  hoc  conuocandorum  sine  vlteriori  appellatione  ab  ipsa 
sentencia  fienda,  nisi  duntaxat  (ad)  communitates  vel  nuncios 
communitatum  patrie  vt  supra  expressum  est. 

(7.)  Item  quod  si  aliqua  persona  sentiat  se  excommuni- 
catam  minus  iuste  a  domino  vel  eius  officiali  ad  instanciam 
procuratoria  phiscalis  vel  alterius  caiuscunque  persone,  quod 
ille  et  illa  talis  persona  caueat  et  cauere  possit  in  manibus 
iudicis  a  quo  exoommunicata  est  idonee  de  iuri  stando,  et 
data  cautione  absoluatur  et  absoluta  denuncietur,  nisi  duntaxat 


pio  re  ^îonfesBa  iniunota  (?)^)  et  «^ndieato.  £t  nihil««  iwia 
aiolà  oanaa  ^ci  et  deteraiinari  débet  ae  fimri  per  predtoto« 
«ffimalem  Tel  balUaimi  secttDdmii  qood  talis  causa  est  sinri'- 
ioalifl  Tel  temporalis,  sahüs  in  piewissis  eamsis  appellationoxn 
forma  vt  saprà  determinata. 

(8.)  Item  nos  episcopus  predictn«  promittimas  et  comieiiimas 
tona  fide  nostra  poeita  mann  ad  pectas  more  prelati,  qood 
SOS  per  nos  seu  per  aliam  personam  ìpsis  patriotis  vel  sin- 
l^laribns  personis  ipsius  patrie  in  Oaria  Romana  Tel  alibi 
rllo  modo  neo  sab  aliquo  colore  non  impetrabimas  Tiec  im- 
ptftrari  sen  prooarari  faciemus  in  fdtarom  aliqoas  exconoosani- 
oationeS;  Texatiooes  nec  dampna  irei  impedimenta  alìqaa  nec 
ad  preeeas. 

(9.)  Item  qood  nos  episcopus  sepedietusdebeamos  ettenea- 
mxir  constitoere  vnom  duntaxat  procmralorem  phisoalem  ad 
hoc  idoneum,  qui  in  suis  causis  et  officio  exereendo  noBainetnr 
proprio  nomine  et  cognomino  ad  finem  qiiod  Tnasqaiaqae 
coactos  iudicio  sciat  cam  quo  agat. 

(  i 0.)  Item  quod  qaelibet  communitas  ipsius  patrie, in  quaest 
eoasuetndo  habere  iadiees  castellanum  maiorem  rei  saltiieniin, 
possit  et  Taleat  ex  nunc  in  antea  prouidere  et  eligere  loco 
et  tempore  opportanis  de  anno  in  annum  7nam  probum  ri- 
rum  ad  ipsum  officium  castellauatus  maioratus  vel  saltherie 
exercendum  ad  tale  officium  sufficientem  et  idoneum  nobis 
non  suspectum,  nosque  tane  ipsnm  electum  teneamur  et  de- 
beamus  recipere  et  confìrmare,  exceptis  iadiciis  et  officiis  bo- 
norum de  Turri, 

(1 1 .)  Item  qaod  nos  episcopus  prefatus  exeroere  faciamus  et 

{»onamus  curiam  officialatus  et  iudicatare  generalis  patrie  Yal- 
esii  in  ciuitate  Sedunensi  duntaxat  et   non  alibi,    prout   ab 
antiquo  consuetum  est. 

(12.)  Item  quod  nos  episcopus  sepedictus  non  debeamusneo 
nobis  liceat  trahere  coram  nobis  aliquas  causas  litigiosas  in- 
cboatas  et  existentes  coram  nostris  officiariis  spiritualibus  vel 
temporalibus  ante  finem  et  sentenciam  latam  per  ipsum  iudi- 
eem  coram  quo  causa  est,  nisi  duntaxat  hoc  fiat  de  oonsensu 
et  roluntate  partium  ambarum. 

(13.)  Item  quod  quotiescumque  oontinget  aliqoem  notariaux 
publicum  ab  humanis  decedere,  quod  nos  episcopus  teneamur 
prc/thocoUa  et  registra  ipsius  notarii  defuncti  oommittere  ali- 


^)  Die  Handschrift  ist  andeutììcfa.  Fnrrer  III  213  hat  :  pro  re  -con- 
fessa et  indicata  et  condemnata;  ob  anf  Grnnd  einer  Oonjectnr  oder  einer 
mir  nnbekannten  Handschrift,  weiss  ich  niehi. 
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cai  notarlo  ia  eodem  deseno  in  qao  dicta  prothocoUa  repe- 
rientur  per  notarium  defunctum  recepta,  ad  hoc  quod  vnas- 
quisque  pro  re  sua  et  necessitate  in  suo  deseno  possit  ad  re- 
gistra recurrere,  necnon  neinini  suspttioso  et  recessuro  a  patria 
talem  commissionem  et  registra  demus. 

Que  quidem  omnia  sapradicta  promittimus  nos  dicte  partes 
ridelicet  nos  episcopus  fide  nostra  yt  prescribitor,  nos  quoque 
balliuQS  et  nun  eli  communitatum  nomine  nostro  et  predicta- 
rum  communitatum  patrie  fide  nostra  loco  iuramenti  habere 
et  obseruare  firma  et  valida  nec  vnquam  opponere  vel  venire. 
In  quorum  omnium  fidem,  robur  et  teatimonium  nos  episcopus 
predictus  sigili  um  regalie  nostre  nomine  nostro  et  balliuus 
predictus  sigili  um  suum  proprium  nomine  communitatum  pre- 
dictarum  et  ad  earum  requisitionem  presentibus  duximus  ap- 
pendenda.  Datum  et  actum  Brigo  in  domo  nostra  nostre  re- 
sidentie  in  pieno  Consilio  patriotarum  die  sedecima  mensis 
martii  anno  Domini  millesimo  quatercentesimo  tricesimo  quinto. 
Et  ad  maioris  roboris  firmitatem  ad  instantiam  dictarum  com- 
munitatum sigillum  etiam  pontificale  nostrum  vna  cum  pre- 
dioto  sigillo  nostre  regalie  presentibus  duximus  appendendum. 
Datum  rt  supra. 


Nr.   17. 

Weisthum  fiber  Walliser  Gewohnlieitsreclit. 

Erste  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts. 

(Archiv  anf  Valeria,  Copie  auf  Papier  aus  dieser  Zeit,  leider  an  manchen 
Stellen  corrampiert  and  schwer  verständlich.) 

Consuetudines  proborum  hominum  terre  Vallesii  ab  an- 
tiquo obseruate. 

I.  Primo  quod  dominus  episcopus  vel  eius  ofi5ic(iales^  seu 
familliares  non  possunt  nec  debeant  aliquas  mensuras  biadi 
vel  vini  seu  alias  mensuras  capere  cassare  vel  channare  nisi 
de  requisicione  proborum  hominum  loci. 

IL  Item  si  aliquis  decedat  sine  nepotibus  siue  neptibus 
aut  aliis  heredibus  legitimis,  dominus  super  bona  eius  que- 
cumque  non  apponat  manum  per  se  yel  per  alium,  dum  tamen 
habeat  alles  proximos  vsque  ad  quartum  gradum  consangui- 
nitatis  ascendendo  vel  descendendo. 

III.  Item  si  aliquis  decesserit  sine  testamento  vel  alia 
ordinacione  facienda,  bona  ipsius  decedentis  mobilia   et  im- 
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mobilia  primo  perueniant  ad  liberos  et  vxorem  si  quos  babeat, 
alioquin  ad  proximos  ysque  ad  quartum  (gradum)  consanguini- 
tatis  inclasiue,  gradibus  computatis  secunduin  canonicam  equi- 
tateniy  et  si  decedens  bastardas  fuerit,  si  vsurarias  manifestus, 
et  de  bonis  suis  ordinauerit  inter  viuos  vel  per  donaciones 
vel  alio  modo  aut  in  vltima  roluntate  testando  codicillando 
legando  donando  causa  mortis,  ordinacio  eius  yaleat  et  in- 
concisa (sic)  teneatur,  cuiuscumque  condicionis  existât;  siue 
sit  legitimus  siue  bastardus  eciam  vsurarius  manifestus. 

mi.  Item  si  aliquis  contra  aliquem  falsum  testimonium 
protulerity  lingua  débet  sibi  extrabi  per  Collum  et  publice 
àetineatur  et  demonstretur  per  spacium  vnius  dici  in  loco 
pubLoo. 

y.  Item  quod  aliquod  sigillum  domini  episcopi  veì  officialis 
«ui  seu  decani  non  sit  in  aliqua  villa  terre  Vallesii  nec  ali- 
quis iuratus  curie  qui  potestatem  habeat  citandi  yiua  voce 
nisi  in  ciuitate  Sedunensi. 

VI.  Item  quod  aliquis  aliquem  citare  non  possit  de  pro- 
prietate  rerum  nisi  primo  iudex  secularis  sibi  defecerit  in  ius- 
titia  facienda. 

VII.  Item  quod  dominus  episcopus  non  possit  compellere 
aliquem  ire  ad  caluatam  extra  terrain  Vallesii  et  iuridicionem 
ecclesie;  nisi  de  ipsius  processerit  voluntate  et  nisi  esset  pro 
facto  proprio  ecclesie. 

Vili.  Item  si  aliquis  iurauerit  delato  sibi  iuramento,  non 
debeat  fieri  inquisicio  quecumque  rtrum  bene  iurauerit  yel 
male. 

IX.  Item  si  aliquis  vsurarius  notorius  mutuans  denarium 
pro  denario  vel  aliis  (alius)quicumque  decesserit  sine  ordinacione 
rerum  suarum  siue  testamento,  vxor  ipsius  decedentis  vel 
heredes  debent  habere  possessionem  omnium  bonorum  ipsius 
decedentis,  dum  tamen  fideiubeant  nomine  decedentis  de  fa- 
ciendo  iusticie  complementum,  nec  compelli  possunt  ad  facien- 
dum  inuentarium  de  bonis  predictis,  nisi  eorum  fuerit  voluntas. 

X.  Item  si  aliquis  haberet  causam  contra  dominum  epis- 
copum  vel  contra  quemcumque  aliura  iudicem  vel  coram  quo- 
cumque  alio  et  petat  sibi  fieri  cognicionem  proborum  homi- 
num  de  terra  Vallesii,  dieta  cognicio  debeat  sibi  reddi,  nisi 
manifeste  constaret  ipsum  calumpniose  petere  cognicionem 
predictam. 

XI.  Item  si  clama  fuerit  facta  de  aliqua  persona  et  illa 
persona  bona  sua  ponat  in  manu  curie  pro  clamis,  quod  ali- 
quis dominus  vel  curia  nichil  percipere  debeat  de  bonis  ipsius 
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pro  clainis  yel  pro  alio  donec  aatisfaotam  faerit  creditoribusr 
^ui  querimoniam  deposuerint. 

XII.  Item  si  aliquis  spurius  moriatar  xelictis  liberis  ex 
Tzore  propria,  res  ipsius  sint  ILberoram  eiusdem  et  vxoris. 
Si  Tero  nec  vrorem  nec  liberos  habeat,  de  bonis  suis  ordi- 
nare valeat  et  testari  saluo  feudo  homagii  ligii;  et  si  forsan 
morietar  sine  testamento  et  ordinacione  alia,  res  et  bona  ipains 
•int  domini  episcopi,  ita  quod  de  ipsis  bonis  satisfacere  te- 
neatur  creditoribus  decedentis;  saluo  iure  nobilium  terre  si 
qnod  haberent  in  ipsis  bastardis. 

Xlil.  Item  quod  quecumque  mulier  possit  oontrabere 
matrimonium  cum  quocumque  yoluerit  sine   licencia   domini. 

XlUI.  Item  quod  illi  qui  sunt  consueti  tenere  sygnodum 
in  locis  consuetis,  dictum  synodum  tenere  debent  per  duo» 
dies  et  non  plus,  et  in  illis  duobus  diebus  debent  predicare 
et  estendere  doctrinam  Dei  videlioet  prima  die,  seconda  die 
debent  expedire  ea  que  ibi  sunt  ezpedienda,  vtpote  de  oausi» 
jnatrimonialibus,  de  causis  decimarum  et  aliis  oausis  ad  spi- 
ritualitatem  spectantibus,  et  non  debent  aliqua  peocunia  pu- 
nire, specialiter  de  causis  ocultis  inquirere  non  debent  et 
multominus  punire. 

Protestantur  autem  probi  homines  de  aliis  eorum  bonisr 
oonsuetudinibus  ab  antiquo  obseruatis,  de  quibus  ad  presens 
non  recolunt,  quod  in  ipsarum  permaneant  firmitate,  et  quod 
si  recelant  aliquod  punctum  in  speciali  quod  ipsis  raleat  fore 
flaluum. 

Item  memento  quod  reuerendus  etc.  dominus  Guillelmu3 
Dei  gracia  episcopus  Sedunensis^)  dixit  quod  ius  est  quando 
Ynus  qui  débet  alieni  aliquod  seruicium  seu  redditum  sub 
spe  reempcionis  perpetue  nullo  termino  super  hoc  assignato^ 
quod  illud  seruicium  potest  semper  redimere  a  feste  beati 
Martini  vsque  ad  Rogaciones  absque  seruicio  illius  anni,  sed 
bene  soluere  débet  seruicium  quod  cecidit  in  diete  feste  beati 
Martini  et  retenta  si  que  sint,  non  obstante  quod  in  dieta 
reempcione  positum  sit  cum  seruicio  illius  anni  in  quo  redi- 
meretur.  Item  dicitur  autem  quod  a  Leuca  superius  dictus 
terminus  durât  a  dicte  feste  beati  Martini  vsque  ad  festum 
beati  Johannis  Baptiste  absque  ee  quod  soluat  seruicinm  irt 
predictum  est,  et  erge  qui  velit  quod  hoc  sibi  non  neoeat, 
faciat  ponere  in  dieta  reempcione  aliquem  certum  terminum 
scilicet  a  feste  beati  Martini  vsque  ad  Epiphaniam  rei  aliter 

*)  Wohl  einer  der  drei  Wilhelm  von  Raron:  Wilhelm  IV.  der  Gute 
1893— UOÄ.  Wühebn  V.  U08-1417,  Wilhelm  Tl.  1437—1451. 
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Yt  «ibi  TÌdebitar  oum  semioio  anni  illios  preteriti  et  retentis, 
ci  que  forent. 

(1.)  Primo  dicitur  quod  est  ins,  quando  dominas  vel  index 

Ïonnnt  in  possessionem  rnum  hominem  de  bonis  vnius  alterioft 
ominis  et  ille  homo  débet  sernicia  de  bonis  eius  quorum 
alter  est  positus  in  possessionem,  et  illa  seruicia  succédant 
Tel  précédant  yel  sunt  antiquiora  peticionibos  dicti  hominis 
qui  est  positus  in  possessionem,  quod  illa  possessio  non  débet 
nocere  dicto  homini  qui  precedit  cum  seruiciis  suis,  quia  iudex 
Tel  dominus  non  ponit  in  possessionem  nisi  de  bonis  iUius 
super  quem  clama  erit  facta,  et  si  ipse  debeat  seruicia  de 
bonis  eius,  hec  non  sunt  bona  eius  sed  illorum  quibus  ser- 
nicia debentur,  quia  de  seruiciis  non  est  positus  in  posses- 
sionem, nisi  de  bonis  alterius  hominis. 

(2.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  ynus  homo  seit 
quod  alter  est  positus  per  iudicem  in  possessionem  de  re 
supra  quam  ipse  habet  seraicium,  et  hoc  non  manifestauit 
illi  qui  est  positus  in  possessionem  Tel  indici,  quod  ille  qui 
est  positus  in  possessionem  non  débet  soluere  retenta  aliqua 
Tsque  quo  ei  probet  seraicium  eius,  et  postea  quando  pro- 
bauerit  quod  seruicium  eius  precedit  alterius  iura,  postea  débet 
ei  seruire,  si  hoc  facit  infra  XXX  annos. 

(3.)  Item  exequutores  Tnius  hominis  non  habent  potesta- 
tem  nisi  per  Tnum  annnm  et  diem,  et  illa  dies  est  XL  dies^ 
super  bonis  testatoris  ad  expediendum  ordinata  testatoris,  et 
hoc  est  consmetudo  Yallesii  et  ius  scriptum. 

(4.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quod  possessio  de  qua  de- 
betur  chiminagium  et  ille  homo  cuius  est  possessio  Tendit 
eam  et  tune  dominus  feudi  petit  chiminaeium  et  habet  chi- 
minagium, et  Tcnditor  et  emptor  habent  discordiam  inter  se 
ipsos  quis  eorum  débet  soluere  chiminagium  predictum,  tune 
aicitur  quod  Tenditor  débet  soluere  chiminagium,  si  declara- 
tur  in  Tendicione  predicte  possessionis,  et  causam  quare  quia 
venditor  recedens  a  vendicione  est  mortuus,  et  dominus  non 
cogitar  ad  petendum  dictum  chiminagium  nisi  super  posses- 
sione et  feudo  suo. 

(5.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quod  quicumque  home 
débet  chiminagium  et  chiminagium  de  iure  encheytum  deuo- 
lutum  est  domino  feudi  et  tune  dominus  petit  suum  chimi- 
nagium debitori  suo  et  ille  negat,  quociens  dominus  f^'udi 
petit  chiminagium  suum  et  quandocumque  domino  feudatori 
negat  chiminagium  si  de  iure  est  deuolutum,  incurrit  seu  en- 
ohcytum  est  domino  feudi  yt  supra  pro  VU  sol.  Maur.  semel 
ad  misericordiam  domini. 
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(6,)  Item  quando  vnus  homo  habet  diem  ad  qnerendam 
«onsilium  de  iudice  ei  datum  hoc  est  quando  accipit  diem 
ad  habendum  consilium,  ille  hom  >  débet  sic  querere  consilium 
primo  in  sua  parrochia  et  tune  in  prima  subtus  se  et  in  alla 
prima  supra  se. 

(7.)  Item  quando  vnus  homo  qui  petit  coram  iudice  cum 
instrumento  in  prima  die  quod  semper  habere  secum  instru- 
mentum in  omnibus  aliis  diebus  coram  iudice,  alias  bene 
potest  amittere  causam  suam  et  non  potest  probare  postea 
cum  hominibus  sic  (si)  hoc  non  retinet  quando  petit  cum  in- 
strumente. 

(8.)  Item  dicitur  quod  est  ius,  quando  vnus  homo  facit 
alteri  homini  questionem  cum  instrumento  vel  cum  testibus, 
qi'.od  feudum  quod  de  eo  habet  sit  ei  commissum  et  deuolu- 
tum,  si  ei  non  soluerit  in  termino  super  hoc  statuto,  et  ille 
terminus  preteriit  quod  non  soluerit  seruicium  et  feudum  est 
deuolutum,  tune  ille  homo  cui  feudum  est  deuolutum  accipit 
feudum  ad  manus  suas  sine  clama  yel  possessione  iudicis, 
tune  non  facit  per  fors  illi  cui  accipit  feudum,  sed  tamen 
domino  est  commissum  de  hoc  super  quod  se  sine  clama  in- 
tromisit  de  feudo  predicto,  licet  sit  in  instrumento  eius  quod 
sine  clama  iudicis  possit  accipere  dictum  feudum^  sed  iura 
domìni  nemo  potest  dare  alteri. 

(9.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  vnus  homo  traxit 
iuste  de  vno  alio  homine  proximitatem  eius  de  vna  vendicione 
possessionis,  quod  ille  homo  tunc  ei  débet  contradicere  et 
inhibere  cum  testimonio  vel  instrumento,  quod  de  illa  pos- 
sessionis vendicione  vlterius  non  intromittat  se  quod  supra 
recursum  postea  non  habeat,  tunc  postea  petere  potest  de  eo 
perfors  et  iniurias,  si  postea  supra  vadat  et  se  aliqualiter 
intromittat  de  dieta  possessione  que  vendita  est  et  tracta  per 
proximitatem  vt  supra  scriptum  est.  • 

(lo.)  Item  quod  feudum  de  quo  datur  suflferta  non  débet 
placitum  licet  sit  feudmn  ligium  vel  planum.  Item  in  vsu- 
fructuario  vel  vsufructuaria  esse  non  debent  placita. 

(11.)  Item  est  ius  quod  quando  homo  rusticus  habet  de 
vno  domino  feudum  homagii  simplicis  vel  salua  fidelitate  do- 
mini episcopi,  quod  ille  homo  non  pótest  vendere  feudum  sine 
laude  domini,  si  non  soluerit  placitum  infra  XV  dies  et  non 
ostenderit  seruicium  super  feudo  quando  eum  vendit  quod 
débet  domino,  et  si  negat  de  feudo  vel  de  seruicio  et  si  non 
veniat  ad  domum  (dominum?)  recognoscere  feudum  eius 
quando  vult  lacere  extentas  eius  quando  dominus  eum  conno* 
«at,  tunc  est  feudum  domino  commissum  et  enchytum  pro  V 
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causis  predictis,  et  si  se  fallit  in  vna  causa  predictarum  et 
si  non  ostendat  feudum  totum  in  extentis,  tane  eciam  est 
commissum. 

(12.)  Item  dicitur  quod  ins  est,  quando  vnus  homo  habet 
feudum  pro  seruicio  et  placito,  quod  de  ilio  feudo  est  ius  vt 
supra,  excepta  vna  causa,  quod  bene  potest  vendere  sine  laude 
domini  Sedunensis,  tarnen  débet  placitum. 

(13  )  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  vna  femina  habet 
pueros  legitimos,  quod  illa  femina  non  accipit  nisi  medietatem 
dotis  eins  cui  dicitur  morkengaba,  et  hoc  est  ius  a  Monte 
Bei  superiuH,  et  ab  aqua  Rappiiie  superi us  dubitatur. 

^14.)  Item  dicitur  quod  ius  est  de  aqua  cui  dicitur  Rap- 
pilly  inFerius ,  quando  vna  femina  que  est  vidua  accipit  ma- 
ritum,  quüd  illi  femine  vidue  de  iure  non  débet  dare  dotem 
cui  dicitur  morkengaba  neo  cresementum  vel  augnientum  do- 
tis eius  de  iure  nisi  de  gracia  speciali  si  aliquid  detur,  et 
credo  quod  ita  sit  a  dicta  aqua  superius  interrogata  veri- 
tate. 

(15.)  Item  dicitur  quod  ius  est  de  aqua  Rappiiie  inferius,. 
quod  vna  femina  que  habet  pueros  legitimos  cum  marito  eius, 
quod  lila  non  accipit  nisi  vsufruotum  super  medietate  bono- 
rum mariti  cum  omni  honere  et  honore  etc. 

(16.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  vnus  homo  est 
condempnandus  quod  reus  est  mortis  vel  quando  vadit  ad 
mortem,  quod  tantum  ille  iudex  in  sua  parrochia  in  primo 
débet  habere  sentenciam  et  tunc  in  duabus  parrochiis  vnam 
superius  se  prima  et  aliam  sub  se  prima,  et  eciam  in  fine 
patrie  hoc  est  in  parrochiis  de  Conches  ille  iudex  débet  ire 
in  primis  duabus  parrochiis  subtus  se,  et  hoc  est  a  Leuoa 
superius  ius. 

(17.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quod  vnus  vir  seu  mari- 
tus  bene  potest  dare  vxori  eius  secure  absque  nomine  testa- 
menti, sed  vxor  non  potest  secure  dare  marito  eius  nisi  per 
formam  testamenti,  et  tunc  secundum  consuetudinem  terre 
Vallesii  vxor  potest  vendere  bona  eius  cum  laude  mariti  eius 
et  postmodum  tunc  dare  marito  bona  mobilia,  quia  mulier 
potest  reuocare  quando  per  modum  testamenti  donatur,  ergo 
valet  donacio  per  modum  testamenti  facta,  quia  si  vir  feoerit 
potest  reuocare. 

(18.Ì  Item  dicitur  quod  ius  est,  quod  vnus  vir  bene  po- 
test assetare  vel  assignare  posare  vxori  sue  eius  dotem  super 
feudo  homagii  ligii  absque  laude  domini  eius,  et  vxori  post 
mortem  mariti  eius  débet  dare  suffertam  dominus  de  feudo 
homagii,  doneo  sit  soluta  de  dote  eius,  et  sufferta  débet  esse 
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secundam  yalorem  feudi,  sed  tarnen  ad  maximum  rlla  sufferta 
magis  valere  débet  quam  I  flor.^  hoc  de  consuetudine  terre 
Talleri. 

(19.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quod  mus  homo  qui 
▼nlt  trahere  proximitatemi  eius,  illum  oportet  specialîter  quod 
flit  presens,  et  si  non  sit  in  patria  tune  si  sit  prope  et  si 
0it  longe,  infra  annum  et  diem  bene  potest  facere  proourator 
eiufl  qui  ille  qui  est  extra  patriam,  sed  alter  bene  potest 
«um  refatare  cum  iure  si  velit,  et  si  ante  cum  refutet^  tarnen 
tunc  ille  qui  est  extra  patriam  non  euadat  tempus  rsque  quo 
procurator  eius  ad  eum  possit  venire  vel  mittere  nuncium 
«uod  ipsemet  veniat.  Item  ille  qui  émit  non  débet  aUquid 
detrahere  de  bonis  emptis  nec  de  mobilibus  nec  de  inmobi- 
libus,  vsque  quod  sciât  si  non  sit  tractum,  et  leuator  instru- 
menti  non  débet  eciam  ingrossare  instrumentum  in  XV  die- 
bus,  et  si  aliquis  trahat,  ille  potest  instrumentum  contradicere 
eum  indice  seculari  et  soluere  notam* 

(20.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  yenditur  aliquid 
de  feudo  homagii  vel  de  plana  iuridicione,  quod  dominus 
feudi  habet  proximitatem  ad  trahendum  dictum  feudum  suum 
quando  feudatarius  eum  vendit,  ante  omnes  amicos  eius. 

(21.)  Item  dicitur  quod  est  ius,  quod  pro  decimis  non 
debent  facere  ius  indices  seculares,  nisi  indices  spirituales 
vel  canonici.  Hoc  est  verum. 

(22.)  Item  heredes  viri  nobilis  possunt  dimittere  feudum 
homagii  ligii  vel  planum  et  aliam  hereditatem  patris  eorum 
accipere  non  eo  mynas,  sed  tamen  non  debent  se  aliquid 
intromittere  de  feudo  homagii  post  mortem  patris  et  matris 
eorum,  vel  eius  si  sit  iilia,  illi  débet  dari  sufiferta,  si  velit 
habere  feudum  homagii. 

(23,)  Item  heredes  vnius  viri  rustici  non  possunt  dimit- 
tere vel  relinquere  feudum  homagii  ligii  vel  planum ,  si  non 
dimittant  omnia  bona  seu  totani  hereditatem  patris  vel  matris 
eorum,  vel  eius  si  velint  habere  aliam  hereditatem,  tunc  oportet 
cos  eciam  habere  feudum  homagii  ligii  vel  plani. 

(24.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  vnus  homo  habet 
usufructum  de  consuetudine  Vallesii,  eius  bona  mobilia  non 
debent  poni  in  scriptis  et  heredes  eius  non  sunt  choacti  ad 
reddendum  nisi  res  hereditarias ,  et  ille  homo  non  débet  in- 
^!r*c^-  *^^ores  que  portant  fructus  nec  frangere  domus  nec 
edifficia  et  est  choactus  ad  manutenendum  tecta  vbi  vsufruc- 
tum  eius  habet. 

(25.)  Item  si  res  eius  omnia  sint  mobilia,  tunc  debent 
reuerti  ad  heredes. 
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(26.)  Item  dicitur^  si  homo  non  habeat  nisi  mobilia^  hoe 
est  sicut  hereditas  in  aliis  cansis. 

(27.)  Item  quando  vnus  tutor  vnlt  relinq^ere  tutorium 
-eiua,  tune  débet  ire  ad  illnm  iudicem  qui  eum  dédit  pro  tu- 
tore,  et  ille  iudex  débet  hoc  denunciare  in  ecclesia  quod  dio« 
tus  tutor  relinquit  tutorium  et  quod  vult  reddere  computum 
indici  et  amicis  in  die  quam  tune  iudex  dat,  et  vult  dare 
alium  tutorem  illi  cuius  tutor  erat  ille  qui  relinquit  tutorium, 
et  si  amici  non  reniant  ad  diem  predictam  ipsis  assignatam^ 
tune  débet  iudex  dare  tutorem  illi  yel  ille  qui  vel  que  de  eo 
indiget  et  eciam  accipere. 

(28.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  vnus  homo  émit 
de  yno  alio  homine  seruicium  super  vna  possessione  et  pro- 
mittit  seruicium  garentire,  et  possessio  ac  feudum  postea 
non  valet  tantum,  tune  débet  ille  qui  vendidit  seruicium 
alteri  qui  émit  seruicium  seruire  et  bonum  facere  vel  ei  red- 
dere peccnniam  quam  habuit  ab  emptore  seruicii  pro  predicto 
seruicio,  et  hoc  fuit  cognitum  in  Seduno  patri  meo. 

(29.)  Item  ius  est  quod  heredes  hominis  defnncti  non 
8unt  choacti  de  iure  ad  soluendum  clamas  et  freuiarias  et 
banna  si  non  sunt  marciate  post  mortem  eins,  et  si  sunt 
marciate,  tunc  est  debitum^  tunc  debent  solui. 

(30.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quod  heredes  vt  supra 
non  sunt  choacti  de  jure  ad  soluendum,  si  homo  deffunctus 
habuerit  litem  yel  lites  cum  aliquibus  personis  et  quod  ei 
fecerit  minas  et  insidias  vel  si  ei  yel  eis  fregerit  treugas  seu 
treues  que  facte  sunt  sine  pena  aliqua,  hoc  tratum  (sie)  por- 
tât homo  mortuus  secum  in  terram  in  sepulturam. 

(31.)  Item  dicitur  quod  ynus  castellanus  vel  iudex  qui 
«um  loco  tenet  dominus  terre  non  débet  de  jure  recuperare 
clamas,  postquam  reliquit  officium  eins,  sed  tamen  si  clama 
esset  marciata,  tunc  est  debitum,  illud  débet  recuperare  de 
iure. 

(32.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  vbi  vnus  tutor  rendit 
de  bonis  illius  yel  illorum  puerorum  cui  rei  quibus  tutor 
ipse  est,  quod  non  ralet  illa  rendicio,  nisi  habeatur  littera 
domini  episcopi  de  suo  decreto,  et  quod  ipse  confirmât  ren- 
dicionem. 

(33.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  mus  homo  lau- 
dauit  coram  alio  homine  et  datur  actori  dies  ad  probandum 
peticiooes  suas  rei  autem  dimittere  ad  iuramentum  alteriu« 
vel  ipse  autem  iurare,  et  si  reus  tunc  non  reniât  ad  illam 
diem^  tunc  débet  actor  dicere  ego  dimitto  ad  reum  iuramen- 
tum, et  tunc  nemo  est  pro  reo  ibi,  tunc  actor  est  sic  prose- 
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cutuB  causam  eius  et  ibi  non  potest  reus  niai  actori  soluerit 
expensas  vbi  ius  est  laudaturn,  licet  tarnen  non  sit  ibi  pre- 
sens,  et  vbi  ius  non  est  laudatum,  ibi  bene  potest  reus  vel 
actor  soluere  expensas  quando  non  est  presens,  et  ineipere 
de  nouo,  et  débet  semper  soluere  expensas  secundum  taxa- 
cionem  carie  iudicis. 

(34.)  Item  dicitur  quod  ius  est,  quando  vnus  homo  dat 
post  mortem  eius  terciam  partem  omnium  bonorum  suorum 
vel  plus,  quod  tuno  illa  donac'o  non  débet  specialiter  ire 
super  hereditatem  eius,  sed  débet  se  diuidi  super  mobilia 
et  aquesita  eius,  licet  habeat  multum  de  aquesitis  et  de 
mobilibus,  si  non  dat  specialiter  supra  mobilia  et  aquesita. 


Nr.  18. 

Die  Artikel  toh  Nalers. 

1446,  Januar  28. 
Diese  wird  im  Zasammenhang  der  folgende  Band  bringen. 


Nr.  20. 
Capitulation  des  Bischofs  Jost  von  Silenen. 

Naters,  1487,  Mai  18. 

(Archiv  anf  Valeria,  gleichzeitiä^e  Copie  anf  Papier,  Rign.  B  2S.  Eine  andere 
Copie  im  Pfarrarchiv  an  Ernen  A  35.) 

In  nomine  Domini  amen.  Per  hoc  presens  et  publicom 
instrumentum  cunctis  pateat  euidenter  et  sit  manifestum,  qaod 
anno  a  natiuitate  eiusdem  millesimo  CCCC*  LXXXVII*  indi- 
cione  quinta  cum  eodem  anno  sumpta  die  vero  XYIII  menais 
maii  apud  Brigam  fuerunt  personaliter  constituti  in  Consilio 
generali  patriotarum  Yallesii  nuncii  omnium  desenorum  diete 
patrie  Yallesii,  qui  ex  matura  inter  eos  habita  deliberatione 
qnandam  supplicationem  reuerendo  in  Christo  patri  et  domino 
nostro  domino  Jodoco  de  Sillinon  Dei  et  apostolice  sedis  gratia 
episcopo  Sedunensi  prefecto  et  corniti  Yallesii  exhibuerunt, 
cuius  tener  sequitur  et  est  talis:  Nuncii  desenorum  patrie 
Yallesii  in  Consilio  generali  congregati  supplicant  reu.®  do- 
mino nostro  domino  Jodoco  de  Sillinon  Dei  gratia  episcopo 
Sedun.  prefecto  et  comiti  Yallesii  obseruari  et  adimpleri  per 
eum  deinceps  eisdem  patrioti«  capitula  infraecripta* 
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Et  primo,  quod  promissiones  facte  per  dominum  Albiiiom 
militem  fratrem  prefati  domini  episcopi  et  certos  alios  suos 
parentes  et  amicos  contente  in  articulis  confectis  tempore 
postulationis  et  prömotionis  prefati  domini  epii2(ccpi  per  in- 
tegrum et  inconcusse  obseruentur,  quorum  effectus  sequitur 
et  est  talis. 

(1.)  Et  primo  quod  ipso  reuerendus  dominus  noster  epis- 
copus  per  se  et  eins  ncarios  et  locumtenentes  exeroeat  iuri- 
dicionem  spiritualem  seorsum  et  temporalem  quoque  separa- 
tim  a  spirituali,  et  in  causis  temporalibus  habeat  ferre  sen- 
tencias  cum  Consilio  laicorum  sicut  antiquitus  erat  consuetum, 
et  non  per  solempnitates  legum  et  iurium  ciuilium  neque  per 
stilum  iuris  scripti,  sed  secundum  bonos  constnmarios  eorun- 
dem  loGorum. 

(2.)  Item  quod  in  causis  appellacionum  in  temporalibus 
sentencie  ipsius  reu.*  domini  episcopi  seu  eius  locumtenentis 
reuideantur  per  ius  consuetudinarium  per  constumariorum 
patrie  cognicionem  in  consiliis  generalibus,  sicut  etiam  fuit 
consuetum  ab  antiquo. 

(3.)  Item  quod  ipse  rcuerendus  dominus  noster  Sedu- 
nensis  episcopus  personalem  habeat  residenciam  in  hao  patria 
Vallesii  vita  eius  durante  nee  resignet  alicui  alteri  episcopa- 
tum  Sedun.  vllo  modo  prêter  consensum  venerabilis  capituli 
Sedui.  et  patriotarum  Vallesii. 

(4.)  Item  supplicant  quod  testamenta  sacerdotum  ruralium 
et  capellanorum  rite  et  racionabiliter  facta  per  modum  per 
eos  testatum  obseruentur  per  prefatum  dominum  episcopum 
et  eius  seruitores,  dum  tarnen  prefatum  dominum  episcopum 
de  ipsorum  bonis  in  aliquo  racionabiliter  recognoscant,  prout 
ab  antiquo  fuit  consuetum. 

(ö.)  Item  si  aliquis  dictorum  sacerdotum  ruralium  et  ca- 
pellanorum intestatus  decedat,  tunc  prefatus  dominus  epis- 
copus tantum  eorum  bona  mobilia  acquisita  et  lucrata  potere 
possit  et  non  alia,  exceptis  bonis  bastardorum  sacerdotum, 
que  casu  prémisse  accidente  pertinent  prefato  domino  episcopo. 

(6.)  Item  quod  donaciones  ryte  facte  et  fiende  secundum 
patrie  consuetudinem  per  aliquos  donatores  liberis  eorum  ba- 
stardis  et  naturalibus  aut  aliis  personis  sub  condicionibus  in 
huiusmodi  donacionibus  contentis  obseruentur,  et  ipse  condi- 
ciones  apposite  et  apponendo  in  eorum  viribus  subsistant. 

(7.)  Item  quod  prefatus  dominus    episcopus   nullam   per- 
sonam  patrie  sue  Yaliesii   incaroerari  faoiat   sine  cognicione 
precedente,  dum  tarnen  personalem  caucionem  prestare  offerat,' 
nisi  pro  crimine  capitali  reperiretur  in  fuga. 
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(8.)  Item  qaod  prefatus  dominas  episoopua  circa  pênas 
delinqaenoiom  non  excédât  statata  et  antiqaam  obseruatam 
consaetadinem  patrie  Yallesii,  et  quod  mite  et  graciose  pro- 
cedat secundam  demerita  delictorum,  necnon  libertates  et 
francbesias,  bonos  rsus  et  consuetadines  omnium  et  singolo- 
rum  locorum  patrie  Yallesii  obseraare  et  per  officiarios  sacs 
obseraari  facere  dimetur. 

(9.)  Item  quod  prefatas  dominas  episcopus  procuret  corn 
efFecto,  yt  somma  peccunialis  debita  dominis  Friburgensibos 
eis  sohiatur  in  tantum  quod  ralida  quittantia  inde  ab  eisdem 
dominis  habeatur  per  patriotas  iuxta  formam  arresti  pridem 
facti  inter  prefatam  dominum  episcopum  et  patriotas  Yallesii 
rna  cum  retentis  si  que  debeantur. 

(10.)  Item  quod  prefatus  dominus  episcopus  ex  nunc  in- 
futurum  non  debeat  mouere  aut  fieri  procurare  aliquod  bellum 
aut  aliquod  arduum  negocium  concernens  patriam  Yallesii 
sine  consensu  et  yoluntate  omnium  patriotarum  aut  nuncioram 
a  communitatibus  patrie  huius  Yallesii  deputatorum. 

(11.)  Item  quod  precia  sigillorum  sentenciarum  et  decre- 
torum  ex  nunc  non  aebeat  augmentare,  sed  illa  recipere  et 
dimittere  secundum  que  hucusque  solui  fuerunt  consueta. 

(12.)  Item  quod  prefatus  dominus  episcopus  ex  nunc  ho- 
mieidas  a  patria  profugos,  qui  cum  parentibus  et  amiois  inter- 
fecti  concordauerunt,  admittere  velit  pro  decenti  et  moderata 
composicione  secundum  antiquam  consuetudinem  curie  Sedu- 
nensis* 

(13.)  Item  quod  prefatus  dominus  episcopus  exinde  super 
aliqua  persona  manus  non  apponat  violentas,  sed  errantes 
per  formam  iuHticie  corrigat. 

(14.)  Item  quod  prefatus  dominus  episcopus  exinde  som- 
mariam  insticiam  ministret  et  ministrari  faciat  tam  contra 
Oeorgium  super  Saxo  quam  contra  quascunque  personas,  se- 
motis  omnibus  fauoribus. 

(15.)  Item  quod  solucionem  pedagiorum  dimittat  secun- 
dum jintiquam  consuetudinem  in  talibus  obseruatam  et  in 
suis  locis. 

Et  pro  premissis  per  prefatum  dominum  episcopum  ob- 
seruandis  prefati  nuncii  patriotarum  remittunt  et  quittant  pre- 
fitto domino  episcopo  querelas  quas  se  habere  dicebant  de 
certis  aliis  tractacionibus  nimis  r^^rosis  in  personis  et  bonis 
oertomm  patriotarum. 

Qua  quidem  supplicaoione  sic  porrecta  et  eins  tenore  ^er 
preialuin  reuerendum  dominum  nostrum  Sedun.  episcopum 
mature  oonsiderato,  saper  supplicatis  laudem  pariter  et  ©on- 
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êenaoni  appostiit,  pront  in  Uteris  mis  domimoalibus  sabin* 
Bertis  oontiiìetiir. 

Nos  Jodoous  de  Sillinon  Dei  et  apostolice  sedia  gracia 
episcopns  Sedunensis  prefectus  et  cornes  Yallesii  prodentibus 
et  sapientibus  viris  nunciis  omnium  desenorum  patrie  Yal- 
lesii salutem  beniguolenciam  et  honorem.  Visa  supplications 
vestra  nobis  vostri  parte  in  Consilio  generali  patrie  nostre 
e^^hibita  in  articulis  suprascriptis  yobis  conpiacere  cupientes 
quantum  possumus,  ideo  omnia  et  singula  in  eadem  suppli- 
cacione  et  articulis  seu  capitulis  contenta  laudamus,  ratifica- 
mus  et  approbamus  ac  obseruare  necnon  per  officiarios  nostros 
obseruari  volamus  inconcusse^  vt  nobis  beniuoli  sitis  et  in 
parendo  prompciores;  protestantes  tarnen  et  expresse  reser- 
uantes  in  omnibus  et  singulis  premissìs  articulis^  quod  rbi- 
cunque  sciremus  iuridice  estendere,  quod  premissa  in  aliqua 
sui  parte  vel  partibus  essent  contra  lìbertatcs,  iura  seu  pri- 
uilegia  et  franchesias  ecclesie  nostre  Sedunensis,  quod  ea  in 
illis  parte  et  partibus  seruare  non  teneamur  ncque  rolumus, 
prout  eciam  in  nostra  institucione   sollempniter   promisimus. 

Datum  in  castro  nostro  saxi  de  Narres  die  et  anno  pre- 
missis. 

Super  quibus  premissis  has  literas  sub  sigillo  nostri  pre- 
libati episcopi  Sedunensis  duximus  concedendas;  necnon  pre- 
dictì  nuncii  patriotarum  iusserunt  illas  per  infranomìnatos  no- 
tarios  ad  opus  eiusdem  domini  episcopi  pro  suo  interesse 
preceperunt  confici  scribi  et  subsignari  in  ndem  et  robur  pre- 
missorum.  Anthonius  Willenci,  Qeorgius  Maioris,  Johannes 
de  Prensseriis,  Georgius  Nansetus. 

Die  von  diesem  Johannes  de  Prensseriis  ansgefertìgte,  ini  Archiv 
su  Ernen  befindliche  Copie  hat  noch  folgenden  Znsats: 

Nos  Franciscns  de  Platea  ballinus  patrie  Vallesii  notnm  facimus  . . . 
qaod  dieti  nnncii  commnnitatnm  predictamm  vnanimiter  conuenemnt  et 
pîomisemnt  eomm  fide  media  loco  inramenti ....  qaod  quilibet  desenns 
expensis  suis  propriis  per  viam  instloie  debeat  manntenere,  defendere  et 
protegere  contra  quasennque  personas  premissas  litteras  arresti  et  appnnc- 
taamenti  et  contenta  in  eisdem  ant  eorum  aliqua  infringere  volontés   aot 

illis  contra  ire  vel  facere  volentes Datum  et   actnm  Brige  snbtns 

sosta  die  XVIII^  maii  anno  Domini  W  GCGC<»  LXXXVIP  presentibns  Petro 
Fnntiner,   Thöni  Helenbarter  familiär  ibus    nostri  s  et  Petro   de  Platea  de 
Grimisia  et  notariis  infrascriptis  .  . . 
Georgius  Haior  not.  ftlauricius  Rleinmann  not 

Johannes  de  Prensseriis  not. 
Sig.  impr.  domini  balliui« 


^96  fìechtsqatUen  des  Gautong  Wallii. 

Nr.  21. 
Landsatzungen  der  sieben  Zenden  des  Wallis. 

Sitten,  1496,  April  19. 

(Abschiednotizen  bis  1499,  Gonvolnt  auf  dem  Gemeindearchiy  Sitten.    Perg. 
and  Pap.  mehrfach.) 

Nos  coinmunitates  omnium  desenorum  patrie  Vallesii  in 
vnum  in  prato  fori  ciuitatis  Sedunensis  congregate  pro  refor- 
matione  et  statu  reipublice  ac  commodo  patrie  vnanimiter 
ordinauimus  et  fecimus  statuta  et  ordinationes  que  sequuntur, 
quas  perpetue  in  futurum  volumus  inuiolabiliter  obseruari 
iuramentis  nostris  manibus  eleuatis  prestitis. 

(1.)  Et  primo  qxLod  Beuerendisoimus  Dominus  Episcopus 
Sedunensis,  qui  pro  tempore  fuerit,  non  habeat  nee  habere 
debeat  nisi  duos  procuratores  phiscales,  vnum  pro  Romanis 
et  alium  pro  Alamannis,  qui  solitam  habeant  residentiam  in 
oitiitate  Sedunensi  et  nuUos  substituere  possint  publicos  nee 
secretos  procuratores  nee  solicitatores ,  qui  quidem  procura- 
tores  phiscales  non  debeant  formare  processus  contra  aliquas 
personas  nisi  de  causis  publicis  et  que  ex  voce  et  fama  pro- 
baii  possint;  et  huiusmodi  causarum  phiscalium  de  beat  esse 
iudex  in  delictis  spiritualibus  dominus  vicarius  Sedunensis, 
in  prophanis  vero  balliuus  Vallesii  aut  iudex  deseni  in  quo 
accusatus  moram  trahet;  et  postquam  pars  intitulata  proces- 
sui  responderit  et  cautionem  ydoneam  de  iuri  stando  presti- 
terit,  debeat  eydem  concedi  copia  processus  et  admitti  ad 
suas  faciendas  defensiones. 

(2.)  Item  quod  nuUus  debeat  pro  quocunque  crimine 
detineri  neque  captiuari,  nisi  clama  vel  cognitio  super  inde 
precesserit  specialis,  vel  reperiatur  in  maleficio  quod  exigat 
detentionem  corporaleni,  aut  esset  fugitiuus. 

(3.)  Item  quod  quando  aliqua  persona  patrie  Vallesii 
aliquam  fecerit  donationem  vel  concessionem  de  certis  bonis 
suis  tam  mobilibus  quam  immobilibus  liberis  suis  naturalibus 
et  bastardis  sub  condicionc  quod  si  décédèrent  sine  liberis 
legitimis  a  suis  corporibus  procreatis,  eo  casu  quod  bona 
donata  vel  concessa  reuerti  debeant  ad  donatorem  seu  eius 
heredes,  tunc  talis  condicio  apposita  locum  et  efFectuni  habere 
debeat  et  per  Episcopum  Sedunensem  inconcusse  obseruari 
et  nuUathenus  infringi,  alia  vero  bona  et  acquisita  ipsoruni 
naturalium  et  bastardorum  Episcopo  Sedunensi  iure  regalie 
patrie  Vallesii  deuoluantur;  et  quod  ipsi  naturales  et  bastardi 
rite  et  legitime  secundum  consuetudinem  patrie  Vallesii  atque 
loci  in  quo   residebunt    possint   facero    donationes   de   bonis 
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eorundem;  «i  vero -fiant  donationes  perpetue  eysdein  natura- 
libus  et  bastardis  absque  quauis  condicione  et  decesserint 
absqae  liberis  legitimis  et  intestati;  tunc  eorum  bona  eidem 
domino  Epìscopo  Sedunensi  deuoluantur. 

(4.)  Item  quod  pro  simplici  adulterio  Episcopus  Sedunen- 
sis  tantum  exigat  très  libras,  pro  incestu  vero  non  exoedat 
XXV  libras,  sed  eandem  penam  misericorditer  moderare 
velit. 

(5.)  In  simplici  vero  fornicatione  non  exigatur  pena 
peccunialis;  sed  ecclesiarum  curati  et  rectores  habeant  potes- 
tatem  absoluendi;  prout  su:  ab  antiquo  extitit  consuetum. 

(6.)  Item  quod  sacerdotes  seculares  patrie  huius  Vallesii 
beneficiati  et  non  beneficiati  possint  secundum  huius  patrie 
consuetüdinem  et  libertates  locorum,  in  quibus  eos  residere 
contigerit,  condere  testamenta,  que  testaraenta  vt  premitti- 
tur  facta  per  Episcopum  Sedanensem  non  infringantur,  dum 
tarnen  dicti  sacerdotes  ipsuni  dominum  Episcopum  in  suis 
testamentis  recognouerint  de  aliqua  summa  moderata  secun- 
dum suorum  beneficiorum  qualitatem;  si  qui  vero  sacerdotes 
patriote  intestati  décédant;  Episcopus  Sedunensis  tantum 
recipiat  eius  bona  mobilia,  que  ab  ecclesia  processerint  et 
non  ex  bereditatC;  extraneorum  vero  sacerdotum  in  hac  patria 
commorantium,  si  intestati  decesserint ,  omnia  eorum  bona 
tam  mobilia  quam  immobilia  Episcopus  Sedunensis  tamqaam 
sibi  deuoluta  licite  apprehendere  valeat,  prout  sic  ab  antiquo 
fuit  obseruatnm. 

(7.)  Item  quod  Episcopus  Sedunensis  pro  sigillis  senten- 
tiarum  diffinitiuarum  in  causis  regalie  pro  siuiplici  debito 
recipiat  vnum  florenura  Rencnsem  et  pro  aliis  diffinitiuis 
sententiis  bonorum  immobilium  duos  Renenses,  in  causis  vero 
communitatum  quattiior  florenos  Renenses  pro  sigillis  senten- 
tiarum  diffinitiuarum  recipiat. 

(8.)  Item  super  expensis  manutenentie  patrie  inferioris 
Episcopus  Sedunensis  et  communitates  predicte  huiusmodi  ex- 
pensas  supportare  debeant  prout  prius  extitit  ordinatum,  et 
quod  in  breui  ibidem  fiant  recognitiones  feudorum  et  censuuni, 
de  commissionibus  vero  dictorum  feudorum  Episcopus  Sedu- 
nensis et  patriote  insequantur  apunctuamentum  prius  super 
inde  factum  ;  quando  autem  oratores  mitterentur  extra  patriam 
pro  iuribus  mense  episcopalis  et  commodo  reipublioe,  debeat 
Episcopus  Sedunensis  supportare  medietatem  expensarum  et 
patriote  aliam  medietatem. 

(9.)  Item  quod  conphiscatio  bonorum  mobilium,  que  fit 
propter  crimen  furti  et  simplicis  homicidii,  pertineat  Episcopo 
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Sednneiifli  tamquam  alto  Domino  et  Principi,  de  qua  index 
qui  facit  exeqnationem  peroîpere  débet  expensas  moderatas 
et  bannam  trium  librar om;  bona  antem  immobilia  non  con- 
phiscantor;  sed  si  non  snfficiant  mobilia  pro  expensis  offi- 
ciarli,  tnno  potest  capere  de  bonis  immobilibus,  Tsqae  suas 
moderatas  consequatur  expensas,  saluis  libertatibus  et  con- 
suetudinibus  singulorum  locorum  dicte  patrie.  Debeatquepro 
furto  commisse  parti  lese  et  dampnificate  super  bonis  immo- 
bilibus  furis  debita  emenda  et  satisfactio  fieri. 

(1(\)  Item  quod  detenti  pro  aliquo  crimine  vel  maleficio 
non  aebeant  duci  ad  carceres  extra  desenam,  in  quo  moram 
trahere  consueuerint,  sed  iudex  illius  loci  iuxta  exigentiam 
criminis  in  eodem  deseno  faoiat  exequutionem ,  prout  ab  an- 
tiquo solitum  est,  nisi  casus  esset  tarn  arduus  quod  esset 
talis  incarceratus  coram  domino  Episcopo  remittendus  cum 
Consilio  patriotarum. 

(11.)  Item  quod  dominus  Episcopus  Sedunensis  per  suos 
officiarios  et  procuratores  non  debeat  facere  fieri  aliquas 
sécrétas  inquisitiones  contra  aliquas  particulares  personas 
nisi  pro  criminibus  honorem  et  conphiscationem  corporis  et 
bonorum  concementibus. 

(12.)  Item  quod  dominus  Episcopus  Sedunensis  pro  sigillo 
litterarum  dimissoriarum  ad  sacros  ordines  recipiendorum 
conficiendarum  recipiat  pro  sigillo  decem  solides. 

(13.)  Item  quod  dominus  Episcopus  Sedunensis  vnicuique 
ius  patronatus  habenti  tarn  ecclesiarum  parrochialium  altarium 
et  capellarum  huiusmodi  iure  patronatus  gaudere  vti  et  frui 
permittat ,  et  ad  ipsius  patroni  presentationem ,  dum  fuerit 
requisitus,  presentatum  instituât  in  huiusmodi  beneficio,  dum 
ydoneus  et  sufficiens  fuerit  repertus,  et  pro  sigillo  institutionis 
simplicis  capello  vel  altaris  accipiat  vnum  Benensem  et  pro 
curis  ad  gratiam  moderatam  ipsius  domini  Episcopi. 

(14.)  Item  quod  vnusquisque  créditer  a  suo  debitore 
recipiat  solutionem  secundum  rsum  deseni  in  quo  débiter 
residebit;  si  sic  inter  partes  fuerit  conuentum,  et  si  débiter 
a  creditore  fuerit  citatus  in  curiis  domini  Episcopi  Sedunen- 
sis aut  eius  officialis  pro  aliquo  simili  debito,  possit  débiter 
presentare  in  manibus  alicuius  officiarli  solutum  creditori 
iuxta  consuetudinem  deseni,  et  si  créditer  de  eadem  presen- 
tatione  contentari  noUet,  sed  vellet  vlterius  in  dieta  oompa- 
rere,  condempnetur  créditer  debitori  in  expensis. 

(15.)  Item  quod  slngule  communitates  desenorum  patrie 
Yallesii  possint  inter  eos  eligere  sues  officiarios,  qui  dum  per 
communitatem   loci   fuerint   vnanimiter    aut   a   maiori    parte 


Gommunitatû  eleoti  et  prefato  domino  Episcopo  presentati, 
ipse  dominus  Episcopus  debeat  ipsoe  oonfirmare,  niû  foret 
cavsa  légitima  in  aduersum,  videlicet  quod  non  reperiretnr 
ydoneus. 

(16.)  Item  insequendo  tenorem  statutorum  patrie  huiiis 
Valleaüy  qaod  si  ait  aliquis  habens  bona  paterna  et  materna 
hereditaria  decedens  intestatus  sine  iiberis  legitimis  a  suo 
proprio  corpore  procreatis  superstitibus ,  bona  paterna  porti- 
néant  proximioribus  suis  ex  latore  paterno  et  bona  materna 
proximioribus  ex  latere  materno,  quamuis  illi  duo  proximi 
non  sint  in  pari  g^adu  illius  mortui,  quia  oranis  hereditas 
eo  castt  reuerti  débet  ad  latus  et  lineam  vnde  processit,  et 
si  ex  parte  patris  non  reperiantur  parentes  ant  consanguinej, 
Illa  hereditas  peruenire  débet  parentibus  maternis,  et  eoontra 
eodem  modo  de  bonis  maternis,  vsque  ad  quartum  gradum 
inolusiue« 

(17.)  Item  quod  dominus  Episcopus  Sedunensis  dum  re- 
quisitiis  fuerit  non  reoaset  dispensationes  et  licencias  dare 
super  viatico  celebrare  in  diebus  patrociniorum  et  dedicatilo- 
nnm  ecclesiarum,  et  pro  sigilli»  taliam  dispensationum  miseri- 
corditer  procedat,  rbi  vero  concerneret  rtilitatem  reipublice, 
quod  nil  inde  recipiat. 

(18.)  Item  quod  dominus  Episcopus  Sedunensis  familiäres 
suos  presertim  ministrantes  iustitiam  in  causis  debitorum  in 
caria  sua  habeat  et  teneat  et  non  in  aliis  locis  patrie,  qui 
nulles  ponant  Substitutes. 

(19.)  Item  quod  famuli  domini  balliui  debeant  facere 
continuam  residentiam  in  curia  domini  Episcopi  aut  eins  bal- 
liui et  non  alibi,  qui  debeant  capere  moderatum  salarium 
▼idelicet  de  qualibet  leuca  très  amor,  cum  expensis;  etiam  si 
plures  causas  tractaret,  plus  non  recipiat. 

(20.)  Item  quod  sentencie  diffinitiue  a  quibus  appellatur 
coram  patriotis  Vallesii  debeant  reuideri  in  Consilio  generali 
patriotarum  per  dominum  balliuum  cum  Consilio  eorundem 
et  sigillo  ipsius  domini  balliui  sigillari,  in  quibus  dominus 
Episcopus  dum  sibi  placuerit  habeat  interesse. 

(21.)  Item  quod  dominus  Episcopus  per  totam  eius  pa- 
triam  Yallesii  non  debeat  arrestare  ncque  inhibere  aliquas 
denariatas  vénales  nisi  de  consensu  suorum  patriotarum. 

(22.)  Item  quod  omnia  et  singula  theolonia  et  datia 
debeant  per  totam  patriam  Yallesii  remanere  sub  taxa  ab 
antiquo  vsitata  et  obseruata. 

(23.)  Item  quod  patriote  Yallesii  a  Morgia  Contegii  in- 
ferius  commorantes  infra  limites  totius  patrie  gaudere  et  frui 
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possint  et  debeant  capitulis  suprascriptis  et  aliis  bonis  rsibus 
prout  ceteri  patriote  gaudere  soient. 

(24.).  Item  super -mina  argentea  vallis  de  Bagnyes  ordi- 
natam  est  et  arrestatum,  qaod  Episcopas  Sedunensis,  qui  pro 
tempore  fuerit,  pro  iure  suo  regalie  qaod  sibi  in  ipsa  mina 
spectare  et  pertìnere  posset,  debeat  habere  decimam  argenti 
diete  mine,  et  vlterius  habere  possit  dum  roluerit  mercatum 
argenti  aptati  et  purificati  pretio  Septem  florenorum  Renen- 
sium    sibique  liceat  de  eodem  argento  faoere  monetam. 

(25.)  Item  quod  Episcopus  Sedunensìs  et  sui  officiarii 
teneantur  et  debeant  attendere  et  obseruare  cum  effectu  et 
inconcusse  singulis  desenis  et  locis  patrie  Yallesii  suas  liber- 
tates,  franchesias  et  eorum  bonos  vsus  et  consuetudines  ab 
antiquo  obseruatas. 

(26  )  Item  quod  dominus  Episcopus  Sedunensis  non  de- 
beat tenere  nec  habere  sigillum  nisi  in  ciuitate  Sedunensi  et 
in  locò  vbi  personaliter  interfuerit. 

(27.)  Item  quod  dominus  Episcopus  Episcopatum  Sedu- 
nensem  non  possit  nec  debeat  alicui  persone  nec  in  fauorem 
alicuius  resignare  sine  consensu  et  voluntate  venerabilis  ca* 
pitali  Sedunensis  et  omnium  communitatum  desenorum  patrie 
Vallesii. 

Quibusquidem  capitulis  impresentia  predictarum  commu- 
nitatum lectis  et  aperte  expositis  ac  per  easdem  communi- 
tates  laudatis  et  ratificatis  ac  obseruari  promissis  prouidi 
viri  Georgius  Supersaxo  notarius  ciuis  Sedunensis,  Gaspardus 
ze  Lowinen  olim  maior  de  Consches,  Willelmus  filius  Ânsermi 
uff  der  Heccon,  Hans  Wizen  deseni  de  Consches  amici  et 
consanguinei  reueren dissimi  patris  et  domini  domini  Nicolai 
Schiners  episcppi  electi  ecclesie  Sedunensis  se  sponte  constitue- 
runtfideiussoresderatifficando,  confirmandoet  approbandoatque 
sigillando  premissa  omnia  et  singula  capitala  suprascripta, 
quam  primum  a  sancta  sede  apostolica  fuerit  in  episcopum 
confirmatus. 

Actum  Seduni  in  prato  fori  die  XIX*  mensis  aprilis  anno 
Domini  millesimo  quatercentesimo  nonagesimo  sexto  sub  si- 
gillorum  omnium  desenorum  patrie  Vallesii  apensione  et  ma- 
nualibus  signetis  notariorum  infrascriptorara  in  robur,  fidem 
et  veritatis  testimonium  omnium  et  singulorum  premissorum. 


Die  Konknrs-  nnd  WechselfSbigkeìt  nach  dem  Entwürfe 
des  Bnndesgesetjces  ftber  Sehnldbetreibnng  nnd  Kenknrs. 

Von  Dr.  Ludwig  Sibgmünd  in  Basel. 


Mit  dem  Bandesgesetze  über  Betreibung  und  Konkurs 
soU  ein  weiterer,  wichtiger  Theil  unseres  Rechtslebens  ver- 
einheitlicht und  in  den  Rahmen  des  Bundesreohtes  eingereiht 
werden.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  der  spekulativen 
Theorie  angehörendo  Rechtssphäre,  sondern  um  rein  konkrete, 
jedermann  fassliche  und  direkt  in  das  Leben  hineingreifende 
Dinge,  um  Rechtss&tze,  die  für  die  sofortige  Exekution  ge- 
schaffen and  für  Handel  und  Wandel  von  der  einschneidendsten 
Wirkung  sind. 

Konkursfähig  oder  Nichtkonkursfähig,  darnach  soll  sich 
in  Zukunft  die  ganze  Bevölkerung  eintheilen;  die  Antithese 
ist  wichtig  genug,  dass  wir  sie  einer  eingehenden  Prüfung 
unterziehen,  um  so  mehr,  als  mit  der  Konkursrähigkeit  zu- 
gleich auch  in  untrennbarer  Weise  die  Wechselfähigk'eit  ver- 
bunden und  somit  für  einen  grossen  Personenkreis  ein  doppeltes 
Interesse  vorhanden  ist. 

Das  Mittel,  um  die  Konkurs-  und  Wechselfahigen  zu 
erkennen,  bildet  das  Handelsregister  ;  wer  in  der  vom  Gesetze 
bestimmten  Weise  im  Handelsregister  eingetragen  ist,  wird  der 
vollen  Weohself&higkeit,  d.  h»  der  wechselrechtlichen  Belang- 
barkeit,  theilhaftig  und  kann  auf  Konkurs  betrieben  und  fallit 
gemacht  werden.  Wer  gar  nicht  oder  nicht  in  der  vom  Ge- 
setze vorgesehenen  Qualität  eingetragen  ist,  der  ist  weder 
konkurs-,  noch  wechselfìlhig.^) 

^)  Die  Ausdrücke  „konkurs-  und  wechselfähig''  werden  immer  in  dem 
bestimmten  Sinne  gebraacht  von  : 

1.  solchen,  die  gemäss  Art.  68  des  Betreibungs-  und  Konkarsgesetzes 


802  Dr.  Ludwig  Siegmnnd  : 

Stellen  wir  zuerst,  um  allen  Verwechslungen  rorzabeugen, 
fest,  wer  überhaupt  das  Recht  oder  die  Pflicht  hat,  sich  in 
das  Handelsregister  einzutragen,  und  rekapitulieren  wir  in 
Kürze  de)i  Stand  der  bis  heute  geltenden  (resetzgebang  in 
dieser  Hinsicht. 

Das  Handelsregister  umfasst: 
Dm  I.  Das  Register  A  (Firnienbuoh,  Handelsregister  im  engem, 

T^^  volkathümlichen  Sinne), 
uiid  Min  In  diesem  werden  eingetragen  : 

Inhalt:  jx  jj-^  Einzelfiruien  (0.  865.  2  u.  4). 

A.  2)  Die  KoUektirgesellschaften  (0.  502). 

3)  Die  Kommanditgesellschaften  (0.  590). 

4)  Die  Aktiengesellschaften  (0.  612.  623). 

5)  Die  Kommanditaktiengesellschaften  (O.  676). 

6)  Die  Genossenschaften  (O.  680). 

7)  Die  Vereine  (0.  716.  717). 

8)  Die  gewöhnlichen  d.  h.  kaufmännischen,  ron  einer  einge- 
tragenen Firma  bestellten  Prokuraträger  (0.4-Ì2. 1  ».  2). 

9)  Direktoren,  Verwalter  etc. 

10)  Eyentuell   (kantonal)   Bemerkungen    betr.  Eheliches 
Güterrecht. 

Rêfitter  H.  Das  Register  B  (Buch  der  voll  Wechselfähigen,  Wech- 

'•  seibuch)  für  diejenigen,  welche  gemäss  0.  865.  1.  u.  720  die 
persönliche  Eintragung  verlangen,  um  auch  die  passive  Wech- 
selfähigkeit zu  erhalten.  Der  Eintrag  in  diesem  Buche  ist  absolut 
freiwillig  und  steht  nur  denen  zu,  die  nicht  schon  als  Inhaber  einer 
Einzelfirma  oder  als  unbeschränkt  haftbare  Gesellschafter  einer 
Kollektiv-,  Konimandit-  oder  Kommanditaktiengesellschaft  die 
persönliche,  volle  Wechselfahigkeit  besitzen  (vgl.  unten  Art.  58 
des  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes).  Im  Register  B  wer- 
den nur  die  Namen  mit  einigen  zur  Feststellung  der  Identität 


ordnangsgemäss  auf  Konkurs  betrieben  werden,  während  bei  Ändern  der 
Konkurs  nur  ausnahmsweise  eintritt  und  bei  einzelnen  Arten  von  Schalden 
die  Konkursbetreibung  überhaupt  nicht  zulässig  ist. 

2.  solchen,  die  der  vollen,  also  auch  der  passiven  Wechselfahigkeit 
unterliegen,  während  bekanntlich  dem  Prinzipe  nach  jeder  VertragafÜhige 
an  sich  auch  wechselfähig  ist. 
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der  Person  nothwendigen  Zusätzen  (Wohnort,  Heimath,  Ge- 
bartqahr,  Beruf,  Unterschrift)  eingetragen. 

Ili.  Das  specielle  Prokurenbuch  (Nichtkaufmännische  Pro-  Kioht- 
karen)  für  Leute,  welche  zur  Besorgung  ihrer  Privatgeschäfte  ^^ 
einen  Prokuraträger  wünschen  (0.  422.  3).  Diese  vom  Obli-  »chePro- 
gationenrechte  neu  eingeführten  Prokuren  haben  viel  Ver-  ^'*"* 
wirrung  hervorgerufen  ;  fixieren  wir  daher  kurz  deren  Begriflf. 
In  Art  und  Umfang  ist  diese  Prokura  der  gewöhnlichen,  kauf- 
männischen, absolut  gleich,  sie  unterscheidet  sich  allein  darin, 
dass  sie  von  einer  Privatperson  und  nicht  von  einer  Firma 
ertheilt  wird.  Die  gesetzliche  Unterscheidung  nach  dem  kauf- 
männischen oder  nicht  kaufmännischen  Qe werbe  oder  Ge- 
schäfte erscheint  zu  undeutlich,  da  hier  nicht  nur  eine  Menge 
von  Uebergängen  stattfinden,  sondern  auch  fur  die  Ertheilung 
einer  solchen  Prokura  ein  Gewerbe  oder  Geschäft  gar  nicht 
nöthig  ist^  so  dass  diese  Ausdrücke  nur  geeignet  sind,  Un- 
klarheiten in  den  Begriff  zu  bringen.  Zur  Ertheilung  einer 
Prokura  gemäss  0.  422.  3  gehört  absolut  nichts,  als  die  per- 
sönliche Handlungsfähigkeit  des  Principals,  ja  sie  kann  sogar 
auch  vom  gesetzlichen  Vertreter  ejnes  Handlung^sunfähigen 
bestellt  werden.  Demnach  besitzt  auch  ein  im  Register  Â  ein- 
getragener Gesellschafter  und  selbst  der  Inhaber  einer  Einzel- 
firma für  seine  Privatangelegenheiten  (z.  B.  Verwaltung  eines 
Landgutes  oder  Vermögens)  das  Recht,  einen  derartigen  Pro- 
kuratrS^er  zu  ernennen. 

Als  voll  wechselfähig  galten  bisher  auf  Grund  von  0.  720     Bit- 
die   im  Blister  B   Eingetragenen,   sowie   die  eingetragenen    *"*«•' 
Personenverbände.  Desgleichen  die  Inhaber  einer  Einzelfirma;      der 
obschon   nicht   ganz  unbestritten,    da   vereinzelte  Ansichten    ^**^' 
die  nicht  mit  der  Firma  und  zu  Privatzwecken   unterschrie-     keit. 
benen  Wechsel  davon  ausnehmen  wollten.    Zweifel  bestanden 
auch  hinsichtlich   der  Kollektivgesellschafter   und   der  unbe- 
schränkt   haftenden   Gesellschafter    einer   Eommanditaktien- 
gesellschaft    für  ihre  Privatwechsel,    noch  stärker  schwankte 
die   Anschauung    bezüglich    der   persönlichen   Wechselfähig- 
keit   der    Kommanditäre,    vollends   im    Unklaren   war    man 
lange     Zeit     hinsichtlich     der     ProUiiraträger,     Direktoren 
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etc.;  indem  man  vielfach  auch  diese  unter  die  voll  Wechsel- 
fähigen  rechnete,  da  0.  720  ohne  Unterschied  von  den  im 
Handelsregister  eingetragenen  Personen  spreche  und  sie  ja 
zweifellos  im  Handelsregister  eingetragen  seien.  Freilich 
müsste  man  mit  der  gleichen  Konsequenz  auch  Psinzipal  und 
Prokarist  einer  gemäss  0.  422.  3  eingetragenen,  nicht  kauf- 
männischen Prokura  wechselfahig  erklären,  denn  auch  sie  sind 
im  Handelsregister  eingetragen;  doch  hat  meines  Wissens 
niemand  diesen  Schluss  gezogen. 

Hiezu  kommt  noch  der  weitere  Umstand,  dass  einzelne 
Gerichte  die  Wechselfähigkeit  nicht  nur  auf  die  eingetragenen 
Personen  und  Gesellschaften  etc.,  sondern  auch  auf  diejenigen 
ausdehnten,  welche  zwar  gesetzlich  zum  Eintrag  verpflichtet 
sind,  aber  dieser  Pflicht  aus  irgend  einem  Grunde  kein 
Genüge  geleistet  haben. 
Koth-  Diesem  verfahrenen    und   unsiohern  Zustande    will   und 

keu^'r  i^^ss  nun  das  Betreibungs*  und  Eonkursgesetz  ein  Ende 
▲binde-  machen.  Für  den  Weohselverkehr  war  derselbe  allenfalls 
d^  noch  erträglich,  da  die  Wechselforderungen  denn  doch  nur 
dMBe-  einen  kleinen  Theil  der  Schuldverhältnisse  bilden  und  unter 
*'^^''  ihnen  selbst  wiederum  nur  ein  geringer  Prozentsatz  zur  wirk- 
Kon-  liehen  Exekution  gelangt.  Nun  aber  da  mit  der  Wechsel- 
fähigkeit  auch  die  Eonkursfähigkeit  verbunden  ist,  gewinnt 
die  Sache  ein  anderes  Ansehen  und  eine  ungleich  bedeutendere 
Tragweite.  Der  Ereis  der  Schuldner  wird  viel  grösser,  der- 
jenige der  Gläubiger  geradezu  unbegrenzt.  Es  kann  jemand 
fallit  werden,  der  sein  Leben  lang  keine  Unterschrift  auf 
einen  Wechsel  gesetzt  hat,  und  den  Eonkurs  begehren  darf 
der  Metzger  und  der  Milchmann  eben  so  gut,  wie  der  Gross- 
händler oder  der  Bankier. 

Heute  muss  man  mit  Sicherheit  wissen,  wer  auf  Eonkurs 
betrieben  und  wer  fallit  gemacht  werden  kann  ;  all  die  inter- 
essanten und  theoretisch  schönen  Spielereien  haben  daher  aufzu- 
hören, das  Gesetz  soll  klar  und  deutlich  reden  und  nicht  nur  dem 
Juristen  mehr  oder  weniger  verständlich  sein.  Obligationen- 
recht und  Eonkursgesetz,  Registerführer  und  Betreibungs- 
beamter  sollen    zusammen,    nicht   gegen   einander   arbeiten, 
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sonst  bleibt   auch  die  neue  Einrichtung  ein  Stückwerk,   das 
niemanden  befriedigt  und  alle  verdriesst. 

Es  ist  darum  nur  zu  begrüssen,  wenn  das  neue  Gesetz 
scharf  hineingreift  in  den  Wust  der  Zweifel  und  Bedenklich- 
keiten and  vielleicht  hie  und  da  Ânstoss  erregende^  aber* 
wenigstens  doch  sichere  Normen  aufstellt.  Wo  es  aus  Ver- 
sehen oder  Scheu  allenfalls  bewusst  oder  unbewusst  einen  Punkt 
vergessen  hat,  da  müssen  wir  es  auf  denselben  hinweisen  und 
eine  klare  Antwort  von  ihm  verlangen.  Dura  lex^  sed  lex; 
lieber  ein  harteS;  aber  für  alle  gleiches  G-esetz,  als  ein  Ding, 
das  weder  Fisch  noch  Vogel  ist,  und  vor  dem  der  gesunde 
Menschenverstand  ein  Kreuz  schlägt. 

Das  Betreibungs-  und  Eonkursgesetz  regelt,  der  Noth- 
wendigkeit  gehorchend,  die  oben  berührten  Streitfragen  in 
entschiedener  Weise,  geräth  aber  hiebei,  wie  zu  erwarten, 
mit  dem  Obligationenrechte,  wenn  auch  nicht  überall  in 
offene,  direkt  ausgesprochene,  so  doch  in  eine  innere,  aber 
um  so  tiefere  Kollision,  indem  seine  ganze  Existenz  und 
praktische  Durchführung  der  bisherigen  Anlage  des  Obliga- 
tionenrechtes widerspricht,  dessen  partielle  Abänderung  vor- 
aussetzt und  dieselbe  daher  gebieterisch  verlangt. 

Die  Erkenntniss  des  Konfliktes  erfordert  zugleich  dessen 
Lösung.  Prüfen  wir  vorerst,  wo  derselbe  versteckt  oder  offen 
besteht,  und  suchen  wir  sodann,  denselben  durch  Ausgleichung 
der  gegnerischen  Tendenzen  zu  heilen. 

In  Betracht  kommen  Artikel  188.  Ö8  u.  Ö9  des  Betrei- 
bungs-  und  Konkursgesetzes ^),  Artikel  552.  590.  612.  676. 
678.  716.  717.  720  u.  865  des  Obligationenrechtes. 

Die  Artikel  des  neuen  Gesetzes  lauten  :  ^*«  *" 

Betraoht 
Art.  68.  fallen- 

„Die  Betreibung  vollzieht  sich  auf  dem  Wege  des  Konkurses,  wenn  ^^^^  ^^' 
^der  Schuldner  im  Zeitpunkt  des  Betreibungsbegehrens  in  einer  der  nach-  ^^^^  ^^" 
„bezeichneten  Eigenschaften  im  Handelsregister  eingeschrieben  ist:  Goseties. 


^)  Die  Artikel  dieses  Gesetzes  sind  überall  nach  dem  neuesten  Ent- 
würfe vom  27.  Januar  1888  citiert.  (Neue  Vorlage  des  Bundesrathes  auf 
Grund  des  in  erster  Lesung  von  der  Bundesversammlung  gefissten  Be- 
schlusses.) 

Z«ltsebr.  für  Mkiieii«rlMliM  BMht.    Heu«  f olfe  VII.  flO 
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«1.  Ali  Inhaber  eÌA«r  EiBEelfirma  (0.  666,  Abs.  ft  und  4j; 

«2.  als  Hitglied  einer  EollektivgeselUchaft  (0.  659); 

«3.  als  nnbeschränkt  haftendes  Mitglied  einer  Kommanditgesellschaft 
«(0.  691); 

„4.  als  Mitglied   des  Vorstandes   einer   Kommanditaktiengesellscbaft 
.(0.  676); 

,,6.  als  Kollektivgesellsebaft  (0.  662); 

,6.  als  Kommanditgesellschaft  (0.  690); 

«7.  als  Aktien-  oder  Kommanditaktiengesellscbaft  (0.  612,  628,  676)  : 

„8.  als  Genossenschaft  (0.  678); 

n9.  als  freiwillig  Angemeldeter  (0.  865,  Abs.  1). 

«Vorbehalten  bleibt  die  Betreibung  für  öffentliche  Abgaben  nnd 
„Steuern,  sowie  die  Betreibung  auf  PfandvoUstreckang  (Art.  60,  Abs.  2 
„nnd  8)/  —  (Bei  erstem  ist  die  Konkursbetreihnng  überhaupt  uutuliesig, 
bei  pfandversicherten  Forderungen  ist  sie  nur  gestattet,  sofern  die  For- 
derung auf  einem  Wechsel  oder  Check  beruht) 

Art.  59. 

„Die  im  Handelsregister  Eingetragenen  unterliegen  nach  erfolgter 
^Streichung  noch  während  einer  Frist  von  sechs  Monaten,  seit  der  Ver- 
„öffentlichung  der  Streichung  im  Handelsamtsblatte,  der  Betreibung  auf 
„Konkurs.*' 

„Eine  Betreibung  auf  Konkurs,  für  welche  bereits  die  Eonkuraan- 
„drohung  verlangt  worden  ist  (Art  176),  hat  auch  nach  Ablauf  dieser 
„Frist  ihren  Fortgang  zu  nehmen.'' 

Art.  Î88. 

„Ftir  Forderungen,  die  sich  auf  einen  Wechsel  oder  einen  Check 
„gründen,  kann,  gleichviel  ob  die  Forderung  pfand versichert  sei  oder  nicht, 
„beim  Betreibungsamte  die  schnelle  Konkursbetreibung  begehrt  werden, 
„wenn  der  zu  betreibende  Unterzeichner  der  Urkunde  in  die  Klasse  der 
„in  den  Art.  58  und  69  genannten  Schuldner  gehört.** 

^ö°-  Beginnen    wir   mit  Artikel   58,    der  für    unsern   Zweck 

kur>- 

f&hiff-    wichtigsten    unter    den   citierten  Gesetzesstellen,    und  regeln 

kett.     ^j,.  dabei  zuerst  einige  kleinere  Punkte. 

▼eroin.  Bei  der  Aufzählung  der  konkursfähigen  Personenverbände 

fehlt  merkwürdiger  Weise  der  Verein.  Ein  Grund  hieftir 
lässt  sich  schwer  finden;  denn  wenn  auch  die  neueste  Er- 
klärung des  Bundesrathes*),  es  gebe  keinen  wirthschaMichen 

>)  Rekursentscheid  vom  20.  Januar  1888:  Das  Obligationenrecht  be- 
handelt in  den  Titeln  XXIY  bis  XXVII  die,  gemeinsame  wirthschaftliche 
Sweeke  verfolgenden  Person  en  verbände,  denen  es  das  Recht  der  Persön- 
lichkeit auf  Qrund  der  Eintragung  im  Handelsregister  gewährt. 
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Verein,  trottdein  9Ì0I1  Vieles  gegen  dieselbe  einwenden  Usât, 
fttr  dio  Zukunft  als  richtig  sollte  anerkannt  werden,  so  bleibt 
dook  BQok  immer  der  Verein  mit  idealem  Zwecke,  der  durch 
den  Eintrag  im  Handelsregister  eine  juristische  Person  wer- 
den und  als  solche  doch  gewiss  auch  in  Eonkars  gerathen 
kann.  Dass  es  sich  hier  nur  um  einen  Vergess  handelt  und 
man  den  Verein  durchaus  nicht  des  Konkurses  entheben 
wollte,  geht  aus  Artikel  78  hervor,  welcher  in  Absatz  2  den 
eingetragenen  Verein  bezüglich  der  Betreibung  auf  gleiche 
Stufe  mit  der  Aktiengesellschaft  und  der  Qenossenschaft  stellt. 
Da  für  diese  aber  nur  von  einer  Betreibung  auf  Konkurs  die 
Rede  sein  kann,  so  muss  wohl  auch  der  Verein  dieser  Be- 
treibung unterliegen.  Er  ist  daher  ebenfalls  in  Artikel  68 
aufzunehmen  und  zwar,  seiner  gesetzlichen  Einreibung  ent- 
sprechend,   am  besten  unmittelbar  nach  der  Genosfënschaft. 

Gemäss  Ziffer  9  des  Artikels  58  sollen  desgleichen  kon-  rroiwii- 
kursfähig  sein:    „Die  freiwillig  Angemeldeten  (0.  865  ^^Ji^l] 
Abs.   1)."    Der  Ausdruck  ist  zu  unbestimmt  und  darum  ver-  »«ir.Bu. 
werflich.     Freiwillig  angemeldet  sind,  wie  wir  oben  gesehen     '  '  *  * 
haben,  auch  die  im  besondern  Buche  der  nichtkaufmännischen 
Prokuren  enthaltenen  Personen,  und  doch  soll  keine  derselben 
unter  Artikel  58  fallen.    Bis  zu  einem  gewissen  Grade  frei- 
willig ist   auch   der  Eintrag  der  gewöhnlichen   Prokuristen, 


Ausser  diesen  Qesellschaftsarten  (EoUektivgesellschaft,  Eommandtt- 
gesellschafl;,  Aktiengesellschaft  und  Genossenschaft)  anerkennt  allerdings 
das  Obligationen  recht  die  in  Art.  719  genannten,  vom  kantonalen  Becfate 
beberrscblen  Körperschaften,  Stiftungen  und  andern  juristischen  Personen 
(z.  B.  Allmendgenossenscbaften),  gleichviel  ob  dieselben  einen  wirthschaft- 
liehen  Zweck  haben  oder  nicht;  aber  wirthschaftlicbe  Personen verb&nde 
oder  Vereine,  die  vom  Obligationenrecht  geordnet  werden,  gibt  es  ausser 
den  oben  in  Absatz  1  angeführten  nicht. 

Der  Art.  717  des  Obligationenrechts  will  nicht  eine  besondere  neue 
Gesellschaftsart  mit  wirthschaftlichem  oder  finanziellem  Zwecke  aufteilen, 
sondern  lediglich  die  Rechtsfolge  bestimmen,  welche  die  Unterlassung  der 
Eintragung  im  Handelsregister  für  einen  wirtbschaftlichen  Verein  (Gesell- 
schaft, Genossenschaft)  nacb  sich  zieht.  Diese  Folge  besteht  darin,  das» 
die  Mitglieder  durch  ihre  Rechtshandlungen  gegenüber  Dritten  sich  per- 
sönlich verpflichten,  indem  dem  Verbände  die  Persönlichkeit  abgeht.  Vgl. 
S.  U.  A.  B.  1883  Nr.  11,  Seite  85.  —  Vgl.  auch  unten  Seite  8^7. 
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auf  die  sioh  die  Konkurs-  and  Weohselfìlhigkeit  ebenso  wenig 
erstreokt.  Freiwillig  tragen  sich  ein  die  in  0.  865  Abs.  2 
Genannten,  und  trotzdem  sind  sie  in  Ziffer  9  nicht  inbegrifiPen. 

0.  865,  Absatz  1,  der  zur  Erklärung  beigesetzt  ist/) 
hilft  uns  in  keiner  Weise  aus,  leidet  er  doch  selbst  an  ver- 
schiedenen Mängeln  und  bedürfte  nothwendig  einer  genauem 
Fassung^  da  eigentlich  niemand  recht  weiss,  was  damit  an- 
zufangen; denn  die  in  Artikel  9  der  Verordnung  über  Han- 
delsregister und  Handelsamtsblatt  abgegebene  Erklärung,  er 
beziehe  sich  auf  diejenigen,  welche  den  Eintrag  im  Handels- 
register begehren,  ohne  im  Register  A  (Firmenbuch)  einge- 
tragen zu  sein,  hinkt  erst  recht  nach  allen  Seiten,  weil  der 
Eintrag  im  Register  A  denjenigen  im  Register  B  nur  fUr  die 
Personen  ausschliesst,  welche  durch  ihr  Auftreten  im  Firmen- 
buch schAi  von  Gesetzes  wegen  die  Konkurs-  und  Wcchsel- 
fähigkeit  erhalten.  Von  dieser  sind  aber  Eommanditäre, 
Prokuristen,  Direktoren,  Verwaltungsräthe,  sowie  Vorstands- 
mitglieder von  Genossenschaften  und  Vereinen  beabsichtigter 
Weise  ausgeschlossen,  obschon  sie  alle  im  Register  A  können 
oder  müssen  aufgenommen  werden.  Wollen  sie  persönlich 
konkurs-  und  wechselfahig  werden,  so  müssen  sie  trotz  ihrem 
Eintrage  in  Register  A  die  Einschreibung  im  Register  B  ver- 
langen. 

Andererseits  erscheint  0.  865  Abs.  l  unzulänglich,  weil 
die  Vertragsfähigkeit  durchaus  kein  absolut  nothwendiges 
Erforderniss  der  Aufnahme  in  das  Handelsregister  bildet; 
denn  es  können  recht  wohl  auch  Vertragsunfähige  in  dem- 
selben figurieren  (z.  B.  Minderjährige  oder  Mundtodte  als 
Prokuraträger),  UTid  als  blos  haftbare  Pirmeninhaber  oder 
Gesellschafter  sogar  auch  Willensunfähige  (z.  B.  kleine  Kinder 
in  Folge  Erbschaft,  Wahnsinnige). 

Der  Fehler  des  Absatzes  l  von  Artikel  865  0.  R.  liegt 
darin,  dass  das  Wort  „Handelsregister"  gebraucht  und  damit 
dem  Ganzen  ein  viel   zu  allgemeiner  Sinn  gegeben  ist.     Es 


»)  0.  865,  1:    „Wer  »ich  durch  Verträge  verpflichten  kann,   hat  das 
„Recht,  sich  in  das  HandehregiHter  Reines  Wohnortes  eintragen  m  lassen/' 
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handelt  sich  keineswegs  um  das  gesammte  Handelsregister^ 
sondern  lediglich  um  das  besondere  Wechselbach,  das  omi- 
nöse Register  B.  In  dieser  Einschränkung  rechtfertigt  sich 
auch  das  Erforderniss  der  Yertragsfähigkeit  vollkommen  ; 
denn  Yertragsunfahige  können  sich  selbst  nicht  verpflichten 
und  daher  auch  keine  Wechsel  unterzeichnen.  Willensunfähige 
Batürlich  erst  recht  nicht.  Darum  bildet  auch  der  Verlust 
der  Handlungsfähigkeit  durchaus  richtiger  Weise  einen  amt- 
lichen Streichungsgrund  für  die  im  Register  B  Eingetragenen 
(Vgl.  Verordnung  über  Handelsregister  etc.  Artikel  28  weiter 
unten  Seite  335). 

In  einem  (besetze  vom  Belange  des  Obligationenrechtes 
sollte  ein  solcher  Wortmissbrauch  nicht  vorkommen;  denn 
nichts  verwirrt  mehr,  als  wenn  der  gleiche  Ausdruck  bald 
in  diesem,  bald  in  einem  andern  Sinne  verwendet  wird,  so 
dass  eigentlich  der  Gesetzgeber  sofort  selber  zu  seinem  Werke 
einen  Kommentar  schreiben  müsste,  um  dasselbe  verständlich 
EU  machen.  Allerdings  lies»  sich  bei  Abfassung  des  Artikels 
86ö  0,  R.  vom  Register  B,  das  erst  später  geschaffen  wurde^ 
noch  nicht  wohl  reden ,  so  dass  die  Wahl  eines  zu  allge- 
meinen Ausdruckes  erklärlich  erscheint;  heute  aber  befinden 
wir  uns  nicht  mehr  in  diesem  Zustande  der  Unsicherheit, 
und  das  Betreibungs-  und  Konkursgesetz  kann  ohne  Gefahr 
eines  Missverständnisses  diejenigen  Bezeichnungen  gebrauchen, 
die  seit  ö  Jahren  sich  einer  allgemeinen  Geltung  und  Be- 
kanntschaft  erfreuen.  Da  nun  in  Ziffer  9  des  Artikels  Ö8 
niemand  gemeint  ist,  als  eben  diejenigen  Personen ,  die  sich 
behufs  Erlangung  der  vollen  Wechsellähigkeit  im  Register  B 
eintragen  lassen,  so  darf  das  auch  füglich  und  mit  dem  rieh* 
tigen  Worte  gesagt  sein. 

In  ihrer  jetzigen  Fassung  könnte  Ziffer  9  cit.  ausserdem 
noch  den  Verdacht  erregen,  als  sollte  etwa,  ähnlich  dem 
Register  B,  für  diejenigen  ein  besonderes  Konkursitenbuch 
eingeführt  werden,  welche,  ohne  zu  den  Wechselfähigen 
oder  den  unter  Ziffer  1 — 4  aufgezählten  Personen  zu  ge- 
hören, der  Wohlthat  des  Konkurses  wünschten  theilhaftig  zu 
werden.     In   der  That   soll  man  gelegentlich  an  ein  solches 

2ü* 
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Institut  gedacht  haben;  zum  Glücke  aber  lidss  man  diesen 
Gedanken  wieder  fallen;  denn  das  Buch  wäre  wohl  seiner 
Lebtage  leer  geblieben.  Ein  freiwilliges  Begehren  der  Weohsel- 
iUhigkeit  war  denkbar,  da  hier  wichtige  Credit-  und  Ver- 
kehrsfragen den  Ausschlag  geben  konnten ,  wie  denn  auch 
wirklich  eine  Anzahl  Leute  sich  aus  solchen  Rücksichten  im 
Register  B  haben  eintragen  lassen.  Wurde  aber  schon  mit 
diesem  stellenweise  ein  bedenklicher  Missbrauch  getrieben, 
so  wäre  ein  solcher  mit  einem  speziellen  Buche  der  Konkurs- 
föhigen,  bei  welchem  derartige  Erwägungen  kaum  in  Betracht 
kämen;  noch  viel  mehr  zu  riskieren,  und  zur  Sicherheit  von 
Wucherern  und  Beutelschneidern  wird  man  dasselbe  wohl 
nicht  einführen  wollen. 

Um  all  diesen  Missdeutungen  und  Missverständnissen  aus- 
zuweichen, sollte  daher  Ziffer  9  abgeändert  werden,  resp. 
unter  Ziffer  9  wären  die  vergessenen  Vereine  aufzuführen  und 
unter-  Ziffer   10  kämen  dann: 

„Die  im  besondern  Register  (Reg.  B)  behufs  Erlangung 
„der  vollen  Wechsel-  und  Konkursfähigkeit  freiwillig  Einge- 
„tragenen  (Ü.  805  Abs.  1)." 
Person-  Da    die    persönlich   haftbaren    Gesellschafter    durch    das 

Gesetz  auch  als  Wechsel-  und  konkursfähig  erklärt  werden, 
so  liesse  sich  mit  einiger  Berechtigung  fragen,  weshalb  die 
persönlich  haftbaren  Genossenschafter  diese  Qualifika- 
tionen nicht  auch  besitzen  sollten.  Der  Einwand,  dass  es 
sich  hier  um  eine  juristische  Person  bandle,  fällt  so  ziemlich 
weg,  da  die  Kollektivgesellschaft,  wie  sie  das  Betreibungs- 
und Konkursgesetz  vorsieht,  von  einer  solchen  nicht  mehr 
viel  abweicht;  die  Ausdehnung  des  Artikels  58  auf  die  per- 
sönlich haftenden  Genossenschafter  erschiene  um  so  eher  ge- 
rechtfertigt,  als  Artikel  244  Absatz  2  die  Kollektivgesell- 
schafter fast  noch  unter  das  Niveau  von  Genossenschaftern 
herabdrückt,  indem  er  sie  in  ihrem  Verhältniss  zur  Gesellschaft 
den  Bürgen  gleich  behandelt. 

Spricht  aber  auch  die  rechtliche  Stellung  des  Genossen- 
schafters für  eine  solche  Massregel,  so  stehen  doch  bed  eu 
tende   praktische   Bedenken   dagegen.     Der   KoUektivgesell- 


llch  haft< 
bare  Oe- 
noMen- 
sohafter. 
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schafter  und  das  Vorstandsmitglied  einer  Kommanditaktien- 
Gesellschaft  befindet  sich  seiner  Gesellschaft  gegenüber  in 
einer  ganz  andern  Lage  als  der  Genossenschafter,  diesem 
ist  die  Theilnahine  an  der  Genossenschaft  meist  etwas 
Nebensächliches,  das  ohne  grossen  Einfluss  zu  seinem  son- 
$)tigen  Gewerbe  oder  Geschäfte  hinzukommt,  jenen  ist  ihre 
Betheiligung  und  ihre  Thätigkeit  in  der  Gesellschaft  die 
eigentliche  Lebensaufgabe,  ihr  wesentliches  Geschäft,  gegen- 
über welchem  vermögensrechtlich  das  sonstige  Leben  in  den 
Hintergrund  tritt.  Die  vermögensrechtliche  Persönlichkeit 
des  Kollektivgesellschafters  wird  in  der  Regel  nach  den  Ge- 
Rellschaftsschulden ,  die  des  Genossenschafters  nach  »den  Pri- 
vatschulden zu  taxieren  sein ,  darum  erscheint  es  gerechtfer- 
tigt, bei  ersterera  die  eigentlich  in  Rücksicht  auf  die  Gesell- 
schaftsverbindlichkeiten festgesetzten  Normen  auch  auf  die 
privaten  Verpflichtungen  zu  übertragen  und  gleichsam  die 
Privatperson  im  Gesellschafter  aufgehen  zu  lassen,  während 
man  beim  Genossenschafter  die  verschärfte  Haftung  doch 
eigentlich  nur  für  Genossenschaftsschulden  in  Anwendung 
bringen  dürfte.  Da  aber  ein  Auseinanderhalten  verschieden 
qualifizierter  Schulden  dem  ganzen  Prinzipe  des  Gesetzes 
widerspräche,  so  thun  wir  besser,  den  Genossenschafter  aus 
dem  Verbände  des  Artikels  58  überhaupt  wegzulassen. 

Nach  Erledigung  dieser  unbedeutenderen  Punkte  gelangen    E«"ei- 
vrii  nun  zu  den  tiefer  einschneidenden  Fragen,   bei  welchen 
das  neue  Gesetz  von  dem  bisherigen  Rechte  in  entschiedener 
und   beabsichtigter   Weise    abweicht,    resp,  eine    Aenderung 
desselben  erfordert. 

Was  in  erster  Linie  die  EinzelfiuW  betrifft,  so  bedingt 
das  neue  Gesetz  nicht  gerade  ein©  Aenderung  des  Obliga- 
tionenrechtes, wohl  aber  eine  präcisere  und  gleichmässigere 
Handhabung  desselben. 

Die  Einzelfirma  besitzt  keine  von  der  Person  ihres  In- 
habers getrennte  Existenz,  sie  ist  an  dessen  Namen  gebunden, 
kann  ohne  ihn  nicht  besteben  und  hat  kein  eigenes,  vom 
Privatbesitze  des  Inhabers  abgelöstes  Vermögen;  ein  Unter- 


firma. 
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schied  Ton  Handels-  und  Privatgläubigern  findet  nicht  statt 
und  damit  auch  kein  besonderer  Firmenkonkurs.  Es  handelt 
sich  bei  allem  nur  um  den  Inhaber,  dieser  trägt  ausschliess- 
lich die  Rechte  und  Pflichten  der  Firma. 

Die  Einzelfirma  ist  überhaupt  keine  eigentliche,  ein  be* 
sonderes  Rechtssnbjekt  bezeichnende  Firma  und  wird  daher 
auch  in  manchem  anders  behandelt  als  eine  solche.  Während 
wir  bei  den  Gesellschaften  mit  dem  Begriffe  der  blossen  Yer- 
pflichtung  zum  Eintrag  brechen  können,  müssen  wir  uns 
hier  auf  das  Ernstlichste  mit  demselben  beschäftigen,  denn 
er  ist  das  wichtigste  Moment,  das  für  die  Einzelfirma  in  Be- 
tracht kommt. 
Eintrags-  O.  865  Absatz  4,   welcher  für  die  Eintragspflicht  mass- 

1.  Un-    gebend  ist,    wnrde  bisher  in  der  aller  verschiedensten  Weise 
gleiche    gehandhabt.    In  dem  einen  Begiaterbezirke  wurden  nur  wirk- 
inagder.  ^ichc  Kauflcutc  zum  Eintrage  gezwungen,  in  dem  andern  zog 
selben,    man  beinahe  die  ganze  Bevölkerung,  soweit  sie  nicht  geradezu 
aus  Fabrikarbeitern,  Bauern,  Beamten  oder  Rentiers  bestand, 
in    den   Bereich   des   Handelsregisters   und   dehnte    die   Ein- 
.  tragspflicht  auf  Leute   aus,   die  kaum  ihren  eigenen  Namen 
schreiben  konnten   und  von  der  durch  0.  877  mit  derselben 
verknüpften  Buchführung  auch  nicht  den  allerleisesten  Schim- 
mer  besassen.     Ein    Kanton    fragte  z.  B.  allen   Ernstes    an, 
wie  es  sich   mit   dem  Eintragen  von  Analphabeten  verhalte, 
und  ob  die  Firmenzeichnung   auch   durch   ein  Kreuz   ersetzt 
werden  könne! 

Es  springt  in  die  Augen,  dass  ein  solcher  Zustand  mit 
dem  Betreibungs-  und  Konkursgesetze  sich  nicht  verträgt; 
denn  wir  kämen  sonst  zu  dem  unerquicklichen  Resultate, 
dass  in  dem  einen  Ëézirke  jemand  wechselrechtlich  belangt 
und  fallit  gemacht  werden  könnte,  gegen  den  in  einem  andern 
diese  Rechtshilfen  unzulässig  erschienen.  Eine  derartige  Un- 
gleichheit soll  eben  durch  das  neue  Gesetz  abgeschafft  werden; 
um  dies  zu  ermöglichen,  müssen  wir  zuerst  eine  aniiähernde 
Gleichheit  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen  des  Eintrages 
herstellen  und  daher  den  Kreis  der  eintragspflichtigen  Per- 
sonen möglichst  genau  umschreiben. 
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Der  Bundesrath  hat  bisher  in  dieser  Hinsicht  folgende 
Bestimmungen  getroffen: 

Mittheilung  an  die  Registerführer;  S.  H.  A.  B.  v. 
9.  März  1883  Abtheilung  II.  Nr.  84. 

Wir  ersnohea  daher  die  kantonalen  Begisterbehörden,  je  im  einzelnen 
Falle  nach  den  besondern  Verhältnissen  zn  enUcheiden,  wobei  es  nicht 
schwierig  sein  wird,  bu  ermitteln,  ob  das  Hanpterforderniss  zur  Feststellung 
der  Eintragspflicht  —  die  in  Art  865,  AI.  4  des  0.  R.  vorgesehene  kanf- 
milnnische  Art  der  Führung  des  Gewerbes  —  vorhanden  sei.  „Kanfìnan- 
nische"  Art  wird  z.  B.  angenommen  werden  müssen,  wenn; 

1.  der  geschäftliche  Verkehr  eines  Gewerbetreibenden  zum  grossen 
Theil  auf  Kreditgeben  und  Kreditnehmen  beruht  und 

2.  die  genaue  Kenntniss  der  geschäftlichen  Schuld-  und  Forderungs- 
verhältnisse von  einer  zuverlässigen  Buchführung  abhängt.  Derjenige,  dessen 
geschäftliche  Verhältnisse  keine  Buchführung  im  kauanännischen  Sinne 
des  Wortes  bedingen,  wird  nicht  als  eintragspflichtig  betrachtet  werden 
können. 

Rekursentscheid  vom  8.  Dezemher  1  883.  S.  H. 
A.  B.  vom  21.  Februar  1884  Nr.  15. 

Die  Pflicht  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  ist  nicht  allein 
davon  abhängig,  ob  Jemand  sein  Gewerbe  nach  kaufmännischer  Art  führe, 
sondern  auch  davon,  ob  die  Natur  dieses  Gewerbes  eine  kaufmännische  Art 
des  Betriebes  fordere. 

Unter  Buchführung  im  kaufmännischen  Sinne  ist  natür- 
lich weder  die  doppelte,  noch  sonst  eine  Spezialart  der  Buch- 
führung verstanden,  sondern  lediglich  das,  dass  jemand  über- 
haupt geordnete  Bücher  führe,  aus  denen  der  Stand  des  Ge- 
schäftes ersichtlich  ist  (0.  877). 

ßekursentscheid  wie  oben.  —  ibidem. 

Einen  Rekurs  des  Inhabers  eines  Detailgeschäftes  gegen  die  Ein- 
tragung iu  das  flaudelsregister,  wobei  sich  der  Rekurrent  darauf  gestützt 
hatte,  dass  sein  Geschäft  nur  einen  Jahresnutzen  von  höchstens  4000 — 5000  Fr. 
abwerfe,  hat  der  Bundesrath  als  unbegründet  erklärt,  in  der  Erwägung, 
dass  ein  solches  Einkommen  bedeutend  genug  sei,  um  die  Eintragung  in 
das  Handelsregister  zu  rechtfertigen. 

•  Rekursentscheid  vom  25.  Oktober  1887.    S.  H. 
A.  B.  vom  29.  Oktober  1887  Nr.   lOO. 

Der  Bundesrath  hat  den  Rekurs  einer  Erau  A.  M.  geb.  E.  in  S.  gegen 
die  von  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  verfugte  Eintragung  des  Spe- 
zerei waarengescbüfts  der  Rekurrentin,  gestützt  auf  folgende  Erwägungen, 
aU  unbegründet  abgewiesen: 


2.  Offi- 
HieUe 

Erlast« 
über 
Ein- 

trftga- 

pfliobt. 
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1.  Der  Bnndeerath  hat  schon  am  8.  Dezember  1B83  entschieden,  das» 
die  Pflicht  ZOT  Eintragang  in  das  Handelsregister  nicht  allein  davon  ab* 
hange,  ob  Jemand  sein  Geschäft  thats&chlich  nach  kan^ännischer  Art 
führe,  sondern  auch  davon,  ob  die  Natur  des  Gewerbes  eine  kanfìnannisch» 
Art  des  Betriebes,  mit  andern  Worten  eine  geordnete  Buchführung  erfor- 
dere. Dies  hängt  aber  wesentlich  ab  von  der  Natur  und  dem  Umfang  de^ 
Geschäftes. 

2.  Eine  Spezerei waarenhandlnng  von  nicht  ganz  untergeordneter  Be- 
deutung kann  erfahrungsgemäss  einer  geordneten  Buchführung  nicht  ent- 
behren. Es  kommt  daher  für  die  Entscheidung  der  Präge,  ob  ein  solches 
Geschäft  eintragspflichtig  sei  oder  nicht,   lediglich   aaf  dessen  Umfang  an. 

Eine  Grenze  festzustellen,  bei  welcher  die  Pflicht  zum  Eintrage  auf- 
hört, ist  zwar  schwierig  und  kann  kaum  für  alle  Fälle  richtig  angenom- 
men werden;  indessen  ist  die  Annahme  einer  solchen  Grenze,  die  nicht  zu 
hoch  gegriff'en  werden  darf,  unerlässlich,  wenn  das  Gesetz  einheitlich  durch- 
geführt werden  soll.  • 

Nach  der  bisherigen  Praxis  wurde  in  den  meisten  Registerbezirken 
als  Massstab  der  jährliche  Geschäftsumsatz  angenommen.  Und  zwar  hat 
die  Erfahrung  gelehrt,  dass  bei  einem  Jahresumsätze  von  Fr.  10,000  die 
Grenze  zu  suchen  sei,  wo  sich  die  eintragspflichtigen  von  den  nicht  ein- 
tragspfltchtigen  Geschäften  scheiden. 

3.  Aus  den  Angaben  der  Steuerbehörde  von  S.  ergibt  sich  nun,  das» 
das  Einkommen  der  Rekurrentin  aus  ihrem  Spezereigeschäfte  auf  netto 
Fr.  800  per  Jahr  taxirt,  der  Bruttogewinn  dagegen  auf  Fr.  12 — 1300  an- 
zusetzen ist,  was  mit  Sicherheit  auf  einen  Umsatz  von  wenigstens  Fr.  10,000 
schliessen  lässt.  Das  Geschäft  der  Rekurrentin  ist  daher  noch  als  in  die 
Kategorie  derjenigen  gehörig  zu  betrachten,  welche  in  das  Handelsregister 
eingetragen  werden  müssen. 

Uebor  den  geschäftlichen  Umsatz  als  Kriterium  der  Ein- 
tragspflicht vergleiche  auch  unten  Seite  318—319. 

Kekursentscheid  vom  3.  Dezember  1883.  S.  H. 
A,  B.  vom  21.  Februar  1884  Nr.  15. 

Der  Viehhandel  kann  ebensowohl  als  jedes  andere  Handelsgewerbo 
zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  verpflichten,  wenn  derselbe  berufn- 
massig  und  in  erheblichem  Umfange  (somit  nicht  nur  ausnahmsweise  und 
in  vereinzelten  Fällen)  betrieben  wird. 

In  dem  betreffenden  Rekursfalle  handelte  es  sich  um 
einen  jährlichen  Geschäftsumsatz  von  Fr.  90,000—200,000 
und  der  Bundesrath  motivierte  seinen  Entscheid  dahin: 

Bezäiclich  der  Buchführung  ist  nicht  zu  verkennen,  daas  ein  Geld- 
Umsatz,  wie  der  genannte,  einem  ordnungsliebenden  GeschäfUmann  das 
Bedürfniss  nahe  legt,   den  Aus-  und  Eingang  seiner  Gelder  gewissenhaft 
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und  flbersichtltch  aufzuzeichnen,  womit  das  Hanptrequisit  der  kaafmSnnt- 
sehen  Baohfahrnng  erfüllt  ist. 

Eine  ähnliche  Kombination  ron  Geschäftsumfang  und  da- 
durch bedingter,  ordnangsmässiger  Buchführung  gab  den  Aus- 
schlag für  die  Eintragspflicht  bei  Hôtels^  Fremdenpensionen  etc. 

Rekursentscheid  vom  1  7.  Dezember  1883.  S.  H. 
A.  B.  vom  21.  Februar  1884  Nr.  15. 

Der  Betrieb  von  grösseren  Hôtels,  grösseren  Fremdenpensionen,  Kur- 
häusern etc.  erfordert  eine  geordnete  Buchführung  und  rechtfertigt  daher 
die  Eintragung  in  das  Handelsregister,  namentlich,  wenn  diese  Geschäfte 
das  ganze  Jahr  betrieben  werden. 

Bei  den  Rekurrenten  war  der  geschäftliche  Umsatz  auf 
jährlich  Fr,  100,000  geschätzt. 

Rekursentscheid  siehe  S.  H.  A.  B.  wie  hievor. 

Das  Apothekerwesen  ist  vom  Bundesrath  ebenfalls  in  Folge  eines  Re- 
kurses eintragpflichtig  erklärt  worden,  in  Erwägung,  dass  mit  dem  Betrieb 
einer  Apotheke  der  Ankauf  von  Bohstoffen  zum  Zwecke  Wiederverkaufes 
in  zubereiteter  Form,  sowie  der  An-  und  Verkauf  von  sonstigen  Hülfs- 
Stoffen  und  Waaren  verbunden  sei  ;  ferner  in  Erwägung,  dass  die  geschäft- 
lichen Beziehungen  der  Apotheken  die  Noth wendigkeit  einer  kaufmännischen 
Buchführung  bedingen. 

Rekursentscheid  von  1885.  S.  H.  A.  B.  vom 
11.  März  1886  Nr.  24. 

Durch  den  Geschäftsverkehr  einer  Räsereigenossenschaffc  nach  Aussen 
entstehen  nicht  bios  Forderungen  zu  Gunsten  der  Genossenschaft,  sondern 
auch  Forderungen  an  dieselbe,  indem  sie  in  den  Fall  kommen  kann,  sich 
kontraktlich  zu  gewissen  Leistungen  zu  verpflichten.  Es  fällt  auch  in  Be- 
tracht, dass  die  Genossenschaft  von  ihren  Mitgliedern  Kredit  erhält  und 
ihnen  hinwieder  solchen  gewährt.  Bei  diesen  Verhältnissen  muss  die  Käserei 
als  ein  Gewerbe  betrachtet  werden,  bei  welchem  kaufmännische  Buchführung 
als  nöthig  erscheint,  und  das  daher  die  Eintragung  in  das  Handelsregister 
erfordert. 

Diesen  Entscheid  zitiere  ich  nicht  wegen  seiner  Beziehung 
auf  eine  Grenossenschaft  ;  denn  diese  letztere  muss  überhaupt  vom 
BegriflFe  der  Eintragspflicht  losgelöst  werJen  (vgl.  unten  Seite 
321),  sondern  wegen  seiner  allgemeinen  Bestimmungen,  die 
auch  für  die  £in»;elfirma  zutreffen. 

Rekursentscheid  vom  2.  Mai  1884.  8.  H.  A.  B. 
vom  26.  März  1885  Nr.  36. 

Gewerbsmässig  betriebene  Geschäfte,  wie:  Gewährung  oder  Vermxtt- 
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lang  Yon  Darleihen,  Besorgang  von  Incassi  und  Ankauf  von  ForderungeB 
qualifiziren  sich  unzweifelhaft  als  Gewerhe  m  S'une  von  Art  865,  AI.  4  0., 
und  sind  daher  in  das  Handelsregister  einzutragen. 

Bekursentscheid  yom  20.  März  1885.  S.  K 
A.  B.  vom  24»  März  1885  Nr.  35. 

Dieser  Entscheid  bezieht  sich  auf  den  Rekurs  eines  Ad- 
vokaten und  Geschäftsagentan  gegen  die  Verfügung  einer 
kantonalen  Behörde,  wodurch  derselbe  niit  Rücksicht  darauf, 
dass  er  in  der  Eigenschaft  als  patentierter  Gesohäftsagent  fur 
Dritte  Inkassogeschäfte  besorge,  aufgefordert  worden  ist,  sich 
in  das  Handelsregister  eintragen  zu  lassen. 

Entscheid:  Laut  0.  865  ist  verpflichtet,  sich  in  das  Handels- 
register eintragen  zu  lassen,  wer  ein  Handels-,  Fabrikations-  oder  anderes 
nach  kaufmännischer  Art  geführtes  Gewerbe  betreibt.  Unter  diese  letztern 
sind  die Geschäftsbureauz,  welche  gewerbsmässig  Inkassi  besorgen,  zuzählen. 

Von  allgemeiner  Wichtigkeit  ist  in  diesem  Entscheide 
noch  die  Motivierung,  „dass  es  nicht  darauf  ankomme,  ob  der 
an  sich  Eintragpflichtige  zur  Zeit  viel  oder  wenig  Geschäfte 
mache,  und  also  ein  zeitweilig  schlechter  Geschäftsgang  nicht 
von  der  Eintragspflicht  entbinde.* 

Buudesgesetz  vom  17.  Juni  1886  betreffend 
den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen 

Verpflichtet  auch  die  patentierten  Probierer  von  Gold- 
und  Silberwaaren  oder  deren  Abfällen,  sowie  die  Händler 
mit  solchen,  zum  Eintrage  im  Handelsregister. 

üeber  die  Eintragspfiicht  von  Agenten  siehe  Kreis- 
schreiben vom   13.  März  1883. 

Soweit  die  hier  in  Betracht  kommenden  Entscheide. 
Ziehen  wir  aus  denselben,  sowie  aus  den  bisher  gemachten 
Erfahrungen,  das  Fazit,  so  gelangen  wir  zu  folgendem  Er- 
gebnisse. 

Bei  Beurtheilung  der  Eintragspflicht  muss  man  wenigfer 

auf  den  Begriff  des  Kaufmanns  im  bisherigen  Sinne  abstelle», 

als    auf  den    des  Handeltreibens;    wer    dies    öffentlich    thut, 

richtige    arbeitet  auf  Credit,  hat  auswärtige,  zu  schützende  Credi toren 

long  der  "nd  gehört  schon  darum  in  das  Handelsregister.    Wohl  kann 

^Bin-^     auch  der  gewöhnliche  Privatmann  seine  Bedürfnisse  auswärts 

pflioht.    decken  und  damit  auswärtige  Creditoren  besitzen,    aber  das 
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ganze  Wesen  seines  Kaufens  ist  ein  anderes,  und  vor  allem 
ist  es  nicht  wieder  mit  einem  Verkaufen  verbunden  (Vgl. 
hierüber  die  Ausführung  in  Dr.  Brüstleins  Streitschrift  gegen 
Bachmann:  Die  Grundzüge  des  Entwurfes  eines  eidg.  Betrel- 
bungs-  und  Konkursgesetzes,  Seite  24 — 25).  Die  so  substan- 
zUerte  Eintragspflicht  trifft  nur  darum  scheinbar  eine  grosse 
Menge  von  Leuten,  weil  das  handeltreibende  Element  sich 
seinem  Berufe  gemäss  überall  vordrängt,  überall  zu  finden 
ist  und  die  Hauptstrassen  der  Städte  mit  seinen  Läden  gar- 
niert. Trotzdem  bildet  es  einen  verhältnissmässig  kleinen  Bruch- 
•theil  der  Bevölkerung;  denn  auf  dem  Lande  existiert  es  nur  zer- 
streut und  in  den  Städten  wird  es  von  der  dunkeln  Masse  des 
Volkes,  der  wirklich  arbeitenden  und  produzierenden  Klasse 
weit  überwogen. 

Die  heutige  Anschauung  hat  mit  Fug  den  veralteten 
Begriff  des  Kaufmanns,  als  eines  grossen,  besonders  stehen- 
den und  durch  besondere  Rechte  und  Pflichten  ausgezeich- 
neten.Herrn  über  Bord  geworfen;  der  Kaufherr  ist  dem  Kauf- 
mann ^  der  Kaufmann  dem  Handeismanne  gewichen.  Wir 
kennen  keine  persönlichen  Begriffe  mehr,  sondern  nur  noch 
sachliche,  reale  oder^  wenn  man  will,  realistische;  Arbeit, 
Produktion  (Schafien)  einerseits  und  Handel,  Umsatz  des 
durch  die  Arbeit  Geschaffenen ,  des  Produktes ,  andrerseits. 
JËrstere  ist  stabil,  lokal  und  leicht  zu  übersehen  und  zu  über- 
wachen, letzterer  ist  international,  überall  ungefähr  gleichen 
Principien  huldigend,  eine  Credit-  und  Yertrauenssache  mit 
einem  an  keine  Grenzen  gebundenen  und  schwer  zu  kontro- 
lierenden  Verkehre,  der  ein  besonderes,  von  der  Person  los- 
gelöstes und  auf  die  Sache  gerichtetes  Recht  hervorgerufen 
hat,  das  darin  gipfelt,  alle  Verpflichtungen  möglichst  rasch 
in  realisierbare  Werlhe  umzusetzen.  Dieses  zur  Xnternatio- 
nalität  hinneigende  Hecht  hat  zweierlei  Tendenzen,  welche 
CS  in  speziellen,  konkreten  Formen  ausdrückt.  Die  eine  be- 
ruht auf  der  Voraussetzung  jeder  Creditfähigkeit ,  dem  Ver- 
trauen, die  andere  auf  der  raschen  Strafo  jeder  Verletzung 
ilieses  Vertrauens;  cratere  schuf  das  Handelsregister,  letztere 
das  schnelle  Wecbselieoht   und   den  Konkurs.     Beide  Arten 
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harmonieren  darin,  dass  einerseits  das  Handelsregister  alle 
diejenigen  umfasst,  welche  Handel  treiben  und  des  gegen- 
seitigen Crédites  bedürfen,  und  dass  andrerseits  die  schnellen 
Exekutionsformen  nur  oder  doch  in  erster  Linie  diejenigen, 
treffen,  welche  im  Handelsregister  eingetragen  sind.  AI» 
Schluss  ergiebt  sich  für  die  Handeltreibenden  Recht  und 
Pflicht,  sich  in  dieses  Buch  einzutragen,  und  für  den  Staat, 
als  Träger  des  Allgemeinwohls  und  der  Hechtssicherheit,  die^ 
Aufgabe,  die  Säumigen  und  Widerspenstigen  eventuell  zur 
Erfüllung  dieser  Pflicht  zu  zwingen. 

Den  Handeltreibenden  stellt  das  Gesetz  gleich  die  in- 
dustriellen Produzenten  (Fabrikanten),  über  deren  Eintrags- 
pflicht weiter  nicht  braucht  gesprochen  zu  werden,  da  sie 
niemand  läugnet.  Dies  sind  die  unbestrittenen  Kategorien; 
Schwierigkeiten  machen  dagegen  die  Uebergänge  resp.  die 
Vermischungen  von  Arbeit  und  Umsatz,  hier  können  keine 
bestimmten  Klassen  aufgestellt,  sondern  es  muss  nach  den 
jeweiligen  Umständen  des  Falles  entschieden  werden. 

Für  die  Gesellschaften  war  schon  beim  jetzigen  Stande 
der  Gesetzgebung  die  Eintragspflicht  ziemlich  klar  geregelt; 
einzelne  derselben  konnten  ohne  den  Eintrag  als  rechtlich 
geschützte  Persönlichkeiten  überhaupt  nicht  bestehen  (siehe 
hienach  Seite  321,  322)  und  die  andern  zeigten  doch  nur  in 
den  selteneren  Fällen  eine  Neigung,  sich  der  Eintragspflicht 
zu  entziehen.  Wird  nun  mit  dem  neuen  Gesetze  auch  noch 
bei  diesen  die  rechtliche  Existenz  vom  Eintrage  abhängig^ 
gemacht,  so  kann  von  der  Eintragspflicht  im  eigentlichen 
Sinne  nur  noch  bei  der  Einzelfirma  die  Rede  sein,  und  für 
diese  müssen  wir  also  irgend  eine  Art  von  Kriterium  auf- 
stellen. 

Der  vielfach  vorgeschlagene  Modus ,  eintragspflichtige 
Geschäftsarten  zu  bezeichnen,  führt  zu  keinem  Ziel,  da  er 
doch  nicht  umfassend  sein  kann;  leichter  Hessen  sich  noch 
allenfalls  solche  angeben,  die  von  vornherein  nicht  für  den 
Eintrag  passen.  Stellen  wir  auf  die  oben  besprochenen  An- 
haltspunkte ab,  so  mögen  wir  z.  B.  als  Kriterium  nennen: 
Das  Halten  eines  ständigen  Verkaufsmagazins,  eines  Ladens^ 
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verbunden  mit  einem  Minimalbetrag  des  Umsatzes,  welcher 
aber  freilich  je  nach  den  Verhältnissen  des  Ortes  (Land, 
Kleinstadt,  Grossstadt)  verschieden  sein  müsste.  Ein  Umsatss 
von  Fr.  20,000.  —  kann  z.  B.  auf  dem  Lande  ein  Geschäft 
erhalten^  in  einer  kleinern  Stadt  wird  er  aber  bereits  stark 
an  seiner  Bedeutung  verlieren  und  in  Zürich,  Basel  oder 
Genf  genügt  er  kaum,  um  dem  Inhaber  ein  Taschengeld  z\i 
liefern.  Daneben  kann  als  ferneres  Kennzeichen  der  Ein- 
tragspflicht der  Umstand  gelten,  ob  das  Geschäft  eine  ge* 
regelte  Buchführung  verlangt  oder  nicht,  immerhin  aber  ist 
dieses  Merkmal  unsicher,  da  der  Registertührer  nur  selten 
genügenden  Aufschluss  darüber  wird  erlangen  können.  Ueber- 
dies  ist  anch  ein  grösserer  Handwerker  heutzutage  zur  Buch- 
führung gezwungen,  ohne  darum  eintragspflichtig  zu  werden, 
und  vor  allem  ist  der  Begriff  der  „Buchführung^  ein  viel  zu 
vager,  um  ein  sicheres  Urtheil  zu  ermöglichen.  Dazu  kommt, 
dass  wir  bei  dieser  Gelegenheit  in  einen  etwas  bedenklichen 
Zirkel  gerathen,  da  einerseits  die  Eintragspflicht  von  der 
Buchführung  abhangen  soll  und  andrerseits  0.  877  dieselbe 
als  nothwendige  Folge  der  Eintragspflicht  hinstellt,  also  Ur- 
sache und  Wirknng  fortwährend  zusammengeworfen  werden. 
Immerhin  bieten  uns  die  zitierten  Entscheide  des  Bundes- 
rathes  und  die  daraus  abzuleitenden  Grundzüge  eine  Reihe 
von  ganz  schätzenswerthen  Anhaltspunkten,  und  ich  glaube, 
dass  wir  am  besten  thun,  noch  eine  Anzahl  von  Jahren  auf 
diesem  Wege  der  Entscheidungen  von  Fall  zu  Fall  zu  bleiben 
und  vorerst  eine  grössere  Erfahrung  zu  sammeln,  ehe  wir  an 
das  Aufstellen  bindender  Vorschriften  denken.  Jeder  Register- 
führer hat  sich  bereits  eine  Art  von  Praxis  ausgebildet,  an 
der  Centralstelle  liegt  es,  diese  auf  ein  annähernd  entsprechen- 
des Niveau  auszugleichen,  und  welche  Modifikationen  das 
Betreibungs-  und  Konkursgesetz  mit  sich  bringen  wird,  kann 
heute  noch  nicht  vorausgesagt  werden.  Im  Allgemeinen 
dürfte  es  eher  eine  extensive,  denn  eine  restriktive  Tendenz 
begünstigen  und  dem  Handelsregister  zu  einem  grössern 
Umfange  verhelfen.  Vorschriften  hierüber  können  aber  einst- 
weilen   noch    nicht   auf  dem   Wege    des    Gesetzes   gegeben 
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werden,  sondern  höchstens  aaf  dem  der  jederzeit  wieder  leicht 
zu  verändernden  Verordnung  oder  Weisung  au  die  Register- 
behörden. 

Während  bisher  die  Eintragspflicht  resp.  0.  865  4  auch 
für  die  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaft  nud,  je  nach 
der  Anschauung,  auch  noch  für  die  Genossenschaft  massgebend 
war,  sollen  diese  nun  in  Folge  der  durch  das  neue  Gesetz 
bedingten  Veränderungen  von  derselben  emancipiert  und  auf 
einen  andern  Boden  gestellt  werden;  hiedurch  verliert  sie 
schon  wesentlich  an  Bedeutung,  da  ihr  nur  noch  das  Gebiet 
der  Einzelfirma  verbleibt,  und  bei  einer  richtigen  Behandlung 
werden  oin\x  auch  bezüglich  dieser  die  Schwierigkeiten  auf 
ein  Minimum  reJn7Ìeren  lassen.  Sehen  wir  nun,  wie  wir  die 
genannten  Personenvera^^^jj^jQ  3^Qg  ihrem  bisherigen  Nexus  los- 
lösen und  den  Anforderungeu  ^j^g  Betreibungs-  und  Konkurs- 
gesetzes gerecht  werden. 
Pw-  Art.  58  cit.  erklärt  ausser  dem  Inû<ober  der  Einzelfirma 

*t(ir     lind   den   im  Register  B  freiwillig  Eingetragenen  auch  noch 

'  Mild«,    konkursfähig  : 

1.  Die  Kollektivgesellschaft, 

2.  Die  Kommanditgesellschaft, 

3.  Die  Aktiengesellschaft,  \ 

4.  Die  Kommanditaktiengesellschaft, 

5.  Die  Genossenschaft, 

6.  (den  Verein),  V, 
sowie   bei  Nr.  1,    2  und  4   deren   persönlich   haftende   Mit- 
glieder. 

a. Bi».  In   erster  Linie  fragt   es   sich   nun,    wann    liegen    nach 

Bmt/nd.  ^®™  heute  geltenden  Rechte  dio  genannten  Personenverbände 
vor,  und  genügt  dieser  Rechtszustand,  um  eine  erspriessliche 
Durchführung  des  neuen  Gesetzes  zu  gewährleisten? 

lieber  den  ersten  Theil  der  Frage  geben  die  Artikel  652, 
590,  623,  676,  678,  716—17  0.  R.  Auskunft,  aber  freilich 
in  sehr  verschiedener  Weise,  indem  sie  den  Eintra<y  im 
Handelsregister  bald  als  nothwendiges  Begriffsmoment  in  die 
Definition  aufnehmen  und  ohne  denselben  den  Verband  recht- 
lich gar  nicht  anerkennen,    bald,  indem  sie   ihn   auch   ohne 


4 


Die  Konkars-  and  Wechsel fäbigkeit  821 

Einschreibung  gelten  lassen  und  diese  nur  als  eine  durch 
Strafen  erzwingbare  Pflicht  hinstellen.  Hienach  theilen  sich 
die  Personenverbände  folgendermassen  ein: 

I.  Eintrag  als  Vorbedingung  der  Existenz: 

1.  Aktiengesellschaft. 

2.  Kommanditaktiengesellschaft. 

3.  Nichtkaufmännische  Kollektirgesellschaft. 

4.  Kichtkaufinännische  Kommanditgesellschaft. 

IL  Eintrag  blos  als  Pflicht: 

1.  Kaufmännische  Kollektivgesellschaft. 

2.  Kaufmännische  Kommanditgesellschaft. 

III.  Zweifelhaft  zwischen  beiden  Arten: 

1.  Genossenschaft. 

2.  Verein. 

IV.  Ohne  Eintrag  anerkannt: 
1.  Der  Verein  mit  idealem  Zwecke,  der  nach  kantonalem 
Rechte  die  juristische  Persönlichkeit  besitzt.    (0.  717.) 

Nehmen  wir  die  Verbände  mit  zweifelhaftem  Charakter 
voraus. 

Genossenschaft  und  Verein  können,    abgesehen  von  der 
in    O.    717  für   ideale    Vereine   gemachten   Ausnahme,    das 
Recht  der  juristischen  Persönlichkeit  nur  durch  den  Eintrag 
erlangen.     Was  soll  nun  das  heissen?    Evident   doch  nichts 
Anderes,  als  dass  sie  ohne  Eintrag  rechtlich  keine  Genossen- 
schaften oder  Vereine  sind.     Steht   dies   einmal   fest,    so  ist 
'.es    juristisch    überhaupt    unstatthaft    von   nichteingetragenen 
3nos8enschaften  und  Vereinen  zu  sprccfte«,  und  wir  dürfen 
âne  Bedenken  beide  Verbände  unter  RuljflÌÌ4'  zu  denjenigen 
drwéfiften,  bei  welchen  der  Eintrag  zu  d&i'^Wyrbedingungen 
jbT  Existenz  gehört. 

••  Freilich  drückt  sich  0.  678  hinsichtlich  der  Genossen- 
Ihaft  etwas  unklar  aus  und  dürfte  daher  bei  einer  allfälligen 
.^vision  des  Obligationenrechtes  füglich  einer  redaktionellen 
Abänderung  unterworfen  werden«     (Siehe  unten  Seite  326.) 

Gewinnen  wir  auch  auf  diese  Weise  für  die  Genossen- 
schaft und   den  Verein  einen  festern  Standpunkt ,    so  bleibt 

Zeltsehr.  für  Sobweixeritclief  Recht.    K.  F.  TU.  21 
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doch  noch  immer  die  Abweichang  des  Gesetzes  bezüglich 
der  KoIIektiv^-  und  Kommanditgesellschaft.  Allerdings  ist 
diese  spezielle  Behandlung  der  beiden  Gesellschaften  eine 
vollkommen  bewusste  und  beabsichtigte,  und  es  sind  im  An- 
schlüsse an  dieselbe  schon  mehrfache  Gerichtssprüche  erfolgt, 
die  ausdrücklich  auch  nichteingetragene  Kollektiv-  und  Kom- 
manditgesellschaften als  solche  anerkennen,  so  dass  also  zu 
Gunsten  des  jetzigen  gesetzlichen  Zustandes  bereits  eine  un- 
bestreitbare Praxis  ausgebildet  ist  und  eine  Aenderung  einen 
nichtzu  unterschätzenden  Widerstand  wird  zu  überwinden  haben, 
b.  Koth-  Trotzdem  muss  die  Aenderung  eintreten,  wenn  das  Be- 

Ttitdw  treibungs-  und  Konkursgesetz  Aussicht  auf  eine  gleichmäs- 
AbSu-  sige  Durchführung  gewinnen  will;  denn  es  kann  unmöglich 
^ernng.  .^^gehen ,  dass  in  dem  einen  Bezirke  ein  Verband  als  Kol- 
lektiv- oder  Kommanditgesellschaft  angesehen  und  behandelt 
«  wird,  dem  man  in  einem  andern  diese  Eigenschaft  abspricht. 
Liesse  man  alles  beim  Alten ,  so  könnte  in  einer  grossen 
Anzahl  von  Fällen  die  Betreibung  erst  durchgeführt  werden, 
nachdem  das  Bundesgericht  als  letzte  Instanz  den  Personen- 
verband, der  oder  dessen  Mitglieder  betrieben  würden,  als 
Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaft  proklamiert  hätte.  Es 
niuss  daher  auch  die  Existenz  dieser  beiden  Gesellschaften 
vom  Eintrag  im  Handelsregister  abhängig  gemacht  und  dem 
entsprechend  0.  552  und  590  abgeändert  werden.  Nur  auf 
diese  Weise  erlangen  wir  eine  wirkliche  Sicherheit;  denn 
auch  mit  den  strengsten  Strafbestimmungen  würde  man  den 
Eintrag  nicht  tibarall  erzwingen  können  ,  da  der  Register- 
führer erst  dann  ^B  ^r  Lage  ist,  dieselben  anzuwenden,  wenn 
er  von  der  thaiHMfeKchen  Existenz  und  dem  Geschäftibetrieb 
einer  GesellsfkilML^ntniss  erhält,  und  bis  dahin  uate  Um- 
ständen ein^  iamge  Zeit  verstreichen  kann. 

Was  die  Aktiengesellschaft  anbelangt,  so  kann  sie  iMt 
0.  623  ohne  den  Eintrag  im  Handelsregister  nicht  besteheii> 
aber  auch  bei  ihr  sollte  das  nicht  so  beiläufig  in  einem  von 
andern  Dingen  redenden  Artikel,  sondern  bei  der  Definition 
der  Gesellschaft  selbst  gesagt  und  daher  ein  diesbezüglicher 
Zusatiji  in  0.  612  aufgenommen  werden. 
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Vom  Standpunkte  der  einheitlichen  Anwendung  des  Be- 
treibuTigs-  und  Konkursgesetzes  müsste  endlich  auch  noch 
beim  Verein  eine  Aenderung  insofern  vorgenommen  werden, 
iils  die  Ausnahme  zu  Gunsten  der  vom  kantonalen  Rechte 
anerkannten^  juristischen  Persönlichkeit  weg  gehört,  da  sie 
nur  Verwirrung  veranlassen  kann.  Der  Dritte  mass  wissen, 
jnit  wem  er  zu  thun  hat,  und  soll  d^bei  nicht  auf  das  so  un- 
gleiche kantonale  Recht  verwiesen  werden,  umsomehr  als 
dasselbe  gerade  in  der  vorliegenden  Materie  oft  nur  auf  Ge- 
wohnheitsrecht beruht.  Man  stelle  daher  auch  hier  allein 
und  unbedingt  auf  den  Eintrag  im  Handelsregister  ab,  und 
wenn  dadurch  dem  parasitenhaften  Vereinswesen  etwas  Ein- 
halt gethan  wird,  so  ist  das  noch  lange  kein  Uebel. 

Hiebei  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  einerseits  mit  dem 
Bundesrathsbeschluss  vom  20.  Januar  1888  die  wirthschaft- 
Hchen  Vereine  von  0.  717  noch  nicht  unwiderruflich  aus  der 
Welt  geschafft  sind,  und  dass  andrerseits  die  idealen  Vereine 
oft  bedeutende  Vermögen  besitzen  und  damit  in  einer  sie 
vom  wirthschaftlichen  Vereine  wenig  unterscheidenden  Weise 
schalten  und  walten.  Ausserdem  zeigt  die  Praxis  so  viele 
Uebergänge  zwischen  Beiden,  dass  wir  den  Verein  nicht  als 
etwas  eigentlich  mehr  nur  der  Idealsphäre  des  Lebens  Ange- 
hörendes betrachten,  sondern  ihm  ganz  wohl  ein  wärmeres, 
rechtliches  Interesse  entgegenbringen  dürfen. 

Dazu  ist  der  Verein  nun  einmal  durch  Titel  XXVIII 
als  bestimmtes  und  individualisiertes  Rechtssubjekt  in  das 
System  aufgenommen  ;  man  behandle  ihn  daher  auf  gleicher 
Stufe  mit  den  andern  Verbänden  und  anerkenne  ihn  als 
Rechtsperson  nur,  wenn  er  im  Handelsregister  eingetragen  ist. 
Auf  diese  Weise  gelangen  wir  zu  einem  einheitlichen,  von 
iillen  Zweifeln  und  Unsicherheiten  freien  Verfahren. 

Durchgehen  wir  nun  die  abzuändernden  Artikel  des  Obli- 
gationenrechtes im  Einzelnen: 


c.  Ab- 

ända- 

rangeui 


1)  Kollektivgesellschaft.    0.552.  x.  koi- 


lektlT- 


Eine  KollektivgeselUchaft  ist   vorhanden,    wenn  zwei  oder  mehrere    gesell- 
Personen,  ohne  ihre  Haftbarkeit  nach  Massgabe  der  folgenden  Titel  zu  be*     ichaft. 
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schränke]],  nnter  einer  gemeinsamen  Firma  ein  Handels-,  ein  Fabrikations- 
oder  ein  anderes  nach  kaufmännischer  Art  geführtes  Gewerbe  betreiben. 

Die  Mitglieder  einer  solchen  Gesellschaft  haben  dieselbe  als  Kollektiv > 
gesellschaft  in  das  Handelsregister  eintragen  zn  lassen. 

Gesellschaften  für  andere  als  die  im  ersten  Absatz  bezeichneten  Zwecke 
können  Eollektivgesellschaften  werden,  wenn  sie  sich  «als  solche  in  das 
Handelsregister  eintragen  lassen. 

Artikel  552  bedarf  einer  durchgreifenden  Abänderung  ; 
denn  da  Kollektivgesellschaften  nur  noch  durch  den  Eintrag 
im  Handelsregister  sollen  entstehen  können,  so  fällt  die  bis- 
herige Unterscheidung  nach  dem  Zwecke  hinweg^  und  während 
Absatz  2  ganz  rerschwindet,  sind  Absatz  1  u.  3  in  einen 
homogenen  Artikel  zu  verschmelzen,  dessen  Merkmale  die 
gegenseitige  unbeschränkte  Haftung,  das  Betreiben  eines  Ge* 
Schaftes  und  die  gemeinsame  Firma  sind.     Z,  B.: 

„Eine  Eollektivgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn  zwei  oder  mehrere 
„Personen,  ohne  ihre  Haftbarkeit  nach  Alassgabe  der  folgenden  Titel  zu 
„beschränken,  nnter  einer  gemeinsamen  Firma  ein  Geschäft  betreiben  nnd. 
„die  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen." 

„Die  Kollektivgesellschaft  entsteht  erst  durch  den  Eintrag  im  Handels* 
„register." 

Soll  überhaupt  das  Princip  durchgeführt  werden,  dass 
nur  der  Eintrag  die  Kollektivgesellschaft  mache,-  so  können 
wir  zwischen  einer  Handels-  und  einer  andern  Gesellschaft 
nicht  mehr  unterscheiden,  sondern  es  giebt  nur  noch  einge- 
tragene und  nicht  eingetragene  Gesellschaften  ;  erstere  können 
allein  in  den  durch  das  Obligationenrecht  gegebenen  Formen 
auftreten,  was  letztere  seien,  berührt  weder  das  Handels- 
register, noch  das  Betreibungs-  und  Konkursgesetz  und  fällt 
somit  ausser  unserer  Betrachtung.  Eine  Trennung  von  Ab- 
satz 1  u.  3  verstiesse  gegen  die  Logik. 

Das  Requisit  des  Betreibens  eines  Geschäftes  könnte 
man  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  allein  der  Eintrag 
entscheide,  am  Ende  auch  noch  fallen  lassen,  doch  schadet 
dasselbe,  sobald  es  weit  genug  gefasst  wird,  nicht  und  giebt 
der  Gesellschaft  immerhin  noch  eine  reale  Grundlage.  In 
diesem  Sinne  wurde  offiziell  entschieden,  dass  für  den  Eintrag 
einer  Einzelfirma  der  Betrieb  eines  Geschäftes  nöthig  sei,  wie 
dies  auch  0.  865  Abs.  2  deutlich  ausspricht    (VgL  Mitthei- 
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lung   an    die  Registerbüreaux    S.  H.  A.  B.    vom  11.  Januar 
1883  Abth.  II.  Nr.  2.) 

Natürlich  verschwindet  mit  dieser  Definition  weder  die 
Eintragspflicht  des  Art.  86Ô  Abs.  4,  noch  die  für  Säumige 
in  0.  864  angedrohte  Strafe,  sondern  es  bleiben  beide  un- 
geschmälert bestehen^).  Eine  Gesellschaft,  die  ein  unter  0.  865 
Abs.  4  fallendes  Gewerbe  betreibt,  rauss  sich  also  nach  wie 
vor  eintragen  lassen,  nur  kann  sie  ohne  den  Eintrag  keine 
Kollektivgesellschaft  werden  und  darf  in  Folge  dessen  keine 
Firma  führen.  Lässt  sie  sich  nicht  eintragen,  so  bleibt  sie 
eine  einfache  Gesellschaft,  und  die  einzelnen  Mitglieder  der- 
selben werden  unter  Umständen  auf  Grund  von  0.  86j.  4 
u.  0.  864  gestraft,  eventuell  zum  persönlichen  Eintrage 
gezwungen.  (Vgl.  Schi uss nähme  des  Bundesrathes  vom  4.  April 
1884.  S.  H.  A.  B.  vom  6.  April  1884  Nr.  28.  —  Rekursent- 
scheid  vom  16.  April  1886.  S.  H.  A.  B.  vom  9.  April  1884 
Nr.  36.) 

2)  Kommanditgesellschaft.     0.  590.  2.  Kom- 
Hier  gilt  mit  den  entsprechenden  Abänderungen  ebenfalls    ^l^i^ 

das  für  die  Kollektivgesellschaft  Gesagte.    In  neuer  Fassung    8ch«ii. 
würde  demnach  0.  590  lauten: 

„Eine  Kommanditgesellschaft  ist  vorhanden,  wenn  zwei  oder  mehrere 
„Personen  sich  zum  Betriebe  eines  Geschäftes  unter  gememsamer  Firma 
„in  der  Weise  verbinden,  dass  wenigstens  eine  unbeschränkt,  die  andern 
„(Kommanditäre)  nur  bis  zum  Betrage  einer  bestimmten  Vermögenseinlage 
„(Eommanditsumme)  haften  wollen.  Die  Kommanditgesellschaft  mass  im 
„Handelsregister  eingetragen  sein  und  entsteht  erst  durch  den  Eintrag.*' 

3)  Aktiengesellschaft.     0.  G12.  3.  Ak- 
Die  bidherige  Definition  kann  bleiben,  nur  sollte  als  Zu-      geii- 

satz  beigefügt  werden:  ^^^***- 


')  Es  liegt  hier  kein  Widerspruch  mit  dem  auf  Seite  812  in  Absatz  2 
Gesagten  vor.  Die  Verpflichtung  zum  Eintrag,  welche  0.  865.  4  für  jedes 
nach  kaufmännischer  Art  betriebene  Geschäft  festsetzt,  wir  i  nicht  abge- 
schafft; aber  erst  bei  dem  durch  sie  erzwungenen  Eintrage  zeigt  es  sich, 
nnter  welche  der  ohligationenrechtiichen  Formen  das  betreff'ende  Geschäft 
gehört,  und  diese  Form  erhält  es  erst  durch  den  Eintrag,  so  dass  also 
vor  diesf-m  nur  ein  eintragspflichtiges  Geschäft,  nicht  aher  eine 
eintragspflichtige  Kollektivgesellschaft  etc.  besteht. 

21» 
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„Die  Aktiengesellschaft  mass  im  Handelsregister  eingetragen  sein  und 
„entsteht  erst  durch  den  Eintrag/'    (Vgl.  oben  Seite  Bi2) 

4)  Komraanditaktiengesellschaft.     0.  676. 
Eigentlich  bedürfte  der  ganze  Abschnitt  über  die  Kom- 

manditaktiengesellschaft  einer  Umarbeitung,  da  eine  richtige 
Anssoheidung  von  der  Kommanditgesellschaft  fehlt  und  daher 
die  principielle  Einreihung  in  die  Aktiengesellschaft  nirgends 
recht  passen  will.  Für  die  Behandlung  dieser  Frage  bleibt 
aber  hier  kein  Raum,  wir  wollen  daher  nur  hervorheben,  dass 
auch  für  die  Kommanditaktiengesellschaft  das  bei  der  Aktien- 
gesellschaft Gesa^^te  gilt  und  sie  daher  ohne  den  Eintrag  nicht 
bestehen  kann.  Die  Definition  derselben  würde  ungefähr  lauten  : 

„Die  Kommanditaktiengesellschaft  ist  eine  nnter  gemeinsamer  Firma 
„errichtete  Gesellscbaft,  deren  zum  Vorans  bestimmtes  Kapital  in  Tbeil- 
„sDmmen  (Aktien)  zerlegt  ist,  nnd  für  deren  Verbindlichkeiten  neben  dem 
„Gesellschaftsvermögen  die  Mitglieder  des  Vorstandes  persönlich,  nnbe- 
„schränkt  nnd  solidarisch  haften.  Sie  muss  im  Handelsregister  eingetragen 
„sein  nnd  entsteht  erst  dnrch  den  Eintrag." 

5)  Genossenschaft.     0.  678. 

0.  678  ist  ziemlich  undeutlich  gefasst  und  hat  daher  zu 
vielen  Zweifeln  Anlass  gegeben.  Man  leitete  einerseits,  wie 
dies  nun  auch  der  Bundesrath  durch  seinen  Beschluss  auf 
Vorgang  Hafners  gethan  hat,  darans  ab,  dass  der  in  0.  7 17 
genannte  wirthschaftliche  Verein  gar  nicht  existiere,  sondern 
mit  der  Genossenschaft  zusammenfalle,  andererseits  schloss 
man  daraus,  dass  es  auch  nicht  eingetragene  Genossenschaften 
gebe.  Eines  ist  wohl  so  unrichtig,  wie  das  Andere;  die  erste 
Frage  liegt  ausser  unsorra  Bereiche  und  die  zweite  haben 
wir  schon  oben  (Seite  321)  dahin  erledigt,  dass  eine  Genos- 
senschaft ohne  Recht  der  Persönlichkeit  keine  'Jenossensohaft 
sei  und  das  Gesetz  nicht  weiter  berühre.  Immerhin  wäre 
eine  neue  Definition  des  Artikels  678,  wenn  auch  nicht  ab- 
solut nothwendig,  so  doch  wünschenswerth,  und  zwar  dahin 
lautend  : 

„Personenverbände,  welche,  ohne  zn  den  in  den  Titeln  XXIV  bis 
„XXVI  normierten  Gesellschaften  zn  gehören,  gemeinsame  Zwecke  da« 
„wirthschafklichen  Verkehres  verfolgen,  nnd  deren  Organisation  den  nach- 
„folgenden  Artikeln  entspricht,  müssen  sich  nach  Massgabe  derselben  aU 
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.^^Genossenschaften  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen.  Ohne  den  Ein- 
„trag  haben  sie  kein  Recht  der  Persönlichkeit." 

Für  eine  präcisere,  die  Umrisse  der  Genossenschaft 
schärfer  herirorhebende  Definition  ist  deren  Bild  im  heutigen 
Rechte  noch  nicht  plastisch  genug  gestaltet,  wir  müssen  uns 
daher  im  Anschlüsse  an  den  bisherigen  Artikel  678  mit  einem 
Verweise  auf  die  im  Gesetze  angegebenen  Details  der  Or- 
ganisation begnügen. 

6)  Verein.     0.  716.  717.  e.Terem. 

Nachdem  der  Bundesrath  am  20.  Januar  1888  beschlossen 
hat,  dass  wirthschaftliche  Vereine  nicht  existieren,  wollen 
wir  uns  für  die  gegenwärtige  Behandlung  auf  den  Verein 
mit  idealem  Zwecke  beschränken. 

Eine  Definition  des  Vereins  giebt  das  Gesetz  nicht  und 
wohl  mit  Recht;  da  das  Institut  noch  zu  unausgebildet  ist, 
um  schon  festen  Regeln  unterworfen  zu  werden. 

Im  Interesse  des  eidg.  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes 
sollten  aus  den  oben  auf  Seite  323  angegebenen  Gründen  fol- 
gende Stellen  in  den  bisherigen  Artikeln  ausgemerzt  werden: 
in  0.  716  zu  streichen  die  Worte: 

. .  .  ,,auch  wenn  sie  bisher  darauf  nach  kantonalem  Rechte  keinen 
,,  Ansprach  hatten"  . . . 

in  0.  717  zu  streichen  die  Worte: 

f, welche  weder  nach  kantonalem  Kechte  als  jaristisehe  Personen  an- 
^^erkannt  sind." 

0.  717  müsste  eigentlich  in  Folge  des  citierten  Bundes- 
rathsbeschlusses  überhaupt  abgeändert  werden;  denn  der  Aus- 
druck „Vereine"  hat  durch  den  Titel  XXVIII  des  Obligationen- 
rechtes einen  bestimmt  fixierten  Sinn  erhalten  und  ist  zum 
terminus  technicus  geworden,  und  nun  nimmt  es  sich  ent- 
schieden unvortheilhaft  aus,  wenn  das  Gesetz  gemäss  der 
oJËziellen  Auslegung  sagt:  „Wirthschaftliche  Vereine  sind 
keine  Vereine,  sondern  Genossenschaften,^  Versteht  man 
einmal  unter  „Verein"  etwas  Bestimmtes,  so  darf  der  Aus- 
druck nicht  gebraucht  werden,  um  etwas  Anderes  zu  be- 
zeichnen. Man  müsste  daher  in  0.  717  ein  anderes  Wort 
z.  B.  „Vereinigung"  oder  , Verband"  wählen,  und  noch  besser 
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wäre  es,  den  Artikel  überhaupt  nur  auf  die  idealen  Vereine 
zu  stellen,  z.  B.  : 

0.  717.     „Vereinen,  welche  sich  nicht  in  das  Handelsregister  haben 
eintragen  lassen,  steht  kein  Recht  der  Persönlichkeit  sn." 
„Wenn  im  Namen  solcher  Vereine  etc.  .  ." 

Selbstverständlich  geschieht  diese  ganze  Ausführung  nur 
unter  dem  Vorbehalt,  dass  der  Beschluss  des  Bundesrathes 
darch  das  Gesetz  oder  die  Gerichtspraxis  sanktioniert  werde, 
was  freilich  noch  recht  fraglich  erscheint. 

Eines  der  wichtigsten  Ergebnisse  der  durch  das  Betrei- 
bungs-  und  Konkursgesetz  nothwendig  werdenden  Aenderungen 
im  Obligationenrechte  ist  das,  dass  es  in  Zukunft  nur  noch 
eingetragene  Gesellschaftsfirmen  giebt  und  ausserhalb  des 
Handelsregisters  keine  Firma  mehr  existiert.  Es 
ist  dies  eine  nothwendigo  und  vollkommen  klare  Konsequenz  ; 
denn  neben  den  eingetragenen  Personenverbänden  lässt  das 
Gesetz  nur  noch  die  einfache  Gesellschaft  zu,  und  diese  be- 
sitzt keine  Firma.  Das  äusserliche  Kennzeichen  der  einge- 
tragenen Gesellschaft  ist  die  Firma,  und  wo  eine  solche  ge- 
braucht wird,  muss  sie  eingetragen  sein. 

Wenden  wir  nun  diesen  Satz  auf  die  Einzelfirma  an,  so 
sehen  wir,  dass  er  mit  wenigen  Modifikationen  auch  bei  dieser 
zutrifft.  Zwar  kann  man,  wie  schon  oben  erwähnt,  die  Einzel- 
firma von  der  Person  des  Inhabers  nach  unserm  Rechte  nicht 
ablösen,  sie  wird  aber  doch,  sobald  sie  nicht  genau  mit  dem 
vollen  persönlichen  Namen  des  Inhabers  übereinstimmt,  nach 
aussen  zu  einer  Sorte  von  selbständigem  Individuum  und  ge- 
niesst,  sogar  bei  Uebereinstimmung  mit  dem  Privatnamen, 
des  gesetzlichen  Schutzes  ihrer  Individualität  (0.  868.  876). 
Damit  dass  0.  868  die  eingetragene  Firma  gegenüber  den 
Vorschriften  v(»n  0.  867  Abs.  1  schützt  und  jedem  späteren 
Petenten  die  Annahme  der  gleichen  Firma  selbst  dann  ver- 
bietet, wenn  derselbe  den  gleichen  bürgerlichen  Namen  hat 
wie  der  bisherige  Inhaber,  giebt  er  offenbar  derselben  nach 
aussen  eine  gewisse  selbständige  Stellung,  eine  Art  von  juri- 
stischer  Persönlichkeit. 
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Diese  aber  erlangt  nur  die  eingetragene  Firma^  und  da  die     Ab&n- 
nicht  eingetragene  absolut  schätz-  und  rechtlos  ist,  so  dürfen    ^•''"°* 
wir  ohne  grosses  Bedenken  sagen,  die  Firma  als  solche  exi-    o.  665, 
stiert  ohne  den  Eintrag  überhaupt  gar  nicht.    Hiemit    "*^^'*  *• 
gerathen  wir  nun  freilich  in  Kollision  mit  0.  865  Abs.  2;  das 
schadet  aber  eines  Theils  nicht,    weil  das  Gesetz   so  wie  so 
muss  abgeändert  werden,  und  anderntheils  nicht,  weil  dieser 
Absatz  2  von  Anbeginn  etwas  Problematisches  an  sich  trug. 
Eine  uneingetragene  Firma  blieb  von  jeher  ohne  Schutz  und 
besass    somit    nie    eine  rechtliche  Existenz;    bei    dem  neuen 
Stand  des  Gesetzes  verliert  sie  erst  recht  allen  Halt,  und  es 
ist  daher  ganz    gut,    wenn  0.  865    auch    in  dieser  ßichtung 
umgewandelt  wird.     Absatz  2  sollte  demnach  lauten  : 

„Wer  unter  einer  Firma  ein  Geschäft  bötreiben  will,  muss  dieselbe 
„in  das  Handelsregister  des  Ortes,  wo  er  seine  Hauptniederlassung  bat, 
„eintragen  lassen.^' 

Er  muss  also  nicht  das  Geschäft  an  sich,  sofern  dies 
nicht  nach  0.  865  Abs.  4  nöthig  ist,  eintragen  Iqpsen,  son- 
dern die  Firma.  Für  das  Handelsregister  und  das  Konkurs-  ^^ 
recht  hat  das  Verwerfen  jeder  nicht  eingetragenen  Firma 
überdies  noch  den  Vortheil,  dass  dadurch  ein  Sporn  zum  Ein- 
trag geschaffen  und  so  der  EintragspHicht  etwas  nachgeholfen, 
resp.  die  Renitenz  mit  einem  Recht.snachtheile  belegt  wird, 
was  um  so  angenehmer  ist,  als  bekanntlich  die  blosse  Straf- 
androhung nicht  immer  genügt. 

Betrachten  wir  noch  im  speziellen  die  Frage  der  Wechsel-  y««"*»«!- 
fähigkeit  resp.  wechselreclitlichen  ßelangbarkeit,  so  bleiben  Art.i88 
uns  noch  Art.  188  des  Betreibuqgs- und  Konkursgesetzes  und  ^0.120. 
Art.  720  des  0.  ß.  zu  besprechen, 

Art.   188  des  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes: 

Für  Forderungen,  die  sich  auf  einen  Wechsel  oder  einen  Check 
„gründen,  kann,  gleichviel  ob  die  Forderung  pfandversichert  sei  oder  nicht, 
„beim  Betreibungsamte  die  schnelle  Konkursbetreibung  begehrt  werden, 
„wenn  der  zu  betreibende  Unterzeichner  der  Urkunde  in  die  Klasse  der 
„in  den  Art.  58  und  59  genannten  Schuldner  gehört. 

0.  720.  Wechselfähig  ist  Jeder,  weicher  sich  durch  Verträge  ver- 
}>flichten  kann. 

Dages;en  bleiben  die  Pestiramungen  des  Artikels  812  dieses  Gesetzes, 
sowie  die  in  anderen  eidf^enössischen  oder  kantonalen  Gesetzen  für  Wechsel- 
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ezecation  und  Wechselprozess  enthaltenen  besonderen  Vorschriften  auf  die- 
jenigen Personen  und  Gesellschaften  beschränkt,  welche  im  Handelsregister 
eingetragen  sind. 

Art.  188  nennt  als  wechaelfàhig  die  unter  Ziffer  1 — 9^ 
des  Art.  58  cit.  aufgeführten  Personen  und  Gesellschaften 
und  stellt  also  ebenfalls  allein  auf  die  Thatsache  der  Ein- 
tragung ab.  Ein  Widerspruch  mit  dem  Obligationenrechte 
liegt  an  sich  nicht  vor;  denn  auch  0.  720  nennt  als  passiv 
wechselfähig  diejenigen  Personen  und  Gesellschaften,  welche 
im  Handelsregister  eingetragen  sind. 

Eine,  wenn  auch  nicht  konstante  und  widerspruchslose 
Gerichtspraxis  hat  nun  aber  0.  720  auch  auf  diejenigen  Per- 
sonen und  Gesellschaften  ausgedehnt,  welche  im  Handels- 
register eingetragen  sein  sollte  n^  und  also  die  Eintrags- 
pflicht  an  Stelle  des  geschehenen  Eintrages  gesetzt 
mit  der  allerdings  nicht  unbilligen  Begründung,  dass  die  Ver- 
nachlässigung einer  gesetzlichen  Pflicht  dem  Nachlässigen  nicht 
auch  noeh  Vortheil  bringen  und  der  Richter  nicht  indirekt 
eine  Verletzung  des  Gesetzes  schützen  dürfe. 

Wir  stehen  also  hier  einem  ähnlichen  Vorgange  gegen- 
über wie  bei  der  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaft,  nur 
dass  dort  die  nicht  eingetragenen  Gesellschaften  vom  Gesetze 
ausdrücklich  anerkannt  sind,  während  hier  das  Gesetz  nur 
von  eingetragenen  Personen  und  Gesellschaften  spricht 
und  lediglich  eine  Interpretation  ex  aequo  diesen  die  ein- 
tragspflichtigen  dem  Effekte  nach  gleichgestellt  hat.  Wir 
brauchen  daher  0.  720  nicht  in  gleicher  Weise  abzuändern, 
wie  0.  552  und  590,  sondern  können  uns  damit  begnügen, 
das  Gesetz  strikte  auszulegen  und  die  bisherigen  Abweichnngen 
von  dem  Wortlaute  desselben  zu  verwerfen.  Dass  in  Zu- 
kunft eine  derart  arbiträre  und  unsichere  Praxis  nicht  mehr 
vorkommen  darf,  leuchtet  ein.  Bei  richtiger  Auslegung  und 
konsequenter  Durchführung  von  Artikel  58  des  Betreibungs- 
und  Konkursgesetzes,  resp.  bei  sachgemässer  Anpassung  des 
Obligationenrechtes  an  denselben,  erscheint  ein  solcher  Noth- 
behelf;  wie  ihn  diese  Gerichtspraxis  schuf,  überhaupt  nicht 
mehr  erforderlich  ;  denn  giebt  es  einmal  keine  Firma  und  keine 
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Handelsgesellschaft  mehr  als  die  eingetragene,  so  ist  der 
Kreis  der  zwangsweise  dem  schnellen  Wechselrechte  unter- 
worfenen Personen  und  Gesellschaften  vollkommen  umschlossen. 
Zu  diesen  kommen  nur  noch  die  freiwillig  Angemeldeten  des 
Registers  B  hinzu,  so  dass  für  Ändere,  den  beiden  Katego- 
rieen  nicht  Angehörende,  kein  Raum  mehr  übrig  bleibt.  Der 
kleine  Ausfall,  der  bei  der  Einzelfirma  noch  möglich  wäre, 
wird  sich  mit  den  durch  das  neue  Gesetz  bedingten  strengern 
Massnahmen  und  der  nothwendiger  Weise  erfolgenden  Ab- 
klärung so  vermindern,  dass  er  kaum  mehr  eine  Beachtung 
verdient. 

Liess  sich  allenfalls  für  die  blosse  Frage  der  passiven 
Wechselfähigkeit  auch  noch  ein  Zustand,  wie  der  bisherige, 
denken,  so  muss  er  doch  für  die  viel  weiter  greifende  Kon- 
kursfahigkeit  absolut  und  unbedingt  verworfen  werden,  und 
zwar  um  so  mehr,  als  nun  auch  die  Exekution  eine  einheit- 
liche wird ,  die  nur  noch  formell  den  Kantonen  überlassen 
bleibt,  in  That  und  Wahrheit  aber  in  der  Hand  des  Bundes 
steht  und  von  diesem  ihre  Direktiven  emptängt.  Beide  Qua- 
lifikationen sind  so  eng  mit  einander  verflochten ,  dass  eine 
verschiedene  Behandlung  derselben  durchaus  unzulässig  er- 
scheint; es  muss  daher  auch  für  die  Wechselfahigkeit  allein 
und  bedingungslos  auf  den  Eintrag  im  Handelsregister  ab- 
gestellt werden. 

Bedürfte  nun  materiell  O.  720  am  Ende  keiner  Aende- 
rung,  so  wärt)  doch  formell  eine  solche  darum  wünschens- 
werth,  weil  auch  hier  das  Wort  „Handelsregister"  einen  un- 
richtigen Sinn  giebt  und  mehr  umfasst,  als  eigentlich  beab- 
sichtigt war.  Wie  wir  schon  oben  bei  Behandlung  des  Ab- 
satzes 1  von  Artikel  865  0.  R,  (Seite  308)  angedeutet  haben, 
und  wie  nun  Artikel  58  des  Betreibungs-  und  Konkursge- 
setzes deutUich  auseinander  setzt,  sind  durchaus  nicht  alle 
im  Handelsregister  eingetragenen  Personen  Wechsel-  und  kon- 
kursfähig,  sondern  nur  bestimmte  Klassen  derselben,  und  in 
dieser  Hinsicht  bedarf  daher  0.  72o  einer  genauem  Redak- 
tion» Diese  selbst  kann  entweder  dadurch  gegeben  werden, 
dass  0.   720   auf  Artikel   58   cit.   verweist,    oder   dass  man 
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auch  in  0.  720  direkt  diejenigen  Personen  und  Gesellschaften 
nennt,  welche  dem  schnellen  Wechsel  rechte  unterliegen.  Der 
letztere  Weg  ist  wohl  darum  empfehlenswerther,  weil  ein 
Verweis  vom  grössern,  wichtigeren  und  frühern  Gesetze  auf 
das  kleinere,  unwichtigere  und  spätere  sich  nicht  besonders 
gut  ausnimmt. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wäre  0.  720  auch  insofern  um- 
zugestalten, als  mit  Einführung  des  Betreibungs-  und  Kon- 
kursgesetzes dieses  allein  für  die  Wechsel exekution  und  den 
Wechselprozess  massgebend  wird  und  daher  die  Anführung 
kantonaler  Gesetze  wegfallen  muss. 

In  neuer  Fassung  würde  O.  720  lauten: 

,,  Wechselfähig  istJeder,  welcher  sich  durch  Verträge  verpflichten  kann/* 

,,Dagegen  bleiben  die  ßestimmungea  des  Art.  812  dieses  Gesetzes, 
„sowie  die  im  Bundesgeüetze  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  oder  in 
„andern  eidgenössischen  Gesetzen*)  für  Wechselexekuticn  und  Wechselpro- 
,,ze8S  enthaltenen  besondern  Vorschriften  auf  diejeuigen  Personen  und  Ge- 
„sellschaften  beschränkt,  welche  in  einer  der  nachbezeichneten  Eigenschaften 
„im  Handelsregister  eingetragen  sind: 

„1.  Als  Inhaber  einer  Einzelfirma  (0.  865,  Abs.  2  und  4); 

„2.  als  Mitglied  einer  Kollektivgesellschaft  (0.  553); 

1,8.  als  nnbeschränkt  haftendes  Mitglied  einer  Kommanditgesellschaft 
„(0.  591); 

„4.  als   Mitglied   des  Vorstandes    einer  Kommanditaktiengesellschaft 
„(0.  676): 

„5.  als  Kollektivgesellschaft  (0.  552); 

„6.  als  Kommanditgesellschaft  (0.  590); 

„7.  als  Aktien-  oder  Kommanditaktiengesellschaft  (0.  612,  623,  676); 

„8.  als  Genossenschaft  (0.  678); 

„9.  als  Verein  (0.  716,  717); 
„10.  als  freiwillig  Eingetragene  des  besondern  Registers  (Register  B) 
„(0.  8ü5.  Abs.  1).'^ 

Damit  scheint  der  Einklang  zwischen  heiden  Gesetzen 
hergestellt,  und  es  bedarf  nur  eines  strikten  Festhaltens  an 
denselben,  um  allen  Schwankungen  und  Zweifeln  vorzubeugen. 

^)  Nach  Annahme  des  Bnndesgesetzes  über  Schuldbetreibang  nnd 
Konkurs  könnte  in  0.  720  auch  das  Citat  der  andern  eidgenössi- 
schen Gesetze  ohne  Schaden  weggelassen  werden;  denn  welche  Gesetze 
das  sein  sollten,  ist  nicht  recht  ersichtlich.  Im  bisherigen  Art.  720  diente 
der  Hinweis  auf  andere  eidg.  Gesetze  »lern  Zwecke,  einen  Vorbehalt  zu 
Gnnsten  des  Schuldbetreibung<(-  und  Konkur^gesetze.i  zn  machen;  in  der  neaoa 
Kedaktion  besitzt  derselbe  aber  kaum  mehr  einen  Öinn. 
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Nachdem    wir    nun    die  Anwendung   der  Eonkurs-   und    b.  zait- 
Wechselfahigkeit  hinsichtlich  der  ihr  unterworfenen  Personen    „"^***^_ 
Viïià  Gesellschaften,    also   die  subjektive  Seite,    geprüft  und    jektiver 
die  darauf  bezüglichen  Stellen  in  Uebereinstimmung  gebracht  ^"xâf- 
haben,  so  bleibt  uns  noch  Beginn  und  Ende,  das  heisst,  die    kun-u. 
zeitliche    Begrenzung,    sowie    der   materielle   oder   objektive  .«jf^i^. 
Umfang  derselben  festzustellen,  um  auch  in  dieser  Richtung     ^eit. 
das   bisherige  Becht    mit   dem    neuen  Gesetze    zu   vereinen. 
Während  der  beginn   und   der   materielle  Umfang  das  Obli- 
gationenrecht und  das  Handelsregister  nur  indirekt  berühren, 
hängt  das  Aufhören  wiederum    geradezu  vom  Eintrage  resp. 
der  Streichung   im  Handelsregister    ab    und   steht   daher   in 
engstem  Zusammenhange  mit  demselben.    Der  Uebersichtlich- 
keit  und  Kürze  wegen  nehmen  wir  diesen  Abschnitt  voraus. 
Wesentlich   kommen   dabei  in   Betracht  Artikel  59    des  Be- 
treibungs-  und  Konkursgesetzes,  sowie  Artikel  21  und  28  der 
Verordnung  über  Handelsregister  und  Handelsamtsblatt. 

Art,  69,    „Die  im  Handelsregiater  EiDgetragenen  unterliegen  nach  er-     i.  Aaf- 
„folgter  Streichung  noch  während  einer  Frist  von  sechs  Monaten    seit  der     höre». 
^^YeröffentlichuDg  der  Streichung  im  Handelsamtsblatte  der  Betreibung  auf 
„Konkurs." 

„Eine  Betreibung  auf  Konkurs,  fnr  welche  bereits  die  Konkursan- 
„drohung  verlangt  worden  ist  (Art.  175),  hat  auch  nach  Ablauf  dieser 
„Frist  ihren  Fortgang  zu  nehmen." 

Während  nun  Art.  58  und  59  cit.  sagen ,  auf  wen  und 
auf  wie  lange  die  Konkurs-  und  Wechselfähigkeit  sich  er- 
strecke, bleiben  die  Gründe  des  Authörens  resp.  der  Streichung 
im  Handelsregister  der  Gesetzgebung  über  dieses  anheimgestellt. 
—  Diese  bestimmt  hierüber  Folgendes: 

Die  Streichung  geschieht  entweder  freiwillig  resp.  auf 
Antrag  der  Parteien  oder  von  Amteswegen. 

1.  Treiwillig:  bei  Erlöschen  einer  Firma  durch  Ver- 
zicht in  Folge  Geschäftsau%abe  und  bei  freiwilliger  Streichung 
im  Register  B. 

2.  Von  Amtes  wegen.  —  Hier  erwähnt  das  Obliga- 
tionenrecht nur  den  Fall  des  Konkurses  und  des  gerichtlichen 
UrtbeJis.  (Vgl.  für  Kollektivgesellschaft  0.  572.  545.  — 
Kommanditgesellschaft  ü.  üll.  545.  —  Aktiengesellschaft  0. 
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664  Absatz  3.  —  Kommanditaktiengesellschaft  O.  676,  — 
Genossenschaft  0.  709  Ziffer  3,  7lO.  711.  —  Verein  0.  710 
Abs.  3  [letzterer  im  übrigen  nach  Analogie  der  Aktiengesell- 
schaft und  Genossenschaft  zu  behandeln].)  —  Diese  Artikel 
erklären  die  Gesellschaft  mit  Eintritt  des  Konkurses  resp. 
durch  das  Urtheil  aufgelöst,  worauf,  da  die  Liquidation  amt- 
lich besorgt  und  also  kein  Liquidationsstadium,  während 
dessen  die  Firma  noch  mûsste  eingetragen  sein,  nöthig  wird^ 
die  Firma  zu  streichen  ist  und  Konkurs-  und  Wechselfähig- 
keit natürlicher  Weise  aufhören. 

Was  die  Artikel  21  und  28  der  Verordnung  über  da» 
Handelsregister  betrifft,  so  bedürfen  dieselben,  ganz  abge- 
sehen vom  Betreibungs-  und  Konkursgesetze,  einer  neuen 
Redaktion  oder  mindestens  einer  genauem  Auslegung,  da  sie 
sich  in  ihrem  jetzigen  Wortlaute,  falls  er  strikte  aufgefasst 
wird,  absolut  ungenügend  erwiesen  haben  und  auch  durch 
die  Praxis  längst  abgeändert  sind.  Eine  Besprechung  dieser 
Detailfragen  würde  hier  zu  weit  führen,  setzen  wir  daher 
einfach  die  Artikel  hin,  wie  sie  ungefähr  lauten  sollten,  oder 
wie  mindestens  ihr  bisheriger  Wortlaut  muss  ausgelegt  und 
ausgedehnt  werden. 

Art.  21  (betreffend  Register  A,  Firmenbuch). 

„Die  Löschang  eingetragener  Firmen  geschieht  von  Amtes  wegen: 

„1.  Wenn  gegen  den  Inhaber  einer  Einzelfirma  oder  gegen  eine  Ge- 
,,sell3chaft  der  Konknrs  erkannt  worden  ist.  Die  Löschung  ist  vom  Be- 
,,gÌ8terf (ihrer  vorzunehmen,  sobald  ihm  das  Konkurserkenntniss  amtlich  be- 
„kannt  geworden  ist." 

,,2.  Wenn  der  Inhaber  einer  Einzelfirma  unter  Vormundschaft  gestellt 
„wird,  auf  Antrag  der  Vormundschaftsbehörde."*) 

„3.  Wenn  der  Geschäftsbetrieb  einer  Firma  in  Folge  Wegzuges  oder 
„Todes  des  Inhabers  aufgehört  hat  und  seit  diesem  Zeitpunkte   ein  Jahr 

^)  Der  Antrag  der  Vormundschaftsbehörde  ist  abzuwarten,  da  diese 
möglicher  Weise  auch  ein  Interesse  an  der  Fortdauer  der  Firma  habe» 
und  fiir  den  mundtodten  Inhaber  einen  Prokuraträger  bestellen  oder  ihn 
durch  den  Vormund  vertreten  lassen  kann.  —  Handelt  die  Vormundschafts* 
behörde  nicht  von  sich  ans,  so  hat  sie  der  Registerführer  dazu  aufzufordern. 
Deswegen  bleibt  die  Streichung  nichtsdestoweniger  eine  amtliche;  denn  sie 
geschieht  auf  Grnnd  des  Ürtheils  oder  Erkenntnisses  eines  Gerichtes  oder 
«iner  Administrativbehörde  und  ohne  Zuthun  der  Parteien. 


Die  Eonkars-  und  Wechselföhigkeit.  335 

^^yerflossen  ist,  ohne  dass  er  selber,  beziehungsweise  seine  Rechtsnachfolger 
„die  Löschang  nachgcsocht  haben  oder  vom  Registerfiihrer  %vl  derselben 
,, konnten  verhalten  werden/^ 

,,4.  Wenn  der  Geschäftsbetrieb  einer  Kollektiv-  oder  Kommandit- 
„gesellsobaft  in  Folge  Todes,  Wegzags,  Konkurses  oder  Bevormundung 
„sänuntlicher  Gesellschafter  aufgehört  hat." 

„5.  Wenn  ein  gerichtliches  Urtbeil  die  Löschung  ausgesprochen  hat/^ 

„6.  Zweigniederlassungen  werden  gelöscht,  wenn  die  Hauptnieder - 
„lassung  gelöscht  worden  ist,  auf  Mittheilung  des  Registerführers  der  Haupt- 
„niederlassung." 

„Zweigniederlassungen  ausländischer  Firmen  werden  ausserdem  gc- 
„löscht,  wenn  amtlich  konstatiert  ist,  dass  ihr  Geschäftsbetrieb  aufgehört 
„hat  und  das  im  Auslande  befindliche  Hauptgeschäft  der  Aufforderung  de» 
„Registerführers  xur  Löschung  der  Filiale  nicht  nachkommt  oder  selbst  er- 
„loschen  ist." 

„7.  Mit  der  Streichung  der  Firma  erlöschen  auch  die  von  derselben 
„ertheilten  Bevollmächtigungen  (Prokuren  etc.)  von  Amtes  wegen.'* 

Art  28  (betreffend  die  freiwillig  im  Register  B  Einge- 
tragenen). 

„Von  Amtes  wegen  erfolgt  die  Streichung: 

„1.  im  Falle  des  Todes  des  Eingetragenen." 

„2.  im  Falle  des  Verlustes  der  Handlungsfähigkeit  nach  Art.  5,  Lem- 
„ma  1  und  2  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  persönliche  Handlungs* 
„fähigkeit."«) 

„S.  im  Falle  des  Wegzugs,  wenn  der  Eingetragene  die  Schweiz  de- 
„finitiv  verlassen  hat  und  ausgewandert  lit." 

Während  das  neue  Betreibungs-  und  Konkursgesetz  sagt, 
wer  der  Konkurs-  und  Wecbselfâhigkeît  unterliege,  und  wie 
weit  sich  dieselbe  ancb  noch  über  die  Streichung  im  Handels- 
register hinaus  erstrecke,  schweigt  es  über  einige  wichtige  und 
hiemit  in  direktester  Verbindung  stehende  Fragen  des  Gänz- 
lichen.    Es  sind  dies  folgende: 


')  Für  die  Wechselfahiglseit  ist  der  Verlust  der  Handlungsfähigkeit 
unbedingt  ein  Streichungsgrund;  wie  aber  für  die  EonknrsfäbigkeitV  Da 
diese  die  Handlungsfähigkeit  nicht  voraussetzt,  so  ist  deren  Verlust  eigent- 
lich auch  kein  Streicbungsgrund,  und  wir  müssten  also  Ziffer  2  des  Art.  2& 
cit  fallen  lassen.  Insofern  es  sich  hier  aber  um  freiwillig  Angemel- 
dete handelt  und  nicht  um  Leute,  die  ein  Geschäft  betreiben  resp.  in  einem 
solchen  haftbar  sind  und  daher  im  Handelsregister  figurieren  und  konkurs- 
fähig sein  müssen,  so  schadet  Ziffer  2  durchaus  nichts,  sondern  sie  ist, 
wenn  auch  nicht  aus  juristischen,  so  doch  aus  praktischen  Gründen  auf- 
recht zu  erhalten. 
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1.  Wann  beginnt  die  Konkurs-  und  Wechselfahigkeit? 

2.  Erstreckt  sie  sich  nur  auf  Schulden,  die  während  des 
Eintrages  geniacht  wurden,  oder  auch  auf  frühere  und  even- 
tuell auch  auf  spätere,  während  der  6  Monate  nach  der 
Streichung  eingegangene,  d.  h.  kann  für  solche  das  schnelle 
Wechselrecht  angewendet  resp.  auf  Konkurs  betrieben  werden  ? 

Hiebei  wird  vorausgesetzt,  dass  mit  Ablauf  der  6  Mo- 
nate, abgesehen  von  der  in  Absatz  2  geinachten  Ausnahme, 
-ein  für  alle  Mal  jede  Konkurs-  und  Wechselbetreibung  auf- 
hört und  damit  wenigstens  einer  der  bisherigen  Streitpunkte 
definitiv  erledigt  ist. 

Als  selbstverständlich  wird  ferners  angenommen,  dass 
ein  Unterschied  zwischen  den  einzelnen  Arten  von  Schulden 
nicht  existiert,  also  die  Qualifikation  etwas  der  Person  In- 
härentes ist,  das  diese  ergreift,  gleichgültig  ob  es  sich  um 
Handels-  oder  um  Privatschulden  handle. 

Die  Fragen  über  den  Beginn  und  den  zeitlichen  Umfang 
der  Wechsel-  und  Konkursfähigkeit  müssen  unseres  Erachtens 
unbedingt  und  zwar  durch  das  neue  Gesetz  selbst  gelöst 
werden,  und  besonders  in  letzterer  Hinsicht  muss  deutlich 
gesagt  sein  ,  ob  der  Moment  der  Exekution  oder  derjenige 
der  Eingehung  der  Schuld  entscheide.  Andernfalls  ist  eine 
gleichmässige  Durchführung  des  Gesetzes  und  ein  einheit- 
liches ßecht  geradenwegs  undenkbar;  denn  dass  man  in  dem 
einen  Bezirke  für  eine  Schuld  fallit  gemacht  werden  könne, 
für  welche  in  einem  andern  der  Beamte  die  Wechselstrenge 
oder  die  Konkursbetreibung  verweigern  würde,  darf  doch 
unter  keinen  Umständen  zugelassen  werden. 
Ä.  Be-  Was  den  Zeitpunkt  des  Beginnes  betrifft,    so  fallen  für 

*^"'  denselben  drei  Momente  in  Betracht:  Der  Eintrag,  die  Pub- 
likation und  die  Kenntnissnahmo  durch  Dritte  (Kreditoren 
und  Betreibungsbeamte).  —  Artikel  863  des  Obligationen- 
rechtes sagt  hierüber: 

Die  Eintragungen  in  das  Handelsregister  werden  gegenüber  dritten 
Personen  in  dem  Zeitpunkte  wirksam,  in  welchem  sie  durch  die  amtliche 
Bekanntmachung  (d.  h.  durch  das  Schweiz.  Handelsamtsblatt)  zur  Kenntniss 
derselben  gelangt  sein  können. 

Vorbehalten  bleiben  die  besonderen  Bestimmungen,  wonach  unmittel- 
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bar  mit  der  Eintragung  selbst  auch  Dritten  ^egenfiber  Rechtswirkangen 
verbanden  sind. 

Dass  mit  Absatz  1  von  0.  863  hier  nichts  anzufangen 
iat,  leuchtet  ein;  denn  einen  schwankenden,  von  Zufällig- 
keiten abhängenden  Zeitpunkt  können  wir  unter  keiner  Be- 
dingung brauchen,  wir  müssen  absolut  ein  festes,  unverrück- 
bares Datum  haben;  es  bleibt  also  nur  noch  das  des  Eintrages 
und  das  der  Publikation,  resp.  des  Erscheinens  im  Schwei- 
zerischen Handelsamtsblatte. 

Den  Eintrag  als  massgebend  zu  erklären,  hätte  Manche» 
für  sich,  da  es  sich  in  der  That  um  eine  der  Person  er- 
worbene Qualität  handelt,  über  deren  Erwerb  ohne  Zweifel 
der  Eintrag  entscheidet.  Die  Publikation  kann  mit  oder 
wider  Willen  des  Registerführers  verzögert  werden;  für  seine 
Person  aber  erscheint  der  Erklärende  mit  Abgabe  der  Er- 
klärung gebunden,  und  wenn  sich  ein  Kreditor  sofort  einen 
Auszug  über  die  geschehene  Eintragung  verabreichen  lässt, 
so  liegt  gewiss  kein  Grund  vor,  weshalb  er  nicht  mit  dem- 
selben beim  Betreibungsbeamten  die  Konkursbetreibung  oder 
das  schnelle  Wechselrecht  erlangen  sollte.  Gar  noch,  falls 
etwa  Registerführer  und  Betreibungsbeamter  in  einer  Person 
zusammenfallen,  eine  Erscheinung,  die  vermuthlich  ziemlich 
häufig  vorkommen  wird.  Des  Fernern  ist  ja  bei  jeder  Publi- 
kation das  Datum  des  Eintrages  angegeben,  so  dass  kein 
Betreibungsbeamter  sich  mit  der  Unken ntniss  desselben  ent- 
schuldigen könnte  und  also  auch  von  dieser  Seite  kein  Grund 
vorläge,  die  Konkurs-  und  Wechsel  fahigkeit  nicht  schon  mit 
dem  Eintrage  beginnen  zu  lassen. 

Andererseits  aber  erfahren  in  der  Regel  Dritte  sowohl, 
als  der  Betreibungsbeamte,  die  Existenz  der  Eintragung  erst 
durch  die  amtliche  Veröffentlichung,  es  lassen  sich  also  auch 
zu  Gunsten  dieses  Zeitpunktes  logische  und  praktische  Gründe 
aufführen.  Da  nun  Artikel  69  Abs.  I  cit.  für  die  Streichung 
bereits  auf  diesen  Moment  abstellt,  so  können  wir  ihn  auch 
für  den  Beginn  annehmen,  obgleich,  wie  ich  zugebe,  diese 
Schlussfolgerung  durchaus  keine  zwingende  ist.  Vielleicht 
erschiene   eine   Mischung   beider   Principien   am   vortheilhaf- 

ZeltMhr.  fftr  •ohweixerlsohet  Keeht.    Noue  Pol^  VU.  22 
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testen,  so  dass  als  Regel  fur  den  Betreibungsbeamten  die 
Publikation  im  Handelsamtsblatte  massgebend  wäre,  und  es 
dem  schon  früher  die  Konkursbetreibung  resp.  das  schnelle 
Wechselrecht  begehrenden  Kreditor  überlassen  bliebe,  den 
erfolgten,  aber  noch  nicht  publizierten  Eintrag  durch  einen 
amtlichen  Auszug  des  betreffenden  Handelsregisters  zu  be- 
weisen. 

Die  Entscheidung  mag  schwierig  und  der  Berathung 
werth  sein,  unter  allen  Umständen  aber  muss  sie  getroffen 
und  im  Gesetze  deutlich  ausgesprochen  werden;  denn  ein 
Zweifel  über  diesen  Funkt  darf  für  den  Exekutionsbeamten 
nicht  existieren,  und  dass  das  Gesetz  und  nicht  eine  belie- 
bige Verordnung  darüber  entscheide,  ist  kaum  ein  unbilliges 
Verlangen.  Eine  Abänderung  von  0.  863  erscheint  deswegen 
kaum  nothwendig,  da  eine  Kombination  von  Absatz  1  und  2 
durch  den  Artikel  selbst  nicht  ausgeschlossen  wird. 
••  Ob-  Haben  wir  den  Zeitpunkt  fixiert,    von  welchem   an   die 

v^ifJnJ.  Wirkung  eintreten  soll,  so  bleibt  uns  noch  die  nicht  weniger 
wichtige  Frage  zu  lösen:  wie  weit  erstreckt  sich  diese  Wir- 
kung, unterliegen  ihr  nur  Schulden,  welche  während  der  Dauer 
des  Eintrages  gemacht  wurden  oder  auch  andere,  frühere  und 
eventuell  sogar  spätere  ? 

Bei  Artikel  59  cit.  kann  man  es  allenfalls  noch  als  selbst- 
verständlich annehmen,  dass  die  auf  sechs  Monate  nach  der 
Streichung  im  Handelsregister  verlängerte  Konkurs-  und 
AVechselfähigkeit  nur  für  solche  Schulden  gelte,  die  vor  der 
Streichung  eingegangen  wurden,  doch  sollte  auch  das  im  Ge- 
setze gesagt  sein.  Für  die  Wechselfähigkeit  wird  hierüber 
wohl  kaum  ein  Zweifel  herrschen,  für  die  Konkursfähigkeit 
dagegen  liegt  die  Angelegenheit  etwas  anders,  da  man  eben- 
sogut die  Konkursbetreibung  auf  Grund  einer  solchen  Schuld 
noch  zulassen  kann,  wie  dieselbe  unbeanstandet  an  dem  von 
einem  altern  Kreditor  hervorgerufenen  Konkurse  Theil  nimmt. 
Sind  aber  einmal  die  beiden  Qualifikationen  vereinigt,  so  muso 
wohl  für  Beide  auch  das  gleiche  Recht  gelten,  und  erscheint 
der  Zweifel  gerechtfertigt,  so  hat  der  Gesetzgeber  die  Pflicht, 
denselben  durch  eine  deutliche  Erklärung  zu  beseitigen. 
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Im  Wesentlichen  spitzt  sich  die  Sache  darauf  zu:  ist 
der  Moment  der  Exekution  massgebend  oder  derjenige  des 
Eingehens  der  Verpflichtung,  handelt  es  sich  um  eine  rein  pro- 
zessualische Massregel  oder  um  personenrechtliche  Qualität? 
Die  Frage  ist  schon  vielfach  erörtert,  aber  nie  in  allgemein 
angenommener  Weise  gelöst  worden  ;  auf  alle  Fälle  ist  sie 
von  viel  zu  grosser  Bedeutung,  als  dass  man  sie  missachten 
dürfte,  und  sie  ihrer  schwierigen  Lösung  wegen  zu  umgehen, 
wäre  eine  Klugheit  des  Gesetzgebers,  die  sich  an  dem  Ge- 
setze schwer  rächen  würde. 

Bezüglich  des  Wecbselrechtes  finden  wir  die  Frage  durch 
Prof.  Speiser  ziemlich  abschliessend  behandelt  in  der  Zeit- 
schrift für  Schweizerisches  Recht,  Bd.  4.  N.  F.  Seiten  1 — 9. 
Hier  wird  die  Wechselfähigkeit  von  0,  720  Abs.  2  dem  Per- 
sonenrecht zugezählt.  „Indem  nemlich  Art.  720^,  motiviert 
Prof.  Speiser  seine  Ansicht,  „an  die  Eintragung  einer  Person 
^im  Handelsregister  die  Rechtsfolge  einer  besondern  Prozess- 
„form  knüpft,  erhebt  er  das  Eingetragensein  zu  einer  civil- 
„rechtlich  in  Betracht  kommenden  juristischen  Eigenschaft 
„einer  Person  und  erweitert  dadurch  das  Personenrecht  um 
„eine  Nuance.  Es  liegt  in  dieser  Bestimmung  der  Ansatz 
„zu  einem  Standesrechte  u.  s.  w.^  Gestützt  hierauf  gelangt 
dann  Speiser  zu  folgenden  Sätzen: 

„Für  die  Anwendung  der  Wechselstrenge  kommt  es  dar- 
„auf  an,  dass  der  Wechselschuldner  bei  Unterzeichnung  des 
„Wechsels  im  Handelsregister  eingetragen  war;  mithin  unter- 
„  liegt  ein  im  Zeitpunkte  der  Wechselunterzeichnung  nicht 
^Eingetragener,  auch  wenn  er  im  Zeitpunkte  der  Exekution 
„eingetragen  war,  nicht  der  Wechselstrenge,  wohl  aber  ein 
„im  Zeitpunkte  der  Wechselunterzeichnung  Eingetragener, 
„der  zur  Zeit  der  Exekution  nicht  mehr  eingetragen  war.** 

So  prinzipiell  richtig  diese  Ansicht  klingt,  so  konnte  sie 
sich  in  der  Praxis  doch  keine  allgemeine  Geltung  verscha£fen, 
man  schwankte  vielmehr  zwischen  den  beiden  Principien  hin 
und  her,  und  während  wir  sonst  schon  genug  an  der  Ver^ 
schiedenheit  der  einzelnen  Kantonalrechte  zu  kauen  und  zu 
dauen  haben,    entwickelte  sich  stellenweise  sogar   eine   ver- 
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schicdene  Behandlung  von  Gericht  zu  Gericht,    und  je  nach 
dem  Wechsel  der  Persönlichkeiten,  von  Präsident  zu  Präsident» 

So  lange  es  sich  nur  um  die  Wechsel fahigkeit  handelte, 
mochten  diese  Differenzen  juristisch  interessant  und  für  das 
allgemeine  Publikum  von  keiner  grossen  Gefahr  begleitet  sein; 
denn  die  zur  Exekution  gelangenden  Wechsel  bilden  glück- 
licher Weise  die  Ausnahme  und  selbst  die  Gesamrotsumme 
der  exekutionsfähigen  Wechsel  ist  gegenüber  den  andern 
Schuldforderungen  denn  doch  eine  verschwindend  kleine.  An 
theoretischen  und  praktischen  Gründen  fehlte  es  hüben  und 
drüben  nicht;  das  Abstellen  auf  den  Moment  der  Exekution 
hatte  das  unläugbar  Gute,  dass  es  jeden  Zweifel  ausschloss, 
und  für  die  personenrechtliche  Konstruktion  sprach  die  juri- 
stische  Theorie,  welche  noch  wesentlich  durch  Absatz  l  de» 
Artikels  720  gestützt  wurde,  indem  dort  die  Wechselfähigkeit 
mit  der  Vertragstahigkeit  verknüpft  und  also  dem  Personen- 
rechte zugewiesen  ist.  Schwierigkeiten  in  der  Durchführung 
ergaben  sich  auch  für  die  letztere  Ansicht  nicht  leicht,  da 
der  Wechsel  eine  genau  formulierte  Urkunde  darstellt  und 
des  bestimmten  Datums,  als  eines  nothwendigen  Erforder- 
nisses bedarf,  so  dass  man  über  dessen  Entstehungszeit  nie 
im  Zweifel  sein  konnte  und  sofort  wusste,  ob  er  vor  oder 
nach  dem  Eintrage  im  Handelsregister  unterzeichnet  sei. 
Ausserdem  wird  bei  der  Wechselfähigkeit  der  ganze  Streit 
schon  dadurch  in  seinen  Folgen  bedeutend  beschränkt,  dass 
der  Wechsel  einer  vcrhältnissmässig  kurzen  Verjährung  unter- 
liegt, sonst  mit  allerlei  Klauseln  eingeengt  ist  und  schon 
hiedurch  in  vielen  Fällen  die  ExekutionstUhigkeit  verliert. 

All  diese  Theorie  und  Praxis  passt  aber  nicht  zur  Kon- 
kursfähigkeit. Diese  zu  einer  Art  von  Standesprivileg  zu 
machen,  würde  heute  schon  an  der  allgemeinen  Volksan- 
schauung über  den  Konkurs  scheitern,  ganz  abgesehen  davon 
dass  sie  auch  juristisch  schwerlich  unter  das  Personenrecht  kann 
untergebracht  werden.  Von  der  Vertrags-  und  der  Handlungs- 
fähigkeit ist  sie  erst  recht  getrennt,  da  sie  derselben  in  keiner 
Weise  bedarf,  ja  bei  den  ihr  unterworfenen  Personen  nicht 
einmal   immer   einen    bewussten    Willen   voraussetzt.     Des- 
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gleichen  beschränkt  sie  sich  nicht  auf  einen  bestimmten  Kreis 
Yon  Schulden  oder  Kreditoren.  Den  Eingetragenen  kann  jede 
Forderung  zum  Konkurse  führen  ;  denn  die  Ausnahme  des 
Artikels  60  des  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes  für  öffent- 
liche Steuern  und  Abgaben,  sowie  für  die  nicht  auf  Wechsel 
oder  Check  beruhenden  pfandrersicherten  Forderungen  ist 
Yollkommen  singulär  und  thut  dem  Prinzipe  keinen  Abbruch. 
Jede  Forderung  ist  gleichviel  werth,  der  Schuldgrund  irrelevant 
und  ein  Datum  nicht  erforderlich.  Durch  den  letztern  um- 
stand wird  allein  schon  jeder  Gedanke  an  eine  Beurtheilung 
der  Konkursfähigkeit  nach  dem  Momente  des  Eingehens  der 
Verpflichtung  unmöglich  gemacht;  denn  wie  soll  man  auf  das 
Datum  einer  Schuldverpflichtung  abstellen,  wenn  ein  solches 
zur  Existenz  derselben  gar  nicht  nöthig  ist  und  man  den 
Konkurs,  abgesehen  von  Art.  60^  mit  jeder,  auch  mit  einer 
undatierten  Forderung  begehren  kann  ? 

Ihrerseits  sodann  umfasst  die  Konkursfähigkeit  gegen- 
über der  Wechselfähigkeit  einen  weitaus  grössern  Interessen- 
tenkreis, und  innerhalb  dieses  selbst  wieder  ergreift  sie  die 
ihr  unterworfene  Person  in  einer  ganz  anders  intensiven  Weise. 
Sie  erfordert  kein  besonders  formuliertes  Papier,  bei  dessen 
Unterzeichnung  der  Schreibende  ungefähr  wissen  kann,  was 
er  thut;  sie  hängt  von  keinem  Schuldscheine  ab,  mit  dessen 
Untergang  sie  erlischt,  und  wie  sie  keines  Anfangsdatums 
bedarf,  so  ist  sie  auch  an  keinen  bestimmten  Verfalltag  ge- 
bunden. Dazu  kommt,  dass  sie  sich  ohne  Unterschied  auf 
jede  Schuld  erstreckt  und  folglich  der  ihr  Unterliegende  ihr 
vollständig  und  rücksichtslos  anheimfällt. 

Sobald  man  daher  die  beiden  Qualifikationen  verbindet, 
wie  dies  das  neue  Gesetz  thut,  so  giebt  nicht  mehr  die 
Wechselfähigkeit,  sondern  allein  noch  die  Konkursfähigkeit 
den  Ton  an,  jene  folgt  dieser  gemäss  dem  Rechte  des  Stär- 
kern und  wird  von  ihr  vollkommen  beherrscht.  Fallen  deshalb 
alle  die  bisherigen  Streitfragen  für  die  Konkursfähigkeit  weg, 
80  erlöschen  sie  nothwendiger  Weise  auch  für  die  Wechsel- 
fähigkeit, der  processuale  Charakter  und  die  durch  denselben 
bedingte  Behandlung  der  erstem  entscheiden  auch  in  Theorie 

22* 
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und  Praxis  über  das  Schicksal  der  letztern.  Bei  der  Wich- 
tigkeit der  neuen  Einrichtung  wäre  jeder  Zweifel,  jedes 
Schwanken  in  der  Ausführung  von  den  bedauerlichsten  und 
geradezu  unerträglichen  Folgen  begleitet^  es  muss  darum  der 
Entscheid  endgültig  getroffen  werden,  und  meines  Erachtens 
kann  das  nur  in  nachfolgender  Weise  geschehen: 

„Wer  einmal  eingetragen  ist,  kann  (abgesehen  von  Art  60) 
pfür  alle  während  der  Zeit  des  Eintrags  oder  innert  6  Monaten 
„nach  der  Streichung  fllllig  werdenden  Schulden  auf  Konkurs 
„betrieben  werden  und  unterliegt  für  alle  während  dieser  Zeit 
„fallig  werdenden  Forderungen  aus  einem  Check  oder  eiiiem 
„Wechsel  dem  schnellen  Wechselrechte.  Sind  dagegen  6  Mo- 
„nate  seit  der  Streichung  im  Handelsregister  verflossen,  so 
„kann  der  Schuldner  (abgesehen  von  Art.  59  Abs.  2)  für 
„keine  Forderung  mehr  auf  Konkurs  betrieben  und  nicht 
„mehr  wechselrechtlioh  belangt  werden.* 

In  diesem  Sinne   ist  m.  E.  Artikel  59   des  Betreibungs- 
und Konkursgesetzes  abzuändern  resp.  zu  ergänzen,  wenn  man 
dem    Gesetze    eine   einheitliche    und    sichere    Durchführung 
garantieren    will.     Aber   selbst   wenn    eine    andere    Ansicht 
richtiger   erscheinen    und   durchdringen   würde,    so  sollte  sie 
zum   mindesten   im  Gesetze   einen  klaren,   leicht   fasslichen 
Ausdruck  finden.    Juristische  Theorien  zu  kennen,  kann  man 
den  Betreibungsbeamten,   wie   sie   das  neue  Gesetz  vorsieht, 
nicht   zumuthen,    werden    sie  sich  doch  manchenorts  in  dem 
heute  schon  307  Artikel  umfassenden  Gesetze  kaum  zurecht 
finden,  von  dem  nachfolgenden  Schwall   von   eidgenössischen 
und    kantonalen   Verordnungen ,    Reglementen ,    Weisungen, 
Beschlüssen  etc.  etc.  gar  nicht   zu  reden.     Wir  können  und 
müssen  daher  verlangen,   dass  das  Gesetz  offenkundig  sage, 
was    es   will,   und   nicht  eine  so  tiefgreifende  Angelegenheit 
dem  Zufalle   oder  den   fast  ebenso   unsichern  Verordnungen 
überlasse;    denn   sonst  werden   wir  in  noch  viel  schlimmere 
Verwicklungen  gerathen,  als  wir  sie  heute  in  Bezug  auf  das 
Wechselrecht  zu  erdulden  haben. 
0«bercmng        g  j  dicscm  Aulassc  schcint  es  am  Platze,  auch  noch  eine 

auf  die  ' 

Brben.  andere,  nicht  weniger  bedenkliche  und  einer  Lösung  bedürf- 
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tige  Differenz  hervorzuheben^  nemlich  diejenige  in  Bezug  auf 
den  Uebergang  der  Wechsel*  und  Konkursfähigkeit  auf  die 
Erben.  Können  die  antretenden  Erben  eines  Eingetragenen 
aus  einer  übernommenen  Schuld  des  Erblassers  auch  dann 
auf  Konkurs  betrieben  oder  mit  dem  schnellen  Wechselrechte 
belangt  werden,  wenn  sie  selbst  nicht  eingetragen  sind;  und 
umgekehrt  unterliegen  eingetragene  Erben  eines  nicht  ein- 
getragenen Erblassers  für  Erbschaftsschulden  ebenfalls  der 
strengern  Exekutionsform  oder  nicht?  Die  Frage  ist  keine 
müssige  und  die  Ansichten  berufener  Juristen  stehen  sich 
diametral  gegenüber.     Z.  B.: 

Brtistlein:  ;,Die  Orundzüge  des  Entwurfes  eines  eid- 
genössischen Betreibungs-  und  Konkursgesetzes''  Seite  39  —40  : 
»Ein  Eingetragener  stirbt  und  wird'von  Nichteingetragenen 
.beerbt.  Was  geschieht?  Ja,  was  soll  denn  anderes  ge- 
»schehen,  als  dass  der  Gläubiger  nun  die  Erben  betreibt, 
,  natürlich  nach  dem  gegen  Nichteingetragene  geltenden  Be- 

^treibungsverfahren,  also  auf  dem  Pf&ndungswege Das 

,wäre  doch  höchst  sonderbar,  lyenn  eine  gegen  den  Erblasser 
,  ergangene  Konkursandrohung  nun  plötzlich  auch  gegen  die 
„Erben  gelten  sollte,  so  dass  an  ihnen  der  Konkurs  vollzogen 
.würde,  der  einem  anderen  Menschen  angedroht  worden  war. 
.Von  einer  solchen  Identifìzirung  der  Erben  mit  dem  Erblasser 
.kann  bei  dem  höchst  persönlichen  Charakter  des  Konkurses 
.offenbar  keine  Bede  sein." 

Speiser:  „Zur Erläuterung  von  Titel 29  O.R."  loco  cit. 
Seite  6: 

.Erben  eines  im  Handelsregister  eingetragenen  Wechsel- 
. Schuldners,  die  selber  nicht  eingetragen  sind,  unterliegen  der 
.Weohselstrenge;  eingetragene  Erben  eines  nicht  eingetragenen 
.Wechselschuldners  unterliegen  der  Wechselstrenge  nicht." 

Die  Sache  erscheint  also  durchaus  nicht  so  „sonderbar", 
wie  sie  Brüstlein  empfindet,  und  gegen  die  juristische  Be- 
gründung, welche  Speiser  seiner  These  folgen  lässt,  bleibt 
wenig  einzuwenden;  lun  so  weniger,  als  die  Auffassung  des 
Konkurses  als  einer  Strafe  heutzutage  mehr  und  mehr  ver- 
schwindet  und   also  hier   auch  mit  den   actiones  vindictam 
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spirantes  nichts  mehr  anzufangen  ist.  Machen  wir  uns  aber 
Yon  der  alten  Anschauung  über  das  Falliment  frei,  ersetzen 
wir  diesen  odiosen  Namen  durch  das  Wort  Konkurs  im  reinen, 
civilrechtlichen  Sinne  und  sehen  wir  in  demselben  nichts 
mehr,  als  ein  Mittel  fur  den  Kreditor,  um  ohne  Schädigung 
seiner  Mitkreditoren  wieder  zu  seinem  G-elde  zu  gelangen,, 
so  fallt  auch  jeder  moralische  Grund  weg,  der  einem  üeber* 
gange  auf  die  Erben  entgegenstände;  ganz  abgesehen  davon, 
dass  diese  sich  durch  Erbverzicht,  beneficium  inventarii  etc. 
gegen  jede  Gefahr  schützen  können»  Wir  dürfen  nicht  immer 
nur  an  den  Schuldner  denken  und  diesem  gegenüber  den  Kre- 
ditor als  Blutsauger  und  Wucherer  behandeln,  im  Gegentheil, 
in  drei  Viertheilen  der  Fälle  ist  der  Schuldner  der  „schlechte 
Kerl**  und  der  Kreditor  verliert  sein  wohlerworbenes  Geld  oder 
den  legitimen  Gegenwerth  für  ein  ehrlich  erstelltes  und  ge- 
liefertes Produkt  oder  für  mühsam  geleistete  Arbeit. 

Wenn  wir  uns  trotzdem  gegen  den  Uebergang  auf  die 
Erben  wenden  müssen,  so  geschieht  es  wenigstens  meinerseits 
nicht  aus  juristischen,  sondern  lediglich  aus  Gründen  der 
Zweckmässigkeit.  Die  Konkursfähigkeit  ist  an  die  formelle 
Thatsache  des  Eintrages  gebunden,  also  höre  sie  mit  diesem 
auch  auf,  so  weit  nicht  das  Gesetz  selbst  noch  ein  tempus 
utile  (Art.  59  Abs.  2)  gestattet.  Man  muss  dem  Betreibungs- 
beamten eine  Waffe  in  die  Hand  geben,  mit  der  er  umzugehen 
versteht,  und  deren  Kenntniss  man  auch  wirklich  von  ihm  ver- 
langen kann,  also  fort  mit  der  spekulativen  Theorie  und  dafür 
eine  klare,  präcise  Vorschrift  ohne  Ränke  und  Hinterthüren  : 

„Der  nichteingetragene  Erbe  eines  eingetragenen  Erb- 
„lassers  kann  für  Erbschaftsschulden  weder  auf  Konkurs,  noch 
„mit  dem  schnellen  Wechselrechte  betrieben  werden.  Der  ein- 
„  getragene  Erbe  eines  nichteingetragene.n  Erblassers  haftet  auch 
„für  Erbschaftsschulden  nach  Konkurs-  und  Wechselrecht." 

Das  ist  kurz  und  bündig  und  schliesst  jeden  Zweifel 
aus.  Wollen  wir  absolut  eine  juristische  Begründung,  so  ist 
auch  die,  wie  immer,  rasch  zur  Hand:  Die  Konkurs-  und 
Wechselfahigkeit  hängt  (trotz  ihrem  processualen  Charakter) 
an  der  Person,    nicht   an    der   Schuld;    die  Forderung,    als 
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solche,  besitzt  kein  Privilegium;  sie  geht  daher  als  gewöhn- 
liche Forderung  über  und  die  Eonkurs-  und  Wechselfähig- 
keit erlischt  mit  der  Person  des  Eingetragenen.  Ebenso 
giebt  eine  Debitorenänderung  oder  ein  Indossament  gegen 
den  nichteingetragenen  neuen  Debitor  oder  Indossatar  resp. 
Indossanten  weder  Konkurs-  noch  strenges  Wechselrecht. 

Zum  Schlüsse  noch  etwas  rein  Praktisches. 

Es  genügt  bekanntlich  nicht;  gute  besetze  zu  machen,   orgMi- 
sondern   man   muss   auch  fur   deren  Aus-  und  Durchfithrung     ^^ 
sorgen.    Hiezu  gehören  in  erster  Linie  hinreichend  geschulte   Beamte.. 
Beamte    sowie  eine  einheitliche  Oberleitung,   und  in  zweiter 
eine  tüchtige,    innere  Organisation.     Nach   der  ersten  Rich- 
tung überlässt  das  Gesetz  den  Kantonen  vielleicht  etwas  zu 
viel,    indem   es   denselben   die  Eintheilung  der  Schuldbetrei- 
bungs-  und  Konkurskreise,   sowie  die  Wahl  der  diesen  vor- 
stehenden  Beamten   vollkommen   frei   stellt   und   sich   nicht 
einmal  eine  Genehmigung  vorbehält.     Durch  diese  Liberali- 
tät des  Gesetzgebers  ist   die   einheitliche  Durchführung   des 
Gesetzes  von  vornherein  in  Frage  gestellt.    Wer  unsere  kan- 
tonalen Einrichtungen  und  die  dabei  oft  massgebenden  Ein- 
flüsse kennt,  kann  sich  die  Gründe  an  den  Fingern  abzählen- 

Was  die  Organisation  betriflft,  von  der  die  richtige  Be- 
handlung der  Konkurs-  und  Wechselfähigkeit  abhängt,  so 
ist  das  Hauptgewicht  darauf  zu  legen,  dass  der  Betreibungs- 
und Konkursbeamte  stets  und  mit  untrüglicher  Sicherheit 
wisse,  auf  wen  er  die  strengere  Exekution  anzuwenden  habe. 
In  Bezug  hierauf  sagt  Art.  301  des  neuen  Gesetzes: 

,,Der  Bandesrath sorgt  insbesondere  dafür,  dass  den  Betreibungs- 

^ybeamten  fortlaufende  Verzeichnisse  der  in  ihrem  Kreise  wohnenden,  im 
^,Hande]sregÌ8ter  eingetragenen  Personen  zur  Verfügung  gestellt  werden/' 

Diese  Bestimmung  ist  ihrem  Sinne  nach  ganz  zweck- 
mässig, dass  sie  es  auch  in  der  thatsächlichen  Ausführung 
werde,  dafür  hat  der  Bundesrath  auf  dem  Wege  der  Ver- 
ordnung zu  sorgen,  und  da  die  ganze  Konkurs-  und  Wechsel- 
fähigkeit auf  dem  Handelsregister  beruht,  so  wird  es  sich 
wesentlich  darum  handeln,  ein  harmonisches  Zusammenarbeiten 
zwischen  diesem  und  dem  neuen  Betreibungs-  und  Konkurs- 
arate  herzustellen.  —  In  die  Details   dieser  Aufgabe   einzu- 
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gehen,    ist  hier  nicht  der  Platz,    ob   deren  Lösung   bei   der 
jetzigen,  rein  kantonalen  Organisation  überhaupt  möglich  sein 
wird,  erscheint  beinahe  fraglich, 
ar-  Rekapitulieren   wir   die  vorstehenden  Ausführungen,    so 

gebniM.  ^QjQj^gi^  ^f  2u  folgendem  Ergebnisse: 

Das  Betreibungs-  und  Eonkursgesetz  bedingt,  dass  keine 
Firma  und  kein  Personenverband,  abgesehen  von  0.  719,  alst 
Rechtssubjekt  anerkannt  werde,  wenn  sie  nicht  im  Handels- 
register eingetragen  sind.  In  Folge  dessen  müssen  Ârfcikel 
552,  590  und  865  Absatz  2  des  Obligationenreohtes  abge- 
ändert werden.  Wünschenswerth  und  mehr  oder  weniger 
nöthig  ist  dio  Abänderung  von  Art.  612.  676.  678.  717  und 
720  des  Obligationenrechtes  und  von  Art.  21  und  28  der  Ver- 
ordnung über  Handelsregister  und  Handelsamtsblatt. 

Im  Betreibungs-  und  Eonkursgesetze  selbst  ist  in  Ar- 
tikel 58  als  Ziffer  9  der  Verein  aufzunehmen  und  Ziffer  10 
bezüglich  der  „freiwillig  Angemeldeten"  präoiser  zu  fassen.. 
Artikel  59  ist  dahin  abzuändern  resp.  zu  ergänzen,  dass  der 
Beginn  und  der  objektive  Umfang  der  Eonkurs-  und  Wechsel- 
fähigkeit, sowie  das  Verhältniss  derselben  zum  Uebergange 
durch  Erbschaft  genau  festgestellt  erscheint. 

Wünschenswerth  wäre  eine  Mitwirkung  des  Bundesrathea 
bei  der  Eintheilung  der  Ereise  und  der  Wahl  der  Beamten. 

Man  kann  nun  allerdings  bedauern,  dass  das  Obligationen- 
recht, das  man  vor  noch  nicht  langer  Zeit  mit  vieler  Mühe 
und  Arbeit  endlich  zu  Stande  gebracht  hat,  bereits  einer  Um- 
gestaltung benöthigt;  aber  eine  sichere  und  wirksame  Durch- 
führung des  Betreibungs-  und  Eonkursgesetzes  erscheint  zu 
wichtig,  um  nicht  jedes  Mittel,  das  diesen  Zweck  erreichen 
hilft,  annehmbar  zu  machen.  Für  das  praktische  Leben  ist 
eine  gute  Exekution  mehr  werth  als  ein  gutes  Becht,  und 
wo  daher  die  erstere  eine  Modifikation  des  letzteren  unabweis- 
lieh  verlangt,  da  dürfen  wir  mit  deren  Vornahme  nicht  zögern. 
Hiezu  haben  wir  um  so  weniger  Ursache,  als  auch  aus  andern 
Gründen  die  durch  das  neue  Gesetz  bedingten  Abänderungen 
schon  seit  geraumer  Weile  und  ziemlich  allgemein  gewünscht 
und  ersehnt  werden. 


Die  Urknndenfälschnng  nach  den  Strafgesetzen 
des  Auslandes  nnd  der  Schweiz« 

Von  Prof.  Dr.  A.  Teichmann  in  Basel. 


Grosse  Schwierigkeiten  hat  es  der  Doktrin  bereitet,  den 
früher  ausserordentlich  umfassenden  ITälschungsbegrifF  aufzu- 
lösen und  dafür  eine  Reihe  verschiedener  Yerbrechensgruppen, 
welche  Angriffe  auf  ganz  verschiedene  Rechtsgüter  enthalten^ 
aufzustellen,  wobei  namentlich  der  wesentliche  Unterschied 
zwischen  Betrug  und  Urkundenfälschung  mehr  und  mehr  er- 
kannt wurde.  Auch  die  Gesetzgebung  aller  Länder  seit  dem 
Beginn  dieses  Jahrhunderts  zeigt  uns  die  deutlichsten  Spuren 
dieses  auch  jetzt  noch  nicht  völlig  ausgefochtenen  Kampfes^ 
der  zu  den  interessantesten  Erscheinungen  der  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  des  Strafrechts  gehört  und  uns  leider  die 
Erfahrung  machen  lässt,  in  wie  geringem  Maasse  selbst  einigen 
der  wichtigsten,  im  Verkehrsleben  tausendfach  sich  wieder- 
holenden Rechtsverletzungen  eine  gleiche  Auffassung  in  wei- 
teren Kreisen  auf  gleicher  Kulturstufe  stehender  Völker  zu 
Theil  wird. 

Die  chaotische  Mannigfaltigkeit  der  gesetzgeberischen 
Versuche,  welche  den  hier  zu  beantwortenden  schwierigen 
Fragen  gerecht  werden  wollten,  hängt  zusammen  mit  der 
früher  viel  zu  wenig  und  auch  jetzt  noch  nicht  immer  ge- 
nügend gewürdigten  Nützlichkeit,  ja  Noth wendigkeit,  eine 
gewisse  strengere  logische,  wenn  nicht  sogar  systematische 
Anordnung  im  speziellen  Theile  unserer  Strafgesetzbücher 
aufzustellen.  Welchen  unendlichen,  vielfach  unüberwindlichen 
Schwierigkeiten  die  Rechtsprechung  durch  eine  mangelhafte 
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oder  gar  unrichtige  Gesetsgebungstechnik  gerade  aaf  dem 
O-ebiete  ausgesetzt  wird;  das  uns  hier  beschäftigen  soll,  kommt 
endlich  glücklicherweise  immer  mehr  zu  Bewusstsein.  So 
ist  denn  sehr  zu  begrüssen,  dass  nicht  nur  in  der  deutschen 
Literatur,  sondern  auch  z.  B.  in  Italien  die  Frage  der  Syste- 
matisierung der  strafbaren  Thatbestände  reiflicher  erwogen 
wird,  zeuge  dessen  die  interessante  Schrift  von  Francesco 
Ferranda,  il  titolo  del  reato,  Catania  1885,  wenn  er 
p.  14/15  sagt:  „determinare  con  esatezza,  con  la  maggior  pos- 
sibile precisione  Tindole  genuina,  la  vera  natura,  la  essen- 
zialità di  ogni  singola  Delinquenza,  non  ha  soltanto  un  in- 
teresse artistico  o  d'ordine,  ma  attiene  altresì,  ed  in  sommo 
grado,  a  tutta  intera  la  ragione  della  penalità^  und  einige 
Zeilen  weiter:  „questo  bisogno  non  fu  subito  avvertito  e  forse, 
nemmeno  oggi,  le  tentate  classificazioni  dei  Beati  rispondono 
ai  desiderati  della  scienza.^  So  hat  man  auch  bei  dem  über- 
haupt unter  grösster  Berücksichtigung  wissenschaftlicher  Fort- 
schritte ausgearbeiteten  russischen  Entwürfe  dieser  Frage 
eine  Beachtung  geschenkt.  In  einem  besonderen  Bande 
(Petersburg  1882)  werden  uns,  auch  tabellarisch,  die  Systeme 
von  Feuerbach,  Wächter,  Schütze,  Meyer,  v.  Liszt^ 
John,  Tissot  [Rossi],  Carrara,  die  des  code  pénal  fran- 
çais et  belge,  des  deutschen,  niederländischen  und  ungarischen 
Stra^esetzbuches  und  des  österreichischen  Entwurfes  behufs 
Yergleichung  gegenübergestellt. 

Hiebei  machen  sich  nun  zwei  abweichende  Meinungen 
geltend,  welche  zu  verschiedenen  Resultaten  führen. 

Von  der  einen  Seite  hält  man  es  für  räthlich,  dass  die 
Gesetzgebung  ein  reiflich  erwogenes  System  in  der  Anein- 
anderreihung der  strafbaren  Thatbestände  befolge  und  so 
dem  Richter  ein  wichtiges  Auslegungsmittel  an  die  Hand 
gebe,  da  man  bei  Abgränzung  der  einzelnen  Delikte  sich 
die  Konsequoizen  derselben  und  auch  der  Stellung  im  Sy- 
steme klar  gemacht  habe.  Dabei  braucht  man  durchaus  nicht 
so  pedantisch  zu  verfahren,  wie  es  etwa  für  eine  wissenschaft- 
liche Bearbeitung  nicht  ganz  vermeidbar  ist.  In  dieser  Rich- 
tung bestrebte  sich  der  belgische  Strafgesetzgeber,  eine  wis- 
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tienschaftlicben  Anforderungen  möglichst  entsprechende  Klas- 
sifizierung zu  schaffen,  welche  gegenüber  dem  sehr  anfecht« 
baren  Systeme  des  französischen  code  pénal  einen  grossen 
Fortschritt  bedeutet.  Diese  Anordnung  des  code  pénal  belge 
von  1867  wird  selbst  iron  französischen  Schriftstellern,  welche 
sich  sonst  ziemlich  geschickt  mit  den  Fehlern  des  code  ab- 
zufinden wissen,  u.  A.  von  Helle  anerkannt,  wobei  derselbe 
über  die  Klassifikation  des  brasilianischen  —  einen  eigenen 
Typus^)  darstellenden  —  Strafgesetzbuches  und  über  die  Ein- 
theilungen  von  Bentham,  Lucas  und  Rossi,  auch  die  Sche- 
inatisierung  der  englischen  Kriminalstatistik  berichtet  (Théorie 
du  code  pénal,  5.  éd.  1872  Bd.  II  1  ss.). 

Von  andrer  Seite  macht  man  geltend,  dass  eine  solche 
zu  yielen  Unterabtheilungen  zwingende  detaillierte  Schema- 
tisierung  der  üebersichtlichkeit  des  G-anzen  bei  einem  für 
das  grössere  Publikum  bestimmten  Werke  bedeutenden  Ein- 
trag thue  und  namentlich  auch  bei  Anwendung  seitens  nicht 
fachgelehrter  Richter  ernste  Bedenken  erwecke.  Es  sei  un- 
möglich, eine  allen,  bei  einzelnen  Delikten  sich  yielfach 
kreuzenden,  Rücksichten  entsprechende  Eintheilung  zu  finden, 
wie  diese  auch  in  der  Doktrin  noch  nicht  gewonnen  sei  und 
dann  auch  wieder  für  die  gleichfalls  beachtenswerthen  Be- 
dürfnisse  der  Kriminalstatistik')  nicht  unbedingt  zu  Grrund 


*)  Vgl.  V.  Foacher,  code  criminel  de  TEmpire  du  Brésil,  Paria 
1834,  p.  I:  „la  formule  employée  pour  rendre  l'idée  j  est  tellement  brève, 
la  phrase  tellement  resserrée,  que  c'est  un  tjpe  à  part  dans  la  confection 
d^nne  loi,  et  un  type  qui  mérite  toute  l'attention  du  lecteur."  Z.  B.  art.  196; 
„Aider  quelqu'un  à  se  suicider  ou  lui  en  fournir  les  moyens  avec  connais- 
sance de  cause.    Peine:  la  prison  de  deux  à  six  ans." 

')  Soll  die  Kriminalstatistik,  wie  doch  gewiss  zu  wünschen  ist,  uns 
über  die  wirklichen  Erfolge  oder  Hisserfolge  unseres  Strafensystems  und 
unseres  Strafvollzuges  einefQr  die  materielle  Regelung  unentbehrliche  Grund- 
lage bieten  und  allmählich  auch  eine  internationale  Kriminalstatistik  er- 
möglicht werden,  so  werden  wir  hiefär  gewiss  nur  eine  nicht  komplizierte 
Gruppen bildung  beifällig  begrüssen  können,  wie  sie  in  neuerer  Zeit  Dr. 
F  u  1  d  im  Gerichtssaal  1883  S.  44  f.  vertreten  hat.  Nicht  minder  wird 
man  sich  eingehender,  als  es  bisher  geschehen,  mit  der  vielfach  ganz  will- 
kürlich gehandhabten  Strafzumessung   zu  beschäftigen  haben,   wofQr  uns 
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gelegt  werden  könne.  Man  erachtet  es  deshalb  fiir  zweck- 
mässig, eine  gewisse,  nicht  rein  willkürliche  Eeihenfolge  der 
einzelnen  hervorragenderen  Deliktsgruppen  anzunehmen  und 
den  Gesammtcharakter  der  in  einer  Gruppe  vereinten  Delikte 
kurz  zu  bezeichnen,  wie  dies,  mehr  oder  minder  Beifall  fin- 
dend, theils  das  deutsche,  theils  das  niederländische  Straf- 
gesetzbuch gethan  haben.  Speziell  bei  letzterem  war  man 
bestrebt,  einzelne  nicht  zu  leugnende  Versehen  des  deutschen 
Gesetzgebers  (Stellung  des  Zweikampfes  zwischen  Delikte 
gegen  das  Leben  und  die  Beleidigung,  Einreihung  der  Ur- 
kundenfälschung zwischen  Betrug  und  Untreue  sowie  andrer- 
seits Bankerott,  Verweisung  der  Begünstigung  in  den  spe< 
ziellen  Theil,  bedenkliche  Rubrizierung  der  gemeingefährlichen 
Delikte  u.  s.  w.)  zu  vermeiden,  worüber  die  Vorarbeiten 
einen  sehr  interessanten  Aufschluss  geben  (Ontwerpen  1875 
bl.  116  ff.,  Ontwerp  1879  bl.  198  ff,  Ontwerp  1880  bl.  78  ff., 
Smidt,  Geschiedenis  Bd.  II  Haarlem  1881  bl.  5  ff.).  Aber 
gewiss  kann  man  nicht  leugnen,  dass  trotz  aller  darauf  ver- 
wendeten Sorgfalt  —  wie  sich  diese  auch  in  Heranziehung 
eines  Sprachforschers,  Prof.  de  Vries  für  die  sprachliche 
Richtigkeit  des  Ausdrucks  zeigte  —  sehr  bedenkliche  Mängel 
unverbessert  blieben  und  schon  die  höchst  verschiedene  Länge 
der  einzelnen  Titel  sehr  störend  auffällt! 

Es  war  ein  grosser  Fehler,  den  vielfach  sehr  begründeten 
Einwendungen  von  G  rat  a  ma  und  den  freilich  weniger  über- 
all billigenswerthen  Abänderungsvorschlägen  von  v.  S  win- 
der en  (Goltdamraer's  Archiv  25,  120  ff.,  Revue  de  droit 
international  1877  p.  264  ss.)  keine  Beachtung  zu  schenken, 
und  man  wird  nur  sagen  können,  dass,  wenn  sich  Swinderen 
bedeutend  irrte,  als  er  behauptete,  dieser  (damalige)  Entwurf 
könne  gar  nicht  Gesetz  werden  (!),  ebenso  der  um  das  Gesetz 
verdiente  Uebersetzer  des  Entwurfes,  Bru  sa,   in  dem  Lobe 


jüng8t  zwei  treffliche  Arbeiten  geboten  wurden,  einmal  von  Dr.  M  e  d  e  m 
im  Oerichtssaal  XL  161  ff,  und  andrerseits  von  Dr.  Aschrott,  Zur  Re* 
form  d.  dentschen  Strafen-  und  Gefangnisswesens,  1887  (aus  .JZtsch.  f.  d. 
ges.  St.  R.  W."  VIII,  Heft  1). 
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des  Gresetzgebungswerkes  viel  zu  weit  gegangen  war  (L'ultimo 
progetto  di  codice  penale  olandese^  Bologna  1878). 

Uebrigens  weisen  doch  beide  Gesetzbücher  selbst  in  ihrer 
äusseren  Anlage  grosse  Verschiedenheiten  auf,  so  dass  man 
sie  kaum  auf  eine  und  dieselbe  Stufe  stellen  kann,  wie  dies 
etwa  Oarraud  in  seinem  soeben  herausgegebenen  neuen 
Werke:  Traité  théorique  et  pratique  du  droit  pénal  français, 
Paris  1888,  Vol.  II 487,  thut  und  resigniert  mit  den  Worten 
schliesst:  „Mieux  vaut  donc  écarter  d'un  Code  toute  classi- 
fication théorique  et  a  priori,  et  faire,  ainsi  que  Tont  heu- 
reusement tenté  et  réalisé  les  lois  étrangères  les  plus  récentes^ 
un  classement  des  faits  punissables  par  groupes,  en  plaçant, 
sous  un  même  titre»  les  infractions  qui  ont  un  caractère 
commun,  et  en  séparant  ensuite,  dans  des  chapitres  et  des 
sections,  les  diverses  espèces  de  chaque  genre.  ^ 

Dem  gegenüber  dürfte  sich  die  Behauptung  vertheidigen 
lassen,  dass  zuerst  eine  wissenschaftliche  Untersuchung  die 
grossen  und  kleinen  Grappen  je  nach  dem  Objekt  des  AngriiFs, 
des  Bechtsguts  (oder  der  Interessen)  aufzustellen  hat  und  man 
dann  für  die  Praxis  davon  Verwendung  zu  machen  hat,  wobei 
sich  zeigen  wird,  dass  nur  diejenige  Gesetzgebung  eine  Be- 
achtung verdient,  welche  —  ohne  Rücksicht  auf  fach-  oder 
nicht  facbgelehrte  Richter,  welche  das  Gesetz  anzuwenden 
haben,  —  jede  unnöthige  Kasuistik  vorsichtig  vermeidet,  so- 
wohl was  die  materielle,  als  was  die  formelle  Seite  betrifft. 
Man  muss  gar  kein  Gefühl  dafür  haben,  was  ein  Gesetz  leisten 
soll,  wenn  man  einerseits  ein  Gesetz  wie  das  portugiesische 
von  1852  (namentlich  mit  den  wesentlichen  Abänderungen 
durch  Gesetz  vom  14.  Juni  1884,  z.  B.  für  Schriftfälschung 
Art.  215 — 227)  oder  gar  das  englische  Recht  in  ihrer  ent- 
setzlichen Kasuistik  oder  im  Gegensatz  dazu  das  Verschie- 
denste zusammenwerfende  Gesetze  als  irgend  einen  grössern 
Werth  habende  gesetzgeberische  Akte  betrachtet.  Auch  hier 
giebt  es  eine  goldene  Mittelstrasse,  welche  durchaus  nicht  so 
schwer  findbar  ist,  als  man  zu  glauben  scheint. 

Prüfen  wir  nun  die  Stellung  der  Urkundenfälschung  und 
des  Betruges  nach  der  heutigen  Gesetzgebung  und  Doktrin» 
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Schon  frühzeitig  ist  die  französische  Gesetzgebung,  maa 
kann  wohl  sagen  im  Anschlüsse  an  Farinacias  („falsitas 
est  veritatis  mutatio  dolose  et  in  alterius  prœjudicium  facta) 
zu  einer  Hervorhebung  der  wesentlichen  Momente  des  all- 
gemeinen FälschungsbegrifPes  gelangt.^)  Namentlich  hat  der 
Cassationshof  sehr  bald  die  Definition  au%estellt,  es  handle 
sich  um  eine  „altération  de  la  vérité  dans  une  intention  cri- 
minelle qui  a  porté  ou  pu  porter  préjudice  à  des  tiers^  oder 
noch  präciser  um  „altération  de  la  vérité,  l'intention  de  nuire 
et  le  préjudice  possible  résultant  de  l'exécution  de  l'écriture 
falsifiée^  (Ghauveau  et  Hélie,  théorie  du  code  pénal, 
5.  éd.  1872,  tome  II  p.  330).  Weniger  glücklich  war  das 
französische  Recht  mit  seinem  Begriffe  der  „  escroquerie '^,  der 
«ine  mühevolle  Ausbildung  durch  die  Praxis  gewinnen  sollte, 
wie  man  aus  der  neuesten  und  besten  Arbeit  von  L.  David, 
étude  théorique  et  pratique  sur  le  délit  d'escroquerie,  Paris 
1883  ersehen  kann. 

In  der  Einreihung  des  faux  (speziell  des  „faux*'  en  écri- 
tures publiques  ou  (et?)  authentiques  et  de  commerce  ou  de 
banque,  sowie  des  ^faux  en  écriture  privée*  etc.)  unter  die 
,1  crimes  et  délits  contre  la  paix  publique*^  wurde  Frankreich 
vielfach  für  andere  Gesetzgebungen  massgebend,  indem  sich 
bei  letzteren,  mit  nur  geringer  Modifikation,  die  Auffassung 
als  eines  Angriffes  auf  die  »chose  publique*  oder  aber  die 
„foi  publique*  herausgestaltete. 

In  Deutschland  suchte  man  seit  Kleinschrod  und 
G  u  cum  US  den  begrifflichen  Unterschied  zwischen  Fälschung 
und  Betrug  zu  ergründen,  gerieth  mit  Aufstellung  eines  un- 
bestimmten Bechtes  auf  Wahrheit  auf  falsche  Wege,  indem 
man  schliesslich  die  Fälschung  im  Betrug  oder  letzteren  in 
der  Fälschung  aufgehen  liess,  behandelte  dann  jede  Wahr- 
heitsentstellung an  Sachen  als  Fälschung  und  zwar  so,  dass 
dieselbe  wesentlich  qualifizierter  Betrug  und  erst  wie  dieser 
als  vollendet  strafbar  zu  erklären  sei,  erweiterte  das  Betrugs- 
delikt über  das  Vermögensgebiet   hinaus  und  langte  endlich 


^)  Vgl.  Morin,  dictionnaire  du  droit  criminel,  Paris  1842,  p.  315. 
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bei  einem  ganz  vagen  Verbrechen  an^  ohne  jedoch  ein  wich- 
tiges YerhältnisS;  die  Untreue  in  Yertragsverhältnissen^  im 
Auge  behalten  zu  haben«  Erst  allmählich  erkannte  man,  dass 
der  Betrug  sich  als  ein  fremde  Vermögensrechte  beeinträch- 
tigendes, zu  den  sog.  Privatverbrecben  zu  rechnendes  Delikt 
darstelle,  die  Fälschung  dagegen  in  ihren  verschiedenen  For- 
men ein  unter  die  sog.  öffentlichen  Verbrechen  (gegen  die 
Gesellschaft),  speziell  gegen  die  „fides  publica*  zu  stellendes 
Delikt  sei,  insofern  es  sich  hier  überall  um  gewisse  staatlich 
geschützte  Beglaubigungsmittel  für  rechtlich  bedeutsame  (er- 
hebliche) Thatsachen  handelt. 

Diese  Ansicht  hat  schon  vor  mehr  als  hundert  Jahren 
Filangieri  ausgesprochen,  ohne  sie  freilich  ausführlich  zu 
rechtfertigen').  Letzterer  Umstand  mag  es  mit  veranlasst 
haben,  dass  etwa  dreissig  Jahre  später  der  bedeutendste  und 
einflussreichste  italienische  Kriminalist  aus  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts,  Garmignani,  in  seinen  „Elementa^ 
§  1192  diese  Ansicht  als  unbefriedigend  verwarf.  Er  sagt 
darüber  (in  der  ital.  Uebersetzung  Ambrosoli's)  :  „La  fede 
publica,  essendo  un  titolo,  al  q^uale  può  ben  darsi  un  nome, 
ma  che  non  forma  perciò  alcuna  parte  sensibile  deir  ordine 
publice,  si  dee  riguardare  piuttosto  come  una  opinione^  che 
come  una  instituzione,  e  non  potrebbe  essere  lesa  altrimenti 
che  nei  modi  medesimi  coi  quali  si  lede  l'opinione  della  si- 
curezza. E  inoltre  da  avvertire  che  la  fede  publica  potrebbe 
esser  violata  o  col  falso  o  col  furto;  non  potrebber  quindi 
sotto  questa  classe  di  delitti  contro  la  fede  publica  compren- 
dersi altri  reati,  tranne  1*^  il  falso  publice  (behandelt  in  §  1096 
unter  den  „delitti  contro  la  sicurezza  dei  cittadini  in  quanto 
ai  beni  ossia  alla  proprietà*),  2^  la  falsa  moneta,  che  forma 
una  specie  del  falso  publice,  3*  il  furto  di  danaro  publice, 
commesso  dalla  persona  a  cui  fu  affidato,  4^  il  fallimento  doloso. 


^)  Ich  benutze  die  Ausgabe:  La  scienza  della  legislazione,  tomo  III 
cap.  XL  VITI,  Livorno  1827,  pag.  268  sgg.;  dagegen  für  Garmignani, 
elementi  di  diritto  criminale  die  Ausgabe  von  F.  Ambrosoli,  Milano  1863 
(neuerdings  aufgelegt  1882). 
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Ma  siffatti  delitti  furono   giustamente  del  diritto  toscano  ri- 
guardati come  altrettante  specie  del  furto  qualificato.^ 

Sehr  mit  Recht  machte  Ambrosoli  hiegegen  geltend: 
,Le  osservazioni  del  nostro  Autore  non  ci  sembrano  valide  a 
toglier  di  mezzo  una  verità,  che  cioè  la  publica  fede  è  il  vincolo 
che  tien  legate  le  instituzioni  sociali,  e  che  certi  reati  non 
solo  recano  danno  a  un  privato,  ma  spargono  dubbio  sulla 
verità  e  solidità  di  alcune  instituzioni  publiche,  sicché  Tallarme 
publice  è  immensamente  maggiore  quanto  è  maggiore  il  bisogno 
di  fede  publica/ 

Dennoch  beeinfiusste  die  Anschauung  Garmignani's 
so  sehr  dessen  berühmten,  am  15.  Januar  1888^)  der  Wissen- 
schaft entrissenen  Nachfolger,  Carrara,  dass  dieser  das  .falso 
privato"  dem  „furto"  anreihte,  dagegen  in  die  beibehaltene 
Klasse  der  „delitti  contro  la  pubblica  fede"  den  peculato,  die 
bancarotta,  falsa  moneta,  falso  in  pubblico  documento,  falso 
in  bolli  stellte  (Carrara,  Programma  del  corso  di  diritto 
criminale,  4.  ediz..  Prato  1883,  Voi.  VII  §§  3358  pag.  10 
gegenüber  Vol.  IV  §§  2363—2381  «furto  improprio"  umfas- 
send auch  „falso  privato").  Giuliani  dagegen,  ganz  genau 
dem  römischen  Hechte  folgend,  hatte  mit  Eecht  Fälschung 
öffentlicher  und  privater  Urkunden  (Instituzioni  di  diritto 
criminale,  3.  ediz.,  Macerata  185B,  Vol.  II  67ö)  verbunden. 
Auch  in  neuester  Zeit  wird  leichthin  diese  Zusammengehörig- 
Jvoit  verkannt,  so  von  dem  neuesten  Schriftsteller  über  diese 
Materie  A.  Benevento  (Studi  sul  reato  di  falso  documen- 
tale, Napoli  1887  pag.  32),  indem  derselbe  den  durchaus  be- 
gründeten Ausführungen  von  Pessina  (Elementi  di  diritto 
penale,  Vol.  III  pag.  182,  Napoli  1885),  lediglich  eine  andere 
Auffassung  der  „fede  pubblica"  entgegenstellt  und  den  Be- 
weiswerth  der  privaten  Urkunden  (Schriften)  verkennt. 

Unbestritten  ist  allerdings  die  Aufstellung  einer  Klasse 
gegen  Treue  und  Griauben  (oder  wie  man  etwa  ähnlich  sagte) 
gerichteter  Verbrechen  nicht  geblieben.  Den  schärfsten  An- 
griff richtete   gegen  dieselbe  neuerdings  v.  Liszt  (Falsche 


0  Za  gleicher  Zeit  starb  in  Athen  Saripolos. 
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Aassage,  Graz  1877  S.  9  ff.,  Lehrbuch  des  deutsohen  Straf- 
rechtSy  2.  Aufl.  Berlin  Leipzig  1884).  Er  sagt  in  letzterem 
Werke  S.  450:  „Mit  der  Erkenntniss,  dass  die  „publica  fides^ 
keil)  Begriff,  sondern  ein  leeres  Wort  ist  ( —  also  noch 
schärfer,  als  Carmignani!  — )  muss  die  Gruppe  der  Päl- 
schungsdelikte  in  ihrem  heutigen  Umfange  unbedingt  fallen  .  . 
€8  ergiebt  sich  die  unabweisliche  Forderung  an  die  Wissen- 
schaft . .  mit  dem  Pseudobegriffe  der  p»  f.  auch  die  einheit- 
liche Gruppe  der  Fälsch ungsdelikto  fallen  zu  lassen^,  und 
S.  482:  „wir  müssen  es  vermeiden,  von  „publica  fides"  zu 
sprechen,  ausser  wenn  es  uns  eben  darum  zu  thun  ist,  durch 
den  Gebrauch  eines  möglichst  dehnbaren  Ausdruckes  uns 
tieferes  Eindringen  in  die  Natur  dieser  Delikte  zu  ersparen." 

So  schlimm  scheint  es  mir  nun  durchaus  nicht  zu  stehen 
und  diese  Anschauung  theilen  auch  Andere.  So  sagt  mit 
Recht  m.  E.  Dr.  Lauterburg  in  seiner  trefflichen  Arbeit: 
Die  Eidesdelikte,  Bern  1886  S.  133,  dass  v.  Liszt  aller- 
dings mit  verdienstvoller  Entschiedenheit  den  alten  Fälschungs- 
hegriff verworfen  und  einzelne  Delikte  in  prinzipale  Bezie- 
hung zu  gewissen  Kechtsgütern  gebracht  habe,  aber  die  Aus- 
nahmen, welche  er  z.  B.  für  die  ürkundendelikte  und  die 
gemeingefährlichen^)  schaffe,  gefährdeten  doch  wieder  das 
ganze  Prinzip.  Er  erklärt  sich  gegen  die  Liszt'sche  Auf- 
stellung gewisser  durch  das  Mittel  des  Angriffs  charakteri- 
Bierter  Delikte  (wohin  derselbe  gemeingefährliche  Verbrechen, 
Missbrauch  von  Sprengstoffen,  Waarenfälschung ,  Geldfäl- 
schung,  Urkundendelikte  stellt). 

Kicht  minder  erklärte  sich  gegen  v.  Liszt  in  jüngster 
Zeit  Hälschner  in  seinem  nun  abgeschlossenen,  besonders 
im  speziellen  Theile  trefflichen  Werke:  Das  gemeine  deutsche 
Strafrecht,  11  2,  Bonn  1887  S.  516,  indem  er  meint,  es  sei 
nicht  einzusehen,  warum,  wenn  der  öffentliche  Frieden,  die 
öffentliche  Sittlichkeit,  wie  dies  auch  v.  Liszt  thut,  als  straf- 
rechtlich geschützte  Güter  der  Gesellschaft  hehandelt  werden. 


^)  Sehr  zu  begrassen  ist  die  erweiterte  Arbeit  von  v.  Rohland,  die 
Gefahr  im  Strafreoht,  2.  Aufl.    Dorpat  1888. 
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nicht  auch  die  fides  publica  als  ein  solches  Gut  betrachtet 
werden  dürfe.  Aus  Liszt's  richtiger  Bekämpfung  der  falschen, 
insbesondere  der  eidlichen  Aussage  als  eines  gegen  die  fide» 
publica  gerichteten  Deliktes  folge  eben  durchaus  nicht,  dass 
die  fides  publica  ein  leeres  Wort  sei,  denn  Treue  und  Grlauben 
im  Verkehre  sei  eine  ebenso  nothwendige  Voraussetzung  des 
gesellschaftlichen  Lebens,  wie  der  öffentliche  Frieden. 

Aach  in  seiner  neuesten  Erörterung  über  Systematisie- 
rung, im  Anschluss  an  das  treffliche  neue  Werk  von  &areia 
(Encyclopädie  und  Methodologie  der  Reclitswissenschaft,  G-ies* 
sen  1887)  hält  v.  Liszt  daran  fest,  die  darch  das  Mittel 
des  Angriffs  charakterisierten  Delikte  besonders  herauszu- 
heben, wenn  er  sich  auch  jetzt  dafür  entscheidet,  Verbrechen 
gegen  die  Q-esellschaft  fallen  zu  lassen  und  mit  Schütze 
(Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  2.  Aufl.  1874  §  60) 
nur  eine  Zweitheilung  anzunehmen  und  sich  gegen  die  Ru- 
brik sog.  variierender  Verbrechen  von  L  ö  n  i  n  g  (Grundriss 
zu  Vorlesungen  über  deutsches  Strafrecht,  Frankf.  1885  §  155) 
nicht  ablehnend  zu  erklären.^)  Jetzt  scheidend  1)  Verbrechen 
gegen  Leib  und  Leben,  2)  V.  gegen  immaterielle  Rechts» 
guter,  3)  V.  gegen  Individualrechte,  4)  gegen  Vermögens* 
rechte,  will  er  Urkundendelikte  unter  diese  vierte  Klasse  ge- 
stellt wissen. 

Dem  gegenüber  halte  ich  durchaus  mit  Merkel  darau 
fest,  dass  Urkundenfälschung  als  Verletzung  der  „publica 
fides",  d.  h.  des  Kredits  (der  Beweiskraft)  gewisser  Beglau- 
bigungsformen oder  -zeichen  für  rechtlich  bedeutsame  That- 
sachen  aufzufassen  sei  (Holtzendorff's  Handbuch  HI  785). 
„Sie  verlangt  Behandlung  als  crimen  sui  juris  mit  Rücksicht 
auf  das  öffentliche  Interesse  an  der  Aufrechthaltung  der  Be- 
weiskraft  der   Urkundenform.     Die  Verletzung   dieses    steht 


')  In  dem  soeben  ansgegebenen  2./3.  Hefte  des  Bd.  YUI  seiner  Zeit- 
schrift S.  138—157.  Er  nimmt  darin  Bezng  auf  die  im  Druck  begriffene 
3.  Anfl.  s.  Lehrbuches.  Nunmehr  bestimmt  v.  Liszt  das  „Interesse^*  dahin: 
es  sei  der  Wert,  den  der  Eintritt  oder  Nicht-Eintritt  einer  bestimmten  Ter- 
änderung  für  den  Betreffenden  hat  —  dagegen  als  „Gut"  dasjenige,  wofür 
jene  Veränderung  von  Wert  ist.  Vgl.  s.  Lehrbuch,  3.  Aufl.  Seite  19. 
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unabhängig  von  der  Vollendung  eines  im  einzelnen  Falle 
etwa  beabsichtigten  Betrugs  und  fordert  daher  in  Bezug  auf 
die  Frage  der  Vollendung  und  manche  andere  eine  andere 
Behandlung  als  der  letztere." 

Ganz  mit  Becht  erklärt  er  sich  gegen  die  neueren  Ge- 
setze, welche  der  Urkundenfälschung  die  Stellung  einer  selb- 
ständigen Verbrechensart  nicht  eingeräumt^  dieselbe  vielmehr 
nur  als  ein  die  Strafbarkeit  des  versuchten  oder  vollendeten  Be- 
trugs erhöhendes  Moment  berücksichtigt  haben.  Wenn  hier  die 
in  letzterem  liegende  Verletzung  eines  individuellen  Interesses 
im  Verhältniss  zu  der  in  der  Fälschung  liegenden  Verletzung 
eines  allgemeinen  Interesses  als  die  prävalierende  behandelt 
wird  y  so  ist  dies  um  so  weniger,  meint  er^  als  sachgemäss 
anzuerkennen,  je  höher  die  Bedeutung  der  missbrauchten 
Form,  je  allgemeiner  der  Kredit  derselben  und  das  Interesse 
an  seiner  Wahrung  ist.  Durchaus  verkehrt  für  die  Fälschung 
öffentlicher  Urkunden,  ist  diese  Auffassung  auch  hinsichtlich 
der  Fälschung  von  Privaturkunden  nicht  begründet,  wie  noch 
neuerdings  Gryziecki,  Studien  über  den  strafbaren  Betrug, 
Lemberg  1870  S.  162/3  darzuthun  versuchte,  was  schon 
Esoher,  die  Lehre  von  dem  strafbaren  Betrug  und  von  der 
Fälschung,  Zürich  1840  S.  320  richtig  erkannte,  wobei  auch 
nicht  zu  übersehen  ist,  dass  die  neueren  Gesetze  einer  allzu 
grossen  Ausdehnung,  welche  falsch  wäre,  vorbeugen,  indem 
sie  bei  Frivaturkunden  eine  bestimmte  Begränzung  festsetzen, 
mag  auch  dieselbe  den  Gerichten  bedeutende  Auslegungs- 
schwierigkeiten bereiten. 

Stösst  man  sich  nun  aber  immer  wieder  an  der  Formel: 
Verbrechen  gegen  öffentliche  Treue  und  Glauben,  so  wüsste 
ich  keinen  besseren  Ausweg,  als  der  Systematik  des  gelehrten 
dänischen  Kriminalisten,  Pro£  Dr.  Goos  in  seinem  gediege- 
nen Werke:  Forelsesninger  over  den  danske  Strafferets  spe» 
cielle  Del,  Kjœbenhavn  1887,  das  in  der  deutschen  und  aus- 
ländischen Literatur  bisher  nicht  genügend  berücksichtigt 
worden  ist,  im  Wesentlichen  sich  anzuschliessen.  Von  jeher 
hat  derselbe  in  seinen  Schriften  eine,  wie  mir  scheint,  durch- 
aus rationelle  Eintheilung  aufgestellt  und  diese  auch  in  sei- 

23* 
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nem  höchst  beachtenswerthen  Werke  über  die  allgemeine 
Bechtslehre  (Forelsdsninger  over  den  almindelige  RetslsBre, 
I.  Del^  EjœbenhaFn  1885)  zu  Grunde  gelegt  und  gewiaser- 
massen  hier  ihre  Probe  bestehen  lassen.  Er  trennt  die  zur 
Rechtsordnung  gehörenden  Rechtsverhältnisse  in  solche  des 
einfachen  Zusammenlebens  (simple  Samliv),  des  Familien- 
lebens, des  bürgerlichen  und  des  politischen  Zusammenlebens 
(borgerlige-politiske  Samfundsforhold).  In  die  I.  Klasse 
stellt  er  im  ersten  Abschnitt  die  Tödtungsdelikte ,  lebensge- 
fährliche Handlungen ,  Pflichtrerletzungen  gegenüber  dem 
Leben  des  Einzelnen  und  über  die  allgemeinen  Grrenzen  der 
Handlungsfreiheit  hinaus;  Verbrechen  gegen  die  Integrität 
der  Person,  gesundheitsgefährliche  Handlungen.  In  das  zweite 
Kapitel  verweist  er  Verbrechen  gegen  die  persönliche  Frei- 
heit (auch  gegen  die  Sittlichkeit  nicht  verantwortlicher  Per- 
sonen), in  ein  drittes  Verletzungen  des  privaten  Friedens 
(Schamhaftigkeit,  Ehrverletzungen,  andere  Friedens  Verletzun- 
gen). Während  die  II.  Klasse  keiner  Ausführung  bedarf  und 
auch  die  IV.  Klasse  uns  hier  nicht  interessiert,  erwähne  ich 
hauptsächlich  die  wohldurchdachte  Eintheilung  der  UI.  Klasse. 
Im  ersten  Kapitel  handelt  es  sich  um  den  gesellschaftlichen 
Frieden,  Welcher  verletzt  wird  durch  Verbrechen  gegen  die 
öffentliche  Sittlichkeit,  den  religiösen  Frieden,  die  öffentliche 
Ordnung,  die  allgemeine  Sicherheit,  den  allgemeinen  gesell- 
schaftlichen Frieden.  Das  zweite  Kapitel  bilden  Verbrechen 
gegen  die  gesellschaftliche  Handlungsfreiheit  („sociale  Handle- 
friden^),  wohin  er  nur  Dokumentfalsk  (Urkundenfälschung) 
und  damit  eng  Zusammenhängendes  stellt,  während  es  sich 
im  dritten  Kapitel  um  Verbrechen  handelt  gegen  die  durch 
Erwerbsthätigkeit  in  der  Gesellschaft  begründeten  Rechtsver- 
hältnisse. Hieher  gehören  die  unmittelbar  die  Erwerbsgesell- 
schaft verletzenden  Verbrechen  (wohin  die  Münz-Maass-6e- 
wichtdelikte  fallen),  ferner  die  auf  rechtswidrige  Bereicherung 
auf  Kosten  Anderer  gerichteten  Verbrechen  (wohin  natürlich 
auch  Betrug  zu  rechnen  ist),  endlich  Verletzungen  privater 
Vermögensrechte  ohne  den  Charakter  der  Bereicherungsdelikte 
(Sachbeschädigung,  strafbarer  Grebrauch  fremder  Sachen,  Nicht- 
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«rfüllung  von  Leistungspflichten ,  Eingriffe  in  fremde  Yer- 
mögensinteressen  durch  Nachdruck^  Markenfalschung^  Patent- 
verletzung, Jagd*  und  Fisohereifrevel). 

Je  mehr  ich  mich  in  diese  Systematik  hineindenke  und, 
abgesehen  von  einigen  durch  das  dänische  Recht  beeinfluss- 
ten  Punkten^  namentlich  die  geschickte  Unterbringung  auch 
des  polizeilichen  Unrechts   als   einen  Vorzug   derselben   be- 
trachten muss,  während  man  bei  uns  allzusehr  dasselbe  ver- 
nachlässigt/) kann  ich  nicht  umhin,  die  Erörterung  von  Goos 
über   das  Wesen   der  Urkundenfälschung  (S.  464 — 472)   als 
völlig  für  mich  Ausschlag  gebend  zu  bezeichnen.    Wäre  Fäl^ 
schung  blos  eine  Unterart  des  Betrugs,  so  wäre  die  Aufstel- 
lung derselben  im  Gesetz  als  eines  selbständigen  Verbrechens 
ganz    unmotiviert.     Die  in   der  Fälschung  vorliegende  That 
könnte   höchstens   Aufstellung    eines    Straferhöhungsgrundes 
motivieren.     Sodann  könnte  Fälschung  nie  vorliegen,    wenn 
nicht  sämmtliche  Erfordernisse  für  Betrug  erfüllt  wären  ;  und 
doch  bieten  alle  Gesetze  Fälle  dar,  in  denen  das  Verbrechen 
der  Fälschung  angenommen  wird,  ungeachtet  wesentliche  Be- 
«dingungen  für  Betrug  mangeln,  besonders  die  Bereicherungs- 
absicht,   welche   dieser  Begriff,    richtig  bestimmt,   verlangt. 
Ferner   müsste    der   Grund,    auf  den  die  Heraushebung   der 
Fälschung  gestützt  wird,  dazu  führen,  der  Frage  Bedeutung 
zuzulegen,  ob  dann  Fälschung  vorliegt,  wenn  die  Verfälschung 
plump  oder  geschickt  ausgeführt  wird;  aber  eine  solche  Be« 
deutung   legen    die  Gesetze  in   der  Begel  diesem  Umstände 
nicht  bei.    Was  femer  das  Wesen  des  Verbrechens  betrifft, 
so  kann  nicht  anerkannt  werden,   dass  der  Umstand ,  es  sei 
eine  Fälschung   verkörpert,    so   dass   dessen   Wirkungskraft 
keiner  Unterstützung  der  Bede  bedarf,   im  Allgemeinen  be- 
rechtigt,   diese  Täuschung  als  gefährlichere   anderen   gegen- 
überzustellen.    Führt  man  hiefur  den  Grund  an  (wie  Bor- 
neman n   es  that),    dass  eine  Sache   für  sich  selbst  spricht 
und   nur   übertriebene   Aengstlichkeit   den   Einzelnen    davor 
schützen  kann,  Opfer  eines  Betruges  zu  werden,  so  hängt  die 


^)  So  mit  Recht  y.  Bar  im  GerichtisMl  Bd.  40  S.  488  Note  1. 


360  Â.  Teichmann: 

Bìchtigkeit  dieser  Bemerkung  in  hohem  Grade  von  den  kon- 
kreten Umständen  ab,  gleichwie  bei  anderer  Täuschung,  die 
sich  sehr  wohl  als  mit  besonderer  Raffiniertheit  vorgenommen 
denken  lässt,  so  dass  nur  ein  ungewöhnliches  Misstraaen  vor 
Schädigung  schützen  kann.  Unerklärlich  ist  sodann,  dass^ 
wenn  die  Fälschung  so  grosse  Bedeutung  hat,  es  nicht  in 
Betracht  fallen  soll,  ob  sie  nicht  berechnet  ist  allein  zu 
wirken,  vielmehr  in  Verbindung  mit  wörtlicher  Täuschung. 
Geht  man  andrerseits  so  weit,  so  wird  eine  mündlich  vollzogene 
Täuschung  beinahe  nie  ohne  ein  Moment  der  Fälschung  vor- 
liegen, indem  die  Lüge  durch  Mienenspiel  u.  dgl.  unterstützt 
wird. 

Die  stets  anerkannten  Hauptfalle  der  Fälschung,  näm- 
lich Urkundenfälschungen,  weisen  auf  den  richtigen  Weg. 
Urkunden  haben  im  gesellschaftlichen  Leben  eine  Funktion 
als  Beweisträger;  es  ist  von  Wichtigkeit,  dass  man  sich  auf 
sie  verlassen  könne;  davon  hängt  der  sichere  rechtliche  Ver- 
kehr unter  den  in  Baum  und  Zeit  Getrennten  ab.  Weiter 
und  hinaus  über  die  Bedeutung  der  Urkunden  als  Beweis- 
mittel im  Rechtsstreit  ist  es  von  Wichtigkeit  für  den  ganzen 
bürgerlichen  Verkehr,  über  die  fides  publica  jener  Urkunden 
zu  wachen.  Wer  durch  Missbrauch  von  Urkunden  zu  täuschen 
versucht,  kränkt  das  hieran  gebundene  gesellschaftliche  Inter- 
esse. Es  ist  dann  dies  nicht  blos  ein  Angriff  auf  die  Hand- 
lungsfreiheit des  Einzelnen,  sondern  vielmehr  auf  die  sociale, 
weil  ein  vom  Gesellschaftsleben  geschaffenes  und  für  dasselbe 
unentbehrliches  Bestimmmungsmittel  missbraucht  wird.  Was 
von  Urkunden  gilt,  das  gilt  auf  gleiche  Weise  von  andern 
Beweisträgern  für  rechtlich  bedeutsame  Thatsachen,  Zeichen, 
Marken  u.  dgl.  Soweit  diese  Betrachtung  anwendbar,  so¥reit 
erstreckt  sich  daher  der  Fälsohungsbegriff.  Er  umfasst  keines- 
wegs alle  Fälle,  wo  eine  verkörperte  Täuschung  vorliegt;  er 
kann  andrerseits  andern  Missbrauch  solcher  Beweisträger  um- 
fassen, als  Nachmachung  und  Verfälschung.  Vom  Betrug  ist 
deshalb  Fälschung  nicht  blos  durch  einen  Gradunterschied 
verschieden,  sondern  eine  eigenthümliohe  Rechtsverletzung, 
welche   ohne   Betrug   vorliegen   kann.     Aehnliohe   Gesichts- 
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punkte  machen  sich  geltend  rücksichtlich  des  Meineides  und 
falschen  Eides.  Soweit  jedoch  Meineid  nur  strafbar  ist,  wenn 
er  vor  Gericht  oder  öffentlicher  Behörde  abgelegt  wird,  ist 
der  systematische  Platz  dieses  Verbrechens  in  der  Lehre  von 
den  Verbrechen  gegen  die  Verwaltung.  Ebenso  ist  nicht 
:sa  leugnen,  dass  Münzfälschung  ähnliche  Merkmale  aufweist. 
Aber  bei  dieser  handelt  es  sich  um  Beweisträger,  welche 
zugleich  Träger  des  Vermögensumsatzes  sind,  und  liegt  darin 
eine  andere,  noch  wesentlichere  Kränkung  der  Gesellschaft, 
welche  diesem  Verbrechen  seinen  Platz  anderwärts  (bei  den 
Verbrechen  gegen  die  Erwerbsgesellschaft)  anweist.  In  teil- 
weise ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  mit  Fälschung  von 
Maass  und  Gewicht. 

Gemäss  vorstehenden  Ausführungen  glaube  ich  an  der 
Ansicht  festhalten  zu  können,  dass  jedenfalls  Betrug  und 
Fälschung  von  Urkunden  nicht  zusammengeworfen  werden 
darf,  ebensowenig  damit  Münzfälschung  und  namentlich  nicht 
Bankerott  zu  verbinden  ist,  natürlich  nicht  im  entferntesten 
Waarenfälschung;  dass  ferner  die  Stellung  unter  Verbrechen 
gegen  Treue  und  Glauben  gewiss  nicht  unrichtig  genannt 
werden  kann. 

Prüfen  wir  nun ,  wie  die  Gesetzgebung  sich  zu  diesen 
Fragen  gestellt  hat. 

Dass  das  französische  Recht  (Art.  145  ss.)  hier  ganz  zu- 
treffend verfahren  ist,  habe  ich  oben  erwähnt.  Schon  seit 
einem  Edikt  von  1680  ist  die  Fälschung  öffentlicher  und 
privater  Urkunden  auseinandergehalten,  im  code  pénal  von 
1791  dies  festgehalten  und  1808  lediglich  die  wenig  beifalls- 
werthe,  an  diese  Stelle  gestellte  Unterscheidung  gemacht 
worden,  ob  die  Fälschung  öffentlicher  Urkunden  von  öffent- 
lichen Beamten  in  ihren  amtlichen  Verrichtungen  oder  sonst 
verübt  wird  oder  aber  von  Privatpersonen.  Diesen  Mangel 
anerkennen  völlig  Chauveau  et  Hélie,  tome  II  384  ss.; 
ebenso  Nypels,  le  code  pénal  belge  interprété,  Vol.  I  Brux. 
1867  p.  465.  Besonders  auffällig  ist  die  enorme  Strenge, 
welche  auch  durch  das  Gesetz  von  1832  keine  Aenderung 
erfahren  hat,  wenngleich  die  Praxis  nie  die  schwerste  Strafe 
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verwendet  hat;  Art.  165  wurde  erst  durch  décret  du  12  avril 
1848  abgeschafft.  Das  Wesen  des  acte  authentique  (ou  (et)- 
publique)  ist  festgestellt  durch  Art.  1317  C.  cìt.  ,  für  die 
„écriture  privée"  fehlt  es  ebenso  wie  flir  die  „écritures  de 
commerce^  an  einer  gesetzgeberischen  Bestimmung.  Bei  der 
hohen  ökonomischen  Entwicklung  Frankreichs  kann  es  nicht 
auffikllen,  dass  den  öffentlichen  Urkunden  die  Handels-  und 
Bankschriften  gleichgestellt  werden  (Art.  147). 

Luxemburg  (Loi  du  18  juin  1879)  hat  die  französischen 
Strafbestimmungen  wesentlich  gemildert  (code  pénal  Art» 
194 — 197).  Die  Urkunden-  (Schrift-)  Mschung  ist  unter  die 
„crimes  et  délits  contre  la  foi  publique"  gestellt,  unter  An- 
reihung des  falschen  Zeugnisses  und  Eides,  welche  im  code 
pénal  ganz  anders  („contre  les  particuliers",  Art.  361 — 366) 
behandelt  werden.  Diese  Bestimmungen  sind  aus  dem  code 
pénal  belge  von  1867  entnommen  (Art.  194 — 197),  für  den^ 
ausser  dem  grossen  Werke  von  Nypels,  ein  guter  Kom- 
mentar von  Limelette,  Brux.  1878  et  1881  vorliegt.  Im 
Uebrigen  vgl.  man  den  Artikel  desselben  in  der  Rivista  penale 
XI  142  sgg. 

Eine  Abweichung  vom  franz.  Recht,  welche  reiflich  bei 
den  Vorarbeiten  und  Beratungen  des  belgischen  Stra%e8ets5- 
buches  erwogen  wurde,  ^)  war  die  Weglassung  des  Worte» 
j^frauduleusement*  beim  faux  intellectuel  (art.  196  code  belge 
gegenüber  art.  146  code  pénal  français).  Neu  ist  natürlich, 
art.  193  e.  belge  rücksichtlich  der  dépêches  télégraphiques, 
bei  denen  er  eine  „intention  frauduleuse  ou  à  dessein  de 
nuire*^  verlangt.  Diese  Bestimmung  kommt  als  generelle  für 
die  später  genannten  Fälle  zur  Anwendung.^) 

Dass  diese  (in  den  drei  Gesetzen  befolgte)  Kasuistik  keine 
fehlerfreie,  sogar  bedenkliche  ist,  hat  schon  Esc  h  er  1.  c. 
Seite  424  ff.  nachgewiesen. 

Noch  bedenklicher  wird  die  Kasuistik  im  „Codice  sardo ^ 

^)  Ygl.  Nypels,  législ.  crimineUe  de  la  Belgique,  tome  IL  Bruxelles- 
1872,  p.  182  88.,  214  ss. 

')  Die  Beratang  über  diesen  Artikel  war  eine  recht  heitere,  TgK 
Nypels,  p.  857! 
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von  1859,  welcher  im  titolo  IV  von  den  Beaten  „contro  la 
fede  pubblica^  handelt  und  in  Eap.  II  die  drei  bekannten 
Urkundenarten  zusammenstellt  (art.  341 — ^352 ,  während 
art.  364 — 374  vom  falschen  Zeugniss  und  Eid  handeln), 
lieber  die  rielen  hier  entstandenen  Streitfragen  giebt  guten 
Aufschluss  Pessina  p.  202  sgg.,  Beneyento  p.  49  sgg. 
Die  Beziehungen  des  „falso  ^  zur  „truffa*^  (Betrug)  streifte 
jüngst  Criyellari  in  seinem  neuen  ausgezeichneten  Werkn: 
Dei  reati  contro  la  proprietà,  Torino  1887  No.  348,  pag.  478. 
Von  Privaturkunden  spricht  nicht  Buccellati:  Istituzioni 
di  diritto  e  procedura  penale,  Milano  1884  pag.  306,  wo  er 
yon  den  „Beati  contro  la  fede  pubblica,  industria  e  commer- 
cio^ handelt.  —  Die  Entwürfe  des  neuen  italienischen  Straf- 
gesetzbuches haben  diese  Materie  auch  nicht  wesentlich  besser 
behandelt  und  man  ist  erstaunt,  z.  B.  im  Commissionsbericht 
yon  1874  p»  81  die  lobenden  Worte  zu  lesen:  „Che  se  vi 
piaccia  riconoscere  Tesatezza  e  la  chiarezza  delle  formolo 
usate  nell'  esporre  le  ipotesi  del  falso  in  documenti,  ponetele 
al  confronto  di  quelle  de'  migliori  Godici:  fra  i  quali  il  tos- 
cano art.  243,  il  germanico  art.  267,  271  e  348,  e  il  zurighese 
art.  102  ;  e  poi  date  un  occhiata  retrospettiva  alle  subbiettive 
e  complicate  definizioni  del  Codice  francese  e  de'  Godici  suc- 
cessivi calcati  su  quel  tipo,  venendo  fino  al  recentissimo  del 
Belgio.^  Da  verdient  doch  wahrlich  der  toscanische  Godice 
mit  seinen  kurzen,  präcisen  Formeln  den  Vorzug.  Man  lese 
doch  nur  art.  243  §  1  :  „Gommette  il  delitto  di  falsità  in- 
strumentale chiunque  dolosamente,  ed  in  altrui  pregiudizio, 
anche  meramente  possibile,  falsifica  o  sopprime  un  documento, 
o  fa  uso  di  un  documento  falsificato.  §  2.  Falsifica  tanto  chi 
forma  il  falso,  quanto  chi  altera  il  vero''!  Höchstens  gegen 
die  Nichtberücksichtigung  des  Gebrauchmachens  und  die 
G-ieichstellung  der  Unterdrückung  würde  ich  Einspruch  er- 
heben. Aber  auch  im  neuesten  Entwürfe  von  Zanardelli 
(November  1887)  art.  264 — 273  ist  ausser  Beseitigung  der 
^interpellanza'  wesentlich  am  Entwürfe  von  Vigli  ani  fest- 
gehalten. 

Durchaus    nicht   viel   besser    ist    der   spanische  Codigo 


364  A.  Teichmann: 

(1871  y  1876),  welcher  in  tit  IV  von  „falsedades"  der  ver- 
schiedensten Art,  in  Kap.  IV  speziell  von  Urkundenfälschung 
handelt  (art.  314 — 319).  (xute  Erklärungen  zur  früheren, 
wenig  abweichenden  Gesetzgebung  gab  Facheco,  £1  Co- 
digo  penai,  5.  ed.,  tomo  II,  Madrid  1881  pag.  295  sgg.  Die 
neueren  Entwürfe,  z.  B.  von  1880  art.  313 — 318,  weichen 
nur  unbedeutend  ab.  Fast  ganz  gleichlautend  mit  dem  spa- 
nischen Gesetz   ist  der  Codigo  von  Salvador  art.  227 — 229. 

lieber  das  portugiesische  Strafgesetzbuch  sprach  ich  schon 
oben  (S.  351). 

Wenden  wir  uns  nach  dem  Osten,  so  können  wir  aus  dem 
österreichischen  Strafgesetz  von  1852,  welches  im  23.  Haupt- 
stück (zwischen  dem  Raube  und  der  zweifachen  Ehe!)  den 
Betrug  abhandelt  und  §  199  d.  die  Nachmachung  oder  Ver- 
fälschung von  öffentlichen  Urkunden  (oder  einer  durch  öffent- 
liche Anstalt  eingeführten  Bezeichnung  mit  Stämpel,  Siegel 
oder  Probe!)  und  §201  a.  die  Privaturkunden  erwähnt,  nichts 
lernen.  Gleiches  gilt  vom  Strafgesetz  für  Bosnien  und  die 
Hercegovina  (Wien  1881)  §  282  d.  und  §  284  a.  Wesent- 
lich besser  der  österr.  Entwurf  von  1876  §§  292—302.  Was 
das  ungarische  Strafgesetzbuch  betrifft,  so  ist  darin  lobend 
anzuerkennen,  dass  für  den  Thatbestand  der  Urkunden- 
fälschung nicht  erfordert  wird,  dass  sie  in  der  Absicht  auf 
einen  rechtswidrigen  Vortheil  begangen  wurde,  was  nur  einen 
wesentlichen  Straferhöhungsgrund  (aber  freilich  hier  nur  bei 
öffentlichen  U.I)  bilden  soll,  und  dass  die  Vollendung  erst 
durch  Gebrauchmachen  eintritt.  So  wird  nämlich  das  nicht 
ganz  klare  Gesetz  §§  391  ff.  von  Mayer  (das  ungarische 
Strafgesetzbuch,  Wien  1878  S.  295)  ausgelegt.  Nicht  viel 
mehr  befriedigend  sind  dagegen  die  Bestimmungen  des  Ent- 
wurfes für  Kroatien  (Tauffer,  Gesammelte  Wohlmeinungen, 
Wien  1882)  §§  325-838.  Viel  besser,  namentlich  für  seine 
Zeit,  die  Bestimmungen  des  griechischen  Strafgesetzbuches 
§§  247 — 260.  Nichts  profitieren  wir  bei  Einsicht  des  serbi- 
schen Strafgesetzes  §§  147  ff.  sowie  des  russischen  Art,  1690  S. 
(F.  inDocumcnten  und  Verträgen,  wobei  Art.  1693  derjenigen 
erwähnt,  welche  aus  eigennützigen  Rücksichten  einem  Blinden, 
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«tatt  des  seinem  Wunsche  und  seiner  Absicht  gemäss  abge- 
fassten  Papiers,  ein  anderes  Papier  irorlegen). 

So  wenden  wir  uns  also  nach  dem  Norden. 

Das  dänische  Strafgesetz  erwähnt  im  27.  Kapitel  die 
Fälschung  verschiedener  Schriftstücke  (§  268),  die  Ausfüllung 
eines  in  fremdem  Namen  ausgestellten,  noch  nicht  zur  Aus- 
gabe bestimmten  Dokumentes,  die  Verfälschung  des  Inhaltes 
(§§  273,  274),  die  Unterschrift  erdichteter  Namen  (§  275), 
wobei  überall  im  Gebrauchmachen  die  Vollendung  gesehen 
wird  (§  276).  Das  norwegische  Strafgesetz  behandelt  im 
21.  Kapitel  Betrug,  Fälschung  und  andere  Täuschungen.^) 
Ebenso  steht  noch  auf  altem  Standpunkt  Schweden  (12.  Ka- 
pitel »om  förfalskningsbrott*).  Der  gelehrte  Beurtheiler  des 
finländischen  Entwurfes,  Prof.  Hagströme r,  bespricht  die 
ihn  wenig  befriedigenden  Sätze  des  Entwurfes  für  diese 
Materie  (Granskning  af  underdaniga  förslag  tili  strafflag  för 
storfurstendömet  Finland,  Upsala  1884  p.  238)  und  deutet 
darauf  hin,  wie  sich  einzelne  Wendungen  des  deutschen  Ge- 
setzes verbessern  Hessen. 

So  gelangen  wir  endlich  zum  niederländischen  Strafge- 
setzbuch. Die  Bestimmungen  desselben  sind,  wie  man  aus 
der  im  1.  Bande  der  von  v.  Liszt  und  damals  Dochow 
herausgegebenen  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St.  R.  W.  mitgetheilten 
Uebersetzung  ersehen  kann,  sehr  einfach  und  kurz  (Art. 
225 — 227).  Die  Kommentatoren  desselben,  Mrs.  Polenaar 
und  Heemskerk,  machen  auf  die  guten  und  die  weniger 
guten  Seiten  der  Bestimmungen  aufmerksam  (Het  wetboek 
van  strafrecht,  Aiiev.  22/23  Amsterdam  1888  pag.  290  ff.). 
Zu  ersteren  rechnen  sie,  dass  das  Gesetz  in  richtiger  Be- 
schränkung auf  die  Möglichkeit  des  Entstehens  eines  Nach- 
theils zufolge  des  Gebrauchmachens  abstellt,  also  nicht  allein 
die  Fälschung  oder  Verfälschung  als  Vollendung  betrachtet, 
sowie    ferner    dass    daneben    die  „intention  de  nuire"  fallen 


^)  Vorarbeiten  za  einem  Entwürfe  eines  nenen  Strafgesetzbuches  sind 
im  Gang.  Bisher  erschien  ein  vorläufiger  Entwurf  zum  Allgemeinen  Teil 
aus  der  gewandten  Feder  von  Prof.  Getz  (Kristiania  1887),  worin  alle 
wichtigen  neuen  Gesetze  und  Entwürfe  eingehend  berücksichtigt  sind. 
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gelassen  ist.  Nach  letzterer  Sichtung  erachten  sie  dafür, 
dass  die  Abänderung  der  ersten  Lesung  des  jetzigen  Art.  225 
„oder  zum  Beweise  einer  Thatsache  dienen  kann"  in 
y,8oll"  („bestemd  is  om  tot  bewijs  van  eenig  feit  te  dienen") 
keine  glückliche  war;  dass  ferner  die  BegriflPe  ^bewijs*'  und 
„feit"  zweifelhaften  Umfanges  sind.  Nicht  minder  wird  die 
kurze  Fassung  des  Art.  226  Nr.  1  getadelt,  indem  es  eigent* 
lieh  unter  Herübernahme  der  Worte  des  Art.  225  heissen 
sollte:  yvalschheid  gepleegd  is  in  eene  akte  te  recht  of  ten 
onrechte  uitziende  als  wäre  het  eene  authentieke  akte.*^ 
Beachtenswerth  ist^  dass  das  „faux  intellectuel'  im  Allge- 
meinen (abgesehen  von  dem  besonderen  Falle  des  Art.  227) 
unter  die  materielle  Fälschung  gerechnet,  auch  eine  besondere 
Bestimmung  über  den  „abus  de  blanc-seing"  nicht  für  nöthig 
erachtet  wurde.  Einige  besondere  Fragen  berührt  der  kleinere 
Kommentar  von  Van  Em  den  ^  's-Gravenhage ,  Belinfante 
1886  fol.  311  ff. 

Wer  sich  eine  Idee  von  dem  englisch-amerikanischen 
Rechte  machen  will,  muss  die  Mühe  nicht  scheuen,  Werke 
wie  Stephen,  Digest  of  the  Criminal  Law,  4.  ed.  London 
1887;  Harris,  principles  of  criminal  Law,  3.  ed.  London 
1884;  Harris  on,  Epitome  of  Criminal  Law,  8.  ed.  London 
1885;  Wh  art  on,  A  Treatise  on  Criminal  Law,  8.  ed.  Phi- 
ladelphia 1880;  Bishop;  Commentaries  on  the  Criminal  Law, 
7.  ed.  Boston  1882  zu  studieren.  Es  genügt  aber  auch,  in  der 
Uebersetzung  des  New- Yorker  Strafgesetzbuches  (Band  IV  d. 
Ztsch.  f.  d.  ges.  St.R.  W.)  die  §§  509—525  zu  lesen!  Bis  es 
anders  wird,  können  wir  Deutsche  uns  nur  schmeicheln,  wenn 
ein  sehr  unterrichteter  Engländer,  Geoffroy  Drago  (The 
criminal  code  of  the  German  Empire,  London  1885)  sich  die 
Uebersetzung  unseres  deutschen  Strafgesetzbuches  nicht  ver- 
driessen  liess  und  in  dem  Vorworte  dasselbe  bezeichnete  als 
,perhaps  the  most  successful  of  modern  Criminal  Codes." 

So  kommen  wir  denn  schliesslich  zu  den  Gesetzbüchern 
der  Schweiz!  Auch  hier  finden  wir  die  grössten  Abweichungen 
und  viel  Veraltetes. 
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Die  meisten  Gresetze  kennen  eine  Rubrik  der  Verbrechen 
gegen  öffentliche  Treue  und  Glauben: 

Vaud  titre  II  (chapitre  V),  Neuchat el  titre  II  (cha- 
pitre III),  Valais  titre  III  (chapitre  III),  Schaffhausen 
Eilfter  Titel  (Betrug,  Fälschung,  Münzfälschung,  Meineid, 
Verletzung  fremder  Geheimnisse),  Luzern  Titel  6,  Obwal- 
den  Titel  8  (»Verbrechen  gegen  die  Religion  :  gegen  off.  Treue 
u.  Glauben«),  Bern  Titel  VI  (1.  Absch,  III.  IV.),  Glarus 
Titel  m,  P  ribour g  titre  VII  (chapitre  II),  Zürich  Titel  III, 
Ticino  tit.  VII  (capo  III),  Genève  titre  III  (section  IV. 
V),  Solothurn  dritter  Titel,  Zug  Titel  V,  Appenzell 
A. Rh,  Zweiter  Titel,  St.  Gallen  IL  Theü  (Abschnitt  A. 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Vermögen  und  die  öffent- 
liche Treue). 

In  Rubrikenform  erwähnen  der  Urkundenfälschung  Grau- 
bünden (Titel  XXVI),  ßaselstadt  und  -land  (Neunter  Ab- 
schnitt). Aehnlich  Thurgau,  17  Titel  (Vom  Betrüge  und 
von  der  Fälschung). 

Nach  den  Bestimmungen  über  Betrug  behandeln  die  Pri- 
vaturkunden Aargau  §  161,  Luzern  §230,  Glarus  §  180,. 
Zürich  §  183,')  Appenzell  A.  Rh.  §  121,  Obwalden  Art. 
111,  Schwyz  §  83. 

In  einem  11.  Entwurf  für  Schaffhausen  (1886)  wird 
an  der  Behandlung  der  Urkundenfälschung  hinter  Betrug  und 
Falliment  (in  einem  10.  Titel  „Verbrechen  und  Vergehen 
gegen  Treu  und  Glauben")  nicht  viel  geändert,  vgl.  auch 
Bericht  zum  Entwurf,  Schaffh.  1885  8.  61/62. 

Den  nächsten  Anschluss  an  das  deutsche  Strafgesetzbuch, 
dessen  Bestimmungen  ich  als  bekannt  voraussetze,  zeigen 
Basel  und  Solothurn. 

Eine  Begriffsbestimmung  der  Privaturkunde  geben  nur 
Luzern,  Zug,   Basel  und  Solothurn,  was  meistens  auch 


0  Diese  SteUang  wird  (leider!)  für  richtig  erklärt  von  Brasa  (Il 
codice  penale  zurighese,  Venezia  1873  p.  XXXIII  Note  64),  was  wohl  bei 
TJebersetznng  des  Entwurfes  des  Niederländischen  Strafgesetzbnclies  nicht 
mehr  der  Fall  war;  aber  anch  von  Holtzendorff  in  d,  Allg.  Dtsch. 
8t.  B.  Z.  1866  Spalte  647. 
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für  die  öfifentliche  gilt.  Welche  Praxis  ist  unter  solchen  Ver- 
hältnissen zu  erwarten! 

Das  deutsche  Strafgesetzbuch  hat  beides  gethan;  hin- 
sichtlich der  Priyaturkunde  ist  freilich  noch  grosse  Meinungs- 
verschiedenheit und,  wer  die  neueste  Literatur  etwas  ver- 
folgt hat;  wird  wissen ,  dass  eine  lange  Eeihe  von  Abhand- 
lungen diesem  Gegenstande  gewidmet  wurden.*)  In  dieser 
Hinsicht  bin  ich  durch  die  Ausführungen  von  Hälschner 
1.  c.  Seite  526  ff.  überzeugt ,  dass  vorerst  die  Rechtserheb- 
licbkeit  der  Urkunde  zu  prüfen  sei.  Hiebei  handelt  es  sich 
um  Abschätzung  der  Möglichkeit,  dass  sich  die  Urkunde  be- 
dingungsweise als  beweisfähig  für  Rechte  oder  Rechtsverhält- 
nisse erweisen  kann.  Diese  Rechtserheblichkeit  muss  als 
nothwendiges  Moment  des  Urkundenbegriffes  betrachtet  werden 
und  dann  bei  den  Frivaturkunden  nach  §  267  unterschieden 
werden,  ob  sie  beweisfähig  oder  auch  beweiserheblich  sind, 
80  dass  nur  beweiserhebliche  Privaturkunden  des  gesetzlichen 
Schutzes  theilhaftig  werden.  Das  Gesetz  will  den  Beweis- 
werth  der  Urkunde  strafrechtlich  schützen,  den  Missbrauch 
der  Urkunde  durch  Herstellung  einer  falschen  Beglaubigungs- 
form möglichst  verhüten.  Die  Vollendung  dieses  Verbrechens 
wird  aber  lediglich  vom  Gebrauch  abhängig  gemacht  werden 
müssen. 

Denn,  wie  Hälschner  sagt,  kann  die  Thätigkeit,  durch 
welche  an  einer  echten  Urkunde  eine  ihre  Bedeutung  alte* 
rierende  Aenderung  vorgenommen  oder  durch  welche  eine 
unechte  Urkunde  hergestellt  wird,  eine  von  der  rechtswid- 
rigen Absicht,  das  Falsifikat  zum  Zwecke  des  Beweises  zu 
gebrauchen,  bestimmte  sein,  ist  dies  aber  nicht  nothwendig 
und  kann  deshalb  unmöglich  schon  diese  Thätigkeit  als  solche 
betrachtet  werden,  in  welcher  die  zur  Fälschung  erforderliche 
Absicht  ihre  vollständige  Verwirklichung  finde. 

Ganz  hinreichend  ist  diese  Erwägung  freilich  nicht,  in- 


*)  John  in  d.  Ztsch.  f.  d.  ges.  St.  K.  W.  IV  1,  VI  1;  v.  Buri  im 
Gerichtssaal  1876  S.  23  ff.;  1884  8. 17S  ff.,  310  ft.;  1886  S.  36  ff.;  Momm- 
«en  im  Gerichtssaal  1884  S.  34  ff.;  Riedel  im  Gerichtssaal  J886  S.  161  iL 
und  in  Goltdammcr's  Archiv  XXXIV  S.  159  ff. 
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sofern  die  Gesetzgebung  ja  lediglich  nur  dann  strafen  kann, 
wenn  jene  rechtswidrige  Absicht  erwiesen  ist.  Dagegen  ist 
diese  Ansicht  völlig  gerechtfertigt  und  allein  haltbar,  wenn 
wir  den  oben  eingenommenen  Standpunkt ,  dass  Urkunden- 
fälschung eine  Verletzung  der  socialen  Handlungsfreiheit  ist, 
festhalten.  So  sagt  denn  mit  Recht  Goos  (S.  504):  „Det  er 
ved  saaledes  at  tages  in  Tjenste,  at  Handlingen  bliver  en 
Forbrydelse  mod  den  sociale  Handlefrihed." 

Hienach  sind  von  allen  genannten  Gesetzgebungen  nur 
wenige  die  richtige  Maxime  festhaltend  zu  erklären,  näm« 
lieh:  deutsches  Strafgesetzbuch,  Basel,  Solothurn,  Zug,  St. 
Gallen  (für  Privaturkunden),  Dänemark  {§  276),  österr.  Ent- 
wurf §  292,  Ungarisches  Strafgesetzbuch,  zum  Theil  der  II. 
Entwurf  für  Japan  (Projet  révisé  de  code  pénal  pour  l'Empire 
du  Japon  accompagné  d'un  commentaire  par  M.  Gustave  Bois- 
sonade,  Tokio  1886  p.  699). 

Hiebei  ist  auch  der  Unterschied  der  öffentlichen  Urkunden 
und  der  privaten  keine  Aenderung  bewirkend.  Man  hat  dies 
allerdings  öfters  behauptet,  aber  gewiss  mit  Unrecht.  Ganz 
zutreffend  —  bis  auf  einen  Punkt  —  führt  dies  Benevento 
aus,  wenn  er  sagt  (p.  45):  „la  fede  pubblica  non  è  una 
qualcosa  materiale  assolutamente  attaccata  alla  scrittura, 
contrafatta  la  quale  essa  sia  di  già  lesa;  ma  trova  il  suo 
sviluppo  e  la  sua  base  nella  società,  e  può  dirsi  violata  solo 
quando  la  società  è  messa  nello  stato  di  dover  credere.^ 

Das  gilt  ihm  durchaus  für  beide  Arten  rücksichtlich  der 
Falschanfertigung.  Dagegen  meint  er,  hierin  Pessina  p. 
199  ff.  und  Carrara  VII  §§  3722  ff.  folgend,  für  die  Ver- 
fälschung müsse  man  zwischen  beiden  Arten  scheiden.  In 
Anbetracht  dessen,  dass  die  öffentliche  Urkunde  nicht  dem 
Machtbereich  des  Fälschers  zugehöre,  sondern  der  Oeffent- 
lichkeit  gehöre,  sei  die  Verletzung  der  fede  pubblica  schon 
vollendet  mit  der  Verfälschung.  Bei  Privaturkunden  hingegen 
sei  die  Verfälschung  Vollendung,  wenn  dieselbe  nicht  in  Be- 
sitz oder  Eigenthum  des  Fälschers  sich  befindet,  sonst  an 
sich  noch  keine  Verletzung,  sondern  nur  eine  Gefährdung, 
ja  nur  Bedrohung  fremder  Rechte. 
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Natürlich  wird  die  Beantwortung  dieser  wichtigen  Frage 
aach  beeinflasst  durch  die  verschiedene  Auffassung  der  sor 
Urkundenfälschung  erforderten  Absicht.  Fessina  meint 
hier,  was  man  gewiss  nur  beifallig  begrüssen  kann,  es  sei 
erforderlich,  dass  der  Betreffende  die  Absicht  hat,  das  Doku- 
ment rechtswidrig  (zur  Kränkung  eines  fremden  Rechtes,  wie 
Hagströmer  will)  als  echt  geltend  zu  machen,  während  er 
weiss,  dass  dasselbe  nicht  echt  (wahr)  sei.  Oder  man  könnte 
sich  dem  thüringischen  Stra^esetz  Art.  255  anschliessen, 
wenn  es  bei  Pri^aturkunden  sagt: 

„Wer  in  der  Absicht,  sich  oder  einem  Anderen  einen 
„Yortheil  zu  verschaffen  *  oder  einem  Andern  irgend  einen 
„Nachtheil  zuzufügen,  unbefugter  Weise  Privaturkunden 
„unter  dem  Namen  eines  Dritten  anfertigt,  oder  ächte 
„Privaturkunden  verfälscht,  ist  . .  zu  bestrafen  .  .  . 

„wurde  ein  Yermögensnachtheil  beabsichtigt,  so  ist  .  . 
„zu  bestrafen.^ 
Wie  auch  der  um  das  Straf-  und  Civilprozessrecht  hoch- 
verdiente, jüngst  verstorbene  v.  EraeweP)  in  Goltdammer^s 
Archiv  XI 530/1  ausführte,  dass  die  wirkliche  Benachtheiligung 
eines  Anderen   so  wesentlich  zum  Thatbestande  der  Privat- 
Urkundenfälschung  gehört,    dass   ohne  die  Möglichkeit  einer 
solchen   (sans   la  possibilité  d*un  préjudice)    überhaupt    eine 
strafbare  Urkundenfälschung  nicht  vorliegt,  während  bei  öffent- 
lichen Urkunden   noch   andere   Rücksichten    eintreten,    dem- 
gemäss   er  einen   kurzen  Gesetzentwurf   aufstellte.     Hiemit 
▼gl.  man  die  Formel  John's  in  d.  Ztschr.  f.  d.  ges.  St  R.  W^ 
IV  93,  aber  auch  VI  49  ff.    Entsteht  nun  die  Frage,  ob  auch 
das  Gebrauchen  einer  falschen  Urkunde   (wie  es  gewöhnlich 
geschieht)  dem  Fälschen  und  Verfälschen  an  die  Seite  gestellt 
werden  soll,    so  kann  ich   diese  Frage  nur   bejahend   beant- 
worten, trotzdem  nur  eine  Täuschungs-,  nicht  eine  wirkliche 
Fälschungshandlung  vorliegt.    Bestimmend  sind  fur  mich  die 
hierüber  von  John,  Entwurf  mit  Motiven,  Berlin  1868,  ge- 
gebenen  Ausführungen  (S.  573/4). 

*)  Geb.  2a.  De«.  1806  su  Berlin,  gest.  «a  Naumburg  a.  d.  Saale  den 
^.  Januar  1888.    Verdient  um  den  deuteehen  Juristentag 
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Welche  Unaputräglichkeiten  es  dagegen  mit  sich  führt, 
-wenn  schon  die  Fälschung  (Verfälschung)  allein  strafbar  er- 
klärt wird,  ersieht  man  daraus,  dass  nach  in  Erafttreten  des 
belgischen  Strafgesetzbuches  ein  Gericht  gegen  eine  Person, 
welche  angeschuldigt  war  „de  sept  faux  et  de  sept  faits 
•d'usage  de  ces  mêmes  faux^,  auf  14  separate  Strafen  erkannt 
hat  (Nypels  p.  493)!,  während  allerdings  die  ältere  euro- 
päische Jurisprudenz  gesagt  hatte:  „Âdde,  quod  fabricans 
falsitatem,  et  ea  utens,  non  tenetur  de  usu,  quia  tendit  ad 
eundem  ânem  (Cl  ari  sententiarum  lib.  V  §  falsum,  note  h., 
in  fine)^  oder  ähnlich.  Interessant  sind  immerhin  die  Aus- 
führungen Garrara's  über  „falsità  pedissequa  o  famulativa^ 
für  Toscana  (vgl.  Bd.  VII  §3713).  Stritt  man  ja  doch  einige 
2eit,  ob  das  „falso  documentale^  ein  delictam  permanens  oder 
transiens  sei  (Carrara  §  3650  Note  1)! 

Wie  man  die  Handels-  und  Bankpapiere  behandeln  will, 
scheint  mir  weniger  relevant.  Dass  der  heutige  Verkehr  die- 
selben nicht  als  Frivaturkunden  betrachtet,  dürfte  feststehen. 
Auch  dürfte  ihre  Behandlung,  gleich  als  seien  sie  wirklich 
öffentliche  Urkunden,  angesichts  der  weiten  Strafrahmen  mo- 
demer Gesetze  und  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  öffent- 
liche Urkunden  durchaus  nicht  immer  grössere  Bedeutung 
haben  als  wichtige  Frivaturkunden,  gerechtfertigt  sein.  So 
auch  Carrara  §  3805,  Hélie  II  No.  719  ss.,  während 
Benevolo  p.  92  und  Fessina  p.  226  die  Strafbarkeit  ab- 
hängen lassen  von  der  „interpellanza''.  Für  telegraphische 
Fälschungen  hielt  der  Code  beige  art.  193  eine  Bestimmung 
-erforderlich,  nicht  dagegen  das  niederländische  Gresetzbuch. 
Was  die  falschen  Einträge  und  Veränderungen  der  Handels- 
lücher  betrifft,  so  hänget  hier  wohl  viel  von  dem  Beweiswerth 
derselben  ab.  Ihrer  gedachte  in  Art.  200  die  sorgfältig  vor- 
gehende Kommission  zur  Autstellung  eines  Entwurfes  eines 
neuen  Strafgesetzbuches  für  den  Kanton  Waadt.^) 


^)  Dieser  Avant-Projet,  Lansaniie  1879,  enthält  bekanntlich  eine  tre£F- 
liche  Arbeit  von  avocat  O.  Gorrevon  „sur  le  développement  historiqne 
^tt  droit  pénal  dans  le  canton  de  Yaad*'  p.  7 — 71^ 
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Als  weitere  Frage  taucht  auf  die  BehftidluDg  der  Aus- 
füllung eines  Blankettes.  Abzuweisen  ist  hier  jedenfalls  die 
Ansicht  derer,  welche  meinen,  dass  die  Unvorsichtigkeit  des 
ein  solches  Blankett  einem  Andern  Anvertrauenden  die  Strafe 
Würdigkeit  des  davon  Gebrauch  Machenden  behebe  (z.  B. 
Hé  lie  II  Nr.  653).  Mit  Recht  sagt  dagegen  N  y  pel  s  I  454: 
„On  pourra  s'apitoyer  un  peu  moins  sur  le  sort  de  la  vic- 
time, mais  l'action  de  Tescroc  ou  du  faussaire  restera  ce 
qu'elle  est  par  elle-même,  si  elle  n'est  pas  aggravée  par  une 
espèce  d'abus  de  confiance." 

Einer  besonderen  Bestimmung  bedarf  es  also  nicht,  wie 
mit  Becht  hier  das  niederländische  Gesetz  erachtet  hat. 

Ob  die  Unterdrückung,  Vernichtung  oder  Beschädigung 
von  Urkunden  der  Fälschung  anzureihen  sei,  ist  eine  lebhaft 
ventilierte  Frage.  Lassen  wir  die  Beschädigung  ausser  Be- 
tracht, so  sprechen  Viele  sich  dafür  aus,  dass  Unterdrückung 
und  Vernichtung  die  denkbar  schwersten  Formen  der  Fälschung 
sind  (Carrara  §  3651  mit  scharfer  Kritik  des  auch  hier 
wieder  so  vielfach  blind  befolgten  code  pénal  français  art.  439  !). 
Die  Beweisfrage  der  Existenz  darf  hier  nicht  stören,  wie  mit 
Recht  Benevento  p.  36  gegenüber  P  e  ss  in  a  ausführt. 
Immerhin  würde  ich  mit  Goos  491  annehmen,  dass  eine 
Gleichstellung  mit  Fälschung  nicht  nur  ein  negatives,  viel- 
mehr das  Hervorrufen  eines  positiv  falschen  Resultates  voraus- 
setzt und  fordert. 

Bliebe  noch  übrig  die  schwierige  Frage  bezüglich  des 
sog.  „faux  intellectuel"  (immatériel)  =  der  intellektuellen 
Urkundenfälschung  des  deutschen  Rechts.  Unverdienterweise 
hat  diese  Form  grosses  Glück  in  vielen  Ländern  gehabt. 

Wie  höchst  fehlerhaft  die  Quelle  dieses  von  den  Italienern 
sog.  „falso  ideologico",  das  französische  Recht,  sei,  hat 
namentlich  Ortloff  im  Gerichtssaal  XII  (1860)  S.  94  über- 
zeugend nachgewiesen,  wie  ja  überhaupt  die  ganzen  Einlei- 
tungsbestimmungen betreffs  der  öffentlichen  Beamten  im  code 
pénal  völlig  ungehörig  sind  —  aber  deshalb  gerade,  weil 
man  es  nicht  merkte,  am  meisten  Nachahmung  fanden! 

Zu  zahllosen  Streitigkeiten  gab  diese  neue  criminalistische 
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Figur  Anlass  und  es  ist  nur  fraglich,  ob,  wenn  man  eine 
solohe  Bestimmung,  wie  sie  in  §  271  des  deutschen  Straf- 
gesetzbuches und  in  so  vielen  anderen  aufgenommen  ist, 
nicht  adoptiert,  wirklich  eine  Lücke  entsteht,  welche  der 
Ausfüllung  bedarf.  So  meint  Hälschner  S.  557  und  Mer- 
kel 804.  Dies  ist  aber  kaum  anzunehmen,  denn  es  wird  nie 
an  Straibestimmungen  fehlen,  nach  denen  eine  Strafbarkeit 
begründet  ist,  sei  es  die  des  Betruges  oder  des  falschen  Zeug- 
nisses u.  A.  Deshalb  würde  ich  mit  Carrara  §  3659  und 
Groos  492  (der  bezeugt,  dass  die  dänische  Praxis  keine  in- 
tellektuelle Fälschung  in  diesem  Sinne  kennt),  mit  Schütze, 
Lehrbuch  §  99  Note  17  und  v.  Schwarze  Kommentar  z. 
St.-G,-B.  §  271  Nr.  1  diese  Bestimmungen  verwerfen. 

Auf  das  im  französischen  und  italienischen  Rechte  adop- 
tierte System  „der  inscription  de  faux"  bez.  der  „interpel- 
lanza", welche  zuerst  durch  die  neapolitanische  Gesetzgebung 
von  1819  ausgebildet  und  im  Codice  sardo  von  1859,  wie 
auch  Codice  Ticinese  für  die  Privaturkunden  (Art.  220)  reci- 
piert  wurde,  gehe  ich  nicht  ein,  weil  ich  nicht  glaube,  dass 
anderwärts  hiefür  die  nöthigen  Bedingungen  vorliegen.^) 

Nur  noch  der  Frage*)  will  ich  gedenken,  ob  sich  eine 
kulpose  Urkundenfälschung  denken  bez.  rechtfertigen  liesse? 
Pessina  p.  191  meint,  es  liesse  sich  eine  solche  denken, 
wenn  jemand  beauftragt,  die  Arbeitsleistung  anderer  zu  kon- 
trollieren und  darüber  einen  urkundlichen  Vermerk  auszustellen, 
ohne  dies  gethan  zu  haben,  vertrauend  auf  den  Bericht  eines 
Anderen,  etwas  Bestimmtes,  ohne  jemandem  schaden  zu  wol- 


^)  Eine  Erwähnang  verdient  Fribonrg  art.  175:  Le  faux  en  écri- 
ture privée  dont  il  n'a  pas  été  fait  usage  n'est  poursuivi  que  sur  plainte. 

Lorsque  P  auteur  du  faux  Ta  détruit  avant  qu'il  en  ait  été  fait  usage 
ou  avant  qu'aucune  poursuite  ait  été  commencée,  il  n'est  passible  d'aucune 
peine. 

Ebenso  Valais  art.  183,  184.    Sonderbar  Genève  art.  137. 

')  Ich  übergehe  die  Frage  des  testamentum  olographum  (weil  vom 
Civilrecht  abhängend,  vgl.  Carrara  §  3822  sgg.)  und  die  von  Carrara 
§§  8833—47  zusammengestellten  Fälle  einer  sog.  ^^connessione"  —  femer 
die  im  ital.  Rechte  angenommenen  ^»falsi  innominati*^  (codice  sardo  art.  863). 

a4» 
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len,  bekundet.  Auch  kennt  das  italienische  Recht  bei  Fahr- 
lässigkeit des  Notars  allerdings  kulpose  Fälschung  (Art.  346 
des  Codice  sardo). 

G-erechtfertigt  würde  ich  es  schliesslich  erklären ,  dass 
einzelne  Gesetze  es  als  weniger  strafbar  ansehen,  wenn  sich 
jemand  einen  Beweis  für  wahre  Thatsaohen  7erscha£Fen  wollte^ 
so  z.  B.  der  Codice  toscano  Art.  247  und  249,  Codice  ticineso 
Art.  219,  Thurgau  §  169. 

Sind,  wie  ich  glaube  annehmen  zu  können,  obige  Aus- 
führungen rationelle,  so  möchte  kein  einziges  G-esetz  von 
allen  denen,  die  ich  angeführt,  dem  ganz  entsprechen.  Dies 
würde  noch  klarer  zu  Tage  treten,  wenn  es  möglich  wäre, 
die  zum  Theil  wirklich  unsinnigen  Strafsätze  einzelner  Ge- 
setze einer  Kritik  zu  unterwerfen  und  der  schwierigen  Frage 
näher  zu  treten,  wie  es  mit  Konkurrenz  von  Betrug  und 
Fälschung  steht.  Dies  liegt  jedoch  ausser  dem  Plan  dieser 
Arbeit,  welche  wesentlich  einen  Ueberblick  über  die  Auf- 
fassung des  Wesens  der  UrkundenfaUchung  zu  geben  rer- 
suchte. 
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Im  Dezember  1887  trat  die  Uebereinkanft  einer  inter- 
nationalen Union  znm  Schatze  der  Werke  der  Litteratnr  nnd  Knnst 
d.  d.  Bern  9.  September  1886  in  Kraft.  Der  Verf.  hat  s.  Z.  auf 
den  znr  Festeetzong  der  Uebereinkanft  angeordneten  Konferenzen 
in  Bern  die  Fnnktionen  eines  Sekretärs  versehen,  and  legt  nan  in 
der  vorliegenden  Schrift  (Separat- Abdruck  aas  der  Revue  générale 
da  droit)  einen  Kommentar  über  die  genannte  Rechtsqaelle  des 
internationalen  Privatrechtes  vor.  Einleitend  berichtet  er  über  die 
Entstehung  der  Union,  den  Verlauf  der  Konferenzverhandlungen, 
sowie  über  das  Geltungsgebiet.  Im  Anschluss  an  den  Text  der 
Uebereinkunft  (bestehend  aus  20  Art.,  nebst  Zusatzartikel  und 
Schlussprotokoll)  folgt  eine  Erörterung  über  die  Tragweite  jeder 
einzelnen  Bestimmung;  er  Iftsst  hiebei  nicht  unberücksichtigt  das 
Verhältniss  derselben  zu  den  Entwürfen,  welche  den  Konferenzen 
vorgelegen  haben,  und  zu  den  im  Laufe  der  Berathungen  geäusserten 
Wünschen  und  gestellten  Anträgen.  Im  allgemeinen  dürften  die 
Ansichten  des  Verf,  kaum  auf  Wiierspruch  stossen. 

Für  die  Staaten,  welche  der  Union  beigetreten  sind,  oder 
welche  in  Zukunft  derselben  beitreten  werden,  muss  das  Verhält- 
niss der  Rechtsquellen  über  das  Urheberrecht  als  ein  recht  eigen* 
thümliches  bezeichnet  werden.  Zunächst  gilt  aUerdings  das  Landes- 
recht, neben  dasselbe  treten  die  Normen  der  allgemeinen  inter- 
nationalen Uebereinkunft,  endlich  bleiben  die  bisanhin  abgeschlos- 
senen Verträge  zwischen  zwei  Staaten  zu  Recht  bestehen,  und  die 
Mitglieder  der  Union  können  auch  in  Zukunft  solche  Spezialver- 
träge  über  das  Urheberrecht  abschliessen  sowohl  mit  Staaten  der 
Union,  wie  auch  mit  Staaten,  die  ausserhalb  der  Union  stehen. 
Hat  nun   auch   die  Union  vorab   zum  Ausgangspunkt  die  Gleich- 
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Stellung  der  Landesangehörigen  der  übrigen  Staaten  mit  den  eigenen 
Landesangehörigen,  so  stellt  sie  doch  nicht  nach  dieser  Richtung 
allein  Normen  auf.  Die  nähere  Betrachtung  aber  dieses  Ineinander- 
greifens,  zu  welcher  vorliegende  Schrift  anregt,  kann  hier  nicht 
versucht  werden.  Es  will  mir  scheinen,  dass  die  Praxis  speziell 
in  diesem  Punkte  bedeutende  Schwierigkeiten  nicht  finden  wird. 

Schliesslich  mache  ich,  wenn  auch  ungern,  darauf  aufmerksam, 
dass  die  üebersetzung  der  üebereinkunft,  welche  in  die  Eidg. 
A  mtl.  Samml.  N.  F.  X  S.  219 — 268  Auficiahme  gefanden  hat, 
nichts  weniger  als  befriedigt.  v.  Salis. 

Janggen,  Arnold,  Dr.,  Die  Compensation  iiacli  seliweiE.  Obli- 
gationenrecht;  zweite  verbesserte  Ausgabe.  Bern,  Buchdruckerei 
Paul  Haller.     1888,  S.  144.     S\     Fr.  3.  - 

Die  Abhandlung  ist  eine  Erörterung  der  Art.  131-139  des 
0.  B.  In  kurzer  Einleitung  wird  die  Geschichte  der  Kompensa* 
tionslehre  im  römischen  Rechte  berührt,  auf  die  wichtigsten  Streit- 
fragen in  derselben  hingewiesen.  Es  folgt  eine  Uebersicht  der  Be- 
stimmungen über  Kompensation  (Verrechnung,  Aufrechnung)  in  den 
kantonalen  Civilgesetzbüchem  dieses  Jahrhunderts  (die  eigenthüm- 
liehe  Entwicklung  im  bernischen  Recht  wäre  vielleicht  einläss-* 
lieber  Erörterung  werth  gewesen).  In  dem  Hauptstück  der  Ab- 
handlung wird  das  geltende  Recht  dargestellt,  hiebei  des  öftem 
auf  die  Normirnng  der  Eompensationslehre  im  preuss.  Ldr.,  im 
österr.  bürg.  Gsb.,  im  Code  Napol.,  im  Dresdener  Entw.  und  in 
deutschen  Reichsgesetzen  (Eonk.-0.,  Hand.-Ges.)  verwiesen.  So 
rechtfertigte  sich  die  Bezeichnung  „vergleichende  Darstellung**  in 
der  ersten  Ausgabe.  Auch  die  im  Entw.  eines  Bundesges.  über 
Schuldbetr.  und  Konk  vorgesehene  Normirung  zieht  der  Verf.  in 
seine  Darstellung  hinein.  —  Aus  der  Rechtssprechung  hat  der 
Verf.  benutzt  die  in  der  Revue  I—V,  im  Journal  des  tribunaux 
und  in  der  Berner-Zeitschrift  mitgetheilten  Entscheidungen,  ausser- 
dem zieht  er  heran  Soufferts  Arch.,  Entsch.  des  Reichs-O.-Hand.- 
Ger.,  Entsch.  des  Reichs-Ger.  —  Zu  S.  23  Anm.  2  wäre  vielleicht 
richtiger  auf  die  allgemeiner  zugängliche  Entscheidung  des  Bundesger. 
vom  8.  Okt.  1886  (Entsch.  XII  S.  629  Erw.  4)  zu  verweisen. 
Die  Anerkennung,  welche  der  Schrift  gebührt,  als  einer  tüchtigen 
und  geschickt  abgefassten  Studie,  soll  durch  die  nachfolgenden 
Bemerkungen  nicht  geschmälert  werden;  diese  wollen  nur  einzelne 
Punkte,  in  welchen  der  Ansicht  des  Verf.  nicht  kann  beigetreten 
werden,  hervorheben. 

In  der  Frage  des  zeitlichen  Geltungsgebietes  der  eidgenössi- 
schen Normen  folgt  der  Verf.  (S.  24)  der  Ansicht,  welche  nament- 
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lieh  ein  Urtheil  des  Bernischen  App.-  und  Eass.-HofB  (Plenum) 
vertritt,  worin  das  0.  R.  bezüglich  Komp.  zweier  vor  dem  1.  Jan. 
1883  entstandenen  Forderongen  anwendbar  erklärt  wird.  Der 
Verf.  beruft  sich  im  Anschlnss  an  das  citirte  Urtheil  auch  auf 
Heuberger  und  Schneider  (obschon  doch  dieser  a.  a.  O.,  nämlich 
diese  Zeitschr.  N.  F.  IV  S«  359,  sich  nicht  direkt  über  die  Frage 
ausspricht).  M.  A.  ist  zur  Beantwortung  ausschliesslich  entschei- 
dend die  Auffassung  der  Bestimmung  in  Art.  138  ;  folgt  man  hierin 
dem  Verf.,  wie  Eef.,  so  wird  man  das  0.  E.  für  anwendbar  er- 
klären müssen,  denn  das  Erkennengeben  des  Eomp.-Willens  seitens 
des  Kompensirenden  ist  die  entscheidende  Erlöschungsthatsache. 
Damit  ist  die  Ansicht  Garlin^s,  Erörterung  von  Art.  882,  3  0.  B. 
1886  S.  50,  widerlegt,  welcher  die  Differenzirung  des  gem.  R.  und 
eidgenöss.  R.  ausser  Acht  gelassen.  Es  ist  übrigens  auch  auf 
E.  Stöcklin  (Titel  s.  diese  Zeitschr.  N.  F.  V  S.  500)  Nr.  52  zu 
verweisen  ;  dieser  beleuchtet  verschiedene  von  den  andern  Autoren 
übergangene  Seiten  der  hier  berührten  Frage  (S.  24  Zeile  20  lies 
wie  in  der  ersten  Ausg.  sondern  statt  sofern).  —  Demburg  hat 
neuerdings  (Pandekten  II  1886  §  63  Anm.  1)  den  von  ihm  schon 
früher  gelehrten  Satz  wiederholt:  im  heutigen  Recht  genügt  zur 
Abtretung  von  Forderungen  der  auf  die  Uebereignung  gerichtete 
WiUe,  und  ein  solcher  ist  in  der  Ueberlassung  derselben  zur  Eomp. 
zu  finden.  Für  das  0.  R.  kann  dieser  Satz  keine  Geltung  haben 
und  zwar  direkt  wegen  Art.  184  ff.  und  nicht  aus  den  vom  Verf. 
S.  28,  29  angeführten  Gründen;  das  Argument  der  Simulation 
scheint  aus  Eisele  herübergenommen  zu  sein,  passt  jedoch  unbe- 
dingt nicht.  —  Richtig  ist  wohl  des  Verf.  Ansicht  hinsichtlich  der 
Ausschliessung  der  Eomp.  mit  einer  einem  Solidarschuldner  zu- 
stehenden Forderung  durch  einen  andern  Solidarschuldner  und  ebenso 
in  umgekehrter  Richtung  im  Verhältniss  aktiver  Solidarität.  Die 
von  Vogt  versuchte  Beweisführung  für  die  gegentheilige  Ansicht 
aus  Art.  126  wird  nicht  ohne  Grund  als  „unverständlich''  be- 
zeichnet, anderseits  ist  das  vom  Verf.  angeführte  Moment  (S.  32,  33) 
der  Unwirksamkeit  der  nur  das  interne  Verhältniss  der  correi  be- 
rührenden Regresspflicht  nach  aussen  auch  nicht  ausschlaggebend, 
wegen  Art.  168  Abs.  1  ;  der  Beweis  ist  vielmehr  auf  Grund  der 
Art.  134  u.  164  zu  führen;  es  ist  anzuerkennen,  der  Standpunkt 
des  0.  R.  befriedigt  nicht.  —  Anlässlich  der  Frage  des  Einflusses 
der  Cession  auf  Komp.  wird  S.  44  eine  von  König  in  seinen  Vor- 
lesungen vertretene  Ansicht  mitgetheilt,  welche  der  gemeinen  An- 
sicht widerspricht,  und  welche  Verf.  zunächst  für  „praktisch  un- 
gemein brauchbar*"  hält^  gleich  darauf  als  für  höchst  gefährlich 
d.  h.  doch:  unbrauchbar  charakterisirt.  Für  Ref.  ist  die  Ansicht 
Königs   eine  Konsequenz   der  Auffassung   des  Art.  138,    wie   sie 
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▼cm  Verf.  selbet  entwickelt  wird.  Es  handelt  sich  eben  nicht,  wie 
Verf.  meint,  um  Auslegung  des  Art.  189.  Ebensowenig  verftngt 
die  Einwendung,  der  feststehende  Grundsatz,  dass  durch  Cession 
die  Lage  des  cessus  nicht  dürfe  verschlechtert  werden,  werde  ver- 
letzt; denn  das  Eomp.-E.  wird  erst  mit  Erfüllung  der  Vorschrift 
des  Art.  138  fertig.  Uebrigens  ist  die  Formulirung  des  Resultats 
der  Ansicht  des  Verf.  (S.  46)  keine  glückliche  und  seine  Fol- 
gerungen sub  b  und  c  (S.  48)  scheinen  sich  zu  widersprechen; 
vgl.  auch  Demburg  a.  0.  Anm.  9.  Keine  Schwierigkeiten  bereitet 
unsrer  Ansicht  der  FaU  mehrfacher  Abtretung  (s.  S.  44),  während 
die  vom  Verf.  versuchte  Lösung  in  Anlehnung  an  eine  ausdrücke 
liehe  dahingehende  Bestimmung  des  österr.  bürg.  Gesb.  geradezu 
willkürlich  ist;  die  Interpretation  des  Art.  189  auf  S.  50  ist  un- 
zulässig. —  Unrichtig  ist  der  S.  74,  75  vorgefahrte  Fall,  er 
stimmt  nicht  mit  der  folgenden  richtigen,  deutschen  Urtheilen  ent- 
lehnten Argumentation  auf  S.  75;  es  muss  im  Anschluss  an  die 
vom  Verf.  gebrauchten  Ausdrücke  heissen  :  Y.  hatte  vor  Eröffnung 
des  Eonkurses  über  X.  auf  diesen  X.  einen  Wechsel  im  Betrag 
von  Fr.  1000  gezogen,  X.  acceptirt  denselben,  hierauf  begab  Y. 
den  Wechsel  weiter.  .  .  .  Das  citirte  vom  Plenum  des  Reichsober- 
handelsgerichts entschiedene  Prëjudiz  ergieng  unterm  21.  Juni  1878 
und  findet  sich  in  Seufferts  Arch.  N.  F.  IV  Nr.  233  (bei  J.  näm- 
lich unvollständig),  femer  ist  im  Text  des  Präjudizes  einzuschalten 
S.  76  Z.  16  nach  :  des  Nachmannes,  entstandener.  —  Die  Schwie- 
rigkeiten, welche  Verf.  S.  73  hinsichtlich  der  Interpretation  von 
Betr.-E.  216,  218  (=  0.  R.  136)  findet,  sind  doch  nur  schein- 
bare; eine  der  deutschen  Eonk.-O.  §  47  entsprechende  Bestimmung 
könnte  allerdings  als  wünschbar  bezeichnet  werden;  warum  sollte 
man  sich  aber  nicht  mit  dem  vom  Verf.  selbst  bezeichneten  Aus- 
weg behelfen  ?  —  Wohl  nicht  ganz  zutreffend,  weil  zu  spitzfindig, 
sind  die  Bemerkungen  auf  S.  77  über  Art.  137,  889.  Das  Ana- 
logieverhältniss  gesteht  Verf.  ja  selbst  zu,  ob  nun  dieser  Ausdruck 
oder  der  einer  Ausnahme  oder  der  eines  speziell  normirten  An- 
wendungsfalles beliebt,  bleibt  für  die  Sache  selbst  belanglos.  Kaum 
erschöpfend  sind  die  Argumente  auf  S.  79,  80  über  das  Verhält- 
niss  des  rückständigen  Aktienbetrages  zur  Komp.  Der  Kritik  gegen 
Art.  136  Schlusss.  (S.  81)  kann  man  nicht  ohne  weiteres  bei- 
pflichten (ebendaselbst  Anm.  1  lies:  Haberstich  Beiträge  S.  143, 
Haberstich  a.  0.  [d.  h,  Handbuch  I]  S.  269,  270;  Schneider  u. 
Fick,  Anm.  4  zu  Art.  136).  Des  femern  erregt  wohl  Bedenken 
die  Interpretation  des  Art.  132  Nr.  2  (S.  87  ff.);  soll  wirklich 
„une  rente  viagère  annuelle  de  4500  fr."  ein  der  Komp.  entzogenes 
Guthaben  sein,  wie  das  citirte  Genfer  Urtheil  Revue  III  155  fest- 
setzt? Zuzustimmen  ist  dem  Verf.,  wenn  er  S.  93  Schneider  Art.  132 
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Anm.  3  Schiasssatz  verwirft,  noch  unbeholfener  ist  aber  seine  eigene 
Deduktion.  Er  will  die  stationes  fìsci  «gewissennassen  als  juristische 
PerBonen*"  aufgefasst  wissen.  Die  Begründung  der  Ausschliessung 
der  Komp.  bei  Forderungen  und  Schulden  gegenüber  verschiedenen 
Staats-  (und  auch  Eommunal-[?])  Kassen  hätte  von  Art.  139  aus- 
zugehen; denn  dass  hier  ein  solcher  Ausschluss  absolut  geboten 
ist,  wird  wohl  allgemein  anerkannt  werden. 

Die  Erörterungen  zu  §  18  über  den  Eintritt  der  Komp.  und 
die  Wirkungen  derselben  hält  Kef.  für  sehr  zutreffend;  Bedenken 
machen  sich  hingegen  zu  §  19,  besonders  aber  zu  §  20,  geltend. 
Das  auf  S.  117  sub  2  und  S.  123  i.  f.  Gesagte  ist  wohl  eine 
allzu  weitgehende  Generalisirung  der  theilweise  richtigen  Gedanken« 
In  Ansehung  der  Fragen  zu  §  20  folgt  Ref.  der  Entscheidung  des 
Kassationsgerichtes  Zürich  (S.  134).  Eine  befriedigende  Lösung 
der  vom  Verf.  hervorgehobenen  Schwierigkeiten  kann  eigentlich 
erst  aus  der  Betrachtung  des  Rechts  jedes  einzelnen  Kantons  her- 
vorgehen. Soweit  hatte  sich  aber  Verf.  seine  Aufgabe  nicht  gesteUt. 
Diese  sollte  von  andrer  Seite  versucht  werden,  bevor  das  eidgen. 
Recht  die  kantonalen  Verschiedenheiten  für  immer  verschwinden 
lässt.  Ich  meine,  die  vom  eidgen.  Entw.  des  Betr.-  und  Konk.-Ges. 
vorgeschlagene  Normirung  hätte  beim  Verf.  Zweifel  an  der  Richtig- 
keit seiner  Anschauung  über  das  kant.  Recht  zum  0.  R.  wach- 
rufen soUen. 

Die  vorliegende  Abhandlung  führt  sich  ein  als  , zweite  ver- 
besserte Ausgabe*'.  Der  Verf.  hätte  der  buchhändlerischen  Spe- 
kulation in  dieser  Richtung  nicht  nachgeben  sollen.  Die  einzigen 
Neuerungen  dieser  zweiten  verbesserten  Ausgabe  bestehen  in  der 
Aenderung  der  Columnentitel,  in  Beifügung  der  Note  4  auf  S.  28 
(welche  übrigens  nicht  einmal  zum  Text  1.  c.  passt),  endlich  in  dem 
Kursivdrnck  der  Zeilen  18 — 23  auf  Seite  126.  Sonstige  Ver- 
besserungen habe  ich  wenigstens  nicht  bemerkt,  man  müsste  denn 
dazu  rechnen  :  das  Weglassen  der  nicht  mehr  passenden  Anm.  auf 
S.  3,  die  Verbesserung  einiger  Druckfehler  (S.  10,  13,  24,  34, 
108).  Wichtige  Fehler,  nämlich  die  schon  oben  erwähnten,  sind 
nicht  korrigirt  worden  ;  im  Gegentheil  in  der  zweiten  Ausgabe  findet 
sich  eine  ziemliche  Anzahl  neuer  Druckfehler  vor.  Endlich  scheinen 
etwa  die  zwei  letzten  Bogen  beider  Ausgaben  von  demselben  Satz 
abgezogen  zu  sein.  (Ausnahme  S.  119  Anm.  2.)  Die  erste  Aus- 
gabe ist  publicirt  in  der  Zeitschrift  des  Bemischen  Jnristenvereins 
1887  Bd.  XXin  und  war  als  Separatabdruck  des  Verf.  Bemer- 
Doctordissertation.  v.  Salis. 
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Prof.  Dr.  Albert  Zeerleder,  Die  Schweizerische  Haftpflichir 
gesetsgebnng  mit  besonderer  Rflcksicht  auf  das  Gesetz  vom 
26,  April  1887.     Bern  1888,  166  S. 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  den  jetzigen  Be- 
stand der  Schweiz.  Haftpflichtgesetzgebong  übersichtlich  und  ein- 
lässlich  darzustellen.  Zuerst  wird  die  Entwicklung  der  Saftpflicht- 
gesetzgebung  mit  Rücksicht  auf  die  übrigen  Staaten  geschichtlich 
dargestellt  und  sodann  einlässlich  jede  Seite  der  Angelegenheit  auf 
Grund  des  Obligationenrechts  und  der  verschiedenen  Spezialgesetze 
systematisch  erörtert;  im  Anhange  sind  die  Spezialgesetze  und 
mehrere  der  wichtigem  Kreisschreiben  des  Bundesrathes  betr.  die 
Vollziehung  des  neuesten  Bundesgesetzes  abgedruckt.  Die  Nachtheile, 
welche  mit  dem  schrittweisen  Vorgehen  des  Gesetzgebers  auf  diesem 
Gebiete  verbunden  sind,  werden  wohl  allgemein  anerkannt;  sie 
werden  nicht  nur  von  den  Juristen,  sondern  vom  gesammten  Ver- 
kehre empfunden;  allein  durch  rechtzeitige  Durchdringung  des  Ge- 
setzgebungsmaterials seitens  der  Rechtswissenschaft  können  die 
Uebelstände  am  ehesten  überwunden  werden,  und  es  ist  desshalb 
die  vorliegende  sorgfältige  Arbeit  eine  sehr  verdienstliche. 

Das  Bnndesgesetz  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom 
23.  März  1877.  Eommentirt  durch  seine  Ausfahrung  in  den 
ersten  10  Jahren  seines  Bestehens  1877 — 1887.  Mit  einem  An- 
hang: Eidg.  Haftpflichtgesetzgebung.  Bern,  Schmid,  Francke 
&  Cie.  1888. 

Dieses  Büchlein  ist  eine  Arbeit  des  Schweiz.  Handels-  und 
Landwirthschaftsdepartements  Es  enthält  eine  Zusammenstellung 
der  zahlreichen  in  dem  Zeiträume  der  letzten  zehn  Jahre  von  den 
Bundesbehörden  über  diese  Materie  ausgegangenen  Erlasse  in  der 
Form  eines  ofücieUen  Kommentars  zu  dem  Gesetze  und  erfüllt  einen 
sehr  practischen  Zweck,  so  dass  es  in  weiten  Kreisen  willkommen 
sein  wird. 

Privatrechtliches  Gesetzbuch  ffir  den  Canton  Zürich.  Auf  Grund- 
lage des  Bluntschli'schen  Kommentars  allgemeinfasslich  erläuteii; 
durch  Dr.  A.  Schneider,  Redactor  des  Gesetzes.  Zürich,  F. 
Schulthess. 

Von   dieser  Gesetzesausgabe  mit  Kommentar    sind    bisher    5 

Lieferungen  erschienen.     Es   sind    ca.    8  Lieferungen  vorgesehen. 

Wir    werden    nach  Abschluss   des    vollständigen  Werkes   darüber 

berichten. 


Einige  Bemerkuogen  znm  Art.  674  0.  R. 

Von  Dr,  H.  Waechteb  in  Zürich. 


Unser  Eidgenössisches  Obligationenrecht  enthält  bekannt- 
lich in  Art.  674  die  Bestimmung,  dass  bei  einer  Actienge- 
sellschaft  die  mit  der  Verwaltung  und  Contrôle  betrauten 
Personen  den  einzelnen  Actionären  und  den  Gesellschafts- 
gläubigern für  den  Schaden  solidarisch  verantwortlich  seien, 
welchen  sie  denselben  durch  absichtliche  Verletzung  der  ihnen 
obliegenden  Verwaltungs-  und  Aufsichtspflichten  verursacht 
haben.  Zu  betonen  ist  dabei  vorweg,  dass  es  sich  bei  der 
hier  ausgesprochenen  Haftbarkeit  der  Vereinsorgane  nicht 
etwa  um  die  —  bereits  in  den  Art.  50  ff.  des  Obligationen- 
reohts  begründete  —  actio  doli  handelt,  sondern  dass  der 
Schadensersatzanspruch,  der  den  einzelnen  Actionären  und  den 
Creditoren  durch  Art.  674  eingeräumt  wird,  seine  rechtliche 
Basis  in  dem  vertraglichen  Verschulden  hat,  welches  die 
fehlbaren  Organe  gegenüber  ihrer  Mandantin,  d.  h.  der  juri- 
stischen Person  der  Actiengesellschaft,  trifft. 

Mit  bewusster  Durchbrechung  des  Princips,  dass  aus 
contractlichem  Verschulden  nur  ein  Schadensersatzanspruch 
zu  Gunsten  des  einen  der  contractlich  mit  einander  verbun- 
denen Theile,  nur  inter  partes,  entstehen  könne,  hat  der  Ge- 
setzgeber hier  ausnahmsweise  eine  Verantwortlichkeit  des 
schuldhaften  Theils  auch  gegenüber  dritten  Personen,  den 
Actionären  und  Creditoren,  vorgesehen. 

Es  ist  früher  vielfach  behauptet  worden,  dass  eine  der- 
artige Begünstigung,  wenigstens  der  einzelnen  Actionäre, 
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sich  zuerst  im  französischen  Bechte  gefunden  habe  (cf. 
Benaud  „Klage  des  Actionärs  gegen  die  Organe  der  Actien- 
gesellsohaft'^  in  Goldschmidts  Zeitschrift  Bd.  XII  pag.  1  ff.), 
und  man  könnte  in  der  That  auf  den  ersten  Blick  geneigt 
sein,  dieser  Ansicht  beizutreten,  wenn  man  auf  den  in  der 
loi  sur  les  sociétés  (24.  Juli  1867)  enthaltenen  Art.  17  ab- 
stellt. Dieser,  für  Commanditgesellschaften  auf  Action  er- 
lassene, aber  nach  dem  Art.  39  des  Gesetzes  auch  auf  sociétés 
anonymes  anwendbare  Artikel  lautet  nämlich: 

„Des  actionnaires  représentant  le  vingtième  au  moins 
du  capital  social  peuvent,  dans  un  intérêt  commun,  charger 
à  leurs  frais  un  ou  plusieurs  mandataires  de  soutenir,  tant 
en  demandant  qu'en  défendant,  une  action  contre  les  gérants 
ou  les  membres  du  conseil  de  surveillance  et  de  les  repré- 
senter, en  ce  cas,  en  justice,  sans  préjudice  de  Vaction  que 
chaque  actiormaire  peut  intenter  indimdueUement  en  son  nom 
personnel.'-^ 

£s  scheint  damit  wirklich  gesagt  werden  zu  wollen,  dass 
die  Vorstandsmitglieder  —  nur  diese  können  nach  franzö- 
sischem Bechte  bei  Actiengesellschaften  in  Frage  kommen, 
da  bei  letzteren  bekanntlich  ein  conseil  de  surveillance  nicht 
vorgeschrieben  ist  —  wegen  der  Verletzung  ihrer  Pflichten 
auch  jedem  einzelnen  Actionär  verantwortlich  werden. 

Sieht  man  aber  genauer  zu,  so  findet  man,  dass  das  doch 
nicht  der  Fall  ist. 

Der  Artikel  17  der  loi  vom  24.  Juli  1867  hat,  wie  das 
auch  bei  der  Berathung  desselben  ausdrücklich  hervorgehoben 
wurde  (cf.  Duvergier,  collection  complète  année  1863  pag.  585), 
einen  ganz  anderen  Sinn  und  stellt  keinerlei  neue  Grundsätze 
über  die  Verantwortlichkeit  der  Gesellschaftsorgane  auf  (,il 
n'établit  aucune  responsabilité  nouvelle").  Diese  Verantwort- 
lichkeit bestimmt  sich  vielmehr,  wie  der  Art.  44  des  Gesetzes 
ausdrücklich  vorschreibt,  lediglich  nach  den  Grundsätzen  des 
jus  commune.     Der  citirte  Artikel  44  lautet  wörtlich: 

Les  administrateurs  sont  responsables  conformément  aux 
règles  du  droit  commun,  individuellement  ou  solidairement 
suivant  les  cas,  envers  la  société  et  envers  les  tiers,  soit 
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des  infractions  aux  dispositions  de  la  présente  loi;  soit  des 
fautes  qu'ils  auraient  commises  dans  leur  gestion,  notam- 
ment en  distribuant  ou  en  laissant  distribuer ,  sans  oppo- 
sition,  des  dividendes  fictifs. 

Das  „droit  commun^  kennt  nun  aber  den  Satz,  dass 
Jemand  aus  einer  Verletzung  seiner  Mandatspflichten  nicht 
nur  gegenüber  dem  Mandanten,  sondern  auch  gegenüber 
dritten  Personen  haftet^  richtigerweise  nicht,  und  es  können 
also  nach  französischem  Bechte  weder  die  einzelnen  Actionäre, 
noch  die  Gesellschaftsgläubiger  für  sich  einen  selbständigen 
Schadensersatzanspruch  aus  der  fehlerhaften  Yervyaltung  der 
Yorstandsraitglieder  herleiten.  Sie  sind  beschränkt  auf  die 
ihnen  nach  den  Artikeln  1382  ff.  code  civil  allerdings  zuzu- 
gestehende actio  doli  und  können  eine  actio  mandati  für  sich 
nicht  in  Anspruch  nehmen. 

Dafür,  dass  auch  die  französische  Gerichtspraxis  keine 
anderen  Grundsätze  mit  Bezug  auf  die  Verantwortlichkeit 
der  Organe  einer  Action gesellschaft  statuirt  hat,  verweise  ich 
nur  ganz  kurz  auf  folgende  TJrtheile: 

1,  arrêt  de  la  cour  de  Paris  16  avril  1870  (Dalloz  recueil 
périodique  1870  II.  121)  i.  S.  Monnot  c.  Pereire: 

,,Le  mandat  donné  par  une  société  anonyme  à  ses 
administrateurs  est  un  mandat  social  qui  ne  lie  ceux-ci 
qu'envers  la  collectivité  des  associés,  et  qui  ne  peut,  dès 
lors,  engendrer  contre  eux  qu'une  action  sociale.*^) 

2.  arrêt  de  la  cour  de  cassation  3  décembre  1883  (Dal- 
loz 1884  I.  839)  i.  S.  Marlier  c.  Crédit  foncier: 


^)  Der  avocat  général  (Dupré-Lasalle)  batte  sich  in  dem  betr.  Pro- 
.cesse  folgendermassen  ausgesprocben  : 

Je  comprends  qu^un  actionnaire  puisse  exiger  le  compte  ou  le 
redressement  du  compte  qne  la  société  néglige  de  demander;  il  emprunte 
alors  et  il  exerce  l'action  sociale  pour  obtenir  la  satisfaction  particulière 
qui  lui  revient  dans  la  satisfaction  due  à  la  collectivité;  il  agit,  pour 
ce  qui  le  toucbe,  au  nom  de  cette  collectivité  et  avec  ses  pouvoirs  qui 
lui  sont  tacitement  délégués. 
Das  Urtheil  wurde  dann  vom  Cassationsbof  bestätigt  (cf.  Dalloz  1872 
I.  233). 
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s  L'action  en  responsabilité  dirigée  par  un  actionnaire 
contre  les  administrateurs  d^une  société  anonyme  pour  vio- 
lation des  statuts,  constitue  une  action  sociale.''^) 

Consequenterweise  haben  die  französischen  3  eri  eh  te  denn 
auch  wiederholt  den  Satz  ausgesprochen,  dass  die  General- 
versammlung einer  Âctiengesellschaft  durchaus  compétent 
bleibe,  ihre  Schadensersatzanspr&che  durch  Ertheilung  der 
Décharge  an  die  schuldigen  Gesellschaftsorgane  bezvr.  durch 
Abschlüsse  von  Vergleichen  über  Umfang  und  Art  des  Scha- 
densersatzes selbst  zu  zerstören,  und  dass  jeder  Actionär  an 
derartige  Beschlüsse  der  Generalversammlung  gebunden  sei» 
Ich  verweise  wieder  auf  das  Urtheil  der  cour  de  Paris 
vom  16.  April  1870: 

„. . . .  une  action  sociale  dont  la  société,  délibérant  en 

conformité  de  ses  statuts^  est  maîtresse,  soit  pour  Texercer^ 

'  soit  pour  transiger  et  décharger  ses  mandataires  de  toute 

responsabilité*, 

sodann  auf  ein  weiteres  ürtheil  der  gleichen  cour  de  Paria 

vom  30.  Juni  1883  (DaUoz  1885  U  18): 

„Une  société,  délibérant  en  conformité  de  ses  statuts,, 
est  maîtresse  absolue  de  l'action  sociale  ui  timrers»,  elle 
peut,  soit  l'exercer,  soit  transiger  sur  son  exercice,  soit  y 
renoncer,  et  les  délibérations  prises  dans  les  limites  des 
statuts  lient  tous  les  actionnaires.  Par  suite,  elle  a  le  droit 
de  consentir  pleine  et  entière  décharge  aux  administrateurs- 


^)  Dallez  bemerkt  zu  diesem  Urtheile: 
Il  est  souvent  difficile  de  distinguer  les  actions  sociales  des  actions 
personnelles  à  chaque  actionnaire;  mais,  sans  entrer  dans  Pexamen  de- 
tous  les  cas  qui  comportent  cette  distinction,  on  peut  dire  avec  Tarrêt 
ci-dessus  qae  l'action  en  responsabilité  dirigée  par  un  actionnaire  contre 
l'administrateur  d'une  société  est  sociale,  quand  elle  se  base  sur  une- 
violation  des  statuts,  et  qu'elle  est  personnelle,  lorsqu'elle  résulte  d'un 
fait  constituant  une  faute  commise  par  l'administrateur  ou  le  gérant  et 
qui  doit  être  appréciée,  abstraction  faite  du  mandat  qui  lui  a  ét^  confié. 
Dans  le  premier  cas  l'administrateur  a  violé  le  mandat  spécial  qui  con* 
siste  dans  l'observation  des  statuts  sociaux  ;  dans  le  second  il  a  engagé 
sa  responsabilité  en  commettant  un  fait  Illicite  qui  a  porté  préjudice  à 
l'actionnaire,  considéré  individuellement. 
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ses  mandataires,  et  l'action  sociale,  éteinte  par  un  quitus 
régulier  donné  par  la  société,  ne  peut  plus  revivre  au  profit 
de  Factionnaire  l'exerçant  id  smguli,^ 

schliesslich  auf  den  oben  ebenfalls   schon    citirten  Entscheid 
des  Gassationshofes  rom  3.  December  1883: 

„Quand  l'assemblée  générale  des  associés,  régulièrement 
constituée,  a  éteint,  par  voie  de  transaction^  l'action  sociale 
dont  elle  était  maîtresse,  les  actionnaires,  même  absents 
ou  dissidents,  ne  peuvent  exercer  isolément  cette  action  à 
laquelle  l'assemblée  a  renoncé  dans  Tintérêt  commun  des 
associés." 

Das  einzige  Zugeständniss ,  welches  das  französische 
Becht  den  Actionären  macht,  ist  das,  dass  es  ihnen  gestattet, 
die  der  Gesellschaft  als  solcher  zustehende  auf  Schadenser- 
satz gerichtete  actio  mandati  von  sich  aus  Namens  der  Ge- 
sellschaft zu  verfolgen.  Gewährt  der  Artikel  17  des  franzö- 
sischen Gesellschaftsgesetzes  von  1867  auch  den  einzelnen 
Actionären  nicht  einen  eigenen,  auf  dem  Mandatsverhältniss 
zwischen  Gesellschaft  und  Gesellschaftsorganen  beruhenden 
Schadensersatzanspruch,  so  lassen  sich  doch  die  Schlussworte 
desselben  „sans  préjudice  de  l'action  que  chaque  actionnaire 
peut  intenter  en  son  nom  personnel"  nicht  anders  interpre- 
tiren  als  dahin,  dass  die  „action  sociale"  auch  von  jedem 
Actionär  soll  selbständig  ausgeübt  werden  können.  In  diesem 
Sinne  hat  denn  auch  die  französische  Gerichtspraxis  den  er- 
wähnten Art.  17  regelmässig  ausgelegt. 

Vorausgesetzt  ist  aber,  damit  der  einzelne  Actionär  die 
actio  mandati  der  Gesellschaft  einklagen  kann,  vor  Allem, 
dass  die  Generalversammlung  die  Verfolgung  ihrer  bezüg- 
lichen Rechte  abgelehnt  hat.  Der  einzelne  Actionär  erhält 
die  Legitimation ,  Namens  der  Gesellschaft  mit  deren  An- 
sprüchen aufzutreten,  erst  dann,  wenn  das  Hauptorgan  der 
Gesellschaft,  die  Generalversammlung,  aus  irgend  einem 
Grunde  keine  Anstalten  trifft,  die  Gesellschaftsrechte  wahr- 
zunehmen. So  sagt  das  oben  citirte  ürtheil  der  cour  de  Paris 
vom  16.  April  1870: 

Zeitsohr.  fOr  tchweizerlschet  Keoht.    Nene  Folge  TU.  25 
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„En  conséquence,  cette  action  ne  peut  être  exercée 
par  chaque  sociétaire  individaellement,  dans  la  linaite  de 
son  intérêt  privé,  que  quand  la  société  omet  ou  refuse 
d'user  de  son  droit." 

Weiter  als  das  französische  Recht  geht  das  belgische 
Gesetz  betr.  die  Handelsgesellschaften  (loi  sur  les  sociétés) 
vom  18.  Mai  1873.')  Der  Art.  64  desselben  enthält  in  al.  S 
die  Bestimmung: 

„L'adoption  du  bilan  par  l'assemblée  générale  vaut  décharge 

pour  les  administrateurs  et  les  commissaires  de  la  société 

Toutefois,  cette  décharge  n'est  pas  opposable  aux  absents^ 
quant  aux  actes  faits  en  dehors  des  statuts  s'ils  ne  sont 
spécialement  indiqués  dans  la  convocation." 

Zur  Interpretation  dieses  Artikels  dürfte  nothwendiger- 
weise  die  Bemerkung  des  Berichterstatters  der  Abgeordneten- 
kammer (Pirmez)  herangezogen  werden  müssen,  der  sich  fol- 
gendermassen  aussprach  : 

„II  va  de  soi  que,  par  cela  seul  que  les  absents  ne 
sont  liés  par  le  vote  de  la  majorité  que  s'ils  ont  été  due- 
ment  convoqués,  c'est  parceque  leur  abstention  dans  ce» 
circonstances  est  considérée  comme  une  adhésion,  d'où  il 
faut  évidemment  conclure  que  si,  au  lieu  de  s'abstenir,  ils 
vont  s'opposer  à  la  décision,  ils  conservent  entier  leur  droit 
de  réclamation  personnelle." 

Danach  wäre  der  Sinn  der  Bestimmung  also  der ,  dass 
die  den  schuldigen  Gesellschaftsorganen  von  der  Generalver- 
sammlung ertheilte  Décharge  die  Rechte  der  einzelnen  Ac- 
tionäre  nur  dann  verkürzen  könne,  wenn  sie  dem  betreffen- 
den Beschluss  entweder  ausdrücklich  oder  stillschweigend, 
nämlich  durch  Fernbleiben  von  der  Generalversammlung,  zu 
der  sie  ordnungsgemäss  eingeladen  sind,  zustimmen.  Wider- 
setzen sie  sich  dem  Beschlüsse  oder  sind  sie  nicht  ordnungs- 
gemäss zur  Generalversammlung  eingeladen,  so  soll  ihr  per- 
sönliches droit  de  réclamation  nicht  erloschen  sein.    Indirect 


*)  Vgl.  Sachs:  „Die  Revision  des  Handelsrechts  in  Belgien**  (Beilage- 
heft zn  Band  XXI  der  Goldschmidt'schen  Zeitschrift)  pag.  166  ff. 
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ist  damit  nun  anerkannt,  dass  die  Qesellschaftsorgane  nicht 
nur  der  Gesellschaft  selbst,  sondern  auch  weiter  den  Actio- 
nären  aas  der  Verletzung  ihrer  Mandatspflichten  verantwort- 
lich werden.  Die  Frage,  ob  die  Décharge  der  Generalver- 
sammlung die  einzelnen  Actionäre  binde,  kann  nur  dann  ver- 
neint werden,  wenn  man  im  Princip  auch  die  Actionäre  mit 
Schadensersatzansprüchen  gegenüber  den  Gesellschaftsorganen 
ausstattet.  Kommt  nur  die  Gesellschaft  selbst  als  schadens- 
ersatzberechtigte Person  in  Betracht,  so  müssen  auch  die 
zum  Schadensersatz  Verpflichteten  durch  einen  in  der  Gene- 
ralversammlung ausgesprochenen  Verzicht  der  Gesellschaft 
auf  die  Geltendmachung  der  bezüglichen  Rechte  von  ihrer 
Schuld  total  befreit  werden» 

Statuirt  das  belgische  Recht  eine  directe  Verantwortlich- 
keit der  Gesellschaftsorgane  gegenüber  den  einzelnen  Actio- 
nären,  so  hat  sich  umgekehrt  das  deutsche  Recht  für  eine 
derartige  Haftbarkeit  gegenüber  den  einzelnen  Gesell- 
sohaf  tscredi  tor  en  ausgesprochen.*)  Schon  vor  Erlass 
der  letzten  Novelle  zum  deutschen  Handelsgesetzbuch  (Ge- 
setz betr.  die  Commanditgesellschaften  auf  Actien  und  die 
Actiengesellschaften  vom  18.  Juli  1884)  haben  sich  Doctrin 
und  Praxis  überwiegend  für  die  Zulässigkeit  von  selbstän- 
digen Schadensersatzansprüchen  der  Creditoren,  basirend  auf 
dem  contractlichen  Verschulden  der  Gesellschaftsorgane,  ent- 
schieden. So  heisst  es  bei  Renaud  (Recht  der  Actiengesell- 
schaft  2.  Auflage  pag.  618.  619): 

„Wohl  aber  stehen  die  Vorsteher  für  den  Schaden 
ein,  welcher  aus  einer  Ueberschreitung  ihrer  Machtbefug- 
nisse oder  aus  Handlungen,    die  sie  den  Vorschriften  der 


')  Ob  auch  den  Actionären  eine  gleiche  Vergünstigung  zuzugestehen 
sei,  war  froher  in  der  deutschen  Doctrin  controvers.  Seit  dem  Inkraft- 
treten der  neuesten  Novelle  zum  Handelsgesetzbuch  (1884)  ist  die  Frage 
aber  entschieden ,  und  zwar  in  dem  Sinne ,  dass  ein  besonderer  Schadens- 
ersatzanspruch der  Actionäre  nicht  zuzulassen  ist  Die  Motive  zum  ersten 
Entwurf  des  neuen  Gesetzes  verwerfen  einen  solchen  Anspruch  ausdrück- 
lich (cf.  Busch's  Archiv  fur  Theorie  und  Praxis  des  Handelsrechts  Bd.  XHV 
pag.  243  ff.). 
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Statuten  oder  des  Gesetzes  zuwider  vorgenommen  haben, 
den  Gesellschaftsgläubigern  erwachsen  isf 
Und  weiter: 

„Insbesondere  tritt  jene  Verbindlichkeit  der  Vorsteher 
dann  ein,  wenn  sie  entgegen  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes oder  der  Statuten  Dividenden  oder  Zinsen  ausbe- 
zahlt oder  zur  Vertheilung  vorgeschlagen  haben,  oder  bei 
der  jährlichen  Rechnungsablegung  wider  besseres  Wissen 
aus  Versehen  einen  Ceberschuss  von  reinem  Gewinn  fur 
vorhanden  erklärt,  oder  diesen  Gewinn  zu  hoch  angegeben 
oder  sonst  einer  unrechtmässigen  Vertheilung  des  Grund- 
capitals  die  Hand  geboten  haben  —  oder  wenn  sie  zu  einer 
Zeit  noch  Zahlungen  leisteten,  in  welcher  ihnen  die  üeber- 
schuldung  der  Gesellschaft  bekannt  war  oder  hätte  bekannt 
sein  müssen  etc.  etc." 

Die  gleichen  Grundsätze  sind  niedergelegt  in  verschie- 
denen Präjudizien  deutscher  Gerichte,  besonders  aber  in 
einem  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  10.  Juni  1882  i.  S. 
K.  wider  Berliner  Handelsgesellschaft  (Bd.  VII  der  Entschei- 
dungen S.  107): 

„Die  naturgemässe  Folge  dieser  Construction  ist  die 
unmittelbare  Verantwortlichkeit  der  Gesellschaftsorgane 
für  schuldbare  Verletzungen  jener  Bestimmungen  gegenüber 
dem  dadurch  beschädigten  Gläubiger.*' 

Die  erwähnte  Novelle  vom  18.  Juli  1884  hat  nun  aus- 
drücklich die  directe  Verantwortlichkeit  der  Gesellsohafts- 
organe  gegenüber  den  Creditoren  vorgeschrieben.  Der  Art.  226, 
der  von  der  Haftbarkeit  der  Aufsichtsrathsmitglieder  handelt, 
hat  folgende  Fassung: 

„(al.  1)  Die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  haben  bei 
Erfüllung  der  ihnen  nach  Art  226  zugewiesenen  Obliegen- 
heiten die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  an- 
zuwenden. 

(al.  2)  Dieselben  sind  der  Gesellschaft  neben  den  Mit- 
gliedern des  Vorstandes  persönlich  und  solidarisch  zum 
Ersatz  verpflichtet,  wenn  mit  ihrem  Wissen  und  ohne  ihr 
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Einschreiten  entgegen  den  gesetzlichen  Bestimmungen: 
1)  2)  3)  4)  6)  (Aufzählung  der  einzelnen  Fälle,  in  denen 
die  Verantwortlichkeit  begründet  wird.) 

(al.  3)  Der  Ersatzanspruch  kann  in  de  nF  allen 
•des  zweiten  Absatzes  auch  von  den  Gläubigern 
der  Gre  s  e  11  Schaft,  soweit  sie  von  dieser  ihre  Befriedigung 
nicht  erlangen  können,  selbständig  geltend  gemacht 
werden.  Die  Ersatzpflicht  wird  ihnen  gegenüber  dadurch 
nicht  aufgehoben,  dass  die  Handlung  auf  einem  Beschlüsse 
der  Greneralversammlung  beruht." 

Und  Art.  241  schreibt  mit  Bezug  auf  die  Vorstandsmit- 
glieder vor: 

„(al.  2)  Die  Mitglieder  des  Vorstandes  haben  bei  ihrer 
Geschäftsführung  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäfts- 
mannes anzuwenden. 

(al.  3)  Mitglieder,  welche  ihre  Obliegenheiten  verletzen, 
haften  der  Gesellschaft  solidarisch  für  den  dadurch  ent- 
atandenen  Schaden.  Insbesondere  sind  sie  in  den  Fällen 
des  Art.  226  Ziffer  1—5,  sowie  in  dem  Falle  einer  nach 
'der  Zahlungsunfähigkeit  oder  TJeberschuldung  der  Gesell- 
schaft (Art.  240  Abs.  2)  geleisteten  Zahlung  zum  Ersätze 
verpflichtet. 

(al.  4)  In  den  vorbezeichneten  Fällen  kann 
-der  Ersatzanspruch  auch  von  den  Gläubigern 
der  Gesellschaft,  sofern  sie  von  dieser  ihre  Befriedigung 
nicht  erlangen  können,  selbständig  geltend  gemacht 
werden.  Die  Ersatzpflicht  wird  ihnen  gegenüber  dadurch 
nicht  aufgehoben,  dass  die  Handlung  auf  einem  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  beruht." 

Der  Wortlaut  dieser  Bestimmungen  spricht  nun  freilich 
nicht  für  die  Statuirung  eines  besonderen  Ersatzanspruches 
der  Gesellschaftsgläubiger;  bei  lediglich  oberflächlicher  Be- 
trachtung der  Gesetzesstellen  könnte  man  vielmehr  meinen, 
dass  es  sich  bei  denselben  nur  um  den  Ersatzanspruch  der 
Gesellschaft  selbst  handelt,  der  aber  nicht  allein  von  der 
eigentlichen  Gläubigerin,    sondern    unter    gewissen    Voraus- 
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Betzungen  auch  von  den  Creditoren  derselben  soll  eingeklagt 
werden  können.^) 

Auch  die  Motive  zum  ersten  Entwurf  des  neuen  Âctien* 
gesetzes  (Busch's  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des  Handels- 
rechts  Bd.  XLIY  S.  226)  haben  nicht  zwei  besondere,  neben 
einander  stehende  Schadensersatzansprûche,  von  denen  der 
eine  der  Gesellschaft  selbst,  der  andere  den  Gesellschafts- 
gläubigern zustehe,  im  Auge,  sondern  auch  fär  sie  kommt 
nur  ein  Schadensersatzanspruch,  nämlich  derjenige  der  Ge- 
sellschaft in  Betracht.     Sie  sagen  ausdrücklich: 

Nach  dem  Vorschlage  des  Entwurfs  kann  jeder  Gläu- 
biger, welcher  nachweist,  dass  die  Gesellschaft  ihn  nicht 
befriedigen  könne,  den  Anspruch  derselben  gegen 
das  Aufsiohtsrathsmitglied*)  zu  seiner  Befriedigung  im  Wege 
der  Klage  selbständig  verfolgen. 
Und  weiter: 

Obgleich  es  hiernach  immer  ein  Anspruch  der  Ge- 
sellschaft bleibt,  der  von  dem  Gläubiger  verfolgt  wird, 
so  glaubt  der  Entwurf  doch  etc.  etc. 

Bei  genauerer  Prüfung  stellt  sich  nun  aber  die  Sache 
doch  anders.  Einmal  nämlich  kann  in  einem  Falle,  den  das 
Gesetz  ausdrücklich  erwähnt  (Art.  241  a.  E.),  und  zwar  in 
domjonigen,  dass  die  Gesellschaftsorgane  nach  eingetretener 
materieller  Insolvenz  der  Gesellschaft  noch  Zahlungen  an  ein- 
zelne Crcditoren  leisten,  von  einem  Schadensersatzanspruch 
der  OcsclUchaft  selbst  überhaupt  nicht  die  Rede  sein,  ans 
dem  einfachen  Grunde,  weil  hier  ein  Schaden  für  die  letztere 
gar  nicht  entsteht.  Durch  eine  solche  Zahlung  an  einzelne 
Gesellschaftsoreditoren  werden  allerdings  Activen  der  Gesell- 
schaft aufgegeben,  auf  der  anderen  Seite  aber  auch  Passiven 
im  gleichen  Betrage  getilgt,  so  dass  eine  Verschlechterung 
derCJesammtvermftgenslage  des  Actienvereins  hier  nicht  her- 
beigeführt wird.   Ein  Schaden  tritt  nur  auf  Seite  der  übrigen 

0  Die  GeselUchaftsgläubiger  wären  dann  nach  deutschem  Rechte  ähn- 
lich gestellt  wie  nach  franiösischem  Recht  die  Actionäre. 

*)  Die  Motive  handeln  an  diesem  Ort  nur  von  der  Verantwortlichkeit 
des  Aufsichtsraths. 
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Gesellschaftsgläubiger  ein,  insofern  als  die  ;,par  conditio  om- 
nium" gestört  wird  und  die  Concursbetreffnisse  der  anderen 
Gläubiger  sich  nothwendigerweise  verringern.  Schon  das 
führt  m.  E.  zu  der  Annahme,  dass  dem  Gläubiger  nach  den 
Bestimmungen  des  deutschen  Rechts  nicht  nur  der  Schadens- 
ersatzanspruch der  Gesellschaft  zur  Verfolgung  zugewiesen, 
sondern  geradezu  ein  eigener,  ron  dem  Gesellschaftsanspruch 
durchaus  zu  unterscheidender  Ersatzanspruch  gegeben  ist. 

Dazu  kommt  nun  aber  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt,  von 
dem  aus  diese  Annahme  vollends  unabweisbar  erscheinen  muss. 

Das  deutsche  Actiengesetz  betont  ausdrücklich,  dass  die 
Gesellschaftsgläubiger  auch  dann  sollen  gegen  die  Gesell- 
schaftsorgane auftreten  können,  wenn  die  betr.  Handlungen, 
die  den  Schaden  verursacht  haben,  auf  einem  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  beruhen.  Das  ist  aber  nur  dann 
möglich,  wenn  die  Gesellschaftsorgane  eine  unmittelbare, 
directe  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  Gesellschaftscredi- 
toren  trifft  Mit  dem  Anspruch  der  Gesellschaft  können  die 
letzteren  hier  deswegen  nicht  auftreten,  weil  wie  die  Motive 
selbst  anerkennen  (pag.  226  a.  Schi.)  die  Gesellschaft  sich 
nicht  beschweren  kann,  „wenn  der  Aufsichtsrath  (bezw.  die 
Gesellschaftsorgane  überhaupt)  als  ihr  Mandatar  einen  von 
der  Generalversammlung  selbst  gefassten  Beschluss  ausgeführt 
hat,  obgleich  derselbe  gegen  das  Gesetz  verstiess.* 

Das  eidgenössische  Recht  geht  nun  in  seinem  Art,  674 
weiter  als  das  belgische  und  das  deutsche  Recht,  insofern 
als  es  den  Actionären  und  Gläubigern  zugleich')  einen  be- 
sonderen Schadensersatzanspruch  gegenüber  den  Gesellschafts- 
organen einräumt,  der  sich  auf  das  Mandatsverhältniss  zwi- 
schen den  letzteren  und  der  Gesellschaft  stützt.  Dabei  drängt 
sich  nun  aber  sofort  die  Frage  auf,  in  welchem  Verhältniss 
der  aus  dem  Art,  674  resultirende  Schadensersatzanspruch 
der  Actionäre  und  Creditoren  zu  dem  auf  Art.  673  gegrün- 
deten Ersatzanspruch  der  Gesellschaft  steht  und  inwiefern 


*)  Also  nicht  nur  einer  dieser  Person enclasscn. 
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hier  CoUisionen  zwischen  den  Rechten  der  Gesellschaft  einer- 
seits und  denen  der  einzelnen  Actionäre  bezw.  Creditoren 
andererseits  zu  vermeiden  sind. 

Man  könnte  auf  den  Gedanken  kommen,  alle  derartigen 
Gollisionen  einfach  dadurch  abzuschneiden,  dass  man  die  An- 
wendbarkeit des  Art.  674  0.  R.  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt, 
in  denen  der  von  den  einzelnen  Actionären  bezw.  den  Cre- 
ditoren erlittene  Schaden  in  gar  keinem  Verhältnisse  zu  einem 
concurrirenden  Gesellschaftsschaden  steht.  £s  ist  nämlich,  was 
das  letztere  anbelangt,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
die  einzelnen  Actionäre  und  Gesellschaftsgläubiger  in  doppelter 
Richtung  durch  Fehler  der  Gesellschaftsorgane  geschädigt 
werden  können.  Einmal  kann  der  Schaden  eintreten  ganz 
unabhängig  von  einem  begleitenden  Schaden,  den  die  Gesell- 
schaft als  solche,  als  Person  für  sich,  erleidet;  andererseits 
kann  derselbe  aber  in  nothwendigem  Zusammenhange  mit 
einem  solchen  Schaden  der  Gesellschaft  stehen,  so  dass  eine 
Benachtheiligung  der  einzelnen  Actionäre  und  der  Gläubiger 
nur  insofern  vorliegt,  als  durch  die  fehlerhaften  Handlungen 
der  Gesellschaftsorgane  das  Vermögen  der  Gesellschaft  selbst 
verringert  und  damit  dann  auch  eine  Werthverminderung  der 
Actien  oder  der  Forderungen  auf  die  Actiengesellschaft  ein- 
getreten ist. 

So  werden  in  dem  vorher  erwähnten  Falle  der  (auch  bei 
uns  durch  Art.  657  0.  R.  untersagten)  Zahlung  an  einzelne 
Creditoren  nach  vorliegender  Insolvenz  der  Gesellschaft  nur 
die  übrigen  Creditoren  qua  singuli  geschädigt,  und  ebenso 
erleiden  nur  die  einzelnen  Actionäre  einen  Verlust,  wenn  die 
Verwaltungsorgane  sich  weigern,  den  Actienerwerb  in  das  Ac- 
tienbuch  einzutragen,  Duplicate  zu  ertheilen  etc.  etc.  (cf.  die 
citirte  Abhandlung  Renauds  in  der  Goldschmidtschen  Zeit- 
schrift). 

Anders  liegt  die  Sache  dagegen  zum  Beispiel  dann,  wenn 
die  Gesellschaftsorgane  sich  in  leichtsinnige  durch  die  Statuten 
untersagte  Speculationen  einlassen  und  dadurch  Verluste  her- 
beiführen. Hier  wird  in  erster  Linie  die  Vermögenslage  der 
Gesellschaft  selbst   beeinträchtigt,   und   die  Actionäre  bezw. 
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Creditore!!  erleiden  nur  mittelbar  eine  Einbnsse,  indem  ihre 
Ântheile  ara  allfâlligen  Liquidationssaldo  sich  nun  geringer 
stellen  bezw.  die  Chancen  für  die  Befriedigung  der  gegen 
die  Actiengesellschaft  gerichteten  Ansprüche  vermindert  wor- 
den sind. 

Alle  Schwierigkeiten  würden  nun  gehoben  sein,  wenn 
der  Art.  674  nur  den  besonderen,  von  dem  Gesellschafts- 
schaden gänzlich  unabhängigen  Schaden  der  Actionäre  und 
Gläubiger  im  Auge  hätte  ;  die  letzteren  Personen  könnten 
dann  die  ihnen  eingeräumten  Schadensersatzansprüche  ruhig 
im  Wege  Rechtens  verfolgen,  ohne  dass  dadurch  irgendwelche 
Inconvenienzen  entstehen  würden.  Nichtsdestoweniger  muss 
eine  derartige  enge  Interpretation  des  Art.  674  als  unzu- 
lässig erscheinen.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Artikel 
ausdrücklich  sagt,  es  seien  die  Gesellschaftsorgane  den  ein- 
zelnen Actionären  und  den  Creditoren  für  allen  Schaden 
verantwortlich,  der  aus  der  Verletzung  ihrer  Pflichten  entsteht, 
dürfte  die  Gesetzesbestimmung  gerade  aus  der  Tendenz  her- 
vorgegangen sein,  den  Actionären  und  Gesellschaftsgläu- 
bigern eine  wirksame  Waffe  mit  Bezug  auf  den  rein  secun- 
dären  Schaden,  den  sie  erleiden,  in  die  Hand  zu  geben.  Man 
hat  sich  gesagt,  dass  die  Interessen  von  Actionären  und  Gläu- 
bigem aufs  Aeusserste  gefährdet  seien,  wenn  die  General- 
versammlung einer  Actiengesellschaft  auf  die  Verfolgung  ihrer 
Schadensersatzansprüche  einfach  verzichten  könnte,  ohne  dass 
den  indirect  mit  geschädigten  Personen  das  Recht,  diesen  in- 
directen  Schaden  weiter  zu  verfolgen,  bliebe.  Leicht  könnte 
es  dann  vorkommen,  dass  die  schuldigen  Gesellschaftsorgane 
durch  irgendwelche  Veranstaltungen  eine  Majorität  in  der 
Generalversammlung  gewännen  und  sich  mit  Hilfe  derselben 
aller  ihrer  Verpflichtungen  ohne  Mühe  entledigten.  Das  ein- 
fachste Mittel,  die  Actionäre  und  Gläubiger  gegen  eine  der- 
artige Benachtheiligung  zu  schützen,  schien  die  Gewährung 
eines  selbständigen  eigenen  Schadensersatzanspruches  mit 
Bezug  auch  auf  den   secundären  Schaden   derselben  zu  sein. 

Dass  der  Gesetzgeber  bei  Aufnahme  des  Artikels  in 
das   Obligation  en  recht   hauptsächlich   von   diesem   Gedanken 
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geleitet  wurde,  beweist  wohl  zur  Genüge  auch  der  nachfol- 
gende Art.  675^  der  den  Satz  enthält,  dass  die  Decharge- 
ertheilung  seitens  der  Generalversammlung  nur  diejenigen 
Actionäre  binde,  welche  dem  Beschlüsse  zugestimmt  haben. 
Bezöge  sich  der  Art.  674  nur  auf  denjenigen  Schaden  der 
Actionäre  und  Creditoren,  der  sich  nicht  mit  einem  con- 
ctirrirenden  Gesellschaftsschaden  deckt,  so  wäre  es  wohl  kaum 
von  nöthen  gewesen,  noch  ausdrücklich  eine  solche  Bestim- 
mung in  das  Gesetz  aufzunehmen.  Im  Weiteren  ist  dann 
aber  auch  auf  die  früheren  Entwürfe  zum  0.  R.  (von  1875 
und  1877)  zu  verweisen.  Dieselben  enthielten  viel  detaillirtere 
Bestimmungen  über  die  Verantwortlichkeit  der  Gesellschafts- 
organe und  schrieben  u.  A.  ausdrücklich  vor  (Art,  693  in 
Verbindung  mit  668  Ziffer  1—3),  dass  die  Mitglieder  des 
Aufsichtsrathes  und  des  Vorstandes  den  einzelnen  Actionären 
sowie  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  haften  sollten,  wenn 
durch  ihr  vorsätzliches  oder  grobfahrlässiges  Verschulden  Ein- 
lagen an  die  Actionäre  zurückgezahlt,  Zinsen  oder  Dividen- 
den gezahlt  worden  waren,  die  nicht  hätten  gezahlt  werden 
dürfen  etc.  etc.  Dass  es  sich  bei  derartigen  Vorgängen  nur 
um  einen  secundären  Schaden  der  Actionäre  und  Creditoren 
handelt,  und  in  erster  Linie  als  geschädigte  Person  hier  die 
Gesellschaft  selbst  erscheint,  dürfte  kaum  bestritten  werden. 

Müssen  wir  nun  aber  den  Art.  674  auf  den  primären 
und  secundären  Schaden  der  Actionäre  und  Gesellschafts- 
gläubiger zugleich  beziehen,  so  erwächst  uns  in  der  That 
hinsichtlich  des  rein  secundären  Schadens  dieser  Personen 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeit  aus  dem  Neben- 
einanderbestehen zweier  Schadensersatzansprüche,  des  einen 
der  Gesellschaft,  des  anderen   der  Actionäre    und  Gläubiger. 

Es  ist  hier  nämlich  ein  Moment  nicht  ausser  Acht  zu  lassen. 

Der  Schaden  der  Actionäre  und  Gesellschaflsgläubiger, 
welcher  zur  nothwendigen  Voraussetzung  einen  concurrirenden 
Schaden  des  Actienvereins  selbst  hat,  wird,  wie  er  einerseits 
ohne  einen  solchen  nicht  entstehen  kann,  andererseits  auch 
dadurch,  dass  der  Gesellschaftsschaden  reparirt  wird,  noth- 
wendigerweise  mit  getilgt.    Mit   der  Verbesserung  der  Ver- 
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mögenslage  des  Yereins  muss  selbstvdrständlich  auch  der 
Werth  der  Actien  und  der  Forderungen  gegenüber  dem  Verein 
wieder  vergrössert  werden. 

Umgekehrt  ist  dagegen  nicht  etwa  die  Reparirung  des 
Schadens  der  einzelnen  Actionäre  resp.  der  Greditoren  auch 
eine  solche  des  Gesellschaftsschadens.  Das  Vermögen  der 
Gesellschaft  erfährt  keine  Vergrösserung  dadurch,  dass  dem 
einzelnen  Actionär  die  Differenz  im  Werthe  der  Actien  ver- 
gütet wird,  und  ebensowenig  gewinnt  die  Gesellschaft  etwas, 
wenn  die  Greditoren  die  Differenz  im  Werthe  ihrer  Forde- 
rungen beziehen,  da  ja  die  Gesellschaftsorgane  die  betreffenden 
ihnen  zufallenden  Ersatzleistungen  nicht  für  Rechnung  der 
Gesellschaft,  sondern  selbständig  von  sich  aus  machen  würden, 
mithin  irgend  eine  Schuldbefreiung  auf  Seite  der  Gesellschaft 
nicht  eintreten  könnte. 

Bei  dieser  Sachlage  scheint  mir  nun  klar  zu  sein,  dass 
man  den  schuldigen  Gesellschaftsorganen  jedenfalls  die  Mög- 
lichkeit zugestehen  muss,  den  Schadensersatzanspruch  der 
einzelnen  Actionäre  bezw.  Gesellschaftsgläubiger  nicht  durch 
directe  Leistungen  an  diese  Personen,  sondern  durch  solche 
an  die  Gesellschaftscasse  zu  befriedigen  (cf.  auch  Renaud  1. 
c.  pag.  7  ff.),  denn  sonst  könnten  die  fehlbaren  Gesellschafts- 
organe in  die  Lage  versetzt  werden,  zweimal  statt  einmal 
Ersatz  leisten  zu  müssen.  Zuerst  würde  sie  der  Actionär 
bezw.  Gläubiger  mit  seiner  Schadensersatzklage  belangen  und 
die  Zahlung  an  sich  erzwingen;  dann  träte  die  Gesellschaft, 
deren  Schadensersatzanspruch  durch  die  Zahlungen  an  den 
Actionär  oder  Greditor  nicht  erloschen  oder  auch  nur  modifizirt 
wäre,  mit  ihrer  Klage  auf  und  würde  ebenfalls  obsiegen  müssen. 

Dass  das  nicht  angänglich  ist,  liegt  m.  E.  auf  der  Hand  ; 
«s  bleibt  also  nichts  Anderes  übrig,  als  die  Tragweite  des 
den  einzelnen  Actionären  und  den  Gesellschaftsgläubigern 
eingeräumten  Schadensersatzanspruchs  unter  allen  Umständen 
in  der  erwähnten  Weise  zu  beschränken,  d.  h.  den  Anspruchs- 
berechtigten lediglich  zu  gestatten,  auf  Grund  ihres  Ersatz- 
anspruchs von  den  Verpflichteten  gewisse  Leistungen  zum 
Gesellschaftsvermögen  zu  verlangen. 
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Damit  stossen  wir  aber  wieder  auf  eine  neue  Schwie- 
rigkeit. 

Kommen  wir  nämlich  auf  der  einen  Seite  mit  Rücksicht 
auf  den  collidirenden  Schadensersatzanspruch  der  Gesellschaft 
zu  dem  Resultat,  dass  das  concrete  Rechtsbegehren,  das  die 
Actionäre  und  Gläubiger  zur  Durchfährung  ihres  Schadens- 
ersatzanspruches stellen  würden,  sich  auf  nichts  Anderes 
richten  könnte  als  auf  Zahlung  an  die  Gesellschaft,  so  ver- 
letzen wir  damit  auf  der  anderen  Seite  ganz  allgemeine 
Grundsätze,  wenn  nicht  des  materiellen  Rechts,  so  doch  sicher 
des  Processrechts.  Der  A.  kfinn  meiner  Meinung  nach  un- 
möglich im  Processe  mit  dem  Verlangen  durchdringen,  dasa 
der  Beklagte  B.  an  den  C.  zahlen  solle,  es  müsste  denn  sein, 
dass  er  nicht  von  sich  aus  in  eigenem  Namen,  sondern  als 
Vertreter  des  C.  handelt  und  zu  handeln  befugt  ist.  Tritt 
er  in  seinem  eigenen  Namen  auf  —  wie  das  hier  die  Actio» 
näre  und  Gesellschaftsgläubiger  ja  thun  würden  —  so  wird 
er  mit  seiner  Klage  angebrachtermassen  abzuweisen  sein, 
weil  nur  Leistungen  an  den  Kläger  selbst  Gegenstand  des  zu 
stellenden  Klagepetitums  sein  können. 

Das  führt  nun,  wie  ich  glaube,  mit  Nothwendigkeit  zu 
dem  Schluss,  dass  die  einzelnen  Actionäre  und  die  Gesell- 
schaftsgläubiger den  ihnen  zugewiesenen  Anspruch  auf  Er- 
satz des  rein  secundären  Schadens  so  lange  überhaupt  nicht 
durchführen  können ,  als  der  auf  Art.  673  0.  R.  gegründete 
Schadensersatzanspruch  der  Gesellschaft  mit  ihrer  Ersatzfor- 
derung concurrirt.  Soweit  der  Action är  bezw.  Créditer  einen, 
vom  Schaden  der  Gesellschaft  unabhängigen,  besonderen 
Schaden  erleidet,  wird  ihn  Niemand  hindern  können,  seinen 
Anspruch  auch  ohne  Weiteres  im  Wege  der  Klage  geltend 
zu  machen;  soweit  sein  Schaden  dagegen  nur  der  nothwen- 
dige  Begleiter  einer  Schädigung  der  Gesellschaft  ist,  steht 
der  Durchführung  seines  Rechts  einstweilen  noch  die  Ein- 
rede entgegen,  dass  die  Gesellschaft  noch  im  Besitze  ihrer 
auf  Ersatz  ihres  primären  Schadens  gehenden  Rechte  sei, 
und  die  Erhebung  dieser  Einrede  muss  zur  Folge  haben, 
dass  der  Actionär  bezw.  Créditer  mit  seiner  Klage  zur  Zeit 
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abzuweisen  ist.  Selbstverständlich  ist  dabei,  dass  wenn 
hinterher  aus  irgend  einem  Grunde  der  concurrirende  Anspruch 
der  Gesellschaft  fortfällt,  damit  auch  die  Hindernisse,  welche 
der  freien  Entfaltung  des  den  Actionären  und  Creditoren  ein* 
geräumten  Bechts  mit  Bezug  auf  den  rein  secundären  Schaden 
entgegenstanden,  beseitigt  sind,  und  die  anspruchsberechtigten 
Personen  nun  ihre  Klage  mit  Erfolg  anbringen  resp.  erneuern 
können.  Vorausgesetzt  mnss  nur  werden,  dass  die  That- 
saohe,  welche  den  Anspruch  der  Gesellschaft  zerstörte,  nicht 
auch  zugleich  den  Untergang  des  den  Actionären  und  Credi- 
toren zustehenden  Anspruchs  bewirkt  hat.  Haben  z.  B.  die 
verpflichteten  Gesellschaftsorgane  sich  ihrer  Verpflichtungen 
gegenüber  der  Gesellschaft  dadurch  entledigt,  dass  sie  der- 
selben den  gestifteten  Schaden  in  vollem  Umfange  ersetzt 
haben,  so  ist  damit  auch  der  Anspruch  der  Actionäre  und 
Creditoren^  soweit  als  derselbe  den  secundären  Schaden  dieser 
Personen  zum  Gegenstand  hatte,  realisirt,  weil  eben  mit 
dem  primären  Schaden  der  Gesellschaft  auch  der  secundäre 
von  Actionären  und  Gläubigern  getilgt  ist.  Umgekehrt  wird 
ein  gänzlicher  oder  theilweiser  Verzicht  der  Gesellschaft  auf 
ihre  Rechte  für  die  einzelnen  Actionäre  und  Gläubiger,  die 
nicht  auch  ihrerseits  auf  ihre  Ansprüche  verzichtet  haben, 
vollständig  irrelevant  sein,  da  die  Gesellschaft  wohl  über 
ihre  eigenen  Forderungen,  nicht  aber  auch  über  diejenigen 
dritter  Personen  —  und  das  sind  hier  Actionäre  und  Gläu- 
biger —  disponiren  kann. 

Fraglich  kann  in  dieser  Beziehung  nur  Eins  erscheinen  : 
Sind  die  einzelnen  Actionäre  bezw.  die  Gesellschaftsgläubiger 
nicht  wenigstens  an  einen  Vergleich,  den  die  Generalver- 
sammlung mit  den  schuldigen  Gesellschaftsorganen  abschliesst, 
in  der  Weise  gebunden,  dass  sie  ihren  weitergehenden  blos 
secundären  Schaden  nun  nicht  mehr  von  sich  aus  einklagen 
können?  Ich  gestehe  offen,  dass  ich  anfänglich  der  Ansicht 
war,  dass  diese  Frage  bejaht  werden  müsse,  und  zwar  des- 
halb, weil  der  Gesetzgeber  die  Actionäre  und  Gesellschafts- 
gläubiger durch  die  Gewährung  eines  eigenen  Sohadenser- 
satzansprucbs  auch  mit  Bezug  auf  den  rein  secundären  Nach- 
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theil  nur  gegen  die  ungerechtfertigte  Aufgabe  der  Gesell- 
schaftsrechte schützen  wollte,  der  Abschluss  eines  Vergleichs 
mit  den  schuldigen  Gresellschaftsorganen  aber  nicht  als  ein 
einfaches  Anheben  der  der  Gesellschaft  zustehenden  Ansprüche 
erscheinen  kann.  Bei  näherer  Prüfung  der  Sache  komme 
ich  nun  aber  doch  zu  dem  Resultate;  dass  nach  unserem 
eidgen.  Rocht  ein  solcher  Vergleich  die  Actionäre  und  Gre- 
ditoren  ebensowenig  wie  ein  einfacher  Verzicht  hindern  könne, 
die  Ausgleichung  ihres  secundären  Schadens,  soweit  derselbe 
nicht  durch  die  Vergleichssumme  gedeckt  wird,  weiter  zu 
verfolgen. 

Gesteht  man  den  genannten  Personen  einmal  auch  in 
dieser  Beziehung,  d.  h.  hinsichtlich  des  rein  mittelbaren,  von 
einem  begleitenden  Gesellschaftsschaden  durchaus  abhängigen, 
persönlichen  Schadens,  einen  besonderen  selbständigen  Er- 
satzanspruch zu,  so  wird  man  mangels  entgegengesetzter  Be- 
stimmungen die  Consequenz  nicht  ablehnen  können,  auch  alle 
gütlichen  Verständigungen  zwischen  der  Generalversammlung 
einerseits  und  den  Mitgliedern  des  Verwaltungs-  bezw.  Auf- 
sichtsraths  andererseits  nur  auf  den  Anspruch  der  Gesellschaft, 
nicht  aber  auch  auf  den  der  Actionäre  und  Gläubiger  ein- 
wirken zu  lassen. 

Freilich  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  auf  diese  Weise  Ver- 
gleiche zwischen  der  Generalversammlung  und  den  Gesell- 
schaftsorganen so  gut  wie  verunmöglicht  werden.  Die  Mit> 
glieder  des  Aufsichts-  bezw.  Verwaltungsraths  werden  sich 
nun  wohl  schwerlich  zu  irgend  welchen  freiwilligen  Zuge- 
ständnissen gegenüber  der  Gesellschaft  verstehen,  wenn  sie 
in  Aussicht  haben,  dass  hinterher  die  Actionäre  und  Gesell- 
schaftsgläubiger nochmals  mit  Erfolg  auf  die  Schadensersatz- 
frage zurückkommen  können.  Allein  dieses  Bedenken  prac- 
tischer  Natur  kann  gegenüber  der  positiven  Vorschrift,  nach 
welcher  wir  es  mit  einem  selbständigen  Anspruch  der 
Actionäre  und  Gläubiger  zu  thun  haben,  keine  Berücksich- 
tigung finden. 


Schweizerische  Rechtsgesetzgebung 

des  Jahres  188  7. 

Von  Andreas  Heüsler, 


Erster  Theil 

Bundesgesetzgebung. 

Enthalten  in  Amtl.  Samml.  der  Randesgesetze,  N.  F.  Bd.  X,  auf  den  sich 
die  citierten  Seitenzahlen  beziehen. 

I.  Civilrecht 

1.  Personenrecht. 

L  FreundschaftS' ,  Niederlasmngs-  und  Handekvertrcig  zwi- 
schen der  schweizerüchen  Eidgenoèsemchafl  und  der  Südafrica- 
nischen  Republik.  Abgeschlossen  den  6.  November  1885,  ratif. 
V.  d.  Schweiz  am  3ü.  April  1887,  von  der  Südafrioanischen 
Republik  am  10.  Juni  1887.     (S.  284  flf.) 

Gleichstellong  der  beiderseitigen  Angehörigen  iu  Bezug  aaf 
Person  und  Eigenthum,  Gewerbe-  und  Handwerkbetrieb  u,  s.  w. 
nach  den  Grundsätzen  der  andern  Niederlassungsverträge. 

2.  EreisBchreiben  (des  Bundesraths)  an  sämnUUche  eidge- 
nössische Stände^  betreffend  die  VereheUchung  bayerischer  ^aats- 
<mgehöriger.     Vom  8.  November.     (BB.  1887,  IV  S.  480.) 

Den  bayerischen  Staatsangehörigen  soll  der  Dispens  für  die 
Yerkündung  jeweilen  ohne  Weiteres  ertheilt  und  die  vorgeschrie- 
bene Eheanerkennungserklärung  erst  bei  der  Trauungsbewilligung 
abverlangt  werden,  weil  diese  Erklärung  in  Bayern  erst  nach  Ab- 
lauf dor  Verkündungsfrist  ausgestellt  wird. 

3.  Kreisschreiben  (des  Bundesraths)  an  sämmtUche  eidge- 
nössische Stände,  betreffend  die  Eheschliessung  von  americanisiÂen 
Bürgern  in  der  Schweiz.  Vom  19.  Juli.  (BB.  1887 ,  III  S. 
700  f.) 

Nach  einer  Erklärung  des  Ministerresidenten  der  Vereinigten 
Staaten  werden  die  im  Ausland  nach  der  dort  geltenden  Gesetz- 
gebung abgeschlossenen  Ehen  americanischer  Bürger  in  ihrer  Hei- 
mat als  gültig  anerkannt. 
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4.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich-ungam, 
beireffend  die  WìederUbemahme  ehemaliger  Staatsangehöriger,  Aus- 
gestellt von  der  Schweiz  am  21.  October,  und  von  Oester- 
reich-üngarn  am  28.  October.     (S.  303  f.) 

Gegenseitige  Verpflichtung  za  Wiederiibernahme  der  Ange- 
hörigen auf  Verlangen  des  andern  Theils,  auch  wenn  selbe  die 
Staatsangehörigkeit  nach  der  inländischen  Gesetzgebung  verloren 
haben,  insofern  sie  nicht  dem  andern  Lande  nach  dessen  eigener 
Gesetzgebung  angehörig  geworden  sind. 

5.  Kreisschreiben  (des  Bundesraths)  an  sämmüiche  eidge- 
nössische Stände,  betreffend  das  Frankieren  xxm  Gvüstandsacten. 
Vom  11.  November.     (Bß.  1887,  IV  S.  521.) 

Correspondenzen  der  Civilstandsbeamten  im  Interesse  der  Braut- 
leute dürfen  nicht  als  „ amtlich '^  portofrei  behandelt  werden. 


2.  Sachenrecht. 

6.  Uebereinkunft  betreffend  die  Bildung  eines  irüemaüonalen 
Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 
Abgeschlossen  am  9.  September  1886,  ratificiert  von  Öross- 
britannien  am  18.  December,  von  Spanien  am  23.  Decomber 
1886,  von  Italien  am  24.  März,  von  Frankreich  am  30.  März, 
von  Deutschland  am  1.  Juni,  von  der  Schweiz  am  20.  Juni^ 
von  Haïti  am  1.  Juli,  von  Belgien  am  26.  August  1887,  von 
Tunis  am  5.  Hidjé  1304  (24.  August  1887).     (S.  219  ff.) 

Nachdem  sowohl  im  Jahre  1884  als  im  Jahre  1885  inter- 
nationale diplomatische  Conferenzen  in  Bern  stattgefunden  hatten 
zur  Gründung  einer  Union  (ähnlich  dem  Weltpostverein)  zum  Schutze 
und  zur  gleichmässigen  Anerkennung  des  litterarischen  und  arti- 
stischen Urheberrechtes  und  ein  diessbezüglicher  vom  schweizer. 
Bundesrath  vorgelegter  Vertragsentwurf  zweimal  sorgfältig  berathen 
worden  war,  wurde  die  Convention  am  9.  Septbr.  1886  definitiv 
von  den  im  Titel  genannten  Staaten  unterzeichnet.  An  den  Be- 
rathungen  hatten  auch  Delegirte  von  Oesterreich-Ungam,  Schweden 
und  Norwegen,  sowie  Costa-Rica  Theil  genommen;  ad  audiendum 
waren  anwesend  solche  der  Vereinigten  Staaten,  von  Holland^ 
Honduras  und  zuletzt  sogar  ein  solcher  von  Japan.  An  dem  bal- 
digen Beitritt  von  Schweden -Norwegen  und  Holland  ist  nicht  ztr 
zweifeln. 

Der  Hauptinhalt  der  Convention  ist  folgender: 

Art.  1.  Die  vertragschliessenden  Länder  constituiren  sich  als 
Union  zum  Schutz  der  Rechte  der  Urheber  an  ihren  litterarischen 
und  künstlerischen  Werken. 
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Art.  2.  Um  darch  die  Convention  geschützt  zu  werden,  mass 
der  Urheber  oder  sein  Rechtsnachfolger  Staatsangehöriger  eines 
der  contrahirenden  Länder  sein  und  sein  Werk  unter  Erfüllung 
der  durch  die  Gesetzgebung  des  Landes,  in  welchem  die  Publica- 
tion stattfindet,  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  Formalitäten  in 
dem  Gebiet  der  Union  veröffentlichen.  Indessen  werden  auch  noch 
nicht  publicirte  Werke  geschätzt. 

(So  werden  die  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland,  wo  die 
Gesetze  den  Schutz  ohne  Deponirung  oder  andere  Formalitäten 
gewährleisten,  erschienenen  Werke  einfach  dadurch,  dass  sie  in 
einem  dieser  Länder  publicirt  worden  sind,  im  ganzen  Unionsgebiet 
geschützt  sein,  und  es  liegt  hierin  eine  grosse  Erleichterung  gegen- 
über den  bisherigen  von  der  Schweiz  mit  Belgien,  Frankreich  und 
Italien  abgeschlossenen  Verträgen,  nach  welchen  diese  Staaten  das 
Autorrecht  nur  dann  gerichtlich  schätzen,  wenn  der  Urheber  sein 
Werk  in  diesen  Ländern  innerhalb  drei  Monaten  nach  erfolgter 
Publication  in  der  Schweiz  hat  eintragen  lassen.) 

Die  Schutzfrist  kann  in  den  andern  Ländern  die  Dauer  des 
in  dem  Ursprungsland  gewährten  Schutzes  nicht  übersteigen. 

Als  Ursprungsland  des  Werkes  wird  dasjenige  der  ersten 
Publication  betrachtet,  oder,  wenn  diese  Veröffentlichung  gleich- 
zeitig in  mehreren  Unionsländem  stattfand  (z.  B.  in  Paris  und  in 
Madrid) ,  dasjenige  derselben ,  in  welchem  die  Gesetzgebung  die 
geringste  Schutzfrist  gewährt  (beziehungsweise  die  geringere,  also 
in  unserm  Beispiel  Frankreich). 

Art.  3  gewährt  die  Vortheile  der  Convention  auch  denjenigen 
Werken,  deren  Urheber  nicht  Staatsangehörige  der  Unionsländer 
sind,  insofern  sie  auf  dem  Gebiete  der  Union  veröffentlicht  werden  ; 
also  z.  B.  wenn  ein  Russe  sein  Werk  einem  deutschen  Verleger 
in  Leipzig  übergiebt,  so  wird  das  Urheberrecht  als  dem  Verleger 
zustehend  betrachtet;  es  entspricht  diese  Bestimmung  dem  Art.  2 
der  deutsch-französischen  Litterar- Convention  von  1883,  sowie  dem 
§  61  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  11.  Juni  1870  betreffend 
das  Urheberrecht. 

Art.  4  enthält  eine  genaue  Definition,  was  unter  litterarischen 
und  künstlerischen  Werken  zu  verstehen  sei.  Inbegriffen  sind  auch 
Karten,  Skizzen  und  plastische  Arbeiten,  welche  auf  die  Wissen- 
schaft Bezug  haben  (Reliefs  und  Aehnliches). 

Es  ist  hier  beizufügen,  dass  Art.  1  des  Schlussprotocolles 
bestimmt,  dass  diejenigen  Länder  der  Union,  in  welchen  die  Photo- 
graphien als  künstlerische  Werke  betrachtet  werden,  sich  ver- 
pflichten, diese  letzteren  der  Wohlthat  der  Convention  theilhaftig 
werden  zu  lassen.  Ebenso  gemessen  gemäss  Abschnitt  2  dés  näm- 
lichen ProtocoUs  die  choregraphiscben  Werke  (d.  h.  die  scenische 
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Darstellnng  im  Ballet)  den  Schutz  in  denjenigen  Ländern  der  Union^ 
in  welchen  die  Gesetzgebung  diese  Werke  unter  die  dramatisch- 
musicalischen  stellt  (Italien). 

Art.  5  gewährt  den  Urhebern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern 
bis  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  seit  der  Publication  des  Original- 
werkes im  ganzen  TJnionsgebiet  das  ausschliessliche  Recht,  ihre 
Werke  zu  übersetzen  oder  übersetzen  zu  lassen  ;  die  Frist  beginnt 
erst  mit  dem  31.  December  des  Jahres,  in  welchem  das  Werk 
erschienen  ist.  Beim  Erscheinen  von  Werken  in  einzelnen  Liefe- 
rungen oder  Bänden  oder  von  Zeitschriften  in  einzelnen  Heften 
gilt  hinsichtlich  der  Uebersetzungsfrist  jeder  einzelne  Band  u.  s.  f, 
als  eigenes  Werk. 

(Dieser  Artikel  bietet  wieder  grosse  Vortheile  und  Verein- 
fachungen gegenüber  den  complicirten  Bestimmungen  der  bisherigen 
litterarischen  Conventionen  der  Schweiz  mit  ihren  Nachbarstaaten, 
in  deren  Detail  wir  hier  nicht  eintreten  Er  nöthigt  aber  zu  einer 
Aenderung  des  Art.  2  Abs.  3  unsers  B.-Ges.) 

Art.  6.  Rechtmässige  Uebersetzungen  werden  wie  Original- 
werke geschätzt. 

Art.  7  enthält  Bestimmungen  mit  Bezug  auf  die  Journalistik« 
Artikel  politischen  Inhalts,  Tagesneuigkeiten  und  vermischte  Nach- 
richten (faits  divers)  dürfen  ohne  Weiteres  nachgedruckt  werden 
in  Original  oder  in  Uebersetzung  ;  bei  andern  Artikeln  in  Zeitungen 
oder  Zeitschriften  muss  der  Verfasser  oder  Verleger  den  Nach- 
druck ausdrücklich  untersagen,  wenn  er  die  Benutzung  nicht  ge- 
statten will. 

Art.  8  hatte  ursprünglich  eine  allgemein  gültige  Bestimmung 
enthalten  mit  Bezug  auf  erlaubte  Entlehnungen  aus  litterarischen 
und  künstlerischen  Werken  für  Unterrichtszwecke  (Chrestomathien, 
Lehrbücher)  sowie  für  Publicationen  wissenschaftlichen  Characters 
(Kritiken  u.  s.  f.).  Sie  ist  jetzt  ersetzt  durch  eine  Fassung,  welche 
der  Gesetzgebung  der  Unionsländer  die  volle  Freiheit  in  dieser 
Beziehung  lässt.  Demnach  kann  die  Schweiz  nach  wie  vor  die 
Reproductionen ,  um  die  es  sich  hier  handelt  und  die  in  unserm 
B.-Ges.  (Art.  11  A.  Z.  1)  vorgesehen  sind,  autorisiren. 

Nach  Art.  9  gelten  die  Bestimmungen  des  Art.  2  auch  für 
die  öffentliche  Aufführung  von  dramatischen  und  dramatisch- 
musicalischen  Werken,  seien  dieselben  bereits  veröffentlicht  oder 
nicht.  Musicalische  Werke  dürfen  nur  dann  nicht  öffentlich  auf- 
geführt werden,  wenn  diess  der  Componist  ausdrücklich  auf  dem 
Titel  oder  an  der  Spitze  des  Werkes  untersagt  hat. 

Art.  10  enthält  eine  Bestimmung  über  die  sog.  Adaptationen') 

^)  ümarbeitnngen  eine»  Werkes  in  eine  andere  Knnstform,  z.  B.  Dra- 
matisimng  einer  Novelle. 
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und  musicalischen  Arrangements.  Es  ist  diess  ein  aus  langen  Be- 
rathungen  hervorgegangener  Compromiss.  Theoretisch  bezw.  im 
allgemeinen  werden  sie  als  unerlaubte  Reproductionen  qualificirt; 
f actisch  soll  die  Gesetzgebung  und  der  Gerichtsgebrauch  jedes  ein- 
zelnen Unionslandes  zur  Anwendung  kommen. 

Art.  11  steht  im  Zusammenhang  mit  Art.  2.  Hat  der  Urheber 
die  im  Ursprungsland  des  Werkes  geforderten  Formalitäten  oder 
Bedingungen  des  Urheberrechtes  erfüllt,  so  ist  er  in  allen  Staaten 
der  Union  berechtigt,  den  Schutz  der  Gerichte  anzurufen.  Wenn 
es  ihm  nicht  möglich  ist  seine  Rechte  durch  die  Ëinregistrirnng 
oder  die  Deponirung  zu  beweisen,  die  durch  das  Gesetz  des  Landes 
(z.  B.  England)  gefordert  wird,  in  welchem  er  eine  Nachahmung 
oder  einen  Nachdruck  verfolgt,  so  kann  er  sich  auf  eine  Präsum- 
tion stützen  (sc.  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils  genügt  der  Name 
auf  dem  Titel),  welche  ihm  gestattet,  vor  Gericht  aufzutreten. 

Bei  anonymen  und  Pseudonymen  Werken  gilt  der  Verleger 
als  der  Bevollmächtigte  des  Urhebers. 

Die  folgenden  Art.  12 — 21  erfordern  keine  Erörterung  im 
Einzelnen.  Den  Regierungen  werden  gewisse  Massnahmen  der 
innem  Polizei  reservirt.  Es  ist  ihnen  auch  gestattet,  besondere 
Vereinbarungen  abzuschliessen,  sofern  diese  letztem  den  Urhebern 
oder  ihren  Rechtsnachfolgern  ausgedehntere  Rechte  zusichern  als 
die  durch  die  Union  gewährten.  Selbstverständlich  dürfen  sie  keine 
der  gegenwärtigen  Convention  zuwiderlaufenden  Bestimmungen 
enthalten. 

Wenn  in  Art.  14  der  internationalen  Convention  eine  rück- 
wirkende Kraft  ertheilt  wird  mit  Bezug  auf  die  Werke,  die  im 
Moment  der  Inkrafttretung  in  ihrem  Ursprungsland  noch  nicht  Ge- 
meingut geworden  sind,  so  gilt  diess  doch  nicht  unbedingt,  sondern 
es  werden  im  SchlussprotocoU  auch  hierüber  noch  besondere  Ver- 
einbarungen unter  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten. 

Art.  16  stipulirt  ein  internationales  Bureau,  welches  in  Bern 
seinen  Sitz  haben  und  unter  die  Aufsicht  des  schweizer.  Bundes- 
rathes  gestellt  werden  wird.  Die  Aufgaben  und  Functionen  des- 
selben werden  im  SchlussprotocoU  näher  bestimmt.  Als  Maximum 
seiner  Auslagen  wird  die  Summe  von  Fr.  60,000  bezeichnet,  in 
welche  sich  die  Unionsstaaten  nach  gewissen  Classen  theilen.  Die 
betreifenden  Erklärungen  hierüber  sowie  über  den  Beitritt  der 
Colonien  haben  bereits  bei  der  Unterzeichnung  der  Convention  am 
9.  September  1886  stattgefunden.  Der  Beitritt  wird  für  alle 
andern  Culturstaaten ,  welche  das  Urheberrecht  anerkennen,  offen 
gelassen  (Art.  18);  derselbe  hat  an  den  schweizer.  Bundesrath  zu 
geschehen  und  begründet  sofort  für  den  neuen  Partner  alle  Rechte 
und  Verpflichtungen  der  Union. 
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Was  an  dem  jetzigen  Vertrag  noch  verbesserangsbedörftig 
ist,  kann  —  wie  es  beim  Weltpostverein  der  Fall  war  —  dnrcb 
spätere  Conferenzen,  welche  in  Art.  17  vorgesehen  sind,  ergänzt 
und  corrigirt  werden. 

Die  vorliegende  Convention  wird  vollziehbar  drei  Monate  nach 
Auswechslung  der  Ratificationen.  A.  v.  0. 

7.  BundesbesMuss  beirrend  Ergänzung  des  Artikels  6i  der 
Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874.  Vom  28.  April;  ange- 
nommen durch  Volksabstimmung  vom  10.  Juli.     (S.  416  f.) 

In  dem  Art.  64  wird  nun  unter  die  Gegenstände,  über  welche  dem 
Bunde  die  Gesetzgebung  zusteht,  auch  aufgenommen  «Der  Schutz 
neuer  Muster  und  Modelle^  sowie  solcher  Erfindungen,  welche  durch 
Modelle  dargestellt  und  gewerblich  verwerthbar  sind.*  Die  Schweiz 
hatte  sich  bisher  diesem  Schutz  gegenfiber  sehr  ablehnend  ver- 
halten, und  1882  eine  auf  Erweiterung  des  Art.  64  B.  V.  in  sol- 
chem Sinne  abzielende  Vorlage  der  Bundesversammlung  verworfen. 
Dass  dieselbe  jetzt  bei  übrigens  schwacher  Stimmbetheiligung  durch- 
gedrungen ist,  erklärt  sich  wohl  weniger  aus  einer  Umstimmung 
der  Ansichten  als  aus  der  Unthätigkeit  der  Gegner  des  Patent- 
schutzes in  Verfechtung  ihres  Standpunktes  gegenüber  den  in  der 
Presse  das  W^ort  führenden  Vertheidigern  desselben. 

•  8.  Erklärung  (zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich)  òe- 
treffend  den  gegenseitigen  Schutz  der  Fabrik'  und  Handelsmarken, 
Vom  27.  Januar.     (S.  6  f.) 

Die  nach  Uebereinkunft  vom  30.  Juni  1864  hinterlegten  Marken 
gemessen  bis  zum  Ablauf  von  15  Jahren  seit  der  Hinterlegung 
des  Schutzes,  den  die  Gesetzgebung  des  betr.  Staates  den  einhei- 
mischen Marken  gewährt  oder  gewähren  wird,  ohne  dass  neue 
Hinterlegung  nöthig  wäre. 

9.  Uebereirikunfl  zwischen  der  Schweiz,  Baden  und  Elsass- 
Lothringen  über  die  Anwendung  gleichartiger  Bestimmungen  für 
die  Fischerei  im  Bhein  und  seinen  Zuflüssen ,  einschliesslich  des 
Bodensees.  Abgeschlossen  den  18.  Mai,  ratif.  v.  d.  Schweiz 
am  19.  Juli;  von  Elsass-Lothringen  am  26.  August^  von  Baden 
am  8.  October.     (8.  366  ff.) 

Betrifft  Ausschluss  von  ständigen  Fischereivorrichtangen,  welche 
den  Wasserlauf  auf  mehr  als  halbe  Breite  für  den  Zug  der  Wander- 
fische sperren,  femer  Beschaffenheit  der  Fanggeräthe  bezüglich 
Weite  der  Oeffnungen  von  Geflechten  und  Netzen,  Verwendung  von 
Treibnetzen,  verbotene  Fangarten  und  Instrumente,  Grösse  der  zu 
fangen  erlaubten  Fische,  Schonzeiten,  Verbot  schädlicher  Einleitung 
von  Fabrikabgängen  in  Fischwasser. 
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3.  Obligationenrecht. 

10.  Verordnung  (des  Bundesratha)  betreffend  die  technische 
Einheit  im  EisenbcAnwesen*     Vom  14.  Januar.     (S.  68  fF.) 

Ausfübraug  von  Art.  29  des  B.-G.  über  Bau  und  Betrieb  der 
£isenb.  v.  23.  Dec.  1872  la  wesentlicher  Aufhebung  der  Verord- 
nung V.  9.  August  1854. 

11.  Verordnung  (des  ßundcsraths)  beireffend  die  zoüsichere 
Einrichtung  der  Eisenbahnwagen  im  nUernaUonalen  Verkehr.  Vom 
14.  Januar.     (S.  77  ff.) 

Bei  dieser  und  der  vorigen  Nummer  handelt  es  sich  um  iden- 
tische Einrichtungen  für  die  Schweiz,  Deutschland,  Frankreich, 
Italien  und  Oesterreich-Ungam. 

12.  Verordnung  (des  Bundesraths)  über  das  TerrOorial- 
und  Etappenu>e$en  und  iìòer  den  Eriegsbetrieb  der  Eisenbahnen 
bei  einer  allgemeinen  Tt^uppenaufstdlung.  Vom  8.  März.  (S. 
17  ff.) 

13.  BescMuss  (des  Bundesraths)  betreffend  die  Expeditions- 
frist für  gewöhnliches  Frachtgut,    Vom  18.  Februar.    (S.  8.) 

Limitierung  der  in  Art.  98  lit.  b  Ziff.  1  des  Transportregle- 
ments festgestellten  Expeditionsfrist  für  gewöhnliches  Frachtgut 
auf  einen  Tag  (bisher  zwei  Tage). 

14.  BescMuss  (des  Bundesraths)  betreffend  einen  vierten 
Nachtrag  zum  Transportreglement  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
eom  1.  Juli  1876.     Vom  25.  Januar/1.  März.     (S.  84  ff.) 

Detaillierte,  theilweis  den  dritten  Nachtrag  (diese  Ztschr. 
N.  F.  VI  S.  383  Nr.  24)  ändernde  Bestimmungen  betreffend  die 
von  der  Beförderung  ganz  oder  bedingungsweise  ausgeschlossenen 
Gegenstände. 

15.  Bundesrathsbeschluss  betr^end  Genehmigung  eines  fünften 
Nachtrages  zum  Transportreglemeni  der  schweizerischen  Eisen* 
bahnen  vom  1.  Juli  1876.    Vom  4.  November.    (S.  379  f.) 

Betrifft  die  Art.  98  lit.  b,  99  und  105  Abs.  2  (Expéditions- 
frist  für  gewöhnliches  Frachtgut). 

16.  Beschluss  (des  Bundesraths)  betreffend  Abänderung  der 
Verordnung  über  die  Concessionen  der  Dœnpfbootuntemehmungen. 
Vom  20.  Juni.     (S.  112.) 

Aenderung  von  Art.  20  und  23  der  Verordn.  v.  24.  Nov. 
1882  in  dem  Sinn,  dass  die  Dampf bootverwaltungen  auf  Begehren 
des  Eisenbahndepartements  zur  Einrichtung  des  directen  Personen- 
und  Güterverkehrs  mit  der  Eisenbahn  Hand  zu  bieten  haben,  die 
Taxen  für  Jedermann  gleichmässig  berechnet  und  alle  Aenderungen 
an  Tarifen  und  Reglementen  dem  Eisenbahndepartement  zur  Ge- 
nehmigung unterbreitet  werden  sollen. 
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17.  Ueberemkommea  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich, 
betreffend  die  Schifffahrt  auf  dem  Oenfersee.  Abgeschl.  am  9. 
Juli,  ratif.  r.  d.  Schweiz  den  16.  Juli,  von  Frankreich  den 
21.  Juli,  in  Kraft  gesetzt  den  7.  August.     (S.  171  S.) 

Die  Dampfschiffe  bedürfen  für  regelmässigen  und  periodischen 
Personentransport  einer  Concession  (Schifffahrtsbewillignng)  ;  die 
dnrch  einen  der  Seenferstaaten  ertheilte  Bewilligung  gilt  auch  in 
den  Gewässern  der  andern.  Die  Regiernngen  der  Seenferstaaten 
üben  die  Oberaufsicht  über  die  Dampfschiffe.  Genaue  Bestimmungen 
über  Bau,  Ausrüstung,  Personal,  Dienstbetrieb  u.  dgl.  der  Dampf- 
schiffe, Fahrordnung,  Landungsplätze  u.  a. 

18.  Beitritt  des  Schutzgebietes  Kamerun  in  Afrika  zum  Pariser 
WeUpostvertrag.     Vom  27.  Mai.     (S.  53.) 

19.  Abänderung  des  Postvertrags  vom  3.  November  1880 
betreffend  die  PoststOcke.     Vonn  27.  Juli.     (S.  146.) 

Erweiterung  des  Art.  18  der  revidierten  Uebereinkunft  des 
Weltpostvereins  v.  3.  Nov.  1880  dahin,  dass  die  Verwaltungen 
deijenigen  Vertragsländer,  welche  einen  Austausch  von  Poststücken 
mit  am  Vertrage  nicht  theilnehmenden  Ländern  unterhalten,  den 
andern  Vertragsverwaltungen  die  Benutzung  dieser  Verbindungen 
für  den  Poststückaustausch  mit  letztern  Ländern  zugestehen. 

20.  Uebereinkommen  betreffend  die  postalische  Besorgung  von 
Abonnementen  auf  Zeitungen  etc.  zwischen  der  Schweiz  und  Bd-- 
gien.  Abgeschlossen  den  21.  November,  ratificiert  von  der 
Schweiz  am  22.  December.  Ratification  von  Seiten  Belgiens 
unnöthig.     (S.  467  f.) 

Dem  Lissaboner  Weltpostcongress  ist  es  nicht  gelungen,  die 
Mitwirkung  der  Post  bei  Zeitungsabonnements  durch  ein  allge- 
meines Uebereinkommen  zu  ordnen.  Besondere  Uebereinkommen 
hat  die  Schweiz  bisher  mit  Deutschland,  Oesterreich-Üngarn  und 
Frankreich.     Jetzt  kommt  Belgien  dazu. 

21.  üeberemkmft  zwischen  der  Schweiz  und  der  ArgenUni-- 
sehen  Republik  betreffend  Gewichts-  und  Dimensionsgrenzen  der 
Waarenmuster.     Vom  27.  November  1886.     (S.  51  f.) 

22.  Telegraphenvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  FVankreici^ 
Abgeschlossen  den  11.  Mai,  ratificiert  von  der  Schweiz  ana 
26.  Mai,  von  Prankreich  am  16.  Decomber.  In  Kraft  getreten 
mit  1.  Januar  1888.     (S.  458  fi;) 

Zweck  ist  Erleichterung  des  telegraphischen  Verkehrs,  Taxe 
15  Cts.  per  Wort  (für  den  Grenzrayon  10  Cts.,  für  Algier  und 
Tunis  Zuschlagtaxe  von  10  Cts,  per  Wort).  Von  jenen  15  Cts. 
fallen  6  an  die  Schweiz,  9  an  Frankreich  (im  Grenzrayon  4  :  6), 
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23.  Bundesbeschluss  betreffend  die  Tarifirung  fremder  Gold- 
münzen.    Vom  23.  Juni.     (S,  96  f.) 

Den  gesetzlichen  Münzen  gleichgestellt  und  znr  Annahme  bei 
allen  öifentlichen  und  Privatcassen  tarifiert  werden  die  englischen 
Sovereigns  und  Halbsovereigns  zu  Fr.  25.  20  und  Fr.  12.  60, 
die  deutschen  Zwanzig-  und  Zehnmarkstücke  zu  Fr.  24.  70  und 
Fr  12.  35,  die  americanischen  Fünfdollarstücke  in  Gold  zu  Fr.  25. 90. 
Der  Bundesrath  bestimmt  die  Zeit  der  Vollziehung  der  Tarifiernng 
und  sodann  auch  des  Ânsserkrafttretens  dieses  Beschlusses. 

24.  Erklärung  zwisehen  der  Schweiz  und  Spanien  beti^effend 
Verlängerung  des  Handelsvertrags  vom  14.  März  1883.  Vom 
27.  Juni.     (S.  113  f.) 

Verlängerung  bis  1.  Februar  1892. 

25.  Verlängerung  des  Handelsvertrags  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien.     Vom  29.  December.     (S.  438  f.) 

Bis  1.  März  1888. 

26.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  die  ControUrung  der  nach 
Deutschland  bestimmten  goldenen  und  silbernen  Uhrgehäuse.  Vom 
1.  April.     (S.  48  f.) 

27.  BundesraihsbescMuss  beireffend  die  ControUrung  der  nach 
England  bestimmten  goldenen  und  sübemen  Uhrgehäuse.  Vom 
24.  December.     (S.  401  f.) 

Auf  Grund  der  Ermächtigung  im  B.-G.  v.  21.  Dec.  1886 
(dse  Ztschr.  N.  F.  VI  S.  381  Nr.  18)  bestimmt  der  Bundesrath 
hier,  bei  welcher  Feingehaltsbezeichnung  im  Verkehr  mit  Deutsch- 
land, resp.  England  die  Controlierung  obligatorisch  ist,  bei  welcher 
nicht. 

28.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  die  Stempelung  der  Bügel- 
ringe.     Vom  24.  December.     (8.  399  f.) 

Aufhebung  des  Beschlusses  v.  4.  Nov.  1884  (diese  Zeitschr. 
N.  F.  IV  S.  395  Nr.  9).  Der  Art.  5  Ziiî.  1  Abs.  2  der  Ver- 
ordnung von  1881  soll  nnn  lauten,  dass  der  Stempel  auch  auf  dem 
Bügelring  angebracht  werden  kann,  wenn  dieser  massiv  ist  und 
die  Marke  des  Fabricanten  trägt. 

29.  Bundesgesetz  betreffend  gebrannte  Wasser.  Vom  23. 
December  1886,  durch  Volksabstimmung  in  Folge  Referen- 
dums angenommen  mit  267,122  gegen  138,496  Stimmen  am 
15.  Mai  1887.     (8.  60  ff.) 

Das  Bchliessliche  Ergebniss  der  Bewegung  gegen  den  Alco- 
holismus  und  der  dadurch  hervorgerufenen  Aenderung  des  Art.  31 
der  B.  V.  (s.  Rechtsgesetzgebung  von  1885,  Nr.  6,  in  dsr  Ztschr. 
N.  F.  V  S.  438).  Es  läuft  darauf  hinaus ,  dass  das  Recht  zur 
Herstellung  und  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser  aus  Stoffen,  deren 
Brennen  der  Bnndesgesetzgebung  unterstellt  ist  (s.  die  cit.  Nr.  6), 
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ausschliesslich  dem  Bunde  zusteht.  Etwa  ein  Viertel  des  Bedarfs 
soll  durch  Lieferungsverträge  mit  inländischen  Producenten  beschafft 
werden.  Der  Bund  verkauft  gegen  baar  die  gebrannten  Wasser 
in  Mengen  von  mindestens  150  Litern.  Hausieren  mit  gebrannten 
Wassern  aller  Art,  der  Ausschank  solcher  und  der  Kleinhandel 
mit  denselben  in  Brennereien  und  solchen  Geschäften,  in  denen 
Ausschank  und  Kleinhandel  nicht  in  natürlichem  Zusammenhang: 
mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel  stehen  würde,  sind 
verboten.  Der  Verkauf  von  gebrannten  Wassern  aller  Art  in 
Quantitäten  von  mindestens  40  Litern  ist  ein  freies  Gewerbe  (Gross- 
handel). Der  Ausschank  zum  Genuss  an  Ort  und  Stelle  und  der 
Kleinverkauf  über  die  Gasse  bedürfen  der  Bewilligung  der  canto- 
nalen  Behörden  und  sind  mit  entsprechender  Verkaufssteuer  belegt. 
Die  Cantone  haben  Aufsicht  über  den  Handel  mit  der  vom  Bund 
abgegebenen  Waare  und  über  Fabrikation  und  Verkauf  des  nicht 
bundessteuerpflichtigen  Branntweins  zu  üben.  Die  Reineinnahmen 
der  Monopolverwaltung  werden  unter  sämmtliche  Cantone  nach  Ver- 
hältniss  der  Bevölkerung  vertheilt.  Strafe  für  Zuwiderhandeln 
gegen  das  Monopol  das  Fünf-  bis  Dreissigfache  der  dem  Staat 
unterschlagenen  Summe,  bei  Unmöglichkeit  der  Ermittlung  dieser 
Summe  200  bis  10,000  Fr.  Bei  Rückfall  Verdoppelung  statthaft 
nebst  Gefängniss  bis  zu  6  Monaten.  Versuch  gleich  der  Vollen- 
dung bestraft.  Für  andere  üebertretungen  Strafe  von  20  bis  500  Fr. 
Strafverfahren  gemäss  B.-G.  v.  30.  Juni  1849  betr.  das  Verfahren 
bei  Uebertretung  fiscalischer  Gesetze.  —  Der  Bund  entschädigt 
die  Eigenthümer  der  bestehenden  Brennereien  (hierüber  nähere  Be- 
stimmungen). 

Behufs  Durchführung  dieses  Gesetzes  hat  der  Bundesrath  eine 
Reihe  von  Beschlüssen  erlassen,  welche  hier  nicht  aufgeführt 
werden,  weil  dem  von  uns  berücksichtigten  Rechtsgebiete  nicht 
angehörig.     Sie  stehen  in  Bd.  X  der  Ges.  Sammlung. 

30.  Bundesbeschluss  betreffend  Artikel  32  ^^  der  Bundesver- 
fasstmg.     Vom  20.  December.     (S.  420  f.) 

Der  Art.  32  ^*®  B.  V,  stellt  das  Brennen  von  Weintrestem, 
von  Korn-  und  Steinfrüchten  und  deren  Abfällen,  von  Enzian, 
Wachholderbeeren  und  ähnlichen  Stoffen  ausserhalb  der  Bundes- 
vorschriften betr.  Fabrication  und  Besteuerung  geistiger  Getränke. 
Nun  zeigte  sich,  dass  solche  Stoffe  massenhaft  aus  dem  Auslande 
eingeführt  wurden  und  dem  Bundesalcohol  eine  ruinöse  Concurrenz 
drohte.  Daher  fasste  nun  die  Bundesversammlung  auf  dem  Weg 
der  sog.  Interpretation,  in  W^ahrheit  aber  Aenderung  des  Art.  32  ***■ 
den  obigen  Beschlass,  welcher  besagt,  das»  sich  dieser  Artikel 
nur  auf  Stoffe  inländischer  Herkunft  beziehe.  Hiezu  ein  Kreis- 
Bchreiben  des  Bundesraths  an  sämmtliche  eidgenössische  Stände  vom 
17,  Januar  1888  im  BB.  1888,  IS.  115  f. 
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31.  Kreisschreiben  (des  Bandesraths)  an  sämmtUche  eidge- 
nössische Stände,  betreffend  Ausführung  des  Gesetzes  über  Beauf- 
sichtigung von  Privatuntemehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens.    Vom  26,  Januar.     (Bß.   1887,  I  S.  193  ff.) 

Kenntnissgabe  der  Versichernngsgesellschaften ,  welche  die 
Concession  nachgesacht  nnd  erhalten  haben ,  somit  anter  dem 
Bnndesgesetz  von  1885,  nicht  mehr  nnter  den  cantonalen  Anf- 
Sichtsgesetzen  stehen  und  nicht  mehr  cantonalen  Taxen  (fnr  Agenten 
n.  dgl.)  und  cantonalen  Cantionen  unterliegen.  Agenturen  solcher 
Gesellschaften  sind  nicht  in  das  Handelsregister  einzutragen  (dies 
in  Abänderung  eines  Bundesrathsbeschlusses  vom  1.  Febr.  1884), 
weil  sie  nur  Angestellte  der  Gesellschaft  sind.  Noch  weniger 
werden  die  Personen,  bei  denen  Gesellschaften  ein  Kechtsdomicil 
verzeigen ,  als  Bevollmächtigte  oder  gar  das  Domicil  als  Zweig- 
niederlassung zu  behandeln  sein.  —  Nicht  concessionierte  Gesell- 
schaften dürfen  von  nun  an  keine  neuen  Versicherungsverträge  ab- 
schliessen  und  haben  die  bestehenden  nach  den  cantonalen  Gesetzen 
abzuwickeln. 

32.  Bundesrathsbeschluss  über  die  Vollziehung  von  Art  5 
litt,  d  des  B.-Ges.  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken.  Vom  19. 
December.     (S.  397  f.) 

Als  Industrien,  die  erwiesenermassen  und  ausschliesslich  be- 
stimmte gefôhrliche  Krankheiten  erzeugen,  gelten  solche,  in  denen 
Blei,  Quecksilber,  Arsen,  Phosphor,  irrespirable  und  giftige  Gase, 
Cyan,  Benzin,  Anilin,  Nitroglycerin,  Pockengift  verwendet  werden, 
bezw.  entstehen.  Diese  Industrien  werden  für  solche  Krankheiten 
der  Haftpflicht  nach  Fabrikhaftpflichtgesetz  von  1881  und  Haft- 
pflichtgesetz von  1887  unterstellt. 

33.  Bwndesgesetz  beireffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht 
und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom  25,  Juni  1881.  Vom 
2t>.  April.     (S.  165  ff.) 

Das  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1881  betrifft  wie  bekannt 
blos  die  Haftpflicht  des  Fabrikherm  für  Unfälle  der  Arbeiter  aas 
Fabrikbetrieb  {vgl  diese  Zeitschr.  N.  F.  I  S.  241  Nr.  30).  Das 
neue  Gesetz  dehnt  nun  die  für  den  Betrieb  von  Fabriken  festge- 
setzte Haftpflicht  mit  allen  Bestimmungen  jenes  Gesetzes  aus  und 
zwar  auf  alle  Gewerbe ,  in  welchen  explodierbare  Stoffe  gewerbs- 
mässig erzeugt  und  verwendet  werden,  ferner,  unter  Voraussetzung 
der  Beschäftigung  von  durchschnittlich  mehr  als  5  Arbeitern  wäh- 
rend der  Betriebszeit,  auf  das  Baugewerbe  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Arbeiten  in  Werkstätten,  auf  Werkplätzen,  am 
Bauwerke  selbst  oder  beim  bezüglichen  Transport;  die  Fuhrhalterei, 
den  Schiffsverkehr  und  die  Flösserei  (vorbehalten  Dampfschiffifahrt)  ; 
die  Aufstellung   und  Reparatur    von   Telephon-   und  Telegraphen- 
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leitangen,  die  AafstelluDg  und  den  Abbruch  von  Maschinell  und 
die  Ausführung  von  Installationen  technischer  Natur;  den  Eisen- 
bahn-, Tunnel-,  Strassen-,  Brücken-,  Wasser-  und  Brunnenbau, 
die  Erstellung  von  Leitungen  und  die  Ausbeutung  von  Bergwerken, 
Steinbrüchen  und  Gruben.  Haftbar  sind  die  Gewerbeinhaber,  resp. 
die  Unternehmer,  auch  bei  Uebertragung  der  Arbeit  an  Dritte  zur 
Ausfuhrung,  bei  Regieausführung  die  betreffende  Verwaltung.  Femer 
wird  die  Haftpflicht  ausgedehnt  auf  die  mittelbar  mit  dem  Fabrik- 
betrieb zusammenhängenden  Dienstverrichtungen,  auch  wenn  sie 
nicht  in  den  geschlossenen  Räumen  det  Fabrik  vorgenommen 
werden,  und  auf  die  mit  dem  Fabrikbetrieb  zusammenhängenden 
Hilfsarbeiten.  Die  Cantone  haben  durch  Gesetze  dafür  zu  sorgen, 
dass  den  bedürftigen  Arbeitern  unentgeltlicher  Rechtsschutz  mit 
Erlass  von  Cautionen,  Expertenkosten  u.  dgl.  und  möglichst  rascher 
Processgang  gewährt  werde.  Dasselbe  gilt  für  Fälle,  die  an  das 
Bundesgericht  gebracht  werden.  Die  Gewerbeinhaber  und  Unter- 
nehmer haben  ein  Verzeichniss  der  bei  ihnen  vorgekommenen  Un- 
fälle zu  führen  und  der  cantonalen  Behörde  spätestens  3  Monate 
vor  Ablauf  der  Veijährungsfrist  zu  Händen  des  Fabrikinspectors 
einzureichen,  bei  Busse  von  Fr.  5 — 100.  Die  Gantonsregierung 
hat  eine  Untersuchung  zu  veranstalten,  wenn  sie  in  Erfahrung 
bringt,  dass  ein  entschädigungsberechtigter  Arbeiter  eine  ihm  zu- 
stehende billige  Entschädigung  auf  aussergerichtlichem  Wege  nicht 
erhalten  hat.  Verträge,  wonach  dem  Berechtigten  eine  offenbar 
unzulängliche  Entschädigung  zukommt,  sind  anfechtbar. 

Man  kann  gegenüber  diesem  Gesetze  das  Bedenken  nicht 
unterdrücken,  dass  es  etwas  planlos  zu  Werke  gegangen  ist.  Die 
Begrenzung  auf  die  genannten  Gewerbe  ist,  nachdem  man  einmal 
den  Boden  einer  allgemeinen  Arbeitergesetzgebung  betreten  hat, 
willkürlich,  und  auch  die  Beschränkung  auf  Gewerbe  mit  mehr  als 
5  Arbeitern  hat  keinen  Sinn  mehr.  Namentlich  aber  trifft  das 
Gesetz  die  kleinen  Arbeitgeber  ungemein  schwer,  denen  auch  schon 
die  Aufbringung  der  Versicherungsprämien  fast  unmöglich  wird, 
und  liilft  eben  darum  den  Arbeitern  nicht  viel,  weil  die  Arbeit- 
geber bei  grossen  Unfóllen  nicht  die  Mittel  haben,  die  Entschä- 
digungen zu  zahlen.  Gegen  Zahlungsunfähigkeit  hilft  kein  Gesetz 
und  keine  unentgeltliche  Processfuhrung.  Das  Endziel  des  hier 
betretenen  W^eges  kann  nur,  wie  das  die  nationalräthliche  Com- 
mission schon  bemerkt  hat,  die  allgemeine  obligatorische  Unfall- 
versicherung sein,  bei  welcher  Bund  und  Cantone,  Arbeitgeber  und 
Ai*beiter  in  richtigem  Verhältniss  zur  Uebernahme  des  Risicos 
herbeizuziehen  sind. 

Ein  Ereisschreiben  (des  Bundesraths)  an  sämmtliche 
eidgenössische  Stände  betreffend  die  Vollziehung  dieses 


Obligationeorecht.]  Unfallstatistik.    Seachen.  411 

Bandeßgesetzes,  vom  25.  October  (BB.  1887,  IV  S.  200  ff.)» 
ertheilt  mehrfache  Weisungen  Behufs  gleichmässiger  und  genauer 
Ausführung  des  Gesetzes.  Dazu  auch  das  Kreisschreibeu  (des 
Schweizer.  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartements)  an  die 
eidgen.  Stände  betr.  das  System  der  Unfallanzeigen  der 
haftpflichtigen  Betriebsunternehmer,  vom  8.  November  (BB. 
1887,  IV  S.  625  f.). 

34.  Bundesbeschluss  betreffend  die  Aufnahme  und  staUsUsdie 
Vervoerthung  der  in  der  Schweiz  vorkommenden  Unfäüe.  Vom 
23.  Decomber.     (S.  430  f.) 

In  Ausführung  des  B.-Ges.  vom  23.  Juli  1870  soll  dem  Bundes- 
rath  durch  cantonale  Zählbeamte  das  Material  für  eine  Statistik 
der  in  der  Schweiz  vorkommenden  Unfälle  geliefert  werden.  Hiezu 
ist  gleich  noch  zu  nehmen 

35.  Verordnung  (des  Bundesraths)  über  die  UnfaUstaUsUk, 
Vom  17.  Januar  1888.     (S.  481  f.) 

Beschreibt  namentlich  genau  die  Aufgabe  der  Cantone  und 
der  von  ihnen  ernannten  „Unfallzähler"  sowie  die  Pflicht  der  Aerzte, 
die  bei  Unfällen  in  Anspruch  genommen  werden,  der  Civilstands- 
beamten  und  der  Fabrikinhaber  zu  Anzeige.  Hiezu  ein  Kreis- 
sclireiben  (des  Bundesraths)  an  sämmtliche  eidgen.  Stände 
betr.  Durchführung  der  Verordnung,  vom  17.  Januar  1888 
<Bb.   1888  I  S.  157  f.). 

36.  VoUziehungsverordnung  (des  Bundesraths)  zu  den  Bundes- 
gesetzen  über  potizeäiche  Massregeln  gegeti  Viehseuchen  vom  8. 
Febi'uar  1872,  19.  JuU  1873  und  1.  Juii  1886.  Vom  14.  October. 
(S.  305  S.) 

Sehr  ausführlich  über  Organisation  der  Veterinärpolizei,  über 
die  bei  den  einzelnen  Krankheiten  zu  ergreifenden  Massregeln  u.  s.  f. 

37.  Reglement  (des  Bundesraths)  betreffend  die  Ausrichtung 
von  Bundesbeiträgen  an  Cantone  und  Gemeinden  zur  Bekämpfung 
gemeingefährlicher  Epidemien.    Vom  4.  November.    (S.  353  ff.) 

Art.  8  des  Ges.  vom  2.  Juli  1886  (diese  Zeitschr.  N.  F.  VI 
S.  380  Nr.  12)  verpflichtet  den  Bund  zu.  Ersatz  der  Hälfte  der 
Auslagen,  welche  Cantone  und  Gemeinden  für  die  Durchführung 
der  im  Gesetz  vorgeschriebenen  Massregeln  gemacht  haben.  Dieses 
Eeglement  giebt  hierüber  genaue  Bestimmungen.  Zugleich  hat  der 
Bundesrath  ein  Kreisschreiben  an  sämmtliche  eidgenös- 
sische Stände  über  die  Durchführung  des  Bundesgesetzes 
betr.  Massnahmen  gegen  gemeingefährliche  Epidemien 
vom  2.  Juli  1886  erlassen  (BB.  1887,  IV  S.  476  ff.). 
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IL  Strafreeht 

38.  Bundesrathsbeschluss  betreffefnd  Berichtigung  des  üalie- 
nischen  Textee  des  Määärstrafgesetzbuches  vom  27,  August  1851. 
Vom  16.  December.     (S.  436  f.) 

In  Art.  132  lit.  e  dea  B.-Ges.  über  die  Straf rechtspflege  fiir 
die  eidgen.  Truppen  wird  als  ansgezeiclineter  Diebstahl  anfgestellt 
der  an  Kriegskameraden,  Quartiergenossen  oder  Dienstherm  be- 
gangene. Die  italienische  üebersetznng  hatte  blos  den  letztern 
(padrone)  genannt.  Es  wird  also  noch  nachgetragen:  commilitone 
und  qualcuno  nel  suo  quartiere« 


III.  Rechtsorganisation. 

39.  BescMuss  (des  Bundesraths)  betreffend  die  OrgcmisaUon, 
seiner  Departemente.    Vom  8.  Juli.     (S.  104  fif.) 

Abänderung  von  Art.  22 — 29  des  Bundesbeschlusses  vom  21. 
Aug.  1878.  An  die  Stelle  des  bisherigen  „politischen  Departe- 
ments" tritt  das  ^Departement  des  Aeussern*  ,  welches  nun  auch 
die  Ueberwachung  des  schweizerischen  Handelsamtsblatts,  des  ge- 
werblichen, litterarischen  und  künstlerischen  Eigenthums,  der  Con- 
trolierung  der  Gold-  und  Silberwaaren  und  des  Auswanderungs- 
wesens erhält.  Dem  Justizdepartement  ist  zu  seinen  bisherigen 
Geschäften  noch  zugetheilt  die  Ausführung  des  B.-G.  über  Civil- 
stand  und  Ehe  (bisher  beim  Departement  des  Innern),  das  Handels- 
register und  „die  Aufrechthaltung  der  Ruhe  und  öffentlichen  Ord- 
nung im  Innern."     Das  Uebrige  gehört  nicht  hieher. 

40.  Consularübereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Portu^ 
gal.  Vom  27.  August  1883,  ratificiert  von  Portugal  am  21. 
Juli  1887,  von  der  Schweiz  am  21.  December  1887.  («. 
443  ff.) 

Dieser  Vertrag,  für  die  Schweiz  wegen  ihrer  schwachen  Ver- 
kehrsbeziehungen zu  Portugal  nicht  besonders  wichtig,  ist  auf 
Grundlage  des  Vertrags  mit  Rumänien  vom  14.  Febr.  1880  (diese 
Zeitschr.  XXII  Abth.  3,  S.  7  Nr.  13)  redigiert  und  mit  demselben 
gleichlautend. 
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Zweiter  Theil 

Canton  alge  86  tzgebung. 

I.  Allgemeines 
(Gesetzgebung  überhaupt,  Publication  der  Gesetze  n.  s.  f.). 

41.  Revidirte  Verfassung  für  den  Canton  Glatis.  Ange- 
nommen von  der  Landsgemeinde  am  22,  Mai,  von  der  Bundes- 
versammlung gewährleistet  den  29.  Juni.  (Beil.  zum  Amtsbl. 
Nr.  27.  Vgl.  die  Motive  im  Memorial  für  die  ordenti.  Lands- 
gemeinde  des  C.  Glarus  v.  J.  1887  S.  3  ff.) 

Eine  Eevision  der  Verfassung  war  schon  187ö  angestrebt 
worden,  um  die  cantonale  Verfassung  mit  der  des  Bundes  in  Ein- 
klang zu  setzen  und  in  der  Organisation  der  administrativen  und 
theilweis  auch  der  richterlichen  Behörden  zeitgemässe  Verein- 
fachungen anzubringen.  Dem  ersteren  Bedürfniss  hatte  die  Be- 
reinigung der  Gesetzessammlung  i.  J.  1878  genügt,  der  zweite 
Punct  hat  jetzt  zu  sehr  einschneidenden  Veränderungen  in  Ab- 
schnitt III  geführt.  Der  erste  Abschnitt  enthält  die  üblichen  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  die  sog.  Grundrechte:  Trennung  von 
Justiz  und  Administration,  Gleichheit  der  Bürger  vor  dem  Gesetz, 
Garantie  der  persönlichen  Freiheit,  der  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit, des  Eigenthums  (vorbehalten  Expropriation),  der  Press-, 
Vereins-,  Handels-  und  Gewerbefreiheit,  Niederlassungsrecht  ge- 
mäss Bundesverfassung,  Erwerb  des  Land-  und  Tagwenrechts, 
schliesslich  der  als  Perle  des  Entwurfes  bezeichnete  Ârmenartikel, 
welcher  am  Heimatsprincip  festhaltend  die  Pflicht  der  Armenunter- 
stützung den  Armenkreisen  (Gemeinden)  mit  Berechtigung  zur  Er- 
hebung von  Armensteuem  belässt,  auch  die  Verwandtschaftssteuern 
zwischen  Eltern  und  Kindern  und  zwischen  Geschwisteni  aufrecht 
erhält,  aber  für  den  Fall  zu  schwerer  Belastung  der  Gemeinden 
eine  Beihälfe  des  Staats  grundsätzlich  anordnet.  —  Abschnitt  II 
(politische  Bechte  der  Bürger  und  Wahlbestimmungen)  setzt  das 
Alter  der  Stimmfähigkeit  vom  18.  auf  das  20.  Jahr  hinauf,  ge- 
mäss dem  Stimmrecht  in  eidgenössischen  Sachen,  behandelt  den 
schweizerischen  Aufenthalter  nach  dreimonatlichem  Aufenthalt  als 
Niedergelassenen  und  schliesst  vom  Activbürgerrechte  ausser  den 
bisher  schon  Ausgeschlossenen  (Mundtodt erklärte,  Criminalisierte, 
Fallite  bis  zur  Rehabilitation)  noch  die  durch  liederlichen  Lebens- 
wandel der  öffentlichen  Unterstützung  Anheimgefallenen  aus  (mit 
Eecursrecht  an  den  Regierungsrath  gegen  die  bezüglichen  Be- 
schlüsse des  Gemeinderaths).  —  Am  eingreifendsten  bringt  der 
Abschnitt  HE  (Organisation  und  Befugnisse  der  öffentlichen  Ge- 
walten) Neues.     Die  Landsgemeinde  bleibt  die  souveräne  Behörde 
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mit  bisherigen  Competenzen  (G^esetzgebnng,  Steuerfestsetzung,  Wahl 
der  Regierung  und  der  Gerichte,  u.  A.).  Abgeschafft  dagegen 
wird  der  Rath  mit  seinen  Commissionen,  welche  einer  grossen  Zahl 
von  Männern  aus  allen  Gemeinden  eine  Betheiligung  an  der  Landes- 
verwaltung gestatteten;  der  Rath  bestand  bisher  aus  den  9  Älit- 
gliedern  der  Standescommission  und  den  von  den  Tagwen  im  Ver- 
hältniss  von  einem  Mitglied  auf  1000  Seelen  der  Bevölkerung  Ge- 
wählten; er  war  die  Regierung.  Als  Mittelbehörde  zwischen  ihm 
und  der  Landsgemeinde  bestand  der  dreifache  Landrath,  zusammen- 
ge  setzt  aus  dem  Rath  und  aus  den  von  den  Tagwen  im  Verhält- 
niss  von  je  2  auf  ein  Rathsglied  gewählten  Landräthen.  Das 
Memorial  bemerkt  nun,  der  Rath  habe,  als  ein  Verwaltungskörper 
von  über  40  Mitgliedern,  die  heut  zu  Tage  an  eine  gut  and  rasch 
arbeitende  und  von  einheitlichen  Gesichtspuncten  getragene  Admini- 
stration gestellten  Anforderungen  schwer  erfüllt.  So  tritt  nun  an 
die  Stelle  des  „Raths"  der  „  Regier ungsrath"  (Landamraaun  als 
Präsident,  Landesstatthalter  als  Vicepräsident ,  und  5  Mitglieder, 
alle  von  der  Landsgemeinde  gewählt),  als  oberste  Verwaltungs- 
behörde. Der  Landrath  ist  anders  organisiert  als  der  bisherige, 
indem  die  Regierungsräthe  nicht  mehr  Mitglieder  desselben  sind, 
sondern  nur  berathende  Stimme  haben;  so  musste  auch  die  Wahl- 
art des  Landraths  geändert  werden;  er  wird  jetzt  von  den  18 
Wahlgemeinden,  in  die  der  Canton  eingetheilt  ist,  gewählt,  und 
zwar  auf  je  500  Seelen  der  Bevölkerung  und  Bruchtheile  von  über 
250  Seelen  ein  Mitglied,  so  dass  er  von  111  Mitgliedern,  die  der 
dreifache  Landrath  zuletzt  hatte,  auf  67  (nach  der  1880«'  Volks- 
zählung) herabsinkt.  Der  Landrath  ist  vorberathende  Behörde  für 
alle  Verhandlungsgegenstände  der  Landsgemeinde,  setzt  das  Budget 
fest,  nimmt  die  Landesrechnung  ab,  ist  in  vielen  Fällen  Recurs- 
behörde,  übt  die  Aufsicht  über  Regierung  und  Gei-ichte,  beschliesst 
bis  auf  Fr.  5000,  und  hat  das  Recht  zu  Erlass  von  Verordnungen. 
—  Im  Gerichtswesen  wird  der  Gesetzgebung  zugelassen,  im  Inter- 
esse der  Kostenersparniss  dem  Civilgerichte  die  kleinen  Rechts- 
händel abzunehmen  und  den  Vermittlerämteru  oder  dem  Civil- 
gerichtspräsidenten  zuzuweisen.  Besonders  aber  ist  das  Ehegericht 
als  selbständiger  Gerichtsstab  aufgehoben  und  seine  Competenz 
dem  Civilgerichte  übertragen.  Fallen  gelassen  sind  ferner  die  4 
Ergänzungsrichter  des  Appellationsgerichtes,  welches  jetzt  Ober- 
gericht heisst;  dasselbe  ergänzt  sich  in  Austrittsfällen  aus  den 
im  betr.  Fall  nicht  in  Function  gewesenen  Gerichtspräsidenten, 
event.  unbetheiligten  Mitgliedern  der  Untergerichte.  —  Jede  Wahl- 
gemeinde hat  ein  Vermittler-,  ein  Waisen-,  ein  Betreibung«-  und 
ein  Polizeiarat,  welche  die  Wahlgemeinde  direct  wählt.  Die  Ein- 
theilung  in  Tagwen  (die  bisherigen  Gemeinden)  bleibt  fortbestehen. 
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Han  wagte  nicht  den  vielfach  gewünschten  Schritt,  an  die  Stelle 
4er  Tagwen  Einwolinergemeinden  zu  setzen  und  das  Tagwengut 
für  deren  Bedürfnisse  in  Anspruch  zu  nehmen  ;  jedoch  entsteht  dui'ch 
Vereinigung  der  Tagwenverbände  und  der  Niedergelassenen  die 
■Ortsgemeinde,  w^elche  aus  mehreren  Tagwen  bestehen  kann.  Die 
Tagwen  sind  also  die  Bürgergemeinden  und  beschliessen  in  rein 
bürgerlichen  Angelegenheiten;  ein  Mitantheil  am  Tagwengut  steht 
den  Niedergelassenen  nicht  zu.  In  Sachen  nicht  rein  bürgerlicher 
Natur  stimmen  die  niedergelassenen  Schweizerbürger  mit.  Auf 
den  Tagwen  ruht  auch  das  Armen wesen,  und  es  ist  ihnen  das 
Recht  garantiert,  ihren  Bürgern  auch  fernerhin  Nutzungen  zu- 
kommen zu  lassen.  Die  durch  Vereinigung  der  Tagwenleute  und 
der  Niedergelassenen  gebildete  Ortsgemeinde  wählt  einen  Gemeinde- 
rath,  sie  kann  zur  Bestreitung  des  öffentlichen  Haushalts  Steuern 
erheben,  unter  Beitragspflicht  des  Tagwenguts  für  Ausgaben,  welche 
Bürger  und  Niedergelassene  zugleich  betreffen.  Ausserdem  giebt 
•es  Schulgemeinden  und  Armenkreise,  auf  der  öconomischen  Grund- 
lage besonderer  Schul-  und  Armengüter.  Diese  Gemeinden  decken 
sich  im  Wesentlichen,  jene  mit  den  Ortsgemeinden,  diese  mit  den 
Tagwen.  —  Die  Verfassung  kann  zu  jeder  Zeit  revidiert  werden, 
nnd  zwar  geschieht  eine  Partialrevision  nach  dem  für  die  Gesetz- 
gebung geltenden  Verfahren,  Totalrevision  muss  von  der  Lands- 
gemeinde beschlossen  werden  gleichzeitig  mit  einer  Verfügung  dar- 
über, ob  der  bestehende  Landrath  oder  ein  neuer  den  neuen  Ent- 
wurf ausarbeiten  solle. 

Diese  Verfassung  ist  ein  neuer  Beweis  dafür,  wie  falsch  immer 
noch  die  Aufgabe  der  Cantone  aufgefasst  wird,  indem  sie  nach 
den  für  grosse  Staaten  passenden  Grundsätzen  eingerichtet  werden, 
und  ihr  Lebenselement,  die  möglichst  ausgedehnte  Theilnahme  der 
Bürger  an  der  Selbstverwaltung,  preisgegeben  wird. 

42.  Verfassung  des  Cantoiis  Sololhurn.  Vom  Volke  ange- 
nommen den  23.  October.     (A.  S.  d.  G.  LX  S.  47  f.) 

Hervorgegangen  aus  einer  ziemlich  plan-  und  ziellosen  Politik 
der  oppositionellen  Parteien.  Arge  Veruntreuungen  in  Regierungs- 
kreisen hatten  Entrüstung  erregt,  die  Opposition  glaubte  das  be- 
nutzen zu  können,  wusite  aber  Mangels  hervorragender  Führer 
und  bestimmter  Postulate  nichts  anderes  als  eine  Verfassungsre vi- 
sion anzutreiben.  So  kam  Solothurn  zu  einer  neuen  Verfassung, 
und  in  der  Hauptsache  blieb  es  beim  Alten.  Die  Verfassung,  von 
der  Bundesversammlung  gewährleistet  den  21.  Decomber  (a.  S.  d. 
B.-G.  N.  F.  X  S.  421),  wird  in  ihren  Abweickmgen  von  der  alten 
<iharacterisiert  in  der  Botschaft  des  Bundesraths  v.  5.  Dec.  (BB. 
1887,  IV  S.  781).  Die  wesentlichsten  Neuerungen  sind:  Ausdeh- 
nung  der  Volksrechte;    einmal  werden   dem  obligatorischen  Refe- 
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rendnm  unterstellt  neue  jährlich  wiederkehrende  Ansgaben  über 
15,000  Fr.  (bisher  blos  solche  ttber  20,000  Fr.),  sodann  ist  die 
Initiative  bedeutend  erweitert,  sie  kann  jetzt  in  der  Form  der  ein- 
fachen Anregung  oder  des  ausgearbeiteten  Entwurfs  geübt  werden  ; 
nimmt  der  Oantonsrath  den  Vorschlag  nicht  unverändert  an,  so 
muss  der  Volksentscheid  darüber  stattfinden.  —  Erweiterung  der 
Volkswahlen  auf  die  Mitglieder  des  Regierungsraths,  die  Gerichts- 
statthalter, Bezirksförster  und  Bezirksweibel,  die  Civilstandsbeamten 
und  die  Salzauswäger  ;  die  definitiven  Pfarrwahlen  unterliegen  nicht 
mehr  der  staatlichen  Bestätigung,  blos  die  Wahl  der  Pfarrver- 
weser. —  Wählbarkeit  in  den  Oantonsrath  auch  auf  geistliche  Per- 
sonen ausgedehnt.  —  Die  Eehabilitation  und  Wiedererlangung  des 
Stimmrechts  wird  den  ohne  eigne  Schuld  in  Geldstag  Gekommenen 
erleichtert.  —  In  Aussicht  genommen  sind  gewerbliche  Schieds- 
gerichte für  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern. 
—  Schärfere  Ausscheidung  der  Gemeinden  in  Einwohner-,  Börger- 
und  Kirchgemeinden,  letztere  wählen  Eirchgemeinderäthe  und  können 
sich  zu  einer  gemeinsamen  Organisation  (Synode)  verbinden.  — 
Armenunterstützung  wie  bisher  Sache  der  Heimatgemeinde,  blos 
die  durch  Bundesges.  vom  22.  Juni  1875  begründete  ausserordent- 
liche Armen-  und  Erankenunterstützung  trifft  die  Einwohnerge- 
meinde.  —  Postulat  eines  Wuchergesetzes.  —  Dies  die  Haupt- 
punkte, die  uns  hier  berühren,  die  neuen  Vorschriften  betreffend 
Schul-,  Steuer-,  Sanitätswesen  u.  A.  gehen  uns  hier  nicht  an.  Die 
sog.  garantierten  Rechte  der  Privatpersonen  (Gleichheit  vor  dem 
Gesetze,  Glaubensfreiheit,  u.  s.  f.  u.  s.  f.)  sind  die  alten. 

43.  Nuova  Raccolta  generale  delle  Leggi  e  dei  Decreti  del 
cantone  Ticino  dal  1803  al  1886  in  vigore  e  degli  alti  più  ttn- 
portanti  del  diritto  pubblico  Svizzero.  Volumi  li  e  III.  Bellin- 
zona.    Tip.  cant.  1887. 

Fortsetzung  der  in  der  voijährigen  üebersicht  unter  Nr,  33 
angezeigten  neuen  Gesetzessammlung.  Der  zweite  Band  enthält: 
Civilstand  und  Bevölkerungsstatistik,  Oultus,  Sanitätspolizei,  Armen- 
wesen, Berufe  und  Gewerbe,  Ackerbau  und  Viehzucht,  Forstwesen^ 
Jagd  und  Fischerei,  Handel,  Industrie  und  Banken,  Finanzwesen. 
Der  dritte  Band  enthält  :  eidgen.  Zollwesen  und  cantonale  Oonsum- 
steuer.  Post  und  Telegraph.  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe.  Bau-^ 
ßrziehungs-,  Militärwesen.  Gesandtschaften  und  Oonsulate.  Staats- 
verträge und  Concordate. 

44.  Nouveau  Recueil  officiel  du  canton  de  Neuchâtd  repro^ 
duisant  d'après  les  quinze  volumes  de  Vanden  Recueil  les  Lois, 
Décrets  et  autres  Actes  du  Gouvernement  qui  sont  demeurés  en 
vigueur.     Soc.  d*imp.  de  Cernier,  IbSl, 

Am  19.  Febr.  1886  beschloss  der  Grosse  Rath,    der  Begie- 
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rungsrath  sei  ermächtigt  za  Heransgabe  einer  Sammlang  der  noch, 
geltenden  Gesetze  nach  Materien  geordnet  mit  répertoire  analytique. 
Die  Anordnung  folgt  der  Ëintbeilang  der  Departemente.  Im  Jahr 
1887  sind  2  Bändchen  erschienen,  das  erste  enthält  die  Affaires 
générales  (Verfassung  und  Gesetze,  Verordnungen  und  Réglemente 
die  allgemeine  Verwaltung  und  die  Staatscanzlei  betreffend),  sowie 
den  ersten  Theil  der  Justizgesetze  (Grerichtsorgauisation ,  Besol- 
dungen und  Tarife,  Civiljustiz,  mit  Weglassung  der  Hauptgesetz- 
gebungen über  Civilrecht,  Civilprocess,  Strafrecht  und  Strafprocess). 
Das  zweite  Bändchen  enthält  die  Gesetze  über  Strafjustiz,  Gefäng- 
nisse, Expropriation,  Barreau,  Notariat,  Civilstand,  Stiftungen, 
Handelsregister,  Grundbuch  und  Cataster,  und  die  in  das  Polizei- 
departement fallenden  Polizeigesetze  (Polizei  im  Allgemeinen,  Fremden- 
polizei, Sonntagsruhe,  Heilsarmee,  Hausieren,  Pfandleihgeschäfte, 
Packträger,  Transport  und  Aufbewahrung  explosibler  Stoffe,  Hunde- 
polizei,  Jagd,  Fischerei,  Pfahlbauten,  Schiffifahrt). 


IL  Civilrecht 
1.  Civilgesetzbücher. 

43.  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den  Canton  Zürich.  V'om 
zürch.  Volke  angenommen  am  4.  September  1887,  in  Kraft 
tretend  mit  1.  Januar   1S88.    (Bes.  gedr.) 

Bekanntlich  besass  der  Canton  Zürich  bereits  eine  Codification 
des  Privatrechtes ,  welche ,  von  Prof.  J.  C.  Bluntschli  entworfen 
und  später  auch  commentiert,  in  ihren  einzelnen  Theilen  successive 
von  1854  —  1856  in  Kraft  getreten  war.  Dieses  Gesetz  hatte 
8.  Z.  allseitige  und  gewiss  wohl  verdiente  Anerkennung  gefunden  ; 
es  hatte  einen  ganz  bedeutenden  Fortschritt  im  zürcherischen  Rechts- 
leben dargestellt,  und  in  glücklicher  Weise  die  im  Canton  herge- 
brachten Anschauungen  mit  den  Anforderungen  und  Ideen  des  mo- 
dernen Verkehrs  zu  verbinden  gewosst.  Dank  dem  Ausdrucke, 
den  es  den  letztem  gegeben,  ist  es  denn  auch,  besonders  im  Obli- 
gationenrecht, bei  neuern  Codificationen,  sowohl  anderer  Cantone, 
z.  B.  Schaffhausen,  Thurgau,  als  auch  des  Auslandes^  z.  B.  beim 
deutschen  Handelsgesetzbuche,  beim  sächsischen  Gesetzbuch,  am 
ausgiebigsten  aber  beim  Schweiz.  Obligationenrecht  zum  Muster  ge- 
nommen worden. 

Seither  sind  über  30  Jahre  vergangen  und  in  der  mittler- 
weile aufgestiegenen  neuen  Generation  ist  das  Bedürfniss  leicht 
beweglichen  Verkehrs   bei   den  in  ungeahnter  Weise  entwickelten 
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Verkehrsmitteln  immer  mächtiger  geworden,  während  die  herge- 
brachten Anschauungen  immer  mehr  zurückgetreten  sind.  So  er- 
schien namentlich  der  zärcherische  Schuldbrief,  der  gemäss  altem, 
zürcherischem  Rechte  seinem  Wesen  nach  nur  Beweisurkunde,  nicht 
Légitimations-  oder  Ordrepapier  war,  und  so  z.  B.  durch  Confu- 
sion von  Forderung  und  Schuld  seine  Kraft  verlieren  sollte,  nicht 
mehr  als  zeitgemäss;  im  Leben  wurde  er  allgemein  entgegen  dem 
Gesetze  auf  Umwegen  wie  ein  Ordre-  oder  gar  wie  ein  Inhaber- 
papier behandelt,  und  der  Ruf  nach  einer  Aenderung  der  diess- 
fälligen  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  schon  vor  mehr  als  10  Jahren 
bei  Anlass  des  Notariatsgesetzes  erhoben  worden. 

Indessen  war  es  nicht  dieser  Umstand,  der  die  Revision  de» 
Gesetzbuches  geradezu  veranlasste;  denn  er  betraf  doch  immerhin 
nur  einzelne  Bestimmungen  des  umfangreichen  Gesetzes,  welche 
wohl  durch  kleinere  Novellen  mit  Beibehaltung  des  grossen  Ganzen 
geändert  werden  konnten.  Und  es  sind  auch  wirklich  kleinere 
Modification  en  des  pr.  G.  B.  durch  cantonale  Gesetze  vorgenommen 
worden;  so  durch  das  Flurgesetz,  das  Strassengesetz,  das  Concurs- 
gesetz,  das  Notariatsgesetz.  Immerhin  erschwerte  die  Vermehrung 
dieser  Novellen  einigermassen  den  Gebrauch  des  Gesetzbuches. 
Wesentlich  beeinträchtigt  wurde  er  aber  erst  durch  das  Hinzu- 
treten eidgenössischer  Gesetze,  so  schon  der  Bundesverfassung  und 
des  Civilstandsgesetzes  von  1874,  dann  des  Eisenbahntransport- 
gesetzes, der  Gesetze  über  Jagd  und  Fischerei,  des  Fabrik-,  des 
Haftpflichtgesetzes,  vollends  und  in  sehr  grossem  Masse  durch 
das  Inkrafttreten  der  Bundesgesetze  über  die  Handlungsfähigkeit 
und  über  das  Obligationenrecht.  Nicht  nur  haben  diese  eidgenös- 
sischen Normen  ganze  grosse  Partien  des  Gesetzbuches  aufgehoben, 
sondern  es  traten  auch  die  bekannten  Streitfragen  auf,  in  wie 
weit  mit  Bezug  auf  gewisse  Materien  überhaupt  cantonales  Recht 
noch  gelte  oder  nicht.  Das  Bedürfniss  der  Revision  war  damit 
dringend  geworden. 

Zunächst  beauftragte  zufolge  eines  Beschlusses  des  Cantons- 
rathes  vom  18.  Jan.  1882  der  Justizdirector  Spiller  den  Professor 
Schneider  mit  der  Anfertigung  einer  Zusammenstellung  derjenigen 
Paragraphen  des  Gesetzbuches,  welche  noch  in  Kraft  bestanden^ 
gegenüber  den  durch  cantonale  und  eidgenössische  Bestimmungen 
ganz  oder  theilweise  aufgehobenen.  Die  Vorlage  desselben  wurde 
sodann  von  einer  aus  Professoren,  Beamten  und  Advocaten  be- 
stehenden Expertencommission  revidiert  und  daraufhin  vom  Regie- 
rungsrathe  im  20.  Bande  der  zürch.  Gesetzessammlung  veröffent- 
licht. Es  konnte  dies  aber  nur  in  der  Meinung  —  die  auch 
durch  eine  Vorbemerkung  ausdrücklich  ausgesprochen  wurde  — 
gescliehn,  dass  die  Publication  bloss  eine  wegleitende  Ansicht  des 
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RegierQDgsrathes  enthalte,  weiche  für  die  3erichte  nicht  rechts- 
verbindlich sei. 

Ausserdem  nahm  aber  der  Regierungsrath  gemäss  dem  Be- 
schlüsse des  Cantonsrathes  sofort  auch  die  Revision  selbst  an  die 
Hand  und  beauftragte  mit  derselben  zunächst  die  nämliche  Person, 
welche  jene  erste  Zusammenstellung  gemacht  hatte.  Nach  Ein- 
reichung dieser  Arbeit  wurde  dieselbe  durch  die  schon  erwähnte 
Expertencommission  unter  dem  Vorsitze  von  Reg.-Rath  Dr.  Stössel 
—  da  mittlerweile  gemäss  der  zürch.  Verfassung  das  Justiz- 
departement von  seinem  bisherigen  Inhaber  hatte  verlassen  werden 
müssen  —  in  zahlreichen  Sitzungen  revidiert,  und  dabei  immer 
mehr  auch  zu  materiellen  Aenderungen  geschritten.  Das  Resultat 
dieser  Berathungen  wurde  vom  Regieruugsrathe  mit  Botschaft  vom 
9.  Nov.  1886  dem  Cantonsrathe  vorgelegt.  Dieser  setzte  darüber 
eine  Commission  unter  dem  Vorsitze  des  Obergerichtspräsidenten 
Dr.  Streuli  nieder,  und  es  wurden  namentlich  in  redactioneller 
Beziehung  von  letzterer  noch  zahlreiche  Verbesserungen,  nicht 
weniger  an  den  stehen  gelassenen  alten  als  an  den  neuen  Para- 
graphen, angebracht.  Tief  eingreifende  materielle  Aenderungen  des 
Entwurfes  sind  von  der  cantonsräthlichen  Commission  nicht  bean- 
tragt worden. 

So  ist  nun  an  die  Stelle  eines  Gesetzbuches  von  2149  §§  ein 
solches  von  1108  §§  getreten,  das  wieder  ein  einheitliches  Ganzes 
bildet,  und  dabei  unter  Benützung  der  gemachten  Erfahrungen 
materielle  Verbesserungen  enthält,  aufgetauchte  Streitfragen  und 
Unklarheiten  beseitigt,  neuern  Anschauungen  gerecht  wird,  da  und 
dort  eine  verbesserte  Rédaction  aufweist,  und  namentlich  auch 
klarer  und  übersichtlicher  disponiert  ist  als  das  bisherige  Gesetz. 
Es  mag  hier  beiläuüg  hinzugefügt  werden,  dass  dabei  das  Familien- 
recht vom  Personenrecht  abgetrennt  und  zwischen  Obligationen- 
und  Erbrecht  gestellt  wurde. 

Im  Einzelnen  mag  das  Folgende  hervorgehoben  werden.  Im 
Cantonsrathe  entspann  sich  ein  grosser  Kampf  um  das  in  den 
§§  1 — 6  niedergelegte  internationale  Privatrech t» 
Schneiders  Entwurf  hatte  eine  theilweise  Aenderung  der  bishe- 
rìgen  Bestimmungen,  immerhin  auf  dem  Boden  des  Heimats- 
principes,  und  dabei  auch  den  Ausspruch  der  Unwandelbarkeit 
des  ehelichen  Güterrechts,  vorgeschlagen.  Der  Cantonsrath  da- 
gegen sprach  sich  mit  Bezug  auf  das  eheliche  Güterrecht  grund- 
sätzlich für  das  Territorialprincip ,  mit  Bezug  auf  das  Erbrecht 
für  das  Heimatsprincip  aus.  Es  ist  wohl  klar,  dass  dieser  Dua- 
lismus niclit  haltbar  war,  und  es  erfolgten  dann  auch  in  der  That 
mehrere  Wiedererwägungsanträge.  Nachdem  diö  Wiedererwägung 
beschlossen  war,  wurden  nach  einem  durchschlagenden  Votum  von 
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Prof.  Treichler  die  alten  Bestimmungen  unverändert  nieder  L  er- 
gestellt. 

Im  Sachenrechte  wurden  neue  Normen  dar&ber  erlassen, 
was  als  Theil,  was  als  Znbehörde  einer  unbeweglichen  Sache  er- 
scheine, und  bei  den  Zubehörden  wurde  unterschieden  zwischen 
solchen  Sachen,  die  diese  Eigenschaft  schon  von  Gesetzes  wegen 
haben,  solchen,  denen  sie  durch  Privatdisposition  verliehen  werden 
kann,  und  solchen,  die  nicht  als  Zubehörden  behandelt  werden 
können.  Die  Unterscheidung  ist  viel  wichtiger  geworden  als  sie 
früher  war  durch  den  Umstand,  dass  gemäss  Art.  211  Abs.  3  0.  R. 
die  Zubehörden  von  Liegenschaften  im  Canton  Zürich  ohne  Besitzes- 
übertragung verpfändet  werden  können,  andere  bewegliche  Sachen 
gemäss  der  bekannten  eidgen.  Vorschrift  nicht  (§§  49 — 57). 

Die  horizontale  Theilung  des  Grundeigenthums  kann  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  stattfinden  (§  133).  Dem  Gültglänbiger  (Grund- 
rentenkäufer)  ist  das  seit  1854  dem  Giiltschuldner  gegebene  Recht 
der  Kündigung  des  Gültverhältnisses  nun  ebenfalls  eingeräamt 
worden  (§  323).  Die  Schuldbriefe  haben  ihren  Charakter  in  der 
oben  angegebenen  Weise  verändert,  und  gehen  z.  B.  durch  Con- 
fusion nicht  mehr  unter  (§§  386,  389  u.  A.).  Einzinsereien  müssen 
innerhalb  8  Jahren  aufgehoben  werden,  sonst  ist  von  Amts  wegen 
die  subsidiäre  Haftung  der  Einzinser  für  einander  zu  beseitigen 
und  an  Stelle  des  Einzinserverbandes  treten  die  nomina  divisa 
(§  373).  Kraft  der  durch  Art.  210  Abs.  3  0.  R.  den  Cantonen 
gegebenen  Freiheit  ist  die  Verpfändung  von  Vieh  ohne  Besitzes- 
übertragung  mit  unwesentlichen  Modificationen  beibehalten  worden 
(§§  403  ff.). 

Aus  dem  Obligationenrechte  wurden  die  materiell  con- 
cursrechtlichen  Bestimmungen  (a*  Paulliana,  Zwangsnachlassvertrag 
u.  s.  w.)  sowie  die  Frage  der  condictio  indebiti  nach  einer  Schnld- 
execution  ausgeschieden  und  an  den  Schlnss  des  Ganzen  gestellt 
(§§  1093 — 1108),  um  beim  Erlass  des  eidgen.  Betreibungs-  und 
Concursgesetzes  ohne  Störung  des  Ganzen  aufgehoben  werden  zu 
können. 

Im  Familienrechte  wurde  bestimmt,  dass  nach  Durchfüh- 
rung des  Concurses  über  den  Ehemann  eheliche  Vormundschaft 
und  Nntzniessung  beim  Mangel  einer  entgegenstehenden  Verfügung 
der  Waisenbehörden  nicht  mehr  von  selbst  wieder  eintreten,  sondern 
im  Gegentheil  so  lange  aufgehoben  bleiben  sollen,  bis  die  Waisen- 
behörden anders  verfügen  oder  sämmtllche  Creditoren  befriedigt 
sind,  da  nach  der  Erfahrung  diese  Behörden  nur  ungern  und  all- 
zu selten  das  Odium  einer  Verfügung  der  erstem  Art  auf  sich 
laden  (§  613).  Zufolge  der  Bestimmungen  des  Art.  35  0.  R.  wurde 
festgesetzt,  dass  Gewinn  und  Verlust,  welchen  eine  Handels-  oder 
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Oewerbefrau  macht,  sie  selbst  und  nicht  den  Mann  treffen  solle 
(§§  621  f.). 

Die  eingreifendsten  Aenderangen  wurden  im  Erbrechte 
vorgenommen.  Es  ist  das  begreiflich,  denn  das  Erbrecht  war  der 
am  wenigsten  gelungene  Theil  des  bisherigen  Gesetzbuches,  und 
daä  war  gar  nicht  anders  zu  machen  gewesen,  denn  kein  anderer 
^heil  hatte  wie  dieser  einen  Compromiss  zwischen  den  verscliiedeu- 
sten  in  den  Rechten  der  verschiedenen  Gegenden  des  Cantons  herr- 
schenden Anschauungen  dargestellt. 

Mit  Bezug  auf  den  Nachlass  des  Vaters  wurde  —  abgesehen 
vom  bisherigen,  im  Wesentlichen  beibehaltenen,  Sohnsvortheil  auf 
den  Liegenschaften  —  den  Töchtern  gleiches  Erbrecht  wie  den 
Söhnen  gegeben  (§  857),  während  bis  dahin  ihre  Intestatportionen 
«ich  zu  denen  der  Söhne  verhalten  hatten  wie  4  :  5.  Der  Cantons- 
rath  hatte,  in  der  Furcht,  dass  der  Vorschlag  beim  Volke  nicht 
durchdringen  möchte ,  eine  Separatabstimmung  über  denselben  an- 
geordnet, um  nicht  durch  diesen  einen  Paragraphen  die  Annahme 
aller  übrigen  zu  gefährden;  und  es  fehlte  auch  in  der  That  nicht 
an  Stimmen,  die  zu  dessen  Verwerfung  riethen.  Es  ist  wohl  ein 
^tes  Zeichen,  dass  der  Vorschlag  doch  von  ^/s  der  Stimmenden 
angenommen  wurde ,  und  nur  2  Bezirke  (Bülach  und  Dielsdorf), 
den  Vorstellungen  ihrer  Bezirkspresse  folgend,  denselben  ver- 
warfen. 

In  der  urgrosselterlichen  Parentel  wurde  das  Intestaterbrecht 
der  Nachkommen  der  ürgrosseltem  beseitigt  (§  891). 

Bezüglich  der  unehelichen  Kinder  wurde  eine  Bestimmung 
getroffen,  welche  das  Ziel  einer  interessanten  historischen  Entwick- 
lung darstellt.  Im  alten  zürcherischen  Rechte  beerbte  das  unehe- 
liche Kind  auch  nicht  einmal  seine  Mutter.  Dann  erhielt  es  Intes- 
taterbrecht gegenüber  dieser,  nicht  aber  gegenüber  den  mütter- 
lichen Verwandten.  Das  pr.  G.  B.  gab  ihm  das  Intestaterbrecht 
auch  gegenüber  den  letzteren,  ein  Pflichttheilsrecht  jedoch  nur 
gegenüber  der  Mutter;  und  der  neue  Entwurf  §  893  hat  ihm  nun 
auch  gegenüber  den  mütterlichen  Verwandten  das  gleiche  Pflicht- 
theilsrecht  gegeben  wie  den  ehelichen  Kindern. 

Sehr  vereinfacht  wurde  das  Erbrecht  der  Ehegatten,  und 
dabei  der  Wittwe  gleiches  Erbrecht  gegeben  wie  dem  Wittwer, 
insbesondere  aber  wurde  die  Stellung  des  überlebenden  Ehegatten, 
namentlich  der  Wittwe,  verbessert.  Während  bis  dahin  beim  Vor- 
händensein von  Intestaterben  auch  des  entferntesten  Grades  dem 
Ehegatten  nicht  mehr  als  */*  des  Nachlasses  ab  intestato  zu  Eigen- 
thnm  oder  ^3  zur  Nutzniessung  zugefallen  waren,  erhält  er  nun 
diesen  '/*  zu  Eigenthum  und  die  Nutzniessung  an  den  übrigen  7* 
schon  dann ,    wenn  die  elterliche-  Parentel  zur  Succession  kommt  ; 
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bei  Succession  der  grosselterllchen  Parentel  aber  erhält  er  dì» 
Hälfte,  und  im  Falle  der  Beerbung  des  Verstorbenen  durch  ürgross- 
eltern  ^*  des  Nachlasses  zu  Eigenthum  (§§  899  u.  ff.). 

Ganz  ebenso  iwurde  auch  das  Pflichttheilsrecht  vereinfacht^ 
und  zwar  unter  bedeutender  Erweiterung  der  Testierfreiheit.  Ein 
wissenschaftlicher  Gewinn  dürfte  schon  darin  liegen,  dass  nun  der 
Pflichttheil  durchweg  wie  im  gemeinen  Recht  zu  einer  Quote  der 
Intestatportion  gemacht  worden  ist,  während  bis  dahin  bald  von 
dieser,  bald  von  einer  Quote  der  reinen  Verlassenschaft  die  Rede 
war.  An  Stelle  der  bisherigen  complicierten  Bestimmungen,  welche 
je  nach  der  Nähe  des  Grades  der  Intestaterben  Verfugungen  über 
Vio,  V»«  7*5  Vsj  Vä>  */3j  V*^»  "^^  ^^^^  d*®  Ganze,  so  bald  intes- 
taterbberechtigte  Verwandte  vorhanden  waren,  gestatteten,  ist 
nun  eine  einfache  Scala  getreten,  nach  welcher  der  Pflichttheil 
beträgt 

^/4  der  Intestatportion  bei  den  Nachkommen  des  Erblassers, 
^/4      n  V  ^     Vater  oder  Mutter  „  „ 

^4     ?»  ^  »    entferntem  Erben  der  elterlichen  Parentel 

und  den  Grosseltem, 
0     bei  entferntem  Verwandten.     (§§  970  u.  ff.) 

Endlich  verdient  noch  hervorgehoben  zu  werden,  dass  dem 
Gesetze  nunmehr  ein  Paragraph  (921)  über  Ereption  eines  Erb- 
theils  eingefügt  worden  ist,  welcher  freilich  die  Indignität  sehr 
eng,  nämlich  einzig  auf  den  Fall  beschränkt,  dass  der  Erbe  den 
Tod  des  Erblassers  absichtlich  und  rechtswidrig  herbeigeführt  hat* 
Es  hatte  gerade  ein  Fall  dieser  Art  das  Fehlen  einer  solchen  Be- 
stimmung zu  lebhaftem  Bewusstsein  gebracht. 

Diese  Neuerungen  im  Erbrechte  sind  getroffen  worden  im 
Anschluss  an  eine  Vorlage,  welche  der  Cantonsrath  schon  im  Jahre 
1878  dem  Volke  gemacht  hatte,  die  aber  damals  mit  grossem 
Mehr  verworfen  worden  war,  ohne  allen  Zweifel  nur  deswegen^ 
weil  sie  zugleich  eine  Beschränkung  des  Sohnsvortheils  auf  höch- 
stens einen  Sechstel  des  Werthes  der  Liegenschaften  vorgeschlagen 
hatte. 

In  den  Uebergangsbestimmungen  wurde  festgesetzt,  das» 
die  zur  Zeit  noch  bestehenden  generellen  Pfandverschreibungen 
spätestens  mit  dem  31.  Dec.  1892,  dem  Tage,  mit  welchem  da» 
Schweiz.  0.  R.  in  allen  seinen  Theilen  in  Kraft  getreten  sein  wird, 
erlöschen  sollen  (§  1090). 

Durch  die  Bestimmung  endlich,  dass  die  Vorschriften  dea 
Schweiz.  0.  R.  auch  für  die  dem  cantonalen  Rechte  unterworfenen 
Rechtsverhältnisse  gelten  sollen,  soweit  das  neue  Gesetz  darüber 
keine  besonderen  Bestimmungen  enthalte  (§  1089),  ist  die  bekannte 
zwischen  Hafner,   Haberstich  und  Schneider    streitige  Frage  über 
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die  weitere  Geltung  des  cantonalen  Rechtes  in  den  vom  Schweiz. 
0.  R.  dem  cantonalen  Rechte  vorbehaltenen  Materien  nach  dem 
Muster  des  bernischen  Gesetzes  auch  fär  das  Gebiet  des  Cantons 
Zürich  beseitigt  worden,  und  zwar  wie  Jedermann  anerkennen 
wird  in  der  glücklichsten  Weise,  im  Sinne  der  schweizerischen 
Rechtseinheit. 


2.  Personen-  und  Familienrecht. 

46.  Geset:^  (des  Gr.  ßaths  des  0.  St.  Gallen)  betreffend 
die  CwilslandsverhäUnüse  von  Ehefrauen  nach  Auflösung  der  Ehe 
und  von  unehelichen  Kindern»  Erlassen  am  18.  November  1886, 
in  Kraft  getreten  am  4.  Januar  1887.  ((ies.  S.  N.  F.  V  S. 
186  flf.) 

Das  Gesetz  ist  durch  Anstände,  die  sich  zwischen  Gemeinde- 
behörden des  Cantons  unter  sich  und  in  ihrem  Verkehr  nach  aussen 
erhoben  hatten,  veranlasst.  Es  enthält  zum  Theil  schon  bestehen- 
des, aber  in  verschiedenen  Gesetzen  zerstreutes  Recht,  zum  Theil 
neue  Bestimmungen.  Es  sind  folgende  Punkte:  1.  Die  Auflösung 
der  Ehe  bewirkt  keine  Veränderung  im  Bürgerrecht  der  Ehefrau. 
Bei  Tod  des  Ehemanns'  und  bei  temporärer  Scheidung  bleibt  der 
Frati  der  Familienname  des  Mannes,  dagegen  nimmt  sie  ihren  an- 
gebornen  Familiennamen  an  bei  gänzlicher  Scheidung  oder  Nichtig- 
erklärung der  Ehe  (sei  diese  Ehe  eine  erste  oder  zweite,  dritte 
u.  s.  w.).  2.  Die  von  einer  Ehefrau  während  der  Ehe  (selbst  bei 
factischer  oder  gerichtlicher  temporärer  Ehetrennung)  und  von  einer 
Witwe  resp.  gänzlich  geschiedenen  Ehefrau  innerhalb  300  Tagen 
nach  Tod  des  Mannes,  resp.  nach  gerichtlichem  Scheidungsurtheil 
(oder  Nichtigerklärung  der  Ehe)  geborenen  Kinder  gelten  als  ehe- 
lich. Die  später  geborenen  sind  unehelich  und  erhalten  den  an- 
geborenen Familiennamen  der  Mutter  und  das  Bürgerrecht,  das 
diese  zur  Zeit  der  Geburt  besitzt.  Ein  innerhalb  der  300  Tage 
geborenes  Kind  kann  durch  Gerichtsurtheil  unehelich  erklärt  werden 
auf  den  Beweis  hin,  dass  der  Ehemann  seiner  Ehefrau  in  der  Zeit 
vom  300sten  bis  zum  180sten  Tage  vor  der  Geburt  nicht  beige- 
wohnt habe.  Dieser  Beweis  muss  aber  ganz  direct  geführt  werden. 
Ein  in  den  ersten  180  Tagen  der  Ehe  geborenes  Kind  kann  als 
unehelich  erklärt  werden,  wenn  die  Frau  dem  Manne  ihre  Schwanger- 
schaft vor  Abschluss  der  Ehe  verheimlicht  oder  wissentlich  un- 
wahre Angaben  gemacht  hat,  vorbehalten  Gegenbeweis  der  Frau 
über  geschlechtlichen  Umgang  mit  dem  Manne  vor  dem  Eheschluss. 
Das  Klagrecht  auf  ünehelicherklärung  steht  nur  dem  Ehemann 
oder  seinen  gesetzlichen  Erben  zu,  nicht  der  Mutter,  dem  ausser- 
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ehelichen  Schwangerer  nnd  dem  Kinde  selbst.  Es  erlischt  fOr  den 
Ehemann  mit  der  Anerkennung  des  Kindes  als  ehelich  geborenen 
trotz  der  Kenntniss  der  Einspmchsgrände  nnd  mit  Ablanf  von  drei 
Monaten  seit  der  erlaugten  Kenntniss  von  der  Geburt  ohne  Ein- 
führung der  Klage;  für  die  Erben  eines  ohne  Anerkennung  des 
Kindes  vor  dessen  Geburt,  resp.  vor  Ablauf  der  3  Monate  gestor- 
benen Vaters  mit  Ablauf  von  3  Monaten  seit  ihrer  Kenntniss  von 
der  Geburt.  Die  Klage  geht  gegen  Mutter  nnd  Kind;  Tod  des 
Kindes  während  des  Processes  hindert  die  Erledigung  der  Klage 
nicht,  wenn  der  Kläger  ein  rechtliches  Interesse  daran  nachweist. 
3.  Gerichtsstand  nnd  Verfahren.  Der  St.  Gallische  Gerichtsstand 
in  allen  Fällen,  wo  der  Ehemann  bei  der  Gebnrt  des  Kindes  das 
St.  Gallische  Cantonsbürgerrecht  hat,  für  Andere  dann,  wenn  der 
Ehemann  bei  Anhebung  der  Klage  im  Canton  Niederlassung  oder 
einen  der  Niederlassung  rechtlich  gleichkommenden  Aufenthalt  hat 
und  bei  der  Geburt  des  Kindes  schon  gehabt  hat,  nnd  der  Nach- 
weis erbracht  wird,  dass  das  Urtheil  am  Heimatorte  des  Klägers 
hinsichtlich  der  Bürgerrechtsverhältnisse  als  gültig  anerkannt  wird. 
Für  Cantonsbürger  ist  das  Bezirksgericht  ihres  Wohn-  oder  ihres 
Bürgerorts  zuständig,  für  andere  nur  das  ihres  Niederlassungsorts. 
Ausnahmsweise  sofortige  Angehnng  des  Cantonsgerichts  zulässig. 
Auf  mündliche  oder  schriftliche  Anmeldung  *  der  Klage  wird  zuerst 
der  Kläger,  dann  die  Mutter  des  Kindes  zu  Protokoll  einver- 
nommen, hierauf  die  Vormundschaftsbehörde  des  Kindes  zur  Be- 
stellung eines  Vertreters  des  Kindes  eingeladen,  das  Beweismate- 
rial herbeigeschafft,  die  Zeugen  von  dem  Instructionsrichter  ein- 
vernommen (nähere  Bestimmungen  über  Zeugen).  Nach  Schlnss 
des  Instructionsverfahrens  können  die  Parteien  die  Acten  einsehen 
und  allfällige  Ergänzung  verlangen.  Zu  der  gerichtlichen  Ver- 
handlung sollen  der  klagende  Vater  und  die  Mutter  persönlich  er- 
scheinen, das  Gericht  kann  Fragen  zur  Aufklärung  der  Verhält- 
nisse an  sie  stellen,  und  urtheilt  in  freier  Würdigung  des  Beweis- 
niaterials.  Appellationsfrist  14  Tage.  Gegen  ein  in  Folge  Appel- 
lation ergangenes  Urtheil  des  Cantonsgerichtes  ist  Nichtigkeitsbe- 
schwerde nach  Massgabe  der  §§  102 — 126  der  Gerichtsorganisa- 
tion an  die  CAssationsbehörde  zulässig.  Mittheilung  des  rechts- 
kräftig gewordenen  Urtheils  an  das  betr.  Civilstandsamt.  Die  Ge- 
richtskosten  sind  zu  Lasten  des  unterliegenden  Theils.  Ueberhanpt 
in  allem  hier  nicht  abweichend  Geregelten  Anwendung  des  Civil- 
processgesetzes. 

47.  Beschluss  (des  Cantonsraths  des  C.  Schwyz")  betreffend 
Abänderung  des  §  67  der  Vormundschaflsoerordnung  vom  17. 
JuU  185L     Vom  27.  Juli.     (Ges.  S.  X  S.  185.) 

Betrifft  die  Ausfertigung  der  Vorraundschaftsrechnungen.    Bis- 
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her  war  Yorgeschrieben  Aasfertigung  derselben  in  zwei  Exemplaren 
nach  einem  vom  Departement  des  Vormnndschaftswesens  aufge- 
stellten Formular,  jetzt  ist  der  Vormund  bezüglich  der  Form  frei, 
er  soll  die  Rechnung  sauber  und  möglichst  übersichtlich  ausfer- 
tigen, das  Waisenamt  hat  sie  zu  prüfen  und  bei  Richtigfinden  zu 
genehmigen  und  in  ein  Protokoll  wörtlich  einzutragen. 

48.  Beschluss  (des  Reg.-Baths  des  C.  Baselstadt)  über 
Abmderung  von  §  1  des  Reglements  beireffend  Verwahrvmg  der 
bei  dem  Waisenami  hinterlegten  Tüel,  vom  7.  Juli  1880.  Vom 
6.  April,     (tìes.  S.  XXI  JS.  391  f.) 

Die  Aenderung  betrifft  die  Couponsbogen  ;  nach  bisheriger 
Bestimmung  soUten  sie  in  der  Regel  dem  Vormund  belassen  werden  ; 
das  wird  jetzt  eingeschränkt  auf  die  bis  zum  Zeitpunkt  der  Auf- 
hebung der  Vormundschaft  fällig  werdenden  Coupons,  bei  Vor- 
mundschaften von  unbestimmter  Dauer  auf  die  Coupons  von  je 
fünf  Jahren. 

49.  Arrêté  (du  Cens.  d'Etat  du  c.  de  Neuchâtel)  relatìf 
aux  conditions  exigées  des  déserteurs,  réfradaireSy  réfugiés  et  gens 
sans  patrie,  pour  leur  tolérance  dans  le  canton*  Du  26  août, 
(liée,  des  Lois  XVI  p.  282.) 

Die  von  solchen  Personen  nach  Art.  22  des  Reglements  über 
Fremdenpolizei  vom  15.  Mai  1885  deponierten  Cautionen  sind 
fortan  nicht  sofort  bei  der  Abreise  derselben,  sondern  erst  dann 
auszuliefern,  wenn  der  Beweis  des  Erwerbs  eines  Bürgerrechts  oder 
einer  Niederlassungs-  oder  Aufenthaltsbewillignng  erbracht  ist. 

50.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genève)  abrogeant  les 
art.  21  et  22  de  la  Loi,  du  21  octobre  1885,  sur  la  naiurali- 
sation  genevoise.    Da  23  mars.    (Reo.  des  Lois  LXXIII  p.  93.) 

Aufhebung  der  durch  das  Gesetz  von  1885  eingeführten  com- 
mission de  naturalisation,  welche  vom  Grossen  Rath  gewählt  die 
Bürgerrechtsbegehren  zu  begutachten  hatte. 

51.  Décret  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchâtel)  portant 
révision  des  articles  64  à  70  de  la  Constitution  caafUonale,  Du 
7  avril.  Adopté  par  le  peuple  le  15  mai,  ratifié  par  l'Assem- 
blée fédérale  le  k5  juin.    (Bec.  des  Lois  XVI  p.  232  ss.) 

Von  den  etwa  100,000  Einwohnern  des  C.  Neuenburg  sind 
gegenwärtig  nur  45,000  Neuenburgische  Cantonsbürger.  Die  Bfirger- 
gemeinden  haben  vielleicht  auch  zu  wenig  gethan,  um  die  Auf- 
nahme ins  Bürgerrecht  zu  erleichtem,  und  so  sind  die  Bürger  all- 
mählig  zur  Minderheit  geworden.  1848  wurde  die  Einwohner- 
gemeinde geschaffen,  erst  nur  facultativ,  später  obligatorisch.  Ein 
besonderes  Décret  untersagte  den  Bürgergemeinden  ausdrücklich^ 
sich  mit  andern  Dingen  als  der  Verwaltung  ihres  Verml^gens  und 
der  Unterstützung  ihrer  armen  Angehörigen  zu  befassen.    Die  Folge 
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war,  dass  sich  alles  Gemeindeleben  aus  der  Bürger-  auf  die  Ein- 
wohnergemeinde  übertrug,  und  auch  über  die  Nutzung  der  Bürger- 
güter Streit  entstand.  Die  Bürgergemeinden  müssen  nämlich  ihre 
Einnahmenüberschüsse  an  die  Einwohnergemeinden  abgeben,  und 
die  letztern  beklagten  sich  jeweilen,  die  Bürgergüter  würden  nicht 
sparsam  genug  verwaltet  und  die  Armen  erhielten  zu  hohe  Unter- 
stützungen, bloss  damit  man  den  Einwohnergemeinden  nichts  aus- 
händigen müsse.  Dazu  kam,  dass  die  zahlreichste  Bürgergemeinde 
des  Cantons,  die  von  Locle,  ihr  ganzes  Vermögen  fur  Armenunter- 
stützung aufgebraucht  hatte  and  nicht  mehr  wusste,  wie  sie  ihren 
Verpflichtungen  nachkommen  sollte.  Der  Zustand  erschien  unhalt- 
bar, Verhandlungen  innerhalb  der  Bürgergemeinden  blieben  erfolg- 
los, endlich  führte  eine  Delegiertenversammlung  der  Bürgergemeinden 
La  Chaux-de-Fonds ,  Neuenburg,  La  Sagne  und  Cernier  zur  Aus- 
arbeitung des  Entwurfs,  der  nun  im  AVesentlichen  als  partielle 
Verfassungsänderung  vorliegt.  Die  Hauptgrundsätze  sind:  Die 
Bürger-  und  die  Einwohnergemeinde  erhalten,  ohne  völlig  ver- 
schmolzen zu  werden,  nur  eine  einzige  Verwaltung;  die  Organe 
derselben  sind  der  Generalrath  (in  ganz  kleinen  Gemeinden  die 
Gesammtheit  der  Stimmberechtigten)  und  ein  Gemeinderath  ;  letzterm 
liegt  die  specielle  Verwaltung  des  Gemeindeguts  ob,  und  damit 
auch  des  unter  dem  Namen  „Bürgerfonds"  vereinigten  Vermögens 
der  Bürgergemeinden  und  deren  Armenguts.  Doch  darf  der  Grund- 
stock des  Bürgerfonds  nicht  angetastet  werden,  und  die  Ortsbürger 
können  einen  besondern  Aufsichtsrath  ernennen,  der  die  Verwaltung 
des  Bürgerfonds  controlieren  darf  und  bei  Käufen,  Verkäufen, 
Anlagen,  Hypothecierungen  mit  darein  zu  reden  hat.  Das  Ver- 
mögen ist  um  so  leichter  gesondert  zu  halten,  als  es  ausserhalb 
der  Stadt  Neuenburg  zumeist  aus  Waldungen  besteht.  Als  Bürger, 
welche  diese  Aufsichtsbehörde  zu  wählen  haben,  gelten  nun  aber 
nicht  bloss  die  am  Orte  Heimatberechtigten,  sondern  es  bilden 
gleichsam  alle  Cantonsbürger  eine  einheitliche  Bürgergemeiude, 
nnd  jeder  derselben  ist  gerade  dort,  wo  er  eben  wohnt,  als  Orts- 
bürger stimmberechtigt  und  entsprechenden  Falles  wird  er  auch 
am  Wohnorte  almosengenössig.  Die  Almosengenössigen  werden 
dann  also  an  jedem  Orte  ans  den  Zinsen  des  dortigen  Bürger- 
armengutes unterstützt,  und  wenn  dieses  nicht  hinreicht,  werden 
wolil  die  Steuern  der  Einwohnergemeinden,  im  AVeitern  aber  wird 
der  Staat  mit  eintreten.  Arme  Neuenburger  ausserhalb  des  Can- 
tons werden  auch  fernerhin  von  der  Gemeinde  unterstützt,  in 
welcher  sie  ursprünglich  heimatberechtigt  waren.  Diese  Durch- 
führung des  Unterstützungswohnsitzes  hat  freilich,  wie  Berns  Bei- 
spiel zeigt,  ihre  Schattenseiten:  ärmere  Familien  mit  mehreren 
Kindern  werden  dabei  möglichst  von  einer  Gemeinde  ferngehalten, 
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in  der  sie  sonst  wohl  Verdienst  gefunden  hätten;  man  mahnt  die 
Ortsbewohner  ab,  ihnen  eine  Wohnung  zu  geben,  und  es  hindert 
dies  vielfach  bei  Aermeren  die  Freizügigkeit,  auf  die  man  sonst 
fio  stolz  ist.  Femer  werden  öfter  arme  Familien,  die  nicht  an 
ihrem  Heimatorte  wohnen,  von  ihrem  Wohnorte  aus  heimlich  unter- 
stützt^ damit  sie  ausser  den  Canton  gehen  können.  Sind  sie  dann 
dort,  so  zieht  man  die  Hand  ab,  und  nun  mnss  die  ursprüngliche 
Tieuenburgische  Heimatgemeinde  herhalten. 

Die  Revision  enthält  endlich  noch  die  Bestimmung,  dass  auch 
niedergelassene  Schweizer  aus  andern  Cantonen  Neuenburger  Bürger 
-werden,  wenn  sie  10  Jahre  lang  anhaltend  den  Canton  bewohnten, 
guten  Leumund  haben ,  ihre  Steuern  regelmässig  entrichteten  und 
nie  Armenunterstützung  bezogen.  Jeder  solche  Schweizer  erhält 
da,  wo  er  wohnt,  das  Ortsbürgerrecht  und  vom  Grossen  Rathe  die 
Naturalisation.  Durch  diese  letztere  Bestimmung  will  man  ver- 
hindern, dass  der  Canton  Neuenburg  nicht  in  die  Hände  einer 
Mehrheit  von  Cantonsfreniden  gerathe. 

Es  ist  wahr,  die  Bürgergemeinde  ist  damit  so  ziemlich  auf- 
gegeben. Darum  ist  auch  der  Vorschlag  gemacht  worden,  die 
Bürgergemeinde,  als  welche  wesentlich  die  neuenburgische  Natio- 
nalität zu  erhalten  habe,  dem  Zutritt  möglichst  weit  zu  öffnen. 
Aber  dieser  Vorschlag  fand  weder  im  Grossen  Rath  noch  in  der 
Volksabstimmung  eine  erhebliche  Unterstützung. 

52.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C,  Schwyz)  be- 
ireffend  hoheitliche  Sanidionirung  der  Statuten  und  Réglemente  von 
Gemeinden  und  Korporationen^  Vereinen^  Gesellschaften  u,  dergl 
Vom  30.  Juli.     (Ges.  S.  X  S.  187.) 

Obligatorisch  wird  erklärt  die  regierungsräthliche  Genehmigung 
für  die  Statuten  der  Corporationen  (Genossamen),  soweit  straf-  und 
polizeirechtlicher  Natur,  für  die  Waldreglemente  der  Corporationen, 
fiir  die  Statuten  der  Wuhrcorporationen ,  für  die  Réglemente  der 
<jemeinden  über  das  Feuerlöschwesen  und  sanitäts-  und  baupolizei- 
liche Anordnungen,  für  die  Brückenwagereglemente ,  für  die  Sta- 
tuten der  Militärschiessvereine ,  für  die  Fabrikreglemente ,  für  die 
Polizeireglemente  der  Gemeinden  über  Sonn-  und  Feiertagsruhe, 
für  die  Statuten  aller  Arten  obligatorischer  Kranken-  und  Unter- 
«tützungscassen  für  Gesellen,  Arbeiter  u.  dergl.  Facultativ  für  die 
Statuten  der  Corporationen,  soweit  nicht  straf-  und  polizeirecht- 
iicher  Natur,  für  die  Statuten  von  Brunnen-  und  Wassergenossen- 
«chaften,  von  gemeinnützigen  Vereinen,  freiwilligen  Kranken-,  Unter- 
«tützungs-,  Sterbevereinen  u.  s.  w. 

53.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  St.  Gallen)  betreffend 
den  Bezug  einer  Handänderungssteuer  für  Gemeindezwecke   der 
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politischen  Gemeinden,  Erlassen  am  17.  Mai,  in  Kraft  getreten 
am  28.  Juni.     (G.  S.  N.  F.  V  S.  212  f.) 

Ermächtigung  der  politischen  Gemeinden  za  Bezug  einer  Hand» 
änderungssteuer,  welche  ^/%^/ù  des  Handändemngswerths  nicht  über- 
steigen darf,  von  Liegenschaften  im  Gemeindegebiet  zur  Bestrei- 
tung der  Gemeindezwecke,  fdr  welche  die  Gemeinde  Steuerberech- 
tigang  hat. 

54.  Beschluss  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  a./Rh.) 
betreffend  Abänderung  der  Verordnung  über  Verpflichtung  der 
Aufenthcdter  zur  Betheiligung  an  den  Krankenterbänden  vom  17^ 
November  1879.     Vom  22.  März.     (Amtsbl.  I,  S.  67.) 

Die  Aenderung  besteht  in  Streichung  der  Worte:  , welche 
nicht  Cantonsangehörige  sind''  (s.  den  Text  in  dieser  Zeitschr.^ 
XXII,  Abth.  3,  S.  60  Nr.   151). 


3.  Sachenrecht. 

55.  Abänderung  (der  Landsgemeinde  des  C.  Appenzell 
a./Uh.)  von  AbschndU  IH  („von  den  Wasserr echten^)  im  Qesets^ 
über  die  Liegenschaften  vom  28.  OcU)b&r  1860.  Vom  24.  ApriL 
(Amtsbl.  I,  S.  208  f.) 

In  neuester  Zeit  sind  vielfach  Wasserkräfte  in  verschiedenen 
Gemeinden  besonders  nach  St.  Gallen  verkauft  worden  und  dabei 
hat  sich  die  Frage  erhoben,  wie  allfällige  Verletzungen  der  Inter- 
essen von  Privatpersonen  und  ganzen  Landesgegenden  verhindert 
werden  könnten  und  was  gegenüber  derartigen  Verkäufen  besonders, 
ausser  Landes  zu  thun  sei.  Vorliegendes  Gesetz  bezweckt  den 
Schutz  dieser  Interessen  und  Regelung  der  Verhältnisse  auch  in 
Rücksicht  auf  den  Käufer.  Der  Inhalt  ist  im  Wesentlichen  fol- 
gender: Das  auf  einem  Grundstück  entspringende  Quell wasser  ist^ 
so  lang  es  auf  demselben  verbleibt,  Bestandtheil  des  Grundstücks^ 
und  der  Eigenthümer  kann  es  beliebig  benützen,  bedarf  aber  für 
Ableitung  aus  der  Gemeinde  heraus  regiemngsräthlicher  Geneh- 
migung auf  Begutachtung  des  Gemeinderaths  hin.  Dem  Abwasser 
hat  der  Eigenthümer  auf  die  den  Nachbarn  am  wenigsten  schäd- 
liche Weise  Abfluss  zu  geben.  Quellen,  die  für  öffentliche  Zwecke 
oder  für  wesentlich  wirthschaftliche  Bedürfnisse  einer  grösseren 
Zahl  von  Wohnungen  oder  Grundstücken  im  Canton  erforderlich 
sind,  können  expropriiert  werden,  doch  ohne  Beeinträchtigung  des 
für  den  Eigenthümer  nothwendigen  Gebrauches.  —  Flüsse  und 
Bäche  sind  Gemeingut  (öffentliche  Gewässer)  mit  Vorbehalt  herge- 
brachter Privatrechte  und  unterliegen  der  öffentlichen  Aufsicht. 
Die  Ufer  sind  Eigenthum  der  anstossenden  Liegenschaftseigenthümer 
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und  von  diesen  zn  unterhalten.  Teiche,  Canale  und  andere  künst- 
liche Wasserleitungen  gelten  als  Privateigenthum.  Baden,  Waschen, 
Schöpfen,  Tränken  u.  s,  w.  ist  in  diesen  Gewässern  frei,  das  Ab- 
führen von  Steinen,  Kies,  Sand  und  Schlamm  aus  denselben  ist 
Recht  der  Anstösser.  Die  Benutzung  der  Wasserkräfte  öffentlicher 
Gewässer  steht  unter  staatlicher  Contrôle.  Neue  Wasserwerkan- 
lagen und  Aenderungen  bestehender  bedürfen  regierungsräthlicher 
Bewilligung,  welche  verweigert  werden  kann,  wenn  dadurch  Wasser- 
kraft der  hiesigen  Benutzung  entfremdet  oder  die  Benutzung  er- 
schwert würde.  Bei  mangelhaftem  Unterhalt  von  Wasserwerken 
oder  Schutzbauten  ist  der  Regierungsrath  befugt,  auf  Kosten  der 
Pflichtigen  das  Nöthige  vornehmen  zu  lassen,  unter  Haftbarkeit 
der  Säumigen  für  eingetretenen  Schaden.  Gegen  die  Entscheide 
des  Regierungsraths  ist  Recurs  an  den  Cantonsrath  statthaft. 

56.  Règlement  (du  Dép,  de  Justice  et  Police  du  o.  de 
Genève)  mr  la  dnmlation  des  voitures,  omnibus,  cavaliers,  con- 
ducteurs  d'animaux  et  vélocipèdes.  Approuvé  par  le  Gons.  d'Etat 
le  31  mai.    (Reo.  des  Lois,  LXXIII  p.  228.) 

Sehr  ausführlich.  Auch  die  Vélocipèdes  sind  einlässlich  be- 
rücksichtigt. • 

67.  Bekannlmachung  (der  Strassencommission  des  C.  Zug) 
betretend  Anwendung  von  §  32  des  Strassengesetzes  vom  10» 
November  1886.     Vom  29.  Juli.     (Amtsbl.  Nr.  31.) 

Auf  Anfrage  eines  Einwohnerraths  :  „Haus-  oder  Eingangs- 
stiegen werden  als  Bestandtheil  des  Gebäudes  betrachtet  und 
müssen  wenigstens  drei  Meter  vom  Strassenrand  entfernt  ange- 
bracht werden.* 

58.  BescMuss  (des  Beg.-Raths  des  G.  Appenzell  a.  Rh.) 
betreffend  Verbot  der  Erstellung  von  Dächern  aus  CemerUplatten 
('Ziegeln).     Vom  19.  Juli.     (Amtsbl.  I  S.  273.) 

69.  Règlement  (du  Cens.  d'Etat  du  o.  de  Genève)  concer- 
nant les  trappons  situés  sur  la  rue.  Du  14  octobre.  (Reo.  des 
Lois,  LXXin  p.  461.) 

Vorschriften  von  Vorsichtsmassregeln  bezüglich  der  auf  der 
Strasse  befindlichen  Kellerthüren. 

60.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  St.  Gallen)  be- 
treffend das  Verbot  von  Stacheldraht-Zäunen.  Vom  II.  Mai. 
(G.  S.,  N.  F.  V  S.  202.) 

61.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Luzern)  betreffend 
Anlage  und  Untersuchung  von  Dampfkesseln.  Vom  4.  November. 
(Verordn.  des  Reg.-Raths,  VI  S.  241  f.) 

Anlage  und  Betrieb  von  Dampfkesseln  und  ähnlichen  Appa- 
raten unterliegen  der  Aufsicht  des  Regierungsraths,  der  vor  deren 
Verwendung  eine  Prüfung  vornehmen  lässt^ 
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62.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Schwyz)  betreffend 
Anlage  und  Untersuchung  von  Damppcesseln.  Vom  30.  No- 
vember.    (Amtsbl.  Nr.  50.) 


63.  Lot  (du  Gr.  Cons,  du  c.  du  Valais)  conceì^hant  les 
expropriations  pour  cause  d'utuité  publique.  Du  P'  décembre. 
(Ree.  des  Lois,  XIV  p.  270  s.) 

Bisher  galt  das  Gesetz  vom  10.  Decbr.  1828  sur  la  réqui- 
sition des  propriétés  pour  cause  d'utilité  publique  nebst  mehreren 
Nachtrags-  und  Ergänzungsgesetzeu  vom  20.  Mai  1835,  22.  Nov. 
1841,  11.  Febr.  1874,  welche  jetzt  alle  durch  dieses  moderner 
gefasste  Gesetz  aufgehoben  werden.  Expropriation  kann  verlangt 
werden  von  dem  Staate,  den  Gemeinden  und  selbst  von  Gesell- 
schaften und  Privaten  für  Werke,  welche  nach  Gesetz  in  öffent- 
lichem Interesse  sind.  Als  solche  werden  bezeichnet:  Werke, 
welche  für  die  Verwaltungsdienstzweige  des  Staats  nothwendig 
sind;  Herstellung  und  Correction  der  classificierten  Strassen;  Fluss- 
correctionen  ;  Entsumpfungen  ;  Baut^  gegen  Lawinen  ;  Ausbeutung 
von  Erzadern  und  Steiubrüchen  ;  Nutzbarmachung  von  Mineral- 
wassern; Gemeindebauten  zu  öffentlichem  Dienst  (wie  Vicinalwege, 
öffentliche  Plätze,  Brunnen,  Brunnleitungen,  Promenaden);  Errich- 
tung und  Unterhalt  der  Wässerungscanäle.  Alle  durch  den  Grossen 
Rath  beschlossenen  Werke  gelten  eo  ipso  als  öffentlichen  Nutzens 
und  daher  bedarf  es  hier  keiner  besonderen  Expropriationsermäch- 
tigung mehr;  wohl  aber  hat  eine  solche  der  Begierungsrath  in 
allen  andern  Fällen  nach  Prüfung  der  Sache  und  Anhörung  der 
Interessierten  zu  ertheilen.  —  Mangels  Verständigung  unter  den 
Parteien  über  die  Entschädigungssumme  bestimmt  dieselbe  eine 
Commission  von  3  Experten  (je  einen  ernennt  der  Staatsrath,  der 
Districtspräfect  und  der  Gemeinderath  des  betr.  Orts).  Gegen 
ihren  Entscheid  kann  an  den  Staatsrath  recurriert  werden,  der 
dann  eine  auf  gleiche  W^eise  wie  die  erste  gewählte  Experten- 
commission  die  Schätzung  revidieren  heisst,  und  zwar  endgültig. 
Die  Schätzung  soll  allen  dem  Expropriierten  entstandenen  Schaden, 
auch  an  Früchten,  Pflanzungen,  Minderwerth  des  ihm  bleibenden 
Theils,  Pachtzinsverlust,  in  sich  begreifen.  Wird  so  viel  expro- 
priiert, dass  der  Rest  des  Grundstücks  nicht  mehr  rationell  be- 
wirthschaftet  werden  kann,  so  kann  der  Eigenthümer  Expropriation 
des  Ganzen  verlangen.  Entsteht  aus  der  Unternehmung  für  den 
dem  Expropriierten  bleibenden  Theil  seiner  Liegenschaft  ein  Mehr- 
werth,  80  muss  er  sich  diesen  anrechnen  lassen.  Die  Besitzer- 
greifung Seitens  des  Expropriierenden  geschieht  nach  Zahlung  der 
Entschädigungssumme.    Diese  Zahlung  erfolgt  an  den  Hypothekar- 
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gläubiger  des  Ëxpropriiertea ,  der  sie  annehmeu  mass  auch  wenn 
sie  seine  Forderung  nicht  vollständig  deckt.  Ist  kein  Hypothekar- 
gläubiger  in  dem  Hypothekenbach  eingetragen,  so  gelangt  die 
Zahlung  an  den  Eigenthiimer.  Wird  ein  expropriiertes  Grrundstück 
später  doch  nicht  zu  diesem  Zwecke  verwendet,  so  kann  es  der 
■alte  Eigenthiimer  um  die  ihm  bezahlte  Schatzungssumme  zurück- 
•erwerben.  Streitigkeiten  über  Anwendung  dieses  Gesetzes  ent- 
scheidet der  Staatsrath;  dagegen  Recurse  in  Expropriationssachen, 
wo  das  Expropriationsrecht  nicht  bestritten  und  der  Staat  direct 
interessiert  oder  Partei  ist,  gehen  an  das  Administrativgericht 
gemäss  Ges.  vom  1.  Dec.  1877  (diese  Zeitschr.  XXI  Abth.  3  S. 
297  Nr.  534). 

64.  Loi  (du  Gr.  Cens,  du  c.  de  Genève)  svr  V expropria- 
Hon  pour  cause  d'utilité  publique.  Du  18  mai.  (Ree.  des  Loia, 
LXXIII  p.  190.) 

Abkürzung  des  Verfahrens,  Verminderung  der  Kosten,  raschere 
Erledigung  des  Rechtsgangs  in  Expropriationssachen  bezeichnet 
der  regierungsräthliche  Bericht  an  den  Grossen  Eath  als  Zweck 
dieses  Gesetzes  gegenüber  dem  bisherigen  vom  11.  Sept.  1867. 
Er  führt  Beispiele  für  die  Langsamkeit  und  Kostspieligkeit  des 
bisherigen  Verfahrens  an,  der  kürzeste  Termin  von  Auflegung  der 
Pläne  an  bis  zu  dem  Expropriationsurtheil  war  doch  6  Monate. 
Der  Bericht  findet  auch ,  dass  bei  dem  bisherigen  Gesetze  das 
Staatsinteresse  zu  kurz  gekommen  sei.  Das  bisherige  Verfahren 
bestand  darin,  dass  der  Regierungsrath,  wenn  er  Behufs  der  Aus- 
führung eines  vom  (^rossen  Rath  beschlossenen  öffentlichen  Werkes 
die  Expropriation  nöthig  erachtete  und  auf  Grund  genauer  Planauf- 
nahmen und  Catasterauszüge  feststellte,  dieselbe  mit  den  Bethei- 
ligten durch  Commissäre  erörtern  liess,  und  auf  deren  Bericht  ge- 
stützt dem  Grossen  Rath  den  Entwurf  eines  Specialgesetzes  über 
diese  Expropriation  vorzulegen  hatte.  Das  gieng  nicht  ohne  viele 
nnd  lange  Fristen  ab.  Das  neue  Gesetz  lässt  sowohl  die  Vor- 
untersuchung durch  Commissäre  als  die  loi  spéciale  prononçant 
fexpropriation  fallen,  der  Grosse  Rath  soll  vielmehr  fortan  gleich- 
zeitig mit  dem  Beschlüsse,  den  er  über  Errichtung  eines  öffent- 
lichen Werkes  erlässt,  auch  das  Décret  erlassen,  dass  die  Expro- 
priation hiefür  anwendbar  sei,  und  der  Regierungsrath  verhandelt 
dann  durch  das  Departement  der  öffentlichen  Bauten  mit  den  Be- 
theiligten und  bringt  nöthigenfalls  die  Sache  sofort  an  das  Ge- 
richt. Auch  die  gerichtliche  Procedur  ist  wesentlich  dadurch  ab- 
gekürzt, dass  für  die  Entscheidung  über  die  Entschädigung  eine 
Commission  von  drei  Mitgliedern  bestellt  wird,  von  denen  eins 
durch  den  Staatsrath,  eins  durch  das  Civilgericht  und  eins  durch 
den   Exproprianden   ernannt   wird.  —  Das   materielle   Recht   hat 
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keine  i^esentlichen  Aendenuigen  erlitten.  Das  Ges.  vom  23.  Oct. 
1876  über  gleichzeitige  Expropriation  für  Mieth-,  Pacht-  nnd  Niess- 
branchsrechte  ist  auch  in  dieses  nene  Gesetz  aufgenommen.  Die 
Bestimmung  des  Ges.  von  1867,  dass  die  ganze  Liegenschaft  ex- 
propriiert werden  darf,  falls  der  für  die  Expropriation  nöthig» 
Theil  7«  ^^^  Gesammtwerths  übersteigt,  ist  beibehalten  (s.  diese 
Zeitschr.  XVII,  Abth.  3  S.  49  Nr.  83).  Die  Entschädigung  um- 
fasst  den  directen  und  gegenwärtigen  Schaden,  nicht  künftige  Hoff- 
nungen; doch  kann  dem  Expropriierten  ein  aus  der  Expropriation 
ihm  erwachsender  Mehrwerth  in  billige  Anrechnung  gebracht  werden. 
Neu  ist  Art.  26:  Entschädigt  wird  nur,  wer  die  Liegenschaft  vor 
der  Promulgation  des  Expropriationsbeschlnsses  durch  Titel  mit 
date  certaine  erworben  hat;  man  will  Speculationen  auf  Expro- 
priation verhindern.  Die  Besitzeinweisung  erfolgt  10  Wochen  nach 
der  Eintragung  des  Expropriationsbeschlusses  im  Hypothekenbach  ; 
der  Expropriierte  kann  vom  Civilgericht  die  provisorische  Fest- 
setzung einer  zu  deponierenden  Garantiesumme  verlangen.  (Für 
das  bisherige  Recht  ist  ausser  dem  Referat  über  das  Ges.  von  1867 
auch  zu  vergleichen  das  zum  Ges.  vom  21.  Jan.  1865,  diese  Zeitschr» 
XIV  Abth.  3  S.  80  Nr.  44.) 

65.  Nachtragsgesetz  (des  Qr.  Raths  des  C.  Aargau)  zurn^ 
Sachenrecht  Vom  28.  März.  Angenommen  in  der  Volksab- 
stimmung am  12.  Juni.     (G.  S.,  N.  F.  II  S.  281.) 

Der  kurze  Wortlaut  dieses  Gesetzes  ist:  „Die  §§  519,  520, 
521  und  573  des  allg.  bürgerl.  G.  B.  sind  aufgehoben.''  Die  auf- 
gehobenen §§  verboten  die  Zufertigung  von  Liegenschaften  an  Er* 
Werber,  wenn  der  Veräusserer  für  Schuldforderungen  betrieben  oder 
rechtlich  belangt  ¥rar;  femer  war  ungültig  Veräussemng  de» 
grösseren  Theils  der  Liegenschaften  oder  Abtretung  derselben  an 
die  Kinder  vor  öffentlicher  Bekanntmachung  des  Geschäfts  und  Be- 
zahlung oder  Sicherstellnng  der  angemeldeten  Forderungen  ;  ebenso- 
wenig war  in  solchen  Fällen  Grundpfandbestellung  gestattet.  Für 
die  Beseitigung  dieser  Vorschriften  wurde  angeführt,  dass  sie  den 
freien  Verkehr  mit  Liegenschaften  ungebührlich  erschweren  und 
heutzutage  bei  vermehrten  Schwierigkeiten  des  landwirthschaftlichen 
Gewerbes  um  so  schwerer  empfunden  werden  ;  dass  sie  eine  Menge- 
von  Geldstagen  herbeigeführt  und  die  Handhabe  zu  böswilliger  Ver- 
folgung und  schliesslicher  Unterdrückung  von  Liegenschaftsbesitzem,. 
nach  deren  Gütern  gewissenlose  Speculanten  gelüstete,  geboteD 
hätten  ;  dass  sie  endlich  der  Einführung  einer  zweckentsprechenden> 
Hypothekarordnung  hinderlich  seien.  Andrerseits  beweist  die  starke- 
Minderheit,  die  dieses  Gesetz  nicht  angenommen  hat,  dass  man 
nicht  überall  die  Belästigung  durch  obige  Vorschriften  so  schwer 
empfunden  und  dass  man  sich  von  der  Freigebung  des  Uegensehaft- 
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lieben  Verkehrs  nicht  so  viele  Vortheile  verspricht.  Namentlich 
ist  vielfach  die  Beftirchtang  aasgesprochen  worden,  dass  das  Ge- 
setz geradezu  eine  Verlockung  zu  leichtsinnigem  Schuldenmachen 
und  infolge  dessen  eine  Gefährdung  des  öffentlichen  Crédits  mit  sich 
bringen  könnte. 


66.  Interpretation  (des  Beg.-Raths  des  C.  Appenzell  a.  Rh.) 
von  §  13  des  Zeddgesetzes.  Vom  11.  August.  (Amtsbl.  I S.  283.) 

Auf  Gesuch  der  Gemeindeschreiberconferenz  um  Interpretation, 
wie  es  sich  mit  der  Errichtung  von  ,,Zedeln  in  gleichen  Eechten'' 
verhalte,  erklärt  der  ßeg.-Rath  die  Errichtung  von  „Zedeln  in 
gleichen  Rechten*'  besonders  im  Hinblick  auf  §  13  Zedelges.  als 
unstatthaft.  Wohl  aber  können  laut  §  4  al.  3  dieses  Gesetzes 
^Auszüge''  aus  Hauptzedeln  gemacht  werden,  welche  unter  sich  und 
mit  dem  noch  in  Kraft  gebliebenen  Theile  des  Hauptzedels  nach 
Uebereinkunft  als  gleichberechtigt  oder  auf  einander  folgend  erklärt 
werden  können. 

67.  Qesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Unterwaiden  ob 
dem  Wald)  beireffend  unterpfändliche  Haftbarkeii  der  Corrections- 
lasten.     Vom  24.  April.     (Ges.  u.  Verordn.,  V  S.  227  f.) 

Behufs  Erweiterung  des  Pfandrechts  für  die  bei  einer  Wasser- 
correction  erlaufenden  Kosten  wird  festgesetzt,  dass  die  Beitrags- 
pflicht zu  den  Erstellungskosten  auf  die  Dauer  von  15  Jahren  Real- 
last auf  der  betreffenden  Liegenschaft  ist.  Nach  Art.  70  des  Ges. 
(v,  6.  April  1877)  genossen  die  Erstellungskosten  dingliche  Sicher- 
heit binnen  10  Jahren,  die  Unterhaltskosten  binnen  3  Jahren.  Die 
längere  Zeitdauer  wird  im  Interesse  des  betreffenden  Eigenthümers 
und  sämmtlicher  Mitbelasteter  eingeführt. 

68.  Verordnung  (des  Obergeriohts  des  C.  Luzern)  betreffend 
die  Todtrufung  von  Hypothekarmsirumenten.  Vom  19.  November. 
(Kantonsbl.  Nr.  47.) 

Die  Todtrufnng  erfolgt  durch  das  Gerichtsofficium  des  Unter- 
pfandsortes mit  Bewilligung  der  Justizcommission  ;  zweimalige  Publi- 
cation durch  das  Kantonsblatt.  Verlangt  sie  der  ünterpfandsbe- 
sitzer,  so  hat  er  sich  über  die  Abzahlung  möglichst  genau  auszu- 
weisen; verlangt  sie  der  Hypothekaransprecher,  so  hat  er  sich  über 
«ein  Eigenthum  am  Instrument,  die  Art  des  Verlusts,  die  Aner- 
kennung des  Unterpfandsbesitzers  auszuweisen.  Auf  Grund  dieser 
Angaben  entscheidet  die  Justizcommission  über  die  Bewilligung. 

69.  Circulaire  (du  Départ,  de  l'Agriculture  et  du  Com- 
merce, service  de  la  direction  du  cadastre,  du  c.  de  Vaud) 
à  MM.  les  receveurs  el  voyers,  concernant  les  recherches  à  faire 
en  vue  de  la  constatation  des  droits  et  *  des  servitudes  actives  et 

Zeltoehr.  für  •ohweUeriichea  Recht.    Feue  Folge   VIL  28 
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passives  afférents  avx  immeubles  appartenant  à  l'Etat  ou  aux 
.  administrations  et  établissements  gui  en  dépendent  Du  2Ö  octobre. 
(Ree.  des  Lois,  LXXXIV  p.  628  s.) 

Weisung  Behnfs  Wabrnng  staatlicher  Rechte  bei  Anlegnn^ 
des  Grandbachs. 

70.  Circulaire  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  aux  con- 
servateurs des  droits  réels,  concernant  la  légalisation  des  actes 
sous  seing  privé,  présentés  pour  être  inscrits  dans  leurs  registres. 
Du  13  décembre,    (Ibid.  p.  768  s.) 

Der  jage  de  paix  mass  solche  Unterschriften  legalisieren  und 
die  Identität  des  Unterzeichners  bezeugen. 

71.  Circulaire  (du  même)  aux  conservateurs  des  droits  réelSj 
aux  notaires  et  aux  juges  et  justices  de  paix,  sur  le  transfert  de 
propriété  de  créances  hypothécaires  par  partage ,  succession  ou 
assignat,  ainsi  que  sur  les  actes  récognitifs.  Du  15  décembre. 
(Ibid.  p.  772  8.) 

Es  genügt  zum  Eintrag  ins  Grnndbnch  eine  einfache  Erklä- 
rung der  Theilung  oder  des  Uebergangs  auf  dem  Acte  selbst  darch 
Notar  resp.  Friedensrichter. 

72.  Nachtrag  (des  Reg.-Raths  des  C.  Bern)  zur  revidirten 
Verordnung  über  die  Fortführung  des  Katasters  und  die  Erhal- 
tung der  Vermessungswerke  vom  29.  Aprü  1885.  Vom  23.  April. 
(Ges.  Decr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXVI  S.  65  f.) 

Statt  der  in  genannter  Verordnung  vorgeschriebenen  SOtägigen 
Planauflage  vor  der  Bereinigung  der  Nachtragungsarbeiten  soll 
eine  Aufforderung  an  sämmtliche  Grundeigenthiimer  erfolgen,  der 
Gemeindeschreiberei  von  den  an  ihren  Grundstücken  vorgekommenen 
Aenderungen  Eenntniss  zu  geben.  Nach  der  Bereinigung  ist  das 
Vermessungswerk  während  30  Tagen  zu  Jedermanns  Einsicht  auf- 
zulegen. Die  Revision  der  Vermessungs werke  kann  statt  periodisch 
alle  4  Jahre  auch  fortlaufend  ausgeführt  werden. 

73.  VoUziehungsverordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Luzern) 
für  die  Revision  der  Katastersekatzung  im  Jahre  1888.  Vom 
5.  Decomber.     (S.  d.  Verordn.  des  R.  R.,  VI  S.  247  f.) 

Dient  vorab  dem  Steuergesetz,  es  handelt  sich  wesentlich  um 
Revision  der  Liegenschaftsschatzungen.  Die  Grundlage  derselben 
bildet  die  bisherige  Katasterschatzung  laut  Grundbuch. 

74.  Verordnung  (des  Gr.  Raths  des  C.  Aargau)  über  die 
Katastervermessung.  Vom  26.  September.  (G.  S. ,  N.  P.  II 
S.  338  f.) 

Es  ist  eine  Vermessung  des  gesammten  Grundeigenthums  des 
Cantons  (mit  Ausnahme  der  im  Forstges.  von  1860  §  22  bezeich- 
neten Waldungen)  in  Aussicht  genommen,  die  bis  1910  beendigt 
sein  soll.     Zu   diesem  Zweck   soll  eine   vollständige  Vermarchung: 
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vorausgehen,  allfäUige  Grenzstreitigkeiten  sind  innerhalb  30  Tagen 
seit  der  Vermarchung  zu  bereinigen  oder  bei  der  Flurcommission 
anhängig  zu  machen.  Die  Vermessung  ist  Sache  der  Einwohner- 
gemeinde, die  Arbeit  ist  vom  Regierungsrath  zu  genehmigen,  öffent- 
lich aufzulegen  und  nach  Ablauf  der  fltr  Beanstandung  gesetzten 
Frist  rechtskräftig  zu  erklären.  Die  Vermessungswerke  sind  stets 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  (Nachtragen  von  Veränderungen 
u.  s.  f.).  Die  Kosten  der  Vermessung  tragen  Staat,  Gemeinden 
und  Grundeigenthümer  nach  Raten. 

75.  Règlement  (du  Dép.  des  Contrib.  pubi,  du  c.  de  Ge- 
nève) sur  les  rectifications  cadastrales ,  approuvé  par  le  Cens. 
d'Etat  le  1"  février.    (Ree.  des  Lois,  LXXIII  p.  50.) 

Auf  Begehren  eines  Betheiligten  untersucht  der  Katasterfiihrer 
den  behaupteten  Irrthum  im  Kataster  und  beauftragt  eventuell  den 
Geometer  mit  Errichtung  eines  neuen  Planes. 


76.  Beschiuss  (des  Landraths  des  C.  Uri)  betreffend  Ab- 
änderung der  §§  25,  Ziff.  2  und  4,  und  28  und  30  der  canto- 
nalen  Verordnung  über  die  Jagd  und  §  11  der  Verordnung  über 
die  Fischerei.     Vom  24.  Mai.     (Anitsbl,  Nr.  23,  S.  266.) 

Erhöhung  der  Bussen,  Verbot  des  Grabens  nach  Murmel- 
thieren  und  des  Jagens  mit  Repetiergewehren,  andrer  Ansatz 
der  dem  Privat-  und  dem  amtlichen  Kläger  zukommenden  Bussen- 
quoten. 

77.  Voüziehungsverordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Schwyz) 
zum  eidg,  Jagdgesetz,  Vom  14.  Januar;  genehmigt  7omBundes- 
rathe  den  L  März.    (Ges.  S.,  X  S.  129  ff.) 

Jagdberechtigt  die  Schweizerbürger  und  in  der  Schweiz  nieder- 
gelassenen Ausländer,  welche  das  cantonale  Jagdpatent  gelöst 
haben,  18  Jahre  alt  sind  und  die  Jagdberechtigung  nicht  einge- 
büsst  haben  (solche  des  Jagdrechts  Verlustige  sind  bestrafte  Jagd- 
frevler, Armengenössige,  Säumige  in  Entrichtung  von  Steuern,  im 
Activbürgerrecht  Eingestellte,  criminell  Verurtheilte ,  für  4  Jahre 
vom  Urtheil  an  gerechnet,  coiTcctionell  wegen  Vergehen  gegen 
das  Eigenthum  Bestrafte,  für  3  Jahre  von  der  Bestrafung  an). 
Detail  über  Ausübung  der  Jagd,  Taxen  und  Bussen. 

78.  Loi  (du  Gr.  Cens,  du  c.  de  Genève)  abrogeant  les  lois 
cantonales  sur  la  chasse  des  29  décembre  1837 ,  11  janvier  1841, 
22  décembre  1858,  9  janvier  1867,  Du  2  février.  (Ree.  des 
Lois,  LXXIII  p.  53.) 

79.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Genève)  sur  la 
chasse.    Du  15  février.    (Ibid.  p.  58.) 

Das  Gesetz  hebt  einfach  die  alten  Jagdgesetze  auf  und  ver- 
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weist  auf  das  Reglement.  Dieses  enthält  in  Ergänzung  der  Bandea- 
vorschriften  Folgendes:  Jeder  Schweizer  und  jeder  im  Canton 
niedergelassene  oder  sich  aufhaltende  Fremde  kann  ein  Jagdpatent 
erhalten,  dieses  gilt  fur  den  ganzen  Canton,  und  zwar  ffir  alles 
nicht  eingehegte  Gebiet  ausser  Baum-  und  Weingärten  u.  dergl. 
und  Saatland.  Auch  kann  der  Eigenthumer  den  Jäger  von  allem 
seinem  Land  wegweisen.  Geschossen  darf  nicht  werden  im  Um- 
kreis von  300  Mètres  von  Wohnungen,  auch  nicht  durch  den 
Eigenthumer,  und  nicht  auf  Hecken  und  Bäume  an  den  öffent- 
lichen Strassen.  —  Das  Uebrige  wiederholt  fast  nur  die  Bundes- 
vorschriften. 

80.  Uebereinkunft  (zwischen  den  Ständen  Zürich  und 
Sohwyz)  betreffend  die  UschereiverhäUnisse  im  Zürichsee.  Vom 
2./ 11.  März.  (Zürcher  ofF.  G.  S.,  XXI  S.  341  f.,  Schwyzer 
Ges.  S.,  X  S.  127  f.) 

Die  gegenwärtige  Cantonsgrenze  im  Zürichsee  soll  auch  die 
Grenze  der  Fischereiberechtigung  für  die  Angehörigen  der  beiden 
Cantone  bilden.  Ein  Vorbehalt  für  die  schwyzerischen  Angehörigen 
in  Kurden  (der  schmalen  in  den  See  hinausragenden  Landzunge 
gegenüber  Rappers wyl). 

81.  Bescfäuss  (des  Keg.-Raths  des  C.  Sohwyz)  beireffend 
den  Fischfang  in  der  SiM.    Vom  10.  Mai.    (Amtsbl.  Nr.  19.) 

Abänderung  des  Beschlusses  vom  14.  April  1886  (diese  Zeitschr. 
N.  F.  VI  S.  402  Nr.  91).  Gestattung  des  Fischfangs  mit  Netzen 
bei  Maschen  weite  von  wenigstens  3  cm. 

82.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  St.  Gallen)  betreffend 
Abänderungen  der  canionalen  Voüzugsverordnung  zum  Bundes- 
gesetz  über  die  Fischerei.  Vom  23.  Mai.  (G.  S.,  N.  F,  V 
S.  203  f.) 

Betrifft  Festsetzung  der  Goldach  als  Schonrevier  und  Aenderung 
an  Pachtkreisen. 

83.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  modifiant 
l'arrêté  du  17  janvier  188i  et  autorisant  les  nançoirs  ou  nasses 
pour  la  pêche.  Du  2/17  juin.  (Ree.  des  Lois,  LXXXIVp.  162  8.) 

Abänderungen  bezüglich  der  Fischfanginstrumente. 


4.  Obligationenrecht. 

84.  Gesetz  (der  Landsgenneinde  des  C.  Appenzell  a.  Rh.) 
betreffend  die  Appenzell -Ausserrhodische  Cant(malbank.  Vom 
24.  April.     (Amtsbl.  I  S.  196  ff.) 

Revision  des  Gesetzes  von  1876  Behufs  Herstellung  der  ITeber- 
ein  Stimmung  mit  dem  eidg.  Banknotengesetz  und  dem  Obligationen- 
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recht.     Immerhin  unwesentliche  Aenderungen.     Die  Tantiemen  der 
Bankangestellten  vom  Eeingewinn  werden  aufgehoben. 

'  85.  Geschäftsreglement  der  Appenzell  a.  Rh.  Kantonalbank. 
Vom  Kantonsrath  genehmigt  den  2.  December.  (Amtsbl.  I 
S.  425  f.) 

Veranlasst  dui  eh  die  Revision  des  Bankgesetzes  v.  24.  Apnl  1887. 

86.  Vollziehungsverordnung  (des  Landraths  des  C.  Unter- 
waiden nid  dem  Wald)  zum  Gesetze  v.  27.  April  1879  betreffend 
èie  cantonale  Spar- und  Leiheasse.  Vom  17.  Januar.  (Amtsbl.  Nr.  4.) 

87.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C  Schwyz)  betreffend 
Einführung  von  Stempelmarken.  Vom  30.  November.  (Amtsbl. 
Nr.  50.) 

Zulassung  von  Stempelmarken,  mit  Ausnahme  gewisser  in  §  1 
aufgeführter  Acte,  für  welche  fernerhin  der  (nasse  oder  trockene) 
Stempel  nothwendig  ist.  Anfertigung  falscher  Stempelmarken  wird 
als  Münzfälschung  behandelt,  der  wissentliche  Gebrauch  solcher  als 
Betrug. 

88.  Verordnung  (des  Keg.-Raths  des  C.  Zug)  über  den  Be- 
zug der  Stempelsteuer.  Vom  30.  November.  (S.  d.  (t.,  Vil  Nr.  15.) 

Vollziehung  des  Ges.  v.  1.  Juni  1876  über  die  Stempelsteuer  : 
Vorschriften  über  Gebrauch  von  gestempeltem  Papier  und  Stempel- 
marken, sowie  über  den  Verkauf  derselben,  und  Strafbestimmungen. 

89.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  TJnterwalden  nid 
dem  Wald)  betreffend  Heiligung  der  Sonn-  und  Feiertage.  Vom 
24.  April.     (Amtsbl.  Nr.  20.) 

Untersagung  aller  öffentlichen  und  aller  geräuschvollen  Arbeiten, 
wie  überhaupt  der  Ausübung  einer  Profession  oder  eines  Hand- 
werkes, femer  aller  Käufe,  Täusche  und  sonstiger  Verträge  über 
Liegenschaften,  des  gewerbsmässigen  Gültenhandels,  des  Bekennens 
von  Gülten  und  Versicherungen  u.  s.  w.,  des  Jagens  und  des  Fischens 
an  Sonn-  und  Feiertagen.  Vorbehalten  bleibt  für  gewisse  Arbeiten 
in  dringenden  Fällen  Bewilligung  durch  das  Pfarramt.  Ferner  Vor- 
schriften über  Sonntagsruhe  während  des  Gottesdienstes. 

90.  Beschluss  (des  Gr.  Raths  des  C.  Baselstadt)  beti^eßend 
die  Feier  von  Ostermontag  und  Pfingstmontag,  Vom  17.  Januar; 
vom  Volk  angenommen  niit  3343  gegen  1066  Stimmen  den 
13.  Februar.     (G.  S.,  XXI  S.  373.) 

Der  Bescbluss,  durch  ein  Initiativbegehren  veranlasst  und  daher 
noch  der  Volksabstimmung  unterbreitet,  lautet:  „der  Ostermontag 
und  der  Pfingstmontag  werden  als  staatlich  anerkannte  Feiertage 
erklärt."  Der  Regierungsvorschlag  hatte  beigefügt:  „und  den  Sonn- 
tagen gleichgestellt."  Der  Grosse  Rath  liess  das  fallen.  Somit 
darf  nun  an  diesen  Tagen  weiter  arbeiten,  auch  in  einer  an  Sonn- 
tagen nicht  gestatteten  Weise,  wer  Lust  dazu  hat. 
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91.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Unterwaiden  nid 
dem  Wald)  betreffend  die  Verschreibung  von  Käufen  um  liegende 
Güter.     Vom  24.  April.     (Amtsbl.  Nr.  20.) 

Weil  Art.  12  des  Schweiz.  Obl.-R.  bei  Verträgen,  fiir  welche 
die  schriftliche  Form  vorgeschrieben  ist,  die  Unterschrift  aller  durch 
den  Vertrag  zu  verpflichtenden  Personen  verlangt,  das  Nidwaldner 
Recht  aber  bei  Verschreibungen  der  Käufe  über  Liegenschaften 
davon  absieht,  obschon  es  doch  hier  ebenso  nothwendig  erscheint^ 
so  wird  dem  betr.  Gesetz  (allg.  Gesetzb.  fol.  683)  beigesetzt,  dass 
solche  Verträge  die  Unterschriften  aller  jener  Parteien  tragen  müssen, 
welche  durch  dieselben  verpflichtet  werden  sollen. 

92.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  St.  Gallen)  betreffend 
den  Rücktfitt  vom  Konkordat  v.  5.  Aug.  1852  über  Besimmung 
und  Gewähr  der  Viehhauptmängel  Erlassen  am  16.  Mai,  in 
Kraft  getreten  am  28.  Juni.  (G.  S.,  N.  F.  V  S.  206.  A.  S. 
d.  B.  G.,  N.  F.  X  S.  103.) 

Im  Anschluss  an  die  Rücktnttserklärung  wird  festgesetzt,  das» 
es  beim  Handel  mit  Thieren  aus  dem  Pferdegeschlecht  and  mit 
Rindvieh  den  Parteien  frei  steht,  die  Gewährsmängel  und  die  Ge- 
währsfristen durch  Uebereinkuuft  unter  sich  zu  bestimmen,  waa 
jedoch  zur  Gültigkeit  schriftlicher  Abfassung  (auch  blos  durch  Vor- 
merk auf  dem  Gesundheitsschein)  bedarf.  Mangels  solcher  Verein- 
barung gilt  das  Schweiz.  Obl.R.  Das  Gesetz  v.  19.  Jan.  1860 
ist  aufgehoben. 

93.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Zürich)  betreffend 
den  Verkehr  mit  Lebensmittelsurrogaten.  Vom  26.  März.  (Off.  G.  S., 
XXI  S.  347  f.) 

Künstlich  bereitete  Lebensmittel  dürfen  nicht  unter  dem  Namen 
echter  Waare  in  Verkehr  gebracht  werden  (sondern  als  Kunstbutter» 
Kunsthonig,  Kunstwein  bezeichnet).     Busse  his  auf  1000  Fr. 

94.  Beschluss  (des  Landraths  des  C.  Unterwaiden  nid  dem 
Wald)  betreffend  Aenderung  von  §  1  der  Bäckerordnung,  Vom 
13./17.  Januar.     (Amtsbl.  Nr.  3.) 

Gestrichen  wird  die  Zulassung  von  Vereiubaningen  zwischen 
Bäcker  und  Brotabnehmer  über  anderes  Gewicht  der  Brotlaibe  als 
das  gesetzliche  von  4,  2  und  1  Pfund.  Dieser  Beschluss  ist  aber» 
wie  es  scheint,  schon  überflüssig  gemacht  durch  die 

95.  Verordnung  (wessen?)  betreffend  das  Bäckergewerbe^ 
Ohne  Datum  publiciert  im  Amtsbl.  Nr.  19  vom  13.  Mai. 

Aehnlich  wie  die  Schwyzer  Verordnung  vom  31.  Juli  ISÄd 
(diese  Ztschr.  N.  F.  VI  S.  405  Nr.  112). 

96.  Beschluss  (der  Landsgemeinde  des  C.  Glarus)  betreffend 
die  amtliche  Contrôle  über  den  Brot-  und  Mehlverkauf.  Vom 
22.  Mai.     (Amtsbl.  Nr.  28.) 
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97.  Verordnung  (von  Landammann  und  fiath  des  C.  Glaras) 
betreffend  den  Verkauf  von  Honig  und  dessen  Swrrogaien.  Vom 
2.  Februar.     (Amtsbl.  Nr.  6.) 

Nur  Bienenproduct  darf  als  ^Honig^  verkauft  werden,  alles 
Andere  ist  als  Knnsthonig  anzugeben,  Bezeichnungen  wie  Tafel- 
henig  u.  dgl.  sind  untersagt.  Strafe  gemäss  Lebensmittelgesetz  vom 
4.  Mai/13.  Aug.  1884. 

98.  Verordnung  (des  fieg.-Baths  des  C.  »Solothurn)  betreffend 
den  Verkauf  von  Lebens-  und  Oenussmitteln.  Vom  29.  Juli, 
(a.  S.  d.  (i.,  LX  S.  44  f.) 

Sanitntspolizeiliche  Ansführiing  des  Ges.  über  öffentliche  Gesund- 
heitspüege  vom  6.  Mai  1882.  Verpflichtung,  künstlich  bereitete  Lebens- 
und Genussmittel  als  solche  bezeiclinet  in  den  Handel  zu  bringen. 

99.  Verordnung  (desKeg.-ßaths  des  C.St.  Gallen)  betreffend 
den  Handel  mit  den  zum  Oenuss  bestimmten  Fetiwaaren.  Vom 
28.  Mai.     (G.  S.,  N.  P.  V  S.  204  f.) 

Enthalt  namentlich  Vorschriften  über  Bezeichnung  als  Butter 
and  Knnstbutter. 

100.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  da  c.  de  Vaud)  modifiant 
Vari.  11  de  celui  du  24.  dèe.  1886 ^  concernant  la  vente  et  le 
transport  des  matières  explosibles  et  inflammables.  Du  24.  février. 
(Ree.  des  Lois,  LXXXIV  p.  24  s.) 

Betrifft  den  Eisenbahntransport  solcher  Gegenstände,  der  durch 
das  4.  Supplement  zum  Eisenbahntransportreglement  theilweis  anders 
als  in  der  Verordnung  vom  24.  Dec.  1886  geregelt  worden  ist. 

101.  Arrêté  (du  Cous.  d'Etat  du  c.  de  Neuchâtel)  dispen- 
sant les  fondeurs  et  les  commerçants  de  matières  d'or  et  d'argent 
de  la  tenue  du  registre  prévu  par  la  loi  du  19  mars  1883.  Du 
1"  février.    (Ree.  des  Lois,  XVI  p.  95  s.) 

Dispensation  in  dem  Sinne,  dass  das  Bundesgesetz  über  den 
Handel  mit  Gold-  und  SilberabfkUen  von  1886  schon  eine  Buch- 
führung vorschreibt,  neben  welcher  die  vom  Canton  vorgeschriebene 
überflüssig  erscheint. 

102.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Schwyz)  über 
den  Markt-  und  Hausirverkehr  und  die  Ertheilung  von  Patenten. 
Vom  27.  Juli.     (Ges.  S.,  X  S.  165  f.) 

Stimmt  im  Wesentlichen  mit  den  in  den  letzten  Jahren  fast 
überall  erlassenen  cantonalen  Gesetzen  und  Verordnungen  überein. 
Der  Hausierverkehr  besteht  in  Aufsuchen  von  Bestellungen  bei 
Privaten  auf  Muster,  Colportage,  Eröffnung  von  Waarenlagern  und 
Anordnung  von  Ausverkäufen,  Feilbieten  von  Waaren  von  Haus  zu 
Haus,  gewerbsmässigem  Einsammeln  und  Austauschen  von  Waaren 
von  Haus  zu  Haus,  wandernder  Ausübung  eines  Berufs.  Hierüber 
das  übliche  Detail.     Hiezu  kommt  ein 
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103.  Vollziehungsbeschluss  (des  Reg.-Eaths  des  C.  Schwyz) 
beirrend  vorstehende  Verordnung,  Vom  13.  October.  (Ges.  S., 
X  S.  177  f.) 

Derselbe  stellt  die  Classen  für  die  Patente  und  die  Patentge- 
bühren  für  diese  verschiedenen  Classen  fest. 

104.  Gesetz  (des  (ir.  Raths  des  C.  St.  Gallen)  über  den 
Marktv&rkehr  und  das  Hausiren.  Erlassen  am  17.  Mai,  in  Kraft 
getreten  am  28.  Juni.     (G.  S.,  N.  F.  V  S.  215  fiF.) 

Der  erste  Entwarf  des  Reg.*Ratlis  war  bloss  anf  ein  kurzes 
Nachtragsgesetz  zu  dem  Markt-  und  Haasiergesetz  vom  13.  Jan. 
1879  gerichtet  gewesen  und  hatte  die  Erfordernisse  far  Erwerb 
eines  Patents  and  die  Ansätze  der  Patenttaxen  nea  geregelt.  Unt«r 
den  Händen  einer  Grossrathscommission  hat  sicli  die  Arbeit  er- 
weitert and  ist  dieses  Gesetz  entstanden,  welches  an  die  Stelle 
der  dadarch  aufgehobenen  Gesetze  betr.  Grewerbebetreibung  von 
Aasländern  und  Handel  mit  Handwerksartikeln  vom  22.  März  1849 
(nebst  VoUzagsverordnung  vom  10.  April  1849)  and  über  Markt- 
verkehr and  Haasiren  vom  13.  Jan.  1879,  4.  Jan.  1881  und  VoU- 
zagsverordnung vom  31.  Aag.  1885  tritt.  Die  Haaptänderang  be- 
steht in  etwelcher  Verschärfung  der  persönlichen  Requisite  fur 
Erlangung  eines  Patents  and  in  bedeutender  Erhöhang  des  Maxi- 
mums der  Patenttaxe,  das  gefordert  werden  kann.  Kleinere  Neue- 
rungen sind  Gleichbehandlung  der  Etablierung  eines  Geschäfts  an 
einem  Curort  während  der  Saison  wie  die  Eröffnung  von  Wander- 
lagern, ausdrückliche  Erwähnung  der  Aufnahme  von  Aufträgen  fui* 
ein  Gewerbe  von  Haus  zu  Haus  neben  dem  Aufsuchen  von  Be- 
stellungen, genauere  Beschreibung  der  vom  Hausieren  ausgeschlos- 
senen Gegenstände,  und  einiges  Andere.  Der  wesentliche  Cha- 
racter  des  Gesetzes  bleibt  immerhin  der  gleiche.  Hiezu  kommt 
noch  eine 

105.  VoUzugsverordnung  (von  Landammann  und  Reg.-Rath 
des  C.  St.  Gallen)  zu  vorstehendem  Gesetze.  Vom  7.  September. 
(Das.  S.  222  S.) 

Dieselbe  enthält  die  Classification  der  einzelnen  Waaren  in 
die  vier  Classen,  nach  welchen  sich  die  Patenttaxen  bestimmen. 

106.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  a.  Rh.) 
betreffend  Hausier-  urhd  Gewerbewesen.     S.  unten  Nr.  165. 

107.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  o.  de  Fribourg)  sur  le 
colportage  des  pailles  tressées.  Du  1«'  février.  (Bull.  ofiF.  des 
Lois,  LVI  p.  12  s.) 

Das  Hausieren  zum  Aufkauf  der  Strohgeflechte  ist  ausserhalb 
des  Wohnsitzes  des  Käufers  oder  eines  Marktplatzes  an  ein  be- 
sonderes Patent  gebunden  (und  zwar  in  5.  Classe  der  ersten  Kate- 
gorie der  Verordnung  vom  1.  Sept.  1882). 
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108.  Arrêté  (du  Gons.  d'Etat  du  c.  de  Genève)  relatif  au 
prix  des  patenter  (ventes  temporaires^  soii  Uquidationsy  débaUageSy 
étalages,  colportage,  industries  ambtäantes,  ventes  volontaires  aux 
enchères  pubUques).  Du  29  mars.  (Beo.  des  Lois,  LXXIII 
p.  653.) 

Die  Patentgebühr  soll  der  Ausdehniuig  des  Handels  oder  Ge- 
werbes proportionell  sein. 

Gesetze  betr.  WirOhschaften  und  KUmverkauf  von  Spirituosen. 
In  Folge  der  revidierten  Art  31  und  32  *»*•  der  B.  V.  und 
des  B.-Ges.  über  die  gebrannten  Wasser  vom  23.  Dec.  1886  sind 
in  vielen  Cantonen  die  bisherigen  Bestimmungen  über  einige  Puncto 
des  Wirthschaftswesens  hinfällig  oder  revisionsffthig  geworden. 
Einmal  gestattet  Art.  31c.  der  B.  V.  jetzt,  die  Entstehung  neuer 
Wirthschaften  von  Rücksichten  auf  das  öffentliche  Wohl,  z.  B. 
von  dem  Bedürfniss  derselben  in  der  betreffenden  Ortschaft  ab- 
hängig zu  machen,  hauptsächlich  aber  wird  durch  Art.  32  ^^'  die 
Grenze,  innerhalb  welcher  die  geistigen  Getränke  nur  von  Wirthen 
oder  von  Inhabern  eines  Patents  zum  Kleinhandel  dürfen  verkauft 
werden,  für  manche  Cantone  wesentlich  verändert.  Nach  diesem 
Art.  fallen  alle  geistigen  Getränke,  welche  nicht  gebrannt  sind, 
im  Quantum  von  mehr  als  2  Liter  in  den  Bereich  des  freien 
Handels;  die  Art.  7  und  8  des  B.-Ges.  betr.  gebrannte  Wasser 
bestimmen  dann  weiter^  dass  das  Hausieren  mit  gebrannten  Wassern 
und  der  Ausschank  und  der  Eleinverkauf  (d.  h.  Verkauf  unter 
40  Litern)  von  solchen  in  Brennereien  und  in  den  auf  solchen 
Kleinhandel  durch  die  Natur  ihres  Handels  nicht  angewiesenen 
Geschäften  verboten  sein  soll.  Hauptsächlich  hat  dann  die  weitere 
Bestimmung  des  Art.  8,  dass  Ausschank  und  Kleinverkauf  von 
gebrannten  Wassern  an  cantonale  Bewilligung  unter  cantonaler 
Verkaufssteuer  geknüpft  seien,  die  cantonale  Gesetzgebung  in  Be- 
wegung gesetzt.     Hier  das  bisherige  Ergebniss. 

109.  Dekn^et  (des  6r.  Baths  des  C.  Lnzern)  betreffend  Ein- 
führung der  Art  7  und  8  des  Bundesgesetzes  beirrend  gebrannte 

Wasser  vom  23.  Christmonat  1886.    Vom  1.  December.     (8. 
d.  Ges.,  VII  S.  7(i  f.) 

110.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Lnzern)  betreffend 
den  Kleinhandel  mit  gebrannten  Wassern.  Vom  3.  December. 
(S.  d.  Verordn.  des  ßeg.-R.,  VI  8.  5^44  f.) 

Der  Kleinhandel  mit  gebrannten  Wassern  ist  nur  solchen  ge- 
stattet, welche  ein  Wirthsrecht  besitzen  oder  eine  Spirituosenhand- 
lung oder  ein  Gewerbe,  mit  welchem  regelmässig  der  Verkauf 
flüssiger  Genussmittel  verbunden  ist,  betreiben.  Die  Patentgebühren 
(für  Ausschank   an  Ort  und  Stelle,    für  Ausschank  und  Kleinver- 
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kauf  zuBammen,  für  Eleinverkauf  allein)  steigen  in  7  Classen  von 
50  bis  auf  500  Fr.,  je  nach  dem  Umfang  des  Geschäftes. 

111.  VoUziehungiverordniung  (des  Landraths  des  C.  Uri) 
sòum  Bimdesgesetz  betreffend  gebrannte  Weiser.  Vom  28.  De- 
cember.     (Bes.  gedr.) 

Ausschank  und  Verkauf  nicht  denaturierter  gebrannter  Wasser 
bedarf  eines  Patents;  ausgenommen  sind  Verkauf  in  Gefässen  von 
mindestens  4u  Liter  (Grosshandel),  und  Brenner,  welche  jährlich 
höchstens  40  Liter  nicht  bundessteuerpflichtigen  Branntweins  pro- 
ducieren;  diese  dürfen  Quantitäten  von  mindestens  ö  Liter  frei 
verkaufen.  Für  die  Requisite  der  Patenterwerbung  gilt  das  Wirth- 
schaftsgesetz  von  1884.  Dann  Aufnahme  von  Art.  7  des  Bundes- 
Gesetzes.  Zuwiderhandeln  gegen  diese  Verordnung  wird  durch 
die  competente  Gerichtsbehörde  mit  Geldbusse  von  20  bis  500  Fr. 
gestraft. 

112.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  ünterwalden 
ob  dem  Wald)  betreffend  den  Verkauf  geistiger  Getränke.  Vom 
1.  December.     (Ges.  und  Verordn.,  V  S.  235.) 

Ausschank  und  Kleinverkauf  werden  nur  Wirthen  bewilligt, 
für  jedes  von  beiden  ist  besondere  Bewilligung  nöthig.  Die  Ge- 
bühr hiefür  richtet  sich  nach  Grösse  und  Werth  des  Umsatzes 
und  steigt  von  20—100  Fr. 

113.  Beschluss  (der  Landsgemeinde  des  C.  Unterwaiden 
ob  dem  Wald)  beirrend  Abänderung  und  Ergänzung  des  Wirth- 
Schaftsgesetzes.  Vom  24,  April.    (Ges.  und  Verordn.,  V  S.  225  f.) 

Jährlich  wiederholtes  Verlangen  um  Erneuerung  der  Wiith- 
fichaftsconcession  ist  nicht  mehr  nothwendig.  Die  Ertheilnng  und 
Erneuerung  dieser  Concessionen  kann  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wohls  verweigert,  resp.  beschränkt  werden,  auch  abgesehen  von 
Art.  5,  6,  10  und  36  des  Wirthschaftsgesetzes,  ebenso  der  Klein- 
handel mit  geistigen  Getränken,  soweit  die  Cantone  compétent  sind. 

114.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Fribourg)  concer- 
nant Vexécution  de  la  loi  fédérale  sur  hs  spiritueux.  Du  21  octobre. 
(Bull.  ofiF.  des  Lois,  LVI.    Feuille  off.  Nr.  43.) 

Enthält  nur  einen  allgemeinen  Vorbehalt  der  cantonalen  Ge- 
setze für  die  durch  Bundesgesetz  oflfen  gelassenen  Puncte. 

115.  Wirthschaftsgesdz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Baselstadt). 
Vom  19.  December.  {(i,  S.,  XXI,     Cantonsbl.  II  Nr.  51.) 

Polizeiliche  Bewilligung  und  Entrichtung  einer  Patentgebühr 
ist  erforderlich  für  den  Betrieb  jeder  Art  von  Wirthschaften  mid 
für  den  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken.  Der  Ausschank  von 
solchen  wird  nur  Inhabern  von  Tavernen-  nnd  Pintenwirthschaften 
bewilligt  und  den  Conditoren  für  Qualitätsspirituosen.  Bewilligungen 
xnm  Kiemverkauf  über  die  Gasse  werden  nur  für  den  Verkauf  von 
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Qualitätsspirituosen  iu  gesclilossenen  Flaschen  und  nur  an  Droguisten, 
Weinhändler,  Comestiblehändler  und  Conditoren  ertheilt,  der  Klein- 
verkauf von  nicht  denaturiertem  Sprit  und  von  Trinkbranntwein 
dagegen  wird  als  Monopol  des  Cantons  erklärt.  Unter  den  persön- 
lichen Requisiten  der  Bewerber  um  Wirthschaften  ist  Besitz  des 
Activbürgerrechts  und  guter  Leumund  das  Wichtigste.  Die  Patent- 
gebühr bestimmt  sich  nach  dem  Umfang  und  dem  Umsatz  des  Ge- 
schäfts und  wird  durch  das  Finanzdepartement  unter  Mitwirkung 
des  Polizeidepartements  festgestellt;  die  Wirthschaften  werden  in 
12  Classen  von  200 — 2000  Fr.  ansteigend  eingetheilt,  für  den 
Kleinverkauf  von  Wein  und  Bier  ist  eine  jährliche  Geböhr  von 
Fr.  50 — 300,  für  den  von  Branntwein  Fr.  30 — 500  angesetzt. 
Das  Uebrige,  meistens  Sitten-  und  Sanitätspolizei  Betreifende  dieses 
ansfülirlichen  Gesetzes  fällt  nicht  in  den  Kreis  unserer  Betrachtung. 

116.  Beschluss  (des  Reg.  Raths  des  C.  Basellandschaft) 
betreffend  den  Kleinverkauf  nicht  denaturiirter  gebrannter  Wasser 
pro  1888.     Vom  15.  October.     (Amtsbl.  II  S.  321  f.) 

Für  den  Kleinverkauf  ist  ein  Patent  erforderlich,  welches  er- 
theilt wird  entweder  für  Ausschank  an  Ort  und  Stelle  oder  für 
Kleinverkauf  über  die  Gasse  oder  für  beides.  Die  Patentgebühr 
(Fr.  5 — 100)  richtet  sich  nach  dem  Umfang  des  Umsatzes.  Patente 
für  Ausschank  an  Ort  und  Stelle  können  nur  die  Inhaber  von  Wirth- 
schaften und  ausnahmsweise  für  Qualitätsspirituosen  die  Conditoren 
erhalten.  Kleinverkauf  ist  nicht  zu  gestatten  den  Inhabern  grösserer 
Brennereien  und  solcher  Geschäfte,  mit  denen  der  Branntweinklein- 
verkauf nicht  in  natürlichem  Zusammenhange  steht. 

117.  Wirthschaftsgesetz  (des  Gr.  Raths  des  C,  Schaflfhausen) 
für  den  Canton  Schaffhausen.  Vom  28.  November.  (G.  8., 
K  P.  IX  S.  43  f.) 

Die  an  die  Wirthe  zu  stellenden  persönlichen  und  räumlichen 
Anforderungen  sind  gegen  früher  etwas  verschärft,  ferner  ist  der 
Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  Bewilligung  zu  Errichtung  einer 
neuen  Wirthschaft  soll  verweigert  werden,  wenn  das  Entstehen 
einer  solchen  am  betreifenden  Orte  dem  öffentlichen  Wolüe  zuwider 
ist.  Die  Wiedereinführung  der  Polizeistunde  in  allgemein  ver- 
pflichtender Weise  wurde  beantragt,  beliebte  aber  nicht,  es  bleibt 
dabei,  dass  die  Gemeinden  sie  durch  eine  besondre  Wachenordnung 
anordnen  können.  Vorschriften  zum  Schutze  des  Bedienungsper- 
sonals, wie  sie  der  Entwurf  enthalten,  wurden  auch  gestrichen. 
Der  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken  ist  an  die  Erlangung  eines 
Patents  geknüpft  (Fr.  20  —  100  für  Verkauf  von  Wein,  Most  und 
Bier,  Fr.  50 — 200  für  Verkauf  von  gebrannten  Wassern).  Klein- 
verkauf über  die  Gasse  berechtigt  nicht  zum  Ausschank  an  Ort  und 
Stelle,     In  dem  Wirtlischaftspatent   ist  das  Patent  zum  Kleinver- 
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kauf  inbegrifien.  —  Das  Gesetz  enthält  sonst  noch  viel  wirthschafts- 
polizeiliches  Detail. 

118.  AppenzeU  a.  Rh.  s.  Nr.  16ö. 

119.  BescUuss  (des  6r.  Baths  des  G.  St.  Gallen)  be^^end 
den  Getränksverkauf  und  den  Verkauf  von  gebrannten  Wassern. 
Vom  '4^5.  November.  Bandesräthlich  genehmigt  am  ?•  De- 
cember.    (Ges.  S.,  N.  P.  V.  8.  237  f.) 

Kleinverkauf  von  Getränken  über  die  Gasse  (also  von  Wein^ 
Most  und  Bier  unter  2  Liter,  von  gebrannten  Wassern  unter  40 
Liter)  gegen  Lösung  eines  Patents  gestattet.  Ausschank  gebrannter 
Wa]?ser  an  Ort  und  Stelle  ist  in  den  Wirthschaftspatenten  inbe- 
griffen. Der  Kleinverkauf  gebrannter  Wasser  wird  nur  solchen  Ge- 
schäften gestattet,  in  welchen  derselbe  mit  dem  Verkauf  der  übrigen 
Handelsartikel  in  natürlichem  Zusammenhange  steht.  Taxe  für 
ein  Kleinverkaufspatent  20 — 100  Fr.  —  Dieser  Beschlnss  ersetzt 
die  Art.  1 — 4  und  modificiert  Art.  7  des  Nachtragsgesetzes  über 
Wirthschaften  vom  2.  März  1885. 

120.  Verordnung  (der  Standescommission  des  G.  Graubün- 
den) über  Ausschank  und  Kleinverkauf  gebrannter  Wasser.  Yom 
25.  October.     (Amtsbl.  Nr.  44.) 

Bios  provisorisch  bis  zu  Erlass  eines  definitiven  Gesetzes  oder 
einer  grossräthlichen  Verordnung.  Die  vom  Bundesgesetz  betr.  ge- 
brannte Wasser  geforderte  Bewilligung  des  Ausschanks  und  des 
Kleinverkaufs  von  Branntwein  Seitens  der  cantonalen  Behörden  wird 
der  Polizeidirection  (unter  Recurs  an  den  Kleinen  Bath)  zugewiesen. 

121.  Verordnung  (des  Gr.  Raths  des  C.  Aargau)  iiber  den 
Kleinverkauf  und  den  Ausschank  von  gebrannten  Wassern.  Vom 
21.  December.  (G.  S.,  N.  F.  II  S.  425  f.) 

122.  Voüziehungsverordnung  (des  Reg.-Raths  des  G.  Aargau) 
betreffend  den  Klemcerkauf  geistiger  Getränke.  Vom  28.  December. 
(Das.  S.  429  f.) 

.  Zum  Ausschank  und  zum  Kleinverkauf  über  die  Gasse  unter 
3  Liter,  Sprit  ausgenommen,  sind  alle  Wirthschaften  berechtigt,  zum 
Kleinverkanf  in  besagtem  Mass  auch  diejenigen  Personen,  welche 
hietur  ein  Patent  erlangen.  Bewilligungen  zum  Kleinverkauf  von 
Sprit  und  von  gebrannten  Wassern  bis  auf  40  Liter  dürfen  nur 
an  Wlrthe  und  Apotheker  ertheilt  werden  Patenttaxe  Fr.  10.  Für 
Gemeinden  bis  auf  500  Seelen  ist  eine  Kleinverkaufsstelle  zu  be- 
willigen, von  1000  Seelen  an  für  je  1000  mehr  eine  weitere.  Nach- 
dem ein  Recurs  von  Droguisten  gegen  diese  Beschränkung  des  Elein- 
verkaufs  von  dem  Bundesrathe  abgewiesen  worden,  weil  es  nicht 
seine  Sache  sei,  zu  untersuchen,  ob  die  Verordnung  gemäss  der 
Aargauer  Verfassung  dem  Volke  vorzulegen  sei  (B.  B.  1888  I 
S.  393),  hat  neuestens  das  Bundesgericht   den  an   ihn  gezogenen 
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Eecnrs  gntgelieissen,  weil  die  in  der  Verordnang  enthaltene  Be- 
schränkung des  Kleinverkaufs  gebrannter  Wasser  nicht  an  und  für 
sich  ans  dem  Alcoholgesetz  herzuleiten  sei,  sondern  eine  neue  selb- 
ständige Norm  aufstelle  und  desshalb  nach  der  Âargauer  Verfassung 
dem  Volke  vorzulegen  sei. 

123.  Verordnung  (des  Gr.  Baths  des  C.  Thurgau)  beirrend 
Verkauf  von  gebrannten  Wassern.  Vom  15.  November.  (Amtsbl. 
Nr.  91.) 

Ausschank  zum  Genuss  an  Ort  und  Stelle  ist  nur  den  Inhabern 
eines  Wirthschafts-  oder  Conditoreipatents  gestattet;  Eleinverkauf 
ebenfalls  nur  gegen  Patent  gestattet,  das  blos  den  im  Activbürger- 
recht  stehenden  und  gut  beleumdeten  Personen  gegeben  wird.  Pa- 
tenttaxe 10  Fr. 

124.  Decreto  legislaUvo  (del  Gran  Cens,  del  e.  del  Ticino) 
sulla  vendita  al  minuto  deUe  bevande  spiritose.  Del  30  novembre. 
(Boll.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XIH  p.  151  ss.) 

Kleinverkauf  nur  gegen  Patent  gestattet,  Taxe  jährlich  Fr.  3 
bis  100  je  nach  Umfang  des  Geschäfts,  u.  s.  w. 

125.  Loi  (da  Gr.  Gons.  du  c.  de  Yaud)  mettant  les  dispo* 
sitions  législatives  sur  la  vente  en  détail  des  boissons  en  harmonie 
avec  celles  de  la  loi  fédérale  du  23  décembre  1886  concernant 
les  spiritueux.  Du  19  novembre.  (Ree.  des  Lois,  LXXXIV 
p.  721  8.) 

Einfach  Aufnahme  der  Art.  7  und  theilweise  8  des  B.-Ges. 
vom  23.  Dec.  1886  in  das  Décret  vom  1.  Dec.  1876  des  C. 
Waadt  über  die  Getränkeverkaufsstellen  an  Stelle  des  Art.  1  al.  2 
und  3  daselbst. 

126.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neuchâtel)  sur 
la  police  des  auberges  et  débits  de  boissons.  Du  25  février. 
(Reo.  des  Lois,  XVI  p.  99  ss.) 

Polizeiliche  Vorschriften  über  Bedingungen  fur  Erlangung  eines 
Wirthschaftspatents ,  Verbot  des  Verkaufs  von  Eunstweinen  unter 
dem  Namen  Wein  u,  dgl.  Jede  Ortschaft  kann  für  ihre  Wirths- 
häuser  eine  Polizeistunde  (von  10  Uhr  Abends  an)  vorschreiben, 
unter  Anzeige  an  den  Prftfecten.  Auch  sonst  sind  die  Wirthe  be- 
rechtigt, von  9  Uhr  Abends  an  die  Wirthschaft  zu  schliessen. 
Bussen  für  Uebertretung  der  Verordnung  von  Fr.  2 — 200,  Confis- 
cation schlechter  Waaren  und  Schliessung  der  Wirthscljaft. 

127.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genève)  relative  à  l'exer- 
cice  du  métier  d'aubergiste  ou  de  logeur  et  au  commerce  en  detaä 
des  boissons  spiritueuses.  Du  4  juin.  (Ree.  des  Lois,  LXXIII 
p.  274.) 

Nach  Aufstellung  des  allgemeinen  Grundsatzes,  dass  für  Be- 
trieb irgend  einer  Art  von  Wirthschaft,   Verkauf  und  Ausschank 

28* 
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geistiger  Getränke,  Halten  von  Pensionen  Bewilligung  des  Polizei- 
departements erforderlich  sei  (mit  speciellem  Verbot  des  Verab- 
reichens  geistiger  Getränke  an  Knaben  unter  17  Jahren  und  deren 
Zulassung  zu  Billard-  und  Cartenspiel,  wenn  sie  nicht  von  ihren 
Eltern,  Vormündern  oder  Meistern  begleitet  sind),  wird  den  Spe- 
zierern ,  Droguisten ,  Oonditoren  und  Liqueurhändlem  noch  beson- 
ders der  Ausschank  gebrannter  Wasser  vorbehaltlich  specieller 
Ermächtigung  untersagt. 

128.  Reglement  (des  Obergerichts  des  C.  Zürich)  betreffend 
die  Behandlung  der  Depositen  und  CauUonen.  Vom  31.  December. 
(Off.  G.  S.,  XXII  S.  9  f.) 

Betrifft  die  Depositen  und  Gautionen,  die  auf  den  Bezirksge- 
richtscanzleien  liegen. 

129.  Verordnung  (des  Reg.-Baths  des  C.  Baselstadt)  über 
StellenvermiUlung  für  Dienstboten.    8.  unten  Kr.  164. 

130.  Règl&nent  (des  gouvernements  des  c.  de  Berne,  Fri- 
bourg,  Vaud,  Valais,  Neuchâtel  et  Genève)  pour  fexécuUon  du 
concordat  intercantonal,  concernant  la  protection  des  jeunes  gens 
placés  à  Vétranger.  Du  26  mars.  (Berner  Ges.  Decr.  und 
Verordn.,  N.  F,  XXVI  S.  20.  Neuchâtel  Ree.  des  Lois,  XVI 
p.  209  ss.  Genève  Ree.  des  Lois,  LXXIII  p.  263.  Valais 
Ree.  des  Lois,  XIV  p.  105.) 

Bezieht  sich  auf  das  Concordat  besagter  Cantone  vom  Mai 
1875  (diese  Zeitschr.  XX,  Abth.  3  S.  95  Nr.  60),  und  regelt 
neu  und  genauer  die  von  den  Placierungsgeschäften  zu  erfüllenden 
Pflichten  für  Erlangung  des  Patents  zum  Geschäftsbetrieb,  und 
bezüglich  Führung  der  Bücher  und  deren  Contrôle  durch  die 
Polizei. 

Ein  besonderes 

131.  Bèglement  intercantonal  (derselben  Cantone)  concernant 
le  placement  des  jeunes  filles  en  Autriche-Hongrie.  Du  26  mars. 
(Ibid.) 

regelt  die  Verdingung  junger  Mädchen  nach  Oesterreich-Un- 
garn  und  besonders  das  Verhältniss  der  „homes  suisses*'  zu  Wien 
und  Pesth. 

132.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Fribourg)  concernant 
V exercice  de  la  projession  de  maréchal-ferrant.  Du  15  novembre. 
(Bull.  oflF.  des  Lois  LVI.  Feuille  off,  Nr.  47.) 

Im  Interesse  der  Verbesserung  der  Pferderace  wird  die  Aus- 
übung des  Hufschmiedberufs  an  ein  unentgeltlich  zu  ertheilendes 
Patent  geknüpft.  Ein  Reglement,  dessen  Uebertretung  Busse  bis 
auf  höchstens  50  Fr.  und  temporäre  oder  gänzliche  Entziehung  des 
Patents  nach  sich  ziehen  kann,  wird  das  Nähere  festsetzen. 
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133.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Genève)  sur  les 
chiffanmers.    Du  6  mai.   (Ree.  des  Lois,  LXXIII  p.  171.) 

Zar  Ausübung  dieses  Gewerbes  Autorisation  Seitens  des  Poli- 
zeidepartements  erforderlich;  Frauenspersonen  ausgeschlossen.  Ver- 
pflichtung zu  sofortiger  Deposition  gefundener  Gegenstände. 

134.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Unterwaiden  ob 
dem  Wald)  betreffend  Schutz  der  Arbiter.  Vom  24.  April. 
<Ges.  und  Verordn.,  V  S.  232  f.) 

Verpflichtung  der  Unternehmer  von  Strassen-  und  Eisenbahn- 
bauten, Flusscorrectionen ,  Ausbeutung  von  Steinbrüchen  und  Eut- 
«umpfungsarbeiten,  falls  sie  mindestens  5  Arbeiter  beschäftigen,  zu 
Lohnzahlung  alle  14  Tage  in  baarem  Geld  (nicht  Gutscheinen 
oder  andern  Werthzeichen).  Der  Regierungsrath  kann  Ausnahmen 
gestatten  bei  genügender  Gfarantie  für  die  nothwendigen  Vorschüsse 
in  baar  an  den  Arbeiter  in  der  Zwischenzeit.  Die  Aufseher  und 
Accordanten  dieser  Unternehmungen  dürfen  nicht  ohne  regierungs- 
räthliche  Bewilligung  Bedürfnissgegenstände  der  Arbeiter  feil  halten 
oder  auf  ihre  Rechnung  feil  halten  lassen,  noch  Wirthschaften 
oder  Getränkehandel  betreiben.  Jeder  Unternehmer  haftet  für  alle 
Pflegekosten  seiner  Arbeiter,  die  in  Folge  des  Unternehmens  er- 
kranken oder  verunglücken,  falls  er  nicht  beweisen  kann,  dass  die 
Krankheit  oder  der  Unfall  mit  dem  Unternehmen  in  keinem  Zu- 
sammenhange steht.  Die  bei  solchen  Unternehmungen  eingefühiten 
Krankenkassen  stehen  unter  Aufsicht  der  Polizeidirection  und  die 
•Gelder  sind  bei  einer  vom  Regierungsrath  zu  bezeichnenden  Stelle 
-zu  deponieren,  dürfen  auch  nur  im  Interesse  der  erkrankten  oder 
verunglückten  Arbeiter  verwendet  werden.  Jede  Entlassung  eines 
Arbeiters  ist  sofort  schriftlich  der  Ortspolizeibehörde  anzuzeigen. 
Diesem  Gesetze  widersprechende  Arbeiterreglemente  und  Verträge 
«ind  ungültig.  Strafen  bei  Zuwiderhandlung  bis  auf  300  Fr., 
Entschädigungsansprüche  vorbehalten.  —  Hlezu  kommt  ein 

135.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Unterwaiden  ob 
■dem  Wald)  betreffend  VoUzug  dieses  Gesetzes.  Vona  18.  Mai. 
^Amtsbl.  Nr.  20.) 

Gutscheine  oder  Marken  müssen  dem  Arbeiter  jederzeit  ohne 
Abzug  vom  Arbeitgeber  gegen  baar  abgenommen  werden.  Der 
letztere  muss,  wenn  er  Werthzeichen  ausgeben  will,  bei  der  Can- 
tonalbank  eine  vom  Regierungsrath  zu  bestimmende  Summe  depo- 
nieren. Der  Arbeitgeber,  der  den  Zahltag  über  14  Tage  erstrecken 
will,  muss  dem  Arbeiter  Vorschüsse  gewählten  und  ihn  sonst  sicher 
«teilen.     Sonst  noch  einige  Einzelheiten. 

136.  Verordnimg  (des  Landraths  des  C.  Unterwaiden  nid 
4em  Wald)  zum  Schutze  der  Arbeiter  an  der  Brünigbahn.  Vom 
7.  September.    (Amtsbl  Nr.  37.) 
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Fast  wörtlich  übereinstimmend  mit  dem  Obwaldner  Gesetz  voni 
24.  April  (Nr.  134),  übrigens  jetzt  schon  überholt  und  ersetzt  durch 
ein  aesetz  der  Landsgemeinde  von  1888  für  alle  Unternehmungen^ 
welche  wenigstens  fünf  Arbeiter  beschäftigen. 

137.  Vollziehungsverordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Zug)  zu> 
Art  li  des  eidgen,  Fabrikgesetzes,  Vom  2.  December.  (AintsbU 
Nr.  49.) 

Verbot  der  Arbeit  an  Sonntagen  und  an  folgenden  8  Festtagen  i 
Hl.  3  Könige,  Maria  Lichtmess,  Christi  Himmelfahit,  Fronleichnam^ 
Maria  Himmelfahrt,  Allerheiligen,  Maria  Empfängniss,    Weihnacht. 

138.  Legge  (del  Gr.  Cons.  del  c.  del  Ticino)  vieicmte  it 
lavoro  nelle  fabbriche  durante  le  otto  feste  ddV  anno  stabilite^, 
oltre  le  domeniche.  Del  24  novembre.  (Boll.  off.  1888.  N.  S.  XIV 
p.  39  8.) 

Diese  acht  Feste  sind  Neujahr,  Dreikönigstag,  Christi  Himmel- 
fahrt, Fronleichnam,  Peter  und  Pauls  Tag  (29.  Juni),  Maria  Himmel- 
fahrt, Allerheiligen  und  Weihnacht. 

139.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Schwyz)  betreffend 
die  Vollziehung  der  eidgenössischen  Haftpflichtgesetzgebung.  Vom 
18,  November.     (Amtsbl.  Nr.  48.) 

Weisungen  an  die  Gewerbe  über  die  Art  und  den  Termin  der 
Anzeige  von  Unfitllen  an  die  Bezirksämter,  und  an  letztere  über  die 
vorzunehmende  Untersuchung  und  weiteres  Verfahren. 

140.  Beschluss  (des  Gantonsraths  des  C.  Schwyz)  betreffend 
Vollziehung  von  Art.  8  des  Bundesgesetzes  über  die  Ausdehnung' 
der  Haftpflicht,     Vom  30.  November.     (Amtsbl.  Nr.  50.) 

Anzeige  der  UnfUUe  bei  dem  Bezirksamt.  Die  im  B.-6es. 
wegen  Unterlassung  dieser  Anzeige  vorgesehenen  Strafen  fòUt  der 
Hegieimngsrath  endgültig  aus,  die  andern  Uebertretungen  des  Gesetzen 
kommen  vor  den  Strafrichter. 

141.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Basellandschaft)  6c- 
treffend  ControUrung  der  Haftpflicht  Vom  30.  November.  (Amtsbl. 
II  S.  487  f.) 

Behufs  Vollziehung  der  Bundesgesetze  v.  23.  März  1877  und 
26.  April  1887  werden  die  Inhaber  von  Gewerben,  auf  welche 
diese  Gesetze  Anwendung  finden,  verpflichtet,  die  in  ihren  Geschäften 
vorgekommenen  erheblichen  Unfälle  dem  Bezirksstatthalteramt  so- 
fort anzuzeigen.  Dieses  hat  ohne  Verzug  eine  Untersuchung  ein- 
zuleiten und  die  Acten  der  Direction  des  Innern  zu  übersenden, 
welche  sie  hinwieder  dem  Fabrikiubpector  mittheilt.  Gleiche  An- 
zeigepflicht über  den  Ausgang  jedes  erheblichen  Unfalls. 

142.  Voüziehungsverordnung  (des  Keg.-Raths  des  C.  Aargau) 
zu  den  Bundesgesetzen  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  und 
die  Haftpflicht    Vom  28.  December.  (G.  S.,  N.  F.  II  S.  431  f.) 
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Der  Vollzag  der  Bandesgesetze  ist  der  Staatswirthschafts- 
direction  in  Verbindaiig  mit  den  Bezirksämtern  und  Gemeinderftthen 
übertragen.  Die  letztern  haben  Fabrikanfseher  zu  bezeichnen  nnd 
zu  entschädigen,  und  mit  diesen  darüber  zu  wachen,  dass  die  dem 
Fabrikgesetz  unterstellten  Gewerbe  auf  das  Fabrikverzeichniss  des 
Bezirksamtes  gebracht  und  überhaupt  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
befolgt  werden.  Weiter  genauere  Vorschriften  über  Anzeige  der 
Unfòlle,  Untersuchung  derselben  durch  die  Gemeinderäthe  und  Be- 
nachrichtigung des  Bezirksamtes  von  Gesetzesübertretungen,  sowie 
über  die  von  letzterem  und  von  der  Staatsanwaltschaft  zu  führende 
Contrôle,  (Diese  Verordnung  ist  wieder  sistiert  worden  in  Folge 
einer  Beschwerde  von  Industriellen  bis  zum  Entscheide  durch  den 
Grossen  Rath,  nachdem  ein  Eecurs  an  den  Bundesrath  von  diesem 
war  abgewiesen  worden,  B.  B.  v.  1888,  II  S.  838.) 

143.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Thurgau)  über  Voll- 
Ziehung  des  erweüerten  Haftpflichtgesetzes.  Vom  12.  November. 
(Amtsbl,  Nr.  91.) 

Weisung  an  die  Inhaber  der  vom  Gesetz  betroifenen  Gewerbe, 
die  erherilichen  Unfälle  sofort  dem  Bezirksamte  zu  Händen  des 
Departements  des  Inneren  anzuzeigen  nnd  ein  Verzeichniss  derselben 
zu  führen  u.  s.  w. 

144.  Beschluss  (des  Cantonsraths  des  C.  Zug)  betreffend  Ab- 
änderung des  Reglements  für  das  Landjäger-Corps.  Vom  16.  No- 
vember.    (S.  d.  G.,  VII  Nr.  17.) 

Die  Landjäger  haben  bei  körperlichen  Unfällen,  welche  wäh- 
rend ihrer  Dienstzeit,  wenn  auch  ausserhalb  ihrer  dienstlichen 
Pflichten  eintreten,  Anspruch  auf  staatliche  Unterstützung.  Der 
Eegierungsrath  hat  das  Corps  bei  einer  Unfallversicherungsgesell- 
schaft collectiv  zu  versichern. 

145.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Luzern)  betreffend 
die  poUzeäiche  Ueberwachung  der  Versicherungen  gegen  Feuer" 
schaden  auf  Mobüiar  und  die  bei  der  cantondlen  Brandassecuranz 
nicht  versicherten  Oebäude,  Vom  25.  Mai.  (S.  d.  Verordn.  des 
Reg.-Raths,  Heft  VI  S.  225  ff.) 

Neue  Regelung  der  Aufsicht  über  die  Privatunternehmungen 
im  Gebiete  des  Versicherungswesens  aus  Anlass  des  Bundesgesetzes 
vom  25.  Juni  1885.  Jede  vom  Bund  concessionierte  Versiche- 
rungsgesellschaft gegen  Feuerschaden  muss,  wenn  sie  im  Canton 
Geschäfte  betreiben  will,  in  demselben  einen  Vertreter  bestellen, 
für  den  sie  verantwortlich  ist.  Für  das  Procedere  bei  Versiche- 
rung der  von  der  cantonalen  Assecuranz  nicht  übernommenen  Ge- 
bäude gelten  die  gleichen  Grundsätze  wie  bei  der  cantonalen  Ver- 
sicherung (Schätzung  der  Gebäude,  Ansmittlung  des  Brandschadens 
lind    Zahlung    der    Entschädigungssumme).     Die    Mobiliarversiche- 
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mngen,  die  streng  atif  dem  wahren  Werth  der  versicherten  Gegen- 
stande basieren  sollen,  stehen  nnter  der  directen  Aufsicht  der  Ge- 
meinderäthe,  welche  die  Prüfung  und  Genehmigung  haben.  Kecnr» 
gegen  einen  Beschlnss  des  Gemeinderaths  an  den  Regierungsrath 
ist  zulässig.  Schadenzalilucgen  an  Beschädigte  dürfen  nur  nach 
Vorlage  des  liberierenden  Schlusserkenntnisses  der  üntersuchnngs- 
behörde  durch  den  Gemeinderath  des  Brandortes  erfolgen.  Nicht- 
beachtung der  Verordnung  wird  nach  Vorschrift  von  §§  36  ff.  de» 
Polizeistrafges.  bestraft,  namentlich  üeberversicherung  (d.  h.  wenn 
einer  sein  Mobiliar  um  mindestens  ein  Viertel  höher  als  gemäs» 
der  Verordnung  versichert). 

146.  Gesetz  (der  Landsgenneinde  des  C.  TJnterwalden  ob 
dem  Wald)  betreffend  Venjoendung  von  Brandverskherungsgeldtms 
Vom  24.  April.     (^Ges.  und  Verordn.,  V  S.  229  f.) 

In  Brandföllen  haben  die  Hypothekargläubiger  nach  ihrem 
Range  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  zur  Minderung  ihrer 
Forderungen,  Der  Eigenthümer,  der  wieder  bauen  will,  hat  jedoch 
tur  die  Baukosten  das  erste  Anrecht  auf  dieselbe,  und  er  bezieht 
sie  ratenweise  gemäss  dem  Fortschritt  der  Baute,  oder  sofort  ganz 
gegen  angemessene,  im  Streitfall  durch  den  Einwohnergemeinderatb 
zu  normierende  Garantie.  Die  obergerichtliche  Justizcommission 
kann  für  die  bezügliche  Erklärung  und  den  Bau  eine  Frist  stellen. 

147.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Neuchâtel)  sur  l'assurance 
(les  bâtiments  contre  l'incendie.  Du  17  février.  (Ree.  des  Lois, 
XVI  p.  160  ss.) 

Dieses  Gesetz  tritt  an  die  Stelle  des  Brandversicherungsge- 
setzes vom  13.  April  1877  (diese  Zeitschr.  XXI,  Abth.  3,  S.  188, 
Nr.  413),  welches  nur  provisorisch  auf  10  Jahre  (bis  30.  April 
1887)  war  erlassen  worden.  Princip  und  Grundlagen  der  Brand- 
versicherung (assurance  mutuelle  de  TEtat  pour  tous  les  bâtiments 
existant  sur  le  territoire  de  l'Etat)  bleiben  unverändert,  wegge- 
lassen sind  die  bindenden  Vorschriften  des  alten  Gesetzes  über 
Höhe  der  Rückversicherungen.  Abgesehen  von  kleineren  Einzel- 
heiten finden  sich  Abweichungen  vom  alten  Gesetz  bezüglich  der 
Functionen  der  Assecuranzbeamten  und  des  Verfahrens  bei  Ab- 
schätzung des  Brandschadens.  —  Auf  den  Fall  der  Aufhebung 
dieses  Gesetzes  sollen  vor  Auflösung  der  Assurance  mutuelle  alle 
Verpflichtungen  derselben  getilgt  werden. 

148.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  prorogeant  ceHe 
du  29  mai  1878^  instituant  une  assurance  mutuelle  contre  les  pertes 
que  pourrait  occasionner  l'intasion  du  phylloxéra  dans  le  vignoble 
vaudois.    Du  16  novembre.   (Ree.  des  Lois,  LXXXIV  p.  647  s.) 

Verlängerung  dieses  Gesetzes  (diese  Zeitschr.  XXII  Abth.  3 
S.  119  Nr.  343)  auf  weitere  zehn  Jahre. 
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149.  Loi  (du  Gn  Cons.  du  e,  de  Neuchâtel)  d'assurance 
mutuelle  pour  la  défense  du  vignoble  neuchitelois  contre  le  phyl- 
loxéra.    Du  4  avril.    (Ree.  des  Lois,  XYI  p.  193  ss.) 

Die  bisherige  Versichemng  (diese  Zeitschr.  XXII,  Abtb.  3, 
S.  120  Nr.  346  und  N.  F,  III,  S.  454  Nr.  151)  wird  auf  wei- 
tere vier  Jahre  verlängert,  mit  einzelnen  Abweichungen  von  dem 
ursprünglichen  Gesetze. 


IIL  Civilprocess 
(inbegriffen  Schul dbetreibnng  und  Concnrs). 

150.  Beeret  (des  Cantonsraths  des  C.  ünterwalden  ob  dem 
Wald)  betreffend  das  Armenrecht  m  Haftpflichtprocessen,  Vom 
1.  December.     (Ges.  a.  Verord.,  V.  S.  239.) 

151.  Verordnung  (des  Beg.-Raths  des  C.  Schaff  hausen) 
über  unentgeUUche  Verbeiständung  und  Erlass  von  Processkosten 
in  Haftpflichtprocessen  Bedürftiger.  Vom  30.  November.  (G.  S., 
K  F.  IX  S.  56.) 

152.  Beschluss  (des  Gr.  Kaths  des  C.  St.  Gallen)  betreffend 
die  unentgdtUche  Bechtsverbeiständung  Bedürftiger  bei  Klagen  aus 
der  Haftpflicht   Vom  30.  November.    (G.  S.,  N.  F.  V  8.  253.) 

153.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Vaud)  concernant  le 
bénéfice  de  l'assistance  judiciaire  gratuite.  Du  19  novembre. 
(Ree.  des  Lois,  LXXXIV  p.  751.) 

Art.  6  des  B.-Ges.  betr.  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  vom 
26.  April  1887  verpflichtet  die  Cantone,  durch  Gesetz  oder  Ver- 
ordnung dafür  zu  sorgen,  dass  bedürftigen  Klägern,  deren  Klage 
sich  nicht  znm  Voraus  als  unbegründet  herausstellt,  unentgeltlicher 
Rechtsbeîptand  und  Erlass  der  Cautionen,  Expertenkosten,  Gerichts- 
gebühren  und  Stempeltaxen  gewährt  werde.  In  den  meisten  Can- 
tonen  werden  die  schon  bestehenden  Bestimmungen  über  Armen- 
recht im  Process  genügen.  Obige  vier  Cantone  haben  bisher  ein- 
zig diese  Verpflichtung  noch  ausdrücklich  in  ihrer  Gesetzgebung 
festgestellt. 

154.  Beschluss  (des  Landraths  des  C.  Uri)  betreffend  iheü- 
weise  Abänderung  des  Art.  Ldb.  149  u.  des  §  20  und  Ergänzung 
des  §  17  der  Civäprocess-O,  Vom  26.  October.  (AmtsbL  Nr.  45.) 

„Wenn  eine  Pßlndung,  die  vom  Schuldner  rechtsgültig  be- 
stritten werden  will,  erst  am  dritten  Tag  vor  dem  darauffolgen- 
den anzurufenden  Gerichte  erfolgt,  so  steht  es  dem  Schuldner  frei, 
auf  die  zweitfolgende  Gerichtssitzung  zu  zitieren.  Es  hat  die 
Zitation  jedoch  innert  den  ersten  zwei  Tagen  nach  stattgehabter 
Pfändung  zu  erfolgen.  Dieselbe  Berechtigung  kommt  den  Civil- 
parteien  zu,  welchen  ein  Contumazurtheil  intimiert  wird." 
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155.  Gesetz  (des  Or.  Raths  des  C.  Schaffhausen)  hëreffend 
Abänderung  des  modifizierien  §  122,  Abs.  6  des  Concursgesetzes 
t?.  24.  März  1850.     Vom  1.  Juni.    (G.  S.,  N.  F.  IX  S.  41.) 

Schon  1884  (diese  Zeitschr.  N.  F.  IV,  S.  443  Nr.  153) 
war  der  §  122  des  Conc.-Ges.  geändert  worden.  Das  Bandesge- 
richt hat  durch  Entscheid  vom  26.  Nov.  1886  (a.  S.  d.  b.-g.  E. 
XII  S.  523)  die  Ziffer  6  dieser  Gesetzesnovelle  als  verfassungs- 
widrig erklärt.  Dieselbe  bestimmte,  dass  eine  Bestrafung  des  in- 
solventen Schuldners  (mit  Gefängniss  oder  Wirtbshausverbot)  auf- 
gehoben werde,  wenn  der  Gläubiger  die  Klage  zurückziehe  und 
die  Kosten  bezahlt  würden.  Daraus  folgerte  das  Bandesgericht, 
dass  das  Gesetz  eigentlich  nicht  den  Strafeweck  verfolge,  sondern 
dem  Gläubiger  bloss  ermöglichen  wolle,  den  Schuldner  durch  ver- 
deckte Androhung  der  Schuldhaft  zur  Zablnng  zu  zwingen.  — 
Die  neue  Fassung  der  Ziffer  6  lautet  nun  so:  „Die  Klage  auf 
Bestrafang  kann  bis  zar  Eröffoung  des  Urtheils  der  ersten  Instanz 
und,  soweit  Berufung  eingelegt  ist,  bis  zur  Eröffnung  des  Urtheils 
der  zweiten  Instanz  zurückgezogen  werden.  Die  zurückgezogene 
Klage  kann  nicht  von  neuem  angehoben  werden." 

156.  Décret  (du  Gr.  Cens,  du  c.  de  Vaud)  réglant  les  con- 
ditions  dcms  lesquelles  les  dtoyens  privés  de  leurs  droits  civiques 
pour  cause  de  JaiUite  peuvent  obtenir  la  libération  de  tout  ou 
partie  de  cette  peine.  Du  19  novembre.  (Ree,  des  Lois,  LXXXIV 
p.  749  s.) 

Die  Verfassung  von  1885  Art.  24  Ziff.  2  und  96  hat  schon 
das  Princip  aufgestellt,  das  hier  ausgeführt  wird:  die  bei  Inkraft- 
treten der  Verfassung  schon  seit  10  Jahren  vom  Activbürgerrecht 
wegen  Falliments  ausgeschlossen  Gewesenen  werden  auf  ihr  Be- 
gehren ohne  Weiteres  in  die  bürgerlichen  Rechte  eingesetzt.  Die- 
jenigen, bei  denen  diese  Frist  in  jenem  Zeitpunkte  noch  nicht  ab- 
gelaufen war,  können  um  Strafnachlass  beim  Staatsrathe  einkommen, 
welcher  nach  eingeholtem  Berichte  entscheidet. 


IV.  Strafrecht. 

157.  Abänderungen  (der  Landsgemeinde  des  C.  Grlarus) 
zum  Strafgesetzbu^ch  v.  J.  1867  und  zur  Strafprocessordtiung  von 
1871/1877,  Vom  22.  Mai.  (Amtsbl.  Nr.  28.  Vgl.  Memorial 
für  die  Landsgera.  S.  57  f.) 

Aus  Anlass  der  Berathung  des  Amtsberichts  von  1881 — 1884 
wurde  eine  allgemeine  Durchsicht  der  Strafgesetzgebung  behufs 
Berücksichtigung  der  heutigen  Rechtsanschauungen  verlangt.  Die 
nun   beschlossenen  Aenderungen    sind    sehr   zahlreich   und  können 
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nicht  im  Einzelnen  aufgeführt  werden.  Hervorzuheben  sind:  Er- 
höhung des  Maximums  der  Arbeitshausstrafe  von  2  auf  4  Jahre 
{St.  G.  §  5);  Festsetzung  von  Strafen  fur  gemeingefährliche  Be- 
drohung oder  Drohungen  gegen  Leib  und  Leben,  Ehre  oder  Eigen- 
thum  Einzelner  |^§  53  a  und  b)  ;  in  §  59  wird  das  Vergehen  gegen 
die  Religion  in  ein  solches  gegen  den  confessionellen  Frieden  ver- 
Avandelt  und  deragemäss  abgeschwächt;  Ausdehnung  der  strafbaren 
Fälle  unzüchtiger  Handlungen  (§  75  a);  Ausschluss  der  ohne  Tod- 
tungsabsicht  zugefügten  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgange 
vom  Begriffe  des  Todtschlags  (§  83);  Strafen  für  verschiedene 
Vergehen  gegen  Sanitätspolizeivorschriften  (§  85  a  und  b),  für 
Bewirken  einer  Explosion  (§  110  a,  112),  für  Vergehen  an  Tele- 
graphen, Gefährdung  von  Post-  oder  Eisenbahnzügen  (§  66 — 68), 
für  Wucher  (d.  h.  Abnehmen  höhern  Zinses  als  5^/o,  §  134  a), 
für  Lotterien  (Anhang).  In  der  Strafprocessordn.  sind  hauptsächlich 
geändert:  in  §  23  Erweiterung  der  Fälle,  in  denen  nur  der  Ge- 
fichädigte  zur  Anzeige  befugt  ist;  in  §  34  a:  Einstellung  des 
Strafverfahrens  bei  Kückziehung  der  Klage  durch  den  Anzeiger 
in  den  Fällen  des  §  23;  in  §  87  Gestattung  der  Appellation  auch 
-des  Angeschuldigten  gegen  einen  Beschluss  des  Fallenlassens  des 
Procebses;  Zahlung  der  einem  Freigesprochenen  zuerkannten  Ent- 
schädigung durch  den  Staat  (nicht  den  Anzeiger,  §  128);  Ein- 
führung des  Handgelübdes  von  Zeugen  statt  des  Eides  (§  173)  ; 
genauere  Bestimmung  der  Haftbarkeit  von  Autor  und  von  Ver- 
leger bei  Pressdelicten  (§  185);  endlich  einige  Aenderungeu  im 
Sporteintarif. 

158.  Strafgesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Aargau)  gegen  den 
Wuch&'.  Vom  26.  Septennber.  In  der  Volksabstimmung  an- 
genommen am  20.  November  mit  20761  gegen  7U68  Stimmen. 
<G.  S.,  N.  F.  II  S.  385  f.) 

169.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Thurgau)  betreffend  den 
Wucher,  Vom  8.  März.  In  der  "V'olksabstimmung  angenom- 
men am  24.  April.     (Amtsbl.  Nr.  21;  auch  bes.  gedr.) 

Beide  Gesetze  stimmen  unter  sich  im  Wesentlichen  überein 
«nd  beruhen  auf  den  Principien  der  neuern  Wuchergesetze  von 
2ürich,  Basel  u.  s.  f.  und  in  letzter  Linie  des  deutschen  Reichs- 
^esetzes.  Den  Thatbestand  des  strafbaren  Wuchers  bildet  Missbrauch 
<Ler  Nothlage,  des  Leichtsinns,  der  Unerfahrenheit  oder  Verstandes- 
«chwäche  eines  Andern  im  geschäftlichen  Verkehre,  besonders  bei 
€reditgewährung,  behufs  Erlangung  von  Vermögensvortheilen,  die 
ausser  Verhältniss  zu  der  Leistung  stehen;  ebenso  Erwerb  und 
Oeltendmachung  von  Vortheilen,  die  durch  Wucher  entstanden  sind, 
in  Kenntniss  des  Sachverhalts,  und  wissentliche  Begünstigung 
Dritter  in  Erlangung  solcher  Vortheile.    Thurgau  fügt  als  weitern 
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Fall  bei:  Stipnlieren  von  mehr  als  5"/o  Zins  bei  Hypothekaran- 
leihen. Erschwerungsgründe  :  gewohnheits-  oder  gewerbsmässige 
Ausübung,  Wucher  von  Personen,  die  kraft  ihrer  Stellung  beson- 
deres Vertrauen  geniessen  (Thurgau  nennt  noch  Feiltröger,  Pfand- 
leiher und  Gelddarleiher),  Verschleierung  durch  Scheinverträge, 
Wucher  in  Form  von  Wechselgeschäften,  Aargau  fügt  bei:  Herbei- 
führung der  Nothlage  des  Geschädigten  durch  den  Wucherer. 
Strafe:  Aargau  zuchtpolizeilich  Gefängniss  bis  auf  2  Jahre  oder 
Geldbusse  bis  5000  Fr.  oder  beides  zugleich,  facultativ  in  Verbin- 
dung mit  Einstellung  im  Activbürgerrecht  bis  auf  4  Jahre.  Thur- 
gau :  Busse  im  5 — 20fachen  Betrage  der  Uebervortheilung  und  in 
schweren  Fällen  ausserdem  Gefängniss  oder  Arbeitshans  bis  auf  2 
Jahre.  —  Aargau  setzt  noch  fest:  Der  Thatbestand  ist  durch 
amtliche  Untersuchung  zu  ermitteln,  nach  derselben  mündliche  Ge- 
richtsverhandlung (Kläger  ist  der  Staatsanwalt,  der  Angeklagte  darf 
sich  eines  Vertheidigers  bedienen,  der  Geschädigte  kann  als  Civil- 
partei  seine  Anträge  stellen).  Thurgau  :  Mehrleistungen  wucherischen 
Cliarakters  sind  civilrechtlich  nicht  einklagbar  und  bei  schon  er- 
folgter Zahlung  mit  üblichem  Zins  zurückzuerstatten.  Aufgehoben 
werden  §  165  und  166   des  Thurg.  Strafges.   v.  15.  Juni  1841. 

160.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  c.  du  Valais)  concernant  la 
répression  de  l'usure  et  modifiant  Fart.  314  du  code  pénal.  Du 
30  novembre.     (Ree.  des  Lois,  XIV  p.  265  s.) 

Es  handelt  sich  um  Erweiterung  und  Verschärfung  des  W^ucher- 
artikels  des  Code  pénal.  Wucherfälle  sind:  1.  Aufnahme  einer 
höheren  als  der  wirklichen  Darlehenssumme  in  den  Schuldschein. 
2.  Bedingen  höheren  Zinses  als  des  gesetzlich  zulässigen.  3.  Efifec- 
tuierung  von  Darlehn  durch  Lieferung  von  Waaren  u.  dgl.  zu  er- 
höhtem Preise  statt  der  Einzahlung  in  baarem  Geld.  4.  Annahme 
von  Waaren  zu  geringerem  Preis  als  dem  wirklichen  W^erthe,  an 
Geldesstatt  frir  Darlehen.  5.  Verabredung  des  Verfalls  eines  höher- 
werthigen  Pfandes  zu  Eigenthum  bei  Nichtzahlung  der  Schuld  am 
bestimmten  Termin.  6.  Ausnutzung  des  Leichtsinns,  der  ünerfah- 
renheit,  der  Unwissenheit  und  der  Noth  eines  Andern  zur  Erlangung 
von  Versprechen  übermässiger  Vortheile.  —  Wer  sich  in  Kenntnis» 
der  Umstände  einen  wucherischen  Titel  abtreten  lässt,  macht  sieb 
des  Wuchers  ebenfalls  schuldig.  Qualifikationen  des  Verbrechens 
sind  gewerbsmässiger  Betrieb,  Vertrauensstellung  des  Wucherers, 
Verschleierung  des  Verbrechens,  namentlich  durch  Einkleidung  in 
Wechselgeschäfte,  Herbeiführung  der  Nothlage  des  Benachthei- 
ligten  durch  den  Wucherer  selbst.  Strafe  :  Fr.  50 — 500  oder  Ge- 
fängniss bis  höchstens  6  Monate.  Facultativ  dazu:  Entzug  der 
bürgerlichen  Rechte  auf  höchstens  5  Jahre.  Bei  Qualification  Busse 
bis  auf  Fr.  2000  oder  2  Jahre  Gefängniss,  nebst  allfälligem  Ent- 
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zng  der  bürgerlichen  Rechte  und  der  Berufsansübnng  während 
höchstens  10  Jahren.  Die  Vernrtheilnng  zieht  die  Befreiung  des 
Schuldners  von  seinen  Civilverpflichtungen,  soweit  sie  das  wirklich 
Empfangene  oder  die  gesetzlichen  Zinsen  übersteigen,  ipso  jure 
nach  sich.  Hat  der  Verurtheilte  ein  solches  plus  schon  eingezogen, 
so  muss  er  es  restituieren. 

161.  Loi  pénale  (du  Gr.  Cens,  du  c.  de  Genève)  relative 
aux  imprimés  de  papier  tendant  h  imiter  des  biUets  de  banque  ou 
valeurs  fiduciaires.  Du  29  janvier,  (Ree.  des  Lois,  LXXIII  p.  47.) 

Bekannt  sind  die  zu  gewissen  Zeiten,  wie  in  der  Fastnacht,  aus- 
gegebenen Vexierbillets,  welche  auf  einen  guten  oder  schlechten  Witz 
auslaufen  (bon  pour  cinq  cents  fracs  u.  dgl.),  aber  in  der  Form 
den  Bankbillets  oft  so  genîihert  sind,  dass  unvorsichtige  und  uner- 
fahrene Leute  dadurch  vielfach  düpiert  worden  sind.  Daher  stellt 
das  Gesetz  die  Herstellung  und  die  Ausgabe  solcher  Billets  unter 
Polizeistrafe.  Wer  wissentlich  solche  Billets  als  wirkliche  Bank- 
noten n.  dgl.  verkauft  oder  an  Zahlungsstatt  giebt,  verfällt  der 
Strafe  des  Betrugs.  In  allen  Fällen  sind  die  vorhandenen  Exemplare 
und  die  Matritzen  u.  dgl.  zu  confiscieren.  —  Das  Gesetz  ist  übrigens 
blosse  Copie  des  französ.  Gesetzes  v.  11.  Juli  1885  (Annuaire  de 
législation  française,  5"®  année,  Paris  1886  p.  8  n.  1). 

162.  Arrêté  (du  Cens.  d'Etat  du  c.  de  Neuchâtel)  ßxant 
les  amendes  aux  contraventions  de  la  pêche  dans  les  eaux  du 
Doubs.     Du  22  juillet.     (Ree.  des  Lois,  XVI  p.  277.) 

Ausführung  der  Convention  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich V.  28.  Dec.  1880  Art.  26,  welcher  für  Ueberschreitung  der- 
selben Strafbestimmungen  der»  competenten  Behörden  vorbehält. 

163.  BescUuss  (des  Gr.  Raths  des  C.  Baselstadt)  betreffend 
Zusatz  zum  Polizeis^afgesetz.  Vom  24.  Oct.  (G.S.,  XXI  8. 450.) 

Eine  polizeiliche  Ueberwachung  der  hier  mehrfach  betriebenen 
Geschäfte  von  Stellenvermittlung  für  Dienstboten  erscheint  nötliig, 
aber  es  bestehen  noch  keine  gesetzlichen  Vorschriften  darüber.  Die 
Regierung  wünscht  in  einer  Verordnung  das  Nothwendige  festzu- 
setzen, jedoch  die  Strafandrohung  sollte  durch  einen  Zusatz  zum 
Polizeistrafgesetz  erfolgen.  Zu  diesem  Behuf  erhält  §  165  des 
Polizeistrafges.  den  Zusatz  :  „Wer  den  durch  Gesetz  oder  Verordnung 
erlassenen  Bestimmungen  über  Stellenvermittlung  für  Dienstboten 
zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldbusse  bis  zu  200  Fr.  bestraft.*'  In 
Folge  dieses  Beschlusses  ist  dann  die 

164.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Baselstadt)  über 
Stellenvermittlung  für  Dienstboten.  Vom  10.  December.  (G.  S., 
XXI.  Cantonsbl.  II  Nr.  48.) 

erlassen  worden.  Für  Vermittlung  von  Stellen  für  Dienstboten 
(incl.  Kellnern  und  Kellnerinnen)  ist  Bewilligung  des  Polizeideparte- 
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menu  erforderlich  (Gebfihr  5  Fr.  per  Jahr),  und  wird  nur  an  gut 
belenmdete,  in  Basel  domicilierte  Personen  ertheilt.  Diese  haben 
zwei  Bacher  aber  die  Stellesachenden  Dienstboten  nnd  die  dienst- 
botensachenden  Dienstgeber  zn  fahren;  die  Polizei  hat  jederzeit 
Einsicht  in  diese  Bücher.  Für  ihre  Dienstleistangen  haben  die 
Stellenvermittler  einen  GebOhrentarif  anfzastellen,  den  das  Polizei- 
departement genehmigen  soU.  Besondere  Genehmigang  ist  nöthig, 
wenn  die  Stellenvermittler  an  stellesnchende  Dienstboten  aach  noch 
Kost  nnd  Wohnnng  geben  woUen. 

165.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  a.  Rh.) 
über  das  PoUzeitcesen  des  Canions  Appenzell  a.  Sh.  Vom  4. 
November.     (Amtsbl.  I  S.  357  flF,) 

Revision  der  seit  kanm  8  Jahren  bestehenden  Verordnung; 
der  Inhalt  ist:  I.  Organisation  (Cantonspolizeidirection  mit  Sitz  in 
Trogen,  Gemeindepolizeiämter,  Polizeidiener).  II.  Niederlassang 
nnu  Aufenthalt.  III.  Ausstellung  von  Schriften.  IV.  Fremdenpolizei 
und  Bettel.  V.  Hausierwesen.  VI.  Ausübung  eines  Gewerbes.  VII. 
Wirthschaftswesen  (incl.  Ausschank  und  Verkauf  gebi*annter  Wasser, 
wofür  Patentgebühr  Fr.  5—100).     VIII.  Bussen. 

Der  §  4  verlangt  unter  Umständen  von  den  Gemeindebehörden, 
dass  sie  direct  nach  Massgabe  der  regierungsräthlichen  Fahndnngs- 
instruction  eine  vorläufige  Fahndung  anordnen.  Diese  Instruction 
ist  vom  Regierungsrath  am  10.  November  erlassen  worden  und  ist 
gedruckt  Amtsbl.  I  S.  396. 

Sehen  wir  von  dem  rein  Polizeilichen  ab,  was  wir  von  unse- 
ren Uebersichten  regelmässig  ausschliesseii,  so  bleiben  die  Abschnitte 
V  bis  VII  übrig,  die  in  Einzelheiten  mannigfache  Abweichungen 
von  der  alten  Verordnung  von  1879  (diese  Zeitschr.  XXII,  Abth. 
3,  S.  109  Nr.  310)  aufweisen,  z.  B.  Erhöhung  des  Altersrequisits 
für  Hausieren  von  16  auf  18  Jahre,  der  Grundsatz,  dass  d^e 
Hausierpatenttaxen  für  Cantonseinwohner  nur  die  Hälfte  der  Taxen 
für  auswärts  wohnende  Hausierer  betragen  sollen  u.  s.  f.  Im  Ab- 
schnitt: „Ausübung  eines  Gewerbes^  Verbot  gewerbsmässiger  Spiele, 
welche  zwar  nicht  unter  Lotterie  und  Spiel  im  Sinn  des  Straf- 
gesetzes fallen,  aber  dem  Unternehmer  durch  Ausbeutung  der  Theil- 
nehmer  Gewinn  verschaffen  sollen,  wie  planmässige  Thalerschiessen 
und  Preiskegelu.  Im  Wirthschaftswesen  Aufnahme  der  Fremden- 
pensionen neben  den  Wirthschaften,  sonst  die  früheren  sitten-  und 
sanitätspolizeilicheu  Vorschriften.  Die  Frage,  ob  die  Polizeistunde 
um  12  Uhr  für  die  Wirthschaften  wieder  einzuführen  sei,  soll  der 
Landagemeinde  von  1888   vorgelegt   werden.^)     üeber  Ausscliank 


*)  Und  ist  von  ihr  am  29.  April  188S  verneint,  die  Polizeistunde  also 
abgelehnt  worden,  aber  mit  schwachem  Mehr. 
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und  Klein  verkauf  gebrannter  Wasser  wird  bestimmt:  für  beides  ist 
besondere  Bewilligung  erforderlich,  welche  ertheilt  wird:  a)  zum 
Aubschank  an  Ort  und  Stelle  und  zum  Kleinverkauf  über  die  Gasse, 
an  Wirthe  und  für  nicht  bundessteuerpflichtige  Wasser  an  Condi- 
toreien;  b)  ausschliesslich  für  Ausschank  wie  bei  a;  c.  ausschliess- 
lich für  Kleinverkauf  an  Spirituosenhandlungen,  Apotheken,  Dro- 
guerien  und  solche  Spezereihandlungen ,  welche  sich  regelmässig 
mit  dem  Verkauf  von  flüssigen  Genussmitteln  befassen.  Der  Re- 
gierungsrath  hat  dann  am  16.  Februar  1888  (Amtsbl.  1888,  I 
S.  30  f.)  eine  Skala  für  die  jährliche  Verkaufssteuer,  die  von 
Ausschank  und  Kleinverkauf  gebrannter  Wasser  erhoben  wird,  auf- 
gestellt. 

166.  Arrêté  (da  Cens.  d'Etat  du  o,  de  Fribourg)  révisant 
l'art  20  de  l'arrêté  d'exécution  du  23juiUet  1864  sur  la  police  des 
chemins  de  fer.  Du  20  mai.  (Bull.  off.  des  Lois,  LVI  p.  146  s.) 

Erhöhung  der  Bussen  auf  Zuwiderhandlungen  der  Verordnung. 

167.  Règlement  (voté  par  la  Coinm.  centrale  de  patronage, 
approuvé  par  le  Con  s,  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  concernant  le 
patronage  des  détenus  libérés.  Du  26  janvier/3  février.  (Reo. 
des  Lois,  LXXXIV  p.  9.) 


V.  Strafprocîess, 

168.  Vehereinkunft  (zwischen  den  Cantonen  Baselstadt  und 
St.  Gallen)  betreffend  die  gegenseitige  Stellung  der  Fehlbaren  in 
Straff  allen,  welche  durch  das  eidgenössische  AusKeferungsgeselz 
vom  24.  Juli  1852  nicht  vorgesehen  sind.  Vom  Gr,  Rath  des 
C.  Baselstadt  genehmigt  den  31.  Januar,  vom  Reg.-Rath  des 
C.  St.  Gallen  den  4.  Januar.  (Basler  Ges.S.,  XXI  S.  374. 
St.  Galler  Ges.  8.,  N.  F.  V  S.   199  f.) 

Gleichlautend  wie  die  üebereinkunft  mit  Bern  vom  8.  Nov. 
1886  (diese  Zeitschr.  N.  F.  VI  S.  416  Nr.  162). 

169.  Beschluss  (des  Gr.  Raths  des  0.  Schaffhausen)  be- 
treffend Wiederherstellung  der  §§  15  und  16  des  Gesetzes  über 
das  Verfahren  bei  Untersuchung  von  Zuchtpolizei-  und  Criminal' 
föUen  vom  1.  Juli  1849.    Vom  7.  Februar.    (Amtsbl.  Nr.  12.) 

Ein  Grossrathsbeschluss  vom  29.  Nov.  1876  hatte  diese  2  §§ 
ausser  Kraft  gesetzt;  dieser  Beschluss  stellt  sie  wieder  her  bezüg- 
lich der  Criminalfälle,  für  welche  die  Staatsanwaltschaft  die  Nieder- 
schlagung oder  Einstellung  als  geboten  erachtet.  Der  Inhalt  dieser 
§§  ist,  dass  das  Verhöramt  in  CriminalföUen  die  Voruntersuchungs- 
acten  dem  Fiskalat  übermittelt,  und  dieses  sie  mit  einem  schrift- 
lichen Antrag  an  den  Kleinen  Rath  als  Anklagekammer  leitet, 
worauf  letzterer  entscheidet,  ob  eine  Specialuntersuchung  stattfinden 
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solle  oder  die  Untersuchnng  zn  sistiereu  sei.  Der  Regierungsrath 
hat  in  Ausführung  obigen  Grossrathsbeschlosses  festgesetzt,  dass 
die  Staatsanwaltschaft  in  jedem  Cnminalfalle,  bezüglich  dessen  sie 
die  Niedersulüagnng  oder  Einstellung  für  geboten  erachtet,  dem 
Kegierungsrathe  mit  motiviertem  Antrage  die  Frage  zur  Entschei- 
dung vorlegen  solle,  ob  der  Fall  weiter  zu  untersuchen,  zn  sistieren 
oder  dem  Gericht  zu  unterbreiten  sei. 

170.  Legge  (del  Gr.  Cons.  del  c.  del  Ticino)  dt  riforma  e 
complemento  dell'  art.  168  della  Procedura  penale  8  dicembre 
1855.  Del  27  maggio.  (Boll,  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XIII 
p.  88.) 

Die  Gerichte  sollen  sich  in  den  Strafurtheilen  genau  an  die 
Resultate  des  gesetzlichen  Beweises  halten  und  die  Urtheile  nach 
Thatsachen  und  Rechtsgrüuden  motivieren.  Letzteres  soll  vom 
Appellatiousgericht  selbst  bei  Bestätigung  des  erstinstanzlichen 
Urtheil  s  geschehen.  Dieses  selbe  Gericht  soll  auch  alle  seine 
Urtheile  sofort  nach  der  Fällung  wenigstens  im  Dispositiv  er- 
öflfnen. 

171.  Lot  (du  Gr.  Cons.  du  c.  de  Genève)  permettant  de 
poser  au  jury  la  question  de  savoir  si  l'accusé  a  agi  en  état 
d'aliénation  mentale.  Du  19  mars.  (Kec.  des  Lois,  LXXIII 
p.  86.) 

Das  Gesetz  ist  veranlasst  durch  den  Process  Lombardi  (Mör- 
derinn  ihrer  Kinder).  Die  Augeklagte  war  von  der  Jury  freige- 
sprochen worden,  dann  hatte  der  Staatsrath  ihre  Unterbringung 
im  Irrenhaus  verfügt.  Die  Frage,  deren  ausdrückliche  Stellung 
an  die  Jury  jetzt  vorgeschrieben  wird,  war  bisher  durch  das  Ver- 
dict der  Schuld  oder  Nichtschuld  gelöst  worden.  Sie  kann  vom 
Staatsanwalt  und  vom  Angeklagten  begehrt  werden;  ihre  Bejahung 
hat  Freisprechung  zur  Folge. 

172.  üebereinkunft  zunschen  den  Cantonen  Luzem  und  Aar- 
gau  über  gegenseitige  Anerkennung  und  Vollziehung  der  in  den 
beiden  Cantonen  erlassenen  rechtskräftigen  Entscheide  in  Nach- 
steuerfällen.  Vom  26.  April/2.  Mai.  (S.  d.  Verordn.  des  Beg.- 
Raths  von  Luzern ,  Heft  VI  S.  224  f.  Aarg.  Ges.  S.,  N.  F. 
II  S.  266.) 

173.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Bern)  beirrend  die 
Belohnungen  und  Entschädigungen  in  Strafsachen.  Vom  9.  Fe- 
bruar.    (Ges.  Decr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXVI  S.  1  f.) 

174.  Beschluss  (desselben)  betreffend  die  fixen  Entschädi- 
gungen der  Weibel  und  Polizeiangestellten  für  ihre  Verrichtungen 
in  hrafsachen.     Vom  9.  Februar.     (Das.  S.  6  f.) 

Ausführung  des  Ges.  vom  2.  Mai  1886  (diese  Zeitschr.  N.  F. 
VI  S.  415  Nr.  159),  welches  statt  der  Zuwendung  der  Verleider- 
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antheile  u.  dgl.  an  Polizeiangestellte  u.  a.  deren  Entschädigung 
auf  anderm  Wege  in  Aussicht  genommen  hat.  Die  zwei  Beschlüsse 
regeln  das  jetzt  näher;  auf  den  Antrag  der  Regierungsstatthalter 
und  der  Gerichtspräsidenten  kann  die  Polizeidirection  Privaten  und 
Polizeiangestellten  der  Gemeinden  für  Anzeigen  strafbarer  Hand- 
lungen Belohnungen  zusprechen.  Weibel  und  Polizeiangestellte  des 
Staats  erhalten  statt  ihres  bisherigen  Ântheils  an  den  Geldbussen 
üxe  Entschädigungen  für  ihre  Verrichtungen  in  Strafsachen. 


VI.  Rechtsorganisation 

(inbegriffen  Besoldaogen  und  Sportela). 

175.  Reglement  (des  Landraths  des  C.  Glarus)  für  den  Land- 
ralh  des  C.  Glarus.    Vom  14.  September.    (Amtsbl.  Nr.  38.) 

176.  Verordnung  (des  Landraths  des  C.  Glarus)  über  die 
Organisation  und  Geschäftsführung  des  Regierungsraths  und  seiner 
Directionen.     Vom  15.  Juni.     (Beil.  zu  Amtsbl,  Nr.  25.) 

Hier  ist  zu  erwähnen,  dass  eine  Justizdirection  nicht  besteht, 
die  Justizsachen  fallen  theils  der  Militär-  und  Polizeidirection,  theils 
der  Armen-  und  Vormundschaftsdirection,  theils  der  Direction  des 
Innern  zu,  der  ersten  ausser  der  Polizei  der  Vollzug  der  strafgericht- 
lichen ürtheile,  die  Aufsicht  über  Wirthschaften,  Hausieren  u.  dgl., 
über  Jagd  und  Fischerei,  Forst-  und  Alppolizei,  über  Mass  und 
Gewicht  und  über  Handhabung  des  Fabrikgesetzes,  der  zweiten 
das  Armen-  und  Vormundschaftswesen,  der  dritten  Gemeindewesen, 
Oivilstaud,  Handelsregister,  Bussen-  und  Sportelwesen,  Aufsicht  über 
Betreibung,  Concurs,  Aus  Wanderung,  Versicherungswesen,  Bürgerrecht. 

177.  Geschäftsordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Zug)  für 
den  Regierungsrath,  Vom  16.  November.  (S.  d.  G.,  VII  Nr.  16.) 

Hieher  gehörig  :  der  Direction  des  Innern  kommt  zu  :  die  Auf- 
sicht über  Gemeindeangelegenheiten,  Armen-  und  Vormundschafts- 
wesen, Civilstand,  Bürgerrechtsaufnahmen  und  -entlassungen.  Der 
Diiection  der  Staatswirthschaft  liegt  die  Aufsicht  über  das  Han- 
delsregister ob.  Die  Direction  des  Justiz-  und  Polizeiwesens  be- 
sorgt die  Prüfung  und  Begutachtung  aller  Voruntersuchungen  be- 
Lufs  deren  Ueberweisung  zu  Specialuntersuchung  oder  director  Er- 
ledigung, die  Oberaufsicht  über  Polizeidirection,  Staatsanwaltschaft, 
Hypothekar-  und  Handänderungs-,  Betreibungs-  und  Gefängniss- 
wesen, die  Niederlassungssachen,  Berichterstattung  über  Begnadi- 
gungsgesuche,  Handhabung  des  Wirthschafts-  und  Sonntagsge- 
setzes, Begutachtung  der  Anerkennung  von  Brandschäden. 

178.  Geschäftscintheüung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Solothurn) 
für  die  Departemente  des  Regierungsrathes,  Vom  18.  December. 
(A.  S.  d.  G.,  LX  S.  86  f.) 

Theilweise  Veränderung  der  Verordnung  v.  21.  Mai  1886. 
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179.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  dea  C.  Aargau)  betreffend 
das  Vencaltungs'  und  Rechnungswesen  der  Gemeinden.  Vom  1 2. 
Deoeinber.     (G.  S.,  N.  F.  II  S.  405  f.j 


180.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Aargau)  zu  einer  Handels- 
gerichtsordnung für  den  C  Aargau.  Vom  12.  Juli.  Vom  Volk 
angenommen  den  1 1 .  September,  Nebst  Kosiendecret  (desselben) 
zur  Handelsgerichtsordnung.  Vom  30.  November.  (G.  S.,  N.  F. 
II  S.  389  tf.) 

Der  Art.  60  der  neuen  Verfassung  schreibt  vor,  die  Rechts- 
pflege in  Handels-,  Gewerbe-  und  Flurverhältnissen  solle  besonder» 
geordnet  werden.  Hier  haben  wir  nun  zunächst  die  Handelsgerichts- 
ordnung. Das  Handelsgericht  besteht  aus  2  Oberrichtem,  2  Be- 
zirksgerichtspräsidenten, 20  kaufmännischen  Richtern  und  dem  Sub- 
stituten des  Obergerichtsschreibers  als  Handelsgerichtsschreiber. 
Präsident  und  Yicepräsident  sind  alternierend  die  2  Oberrichter, 
die  2  Gerichtspräsidenten  sind  blos  Ersatzmänner  fiir  diese.  Die 
20  kaufmännischen  Richter  wählt  der  Grosse  Rath,  von  ihnen  fanc- 
tionieren  je  5  ein  Jahr  lang,  so  dass  das  Handelsgericht  im  Grunde 
nur  aus  2  rechtsgelehrten,  5  kaufmännischen  Richtern  und  dem 
Gerichtsschreiber  besteht;  zur  gültigen  Verhandlung  muss  das  Ge- 
richt aber  in  diesem  Umfange  vollzählig  sein. 

Dieses  Gericht  urtheilt  über  „Civilstreitigkeiten  zwischen 
Kaufleuten  und  Industriellen,  sofern  der  Streitwerth  mehr  als  300  Fr. 
betiägt  und  der  Rechtsanspruch  sich  auf  den  vom  Beklagten  be- 
triebenen industriellen  oder  Handelsverkehr  bezieht."  Ist  nur  der 
Beklagte  Kaufmann  oder  Industrieller,  so  hat  der  Klüger,  wenn 
er  im  Canton  wohnt,  die  Wahl  zwischen  Handels-  und  Civilgericht; 
wohnt  er  nicht  im  Canton,  so  muss  er  vor  Handelsgericht  klagen. 
Auf  Begehren  beider  Parteien,  selbst  wenn  beide  nicht  im  Handels- 
register eingetragen  sind,  kann  in  handelsrechtlichen  Sachen  das 
Handelsgericht  entscheiden.  Andrerseits  kann  mit  Zustimmung  beider 
Parteien  eine  Handelsgerichtssache  an  das  Civilgericht  gebracht 
werden.  Widerklagen  können  vor  Handelsgericht  angebracht  wer- 
den, soweit  sie  industrielle  oder  kommerzielle  Rechtsverhältnisse 
betreffen. 

Verfahren  :  Der  Präsident  als  Tnstructionsrichter  stellt  das 
Streitverhältniss  in  seinem  Thatbestande  fest,  nimmt  die  Beweise 
auf,  trifft  vorsorgliche  und  Zwischenverfdgungen.  Die  Parteien 
können  den  Process  selbst  führen  oder  sich  vertreten  lassen,  auch 
durch  Nichtjuristen.  Einleitung  des  Rechtsstreits  durch  schriftliche 
Klage,  dann  Mittheilung  derselben  an  den  Beklagten^  hierauf  Ver- 
gleichsversuch, eventuell  Vorverfahren  in  Anwesenheit  der  Parteien, 
Befragen  derselben  über  den  Thatbestand,  Erhebung  der  Beweise, 
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wofdr  der  Grundsatz  freier  Beweiswürdigong  gilt;  Eidbeweis  ist 
ausgeschlossen,  blos  Urkunden-  und  Zeugenbeweis  zulässig.  Sach- 
verständige sind  im  Vorverfahren  nur  soweit  zuzuziehen,  als  der 
Zweck  desselben  sonst  nicht  erreichbar  wäre.  Auch  einen  Augen- 
schein kann  der  Präsident  zur  Aufklärung  des  Sachverhaltes  vor- 
nehmen. Die  sämmtlichen  Acten  des  Vorverfahrens  circulieren  nach 
Schluss  desselben  bei  den  Handelsrichtern  und  bilden  die  Grund- 
lage für  das  längstens  nach  25  Tagen  eintretende  Hauptverfahren 
vor  Gericht.  In  diesem  sind  jeder  Partei  zwei  Vorträge  gestattet. 
Das  Gericht  kann  Ergänzung  der  Acten  (der  Beweisaufnahmen  u.dgl.) 
beschliessen  und  Zeugen  vor  sich  abhören,  Expertengutachten  ein- 
holen, auch  an  die  Parteien  noch  genau  formulierte  Fragen  richten, 
auf  welche  die  Parteien  bei  Gefahr  strafrechtlicher  Verfolgung 
wahrheitsgetreu  zu  antworten  haben.  Dann  eifolgt  das  Endurtheil. 
Bezüglich  der  Gerichtskosten  urtheilt  das  Gericht  nach  freiem  Er- 
messen. Das  Urtheil  ist  in  der  Begel  sofort  zu  eröflfhen.  Vorbe- 
haltlich Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  bei  einem  Betrag 
über  Fr.  3000  steht  gegen  Urtheile  des  Handelsgerichts  nur  das 
Rechtsmittel  der  Wiederherstellung  zu. 

Das  Kostendecret  bestimmt  die  Entschädigungen  der  Richter 
(die  Oberrichter  erhalten  eine  jährlich  festzustellende  Gehaltszulage, 
die  andern  eine  Entschädigung  von  Fr.  5  per  Tag  nebst  Ersatz 
der  Reiseauslagen).  Gerichtskosten  für  dasVorverfahrenFr.20 — 150, 
für  das  Hauptverfahren  Fr.  40—300. 

181.  Loi  (du  Gr.  Cens,  du  c.  de  Genève)  sur  V organisation 
ei  la  compétence  des  Justices  de  Paix,  Du  12  octobre,  (Ree. 
des  Lois,  LXXIII  p.  446.) 

Nach  dem  bisherigen  Gesetz  von  1874  (diese  Zeitschr.  XIX, 
Abth.  3  S.  117  Nr.  248)  bestand  eine  Theilung  der  Geschäfte 
unter  den  vier  Friedensrichtern  des  Cantons  in  der  Weise,  dass 
der  eine  die  Civil-,  der  zweite  die  Straf-,  der  dritte  die  Vormund- 
schaftssachen und  der  vierte  die  gewerbliche  Schiedsgerichtsbar- 
keit besorgte.  Letztere  ist  an  die  prud'hommes  übergegangen. 
Das  neue  Gesetz  stellt  daher  nur  noch  3  Friedensrichter  auf,  einen 
für  affaires  civiles  contentieuses,  einen  für  die  justice  pénale  et  la 
juridiction  non-contentieuse  des.  arrondissements  de  Genève,  Petit- 
Sacconnex  et  Chêne,  und  den  3ten  für  Vormundschaftssachen  und 
was  daran  hängt  und  die  juridiction  non-contentieuse  de  l'an'on- 
dissement  de  Carouge.  Ernennung  durch  den  Grossen  Bath.  Jeder 
hat  6  Suppleanten  und  einen  Gerichtsschreiber.  Besoldung  des 
Bichters  Fr.  4500,  des  Gerichtsschreibers  Fr.  3600.  Die  strei- 
tige Civil-  und  die  Strafrechtspflege  wird  in  der  Stadt  Genf  geübt. 
Competenz  :  in  Civilsachen  entscheidet  der  Friedensrichter  in  letzter 
Instanz:    in  persönlichen  und  Mobiliarklagen  bis  auf  200  Fr.,  in 
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Schadenersatzklagen  wegen  Injnrien  bis  auf  300  Fr.,  über  solche 
ans  Delicten,  die  ihrer  Strafcompetenz  miterliegen,  über  Streitig- 
keiten zwischen  Dienstherrn  nnd  Dienstboten  wegen  des  Lohaes, 
über  Mieth-  und  Pachtzinsstreitigkeiten  bis  auf  300  Fr.  —  Bei 
üeberschreitung  der  Summe  von  300  Fr.  hat  der  Friedensrichter 
in  den  betreifenden  Sachen  das  Urtheil  in  erster  Instanz  zu  fällen 
(Appellation  an  die  Cour  de  Justice  innerhalb  40  Tagen).  Die 
Vorladungen  können  in  gewissen  Fällen  auf  sehr  kurzen  Termin 
erfolgen.  Competenz  des  Eiehters  für  Strafsachen:  sie  ist  gegen 
frtther  ausgedehnt,  indem  ihr  Bealinjurien ,  die  früher  vor  das 
correctionelle  Gericht  gehörten,  unterstellt  sind«  Die  Competenz 
bestimmt  sich  im  Wesentlichen  nach  Art.  417 — 442  des  Straf- 
processgesetzes  von  1884«  Vergi,  übrigens  F.  Nessi,  La  Loi  aur 
la  justice  de  paix,  im  Journal  des  Tribunaux  1887,  p.  631  ss.  — 
Zu  diesem  Gesetz  gehören  noch  die  Nr.  188  und  189. 

182.  Beschhiss  (des  Oantonsraths  des  G.  Schwyz)  bdreffend 
das  Strafverfahren  bei  Uebertretumgen  des  Bundesgesetzes  über 
gebrannte  Wasser»    Vom  30.  Nov^ember.    (Amtsbl.  Nr.  50.) 

Der  Bezirksammann  fällt  die  im  B.-Ges.  enthaltenen  Bussen 
aus,  bei  Nichtanerkennung  durch  den  Beklagten  tritt  Ueberweisung 
an  den  Strafrichter  ein. 

183.  Beschhiss  (des  Reg.-ßaths  des  C.  Thurgau)  betreffend 
Abwandlung  von  üebertretungen  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes. 
Vom  29.  April  1882  und  24.  Herbstmonat  1887.  (Amtsbl. 
Nr.  77.) 

Bisher  sind  solche  Üebertretungen  durch  die  gerichtlichen 
Commissionen  bestraft  worden,  dies  erscheint  aber  zu  schwerfällig 
und  zu  kostspielig,  sie  sollen  daher,  sofern  sie  sich  nicht  als  Ver- 
gehen im  Sinn  des  Strafgesetzes  qualiücieren ,  durch  die  Bezirks- 
ämter abgewandelt  werden. 

184.  Arrêté  (da  Gons.  d'Etat  du  c.  de  Neuchatel)  désignani 
l'autorité  chargée  de  procéder  aux  enquêtes  sur  les  accidents  sur- 
venus dans  les  fabriques.  Du  31  mai.  (Ree.  des  LoiS;  XVI 
p.  264.) 

Als  die  im  B.-Ges.  vom  23,  März  1887  vorgesehene  Behörde, 
an  welche  die  Fabrikunfälle  anzuzeigen  sind,  wird  der  Präfect  des 
betreffenden  Districts  bezeichnet. 

185.  Decreto  (del  Gr.  Gons.  del  c.  del  Ticino)  circo  la 
riduzione  dei  funzionari  deW  Istruzione  giudiziaria.  Del  27  maggio. 
(Boll.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XUI  p.  69  s.) 

Betrifft  Abänderungen  des  Gerichtsorganisationsgesetzes  vom 
1.  Mai  1883  und  des  Besoldungsgesetzes  vom  28.  April  1880  be- 
züglich der  Instructionsrichter.  Dieses  Décret  ist  übrigens  nur 
provisorisch  bis  zum  Erlass  eines  neuen  Strafprocessgesetzes. 
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186.  Reglement  (des  Obergeriohts  des  C,  Zürich)  betreffend 
die  Jahresberichterstattung  über  das  Oerichtswesen.  Vom  9.  Fe- 
bruar.    (Oflf.  G.  S.,  XXI  S.  331  S.) 

Weisung  an  die  verschiedenen  Gerichtsbeamten  bezüglich  Aus- 
feitigung  der  Tabellen  über  die  Processe,  die  Schuldbetreibung 
u.  s.  f. ,  genauere  Instructionen  für  die  Process-  und  Concurs- 
tabellen,  Alles  zum  Zwecke  der  Vervollkommnung  der  Bechts- 
statistik. 

187.  Décret  (da  Gr.  Cens,  du  c.  de  Neuchâtel)  cloutant 
deux  aUnéas  à  Vart.  131  de  la  loi  sur  l'organisation  judiciaire. 
Du  15  février.     (Bec.  des  Lois,  XVI  p.  148  s.) 

Die  Bureaux  der  Friedensrichter  an  Districtshanptorten  sind 
von  letztern  zu  liefern,  Heizung  und  Beleuchtung  trägt  der  Staat. 

188.  Règlement  et  Tarif  (du  Cens.  d'Etat  du  c.  de  Genève) 
relatifs  aux  actes  et  pièces  des  greffes  de  la  Justice  de  Pcdx.  Du 
16  décembre.     (Bec.  des  Lois,  LXXIII  p.  603.) 

189.  Règlement  (du  même)  sur  les  heures  d'ouoerture  et  les 
cbUgalions  des  greffes  des  Justices  de  Paix.  Du  27  décembre. 
(Ibid.  p.  637.) 


190.  Reglement  (des  Eeg.-Baths  des  C.  Bern)  über  die  Pa- 
tentprüfung der  Fürsprecher  und  Notare.  Vom  5.  März.  (Ges. 
Decr.  und  Verordn.,  N.  F.  XXVI  S.  30  f.) 

Ersetzt  das  Beglement  vom  3.  Novbr.  18Ó8  im  Sinn  einer 
Steigerung  der  Anforderungen.  Die  Prüfung  der  Fürsprecher  zer- 
fällt in  eine  theoretische  und  practische;  zu  der  erstem  wird  man 
zugelassen  auf  Grund  eines  Maturitätszeugnisses  über  befriedigend 
uhsolvierte  Gymnasialstudien,  und  sie  erstreckt  sich  über  allgemeine 
Bechtslehre,  römisches,  deutsches,  Straf-,  Staats-,  Völker-  und 
Kirchenrecht  und  Nationalöconomie.  Zu  der  letztem  bedarf  es 
dreijährigen  Universitätsstudinms  und  einjähriger  Arbeit  bei  einem 
Fürsprecher;  sie  erfolgt  über  eidgenössisches  und  bemisches  Becht. 
Die  Priifungscommission  wird  vom  Obergericht  bestellt.  Für  die 
l^otarprüfung  bedarf  es  blos  des  Nachweises  allgemeiner  Schul- 
bildung, wie  sie  in  einer  fünfclassigen  Secundarschnle  erreicht  wird, 
und  des  Besuchs  juristischer  Vorlesungen  an  einer  Hochschule 
während  zwei  Jahren,  und  sodann  (für  die  2te  Prüfung)  vieijäh- 
rigen  Arbeitens  bei  einem  practizierenden  Amtsnotar  oder  auf  einer 
Amts-  odei*  Gerichtsschreiberei.  Demgemäss  sind  auch  die  Examen- 
fächer theils  enger  (bezüglich  römischen  und  deutschen  Bechts), 
theils  weiter  (bezüglich  Grundbuch- ,  Fertigungs-  und  Kataster- 
Lesens,  Organisation  der  Amts-  und  Gl>ericht88chr eibereien  u.  dgl.). 
Prufungscommission  vom  Begierungsrath  bestellt. 
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191.  Regulaiif)  (des  Reg.-Raths  des  C.  Basellandschaft)  òe- 
treffend  das  Rechnungswesen  der  Bezirksschreibereien.  Vom  14. 
Mai.     (Amtsbl.  I  S.  460  flF.) 

Vorschriften  über  Buchführung  und  Abrechnung  mit  der  Staats- 
cassa. 

192.  Verordnung  (des  Gr.  Raths  des  C.  Aargau)  über  die 
Prüfung  der  Ferägungsactuare.  Vom  11.  Juli.  (Gr.  S.,  N.  F- 
II  8.  306  f.) 

193.  VoUziehungsbeschluss  (des  Reg.-Raths  des  G.  Aargau) 
zu  vorstehender  Verordnung.    Vom  29.  Juli.    (Das.  8.  308  f.) 

194.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Uri)  beireffend 
Ergänzung  des  §  16  des  JusUz-Reglements  vom  10,  Mai  1886. 
Vom  12.  April.     (Bes.  gedr.) 

Aufzählung  der  weibelamtlichen  Mittheilnngen ,  bei  welchen 
der  Gebrauch  von  Stempelpapier  verbindlich  ist.  Ungestempelte 
Acte  sind  zurückzuweisen. 

195.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  iSolothurn)  über 
Functionen  und  Besoldung  der  Amts-  und  BezirksweibeL  Vom 
19.  December.a(A.  S.  d.  G.,  LX  S.  90.) 

196.  Regol  mento  (del  cons.  di  Stato  del  e.  del  Ticino) 
per  gU  esami  di  Agrimensore.  Del  31  maggio.  (Boll.  off.  delle 
Leggi,  N.  S.  Xlli  p.  66  ss.) 

197.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  e.  de  Fribourg)  ordonnant 
la  séparation  de  la  commune  de  La-Joux  du  13*  arrondissement 
de  létai  dea  du  district  de  la  Olone  pour  former  le  2P  arron- 
dissement.   Du  2r>  février.    (Bull.  off.  des  Lois,  LVI  p.  112  s.) 

19S.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Solothurn)  ôc- 
(reffend  die  Umschreibung  der  Civästandskreise  und  Bezahlung  der 
Civilstandsbeamtm.  Vom  29.  December.  (A.  S.  d.  G.,  LX  S.  91  f.) 

Ersetzt  die  §§  1  und  2  der  Verordn.  vom  9.  Octbr.  1875- 
Neue  Eintheilung  der  Kreise. 

199.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  G.  Basellandschaft) 
betreffend  Abänderung  der  VoWMhungsverordnung  vom  10.  No- 
vember 1875  zum  Bundesgesdze  über  feststeUung  und  Beurkun- 
dung des  CivUstandes  und  die  Ehe  vom  24.  December  187i.  Vom 
7.  December.     (Amtsbl.  II  S.  523  f.) 

Waidenburg  bildet  fortan  (abgetrennt  von  Oberdorf)  einen  be- 
sondern  Civilstandskreis.  Die  Doppel  der  Civilstandsregister  sind 
in  das  Staatsarchiv  (nicht  mehr  in  das  Geraeindearchiv)  abzuliefern. 
Verweisung  auf  einige  Vorschriften  des  bnndesräthlichen  Reglements 
von  1881. 

200.  Beschiuss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Thnrgau)  beirrend 
MitiheUung  von  Ehescheidungen  an  die  Kirchenvorsteherschaften 
durch  die  CivUstandsämter.    Vom  28.  Mai.    (Amtsbl.  Nr.  43.) 
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Vorschrift  an  die  Giviistandsämter ,  die  Ehescheidangeu  von 
Cantonsangehörigen  den  Eirchenvorsteherschaften  als  Armen-  und 
Sittenanfsichtsbehörden  kund  zu  geben. 

201.  Arrêlé  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Fribourg)  instituant 
dans  le  4"*®  arrondissemeni  forestier  deux  gardes-forestiers  chargés 
de  la  surveillance  des  triages  formés  par  les  terrains  boisés  de 
la  grève  du  lac  de  Neuchâtel  dans  le  territoire  des  communes 
rivercmes  du  district  de  la  Broyé.  Du  6  août.  (Bull.  oif.  des 
Lois,  LVI  p.  169  s.) 

202.  Bekanntmachungen  (des  Obergerichts  des  C.  Âargau") 
211  Vollziehung  der  GrossräthUchen  Verordnung  vom  17.  Mai  1886 
betreffend  die  Geschäftsagenten,  1.  Bekanntmachung  über  die  Prü- 
fung und  Patentierung  der  Oeschäftsagenten.  Vom  1.  August 
1886.  —  2.  B.  betr.  den  Tarif  der  G,Ä.  Vom  26.  October 
1886.  —  5.  B.  betr,  die  Buchführung  der  G,-A,  Vom  7.  Ja- 
nuar 1887.     (G.  S.,  N.  P.  II  S.  259  ff.) 

Nr.  1  giebt  Vorschriften  über  die  Art  und  den  Umfang  der 
in  der  Verordnung  vorgeschriebenen  Prüfung  der  Petenten,  Nr.  2 
stellt  eine  Gebühr  auf,  Nr.  3  verlangt  Fährung  eines  regelrechten 
Oassabuchs  und  einer  sorgfältigen  Geschüftscontrole. 

203.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  St.  Gallen)  betreffend 
Organisation  des  Landjägercorps.  Erlassen  am  17.  Mai,  in 
Kraft  getreten  am  28.  Juni.     (G.  S.,  N.  F.  V  S.  207  «.) 

Tritt  an  die  Stelle  des  Ges.  vom  30.  Jan.  1873. 

204.  Diensireglement  (des  Reg.-Raths  des  C.  St.  Gallen) 
für  das  Landjägercorps.  Vom  13.  Decomber.  (Ges.  S.,  N.  F, 
V  S.  -^39  f.) 

206.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  pour 
l'administration  d  le  service  de  la  gendarmerie.  Du  ö  mars. 
(Ree.  des  Lois,  LXXXIV  p.  43  s.) 

Betrifft  die  militärische  Organisation. 


206.  Decreto  legislativo  (del  Gr.  Cons.  del  c.  del  Ticino) 
di  aumento  deU'  onorario  al  Segretario  del  Tribunale  d'Appello. 
Del  26  maggio.    (Boll.  off.  delle  Leggi,  N.  S.  XIII  p.  87.) 

Erhöhung  auf  1700  Fr. 

207.  Tableau  (du  Cons.  d'Etat  du  o.  de  Neuchâtel)  des 
indemnités  de  déplacement  des  membres  du  Grand  Conseil.  Du 
14  mai.     (Ree.  des  Lois,  XVI  p.  248  ss.) 

Revidierter  Tarif  der  Eeiseentschädigungen. 

208.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Vaud)  modifiant, 
en  ce  qui  concerne  les  émoluments  de  transport,  les  tarifs  provi- 
soires des  émoluments  et  des  indemnités  en  matière  judiciaire, 

Zeitoohr.  fQr  •ohwelzerlsohet  Raoht.    Noua  Folya   VU.  80 
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civäe  et  pénale^  et  en  matière  de  poursuite  pour  dettes  et  de  faä- 
lUe,  du  17  juillet  1886.  Du  22  janvier,  (Reo.  des  Lois,  LXXXIV 
p.  7.) 

209.  Arrêté  (du  même)  cotnplémentaire  de  cebU  du  22  jan- 
vier 1887  modifiant  les  tarifs  judiciaires  provisoires.  Du  29  jan- 
vier.    (Ibid.  p,  17.) 

Beide  VerordnuDgen  bereits  wieder  aufgehoben  durch  den 

210.  Tarif  (du  Cons.  d'Etat  du  o.  de  Vaud)  des  émolu- 
ments et  des  indemnités  en  matière  judiciaire,  dvile  et  pénale,  et 
en  matière  de  poursuite  pour  dettes  et  defaHlite.  Du  2  septembre. 
(Ibid.  p.  422  ss.) 

Ânsfuhrliche  Taxordnong  von  351  Artikeln. 

211.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  o.  de  Vaud)  abrogeant 
Vari,  8  du  tarif  des  émoluments  des  conservateurs  des  droits 
réels  du  1^  juin  1886.  Du  15  décembre,  (Reo.  des  Lois, 
LXXXIV  p.  778  s.) 

Aendemng  der  Taxen  für  Hypothekeneintrftge. 

2lâ.  Règlement  d'exécution  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neu- 
châtel)  pour  la  Uà  concernant  la  transformation  des  émoluments 
judiciaires  en  traitements  fixes  et  la  forme  des  significations.  Du 
25  mars.     (Reo.  des  Lois,  XVI  p.  132  ss.) 

Genaue  Vorschriften  über  Buchung  und  Ablieferung  der  Ge- 
bühren. 

213.  Décret  (du  Gr.  Cons.  du  o.  de  Neuchâtel)  ajoutant 
une  disposition  à  la  loi  sur  les  traitements  et  les  tarifs  des  fonc- 
tionnaires judiciaires.  Du  15  février.  (Reo.  des  Lois,  XVI 
p.  150  s.) 

Setzt  als  Gebühr  für  Legalisation  einer  Unterschrift  Fr.  1  fest. 

214.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Neuchâtel)  conc^r- 
nani  les  poursuites  pour  Vimpdt  direct  et  la  taxe  militaire.  Du 
23  septembre.     (Ree.  des  Lois,  XVI  p.  285.) 

Kleine  Aendernng  bezüglich  der  Gebührenerhebung  in  Folge 
der  Verwandlung  der  Sportein  in  fixe  Besoldungen. 

215.  Addition  (du  Cons.  d'Etat  du  c.  de  Genève)  ò  Vart. 
107  du  Règlement,  du  12  novembre  1869,  sur  le  tarif  des  émo- 
luments des  notaires,  des  avocats,  des  greffiers  et  des  huissiers, 
en  matière  civile.  Du  15  février.  (Reo.  des  Lois,  LXXIII  p.  67.) 

216.  Arrêté  (du  même)  modifiant  l'art.  76  du  Règlement 
sur  le  tarif  des  émoluments  etc.  (wie  Nr,  215).  Du  17  mai. 
(Ibid.  p.  186.) 

Ersteres  betrifft  eine  kleine  Aendemng  der  Taxen  bei  saisie^ 
letzteres  die  Schreibegebühren  für  Ausfertigung  von  Acten,  femer 
die  Taxen  für  Verbalprocesse  u.  a. 


Uebersicht 

der 

liltteratar  fiber  schwelzerteches  Recht 

vom  Jahre  1887. 


I.  Kechtsgesetzgebniig  überhaupt 

(Oeselzesausgaben), 

1.  Heusler,  A.  Schweizerische  Rechtsgesetzgebung  des  Jabres 
1886.     In  dies.  Zeitschr.  N.  F.  VI. 

2.  Meyer  von  Schauensee,  P.  Die  neueste  Schweizer  Ge- 
setzgebung und  rechtswissenschaftliche  Litteratur.  In  Zeitschr.  f. 
vergleich.  R.  W.  VII. 

3.  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkelu*.  Dar- 
stellung der  Justizorganisation,  des  Frocessrechts ,  des  Concurs- 
rechts  und  der  Erbschaftsregulierung  der  Culturstaaten  des  Erd- 
balls. Unter  Mitwirkung  hervorragender  Juristen  aller  Länder 
herausgegeben  von  Dr.  W.  Reuling  und  Dr.  W.  Löwenfeld.  Erste 
Lieferung  (Leipzig  1887)  enthält  auf  S.  113 — 149  die  Schweiz 
von  Oberrichter  Dr.  Zürcher. 

4.  Hürlimann,  H.  Die  eidgenössische  Eisenbahngesetzgebung 
mit  Angabe  der  Quellen  für  die  Kenntniss  der  darauf  bezüglichen 
Praxis  der  Bundesbehörden.  Ein  Hülfsbuch  für  praktische  und 
theoretische  Zwecke.     Zürich,  Orell  Füssli  &  Cie. 

5.  Verträge  der  Schweiz  mit  dem  Ausland  1870 — 1878.  In 
Oeifken,  Recueil  manuel  et  pratique  de  Traités  et  Conventions, 
tome  IL 

6.  Kohler,  J.  Sammlung  von  cantonal-bernischen  und  eid- 
genössischen strafrechtlichen  Bestimmungen  und  verwandten  Mate- 
rien.    Bern,  R.  Jenni. 

7.  Meyer,  R.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  des  Cantons  Lu- 
zern  erläutert  mit  Berücksichtigung  der  Gerichtspraxis.  11.  Per- 
sonen- (Familien-)  und  Sachenrecht.     Zürich,  F.  Schulthess. 

8.  Gesetze  betreffend  die  Strafrechtspflege  für  den  Canton 
Basel-Stadt  Herausgeg«  vom  Justizdepartement,  aber  ohne  amt- 
liche Verbindlichkeit.     Basel,  B.  Schwabe. 

9.  Mentha,  F.  H.  De  l'importance  des  motifs  du  législateur 
dans  rinterprétation  des  lois.     In  Revue  judic.  Nr.  24. 


468  Rechtslitteratar  der  Schweiz. 

II.  OeftentlietaeB  Recht 

(besonders  Bundesrecht). 

10.  Blâmer,  J.  J.  und  Morel,  J.  Handbach  des  schweize- 
rischen Bandesstaatsrechts,  Band  U  Abth.  2  oder  Band  III  (von 
J.  J.  Blâmer;  zweite  anf  Grandlage  der  Bundes verfassan g  von 
1874  durchaus  umgearbeitete  Ausgabe  nach  dem  Tode  des  Ver- 
fassers vollendet  und  herausgeg.  von  J.  Morel).    Basel,  B.  Schwabe. 

11.  De  Laveleye,  E.  Le  „Referendum",  Extrait  de  la 
Revue  internationale  XII.     Rome,  Forzani  e  Co. 

12.  II  Referendum  svizzero.  In  „La  nuova  Scienza"  del  prof. 
Caporali,  fase.  2. 

13.  Meili,  F.  Internationale  Eisenbahnverträge  und  speciell 
die  Berner  Convention  über  das  internationale  Eisenbahnfrachtrecht. 
Hamburg,  J,  F.  Richter. 

(Mit  einigen  Zusätzen   versehener  Abdruck   aus  Hottzendorffä 
Handbuch  des  Völkerrechts,  III,  259-315.) 

14.  Speiser,  P.  Das  Verbot  der  Doppelbesteuerung.  In  dies. 
Zeitschr.  N.  F.  VI. 

15.  Weber,  L.  Bundesrechtliche  Erörterungen:  Das  Verbot 
der  Doppelbesteuerung  nach  einer  steuerrechtlichen  Untersuchung 
des  H.  Dr.  P.  Speiser.     In  Zeitschr.  d.  Berner  J.  V.  XXIII. 

16.  Muheim,  F.  Die  Principien  des  internationalen  Privat- 
rechts im  schweizerischen  Privatrechte.  Berner  Doctordissertation. 
Altdorf,  Huber. 

17.  Les  rapports  de  TEglise  et  de  TEtat  au  Tessin.  Im 
Joum.  des  trib.  Nr.  48. 

18.  Burckhardt,  K.  Das  Tessiner  Kirchengesetz  vom  28. 
Jan.  1886.     In  Dove's  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht,  XXII. 

19.  Feigenwinter,  N.  Birseck.  Staats-  und  Kirchenrecht 
mit  historischen  und  statistischen  Beilagen.    Liestal,  Gebr.  Lüdin. 

20.  Sahli,  C,  undZeerleder,  A.  Zwei  Gutachten  über  einige 
Fragen  betreffend  das  Verhältniss  des  Cantons  Bern  zum  Bisthum 
Basel,  eingeholt  im  Auftrage  des  Regierungsraths  durch  die  Direction 
des  Kirchenwesens.     Bern,  Suter  und  Lierow. 


III.  Civllrecht. 

A.  Bundesgesetze  berührend. 

ObUgaUonenrecht: 

21.  Haberstich,  J.     Handbuch  des  schweizerischen  Obliga- 
tionenrechts.    Bd.  II  Thl.  2.     Zürich,  Orell  FüssU  &  Cie. 

22.  De  la  jurisprudence  et  des  controverses  du  code  des  obli- 
gations.    In  Revue  judic.  Nr.  2  ss. 

23.  Pace  au  d,  A.     Du   régime   de   la   presse   en  Europe   et 
aux  Etats-Unis.     Licentiatendissertation.     Lausanne,  A.  Page. 

(Betrifft  auch  Pressdelicte  und  Anwendbarkeit  des  Art  55  O.  K.) 
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24.  Nessi,  F.  Les  demandes  en  dommages-intérêts  et  le  jury. 
Im  Jonni.  des  trib.  Nr.  37. 

25.  C.  L.  Diffamation  par  la  voie  de  la  presse  (Affaire  Welti). 
In  Revue  judic.  Nr»  19. 

26.  Matter,  G.  Der  Verzug  des  Gläubigers  (mora  accipiendi) 
nach  dem  Bandesgesetz  über  das  Obligationenrecht  unter  Berück- 
sichtigung des  gemeinen  Eechts.  Berner  Doctordissertation.  Zü- 
rich, Zürcher  und  Furrer. 

27.  Hartmann,  G.  Correal-  nnd  Solidarobligationen  nach 
dem  schweizerischen  Obligationenrechte.    In  dies.  Zeitschr.  N.  F.  VI. 

28.  Janggen,  A.  Die  Compensation  nach  Schweiz.  Obliga- 
tionenrecht. Berner  Doctordissertation.  Bern,  P.  Haller.  Auch 
in  Zeitschr.  d.  Bern.  J.  V.  XXIII. 

29.  Attenhofer,  K.  Der  Gegenstand  der  Cession  nach  Schweiz. 
Obligationenrecht  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  heutigen 
gemeinen  Rechts.     Fortsetzung.     In  dies.  Zeitschr.  N.  F.  VI. 

30.  Martin,  A.  Du  droit  de  refuser  le  remboursement  an- 
ticipé dans  le  prêt  à  intérêt.     In  Semaine  judic.  Nr.  13. 

31.  Bing,  F.  M.  La  société  anonyme  en  droit  italien.  Etude 
de  législation  comparée.  Thèse  de  doctorat  (univ.  de  Genève). 
Genève,  H.  Georg. 

(Berücksichtigt  aach  das  schweizerische  Recht.) 

32.  Li  en  hard,  H.  Die  Grenzen  der  Anwendbarkeit  des 
Schweiz.  Obligationenrechts  auf  früher  entstandene  Actiengesell- 
schaften.     In  Zeitschr.  d.  Bern.  J.  V.  XXIII. 

33.  de  Muralt,  J.  De  la  fondation  des  sociétés  anonymes, 
diaprés  les  législations  française,  allemande,  belge,  italienne  etc. 
et  d'après  le  Code  fédéral  des  obligations.  Etude  de  droit  com- 
paré.   Lausanne,  A.  Genton  et  Viret. 

34.  de  Murait,  J.  De  la  responsabilité  civile  des  fondateurs 
de  sociétés  anonymes  d'après  le  Code  fédéral  des  Obligations.  In 
Kevue  judic.  Nr.  11  ss. 

35.  Les  sociétés  fondées  avant  1883  dont  les  actions  ne  sont 
pas  libérées  d'un  cinquième  au  moins,  sont-elles  tenues  de  faire 
compléter  ce  versement  avant  fin  1887?  In  Bévue  judic.  Nr.  4. 

dvästand  und  Ehe. 

36.  De  la  célébration  du  mariage  en  droit  fédéral.  In  Bévue 
judic.  Nr.  ô  ss. 

37.  De  la  loi  fédérale  sur  le  mariage.  Im  Journ.  des  trib.  Nr.  21. 

(Eine  Kritik  der  Schrift  von  Mentha.) 

38.  Pilicier,  Ch.  Le  divorce  et  la  séparation  de  corps  en 
droit  international  privé.  Dissertation  prés,  à  TAcad.  de  Lausanne. 
Lausanne,  G.  Bridel. 

(Speciell  die  Schweiz  behandelnd  auf  S.  93—155.) 
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Litierarisches  ijtnd  gewerbliches  Eigenihum. 

39.  Soldan,  Ch.  LHmion  internationale  poar  la  protection 
des  oeuvres  littéraires  et  artistiques.  Commentaire  de  la  Conven- 
tion de  Berne  du  9  sept.  1886.    In  Revue  générale  de  droit,  année 

1887  livr.  oct.  et  dèe.     Auch  separat  erschienen  mit  dem  Datum 

1888  bei  E.  Thorin,  Paris. 

40.  Schuster,  A.  Der  Erfindungsschutz,  seine  Berechtigung^ 
und  Nothwendifçkeit  in  der  Schweiz.   Bern,  Nydegger  und  Baumgart. 

Fabrikhaßpflicht. 

41.  Ernst,  E.  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb  nach  Massgabe 
des  bezüglichen  Bundesgesetzes  vom  2ö.  Juni  1881.  In  kathoL 
Schweizerblatter  1887  S.  408  ff. 


B.  Cantonalreoht. 

42.  G  au  ti  er,  E.  Des  droits  successoraux  des  enfants  natu- 
rels et  de  l'époux  survivant.  Essai  d'interprétation  de  la  loi  gene- 
voise du  5  sept.  1874.     Genève, 

43.  Emery,  F.  De  l'autorité  paternelle  sur  la  personne  des 
enfants  légitimes  et  naturels,  en  droit  français  et  vaudois.  Disser- 
tation prés,  à  la  Faculté  de  droit  de  Lausanne.  Lausanne,  Cor- 
baz  et  Cie. 

44.  Les  Compagnies  d'assurance  en  justice.  Journ.destrib.Nr.40. 

45.  Weit  h,  E.  De  Taction  Paulienne  en  droit  romain  et 
en  droit  vaudois,  avec  un  aperçu  sur  l'action  révocatoire  du  projet 
de  loi  fédérale  sur  la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite.  Lau- 
sanner  Licentiatendissertation.     Lausanne,  G.  Bridel. 

46.  Hoffmann,  K.  und  Hafner,  H.  Rechtsgutachten  über 
die  Rechtsnatur  der  appenzell-ausserrhodischen  Zedel,  deren  faust- 
pfändliche Verwendung  und  Amortisation,  sowie  über  die  Verpfan- 
dung und  Amortisation  der  grundversicherten  Forderungen  über- 
haupt.    Ohne  Angabe  des  Druckorts. 


IV.  CiTllproees» 

(incl  Betreibung  und  Concurs). 

47.  Critique  de  la  procédure  fédérale.  In  Revue  judic.  Nr.  17  ss. 

48.  Bertoni,  B.  Sulla  riforma  della  procedura  civile.  Pen- 
sieri e  proposte.     In  Repert.  di  giurispr.  patria  fase.  1. 

49.  Soldan,  Ch.  Du  calcul  de  la  valeur  litigieuse  détermi- 
nant la  compétence  en  matière  civile.    In  Joum.  des  trib.  Nr.  19. 

50.  Sto 0 ss,  K.  Zur  Auslegung  des  §  422  V.  V.  (Betrei- 
bungsferien).    In  Zeitschr.  d.  Bern.  J.  V.  XXIIJ. 

51.  Rossi,  E.  Della  competenza  dei  tribunali  svizzeri  ad  occtï- 
parsi  delle  azioni  di  nullità  del  matrimonio  e  di  divorzio  fra  forestieri 
domiciliati  in  Isvizzera.    Im  Repert.  di  giurispr.  patr.  fase.  19  ss. 
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5!^.  Bachmann,  J.  H.  Die  Gmndzüge  des  Entwurfs  eines 
eidgen.  Betreibnngs-  nnd  Concnrsgesetzes.  Bede  gehalten  in  der 
Sitzung  des  Schweiz.  Nationalraths  den  13.  April  1887.  Franen- 
feld,  J.  Hnber. 

53.  Correyon,  G.  et  Conod,  F.  Rapport  présenté  à  la 
Société  Industrielle  et  commerciale  dn  Canton  de  Vand  par  la 
commission  chargée  de  Texamen  dn  projet  de  la  loi  fédérale  sur 
la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite,  du  23  févr.  1886.  Lau- 
sanne, L.  Vincent. 

54.  Golay,  E.  Projet  de  loi  fédérale  sur  la  poursuite  pour 
dettes  et  la  faillite  et  le  droit  Genevois.     Genève,  H.  Georg. 

55.  Grivet,  G.  Loi  sur  la  poursuite  et  la  faillite.  In  Revue 
judic.  Nr.  20  ss. 


Y.  Strafreeht. 

56.  Sto  os  s,  K.  Das  Bundesstrafrecht  der  Schweiz.  In  Ge- 
richtssaal XL. 

57.  StoosB,  K  Rechtsgutachten  in  Sachen  der  Firma  J.  R. 
Guyer  in  Zürich  gegen  Fr.  Schuler-Schmid  in  Wetzikon  über  die 
Frage:  Sind  die  Handlungen,  aus  denen  die  Klage  hergeleitet  wird^ 
strafbare?  Bern,  Stämpfli. 

(S.  in  derselben  Sache  das  Gntachten  von  Schneider,  Litteratar 
von  1884,  in  dies.  Zeitschr.  N.  F.  IV  S.  463  Nr.  48.) 
Oefängnisstoesen. 

58.  La  Riunione  della  Società  Svizzera  per  la  riforma  peni- 
tenziaria in  Friburgo  19 — 21  settembre  1887.  In  Rivista  di  dis- 
cipline carcerarie,  anno  XVII  (1887).  Roma.  p.  561  ss. 


TI.  Strafproeess« 

59.  Colombi,  L.  De  Textradition  en  matière  pénale  et  de 
police  dans  les  relations  entre  les  cantons  suisses.  Referat  auf 
dem  Juristentage  zu  Bellinzona  (s.  Nr.  109,  Verhandlungen  u,  s.  w). 

60.  Kronauer.  Die  intercantonale  Auslieferung  in  Straf-  und 
Folizeisachen.  Correferat  auf  demselben  Juristentage  (ebenfalls  in 
Nr.  109). 

Tu.  Reehtsorgantsattou« 

61.  Sträuli,  £.  Die  Wiedereinführung  eines  Staatsexamens 
für  Juristen  im  Canton  Zürich.     In  dies.  Zeitschr.  N.  F.  VI. 

62.  Reich el,  A.  Das  Betreibungsamt  im  schweizerischen 
Rechte.  Referat  auf  dem  Juristentage  zu  Bellinzona  (s.  Nr.  109^ 
Verhandlungen  u.  s.  w.). 

63.  Nessi,  F.  La  loi  (Genevoise)  sur  la  justice  de  paix. 
In  Journal  des  trib.  Nr.  43. 
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64.  Krebs,  W.  Organisation  und  Wirksamkeit  der  gewerb- 
lichen Schiedsgerichte  im  Aaslande  und  in  den  schweizerischen  Gan- 
tonen.    Zürich  (in  Comm.  bei  W.  Büchler,  Bern). 


Till.  Rechtügesehlchte. 

65.  V.  Borch,  L.  Zum  Wechsel  des  Freienstandes.  In  An- 
zeiger f.  Schweiz.  Gesch.  1887  Nr.  2  und  3. 

66.  K  ü  c  h  1  e  r ,  A.  Beitrag  zu  den  Hexenprocessen.  Das.  Nr.  5. 

67.  Zur  Geschichte  der  Hexenprocesse.  In  „Vom  Jura  zum 
Schwarzwald«  IV  Heft  4. 

68.  Rochholz,  E.  L.  Herd  und  Ofen  oder  Feuerstattschil- 
liüg  und  Rauchzinshuhn.    In  Argovia  XVIII.    Aarau,  Sauerländer. 

69.  Meyer  von  Knonau,  G.  Ein  Conflict  zwischen  der  Cen- 
8ur  der  helvetischen  Republik  und  der  zürcherischen  Hülfsgesell- 
Schaft  über  das  Nenjahrsblatt  auf  das  Jahr  1803.  In  Zürcher 
Taschenbuch  auf  das  Jahr  1888. 

70.  Stocker,  F.  J.  Darstellung  der  historischen  Entwick- 
lung des  ehelichen  Güterrechts  im  Canton  Bern  (alten  Theils)  von 
der  Lex  Bargundionum  bis  zur  Berner  Handveste.  Berner  Doctor- 
dissertation.     Aarau,  Wirz-Christen. 

71.  Deschwanden,  K.  Geschichte  der  nid  waldner  Lands- 
gemeinde.    In  Beiträge  zur  Gesch.  Nidwaldens,  Heft.  4. 

72.  Dürr  er,  R.  Tschudis  „vier  Gemeinen"  in  ünterwalden. 
Im  Anzeiger  f.  Schweiz.  Gesch.  1887  Nr.  5. 

73.  Stehlin,  K.  Die  Vormundschaft  des  Basler  Stadtrechts 
im  15.  Jahrhundert.     In  dies.  Zeitschr.  N.  F.  VI. 

74.  Beiträge  zur  rätischen  Geschichte.  Aus  dem  Nachlasse 
von  weil.  Chr.  Kind  (Ueber  den  Haushalt  des  Bisthums  Cur  im 
15.  Jahrh.  —  Stadt  und  Hof  Cur.  Der  letzte  Conflict  mit  dem 
Hochstifte  1723 — 1754).  Im  Jahrbuch  f.  Schweiz.  Gesch.  herausg. 
v.  d.  gesch.-forsch.  Ges.  der  Schweiz,  XII.     Zürich,  S.  Höhr. 

75  Roch  holz,  E.  L.  Kindliche  Finanzwirtlischaft  des  aarg. 
Frauenklosters  Hermetswil  a.  d.  Reuss,  aus  dessen  Fall-  und  Ehr- 
schatzbüchern.    Argovia  XVIII. 

76.  Schröter,  K.  Die  Einführung  der  Znnftverfassung  in 
Rheinfelden  (1331).    In  „Vom  Jura  zum  Schwarzwald«  IV  Heft  4. 

77.  Feh  r.  Thurgauisches  Landrecht.  Allgemeine  Bestim- 
mungen. Nach  einer  durch  Landammann  Johann  Ulnch  Nabholz 
1718  gemachten  Zusammenstellung  bearbeitet.  In  Thurg.  Beiträge 
zur  vaterl.  Gesch.  herausg.  v.  d.  histor.  Verein  des  C.  Thurgau, 
Heft  27.     Frauenfeld,  Gromann. 

78.  Omicidj  e  ladronecci  in  valle  di  Blenio  nella  seconda 
metà  del  quattro  cento.  In  Boll.  stor.  della  Svizzera  italiana,  anno 
IX  Nr.  8  ss. 
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79.  V.  Liebenan,  Th.  Eine  Uebersetzung  der  Mayenthaler 
Statuten.     Tm  Anzeiger  f.  Schweiz.  Gesch.   1887  Nr.  2  und  3. 

80.  LeFort,  Ch.  ün  homicide  à  Genève  en  1421.  In  Se- 
maine judic.  Nr.  30. 

81.  Butler,  P.  Friedrich  VII  der  letzte  Graf  von  Toggen- 
bürg,  und 

82.  Krüger,  E.  Die  Grafen  von  Werdenberg-Heiligenberg 
und  von  Werdenberg-Sargana.  Beides  in  Mittheü.  zur  vaterK 
Gesch.  herausg.  v.  d,  histor.  Verein  in  St.  Gallen,  XXII,  dritte 
Folge  II.     St.  Gallen,  Huber  &  Cie. 

83.  Estermann,  M.  Ritter  Jakob  von  Kienberg.  Eine  Vogt- 
geschichte aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts.  In  Geschichts- 
freund der  V  Orte  XLII. 

84.  V.  Stürler,  M.  Wunn  und  Weid.  Im  Arch.  d.  histor. 
Vereins  des  C.  Bern,  XII  Heft  1. 

85.  Meyer  von  Schauensee,  P.  Casimir  Pfyifer  von  Altis- 
hofen.  In  der  Allg.  deutschen  Biographie  1887.  Leipzig,  Duncker 
&  Humblot. 

86.  Jacottet,  P.  Georges-Auguste  Matile.  Im  Musée  Neu- 
châtelois  XXIV  année  (1887)  Nr.  2—4. 

87.  Löning.  Eduard  Osenbriiggen.  In  der  allg.  deutschen 
Biographie. 

88.  Zeerleder,  A.  Der  Schweizer  Juristenverein.  TJeber- 
sicht  seiner  Thätigkeit  in  den  ersten  25  Jahren  1861 — 1886. 
Basel,  C.  Deüoflf. 


IX.  Reehtaquellen. 

89.  Brandstetter,  R.  Blasphemiae  accusatae  1381 — 1420. 
Aus  den  Lucerner  RathsprotokoUen.  In  Ztsch.  f.  deutsches  Alter- 
thum  N.  F.  XVni. 

90.  Statuten  der  Schuhmacher-Bruderschaft  im  Amt  Hitzkirch 
von  1657.  Im  Geschichtsfreund  der  V  Orte,  XLII. 

91.  Urkunden  aus  Uri,  gesammelt  von  A.  Denier.  2.  Abth. 
(^S.  voijährige  Uebersicht  Nr.  96.)  Im  Geschichtsfreund  der  V  Orte,  XLII. 

(Besonders  za  bemerken  die  Landsabsnngen  Nr.  206  und  207  und 
die  Dorfeinnngen  Nr.  180,  202.) 

92.  Wartmann,  H.  St.  Gallische  Gemeindearchive,  her- 
ausg. V.  d.  histor.  Verein  des  C.  St.  Gallen.  Der  Hof  Widnau- 
Haslach.  (Politische  Gemeinden  Widnau  und  Au  und  Ortsgemeinde 
Schmitter.)     St.  Gallen,  Huber  &  Cie. 

(Enthält  Urkunden  und  Weisthümer.) 

93.  V.  Salis,  L.  R.  Die  Rechtsquellen  des  Cantons  Grau- 
bünden :  in.  RechtsqueUen  des  Gotteshausbundes.  In  dieser  Ztsch. 
N.  F.  VI. 

94.  Caviezel,  G.     Gemeindestatut  von  Sils  (Engadin)   vom 


474  Bechtslitteratur  der  Schweiz. 

Jahre  1573.  Komanisch.  In  Ztsch.  f.  roman.  Philologie  heransg. 
von  Gröber,  XI  118  f.  Halle,  Niemeyer. 

95.  Gab  uzzi,  St.  Notizie  sni  testi  degli  antichi  statuti  del 
Cantone  Ticino.     Im  Bepert.  di  giarispr.  patr.  fase.  22. 

93.  Carrard,  H.  Une  commune  Vandoise  an  treizième 
siècle:  les  statuts  de  Pierre  de  Savoie  et  la  charte  de  Moudon. 
Tarin  imp.  royale  1886.  Anszog  ans  Miscellanea  di  storia  patria 
S.  n  X  (XXV),  307. 

97.  Geiser,  K.  Der  Twingrodel  von  Langenthai.  Im  Central- 
Watt  der  „Helvetia." 


98.  Actensammlnng  ans  der  Zeit  der  Helvetischen  Kepnblik 
(1798—1803).  Bearbeitet  von  J.  Strickler.  Bd.  IE  Juni  bis  Sept. 
1798.  Bildet  einen  Bestandtheil  der  Amtlichen  Sammlung  der  Acten 
ans  der  Zeit  der  Helvetischen  Republik  (1798 — 1803)  im  Anschlnss 
an  die  Sammlung  der  altern  eidgenössischen  Abschiede,  herausg. 
auf  Anordnung  der  Bundesbehörden.     Bern,  Stampai. 


99.  Schweizerisches   Idiotikon.     Heft    12    (Bd.    n    Heft    3). 
Frauenfeld,  J.  Huber. 


X.  ZeUftchrifteit  und  Terwandtos« 

100.  Diese  Zeitschrift  neue  Folge  Band  VI  (Bd.  28).  Nebst 
Beilageband  :  Revue  der  Gerichtspraxis  im  Gebiete  des  Bundescivü- 
rechts,  Bd.  V. 

101.  Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen  Vereins,  herausg.  v. 
A.  Zeerieder.  Bd.  XXIII.  Bern. 

102.  Repertorio  di  giurisprudenza  patria  (redattori  L.  Colombi 
e  St.  Gabuzzi).     Serie  II  anno  7.     Bellinzona,  Colombi. 

103.  Revue  judiciaire.  Journal  des  tribunaux  Suisses  et  de 
législation  (rédacteurs  Rochat  et  Allamand).  4*  année.    Lausanne. 

104.  Journal  des  tribunaux,  revue  de  jurisprudence.  Tome  35. 
Lausanne. 

105.  La  Semaine  judiciaire.  Journal  des  tribunaux.  9*  année. 
Genève. 

106.  Schweizerische  Blätter  fur  handelsrechtliche  Entschei- 
dungen, red.  V.  J.  Gossweiler.    Bd.  VI.    Zürich,  Orell  Füssll  &  Cie. 

107.  Der  Gerichtssaal.  Wochenblatt  für  Civil-  und  Straf- 
rechtspflege, herausg.  v.  G.  Wolf.     Jahrg.  3.     Zürich. 

108.  Monatsblatt  für  Bemische  Rechtsprechung,  herausg.  v. 
bernischen  Juristen;  Redaktor  K.  Jahn,  Staatsanwalt.  Jahrg.  4. 
Bern,  W.  Büchler. 
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109.  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristen  Vereins  1887  ; 
2  Hefte  enthaltend  die  Referate,  die  Corref erate  und  das  Protokoll 
•der  Jahresversammlung  zu  Bellinzona.  Alles  auch  in  dieser  Ztsch. 
N.  F.  VI. 

110.  Roguin,  E.  Bulletin  de  la  jurisprudence  suisse.  Im 
Journ.  du  droit  internat,  privé  XIII  (1887)  p.  110  s.  874  s.  504  s. 
681  s.  761  s. 
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fiuber,  E.  System  nnd  Seschichte  des  Schweizerischen  Privat- 
rechtes.  Zweiter  Band.  Basel,  C.  Detloffs  Buchhandlung.  1888. 
Dieser  zweite  Band  hätte  nach  der  ursprünglichen  Absicht 
die  systematische  Zusammenstellung  der  geltenden  cantonalen  Erb- 
rechte und  Sachenrechte  und  das  Obligationenrecht  enthalten  sollen. 
Es  hat  aber  die  Darstellung  des  Erbrechts  schon  solchen  Umfang 
gewonnen,  dass  Sachen-  und  Obligationenrecht  einem  dritten  Bande 
mussten  vorbehalten  werden.  Man  kann  nur  staunen,  mit  welcher 
Ortindlichkeit  und  Sorgfalt  der  Verfasser  das  Labyrinth  der  canto- 
nalen Erbrechte  hier  erschlossen  hat.  Er  nennt  das  Buch  in  der 
\'orrede  ein  Repertorinm  zur  Erraöglichung  einer  raschen  und  ins 
Detail  gehenden  Orientierung  über  das,  was  in  den  einzelnen  Can- 
tonen  Rechtens  ist.  Wohl,  aber  ein  Repertorium  wie  dieses  beruht 
auf  der  Voraussetzung  einer  vollkommenen  Beherrschung  des  Stoffs, 
welche  der  genauesten  Eenntniss  der  historischen  Grundlagen  ent- 
springt, denn  erst  solche  ermöglicht  die  richtige  Classificierung  der 
Oantonalrechte  zumal  in  der  Intestaterbfolge.  Wir  können  nur 
sagen,  dass  uns  gerade  nach  dieser  Richtung  das  Werk  besonders 
interessiert  und  daher  der  erste  Abschnitt  des  zweiten  Capitels  uns 
vorzugsweise  angesprochen  hat.  Für  einen  blosen  „  Leser '^  des 
Buchs  mag  oft  der  Eindruck  entstehen,  dass  des  Details  zu  viel 
sei ,  der  Zweck  des  Buches  aber  hat  dazu  genöthigt,  und  wer  das 
Einzelne  studiert,  wird  seine  volle  Befriedigung  finden. 
Meili,  F.  Das  Markenstrafrecht  auf  (hund  des  eidgenSssischen 
Markensohntzgesetzes  sowie  der  von  der  Scnweiz  abge- 
schlossenen Staatsverträge  und  der  internationalen  Kon- 
vention von  1883.  Bern,  Rud.  Jenni  (H.  Köhler).  1888. 
Diese  Schrift  behandelt  in  wohlgelungener  Präcision  des  Aus- 
drucks das  Markenstrafrecht  nach  Massgabe  des  Bundesgesetzes 
von  1879  und  der  Staatsverträge  sowie  der  internationalen  Con- 
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vention.  Das  noch  nicht  gerade  weitschichtige  ans  der  Schweiz 
vorliegende  Material  ist  gut  verwerthet,  der  Verfasser  zeigt  sich 
ausserdem  als  in  der  ausländischen  Litteratar  und  Gerichtspraxi» 
wohl  orientiert;  das  Büchlein  giebt  über  den  jetzigen  Stand  der 
Sache  bei  uns  eine  gute  Uebersicht.  Hervorzuheben  ist  die  Be- 
geisterung des  Verfassers  für  das  «internationale  Rechtsgut''  der 
Marke,  und  wenn  wir  auch  dem  hohen  Fluge  derselben  hie  und 
da,  z.  B.  bezüglich  des  Wunsches  nach  Gleichstellung  der  «Eti- 
quetten*'  in  weitestem  Sinn  mit  den  eigentlichen  Marken,  nicht 
folgen  möchten,  so  empfinden  wir  doch  beim  Lesen  der  Schrift  den 
Genuss,  den  nur  ein  mit  Leib  und  Seele  für  seine  Sache  einge- 
nommener Schriftsteller  gewähren  kann. 
Bindschedier,  K.   Sie  amortisirbaren  Papiere  nach  dem  Bundes- 

gesetz  ftber  das  Obligationenrecht.    Zürcher  Doctordisser- 

tation.     Zürich,  Meyer  &  Zeller.    1888. 

Der  Verfasser  legt  seiner  Erörterung  folgende  Unterscheidung 
zu  Grunde:  Die  Amortisation  einer  Urkunde  ist  entweder  eine  pri- 
vate oder  eine  gerichtliche. 

Die  Anfänge  des  Eechtsinstituts  der  privaten  Amortisation 
fìndet  der  Verfasser  in  den  sog.  Todscheinen  des  alten  deutschen 
Eechts;  im  S.  0.  E.  hat  dasselbe  in  §  105  seine  gesetzliche  Nor- 
mierung erhalten. 

Die  gerichtliche  Amortisation  lässt  sich  in  der  Rechts- 
geschichte nicht  sehr  weit  zurück  verfolgen;  jedenfalls  sind  gesetzliche 
Bestimmungen  darüber  erst  seit  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  auf- 
gestellt worden.  Während  manche  frühere  Gesetze  eine  gericht- 
liche Amortisation  auch  in  Fällen  gestatten ,  wo  der  Zweck  der- 
selben nicht  recht  einleuchtend  ist,  verfolgt  das  S.  0.  R.  die  Ten- 
denz, dieses  Verfahren  auf  die  Fälle  zu  beschränken,  wo  dasselbe 
für  die  Kraftloserklärung  der  Urkunde  unerlässlich  erscheint,  näm- 
lich auf  die  Inhaber-  und  Ordrepapiere.  Mit  Recht  hebt  der  Ver- 
fasser hervor,  dass  —  abgesehen  von  den  dem  cantonalen  Recht 
überlassenen  grundversicherten  Forderungen  —  die  Beschränkung 
auf  diese  beiden  Arten  von  Urkunden  den  Grundgedanken  der 
bundesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  gerichtliche  Amortisation 
bildet;  mit  Recht  betont  er,  dass  die  Ausdehnung  der  letztern  auf 
den  Rectawechsel  und  Rectacheck  vom  Standpunkt  des  S.  0.  R. 
eine  Anomalie  ist.  Wesshalb  das  Gesetz  diese  Anomalie  enthält,, 
darüber  sagt  er  nichts  ;  doch  lässt  sich  zwischen  den  Zeilen  die  — 
allerdings  nicht  allzu  fem  liegende  —  Vermuthung  lesen,  dass  der 
Gesetzgeber,  als  er  Wechsel  und  Check  der  Amortisation  unterwarf^ 
nicht  an  die  Rectawechsel  und  Rectachecks  dachte. 

Gerade  die  principiell  richtige  Abgrenzung  der  gerichtlich 
amortisierbaren  Papiere   im   Bundesgesetze   hätte   nun   aber,    wie 
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mir  scheint,  den  Verfasser  abhalten  sollen,  den  Satz  des  §  105 
des  S.  0.  R.  ebenfalls  unter  den  Gesichtspunkt  der  Amortisation 
zu  bringen  und  denselben  mit  dem  Namen  , Privatamortisation''  zu 
belegen.  Die  Aehnlichkeit  dieses  Rechtssatzes  mit  der  Amortisa- 
tion der  Inhaber-  und  Ordrepapiere  ist  doch  eine  rein  äusserliche; 
äusserlich  betrachtet  wird  freilich  in  beiden  Fällen  eine  Urkunde 
„entkräftet";  aber  die  Kraft,  welche  ihr  entzogen  wird,  ist  eben 
in  beiden  Fällen  etwas  grundverschiedenes:  bei  dem  Verfahren  des 
§  105  wird  lediglich  der  Beweis  einer  Thatsache,  nämlich  der 
Tilgung,  gesichert,  bei  der  Amortisation  der  Inhaber-  und  Ordre- 
papiere dagegen  handelt  es  sich  darum,  eine  dritte  Person  von 
einem  erworbenen  Privatrecht  zu  präcludieren.  Es  ist  ein  Ver- 
dienst des  S.  0.  R.,  dasB  es  diesen  in  früheren  Gesetzen  vielfach 
verwischten  Gegensatz  wenigstens  nahezu  conséquent  durchfährt; 
die  Theorie  wird  diesem  Verdienst  nicht  gerecht,  wenn  sie  die 
beiden  heterogenen  Rechtsinstitute  unter  einem  gemeinsamen  Namen 
zttsammenfasst  und  ihnen  so  den  Anschein  einer  Verwandtschaft 
verleiht. 

In  der  Beurtheilung  der  verschiedenen  Theorien  über  die 
Wertbpapiere  zeigt  der  Verfasser  einen  gesunden  juristischen 
Sinn.  Wer  nicht  der  modernen  Rechts-Scholastik  huldigt,  wird 
ihm  gerne  beistimmen,  wenn  er  pag.  81  ff.  ausführt,  dass  sich  die 
Wirkung  einer  Willenserklärung  nicht  lediglich  aus  dem  Willen 
des  Erklärenden  ableiten  lässt,  sondern  dass  auch  andere  Factoren 
massgebend  sein  können.  Der  Aussteller  eines  Inhaberpapier?  kann 
nach  der  Ansicht  des  Verfassers  dennoch  haftbar  erklärt  werden, 
wenn  schon  kein  giltiger  Vertrag  mit  dem  ersten  Nehmer  zu  Stande 
gekommen  ist;  seine  Haftung  ergiebt  sich  aber  Mangels  gesetz- 
licher Bestimmungen  nicht  aus  dem  doctrinären  Standpunkte  einer 
Créations-^  Emissions-  oder  Vertrags-Theorie,  sondern  es  ist  „die 
Auffassung  der  Verkehrswelt  und  insbesondere  der  wirthschaftliche 
Zweck  des  Instituts  in  gehörige  Berücksichtigung  zu  ziehen." 

So  selbständig  der  Verfasser  sich  gegenüber  den  verschiedenen 
Werthpapiertheorien  verhält,  so  auffiEJlend  ist  es,  wie  cntiklos  er 
dem  Text  des  S.  0.  R.  und  —  den  Anmerkungen  des  Commen- 
tars  von  Schneider  und  Fick  gegenübersteht. 

Und  doch  fordert  der  Gesetzestext  die  Gritik  an  mehreren 
Stellen  geradezu  heraus.  Wenn  z.  B.  die  Amortisation  für  ge- 
wisse Papiere  ausgeschlossen  werden  soll,  so  sollte  der  Kreis  der- 
selben präcis  umschrieben  und  nicht  dem  Ermessen  des  Richters 
anheimgestellt  werden  ;  das  thut  aber  §  858,  indem  er  den  Aus- 
schluss der  Amortisation  unter  anderm  an  die  Voraussetsong  knüpft, 
dass  die  Papiere  ,in  grösserer  Anzahl''  emittiert  seien.  Wenn 
femer  in  einen  Gesetzesentwurf  nachträglich  Bestimmangen  au%e- 

30* 
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nommen  werden ,  so  sollte  die  Bedaction  des  übrigen  Textes  mit 
denselben  in  Uebereinstimnmng  gebracht  werden;  der  Abschnitt 
„abhanden  gekommene  Wechsel''  enthält  einen  argen  Verstoss  gegen 
diese  Anforderung:  bei  der  nachträglichen  Aufnahme  der  §§  791 
bis  793  hätte  unbedingt  §  800  mit  §  792,  und  wohl  auch  §  799 
mit  §  791  verschmolzen  werden  sollen.  Der  Verfasser  widmet 
diesen  redactionellen  Mängeln  keine  Beachtung. 

Wie  schon  gesagt,  nimmt  er  auch  den  Commentar  von  Schneider 
und  Fick,  den  er  respectvoll  als  „Commentar"  schlechthin  bezeich- 
net, ebenso  vorbehaltlos  entgegen.  Der  „Commentar"  macht  zu 
den  §§  838  und  839  die  etwas  übereilte  Bemerkung,  dass  Zah- 
lungsversprechen  oder  Anweisungen,  welche  den  Erfordernissen 
dieser  beiden  §§  nicht  entsprechen,  trotz  der  Ordreclausel  blosse 
Schuldscheine  oder  gewöhnliche  Anweisungen  seien.  Der  Verfasser 
macht  diese  Ansicht  pag.  41  ohne  weiteres  zu  der  seinigen;  be- 
züglich der  Zahlungsversprechen  wird  er  freilich  gleich  nachher 
auf  §  843  aufmerksam  und  corrigiert  sich  demgemäss;  bezüglich 
der  Anweisungen  aber  wiederholt  er  mit  Nachdruck:  ^Die  Ordre- 
anweisung  existiert  nach  S.  0.  R.  nur  in  Gestalt  der  wechselähn- 
lichen Anweisung."  Das  ist  nun  ein  Satz,  der  sich  vielleicht  ver- 
theidigen  lässt;  allein  es  scheint  mir,  derselbe  bedürfe  einer  ein- 
lässlicheren  Begründung,  als  der  Berufung  auf  die  Autorität  des 
„Commentars";  §844  spricht  ganz  allgemein  von  „andern  indos- 
sabeln  Papieren"  ;  er  führt  ein  paar  Beispiele  an  mit  der  Bei- 
fügung: „n.  8.  w.";  warum  sollen  unter  diesem  „n.  s.  w."  nicht 
auch  die  Ordrean Weisungen  verstanden  werden?  Diese  Frage  be- 
rührt der  Verfasser  gar  nicht. 

Um  noch  einen  Augenblick  bei  dem  genannten  §  844  zu  ver- 
weilen, dürfte  der  Ansicht  des  Verfassers  über  die  Bedeutung  dieses 
§  auch  in  anderer  Hinsicht  kaum  beizustimmen  sein;  derselbe  er- 
klärt (pag.  öO)  die  im  genannten  §  beispielsweise  angeführten 
„Lagerscheine,  Warrants,  Ladescheine"  für  indossable  Papiere, 
selbst  wenn  sie  die  Ordreclausel  nicht  enthalten  ;  er  führt  als  Grund 
hiefür  an ,  dass  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  sage,  dass  sie,  um 
indossabel  zu  sein,  an  Ordre  lauten  müssen;  mir  scheint,  diese 
Fassung  des  §  führe  gerade  zum  entgegengesetzten  Resultat:  Wenn 
ein  Papier  von  Gesetzeswegen,  d.  h.  ohne  Ordreclausel,  indossier- 
bar sein  soll,  so  muss  dies  ausdrücklich  im  Gesetz  stehen,  nicht 
umgekehrt.  Nach  der  Argumentation  des  Verfassers  müssten 
übrigens  auch  die  in  dem  „u.  s.  w."  des  §  844  begriffenen  Pa- 
piere von  Gesetzeswegen  indossabel  sein,  —  eine  Consequenz,  welche 
der  Verfasser  wohl  selbst  ablehnen  wird. 

Mit  den  obigen  Ausstellungen  soll  nun  aber  keineswegs  in 
Abrede   gestellt   werden,    dass  die  vorliegende  Dissertation  einen 
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werthvollen' Beitrag  zur  Interpretation  des  S.  0.  R.  bildet;  unter 
allen  Umständen  legt  der  Verfasser  darin  eine  gründliche  Kennt- 
niss  der  Lehre  von  den  Werthpapieren  an  den  Tag. 

Karl  Stehlin. 

Privatrechtliohes  Gesetzbuch  fflr  den  Canton  Zflrich.    Anf 

Gnindlage  des  BlnntBchli'schen  Commentare  allgemeiiifase- 
lieh  erläutert  dnrch  Dr.  A.  Schneider,  Eedactor  des  Ge- 
setzes, 0.  Prof.  a.  d.  Universität  ZftriclL  Mit  zahlreichen  Fi- 
guren in  Holzschnitt  zum  Erbrecht.  Zürich,  F.  Schnlthess.  1888. 
Was  bis  jetzt  von  diesem  Commentar  zu  der  neuen  Rédaction 
des  Zürcher  Gesetzbuches,  welchen  der  Redactor  dieser  letsteni 
herauszugeben  begonnen  hat,  erschienen  ist  (sechs  Lieferungen), 
berechtigt  vollauf  zu  dem  Urtheil,  dass  das  Buch  seinen  Zweck 
in  bester  Weise  erfüllen  wird.  Wir  finden  hier  die  Vorzüge  der 
beiden  Commentare,  welche  Blnntschli  und  dann  Ullmer  zu  der 
ursprünglichen  Rédaction  des  Gesetzbaches  veröffentlicht  haben, 
vereinigt:  einerseits  nämlich  klare,  allgemeinfassliche  Erläuterungen 
zum  Texte  aus  der  Feder  des  Gesetzesredactors  selbst,  und  andrer- 
seits knappe  Darstellung  der  an  die  einzelnen  Artikel  sich  an- 
schliessenden Controversen  der  Praxis  nebst  den  wichtigsten  Prä- 
judicien.  Soweit  das  Gesetz  in  der  neuen  Rédaction  mit  der  alten 
übereinstimmt,  schliesst  sich  das  Buch  mit  möglichster  Pietät  an 
die  Erläuterungen  Bluntschlis  an.  Wo  Aenderungen  erfolgt  oder 
Zusätze  angebracht  sind,  da  giebt  der  neue  Commentar  gewissen- 
haft Aufschluss  über  die  Motive,  die  Bedeutung  und  die  Vorge- 
schichte dieser  Modificationen.  Von  diesen  detaillierten  Ausfüh- 
rungen sind  aus  den  bisher  erschienenen  Partien  besonders  inter- 
essant die  Erläuterungen  zu  den  Paragraphen  über  die  Eigen- 
achaften  von  Sachen  (Theil  und  Zubehör)  und  über  den  Schuldbrief. 
Das  Vorwort  recapituliert  zunächst  in  kurzen  Worten  die  Geschichte 
des  ursprünglichen  Gesetzes  und  giebt  alsdann  eingehendsten  Auf- 
«chluss  über  die  Gründe,  welche  eine  neue  Rédaction  wünschbar 
erscheinen  Hessen,  sowie  über  die  bezügliche  Redactionsarbeit  selbst. 
Besonderes  Interesse  verdienen  hiebei  die  Mittheilungen  über  die 
verschiedenen  Versuche,  sich  mit  der  neuen  Rédaction  enger  an 
-das  eidgenössische  Recht  anzuschliessen ,  sowohl  im  allgemeinen 
als  insbesondere  betreffend  das  Obligationenrecht.  Der  ursprüng- 
liche Plan  des  Redactors  gieng  dahin,  zwischen  die  stehengeblie- 
benen Paragraphen  de*r  bisherigen  Gesetzbuches  jeweils  die  an 
Stelle  der  aufgehobenen  getretenen  neuern,  insbesondere  eidgenös- 
sischen Gesetzesartikel  einzureihen,  und  ferner  sollten  die  Bestim- 
mungen des  cantonalen  Obligationenrechts  unter  die  durch  das 
schweizerische  Obligationenrecht  gegebenen  Titel  eingeordnet  werden. 
Schliesslich   entschieden  sich  dann   aber  die  vorberathenden  Com- 
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misBìonen  für  die  redactionelle  Ordnung,  wie  sie  sich  nonmehr  in 
dem  neuen  Gesetze  voranssiclitlich  ganz  wobl  bewähren  wird,  üeber 
das  Gesetz  selbst  vgl.  die  näheren  Mittheilangen  in  diesem  Bande 
der  Zeitschr,  S.  417  Nr.  45. 

Die  Vergleichnng  mit  der  alten  Rédaction  nnd  namentlich  die 
Auffindung  der  diese  betreffenden  Citate  auch  im  neuen  3esetz 
wird  dadurch  erleichtert,  dass  den  einzelnen  Paragraphen  jeweils 
zu  Eingang  die  Nummern  der  entsprechenden  Bestimmungen  dea 
früheren  Gesetzes  beigesetzt  sind.  Als  Beilagen  sind  dem  sachen- 
rechtlichen Theile  das  Gesetz  über  die  Gewerbe  der  Pfandleiher, 
Feilträger  und  Gelddarleiher,  dem  obligationenrechtlichen  Abschnitt 
das  Concordat  über  Bestimmung  und  Gewähr  von  Viehhaupt- 
mängeln, und  dem  Familienrecht  ein  Auszug  aus  dem  Bundesgesetz 
betr.  den  Ciyilstand  und  die  Ehe  (Scheidungsgründe  und  Nichtig- 
keitsklage, Art.  46—48,  50  und  52—54)  beigefügt. 

Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  der  Commentator  sein 
verdienstliches  und  höchst  willkommenes  Buch  den  Herren  Prof. 
Aloys  von  Orelli  und  Obergerichtspräsident  Dr.  Sträuli  gewidmet 
hat.  H  u  b  e  r. 

Meill,  F.  Dr.    Onmdriss  zxi  academischen  Vorlesungen  Aber 

das  Civilprooessreclit  des  Cantons  Zflricli  und  des  Bundes. 

Zürich,  Orell  Füssü  &  Cie.    1888. 

Schema  für  die  Vorlesungen  des  Verfassers  über  diese  Dis- 
cipiin,  ohne  Text,  doch  mit  Angabe  von  Ldtteratur;  hie  und  da 
ist  auch  ein  Schlagwort  oder  ein  pikanter  Satz  eingereiht.  Auch 
für  Erheiterung  ist  gesorgt,  z.  B.  „96.  III.  Das  jus  saltandi" 
(nämlich  bei  Anrufung  des  Bundesgerichts);  die  Studenten  werden 
sich  freuen  zu  erfahren,  ob  das  Bundesgericht  oder  die  Parteien 
hiebei  zu  tanzen  berechtigt  sind. 


Nachtrag  zu  Nr.  16  der  Rechtsgesetzgebung  (oben  S.  405). 

Gegen  den  unter  Nr.  16  aufgeführten  Beschluss  des  Bondesraths  hat 
die  Nordostbahngesellschaft  als  Besitserisn  von  Dampfbootnnternehmungen 
auf  dem  Zürich*  und  dem  Bodensee  am  2S.  Mai  1888  eine  Beschwerde  an 
die  Bandesyersammlnng  gerichtet  mit  dem  Gesuch,  den  Bundesrath  rar 
Zurücknahme  dieses  Beschlusses  einsuladen,  weil  derselbe  besüglich  seiner 
Einmischung  in  das  Gfitertarifwesen  der  Dampfboote  mit  der  Bundesver- 
fassang  und  der  Bundesgesetasgebung  unvereinbar  sei.  Die  Beschwerde  ist 
bei  Orell  Ffissli  &  Co.  gedruckt. 


Verhandlungen 

des   Schweizerischen  Juristenyereins 

zu  Neuchâtel  den  1.  und  2.  October  1888. 

Referat 

von  E.  Ziegler,  Bezirksgeriohtspräsident  in  Schapphausen 

über 

die  (directe  oder  sabsidiäre)  Haftang  des  Stantes 

und  der  Gemeinden  für  Versehen  nnd  Vergehen  ihrer 

Beamten  nnd  Angestellten. 


Die  von  dem  Vorstande  des  Schweiz.  Juristenvereins  ge- 
wählte Fassung:  „über^  die  Haftung,  gestattet  es  dem  Re- 
ferenten, die  Grenzen  seiner  Aufgabe  etwas  nach  seinem 
eigenen  Ermessen  zu  ziehen  ;  ob  nun  durch  meine  Auffassung 
gerade  dasjenige  getroffen  wurde,  was  beabsichtigt  worden 
ist,  weiss  ich  freilich  nicht;  indess  sind  ja  weder  Correferent 
noch  die  andern  Mitglieder  an  die  von  mir  aufgestellten 
Schranken  gebunden  ;  es  steht  denselben  vielmehr  vollständig 
frei,  auch  noch  andere,  von  mir  nicht  berührte  Fragen  in  die 
Discussion  hineinzuziehen;  das  Beferat  selbst  ist  nur  eine 
erste  Meinungsäusserung,  im  TJebrigen  sind  die  Schranken 
durch  das  Discussionsthemä  als  solches  gezogen. 

Unser  Obligationenrecht  sagt  in  seinem  ersten  Titel 
Capitel  n  (Unerlaubte  Handlungen)  :  „Ueber  die  Ersatzpflicht 
für  Schaden,  welchen  öffentliche  Beamte  oder  Angestellte  in 
Ausübung  ihrer  amtlichen  Verrichtungen  verursachen,  können 
Bundes-    oder   Cantonalgesetze    abweichende   Bestimmungen 
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aufstellen.  Für  gewerbliche  Verrichtungen  öffentlicher  Be- 
amten oder  Angestellten  können  jedoch  die  Bestimniungeii 
dieses  Titels  durch  Cantonalgesetze  nicht  geändert  werden.^ 

Mit  diesem  Artikel  (64)  habe  ich  das  diesjährige  zweite 
Discnssionsthema  in  Verbindung  gebracht. 

Ich  sagte  mir:  Bei  den  vorwiegend  praktisohen  Tendenzen 
des  Schweiz.  Juristenvereins  kann  es  sich  nicht  nur  darum 
handeln,  zusammenzustellen,  was  zur  Stunde  geltendes  Bundes- 
oder cantonales,  geschriebenes  oder  Gewohnheits-Becht  ist, 
sondern  es  soll  eine  Discussion  gerade  darüber  angeregt  wer- 
den, ob  der  jetzige  Bechtszustand  bezüglich  der  Haftung  des 
Staates  für  seine  Beamten  und  Angestellten  ein  befriedigen- 
der, oder  ob  etwas  anderes  anzustreben  sei.  .  Da  aber  ohne 
Kenntniss  des  Bestehenden  ein  Aendern,  ein  Fortbilden  nicht 
möglich  ist,  so  ergiebt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  meine 
Angabe  eine  doppelte  sein  muss:  einmal  die  bestehenden 
Vorschriften  in  Kürze  zusammenzustellen,  und  sodann,  hie- 
ven ausgehend,  zu  untersuchen,  was  sein  sollte.  Präciser 
gesagt  wird  mein  Beferat  folgende  Fragen  behandeln: 

1.  Welche  Vorschriften  enthält  das  Obligationenrecht 
bezüglich  der  Haftung  des  Staates  und  der  Gemeinden  für 
ihre  Beamten? 

2.  Inwieweit  lässt  das  Obligationenrecht  dem  Bunde  und 
den  Cantonen  Freiheit,  diese  Haftung  auszudehnen  oder  zu 
beschränken  ? 

3.  Inwieweit  haben  Bund  und  Cantone  von  der  ihnen 
eingeräumten  Autonomie  Gebrauch  gemacht? 

4.  Ist  es  wünschenswerth,  dass  sie  von  derselben  einen 
weitern  Gebrauch  machen  als  dies  bisher  geschehen  ist?  und 
speciell 

5«  Soli  die  Haftung,  wenn  eine  solche  überhaupt  in  ver- 
mehrtem Masse  wünschbar  ist,  eine  primäre  oder  blos  eine 
subsidiäre  sein? 

6.  Ist  es  dem  Bunde  und  den  Gantonen  zu  überlassen, 
jedem  an  seinem  Orte,  besondere  Bestimmungen  aufzustellen, 
oder  sollen  diese  Bestimmungen  einheitlich  in  einem  Bundes- 
gesetze ihren  Ausdruck  finden? 


Beferat  von  Hrn.  Ziegler,  Bearksgerichtspräsident  in   Sehaffhausen.  êSê 

Bei  dieser  Art  der  Behandlang  mag  allerdings  das  Beferat 
etwas  ausgedehnt  werden,  um  so  eher  halte  ich  mich  dann 
aber  für  berechtigt,  die  Haftung  fbr  eine  specielle  Classe 
von  Beamten  und  für  eine  specielle  Art  ron  Schaden  ausser 
Behandlung  fallen  zu  lassen. 

Die  Beamten,  die  ich  meine,  sind  die  Bechtstriebs* 
beamten.  Fttr's  erste  soll  ja,  nach  der  Tom  Bundesrathe 
■an  die  Bäthe  erlassenen  Botschaft  vom  1.  Mai  1888  betr. 
Uebergangsbestimmungen  zum  Schuldbetreibungs-  und  Con- 
oursgesetze,  mit  1.  Januar  1891  dieses  Gresetz  und  damit 
die  subsidiäre  Haftbarkeit  der  Cantone  für  die  Betreibungs- 
und Concursbeamten,  sowie  deren  Angestellte  (Art.  4  und  5) 
in  Kraft  treten.  Wenn  ich  auch  persönlich  den  Wunsch 
hege,  es  möchte  dieses  Gesetz  vom  Volk  rerworfen  werden, 
so  glaube  ich  dennoch  nicht  an  die  Erf&Uung  meines  Wun- 
49ches«  Ich  nehme  vielmehr  an,  dass  wir  wirklich  in  den 
ersten  90^'  Jahren  ein  einheitliches  Schuldbetreibungsgesetz 
mit  in  obigem  Sinne  geregelter  Haftung  des  Staates  besitzen 
werden.  Sollte  ich  mich  aber  auch  in  dieser  Voraussetzung 
irren,  so  kann  ich  für's  zweite  dennoch  diese  Art  der  Haftung 
aus  dem  Grunde  übergehen,  weil  sie  Verhandlungsgegenstand 
der  Jahresversammlung  in  Bellinzona  war  (1887),  auf  welche 
Verhandlungen  ich  hiemit  verweise,  speciell  auch  bezüglich 
•der  Zusammenstellung  des  heute  noch  geltenden  Bechtes.^) 

Die  specielle  Art  Entschädigungspflicht  des  Staates  so- 
dann, welche  ich  ausser  Betracht  fallen  lasse,  ist  die  Frage 
der  Entschädigung  für  unschuldig  erlittene  üntersuchungs- 
oder  Straf haft  ohne  Verschnlden  eines  Beamten.  Nicht  etwa 
dass  dies  eine  unwichtige,  der  näheren  Untersuchung  nicht 
werthe  Frage  wäre,  sondern  weil  ich  dafür  halte,  es  falle 
dieselbe  nach  dem  Wortlaute  des  aufgestellten  Discussions- 
themas  ausser  Behandlung.  Nach  diesem  haben  wir  uns 
nur   mit   der   Frage    der  Haftung   für   Versehen   oder 


')  Siehe  Beferat  A.  Beichel  pag.  132—188,  152,  153,  YerhandLungeR 
•des  Schweiz.  Joristenvereins  1887,  erstes  Heft;  auch  Zeitsch.  f.  Schweiz.  B., 
N.  F.  VI  S.  685—590,  604,  605. 
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Vergehen  der  Beamten  zu  beschäftigen,  und  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  wird  aach  die  Schadloshaitang  für  unrer- 
schuldete,  d.  h.  ungesetzliche  Haft  mitbehandelt.  Es  konunt 
aber  allerdings  auch  vor,  dass  Jemand  längere  Zeit  in  Unter- 
suchungshaft gehalten  wird,  und  nachher  musa  dennoch  die 
Untersuchung  als  resultatlos  niedergeschlagen  werden,  oder 
das  Gericht  spricht  den  Verhafteten  frei,  oder  erst  nach  der 
Verurtheilung  stellt  sich  heraus,  dass  der  Verurtheilte  und 
lange  Zeit  Inhaftirte  unschuldig  ist!  Die  Untersuchungs-, 
bezw.  urtheilenden  Richter  haben  aber  dabei  in  getreuer 
Erfüllung  ihrer  Amtspflichten  gehandelt,  es  kann  durchaus 
kein  Vorwurf  gegen  sie  erhoben  werden  —  und  doch  ist  der 
nicht  schuldig  Erklärte,  oder  der  ungerecht  Verurtheilte,  ohne 
irgend  eigenes  Verschulden  von  den  staatlichen  Organen  in 
Haft  behalten  und  dadurch  geschädigt  worden.  —  Ob  der 
Staat  in  diesen  Fällen  entschädigungspflichtig  sei  (was  ich 
für  mich  unbedingt  bejahe),  dies  ist  die  Frage,  welche  ich 
eben  hier  nicht  untersuchen  will.  Es  ist  dies  eine  sowohl 
fur  den  Einzelnen  als  den  Staat  so  wichtige  Materie,  dass 
sie  ein  Discussionsthema  für  sich  bilden  dürfte.^) 

Bei  der  Zusammenstellung  der  geltenden  cantonalen  Be- 
stimmungen konnte  ich  es  allerdings  nicht  umgehen,  auch 
die  Bestimmungen  zu  citiren,  welche  überhaupt  eine  Ent- 
schädigung für  „unverschuldete"  Haft  anerkennen;  ich  musste 
dies  deswegen  thun,  weil  die  Ausdrücke  „schuldlos",  „un- 
schuldig", den  Begriff  „ungesetzlich"  in  sich  schliessen  können,, 
man  also  nicht  weiss,  in  welchem  Sinne  der  Ausdruck  gerade 
gebraucht  ist^) 

Endlich  habe  ich  der  Haftpflicht  der  Beamten  selbst  nur 
gerade  so  weit  gedacht,  als  es  mir  unumgänglich  nothwendig 


0  Siehe  Gutachten  nnd  Verhandlnngen  des  11.,  12.,  18.  und  16. 
deutschen  Jnristentages. 

*)  Die  Verfassung  von  Uri,  Art.  30,  gehraucht  »unschuldig*  im  Sinn 
von  «un/çesetzlich,**  sonst  konnte  nicht  von  Begress  gesprochen  werden. 
—  St  Gallen,  Verfassungs-Art  14,  gebraucht  die  AusdrOcke  „ungesetilich'* 
und  «unverschuldet*  neben  einander,  also  als  Gegensatz ,  in  unserem 
Sinne. 
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erschien;  streng  logisch  müsste  der  Untersuchung  über  die 
Haftpflicht  des  Staates  die  andere  vorangehen:  unter  welchen 
Voraussetzungen  ist  ein  Beamter  für  den  durch  seine  Ver- 
sehen und  Vergehen  zugefügten  Schaden  verantwortlich?  denn 
es  darf  doch  wohl  ohne  weitere  Begründung  der  Satz  als  in 
Theorie  und  Praxis  anerkannt  aufgestellt  werden:  Staat  oder 
Gemeinde  haften  unter  keinen  Umständen  weitergehend  als 
der  schuldige«- Beamte  selbst.^)  Das  s  die  Beamten  für  den 
Schaden  einstehen  müssen,  welchen  sie  durch  ihre  Pflicht- 
verletzung herbeiführen,  ist  wohl  nicht  streitig;  wann  aber 
eine  solche  Pflichtverletzung  wirklich  vorliege,  wann  der 
Beamte  als  nicht  sorgfältig  genug  erscheine,  darüber  herrschen 
Meinungsdifferenzen.  —  Wenn  es  nun  auch  systematischer 
wäre,  eben  diese  Erörterung  über  den  Grad  der  durch  den 
Beamten  anzuwendenden  Sorgfalt  vorangehen  zu  lassen,  so 
hätte  mich  dies  doch  auch  wieder  zu  weit  geführt,  besonders 
weil  dann  auch  hiefür  eine  Zusammenstellung  der  bestehen- 
den Vorschriften  erforderlich  gewesen  wäre.  Absolut  noth- 
wendige  Einleitung  für  unsere  Discussion  ist  jene  Erörterung 
nicht,  für  diese  genügt  es  zu  wissen,  dass  die  gemeinrecht- 
liche Voraussetzung  einer  Haftung  des  Staates  die  Haftung 
des  Beamten  selbst  ist. 


um  sicheren  Aufschluss  darüber  zu  erhalten,  ob  und 
welche  Vorschriften  in  den  einzelnen  Cantonen  bezüglich 
Staats-  oder  Gemeindehattung  zu  Recht  bestehen,  habe  ich 
mir  erlaubt,  die  Güte  je  eines  Mitgliedes  unseres  Vereins  in 
jedem  Canton  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  es  ist  mir  auch 
mit  einer  einzigen  Ausnahme  von  allen  Herren  Collegen  in 
zuvorkommendster  Weise  die  gewünschte  Auskunft  ertheilt 
worden,  wofür  ich  ihnen  an  diesem  Orte  meinen  besten  Dank 
abstatte. 

Wenn  trotzdem  mein  Referat  nicht  mit  derjenigen  Voll- 
ständigkeit und  Gründlichkeit  ausgearbeitet  worden  ist,  wie 


^)  Von  einer  scheinbaren  Ansnahme  von  diesem  Principe  wird  später 
die  Bede  sein  (Unznrechnnngsfähigkeit  des  eigentlichen  Schädigers  v.  S.  495). 
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ich  es  selbst  in  erster  Linie  gewünscht  hätte,  so  bitte  ich 
dies  damit  su  entschuldigen,  dass  ich  erst  Ende  März  davon 
Eenntniss  erhielt,  ich  sei  bestimmt,  an  Stelle  des  ursprüng- 
lich in  Aussicht  genommenen  Referenten  zu  treten,  und  das» 
in  Folge  dessen  die  Ausarbeitung  meines  Referates  gerad» 
in  eine  Zeit  fiel,  in  welcher  ich  sonst  mit  Arbeit  überhäuft 
war,  und  endlich,  dass  die  Beschaffung  des  erforderlichen 
Materials  in  Sohaffhausen  schwieriger  ist  als  in  den  Schweizer- 
Städten,  wo  sich  grössere  juristische  Bibliotheken  befinden. 


I. 

Haftung  von  Staat  und  Beneinde  nach  Obligatlonmrecht 

Das  Obligationenrecht  regelt  die  Haftpflicht  der  juri- 
stischen Personen  für  den  durch  ihre  Angestellten  und  Ar- 
beiter verschuldeten  Schaden  an  zwei  Orten:  im  Oapitel  , un- 
erlaubte Handlungen*  (Art«  62),  und  bei  den  , Folgen  der 
Nichterfüllung''  einer  Obligation  (Art.  115).  Beide  Bestim- 
mungen sind,  mit  Ausnahme  eines  wichtigen  Unterschiedes^ 
im  Uebrigen  ziemlich  gleichlautend.  Während  nämlich  bei 
aquilischem  Verschulden  das  Gesetz  der  juristischen  Person 
den  Entlastungsbeweis  einräumt,  sie  habe  es  an  der  er- 
forderlichen Sorgfalt  nicht  fehlen  lasden,  um  den  Schaden  zu 
verhüten,  so  ist  beim  contractlichen  Verschulden  diese  Ein- 
rede ausgeschlossen.  Der  Haftungsgrundsatz  selbst  ist  aua 
dem  französischen  Rechte  (C.  c.  1384)  herüber  genommen^ 
wenn  auch  in  theilweise  wesentlich  modificirter  Form.  Wir 
besitzen  daher,  wenn  es  sich  um  Auslegung  dieser  Artikel 
handelt,  ein  werthvoUes  Material  in  der  Litteratur  zu  dem 
Code  civil  und  den  auf  denselben  Principien  beruhenden  Ge- 
setzbüchern von  Belgien^  eines  Theiles  der  Schweiz,  dea 
Grossherzogthums  Baden,  der  Rheinlande  (Lehrbücher,  Ab- 
handlungen und  namentlich  die  verschiedenen  Präjudicien- 
sammlungen).  Allerdings  finden  wir  in  dem  Code  civil  die 
bezügliche  Bestimmung  nur  in  dem  Capitel  über  Vergehen 
und  Versehen,  allein  es  darf  hieraus  nicht  gefolgert  werden, 
dass  der  Art  1384  wirklich  nur  auf  die  Fälle  anzuwenden 
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sei,  wo  durch  das  widerrechtliche  Handeln ,  ohne  Vertrag, 
erst  4ie  Verbindlichkeit  entsteht;  die  Gerichte  haben  viel- 
mehr die  Grundsätze  dieses  Artikels  stets  auch  auf  die  Fälle 
angewandt,  in  denen  es  sich  am  die  Folgen  der  verschuldeten 
Nichterfüllung  eines  bestehenden  Vertrages  handelte.  In  unserm 
Obligationenrechte  musste  die  Bestimmung  schon  deswegen 
an  beiden  obgenannten  Orten  Aufnahme  finden,  weil  die 
Haftbarkeit  im  einen  und  andern  Falle  eine  Fersohiedene  ist. 

Ich  werde  nun  zunächst  die  Haftbarkeit  für  das  aqui- 
lische  Verschulden  ins  Auge  fassen  und  sodann  den  Art.  115 
nur  noch  kurz  berühren,  insoweit  er  hievon  Abweichendes 
bestimmt. 

Damit  der  Staat  unter  die  Verantwortlichkeit  des  Art.  62 
falle,  ist  vor  allem  erforderlich: 

1.  Dass  er  als  privatrechtliche  juristische  Person,  d.  h. 
als  Fiscus,  in  Frage  komme,  und  nicht  als  Staat  im  eigent- 
lichen, öffentlich  rechtlichen  Sinne.  ^) 


^)  In  dieser  Beziehung  stimmt  nnser  0.  K.  vollständig  überein  mit 
dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich, 
wie  dies  aus  den  Motiven  zu  §  46  des  letztern  deutlich  erhellt,  welche 
sieh  folgendermaassen  ausdrücken  :  „Die  Vorschrift  hat  für  private  wie 
dffoitlich  reofatUche  Eorpersohaften  Geltung.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  die 
Vertreter  des  Staates  und  der  Gemeinden,  soweit  sie  in  Ausübung  privat- 
rechtlicher Vertretungsmacht  handeln,  andern  Grundsätsen  zu  unter« 
stellen,  als  die  Vertreter  sonstiger  Körperschaften.  Die  offentlichrechtliehe 
Frage,  ob  und  inwieweit  der  Staat  bezw.  eine  Gemeinde  denjenigen  Schaden 
zu  ersetzen  habe,  welchen  ein  Beamter  bei  Ausübung  einer  ihm  anver- 
trauten öffentlichen  Gewalt  Dritten  gegenüber  zufügt,  bleibt  unberührt, 
und  beantwortet  sich  nach  den  LandesgesetaEen." —  Bezüglich  des  französischen 
Hechtes  herrscht  hierüber  keine  Uebereinstimmung,  weder  in  der  Doctrin 
noch  in  der  Rechtsprechung.  So  erklären  z.  B.  auf  Grund  des  Art.  1384 
Aubry  und  Rau  (cours  de  droit  civil  français,  Bd.  4  §  447)  den  Staat 
schlechthin  haftbar:  ^ L'état,  représenté  par  lee  divers  ministères  et  ad- 
ministrations ou  régies  publiques,  est,  comme  tout  commettant,  responsable 
des  dommages  causés  par  ses  employés,  agents,  ou  serviteurs,  dans  Texer- 
eioe  de  leurs  fonctions  ou  de  leur  service."  Ebenso  urtheilte  der  Oassa- 
tionshof,  während  der  Staatsrath  den  Staat  nur  dann  haften  lässt,  wenn 
er  als  Eigenthümer  erscheint,  als  sich  nach  Givilrecht  oblig^nde  ju- 
ristische Person,  nicht  als  Inhaber  der  öffentlichen  Gewalt  (Laurent  prin« 
cipes  de  droit  civil  XX  Nr.  592).    Die   deutsche  Rechtsprechung  für  die 
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loh  leite  diese  Besohränkung  ab  aus  der  Fassung:  „Die 
Verantwortlichkeit  trifft  auoh  juristische  Personen,  wenn 
sie  ein  Grewerbe  betreiben."  Wörtlich  genommen  wäre 
demnach  selbst  der  privatrechtliche  Fiscus  nicht  immer  für 
seine  Beamten  haftbar;  denn  die  vermögensrechtliche  Per- 
sönlichkeit des  Staates  tritt  noch  in  vielen  andern  Fällen  in 
privatrechtliche  Beziehungen  zu  andern  physischen  oder  ju- 
ristischen Personen,  als  gerade  nur  als  Gewerbetreibender. 
Wenn  der  Bund  z.  B.  Pferde  ankauft  für  die  Cavallerie;  so 
tritt  er  als  Fiscus,  als  eine  privatrechtliche  Person  auf,  und 
doch  wird  es  kaum  Jemandem  einfallen,  ihn  als  Pferdehändler 
zu  bezeichnen;  er  treibt  kein  entsprechendes  Gewerbe,  wenn 
er  auch  die  Pferde  mit  Nutzen  wieder  abgibt  ;  wohl  aber  ist 
er  Gewerbetreibender,  wenn  er  Pulver,  Patronen  anfertigt 
und  verkauft.  Soll  er  nun  im  letzteren  Falle  der  Verantwort- 
lichkeit des  Art.  62  unterworfen  sein,  im  ersteren  nickt? 
Ich  denke  kaum,  dass  dies  der  Sinn  des  Gesetzes  sein  solle* 
Weder  die  Botschaft  des  Bundesrathes  zum  0.  R.  vom  27.  Nov. 
1879,  noch  die  Commissionalberichte  der  Bäthe  sprechen  sich 
hierüber  aus,  doch  scheint  mir  meine  erweiterte  Auffassung 
aus  dem  zweiten  Alinea  der  Seite  30  der  ersteren  heraus* 
gelesen  werden  zu  dürfen.  Auch  bei  uns  wird  es  eben  Sache 
des  Richters  sein,  im  einzelnen  Falle  zu  untersuchen,  ob  der 
Staat  wie  jede  andere  Privatperson  als  Geschäftsherr  erscheint 
oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  ist  er  dem  Art.  62  zu  unter- 
stellen, im  letzteren  nicht.  ^) 

2.  Dass  ein  Schaden  verursacht  worden  sei.  Fraglich 
kann  hier  sein,  ob  hierunter  nur  der  Schaden  im  engeren 
Sinne  gemeint  sei  mit  Ausschluss  des  ideellen  Schadens, 
oder  auch  dieser  letztere.  Wird  der  Art.  62  nur  dahin  auf- 
gefasst,  dass  damit  gesagt  werden  sollte:  wie  der  Schädiger 
an  und  für  sich  haftet,  so  haftet  in  gewissen  Fällen  dw  Staat 


Länder  französisclien  Rechtes  neigt  sich  in  nencrer  Zeit  mehr  zur  An- 
schauung des  Cassationshofes,  indem  z.  B.  der  Staat  haftbar  erklärt  wurde 
f{Lr  Soldatenmisshandlung. 

»)  Siehe  Laurent  Bd.  XX  Nr.  69S.    Zeerleder,    die  schwei«.  Haft- 
pflichtgesetzgebung S.  27. 
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als  Garant^  so  milBste  dies  daza  führen,  die  juristische  Person 
auch  fdr  das  Schmerzengeld  und  Quasischmerzengeld  haftbar 
zu  machen.  Allein  so  scheint  mir  dieser  Art.  62  nicht  auf- 
gefeisst  werden  zu  dürfen.  Begel  ist,  dass  derjenige  für  die 
Folgen  einer  Handlung  einzustehen  hat,  der  sie  begangen 
hat;  dass  Jemand  für  das  Delict  oder  Quasidelict  eines  Andern 
hafte,  ist  eine  Ausnahme  und  muss  daher^  wie  alle  Ausnahmen, 
stricte  interpretirt  werden.  CTnser  0.  E.  spricht  in  seinen 
Art.  50,  61  und  62  nur  von  Schaden,  und  setzt  dem  in  den 
Art.  54  und  55  gegenüber,  sei  es  allein  oder  neben  dem 
eigentlichen  Ersatz  für  Schaden  „eine  angemessene  G-eld- 
summe^.  Koch  deutlicher  unterscheidet  der  französische  Text: 
^allouer  une  somme  équitable,  indépendamment  de  la  répa- 
ration du  dommage  constaté^  (Art.  54),  und:  „allouer  une 
indemnité  équitable,  alors  même  qu'aucun  domm  âge  matériel 
ne  serait  établi^  (Art.  55),  während  Art.  62  nur  bestimmt: 
„Le  maître  ou  patron  est  responsable  du  dommage  causé". 
—  Eine  Ausdehnung  der  Haftung  auch  für  mehr  als  den  wirk- 
lichen Schaden  scheint  mir  Angesichts  dieses  Wortlautes  un- 
zulässig. Der  Geschädigte  verliert  seinen  Anspruch  auf  dieses 
„Mehr^  nicht,  aber  er  kann  sich  hiefür  nur  an  den  eigent- 
lichen Schädiger  halten,  welchem  gegenüber,  wie  wir  sehen 
werden,  durch  die  Inanspruchnahme  der  Staatshaftung  das 
Elagerecht  durchaus  nicht  erlischt. 

3»  Dass  der  Schaden  widerrechtlich  zugefügt  worden  sei 
(damnum  injuria  datum)  ;  es  ist  dies  eine  allgemeine  Voraus- 
setzung für  jede  Schadenersatzklage;  wer  nur  von  einem  ihm 
zustehenden  Rechte  Gebrauch  madit,  und  dabei  einem  Andern 
Schaden  verursacht,  wird  niemals  pflichtig  diesen  Schaden 
zu  ersetzen.  Dieser  aUgemeine  Grundsatz  ist  auch  im  Art.  50, 
der  von  der  directen  Haftung  des  Schädigers  selbst  spricht, 
aufgenommen  und  daher  wohl  hier  als  unnöthig  nicht  wieder- 
holt worden,  von  der  Erwägung  ausgehend,  dass,  wer  für 
einen  Andern  einstehen  müsse,  selbstverständlich  nie  für  mehr 
haftbar  sei,  als  dieser  Andere  selbst.*) 

^)  Die  ^egenthetUge  Anaehsnang  vertritt  Dr.  A.  Bieder  in  der  Zeitschr. 
fur  sehweiz.  Becht  Bd.  27  S.  860  ff. 
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4.  Da88  der  Schaden  duroh  einen  Angestellten  oder  Ar* 
beiter  des  Staates  Feraroaoht  sei.  Ob  der  Angestellte  ein 
höherer,  oder  ein  gewöhnlidher  Taglöhner  ist,  maoht  keinen 
Unterschied,  wenn  er  nur  vom  Staate,  sei  es  direct,  sei  e» 
indirect,  angestellt  ist.  Das  letztere  verstehe  ich  so:  Der 
Staat,  durch  seine  Organe,  bestellt  nicht  alle  seine  Ange- 
stellten selbst,  sondern  er  ninss  gewissen  höheren  Angestellten 
das  Becht  einräumen,  von  sich  ans,  aber  anf  Bechnnng  dea 
Staates,  Hülfsarbeiter  zu  bestellen.  Wenn  nnn  solche  Ge- 
hülfen vorhanden  sind,  so  mass  ang^nonunen  werden,  sie 
seien  dennoch  Staatsangestellte,  wie  die  direct  ernannten; 
sie  treten  in  ein  Oontraotverhftltniss  zum  Staate  ;  es  hat  der 
Staat  seine  Befugniss  nur  einem  Andern  abgetreten  xmd  von 
vornherein  dessen  Wahl  genehmigt;  wenn  nnn  anch  der  Ober» 
beamte  von  seiner  Anstellnngsbefugniss  einen  unrichtigen 
Gebrauch  macht,  so  kaiin  sich  der  Staat  nicht  darauf  berufen 
und  eine  Verantwortlichkeit  ablehnen  ;  er  muss  vielmehr  auch 
für  die  in  Uebertretung  der  Brfugniss  Angestellten  eintreten,, 
denn  diese  sind  Staatsangestellte  geworden«  Anders  veriil^ 
sich  die  Sache  dann,  wenn  ein  Beamter  gar  kein  Recht  liat^ 
Angestellte  zu  ernennen;  thut  er  es  dennoch^  so  sind  diesa 
seine  eigenen  Angestellten,  aber  sie  werden  niemals  Staats* 
arbeiter,  der  Staat  bezahlt  sie  nicht,  er  tritt  in  keinen  Gönner 
zu  ihnen,  er  haltet  auch  nicht  Skr  sie.^) 

5.  Das9  der  Schaden  in  Ausübung  der  geschäftlichen 
Verrichtungen  verursadiit  sei,  dans  l'accomplissement  de  leur 
travail;   der  Gode  civil  sagt:    dans  les  fonctions  auxqueUe» 


')  Beispiele:  Eia  Kaatonalbaakdiiector  hat  die  Befognìss,  Lehrlinge 
eiiunstellen;  ein  solcher  mnss  einen  Wechsel  eincassiren,  er  benütst  dies 
zu  einem  Diebstahl  in  der  Incassolocalitat  —  der  Staat  haftet.  —  Da^ 
gegen:  Der  Bachhalter  ist  mit  seinen  Arbeiten  im  RSckstande;  er  bringt 
einen  Frennd  mit  xnr  Hfilfe;  dieser  vergreift  sieh  am  Privateigenthnm  «iiies 
wirklichen  Bankangestalltea,  —  der  Staat  haftet  sieht,  wlUurend  er  hafteoi 
mfisste,  wenn  der  mitgebrachte  Frennd  auch  eia  Angestellter  wäre.  — 
Für  ein  kantonales  Fest  ist  eine  Festhütte  zu  erstellen,  der  Staat  erbaut 
sie  nicht  dnroh  seine  Organe,  sondern  überträgt  die  Arbeit  einem  fremdem 
Unternehmer  am  einen  Arersalpreis;  der  Unternehmer  haftet  für  seine 
Arbeiter,  der  Staat  haftet  nicht. 


Referat  von  Hm.  Ziegler,  BeBirkegeriehtepräsident  in  Schaffhansen.  49  t 

ils  les  ont  employés;  das  badische  Landrecht:  in  den  ihnen 
anvertrauten  Yerrichtnngen  ;  diese  Ausdrücke  sind  gleichbe- 
deutend,  wie  dies  namentlich  auch  aus  der  Fassung  des  Art.  115 
hervorgeht;  dort  ist  der  deutsche  Ausdruck  ganz  derselbe  wie 
in  Art.  62:  „bei  deren  geschäftlichen  Verrichtungen^  (Aus* 
Übung  fehlt);  die  Ueberseteung  ist  aber  nicht  dieselbe,  son- 
dern „dans  l'exercice  de  leurs  fonctions  ou  emplois^,  also 
ungetähr  diejenige  des  Code  civil.  Wir  können  daher  die  Frage 
nach  der  Tragweite  dieser  Fassung  ebenfalls  nach  franzö» 
sisohem  Rechte  beantworten.  Dieses  nimmt  ziemlich  über« 
einstimmend  an,  dass  hiemit  nicht  nur  „in^  Ausübung,  son- 
dern auch  bei  Gelegenheit  der  Ausübung  gemeint  sei  : 
„dans  Texercioe  ou  à  Toccasion  de  l'exercice''.^) 

Recht  eigentlich  „in*  Ausübung  der  geschäftlichen  Ver- 
richtungen wird  der  Angestellte  nur  auf  directen  Befehl  des 
Qeschäftsherm  handeln,  und  in  diesem  Falle  haftet  selbst- 
verständlich der  Geschäftsherr,  aber  dann  aus  eigenem 
Verschulden;  in  den  meisten  andern  Fällen  wird  der  Ange- 
klagte nicht  „in''  seiner  geschäftlichen  Verrichtung  handeln, 
sondern  meist  nur  „bei  Gelegenheit"  der  Ausübung  derselben.^ 

6.  Gänzlich  abweichend  von  dem  französischen  Rechte 
hat  unser  Art.  62  dem  Geschäftsherrn,  für  uns  also  dem 
Staate,  einen  Entlastungsbeweis  eingeräumt,  der  ihn  sehr  oft 
der  Haftung  entbinden  wird.  Es  ist  dies  ausgedrückt  in 
dem  Satze:  „Wenn  er  nicht  nachweist,  dass  er  alle 
erforderliche  Sorgfalt  angewendet  habe,  um  einen 
solchen  Schaden  zu  verhüten." 

Es  stimmt  dies,  wenn  auch  nicht  wörtlich,  so  dodi  dem 
Sinne  nach  mit  der  Fassung  des  6.  Alinea  des  Code  civil 
Art.  1384  überein:  „ä  moins  qu'ils  ne  prouvent  qu'ils  n'ont 
pu  empocher  le  fait  qui  donne  Ueu  à  cette  responsabilité." 


^)  Tonllier,  droit  civü  français  Bd.  XI  284/86.  Anbrj  und  Ran  IV 
8.  761.  Laurent  XX  583.  586. 

')  Ein  Arbeiter,  der  mit  Pnlyer  nmxngehen  hat,  rancht;  es  erfolgt 
eine  Explosion  —  der  Staat  haftet.  «-  Derselbe  Arbeiter  geht  nach  Feier- 
abend Spariren,  wirft  ein  brennendes  Streichholz  weg,  es  entsteht  ein 
Brand  —  der  Staat  haftet  nicht. 
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Nur  giebt  das  französische  Becht  diesen  Entlastungsbe- 
weis nicht  auch  dem  Greschäftsherrn,  sondern  bloss  den  Eitern 
bezüglich  der  Kinder,  sowie  dem  Erzieher  und  Handwerker 
bezüglich  ihrer  Zöglinge  und  Lehrlinge.  Wir  können  also 
auch  hier  wiederum,  trotz  der  materiellen  Yerschiedenheity 
das  französische  Recht  zur  Interpretation  beiziehen;  allein 
gerade  soweit  eine  juristische  Person  in  Frage  kömmt,  finden 
wir  dort  über  die  Zulässigkeit  des  Entlastungsbeweises  keinen 
Aufschluss.  Den  G-rund  dieses  Schweigens  glaube  ich  darin 
erblicken  zu  müssen,  dass  der  G-rund  der  Baftung  in  einem 
besonders  nahestehenden  Yerhältniss  der  Personen  liegt,  und 
dass  deswegen  das  französische  Becht  nur  physische  Personen 
als  unter  diese  Haftung  fallend  ansieht,  nicht  aber  juristische  ; 
dass  also,  obgleich  ja  auch  der  Staat  als  Inhaber  einer  staat- 
lichen Lehranstalt,  einer  Manufactur,  in  Frage  kommen  kann, 
er  nicht  für  die  Zöglinge  und  Lehrlinge  haftbar  ist,  sondern  nur 
die  wirklichen  Lehrer  und  Meister. 

Im  ersten  Augenblick  liegt  es  überhaupt  nahe  zu  sagen  : 
dieser  Entlastungsbeweis  nützt  wohl  der  physischen,  nicht 
aber  der  juristischen  Person,  letztere  ist  ja  nur  ein  künst- 
liches Gebilde;  sie  kann  selbst  nichts  wollen,  nichts  thun, 
nichts  unterlassen,  sie  kann  also  weder  sorgfältig  noch  leicht* 
sinnig  handeln;  die  juristische  Person  muss  also  in  dieser 
Beziehung  immer  haften  oder  nie«  Diese  Ausnahmsstellung 
wäre  aber  eine  so  beschwerende,  dass  man  einen  Ausweg 
suchen  muss,  nachdem  einmal  die  juristischen  Personen  den 
physischen  gleichgestellt  sind;  und  wie  mir  scheint  ist  er 
auch  gefunden.^)  Das  Gesetz  präsnmirt  das  Verschulden  der 
haftenden  Person,  d«  h.  es  nimmt  an,  wenn  eine  schädigende 
Handlung  beziehungsweise  Unterlassung  vorgekommen  ist,  so 
sei  dies  deswegen  geschehen,  weil  die  verantwortliche  Person 
nicht  alle  Sorgfalt  angewendet  habe,  um  den  Schaden  zu 
verhüten,  und  es  muss  daher  diese  letztere  ihr  Nichtverschnl- 
den  beweisen.  Wie  kann  dies  nun  also  eine  juristische  Person? 

^)  Siehe  Dr.  Adolf  Bieder:  Die  Haftang  far  fremde  unerlaabte  Hand- 
langen nach  Schweiz.  0.  B.  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Bd.  27 
S.  854/66. 
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Nehmen  wir  bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  an,  es  handle 
sich  um  eine  Staatsbank;  die  Statuten  bezw.  Gesetze  und 
Réglemente  unterscheiden  zwischen  Bankbehörden  und  An- 
gestellten (Director,  Cassier,  andere  Angestellte),  und  das 
Oanze  ist  der  Oberaufsicht  des  Cantonsrathes  unterstellt.  Nach 
aussen  treten  nur  die  Angestellten  auf,  sie  allein  können- 
Handlungen  oder  Unterlassungen  begehen,  welche  direct  Scha- 
den verursachen,  die  Bankbehörden  haben  nur  eine  beauf- 
sichtigende Stellung  und  regeln  den  G-eschäffcsbetrieb.  Diese 
letztem  sind,  was  man  gewöhnlich  „Organe^  der  Gesellschaft 
nennt,  sie  verkörpern  die  juristische  Person,  sie  sind  die 
eigentlichen  Willensträger  derselben,  sie  sind  vertretender  Ge- 
schäftsherr im  Sinne  des  Gesetzes.  Für  diese  vindicire  ich  mit 
Bieder  den  Entlastungsbeweis.  Wenn  sie  nachweisen  können, 
dass  sie  alles  gethan  haben,  den  nach  Aussen  allein  aufzu- 
treten berechtigten  Personen  die  Möglichkeit  zu  nehmen^ 
Schaden  zu  stiften,  so  wird  durch  diesen  Beweis  der  Staat 
von  der  Verantwortlichkeit  befreit;  können  sie  diesen  Beweis 
nicht  leisten,  so  muss  der  Staat  haften,  weil  eben  deren  Ver- 
schulden identisch  ist  mit  dem  Verschulden  der  an  und  für 
sich  willensanfähigen  juristischen  Person  selbst.  Es  lassen 
sich  hiebei  schwer  allgemeine  Regeln  aufstellen,  es  wird  auch 
hier  Sache  des  Richters  sein,  im  einzelnen  Falle  zu  unter- 
suchen, ob  die  Bankorgane  mit  Einschluss  des  Gr<»ssen  Rathes 
alles  gethan  haben,  um  den  Schaden  zu  verhüten,  oder  ob 
die  Schaden  stiftenden  Handlungen  gerade  deswegen  möglich 
waren,  weil  es  an  der  nöthigen  Beaufsichtigung  von  oben  fehlte» 
So  viel  über  das  aquiUsche  Verschulden. 


Der  Art«  115  0.  R.  regelt  das  contractliche  Ver- 
schulden« 

Während  auf  Grund  des  Art.  62  eine  Obligation  erst  aus 
der  betreffenden  Handlung  entsteht  und  eine  Klage  geboren 
wird,  sowohl  gegen  den  Schädiger  als  dessen  Garanten,  so 
tritt  beim  Art.  116  der  Geschädigte  in  gar  kein  Verhältniss 
zu  dem  eigentlichen  Schädiger,  sondern  nur  zu  der  juristischen 
Person»    Der  Fiscus  hat  irgend  eine  Obligation  eingegangen 
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nach  Privatreoht,  diese  muse  er  erfüllen  als  Selbstcontrahent; 
er  kann  sich  nioht  frei  machen  dadurch,  daaa  er  nachweist, 
dass  er  nicht  selbst  an  der  Nichterf&Uang  schuld  sei,  sondern 
ein  Angestellter  oder  Arbeiter;  er  wird  hiebei  der  physischen 
Person  vollständig  gleichgestellt.  Der  Grrund,  warum  hier 
Bpeciell  noch  von  den  juristischen  Personen  die  Eede  ist, 
dürfte  ein  doppelter  sein,  einmal  um  auch  hier  die  Einrede 
abzuschneiden,  eine  juristische  Person  könne  nie  in  culpa  sein, 
also  niemals  haftbar  gemacht  werden  (Art.  110),  und  sodann 
um  die  einschränkende  Bestimmung  des  Betriebes  eines  G-e- 
werbes  beizufügen. 

Alles  sonst  zu  Art.  62  ausgeführte  gilt  auch  hier;  wie  dort 
der  Fiscus  als  privatrechtliche  juristische  Person  den  physi- 
schen Personen  gleichgestellt  ist,  so  auch  hier;  wenn  also 
dort  der  physischen  Person  die  Einrede  eingeräumt  ist,  sie 
liabe  alle  erforderliche  Sorgfalt  angewendet,  um  den  Schaden 
zu  verhüten,  so  muss  dieselbe  Einrede  auch  der  juristischen 
Person  zustehen;  wenn  umgekehrt  hier  diese  Einrede  den 
physischen  Personen  nicht  gewährt  wird,  so  darf  sie  auch 
der  juristischen  nicht  gegeben  werden. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  andern  Einreden  au  be- 
trachten, die  den  nicht  oder  nicht  gehörig  erfüllenden  Schuld- 
nern zustehen;  es  genügt  für  uns  zu  constatiren,  dass  sie 
alle  auch  dem  Fiscus  zustehen. 

Die  dem  Schuldner  eingeräumte  Möglichkeit,  seine  Ver^ 
antwortlichkeit  für  das  Verschulden  seiner  Angestellten  und 
Arbeiter  zu  beschränken  oder  ganz  aufsuheben,  wird  im  Ab- 
schnitte II  noch  speciell  besprochen  werden. 


Ist  nach  dem  vorstehend  Gesagten  der  Staat  überhaupt 
haftbar,  so  ist  er  es  immer  primär;  er  kann  nicht  etwa  den 
Kläger  in  erster  Linie  an  den  Schädiger  verweisen  und  ihm 
nur  für  das  einstehen,  was  der  Geschädigte  von  dem  Beamten 
oder  Angestellten  nicht  erhältlich  machen  kann.  Der  Ge- 
schäftsherr ist  civilrechtlich  verantwortlich  für  das  Thim  und 
Lassen  seiner  Angestellten  und  Arbeiter;  er  leistet  nicht  nur 
Garantie,   dass  eintretenden   Falles    der   Geschädigte    seine 
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Entschädigung  erhalte^  ähnlich  wie  z.  B.  der  einfache  Bürge. 
Der  allgemeine  Satz,  dass  der  Urheber  der  schädigenden 
Handlung  oder  Unterlassung  für  den  Schaden  persönlich  ver- 
antwortlich sei,  wird  dadurch  nicht  umgestossen.  Im  Falle 
Aquilischen  Verschuldens  hat  der  Geschädigte  abgesehen  von 
der  Straf  klage  nur  zwei  Givilklagen,  eine  gegen  den  eigent-^ 
liehen  Schädiger,  und  eine  gegen  den  die  Yorantwortlichkeit 
tragenden  Staat,  die  er  nicht  nur  alternativ,  sondern  sogar 
cumulativ  geltend  machen  kann;  nur  darf  er  dabei  nicht 
lucriren;  er  ist  in  der  Stellung  des  Wechselinhabers  gegen 
die  verscniedenen  Wechselverpflichteten,  des  Verbürgten  gegen 
die  verschiedenen  solidarischen  Bürgen  und  Selbstschuldner, 
d.  h.  sobald  er  von  dem  einen  der  Beklagten  bezahlt  ist, 
muss  er  den  andern  freigeben,  oder  bei  theilweiser  Befriedi- 
gung darf  er  vom  Zweiten  nur  annehmen,  was  er  vom  Erst- 
zahlenden nicht  erhalten  hat.  In  allen  andern  Fällen,  d.  h. 
wenn  entweder  contractliches  Verschulden  vorliegt,  der  Ge- 
schädigte sich  also  nur  an  den  G eschäftsherm  halten  kann, 
oder  dass  er  nur  diesen  belangen  will,  wird  der  Staat  re- 
gressberechtigt gegen  den  Schuldigen,  sofern  diesem  nämlich 
die  Handlung  imputirt  werden  kann.')  Auch  der  Fall  ist  denk- 
bar, dass  der  Geschädigte  nur  gegen  den  Geschäftsherrn  klage- 
berechtigt ist,  und  dass  dieser  gar  nicht  auf  den  eigentlich 
Schuldigen  zurückgreifen  kann.  Es  wird  dies  immer  der  Fall 
sein  bei  nicht  zurechnungsfähigen  Personen,  gegen  welche 
der  Kichter  von  dem  in  Art.  58  eingeräumten  Ausnahmsrecht 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat;  das  Klagerecht  des  Geschä- 
digten gegen  den  Garanten  wird  zwar  nicht  abgeschnitten, 
wohl  aber  der  Begress  des  Eingeklagten  auf  den  eigentlich 
Schuldigen.')    Ebenso  verhält  es  sich,  wie  ich  oben  schon  aus- 


^)  Laurent:  principes  de  droit  civU  français  %21,  622.  Anbry  nnd 
Ban:  conrs  de  droit  oivii  français  Bd.  IV  S.  767. 

')  Es  ist  dies  die  früher  angedeutete  scheinbare  Ausnahme  von  dem 
Principe,  dass  der  Staat  nur  hafte,  wenn  der  schuldige  Angestellte  selbst 
hafte;  jene  Begel  bezieht  sich  nur  auf  das  Verschulden  an  und  für  sich, 
nicht  auf  die  Zurechnungsfahigkeit.  Ein  solches  Beispiel  wäre:  In  einer 
kantonalen  Irrenanstalt  wird  ein  temporar  Geisteskranker  zu  Bureauarbeiten 
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geführt  habe,  wenn  die  widerrechtliche  Handlung  einem  di- 
recten  Auftrag  entsprungen  ist;  in  diesem  letzteren  Falle  ist 
gegentheils  der  Beamte  dem  Staate  gegenüber  regressberechtigt. 


Wir  haben  noch  einige  Funkte  nur  kurz  zu  erläutern: 

1.  Die  Vererblichkeit  der  Klage.  Art.  76  des 
letzten  Entwurfes  des  0.  B.  bestimmte  in  dieser  Beziehung, 
die  Klage  gehe  auf  die  Erben  des  Geschädigten,  und  die  Ver- 
pflichtung zum  Schadenersatze  bis  auf  den  Betrag  der  Erb- 
schaft auf  die  Erben  des  Schädigers  über.  Der  Nationalrath 
strich  auf  Antrag  seiner  Commission^)  den  Artikel  aus  dem 
Grunde:  dass  die  Delicts-  und  Gontractsschulden  activ  und 
passiv  vererblich  seien,  sei  selbstrerständlich,  dagegen  sei  es 
Sache  der  cantonalen  Gesetzgebung,  die  Beding^gen  zu 
normiren,  unter  welchen  die  Erben  sich  einer  Haftung  für 
allialligen  Passivenüberschuss  entschlagen  können  ;  der  Stände- 
rath  stimmte  bei  und  so  fiel  der  Artikel') 

Es  ist  denn  doch  etwas  wesentlich  Anderes,  ob  eine 
Erbschaft  wegen  Ueberschuldung  ausgeschlagen  wird,  dann 
wird  man  einfach  nie  Erbe,  oder  ob  man  eine  Erbschaft  in 
gutem  Glauben  antritt  und,  wenn  nach  Jahren  ein  Geschä- 
digter den  Frocess  anstrengt  und  obsiegt,  man  ihm  einfach 
das  Ererbte  cediren  kann.  So  wie  nun  die  Sache  liegt,  muss 
man  annehmen,  die  Schuld  gehe  activ  und  passiv  über^  aber 
der  ohne  beneficium  antretende  Erbe  haftet  dann  auch  mit 
seinem  eigenen  Vermögen.  Für  den  haftenden  Staat  freilich 
kann  dies  gleichgültig  sein,  er  erbt  selten  ab  intestate. 

2,  Die  Verjährung  des  Klageanspruches  ist 
für  das  aquilische  Verschulden  besonders  geregelt  in  Art.  69; 

der  Verwaltung  beigesogen,  in  einem  plötilichen  Anfalle  bringt  er  einem 
im  Bureau  Anwesenden  bedeutende  Verletzungen  bei,  der  Riehter  findet  es 
nicht  billig,  den  Kranken  zum  Ersatse  zu  vemrtheilen  —  der  Staat  haftet 
dennoch. 

^)  Bericht  der  nationalräthlichen  Commission  S.  8. 

')  §  ]780  des  privatr.  Gesetzbuches  fur  den  Kt  Schailhausen  enth&lt 
im  4.  Buche,  Forderungen  und  Schulden,  auch  eine  Vererbungsbestimmung 
bes.  der  Bürgschaftsyerpflichtung. 
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für    das    oontraotliohe   Versohalden   gelten    die   allgemeinen 
Verjübrungsbestiminangen  der  Art.  146  S.     Es  ist  nur  eine 
Cimseqnenz  des  aofgestellten  Satzes,  dass  der  Verantwort- 
lidie  nur  in  den  Fällen  einstehen  müsse,  wo  auch  der  Thäter 
selbst  hafte,   wenn  wir  sagen:   gegen    den  verantwortlichen 
Qeschäftsherrn  ist  die  Silage  verjährt,   wenn  sie  gegen  den 
Thäter  selbst  verjährt  ist.    Es  ist  dies  aber  auch  deswegen 
erforderlich,  weil  sonst  dem  ans  fremder  culpa  Haftenden  der 
Begress  gegen  den  eigentlich  Schuldigen  verunmöglicht  wäre. 
3»  Ebenso  einleuchtend  ist,  dass,  wenn  ein  Beamter  oder 
Angestellter  durch  einen  andern  Angestellten  Scha- 
den erleidet,  er  gegen  den  haftbaren  Staat  gerade  so  gut 
klagend  auftreten  kann,  wie  ein  Nichtangestellter,  ein  Fremder; 
muss  der  Gesohäftsherr  diesem  haften^  so  ist  seine  Verpflii^h- 
tung  demjenigen  gegenüber  eine  noch  viel  grössere,  den  er  in 
die  Zwangslage  versetzt  hat,  neben  einem  Andern  zu  arbeiten, 
unter  Umständen,  die  es  ihm  geradezu  verunmöglichen,  sich 
gegen  diesen  zu  schützen.*) 


Zulissigkoit  einer  vom  Obligationeiireohte  abweichenden 
Gesetzgebung. 

Wenn  wir  uns  die  Frage  vorlegen:  inwiefern  läset  das 
Obligationenrecht  dem  Bunde  und  den  Cantonen  Freiheit,  die 
eben  besprochene  Haftung  auszudehnen  oder  zu  beschränken, 
so  müssen  wir  auch  hier  wieder  aquilisches  und  contractliohes 
Verschulden  auseinanderhalten. 

Ich  habe  ganz  zu  Anfang  den  Art.  64  0,  R.  citirt  ;  dieser 
bestimmt,  inwiefern  das  Obligationenrecht  für  unsere  Hafkungs- 


')  Billetansgeber  einer  Staaiseisenbahn ,  Cassier  einer  Eantonsl- 
iMmk  —  bei  angenblieklieh  nothwendiger  Stellvertretung  ohne  eigentliche 
Uebergabe  an  den  Stellvertreter.  —  Siehe  hierüber  anch  Laurent  587, 
Anbry  und  Ran  pag.  760:  Les  maîtrea  et  commettants  sont  responsables  non 
seulement  au  regard  des  tiers,  mais  encors  vis-à-vis  de  leurs  ouvriers  ou 
préposés  du  dommage  causé  par  Tun  d'eux  à  un  autre,  dans  l'exécution 
du  travail  qui  leur  était  confié  en  commun. 

Z«lttchr.  fSr  tchireiuritchn  lUcbt.    ir«ae  Volf«  fît,  32 
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frage  aus  aquUiseliem  Verschulden  lex  cogens  ist,  und  inwiefern 
hiévon  abweichende  Bestimmungen  aufgestellt  werden  können. 

Besüglioh  der  Haftung  für  Versehen  imd  Vergehen  der* 
jenigen  Angestellten  und  fìir  diejenigen  Handlungen,  wie  wir  sie 
als  unter  den  Art.  62  fallend  beaeichriet  haben,  ist  die  Be- 
stimmung des  Art.  64  Abs.  2  absolut  klar: 

Die  cantonale  Gesetzgebung  kann  sich  hiemit  nicht  mehr 
befassen,  sie  ist  durchaus  ausgeschlossen,  and  da,  wo  die  Can- 
tone früher  Tom  jetzigen  Wortlaut  des  Obligationenrechtes  ab- 
weichende Vorschriften  aufgestellt  hatten,  sind  diese  durch  die 
Generalclausel  des  Art.  881  O.  K.  aufgehoben. 

Anlers  verhält  es  sich  bezüglich  der  Bundesgesetzgebimg; 
dieser  ist  durch  den  Art.  64  Abs.  2  in  keiner  Weise  eine 
Schranke  gezogen  ;  der  Bund  kann  dem  Wortlaut  gemäss  für 
seine  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  jeder  Art,  also  auch 
für  die  in  dem  rorhergehenden  Abschnitt  besprochenen,  andere 
Bestimmungen  au&tellen,  sich  den  Bestimmungen  des  Obli- 
gationenrechts entziehen.  Möglich  ist  allerdings,  dass  die  Aus- 
lassung des  Wortes  „Bundes^  im  zweiten  Alinea  nur  mit  Rück- 
sicht auf  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Obligationen- 
rechtes schon  bestehenden  Gresetze,  oder  noch  zu  erlassende  all- 
gemeiner NatUï  stattfand,  allein  gesagt  ist  dies  nicht,  zur 
Stunde  ist  die  Bundesgesetzgebung  nach  allen  Richtungen  hin 
frei,  so  z.  B.  bezüglich  Post,  Telegraph,  Telephon,  der  Bund 
kann  sich  in  diesen  Fällen  eine  Ausnahmsstellung  schaffen. 
Warum  er,  der  hiebei  als  eine  Privatperson  erscheint,  gerade 
so  gut  wie  die  Cantone  auch,  nicht  stricte  denselben  für  gut 
befundenen  Grrundsätzen  unterworfen  sein  soll  als  die  Cantone, 
ist  für  mich  nicht  ersichtlich.  Es  kann  sich  nur  fragen:  Ist 
die  beschränkende  Bestimmung  des  zweiten  Alinea  des  Art.  64 
wirklich  einem  Bedürfhiss  entsprungen  ?  Der  Nothwendigkeit, 
es  einmal  ausdrücklich  zu  bestimmen  :  Wenn  ein  Staatswesen 
in  Concurrenz  tritt  mit  privater  Erwerbsthätigkeit,  wenn  es 
Handel  und  Gewerbe  treibt,  so  soll  es  auch  seiner  besondem 
Rechte  als  Staat  verlustig  werden^  es  soll  den  Contrahenten 
gegenüber  stehen  vde  jeder  andere  Privatmann.  Ich  begrusse 
es  als  eine  Errungenschaft,  dass  das  Obligationenrecht  diesen 
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äohritt  getliafi  bat  ;  denn  gerade  in  unaern  kleinen  Yerhält- 
fÜMen,  wo  es  der  rerhältniasmäsaig  grosse  Beamtenapparat 
mit  sieh  bnogty  dass  man  nicht -immer  groa^e  Anawahl  yon 
Personen  hat^  hält  es  zuweilen  sehr  sehwer;  den  Beamten  klar 
zu  maoheo;  dass  eine  Stadt^  ein  Cantcm  .in  ihrem  Yerhältniss 
als  Fiscos  und  Schädigender  nichts  anderes  sind  als  eine  Frirat*- 
person,  dass  sie  ihrer  öffentlichen  Attribute  vollständig  ent« 
kleidet  sind  und  durchaus^  keine  Ausnahmastellung  in  Anspruch 
nehmen  dürfen«  Und  warum  soll  nun  der  eidgenössische  Eiscus 
in  dieser  Besiehung  eine  andere  Stelle  einnehmen  ?  Ist  es 
ein  Unterschied,  ob  wir  es  beispielweise  mit  einer  Bundes- 
bank oder  mit  einer  Gantonalbank  zu  thun  haben  ?  G-ewiss 
nicht,  und  darum  ist  es  entsdueden  zu  bedauern,  dass  das 
O.  R.  diesen  Untersohied  gemacht  hat,  anstatt  sich  auch  fur 
den  Bund  gleichwie  für  die  Gantone,  beide  als  G-ewerbetrei- 
bende  betrachtet,  als  lex  cogens  zu  statuiren.  Hatte  aber  der 
Gesetzgeber  nur  ein  oder  mehrere  erlassene  oder  zu  erlassende 
Bundesspecialgesetae  im  Auge,  so  konnten  diese  auf  dem  Wege, 
des  Art.  888  vorbehalten  werden,  als  spezielle  Ausnahme,  wie 
es  eben  dort  bezüglich  der  Bundesgesetze  betr.  die  Haftpflicht 
der  Eisenbahn-  und  DampfsohiBSiahrtsunternehmungen  und  der 
Gesetzgebung  über  die  Haftbarkeit  aus  Fabrikbetrieb  ge- 
schehen  ist. 

Was  dagegen  die  öffentlich-rechtliche  Functionen  aus- 
übenden Beamten  betrifft,  so  sind  Bundes-  und  Kantonal-Ge- 
setzgebung  in  Arti  64  Alinea  1  gleichgestellt,  sie  sind  beide 
berechtigt,  roin  Obligationenrecht  abweichende  Bestimmungen 
aufzustellen. 

Es  darf  jedoch  gewiss  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob 
damit  das  Hecht  eingeräumt  werden  wollte,  abweichende  Be- 
stimmungen überhaupt  zu  erlassen,  oder  ob  das  Obligationen* 
recht  ein  Minimum  der  Schadenersatzpflicht  aufstellte,  welches 
unter  allen  Umständen  und  für  alle  diesem  Gesetze  unter- 
worfene Bechtssubjecte  gelten  sollte,  zu  welchen  auch  die  Be- 
amten gehören,  und  ob  es  Bund  und  Cantonen  nur  das  Recht 
einräumen  wollte,  weitergehende  Bestimmungen  zum  Schutze 
gegen  Uebergriffe  der  Beamten  zu  erlassen.    Die  Consequenz 
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der  ersten  Atnlegong  ist  aie,  dass  es  dem  Bunde  oder  einem 
Cantone  freisteht,   jede  Haftpflicht   der  Beamten  wegznte- 
dingen.  Diese  Consequenz  hat  mmäobat  etwas  so  VerbhiffiMidas,, 
dass  man  sich  miwülkttrlich  der  andern  Anschautuig  zimeigt^ 
das  Obligationenrecfat  habe  nnr  das  eine  fieeht   einräumen 
wollen,  die  Haftpflicht  der  Beamten  strenger  zo  gestalten  als 
die  anderer  Personen,   nicht  umgekelurt    Eê  Ist  dies  jedoch 
ntu*  ein  Eindruck  des  Attgenbticks  ;  WMer  eigentlicher  Ghesets* 
geber  ist  ja  doch  das  Volk,  mid  wenn  wir  auch  nicht  gerade 
an  Beamtenstellen  Mangel  leiden,  so  haben  wir  doch  tIberaU 
mehr  Kichtbeamte  als  Beamte;   es  ist  also  kaum  denkbar^ 
dass  der  Kichtbeamte,  welcher  den  aUgetüeinen  Grundsätäien 
des  Obligationenrecfats  unterworfen  ist,  zur  SduJEbng  eines  Zu* 
Standes  Hand  bieten  werde,  unter  dem  er  selbst  jeden  Augen- 
blick am  meisten  leiden  könnte.  — -  Weder  die  Botschaift  des 
Bundesrathes  zum  Obligationenreeht,    nodi  einer   der  Com* 
missionalberichte  der  Räthe  spricht  sich  hierüber  aus  ;  wir  sind 
also  lediglich  an  den  Wortlaut  des  Artikels  selbst  gebunden, 
und  dieser  muss  allerdings  dazu  führen,  dass  dem  Bunde  und 
den  Gantonen  rolle  Freiheit  gelassen  ist,  die  Haftbarkeit  ihrer 
Beamten  als  solchen,  und  des  Staates  für  dieselben  zu  regeln 
wie  sie  es  fttr  gut  finden.    Diese  Befugniss  steht  ihnen  zu  be- 
züglich  des   ganzen  Capitels   „unerlaubte  Handlungen^,    wie 
das  die  französische  Fassung  ausdrücklich  sagt:   les  lois  fé- 
dérales ou  cantonales  peuvent  déroger  aux  dispositions  du  pré* 
sent  „chapitre".    ImiiierMn  ist  hervorzuheben,   dass  nur  ab- 
weichende Bestimmungen  aufgestellt  werden  „können^.     Wo 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Obligationenrechtes  deiasrtige 
besondere  gesetzliche  Bestimmungen  nicht  existirten,   gelten 
die  Bestimmungen  dieses  Abschnittes  a;uch  für  Offimtüche  Be* 
amte,  solange  bis  es  beliebt,  andere  Bestimmungen  zutreffen; 
aber  nur  für  die  Beamten  selbst,   eine  Haftung  des  Staates 
für  sie  spricht  das  Obligationenreoht  nirgends  aus. 

Was  das  contractliche  Verschulden  betrifft, 
so  iât  zunächst  zu  constatiren,  dass  in  dem  H.  Capitel  4e8 
zweiten  Titels  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  in  welchen  Fällen 
die   Cantonalgesetzgebung    abweichende   Bestimmungen   auf- 
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steUea  dürfe  und  in  welchen  nicht,  wie  in  Art.  64  Der 
Onuid  hief&r  aeheint  mir  klar,  und  es  stimmt  die»  übereia 
mit  meiner  Interpretation  de«  Wortes  ^^Gewerbe  treiben''^ 
,^g;ewerblich^.  In  diesem  Abschnitte  ist  nur  ron  der  Erftülimg 
priratreehtliehar  V^bindliohkeiten  die  Ilede»  Der  Geset^eber 
lüelt  daher  eine  Wiedergabe  der  in  Art.  64  au%enommeneii 
Bestimmung  fftr  unnöthig,  er  sagte  sieb:  i^dort  konnten  an  und 
tûx  sich  asweierlei  juristisohe  Pcapsonen  gemeint  sein,  privai- 
redrtliche  und  öffentlich-rechtÜcbe,  die  el'stem  wollte  ich  dem 
Obligationenrechte  unterstellen,  die  letztem  ia  ihren  öffentlich 
rechtliehen  Beziehungen  nicht;  ich  war  daher  genöthigt,  das 
dort  ausdrücklich  zu  sagen;  hier  aber  können  die  (^entUch 
rechtlichen  Beziehungen  des  Staates,  der  Gemeinde,  gar  nicht  in 
JFrage  kommen,  ich  brauche  daher  aush  nifCht  ausdrücklieh  zu 
bestimmen,  ob  auf  diese  mein  Gesetz  oder  cantonales  Gesetz 
Anwendung  finden  soll,  ea  findet  weder  das  eine  noch  das  andere 
Anwendung.^  Wie  rerhält  es  mch  nun  aber  bei  diesem  Still- 
schweigen rüeksichtlich  der  juriatiachen  Personen  in  ihren  pri- 
ratrechtlichen  Beziehungen  mit  der  ZUässigkeit  abweichender 
Bundes-  und  Gantonalgesetzgebung?  Existirt  eine  Lücke,  die 
wir  durdi  analoge  Anwwidung  des  Art.  64  Abs.  2  ausfüllen 
müssen  ?  --  Zu  einem  suchen  Mittel  brauchen  wir  nicht  zu 
greifen  ;  es  existirt  keine  Lücke;  wir  haben  die  Frage  nur  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  zu  entscheiden,  und  nai^h  diesen  musa 
gesagt  werden,  die  cantonale  Gesetzgebung  ist  ausgei- 
«chlossen*  Unstreitig  gehört  dieso  Materie  zu  denjenigen,  be- 
züglich welcher  dem  Bunde  nach  Art.  64  B,  Verf.  das  Gesetz 
^gèbungsreckt  zusteht  ;  in  Ausführung  dieses  Artikris  ist  das 
Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  erlassen  worden,^)  es 
ist  in  demselben  die  Haftpflicht  der  Beamten  in  ihrer  privat- 
rechtlichen Stellung  und  die  Haftung  des  Staates  für  sie  ge- 
regelt. Damit  und  aber  nicht  nur  die  bis  zum  Likrafttreten 
des  Obligationenrechtes  gültigen  eantonalen  Bestimmungen  und 
zwar  bezüglich  der  ganzen  Materie  aufgehoben,  sondern  es 
miiss  die  cantonale  Gesetzgebung  auch  fiir  die  Zukunft  aU  un- 


>)  Siehe  den  einleiteadea  Ssts  4ea  Q.  B, 
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ztiBtändig  betrachtet  werden.^)  Nix^ht  dasselbe  gilt  bezüglich 
der  Bundesgesetzgebung.  Soweit  dieselbe  vor  das  Obligationen- 
recht fällt,  mtisste  auch  sie  als  atL%ehoben  gelten,  sofeme  wir 
früher  schon  ein  allgemeines,  die  jetzt  durch  das  0.  S.  ge- 
regelte Materie  ordnendes  Bundesgesetz  gehabt  hätten,  es  er- 
gäbe sich  dies  aus  der  Bestimmung  des  Art.  881  0.  S.  Allem 
dieser  Fall  liegt  bekanntlich  nicht  vor,  wir  besitzen  nur  Eid- 
genössische Specialgesetze,  und  diese  dürfen  wir  nach  der  all- 
gemeinen Regel  lex  posterior  generalis  non  derogat  legi  priori 
speciali  trotz  Art.  881  nicht  als  ohne  Weiteres  dahin  gefalle» 
betrachten  ;  sodann  hat  das  Obligationenreoht  selbst  einzelne 
Gesetze,  oder  Theile  solcher  als  fortbestehend  aufgeführt,  wie 
dies  z.  B.  bezüglich  des  Bundesgesetzes  betr.  die  Haftpflicht 
der  Eisenbahnen-  und  Dampfschiffitahrtsunternehmungen  und  die 
Gesetzgebung  über  den  Fabrikbetrieb  der  Fall  ist,  deren  Fort- 
bestand (der  Postgesetzgebung  bezüglich  eines  Theiles  der- 
selben) expressis  verbi»  gesichert  ist^) 

Die  zukünftige  Bundesgesetzgebung  allerdings  ist  durch 
das  Obligationenrecht  in  keiner  Weise  influencirt,  der  Gesetz- 
geber ist  in  beiden  Fällen  derselbe,  und  wie  es  ihm  jederzeit 
freisteht,  das  Obligationenrecht  in  seiner  Totalität  aufzuheben 
und  durch  ein  anderes  Gesetz  zu  ersetzen,  so  muss  ihm  auch 
das  Recht  zustehen,  einzelne  Materien  desselben  herauszu- 
greifen, anders  zu  ordnen  und  bezüglich  dieser  das  Obligationen- 
recht  aufzuheben.*) 

*)  Die  Textansgabe  von  Hafaer  Einleitung  III  5  behandelt  die  Zn- 
ständigiceit  der  kantonalen  Gesetzgebnng  ziemlich  einlftsslieh,  auch  mit  Bück* 
eicht  auf  weniger  klare  Fälle,  sn  denen  dw  vorlieftende  jedenfalls  nicht 
gehört. 

*)  0.  Ri  sas.  Ich  begnüge  mich  an  diesem  Orte  mit  dieser  allge- 
meinen Bemerkung,  da  ich  später  (S.  506  ff.)  auf  diese  Specialgesetze  im  Ein- 
seinen  zu  sprechen  kommen  werde. 

*)  Angeeicht«  dieses  kanm  bestreitbaren  Rechtes  begreife  ich  allerdings 
nicht  ganz,  weldie  Motive  es  veranlassten,  in  Art,  888  0.  B.  besSglieb 
der  Fabrikgesetzgebung  eine  andere  Fassung  zu  wählen  als  beifiglich  der 
Eisenbahn-  und  Dampfbootuntemehmungen;  ich  glaube  kaum,  dass  sich 
der  Bund  das  Recht  selbst  nehmen  wollte,  an  der  Eisenbahngesetzgebung 
etwa«  zu  ändern;  es  dürften  Zeiten  kommen,  wo  gerade  dle8e'ees«ts- 
gebung  gewiss  manche  JlendenAsg  erleiden-  wird! 


Referat  von  Hm.  Ziegkr,  B«^rkageriohl8]^&flijideiit.  ui  Schaff hc^asen.  j5Q$ 

.  In  Einer  Beziehmig  iat'  allerdings,  eine  bedeutende  M.odi* 
fication  der  Haftung  aua  contraotUchem  Yerschnlden  möglioh.^ 
Es  ist  ja  ein  Ausflnss  der  Vertragsfreiheit,  dass  die  Parteien 
ihre  gegenseitige  rechtliche  Stellung  naeh  eigenem  Ermeseien 
normiren  können,  und  dass  mithin  der  ganze  angesogene  Ab* 
schnitt  nur  füf  den  Fall  ergänzend  eintritt^  als  die  Parteien 
sdbst  nichts  vereinbart  haben.  In  dieser  Beziehung  können 
scheinbar  sogar  cantonale  Gresetze  dennoch  entgegen  dem  Ob* 
ligationenrechte  bestehen«  Es  ist  durchaus  nicht  erforderlich; 
dass  ein  solcher  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechts 
alterirender  Vertrag  für  jeden  einz^en  Fall  abgeschlossen 
werde,  sondern  es  kann  Jemand,  allgemein  Vorschriften  auf* 
stellen,  unter  denen  er  die  Besorgung  gewisser  Dienste,  Ver- 
richtungen etc.  übernimmt«  Wenn  nun  ein  Dritter  sich  unter 
Kenntniss  dieser  Bestimmungen,  sei  es  wirklicher  oder  suppo- 
nirter,  mit  diesem  Andern  einlässt,  so  muss  «r  di;ese  Bestim- 
mungen gegen  sich  gelten  lassen  und  er  kann  sich  nicht  auf 
die  abweichenden  Vorschriften  des  Obligationenrechtes  berufen  ; 
er  hat  stillschweigend  die  die  Verantwortlichkeit  beschränkenden 
Bestimmungen  des  G-egencontrahenten  aoceptirt  und  damit  ist 
der  Vertrag  geschlossen.^)  Eine  solche  einseitige  Vertrags- 
offerte  kann  aber  auch  die  Form  eines  cantonalen  Gresetzes 
haben  und  in  dieser  Beziehung  schwebt  mir  z.  B.  das  Gesetz 
betr*  die  Errichtung  der  Schaffhauser  Cantonalbank  yor.  Art^  4 
desselben  sagt:  ^Fiir  die  übrigen  Verbindlidikeiten  (Bank- 
notenhaftung nämlich  ausgenommen)  der  Bank  übernimmt  der 
Staat  die  Haftbarkeit  hinter  den  eigenen  Mitteln  der  Bank 
nach  Liquidation  derselben,^  Das  Beglement,  ebenfalls  vom 
Grossen  Rathe  als  Décret  erlassen,  bestimmt  in  §  62,  wie 
Bankbehörden  und  Angestellte  für  den  durch  ihre  Handlungen 
und  Unterlassungen  der  Bank  entstehenden  Schaden  dieser 
verantwortlich  sind.  Wie  aber  Bankangestellte  und  für  sie  der 
Staat  Dritten  gegenüber  haftbar  seien,  ist  nirgends  bestimmt, 


^)  DsM  ieh,  dabei  einseUige  Bestimmaiigeii.  eines  MonopoliohaUers 
und  demselben  faktisch  gleiclutehender  Oescbaftsinbaber  nicht  msine,,  dies« 
vielmehr  als  nicht  zn  schQtaend  betrachte,  ist  selbstverständlich. 
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ttnd  es  gelten  mÜhin  die  dieflbeätkgliohen  Bettìimnaiigett  des  Ob- 
ligationefireobtes.  Ks  wäre  aber  sehr  wohl  denkbar,  dass  àtm 
Gesetz  oder  Décret  sagen  würde,  der  Staat  haftet  mit  Süok- 
sidit  auf  die  ErMlnng  àet  ron  der  Bank  eingegangenea  Obli- 
gationen nur  Atr  arglÎBtîges  Yerschvlden  der  Bankangesfelkea, 
nicht  aber  für  irgend  welche  Fahrläsng keit  derselben,  auck 
nicht  für  grobe.  In  diesem  Falle  würde  dieaea  cantonale  G^ 
setz  gelten  und  nicht  das  Obtigationenreofat,  aber  ala  Ver- 
trag, nicht  ala  Gesebs. 

Zwingend  y  trota  entgegenstehender  Yerabfedoagen  der 
Contrahenten,  sind  für  die  uns  einzig  interessirende  Verant- 
wortlichkeit des  Fiscus  in  imserm  Sinne  die  Nonnen  des  Obli- 
gationenrechts bei  eontractlichem  Verschulden  nur  dann,  wenn 
der  eine  Gontrahent  zum  anderen  in  einem  Dienstverhältnisa 
stehty  oder  wenn  die  Verantwortlichkeit  aus  dem  Betriebe  eines 
obrigkeitlich  concessionirten  Gewerbes  entsteht  i  aber  auch  in 
diesen  beiden  F&llen  darf  die  Haftung  für  leidites  Verachokba 
immer  noch  rertraglich  ausgeéchlossen  werden. 


Für  unsM  Discuaaioiisthema^  wenigstens  in  dem  von  mir 
aufgenommenen  Sinne,  am  wichtigsten  ist  das  Eine,  dass  die 
Haftung  des  Staates  und  der  Gemeinde  f&r  ihre  in  beaw.  bei 
Ausübung  öffentlich  rechtlicher  Functionen  Schaden  stiftenden 
Beamten  und  Angestellten  im  OUigationenrechte  weder  be- 
züglich aquilischen  noch  contractlic^en  Verschuldens  normirt 
werden  wollte,  vielmehr  Bund  und  Gantone  vollständige  Frei- 
heit haben,  hieiüber  die  ihnen  gutscheinenden  Vorschriften 
aufzustellen. 

Ausser  den^  behandelten  Art«  62  und  115  O.  B.,  welche 
die  Haftung  der  pfivatrecbtlichen  juristischen  Pemonen  für  ihre 
Angestellten  im  Allgemeinen  regeln,  finden  si^  auch  bei  ein- 
zelnen Rechtsinstituten  nook  Vorschriften,  welche  auf  die  Haft- 
ung für  Dritte  Bezug  haben,  allein  auch  diese  alle  begehen 
sich  wiederum  nur  auf  privatrechÜiches,  nicht  5flfentìich-recht- 
liebes  Auftreten. 

Dass  dieses  Nichtnormiren  nicht  etwa  eine  blosse  Aua- 
lassung  ist,  sondern  der  Absicht  entsprang,  keine  B^eln  hier- 
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über  in  du  Obligationenreoht  au&ielmien  zu  wollen,  geht, 
ausser  au»  dem  mehrfach  citirten  Art.  64  Abs.  1  für  aquilisohes 
Yerdchulden,  allgemein  hervor  aos  dem  Art«  76,  velcher  aiuh 
drtLcklich  sagt,  dass  die  Entstehung  von  Schuldverpflichtaugen 
aus  Grründen  des  öffentlichen  Rechts  durch  das  cantonale  oder 
das  bezügliche  eidgejMMsisdie  Recht  geregelt  wird.  Eine  solche 
Schuldverpflichtung  aus  Grund  öffentlichen  Rechtes  ist  eben 
die  Hafl;ung  des  Staates  und  der  Gremeinden  für  diejenigen 
Versehen  und  Vergehen  ihrer  Beamten  und  Angestellten,  welchen 
mein  Referat  de  lege  ferenda  speoiell  gewidmet  ist. 


ni. 

Haben  wir  in  Vorstehendem  festgestellt,  inwiefern  dem 
Bunde  und  àeix  Gantonen  trotz  den  Bestimmungen  des  Obli- 
gationenrechtes im  Allgemeinen  ein  selbständiges  Gresetz- 
gebungsrecht  zusteht^  so  ist  der  nächste  Schritt  zu  untersuchen  : 

In  wie  Weit  litkM  Bond  whI  CMtoii«  von  dw  iimm  ein- 

^OTSttmtM  BMCuBVvBIlQnOniBfflM  MilM  oWnNMll  (MMIülllr 

Bei  dieser  Zusammenstellung  wäre  es  nicht  nur  zwecklos, 
a^uiUsches  und  oontractlichoB  Verschulden  strenge  auseinander 
au  halten,  sondern  es  würde  dies  der  Uebersichtlichkeit  ge- 
radesm  Eintrag  thun;  es  kommt  nämlich  vor,  dass  ein  und 
dasselbe  Gesetz  Bestimmungen  über  beiderlei  Verschulden  ent- 
hält, oder  sogar  von  einem  Verschulden  ganz  absieht  (Eisen- 
bahngesetz); und  dann  handelt  es  sich  ja  für  uns  bei  dieser 
Zusammenstellung  nicht  darum  zu  wissen,  auf  welchem 
G-runde  die  Haftung  beruht,  sondern  nur,  dass  und  wie 
eine  solche  existirt.  —  Nach  dem  früher  Gesagten  kann 
übrigens  bei  der  Zusammenstellung  cantonaler  Vorschriften  gar 
dicht  mehr  von  einer  Haftung  aus  contractiichem  Verschulden 
die  Rede  ilrâi,  sondem  nur  noch  bei  den  Bundesgesetze«. 
Einigermassen  findet  eine  Trennung  allerdings  doch  noch  statt, 
insofern  nämlich,  als  ich  zunächst  noch  diejenigen  Bundes- 
«pecialgesetze  anführe,  durch  welcdie  für  juristische  oder  phy- 
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sìsohe  Personen^  Bund,  Gantone,  Gesellschaften  oder  einzelno^ 
Indi vidaen^  formen  feertgesetet  werden  über  deren  Haftung  fïlr 
ihre  Beamten,  Angestellten  oder  Arbeiter,  sobald  sie  als  Unter- 
nehmer gewisser  gewerblicher  Yerrichttingen  elw^heinen;  und 
erst  dann  diejenigen  Bestimmungen  Eusammenstelle,  welche 
bei  den  Handlungen'  öffentlichen  Bechtes  massgebend  sind» 
Bölche 

Bnndesfpêckdgesetze 
sind: 

1«  Das  Bundesgesetz  über  das  Postregale  vom  4«  Brach- 
monat 1849  und  die  Ergämsangs^und  AusfÜhrungsbestimmungen 
zu  demselben  in  ihrer  letatgültigen  Fassung,  nämlich  das  Bun- 
desgesetz betr.  die  Posttaxen  vom  26«  Juni  1884,  die  Trans- 
portordnung vom  7.  Oetöber  1884,  die  Verordnung  über  Aus- 
richtung von  Entschä^gungen  bei  Unfällen  des  Fostpersonal» 
im  Dienste  vom  30.  Christmonat  1881  und  deren  Abänderung^ 
(§  7)  vom  23.  Februar  1886. 

Es  kann  nicht  in  den  Rahmen  meiner  Au%abe  fallen^ 
sehr  eingehende  Erörterungen  darüber  aneustetten,  ob  die  ci- 
tirten  BestÎBuiiuiigen  überhaiipt  an  und  fiär  sieh  ûdtung  haben^ 
oder  ob  ihnen  eine  solche  deswegen  abgesprochen  werden  müsse^ 
weil  die  betreffenden  Organe  incompétent  waren,  solche  Normen 
aufzustellen;  ebensowenig  die  andern  von  meiner  Anschauung- 
abweichenden  Theorien  zu  widerlegen.  Es  ist  für  den  Zweck 
meines  schriftlichen  Referates  genügend,  wenn  ich  meine  An- 
sicht über  den  Fortbestand  der  Postspecialgesetzgebung  aus- 
spreche und  daran  die  Bemerkungen  über  die  Haftung  dea 
Staates  anknüpfe.  Im  Allgemeinen  ist  meine  Auffassung  nur 
eine  Cónsequehz  der  früher  au%estellten  Interpretation,  auf 
den  einzelnen  Fall  angewandt.^) 


*)  Eimer  «iivielieiidQii  Unteiaraohang  hat  die  Frage,  ^ob  und  welchen 
Eioflua  da«  Obligatioaenrechtr  aof  das  postalische  Garantiereeht  aasgefihl 
habe,"  Prefetsgr  Dr.  MeiU  nntenogeii  «nter  4«m  Titçl:  i^EefleiieBea  über 
dae  Bohweisu  Postreehf*  (siebe  Zeitsohr.  f.  sohweis«  Becht  Bd.  ^7  S*  SS  ff). 
Diese  Abhaadlong  ist  um  so  schäj^enswerther)  als  entschieden  die  Fri^ 
der  PosthaffcpfliQht  neu  geordnet  werdep  mnss,  sei  es  durch  einfache  Unter- 
steUnng  nnter  das  Eidgen.  Obligationenrecht  (Ansicht  Professor  Sehneider 
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Das  Obligationenreoht  erwähnt  die  Post  aEsdrtîckliiîli  nur 
an  einer  Stelle  ;  es  ist  dies  in  Art.  466^  welcher  lautet  :  9,Für 
die  Frachtverträge  d^  Post  and  der  Eisenbahnen  gelten  die  be- 
isondera  6-esetze.^  Wenn  ich  mich  nun  frage^  was  ist  unter 
;,Frachtverkehr^  zu  verstehen;  so  halte  ich  es  nicht  für  richtige 
nach  einer  allgemeinen  Definition  zu  suchen^  sondern  diese 
muss  durch  das  Obligationenrecht  selbst  gegeben  werden.  Das»^ 
es  eine  glückliche  Idee  war,  das  Wort  Prachtverkehr  auf  die 
Post  anzuwenden^  möchte  ich  um  so  weniger  behaupten^  als- 
daj8  Wort  „Fracht^,  ,> Frachtbrief"  in  keinem  PostgesetzC;. 
keiner  Verordnung  und  keinem  Beglemente  vorkommt  ;  einzig 
in  dem  Posthandbuch,  einer  nach  Inkrafttreten  des  Obligatio- 
neni'echtes  entstandenen  Art  systematischer  AbhandiuBg  ohne 
Gresetzeskrafi;,  kommt  das  Wort  Frachtbrief  als  identisch  mit  der 
eigentlichen  Bezeichnung  „Begieitadresse"  (Seite  95, 107, 109) 
Tor.  Es  lässt  sich  diese  Ausdruoksweise  wohl  nur  aus  dem 
Umstände  erklären,  dass  dasselbe  Wort  für  Post  und  Eisen- 
bahnen dienen  musste. 

Sicher  ist  soviel,  dass  unter  ^Frachtverträge"  nicht  aller 
Postverkehr  zu  subsumiren  ist.  Art.  449  0.  R.  besagt:  Fracht- 
führer ist  derjenige,  welcher  gegen  Vergütung  den  Transport 
von  Sachen  auszuführen  übernimmt.  Diesen  Werth  in  deir 
Art  466  eingesetzt  heisst  derselbe  :  „Für  den  durch  die  Post 


in  seinem  Commentar  cum  0.  R.  ad  Art.  52  Schlnessatz)  çder  durch  Special- 
gesetzgebang.  Eine  Specialgesetsgebnng  wird  nicht  zu  nmgehen  sein,  nm. 
Detailbestimmnngen  zn  ordnen;  ich  berühre  nar  beispielsweise  die  festen^ 
Ansätze  bei  Verspätnngen,  die  wfinzehbaren  kfinem  Reolamationsfristei» 
ete.;  aber  damit  ist  nicht  ansgesohaossen,  dass  in  derâelben  die  Haftangs- 
grundsätze  des  Obligationenrechtes  Aufnahme  finden.  Es  ist  wahrbaftig- 
nicht  einzasehen,  wie  ich  dies  in  meinem  ganzen  Referate  aufrecht  erhalte^ 
warum  ein  Unterschied  gemacht  werden  soll,  ob  eine  Privatperson,  heisse 
sie  physische  oder  juristische,  in  gewerbsmässiger  Weise  Transportgeschäfte 
besorge  oder  ob  dies  der  Staat  thne;  denn  dass  der  ürundsatz,  dass  die» 
angenehmer  und  auch  billiger  für  den  Stent  sei,  —  kein  durchschlagen des- 
RèehtemoÜv  bilden  kann,  bedarf  doefa  wohl  heut  «t  Tage  keiner  besondern 
Begründung  mehr.  Der  Bund  als  Unternehmer  soll  den  Andern  gleichge- 
stellt sein,  das  ist  der  Sinn  des  Obligationenrechtes,  eine  uns  durch  das- 
selbe gebraefate  Errungenschaft,  basiren^  auf  dem  allgelneinen  Rechtsbe- 
wusstsein. 
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gegen  Yergûtung  übernommenen  Transport  von  Sachen  gelten 
die  besondern  Gesetze*  —  oder^  da  die  Post  meines  Wissen» 
keine  iinentgeltUchen  Dienste  leistet  (Handgepäck  ausgenom- 
men) :  „lieber  den  Fosttransport  von  Sachen  gelten  die  Post- 
specialgesetsse  und  nicht  das  Obligationenrecbt^.  Abgesehen 
nun  von  dea  juristischen  Definitionen  von  „Saehe^  wird  der 
mit  der  Entstehungsgeschichte  des  Gresetzes  nicht  bekannte 
Leser  desselben  unbedingt  dem  Begriff  „Sache^  denjenigen  der 
Person  entgegenstellen,  und  eben  dies,  wie  der  Dritte  das  Gre- 
setz  auffassen  muss,  nicht  die  etwaige  ohne  bestimmten  Aus«- 
druck  gebliebene  Willensmeinung  des  Gesetzgebers,  ist  mass- 
gebend.*) 

Wenn  wir  uns  sodann  die  einzelnen  Dienstverrichtungen 
der  Post  nach  dem  Bundesgesetz  betr.  die  Posttaxen  ver- 
gegenwärtigen, so  müssen  wir  uns  wiederum  unter  Sachen- 
transport alle  Verrichtungen  der  Post  denken  mit  Ausnahme 
des  Personentransportes. 

Der  Postverkehr  umfasst  nämlich  :  I.  die  Briefpost,  IL  die 
Fahrpost,  HI.  Nachnahmen,  Geldanweisungen,  Einzugsmandate, 
lY.  Personentransport.  Dass  Personen  keine  Sachen,  dass 
Briefe,  Postkarten,  Zeitungen,  Drucksachen,  Waarenmuster, 
Geschäftspapiere,  Paq[uete,  Kisten  von  beliebigem  Gewichte 
dagegen  wirklich  Sachen  sind,  wird  Niemand  in  Abrede  stellen 
wollen  ;  zweifelhaft  könnte  man  nur  sein  bei  den  Nachnahmen, 
Geldanweisungen  und  Einmgsmandaten.  Dass  bei  diesen  noch 
rechtlich  anders  zu  construirende  Functionen  als  der  blosse 
Transport  hinzutreten,  wer  wollte  dies  bestreiten  ?  aber  der 
äachentransport  bleibt  dabei  immerhin  und  lässt  sich  nicht 
von  der  aadem  Funotion  loslösen^  Die  Nachnahme  iat  ein 
Hin*  und  Bttcktransport  von  Geld  und  Gegenwerth,  die  An- 
weisung ein  Hintransport,  das  Einzugsmandat  ein  Bücktrans- 
port, alle  verbunden  mit  einem  besondern  Auftrage. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich: 

Bezüglich  des  ganaen  Postverkehrs  mit  Ausnahme  des  Per- 
isonentransportes  erklärt  das  Obligationenrecht  die  Specialpost- 

*)  Daes  auch  die  Jnrìsten  diese  Auffassung  theilen.  lese  ich  aus  dar 
Textausgabe  Hafner  zu  Art  449  Ziff.  8. 
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gesetze  als  trotz  0.  R.  ungeschmälert  zu  Recht  bestehende 
Was  folgt  daraus  für  den  Personentransport  ? 

Wäre  gar  nirgends  im  Obligationenrecht  von  der  Post  die 
Rede,  so  könnte  gesagt  werden,  die  Postgesetze  sind  nirgends 
speciéll  aufgehoben,  also  gelten  sie  noch  unverändert  fort,  nach 
der  früher  citirten  Rechtsregel  betr.  Verhältniss  des  speciellen 
Gesetzes  zum  generellen  j  aber  nachdem  bezüglich  eine's  Theiles 
der  Portbestand  des  frühem  Specialgesetzes  vom  Gesetzgeber 
ausdrücklich  bestimmt  wurde,  und  wir  ohne  besondere  Ver- 
anlassung nicht  auf  eine  unbeabsichtigte  Auslassung  schliessen 
dürfen,  müssen  wir  sagen: 

Bezüglich  des  Personentransportes  ist  die  Postgesetz- 
gebung aufgehoben  und  es  gelten  hiefÜr  die  allgemeinen  Nor- 
men des  Obligationenrechtes.*) 

Ich  habe  bisher  nur  rön  Gesetzen  gesprochen,  verstehe 
darunter  aber  auch  die  Verordnungen  ;^)  sie  sind  theils  blosse 
Ausftihrungsbestimmungen  zum  Gesetze  und  daher  ron  Jer 
oompetenten  Behörde  gültig  erlassen,  oder  sie  gehen  über  die 
Befugnisse  der  erlassenden  Stelle  hinaus,  indem  sie  neu  ein- 
geführte Dienstzweige  per  Analogie  den  bestehenden  gesetz- 


^)  Speciell  gelten  also  noch:  Gesetz  über  das  Postregale  Art.  12: 
Die  Post  haftet  für  den  Verlnst  nnd  die  Beschidigang  der  Giegenstände 
mitWertkangube.  ArtiS.  8ie  kaftet  ftt  venpitèteAbgsbeein^iichxiêbener 
Briefe  «nd  Faqneto.  Art.  14  :  Die  Poat  Iwftejb  Mt  U»  G<i^pftek  fier  ßeisenden 
(mit  Aasschlnss  des  Handgepäckes).  Art.  15  :  Sie  haftet,  wenn  sie  Gegen- 
stände, die  sie  zum  Transporte  anzunehmen  nicht  verpflichtet  ist  (Art,  8), 
dennoch  übernimmt,  ohne  eine  Garantie  hiefHr  ausdrücklich  abzulehnen  ; 
sie  haftet  nicht,  wenn  sie  eine  solche  Garantie  aasdrfickÜeh  ablehnt.  8te 
haftet  überall  nleiit,  wenn  der  Sohaden  nicht  dorek  ieincoi  ihvar  Beamten 
oder  Angeetellten,  oder  nickt  kn.  eokweivemscben  Po8(|^müq  entstanden 
ist.  Art  16  :  Sie  haftet  nicht  für  Yerlatt  oder  Verspätiing,  nicht  einge- 
schriebener Briefe  und  nicht  mit  Werthangabe  aufgegebener  Gegenstände. 
Art.  17:  Die  Klagen  verjähren  innerhalb  90  Tagen  —  1  Jahr  von  der 
Aufgabe  an. 

Dagegen  sind  ato  aufgehoben  annsehen  Art  U  Abs.  1  u.  9 über 
die  liinitirtei  fiaftpflieht  bei  pezBonlieher  Beaekädignnf  der  Bieisewlen  ; 
Art.  16  über  die  Nichtentschädigung  bei  Verspätnng  von  Personen;  Art.  IT 
über  die  Verjährung  der  Ansprüche  bei  persönlicher  Beschädigung. 

')  Anders  Meili  a.  a.  0.  S.  52. 
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ücben  VorschrifteD  unterordnen,  oder  neue^  nicht  im  ISinklange 
mit  dem  Gresetse  stehende,  Yor«M^iften  au&tellen.  Bezttglidi 
dieser  kann  g^ewiss  streng  juiistiseb  gesagt  werden,  diese  Vor- 
schriften sind  ungüjitig;  allein  wenn  derartige  Yorscbriiten  mit 
Wissen  des  dgentlich  Gresetzgehongs-'Berechtigten,  und  unter 
vorkommender  Bezugnahme  auf  dieselben  bei  Berathungen, 
Jahre  lang  bestehen  und  Anwendung  gefond^  haben,  auch 
durch  Publication  urbi  et  orbi  zur  Kenntniss  gebracht  sind, 
^o  nehme  ich  an,  sie  seien  durch  den  eigentlich  competenten 
Gesetzgeber,  in  dessen  Sphäre  eiogôgriffen  wurde^  sowie  Yon 
-dem  über  ein  diese  Vorschriften  erwähnendes  G-esetz  abstimmen- 
-den,  und  dasselbe  annehmenden  Volke  ratihabirt  und  sanctionirt 
worden,  es  sei  eine  Art  Grewohnheitsrecht  geworden« 

Es  darf  nun  aber  im  Weitem  nicht  übersehen  werden, 
dass  alle  diese  speciellen  noch  giilt^pen  Postvorsohriften  nur 
bezüglich  des  contractlichen  Verschuldens  der  Postbeamten  und 
-Angestellten  Bestimmungen  aufstellen;  nirgends  finden  wir  da- 
gegen eine  Norm,  wie  es  bei  DeHctsobligationen  zu  halten  sei^ 
und  es  ist  dies  speciell  für  die  Präge  der  Haftung  des  das 
Postregal  ausübenden  Bundes  wichtig. 

Ich  komme  also  zu  dem  Schlüsse,  dass  beim  Personen- 
transport die  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes,  bei  allen 
andern  postdienstlichen  Verrichtungen  im  Allgemeinen  die 
speciellen  Postrorschriften  gelten.  Dies  kann  aber  nur  Gel- 
tung haben  bezüglich  solcher  Rechtsverhältnisse,  welche  in 
Postgesetzen  wirklich  normirt  werden  wollten.  Wenn  dort 
nirgends  gesagt  ist,  dass  die  Post  für  Verschulden  aus  Delict 
oder  Quasidelict  hafte  oder  nicht  hatte,  so  sind  wir  berechtigt 
anzunehmen,  dass  dies  zu  regeln  den  Rechtsnormen  des  allge- 
meinen Rechtes  überlassen  werden  wollte,  damals  speciell  dem 
Bundesgesetze  über  die  Verantwortlichkeit  der  Eidgen.  Be- 
hörden und  Beamten,  welches  noch  besonders  behandelt  werden 
wird,  und  dem  Bundesstrafrechte.  Heute  haben  wir  aber 
«ben  noch  das  Obligationenrecht,  welches  weitergehende  Be- 
stimmungen über  die  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen  all- 
gemein aufstellt,  sowohl  fur  die  eigentlich  Schuldigen,  als 
die  dafür  haftbaren  Geschäftsherren,    und  wir   werden  daher 
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ans  denselben  Grriinden  wie  bei  den  PersonenverletzungpBn  all* 
gemein  annebmen  müssen,  dass  anoh  bei  Sehadeitsisufâgangen 
an  Sachen^  die  nieht  aas  mangelnder  Ye^tragserföllung,  son- 
dern aus  einem  aiUKföroontractlichen  Yecschnlden  Jierrorgeben, 
<lie  Bestimranngen  des  Obligationeitreohtes  massgebend  sind. 
Es  wird  also  die  Frage  der  Haftung  des  Staates  für  die 
Postbeamten  und  -Angestellten  noch  um  eiiieti  Grad  compli- 
oirter.    Wir  müssen  untersdieideii  : 

a)  Personentransport:  Der  eidgen,  Fiscas  haftet  fdr 
alle  seine  Beamten  und  Angestellten,  soweit  dieselben  einen 
jiacfa  den  für  aqnilisclias  und  oontraotliohes  Versohulden  ent- 
wickelten Grundsätzen  zu  behandelnden  Schaden  rerursacht 
haben,  gemäss  Ohligationenreoht 

b)  Bei  allen  andern  postalischen  Verrichtungen 
xnuss  auseinandergehalten  werden 

a)  contractliches  Verschulden  in  Nichterfüllung  einer  über- 
nommenen Verpfliohtung  —  der  eidg.  Flseus  haftet  fUr  alle 
aeine  Beamten  und  Angestellten,  soweit  das  Postgesetz  über- 
liaupt  eine  Haftung  eintreten  lässt,  primär  unter  Begress- 
möglichkeit  auf  den  eigentlichen  Fehlbaren  nach  Postgesetz.  ^) 

ß)  Aquilisches  Verschulden  —  der  Staat  haftet  nach  Ob- 
ligationenrecht wie  beim  Personentransport.*) 


')  Siehe  Postregalgesets  Art.  19. 

'}  Ein  Beispiel  zeigt  die  Gonoarrenz  der  verschiedenen  Haftnngsmo- 
-dalitäten  am  deutlichsten:  Ein  Postwagen  stürzt  wegen  habitneller  Tmnkea- 
dieit  des  Postillons  einen  Abhang  hinunter,  was  zur  Polge  hat,  dass 

a.  Ein  im  Postwagen  befindlicher  Reisender  den  Arm  gebrochen  hat 

b.  Ein  mit  tausend  Franken  deklarirtes  Paqnet  verBchwnnden  ist 
«.  Der  Condnctear  eine  tödtliche  innere  Verletsnng  erhalten  hat. 

d.  Ein  dem  Postwagen  entgegenkommender  Lastträger  dnrch  den  stür- 
zenden Wagen  ebenfalls  verletzt  worden  und  eine  von  ihm  getragene 
Last  Glaswaaren  zerbrochen  ist. 

Die  sämmtlichen  4  Geschädigten  bezw*  deren  Angehörige  sind  klag- 
berechtigt  gegen  den  Bund  (Postftzcus)  und  zwar: 
4)ei  a  nach  ObligaÜonenreeht  Art  50^  61,  59.  (54). 
,   b  nach  Postregalgesets  Art  12  u.  19^  Transportordnnng  Art  lOI  u.  107* 
^   c  nach  Obligationenrecht  Art  50,  51,  52.  (54),  oder  nach  der  bandes- 
räthl.  Verordnung  betr.  ünfölle  im  Dienst,  nach  seiner  Wahl  (§  8)* 
^   d  nach  Obligationenrecht  Art.  50,  51,  53.  (54). 
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Ich  ^be  gerne  zu,  dass^  meine  AufFasBung  überhaupt' 
ak  richtig  angenommen,  das  Verfahren  ein  sehr  complicirte» 
iflrt,  und  dass  es  ohne  Bechtsbeistand  dem  Geschädigten  kaano. 
möglich  sein  wird,  auch  nur  zu  wissen,  an  welche  Instans. 
er  sich  zu  wenden  habe,  um  zu  einer  Entschädigung  zu  ge- 
langen« Allein  dieser  Umstand  kann  mich  nicht  daron  über- 
zeugen, dass  ich  mich  irre,  sondern  nur  davon,  dass  unsere^ 
Fostgesetzgebung  in  mancher  Beziehung  eine  antiquirte  ist,, 
und  dass  es  dringend  wünschbar  wäre,  diesem  Zustande  bald 
ein  Ende  zu  machen.  Ist  aber  meine  Auffassung  eine  irrige,, 
gilt  das  Postgarantierecht  noch  in  allen  Theilen  mit  Aus- 
schluss des  Obligationenrechts,  so  ist  die  Forderung  auf  Auf- 
hebung  der  Sonderstellung  des  Bundes  als  Postunternehmers. 
erst  recht  eine  begründete.^) 

2.  Dem  Postwesen  zunächst  steht  das  Telegraphen- 
wesen; beide  sind  in  der  Bundesverfassung  in  einem  Satze 
verbunden.  Die  neuesten  diesbezüglichen  Specialgesetze  sind  r 
Das  Bundesgesetz  über  den  telegraphischen  Verkehr  im  Innern- 
der  Schweiz  vom  22.  Brachmonat  1877,  die  Verordnung  über  dio- 
Benützung  der  electrischen  Telegraphen  im  Innern  der  Schweiz, 
vom  90.  Juli  1886,  die  Instruction  über  den  Büreaudienst 
vom  Hl,  Juli  1886  (der  internationale  Telegraphen vertrag^ 
von  St.  Petersburg  1875,  das  Reglement  für  den  internatio- 
nalen Dienst  Berlin  17.  September  1885  nebst  dessen  Revision, 
vom  25.  Mai  18860- 

Ist  die  Beantwortung  der  Frage  über  die  Anwendbar- 
keit des  Obligationenrechtes  schon  bei  der  Haftung  des  Post- 
fiscus  äusserst  wichtig,  so  ist  sie  es  noch  vielmehr  beim  Tele- 
graph; denn  während   die    Post   eine,    wenn  auch   sehr  be- 

')  Der  Bericht  des  Bnndesrathes  über  seine  Geschäftsfflhning  im 
Jahre  1887  III«  A  Postverwaltung  (Bandesbl.  15  1888  S.  U%)  lässt  einen 
Entwurf  eines  neuen  Postregalgesetzes  für  die  diesjährige  Wintersession 
der  Räthe  hoffen,  und  diese  haben  diesen  Bericht,  herausgewachsen  aus 
ihren  diesbezüglichen  Postulaten,  in  der  Weise  acceptirt,  dass  sie  dem 
Bundesrathe  die  specieUe Weisung  ertheilten,  die  Haftpflicht  auszudehnen, 
und  zu  versehSrfen.  Einzig  aus  diesem  Grunde  habe  ich  davon  abge- 
sehen, eine  besondere  These  au&ustellen.  —  Möge  uns  der  Entwurf  bezw^ 
das  Gesetz  diese  Ausdehnung  ganz  im  Sinne  und  Geiste  des  0.  B.  bringen^ 
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schränkte,  Haftung  stata  anerkannt  hat,  so  ist  es  nicht  nur 
schweizerisches,  sondern  beinahe  universales  Tel^raphen* 
recht,  jede  Haftpflicht  abzulehnen.^) 

Im  Obligationenreoht  ist  das  Telegraphen-Institut  mit 
keiner  Silhe  erw&hnt.  Ist  deswegen  anzunehmen^  dasselbe 
unterliege  auf  Glrund  des  Art.  881  den  allgemeinen  Rechta- 
regeln des  Obligationenrechtes?  oder  bestehen  die  Spezial- 
bestimmungen  noch  zu  Recht?  Beim  Festgesetze  hin  ich 
dazu  gekommen,  die  Specialbestimmungen  über  den  Fracht- 
yerkehr  aufrecht  zu  erhalten,  weil  nur  bezüglich  dieses  das 
Obligationenrecht  ausdrücklich  die  Normen  als  fortgeltend 
bezeichnet,  und  indem  ich  hieraus  des  weitern  schloss,  der 
Gesetzgeber  habe  das  Nichterwähnte  untergehen  lassen  wollen. 

Bei  der  vorwürfigen  Materie  verhält  es  sich  anders: 
Wenn  die  Spezialtelegraphengesetzgebung  gar  nicht  erwähnt 
ist,  so  müssen  wir  nach  den  allgemeinen  Regeln  annehmen, 
der  Gesetzgeber  habe  trotz  Art*  881  das  Spezialgesetz  fort- 
bestehen lassen  wollen.  Es  ist  für  diese  Auffassung  nament- 
lich von  Wichtigkeit,  dass  gar  nirgends,  ausser  in  Argen- 
tinien^), eine  solche  Haftpflicht  für  die  Telegraphenverwal- 
tung besteht,  wie  sie  das  Obligationenrecht  ihr  auferlegen 
würde.  Darf  nun  angenommen  werden,  eine  solche  Umwäl- 
zung der  bestehenden  Verhältnisse  sei  vorgenommen  worden, 
ohne  auch  nur  mit  einem  Worte  in  irgend  einem  Commentar, 


^)  Buchstäblich  anfgefssst,  ist  dieser  Ansspmch  insofern  unwahr,  als 
nach  Art.  58  der  eitirten  Verordnung  fOr  recommandirte  Depeschen  eine 
fixe  Entschädigung  von  fän&ig  Franken  gewährt  wird,  während  sonst  nur 
Taxrückvergütung  stattfindet.  Dies  ist  aber  der  einzig  vorgesehene  Haftungs- 
fall, der  eher  den  Titel  einer  Conventionalbusse  verdient.  Der  Art.  2  des 
Gesetzes,  welcher  in  Art.  2  der  Verordnung  reproducirt  ist,  lautet  be- 
kanntlich ausdräcklich  dahin:  ^Die  eidgenössische  Verwaltung  übernimmt 
keinerlei  Verantwortlichkeit  für  die  telegraphinche  Gorrespondenz.*'  Die 
fibrigen  speciell  in  Betracht  fallenden  Bestimmungen  sind:  Die  Art.  68/70 
der  Verordnung,  in  welchen  die  Rückvergütung  der  Taxen  geordnet  ist; 
Art.  3  des  internationalen  Vertrages,  in  welchem  die  Bestimmung  über 
Ifichthaftung  aufgenommen  ist;  Art.  LXX/LXXIII  des  internationalen 
Réglementes  betr.  Taxrückvergütung. 

*)  Siehe  Meili  das  Telegraphenrecht  S.  265, 
Zeltoobr.  fOr  tehireixeriseliet  Recht.    Nene  Folfr*  vn.  83 
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einer  Botschaft)    einem  Gofnmisnonalberioht,   dessen   su 
wâimefi?    Neinl  dies  ist  meines-  Eraohten»  an^iilässig. 

Wenn  ich  trotzdem  zur  tfaeilwetsen  Anwendang  des  Ob* 
liga^ionenr echtes  gelange^  so  geschieht  dies  also  nickt  aus 
dem  Grfunde  der  stillsehweigenden  Aafhebeng^  sondern  àeok 
à^t  Ergänzung*  der  Spezialgesetzgebnng.  Wie  beim  Potfl^ 
fiseus  onterseheide  ich  auch  hi^-contmotliches  und  aqaüisohes 
Verschulden«  Da»  erstere  ist  in  der  Td^raphengesetagebang' 
geregelt)  der  Staat  haftest  ni<^;  aber:  über  die  Haftung  de«* 
Staates  für  die  civüreohtlioben  Folgen  eines-  Delietes  odar 
QuasideÜctes  eines  Angestellten  des^  Teli^rapkenamte8>  hai; 
dka  Specialgesetz'  keine  Bestimmungen  aufgestellt.  Audi 
hier  ist  also  das  Obligationenreoht  ergänzend  eingetreten^  es 
hat  Normen  geschaffen,  die  früher  nicht  existirteD,  und  die 
daher  auch  überall  Platz  greifen, müssen,  wo  die  V^iiültinsae 
an  und  f&rsich  Yorliegeni  für  welche  sie  gegeben  sind^  Wenn 
wir  nun  den  Bund  als  Inhaber  des  Telegraphenrnonopols  be- 
trachten, so  finden  wir  alle  Merkmale,  die-  wir  angestellt 
haben  für  die  Anwendung,  des  Art.  62  0.  B.')  in  ihm  vereinigt^ 
und  es  liegt  daher  absolut  kein  Grund  für  die  Nichtannahme 
aquilischer  Haftung  vor,  im  blossen  Worte  ),Bund'  steekt 
die  Ausnahme  sicherlich  nicht.  Zudem  drückt  sieh  die  ai»- 
geführte  Instraetion-  für  den  Büreaudienst  dahin  aas,  daas 
der-Beamte  dem  Bunde  für*  allen  vemrsaditen  Sofaaden  haft* 
bar  sei;^)  welchen  Sinn  könnte  dies  nun  haben,  wenn  wir 
auch:  keine  Haftung,  awn  Deliot  annähmen?  Küssen  wir  nicht 
daraus  s^liessen,  die  na>cfa)dem  OUigationeurecht  in  Kraft, 
getretene  Verordnung  (1986)  habe  gerade  vor  Augen  gehabt^ 
dass  die.  Haftung  aus  Art  62  für  den  Staat  eintrete,  und' 
sich  dacum  ausdrücklich  den  Begress  gewahrt,  was  allerdings 
uiMDröthig.  war;,  und  hätte  nicht  ausdrücklich  in  dieser  Ver* 
Ordnung  gesagt-  werden  müssen,  der  Bund  lehne  die  Haftung, 
ab,  wenn  es  diesen  Sinn  gehabt  haben  seilte?  dies  letztere 
allerdings  nicht  in  der  Meinung,  dass  eine  Verordnung  eine 
gesetzlich,  bestehende  Haftung  durch  blosse  Aufnahme  eines. 

')  Siehe  Art.  164,   welcher  auch  das  Verantwortlichkeitsgeseti   und 
die  eiaschlagigen  Bestimmangen  desBandesstrafrechtes  ah  geltend  beaeicluiet. 
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solchen  Pasòus'  ausscMiessën  könnte,  sondern  lediglieli  als' 
deùÛiche  Dbcümehtirung;  dass'  dies  die  Âufiiakfàting  vom  Ge- 
setze sei.  Gellen  wir-  gar'  auf  einzelne'  FÛQe  ein,  so  tVitt 
erst  recht  hervor,  dass  nun,  nachdem  wir  dàà'  Obligationen- 
recht  haVeii;  ein  derartiger  Ausschluss  der  Haftiing  nicht 
ndehr  Platz  greifen  kann.  Wir'  haben  gesehen,  dass'  wBnh 
z.  B.  ein  Arbeiter  bei  der  eidgenössischen  Pulvei-vei'Waltung 
raucht  und  hièdurch  I^fittéh  Schäden  aiirichtet)  der  ätaat 
haftet';  aas  welchem  Grunde  soll  dieser  nun  nicht  haften, 
wenn  z:  Ö.  ein  l^elegràphist,  der  lî'achtdienàt  hat^  dits  llicht 
^anzûndët,  das  noch  brennende  Streichholz  in  den  Papierkorb 
befördert,  und  dadurch  eine  Feuersbrurist  entstellt?  oder  wehn 
der  Telegraphenbote,  der  mir  ein  internationales  Telegramm 
bringt,  die  ^eitj  wahrend  ich  ihm  die  Bêâcheinigùhg  unter- 
zeichne, benutzt,  um  mich  zu  bestehlen?  wtthrend  im  gleichefn 
Fallò  der^  Staat  fur  den  Briefb'otén  einzusteheh  hat^ 

Dies  die  kurzre  Begründung,  wesshalb  ich  auch  biet  zu 
einer  theilweisen  Anwendung  des  Obtìgatiòhenrécfatesgelangé.') 
Anders  verh'ält'  eä'  sich  nun  freilich  de  lege  ferenda. 
Hier  stfehè  idi  voll  und  ganis'  aiif  dem  Mò'döh  Derjenigen, 
welche  eine  Aenderting  auch  der  Telegraphengeä^zg^bung 
verlangen.*) 

Wieweit*  die  Haftung  hiebe!  ausgedehnt  w'örden  soll,  ist 
heute  nicht  zu  debattireh,  dies  müssen  ^v^ir  dein  Gesetzgeber 
überlasseh.  Es  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellet,  dass  denn 
doch  ein  gròsSfer  Unterschied  zWls^öheri  den  Obliegenheîtèti 
eines  PostarigestéUtèn  und  denen  eines  Telè'g^aph^nbeamten 


^)  Hsteer,  a.  a;  O.  n  Att  llO-Boiilass,  nimml  ebeüfalls  f&r  contract- 
liches  Versdulden  Gtlligkeit  der  Specialgesettgebmig  an,  besflglick  des 
aqoiUsehen  Yerschuldeiis  hat  er  sich  nicht  ansgesprochea.  Zeerleder,  die 
Schweiz.  Haftpflichtgesetzge^nog  pag.  28,  spricht  sich'  bÌEa%Iich  Tele- 
graphen und  TelegrapheüVetwäftan^' nicht  betrfäunnt^  aus.  Ganz  anders 
Meüi  a.  a.  Ò.  B.  261,  welcher  auch  ftür  coaftràctliobes'  Vbrechuldeii  das 
Obligationenrecht  als  massgebend  aufstellt.  Dass  Schneider  im  Anhang  zu 
«einem  Commentar  das  Telegraphengesetz  nicht  zum  Abdruck  gebracht  hat, 
deutet  mir  darauf  hin,  dass  er  annimmt,  das  Obligationehrecht  finde  hier 
Anwendung. 

*)  Siehe  Meili  a.  a.  0.  S.  216  ff. 


516         Yerhandliiiigen  des  Schweizerischen  JariBtenyereins  1888. 

besteht;   dem  einen  liegt  nur  ein  Transport  ob|  dem  andern 
eine  IJebersetzung,  eine  geistige  Thätigkeit;  wenn  jener  nur 
einigermaassen  aufmerksam  ist^    so  kann   er  sich   ohne   be- 
sondern Verstand  vor  Schaden  hüten^  bei  diesem  genügt  eii^ 
falscher  Druck,  und  ein  Schaden  ron  Tausenden  von  Franken 
ist  gestiftet;    es  schiene  mir  daher  entschieden  zu  weitgehend^ 
den  Beamten  oder  gar  den  Staat  fbr  jeden  Schaden  aus  der 
Besorgung  des  Telegraphendienstes  haftbar   zu   machen.    — 
Die  Haftungsfrage  ist  in  der  Entwicklung  begriffen,  das  Be- 
dürfnis  wird    sich   auch  andernorts  immer  lebhafter  geltend 
machen,    und  so    gut  als  wir  für   unsern  internen  Verkehr 
Normen  aufstellen,    lässt  sich   vielleicht  auf  internationalem. 
Boden  eine   gewisse  Haftung  erstreben,    sei   es  durch  Auf- 
stellung rerschiedener  Kategorien  von  Depeschen,    die  eine 
mindere  oder  höhere  Sorgfalt  erheischen,  und  demnach  auck 
kleinern  oder   höhern   Taxen   unterliegen  (Becommandation, 
Deklarirung  etc.),  sei  es  auf  dem  Wege  allgemeiner,  für  alle 
Versehen  gleicher,  Haftung.     Bei   der  eminenten  Bedeutung 
des  telegraphischen  Verkehrs  und  dem  kleinen  schweizerischen 
internen  Bayon  wäre   einer  internationalen  Regelung,   wenn 
auch  in   abgeschwächter   Form,  entschieden   der  Vorzug  zvl 
geben.     So  wie  die  Haftung  jetzt  geordnet  oder    vielmehr 
nicht  geordnet  ist,  kann  es  nicht  bleiben.    Auch  hier  ist  nicht 
zu  vergessen,   dass  wir  es  mit  einem  einträglichen  Monopol 
zu  thun  haben,  dass  mich  der  Staat  zwingt,  mich  eines  Be- 
amten zu  bedienen,  der  mich  zu  seinem  Vergnügen  absichtlich 
ruiniren  kann,  ohne  dass  mir  der  Staat  hiefür  einsteht. 

3.  Ganz  kurz  kann  ich  mich  bezüglich  des  Telep  ho  Un- 
wesen s  fassen.  Ich  berühre  die  Streitfrage  nicht,  ob  es  richtig 
war,  das  ganze  Institut  des  Telephons  dem  Telegraphen  gleich- 
zustellen; durch  die  Verordnung  über  Errichtung  von  öffent- 
lichen Telephonstationen  vom  29.  Kovember  1880  und  die 
Instruction  für  den  Telephonbetrieb  vom  20.  April  1881*)  ist 


')  Siehe  speciali  Art  4  und  5  der  ersteren  und  Art.  24  der  letzteren. 
Der  citirte  Art.  4  geht  noch  einen  kleinen  Schritt  zonlck  bei  der  Taxrück- 
Vergütung. 
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•dies  geschehen,  und  die  Bäthe  haben  es  gut  geheissen,  wie 
mir  übrigens  scheint  mit  Recht.  Das  Telephon  ist  der  jüngere 
Bruder  des  Telegraphen,  ob  er,  wenn  einst  ausgewachsen, 
nicht  noch  grösser  wird  als  der  ältere,  ist  noch  ungewiss. 

Ist  diese  Gleichstellung  einmal  Yorhanden^  so  muss  das 
zum  Abschnitt  Telegraphenwesen  Gesagte  auch  für  das  Te- 
lephon gelten.  Kur  de  lege  ferenda  besteht  insofern  ein  be- 
deutender Unterschied,  als  ich  in  einer  besondern  Gesetz- 
gebung für  das  Telephonwesen  kein  dringendes  Bedürfniss 
sehe;  bezüglich  des  aquilischen  Verschuldens  sind  wir  jetzt 
43chon  gesichert,  und  das  contractliche  Verschulden  spielt  eine 
untergeordnete  Bolle.  Dass  der  Beamte  nicht  auf  seinem 
Posten  ist,  dass  er  eine  falsche  Verbindung  herstellt,  dass 
er  zu  früh  abläutet  etc.,  alles  das  sind  ärgerliche  Vorgänge, 
die  mit  einem  telephonischen  Segenswunsche  erledigt  werden 
können,  ohne  zu  ernsthaften  Klagen  Veranlassung  zu  geben  ; 
der  eigentliche  Verkehr  geschieht  durch  die  Interessenten 
43elbst;  wenn  sie  sich  nicht  verstehen^  so  ist  es  ihr  Fehler, 
und  haben  sie  sich  den  Schaden  selbst  zuzuschreiben.  Der 
mangelhafte  Unterhalt  der  Apparate  und  dgl.  fällt  ebenfalls 
unter  die  entsprechenden  Normen  des  Obligationenrechtes. 

4.  Das  Bundesgesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz.  Eidgenossen- 
43chaft  vom  23.  Decomber  1872,  das  Bundesgesetz  betr.  die 
Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfschifffahrt-Unter- 
nehmungen  beiTödtungen  und  Verletzungen  vom  I.Juli  1875, 
das  Bundesgesetz  betr.  den  Transport  auf  Eisenbahnen  vom 
20.  Mai  1876. 

Es  ist  mir  nicht  bekannt,  dass  ausser  dem  Eanton  Neuen- 
burg eine  öffentlich-rechtliche  Korporation,  Gemeinde,  Eanton 
oder  Eidgenossenschaft,  eine  Eisenbahn  oder  Dampfsohifffahrt 
betreibt;  möglich  wäre,  dass  noch  irgendwo  für  eine  gewerb- 
liche Staats-  oder  Gemeinde- Anstalt  ein  Privatverbindungs- 
geleise  existirte,  auf  welches  ja  die  Haftpflichtsbestimmungen 
ebenfalls  Anwendung  finden.^)    Bei  diesen  letztern  werden 

')  Siehe  Bondesgesetz  über  àie  Rechtsverhältnisse  der  Yerbindangs- 
geleise  zwischen  dea  Schweiz.  Eisenbahnen  und  gewerblichen  Anstalten 
Art  18. 
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a)>er  in  da,n  meisten  Fällen  eigene  ^AfigejBtellte  in  J^e^oht 
kommen,  die  dann  eber  pnter  das  Fabrikgejsetz  fallen.  Be* 
züglich  d^T  Qaftpflicht  nach  der  £isenb^ibn£^ets^e])ni|g  in^ 
AlljB^emeinepi  also  der  Yoraussetzung  der  Haftpflicht^  4^r 
,SuÌ3Je^te  derselben,  der  Be^reisl^t,  der  iße^qi^gfi|grande^ 
der  Art  und  Höhe  der  Entschädigfin^  der  proz^ssiialisçih^n 
Bestimmungen,  der  Yerj|Uirui^,  der  Beschrän^upj;  4^^  Yer- 
^ags^iheit^  veirweiseich  auf  die  küiizlich  enßd^ienene  crp-^o- 
mat|scbe  Darstellung  der  sch^eizeriscben  Haftpflicb^p^etz- 
gebun|;  von  Prof.  Zeerle^er^  i|nd  hebe  hier  nvix  bervor,  ^^uss 
die  Haftpflicht  flir  Sachen,  I^eib  und  Leben  über  eii;!  y^r- 
schulden  Seitens  der  Dampfschiff-  und  Bahnv;erjvaltui^  und 
ihre  ^fDi^estellten  binaus  laut  bupdesräthliclii^  Botscb^t  d^a- 
wegen  so  ausgedehnt  ist,  ^^^eil  sich  das  Pablikuni  den  Eisen- 
bahnen gegenüber  in  einer  Nothlf^e  befinde.^  ^)  Pies  einixi^ 
angenommen  — ,  sq  ist  doch  bei  ^Eisenbahnen  und  Paiupf- 
booten  d^s  Monopol  nur  e^  faotisches^  ich  ^^n  miqb  des  gp- 
wohnlicl^n  Transportes  per  Aebfie^  deo  Wa^ertra^sportep  in 
von  Menjsicbienhand  ^nd  nicht  mit  Dftmpf  be^egtfin  Scl^ffen 
bediepen,  und  werde  de8y9;eg;en  nicht  bestr^.  tJud  die  Pofit^ 
die  mich  nicht  factisch^  sondern  jeohtUch  z:i|fcingt,  mich  ihr^r 
zu  Ifedienen,  die  mich  bei  Ziiwiderhfmdeln  bestraft,  diefier  soll 
es  freiste^n,  ihre^arftbarl^eit  nicht  n^r  nicht  tiber,den]||{[9ajBatab 
des  Qbliga(tion6n]:echt6S  ,hinans  auçy^^dehnen,  sondern  sie  ßQ}l 
so|gar  hinter  diesen  Be|st^au9i\ngen  j^urückUeiben,  j$ia  £9^02 
nejpren  dt^fen?  Art«  ,38  deß  iËipenba^ngeaetse^  jbs^t  einheit- 
liche Ha,ftpflichtjbestinunungeii  fü^  jBi^QnbahpQn^  Dampfboot» 
und  die  Post  vorgesehen;  seither  sind  15  Jah^  verflosa^, 
und  jseit  13  Jahren  isj;  der  Art.  38  Veztig^€h  ^er  ersten 
l^^nz,  befsüglich  ,der  z^i^reiten  theil.i^reise^  zur  4^uafUhr.T;^ng  gy-> 
lan|^  nur  bezüglich  ^r  Pp^  i^t  niohts  jg^esche^en  I 

Ich  consta,tire  also  l^ezüjgliqh  der  Eisenipahu-  und  p^^pf» 
bootgesetzgebung  blos: 

13ezt^lich  detr  ^a&Wß  aup  5ac]b.eu-  .(PA-acht)  und  Per- 
sçnentranspo.rt,   sowie   bezüglich  Yerletzun^ea   und   Bfipqh|L;- 


^)  Sie^e  Blamer/Horel  Bundeßsttu^srecht  Jl  S.  180.  }M  ff. 
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édf^Qgen  nidit  anm  Traaaport  Abernommener  Peivonen  findet 
4ft8  ObUgationenreoht  auf  I^nbahnen  keine  Anwendw^, 
Bondern  die  hierüber  «rlMaeiiAn  oder  su  evlaaaenden  Special- 
gieeetae  «owohl  beai^Iiob  Ban  ak  JBetriak^)  Ebenao  verhielt 
«B  eich  beztiglioh  oontraotlichem  imd  aqmliaebem  Yersobalddn 
von  DampfbeotanteimehmaDgen  gegeatìbwt  Peraonen.^) 

Daee  dae  Eieoibahi^eaetB  aneh  md  die  FftUe  Aa- 
wendung  finden  eoUOi  in  wekben  ein  Ganton  ak  Bau- 
^der  Betriebsimteriieiiiner  eraobeint,  ist  im  Geeetze  selbst  ge- 
sagt') Daas  dies  auch  bessttglioh  des  SaflpfiichtgescrtMs 
«nd  bes.  des  Transportgesetaes  der  Fall  «ei,  îBt  in  diesen 
Oesetsen  nirgends  aasdrüoklioh  entbaltea;  ebensowenig,  dais 
die  Bestimmungen  der  Eisenbahngesetzgebtmg  vorkommenden 
Falles  4uioh  auf  den  Bund  oder  Gemeinden  angewiaiidt  werden 
Bussen  ;  allein  einerseits  ist  die  fiisenbabogeaetsgebang  s<^ch 
ein  in  sich  abgeschlossenes  Ganses,  daas  es  sioh  gar  nioht 
4enkea  liesse,  wunm  4ie  eine  Bestimmvng  Anwendung  finden 
flollte,  und  die  andere  nioht;  anderseits  sind  in  dieser  Beail»- 
hiwg  Bmid;  Cantone  und  Gemeinden  so  gleiche  Gebilde,  dsMs 
sich  eine  UateMcheidoiig  «aob  dieoi  Subjecte*  wieder  nioiht 
denken  Uesse.  Es  kommen  also  aAüberall,  usnI  in  jeder  Bè- 
eiehung,  also  auch  fitr  den  Chemin  de  fer  Jnra-Neuchâtelois, 
4ie  Bestimmungen  der  Eingangs  erwähnten  Gesetze,  nioht 
das  Obljgationenrechtj  zur  Anwendung.  Und  wenn  also 
heute  oder  moigen  der  Bund  den  Betrieb  einer  solchen  An* 
Btalt  Übernimmt,  «o  haftet  er  ffir  seine  diesbeaUglichen  Be- 
amten und  Angestellten  nach  jener  G^esetzgebung  bis  und 
ao  lange  er  die  Gesetagebn^g  nicht  Andeit. 

Ans demGesagten  geht  durch  Abstraotienhebror,  welcheBe- 
deuttti^  bezttglich  Eisenbahn-  und  Danipf  boetuntemehmungen 
dem  Obligationenrecht  zukömmt.  Es  tritt  dort  ergänzend 
ain^  wo  die  Eisenbahn-SpecialgesetJBgebaAg  mangelti  d.  h.: 


>)  0.  £.  Art.  466/6&  888  (Art.  dOO  berührt  uns  speciell  fiioht). 
')  Meiü,    die  Rechtsstellang   der  Dampfschiffantenfehmungeii  in    der 
0ohweii  8.  19  ff.  —  XntgegMgesetBt  BhiBer/Morel  II  S.  106. 
»)  £iMib«im-6eietB  Art.  40. 
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a)  Bezüglich  der  Eisenbahngesellscliaften  findet  das  Ob- 
ligatìonenreobt  Anwendung  bei  aquilischer  Saohbesohädigang. 

b)  Bezüglich  der  Dampfbootuntemehmongen  findet  daa 
Obligationenrecht  Anwendung:  auf  den  Gütertransport  sowohl, 
als  mit  Bücksicht  auf  Beschädigung  von  nicht  zum  Trans« 
port  übernommenen  Sachen,  also  die  Art.  449  ff.  über  den 
Frachtrertrag,  115  und  62  ff.  betreffend  Haftung  für  die  An- 
gestellten aus  contractlichem  und  aquilischem  Verschulden« 

5.  Was  endlich  die  Hafinmg  aus  Fabrikbetrieb  be- 
trifft,  so  ist  für  diese  ebenfalls  die  besondere  Gesetzgebung  in 
Art.  888  0.  B.  vorbehalten  worden.  Auch  bezüglich  dieser 
Art  Haftung  verweise  ich  in  erster  Linie  auf  die  Darstellung 
Zeerleder. 

Die  sämmtlichen  drei  zu  Recht  bestehenden  Gesetze,  näm* 
lieh:  Das  Bundesgesetz  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken 
vom  23.  März  1877,  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Haft- 
pflicht aus  Fabrikbetrieb  vom  25.  Brachmonat  1881  und  „das 
Bundesgesetz  betr.  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  und  die 
Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1881'  Yom 
26.  April  1887  regeln  jedoch  nur  das  Yerhältniss  zwischen 
den  Arbeitgebern  und  den  Arbeitern.  Gegenüber  Dritten 
gelten  also  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechts  sowohl 
aus  dem  Oapitel  „unerlaubte  Handlungen"  als  „Folgen  der 
Nichterfüllung"  voll  und  ganz,  und  verweise  ich  auf  meine 
-diesbezüglichen  allgemeinen  Ausführungen. 

Nur  eine  Specialbestimmung  des  Ergänzungshaftpflicht- 
gesetzes will  ich  hier  noch  speoiell  hervorheben,  es  ist  dies 
der  Art.  2,  welcher  die  Haftungsfrage  bei  Ausführung  in 
Begie  ausdrücklich  dahin  regelt,  dass  die  Haftpflicht  von  der 
betreffenden  Staats-,  Bezirks-,  Gemeinde-  oder  Corporations- 
Verwaltung  zu  tragen  sei. 

Es  ist  dies  meines  Wissens  die  einzige  Bestimmung  in 
unserer  Gesetzgebung,  welche  die  Arbeiten  unserer  Discua- 
sionssubjecte  in  Regie  expressis  verbis  behandelt. 


Damit  habe  ich  die  wenigen  das  allgemeine  Recht  gana 
oder    theilweise    ausschliessenden   Bundesspecialgesetze    ei^ 
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'ledigt,  und  kann  nun  übergehen  zur  Zusammenstellung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  die  eigentliche  Grundlage 
unserer  Discussion  bilden  werden,  nämlich  derjenigen,  welche 
normiren  : 

In  wie  weit  hat  der  Staat  beziehungsweise  die 
(xemeinde  für  denjenigen  Schaden  aufzukommen, 
welchen  ihre  Beamten  und  Angestellten  bei  Aus- 
übung der  ihnen  anvertrauten  öffentlichen  Gewalt 
verursachen? 


1.  BundesgeseUgebung. 

Unsere  Bundesverfassung  bestimmt  in  ihrem  Art.  117: 
,Die  Beamten  der  Eidgenossenschaft  sind  für  ihre  Geschäfts- 
führung verantwortlich.  Ein  Bundesgesetz  wird  diese  Verant- 
wortlichkeit näher  bestimmen.^ 

Dieses  Gesetz  ist  noch  nicht  erlassen.  Der  Art.  117  der 
beute  geltenden  Bundesverfassung  ist  jedoch  wörtlich  gleich- 
lautend mit  dem  Art.  110  der  früheren,  auf  Grund  welches 
das  Bundesgesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Eidg.  Be- 
hörden und  Beamten  am  9.  Dezember  1850  erlassen  wurde, 
und  welches  somit  so  lang  in  Xraft  bleibt,  bis  es  ausdrück- 
lich aufgehoben  wird,  beziehungsweise  ein  neues  an  dessen 
Stelle  tritt. 

Dieses  Verantwortlichkeitsgesetz  kennt  sowohl  eine  pri- 
märe als  eine  secundäre  Haftbarkeit  des  Staates  für  seine  Be- 
amten. Es  ist  nach  dem  Vorbilde  des  französischen  Bechtes 
die  Klage  gegen  die  Mitglieder  aller  Eidg.  Behörden  und  gegen 
die  Beamten  an  ein  ziemlich  complicirtes  Vorverfahren  ge- 
bunden; es  kann  keine  Civilklage  gegen  solche  stattfinden, 
bevor  deren  vorgesetzte  Behörde  sie  verantwortlich  oder  nicht 
verantwortlich  erklärt  hat.    Es  geschieht  dies: 

Bezüglich   der  Mitglieder  des  National-  und  Ständerathes 

und  der  von  der  Bundesversammlung  gewählten  Behörden 

und  Beamten  (also  auch  der  Mitglieder  des  Bundesge- 

riohts)  durch  die  vereinigte  Bundesversammlung; 

bezüglich  aller  übrigen  Eidg.  Beamten  durch  den  Bundesrath« 
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Der  Entscheid  geht  dabin  :  es  findet  eine  Kbge  gefgegÈ 
den  verneigten  Beamten  statt  oder  nicht  statL 

Im  ersten  Falle  wird  die  Klage  sur  Behandlnng  «Q  da» 
Bundesgerioht  gewiesen. 

Im  andern  Falle  ist  das  Verfahren  ein  verschiedenes: 
Pie  höheren  Beamten  sind  nicht  mehr  weiter  rerfolghar;  dì» 
Eidgenossenschaft  tritt  für  den  BoAmten  ^in,  and  der  dritte; 
Kläger  kann  nnn  direct  den  Fiscas  einklagen  j  in  diesem  Falle 
ist  also  die  Haftbarkeit  eine  alternativ  primäre  (Art.  33).  Die 
von  dem  Bundesrathe  gewählten  Beamten  dagegen  können 
trotzdem  belangt  werden,  aber  der  Kläger  hat  zuvor  eine  ron 
dem  Bnndesgerichte  zu  bestimmende  Prozessoaution  zu  er- 
legen^ und  der  Bund  ûbemijnmt  keine  flafbuig. 

Subsidiär  tritt  der  Fiscus  ein>  wenn  ein  Kitjglidd  einer 
Goll^albehöide,  deren  jyü^lieder  nicht  solidarisch  haften^ 
sondern  nur  jedes  für  sein  Betreffnisi^  seinen  Antheil  nicht 
bezahlen  kann  (Art.  3). 

Als  Voraussetaang  für  jdie  Civilklage  gilt  ^n  positiver 
Sahaden,  herbeigeführt  durch  ein  Yerbneohen  oder  Vergehen 
in  der  Amtsfähmog^  oder  ein  üebertreten  oder  Nichtbefolgen 
der  Bundesverfassung,  Bonde^gesetze  oder  Bejglementeu 

Trotzdem  keine  dieser  Bestimmungen  je  ausdrûcUioh 
angehoben  wurde,  mnss  dennoch  angenommen  werden,  das» 
sie  durch  das  Bundesstrafrecht  vom  4.  Februar  1853  inso&m 
jsusser  Kraft  gesetzt  wurden,  als  nicht  mehr  alle  Straf  klagen 
d^n  Bundesgerichte  zu  äberweisea  sind,  sondern  wegen  Aar 
gemeinen  Yerbrechen  und  Vergehen  an  die  cantonalea  Oe* 
richte  gelangen/) 

Im  Fernem  muas  angenooimea  werden,  ebenfalls  ohne 
ausdrückliche  Bestimmung,  dass  in  allen  Fällen,  in  denea 
Strafklage,  sei  es  beim  Bundes^  oder  ainem  cantonalea  Qe- 
richte  erhoben  ist,  der  Civilklâger  adhäriren  kann,  und  daaa 
dann  der  geschilderte  oonpücirte  Apparat  wegfiillt;  allnrdinga 
macht  dann  jenes  UrtheU  über  den  Civilpunkt  auch  Recht 


>)  Alt  TS^rr  dM  1.  Qt.  aUt  das  BkudeMtrateobt;  Bkwsr  Bundes- 
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gejgen  den  Bund^  und  es  H^nn  jiur  noqh  die.aa]>8idi|gre  ^Eaftung- 
bei  den  CoUegialbehördQn  bes^n^prucbt  werden. 

Dieses  Gesetz  muss  aIs  poch  za  J^eoht  beetebend  gelten, 
trotz  Obiigationei>rec)it.  Der  Bund  b$kt  -Ton  der  itöglichk^it 
Gebrauch  ^emac^t^  die  Qt^ftuqg  seiner  Beamten  zu  regeln  ; 
ob  dies  vor  oder  nach  Jnkrf^fttreten  des  Obl^tiooenretchtes 
geschah;  ist  ohne  Bedei^tung. 

In  Betreff  der  allgemeinen  Wiirdigungdesg^jizeaS^Bteina 
verweise  ich  auf  mBine  :Spätere  Außfüthrung,  hier  sei  nur  die 
Eigenthümlichkeit  heryorg^hoben,  dass  der  Bund  subsidiär 
haftet;  wenn  ein  Mitglied  einer  Gollegialbehörde  seinen  An* 
theil  nicht  ers£|tzen  Ifisi^fin^  dass  ^r  aber  nicht  haftet;  wenn 
ein  Einzel beç^m ter  nicht  bez^^en  k^n.  ijine  Differenz;  die 
auf  einem  Rechtsgrund^  nicht  beruhen  kann:  entweder  der 
Staat  haftet  tiberhaupt  subsidi&r  für  alle  Beamten;  oder  er 
haftet  auch  nicht  für  den  einen,  der  zufällig  in  einem  Kolle- 
gium sitzt,  wo  die  Garantie  für  den  Geschäd^en  so  wie  so 
^rösjier  ist  wenigstens  etwas  2U  erhalten. 

2.  EanUmak  .Qmehgdhmg. 

Wie  çlerBund  für  die  Eidgen.  Beamten,  so  stellten  auch 
eine  Seihe  von  Cantonen  für  ihre  Beamten  Verantwortlich- 
keitsgesetze auf;  th^s  dem  eidgenössischen  voUatändig  nach- 
gebildet (Schaffhausen);  theils  mehr  abweichend;  theils  unter 
Aufnahme  ganzer  oder  theilweiser  Haftbarkeit  von  Staat  oder 
Gemeinde,  theils  ohne  solche. 

So  B  e  r  n.*) 

AJle  Behö^den^  9efun,te  imd  ^og^tdUto  sind  ,für  den 
Scjl\a4en  h^ba^,  w^ißbfif  fkyi»  4»  llìIacht»cfiJìll|kng  ihrer  Ob- 
liegfiiiheiteii  ^nviräohrt;  die  Miftgtieder  eines  Goilegioms  sind 
nickt  solidmsob  haftbar,  «ber  fftr  unverarOgende  Mitglieder 
tritt  der  St^^t  ein. 

Piç  Stc^ft^ener^a^k^çigç  ilç^n  ,eutwader  i»dbi&s^k>n|Uireis6 
^iit  A^  &ttßj^}»f^ia  gèjLteiiA  gm^<i^  wi^m  (§  46)  o4er  ae- 

^)  Oesets  über  die  Terantwortlichkeit  der  Offentlichea  Behordea  and 
Beamten  vom  19.  usi  1851.    Verfassung  S  17. 
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parât  beim  Civilrichter,  nur  bleibt  sie  in  letzterem  Falle  so 
lange  ruhen,  bis  eine  allfallig  erhobene  Strafklage  rechts- 
kräftig entschieden  ist.  Findet  überhaupt  nur  eine  civile 
(Schadenersatz-)  Klage  statt,  so  entscheiden  die  Civilgerichte 
nach  den  Vorschriften  des  Cirilrechts  über  Schadenersatz  aus 
unerlaubten  Handlungen  ausschliesslich  über  die  Frage,  ob 
«in  Schaden  vorliege  und  in  welchem  umfange;  bei  den 
Justizbeamten  gleichzeitig  auch  über  die  Frage  des  Ter- 
schuldensy  während  hierüber  bei  den  Administrativbeamten 
die  Administrativbehörden  entscheiden. 

Bevor  jedoch  überhaupt  eine  Schadenersatzklage  geführt 
werden  darf,  muss,  gestützt  auf  erhobene  Beschwerde  oder 
Disciplinar-Untersuchung  durch  Begierungsrath  oder  Oberge- 
richt  (je  nachdem  es  sich  um  einen  Verwaltung^-  oder  Justiz- 
1)eamten  handelt),  eine  VerantworÜichkeitserklärung  erfolgt 
«ein. 

Das  ganze  Verfahren  ist  ein  sehr  complicirtes ,  wird 
^ber  durch  den  beinahe  am  Schlüsse  des  Gesetzes  (§  51)  re- 
producirten  Verfassungsparagraphen  (§  17)  bedeutend  ver- 
einfacht. Es  ist  nämlich  gestattet,  alle  Ansprüche  unmittel- 
bar gegen  den  Staat  zu  erheben,  und  es  diesem  zu  überlassen, 
«einen  Begress  auf  den  Fehlbaren  zu  nehmen.  Wird  dieser 
Modus  eingeschlagen,  so  ist  die  einzige  Formalität,  welche 
man  zu  erflillen  hat,  die,  dass  man  sich  mindestens  30  Tage 
vorher  an  den  Begierungsrath  wende. ^)  Wozu?  ist  nicht  ge- 


^)  Von  einer  absolut  feststehenden  Praxis  kann  zwar  nicht  gesprochen 
werden.  Für  meine  Auslegung,  d.  h.  dass  eine  Yerantwortlichkeitser- 
klärung  des  Beamten  nicht  voranzugehen  habe,  wenn  die  Klage  gegen  den 
IStaat  direkt  angehoben  wird,  citire  ich  das  UrtheU  des  Appellationshofes 
Bern  i.  S.  Blum  c  Staat  Bern  (Ztschr.  d.  Bern.  J.-Y.,  XIII  S.  825,  26, 
AI.  2,  u.  S.  827  Mot  1).  Entgegengesetzt  entschied  das  Bundeegericht  L  S. 
Familie  Simmen  c  Kant  Bern  (Entsch.  d.  B.-G.,  III  S.  416  iL).  Die  Klage 
wurde  z.  Z.  abgewiesen,  weil  nicht  zuvor  die  Verantwortlichkeit  des  Beamten 
bei  der  Oberbehörde  nachgesucht  worden  sei,  welche  allein  kompetent  sei, 
über  die  Frage  zu  urtheilen,  ob  eine  Amtspflichtsverletzung  vorliege;  das 
Oivilgericht  habe  nur  darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  Schaden  entstanden 
und  wie  gross  derselbe  sei.  Eine  Yerfassungswidrigkeit  sei  nicht  nachge- 
wiesen;  wenn  der  Gr.  Rath  einmal  um  Yerantwortlichkeitserkl&rung  an- 
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sagt;  ich  nehme  an^  um  demselben  Gelegenheit  zu  geben,, 
die  Sache  gütlich,  anssergeriohtlich,  zu  erledigen.  Es  ist  nun 
wohl  kaum  denkbar,  dass  ein  Geschädigter  den  Beamten  be- 
lange, wenn  er  auf  einfacherem  Wege  einen  absolut  zahlungs* 
fähigen  Garanten  einklagen  kann;  allerdings  ist  diese  Klage- 
gegen  den  Staat  an  eine  kurze  Verjährung  gebunden,  sie- 
muss  nämlich  so  rechtzeitig  erfolgen,  dass  der  Staat  seinen 
Begress  noch  ausüben  kann;  allein  abgesehen  davon,  das» 
es  einfacher  ist,  diese  Frist  innezuhalten,  als  die  weiten  Um* 
wege  einzuschlagen,  scheint  in  praxi  diese  Beschränkung 
nicht  strenge  gehandhabt  zu  werden.') 

Dieses  Gesetz  gilt  nur  für  die  Staatsbeamten  und  -An- 
gestellten, nicht  für  Gemeindebehörden  und  -Beamte;  e» 
kann  daher  auch  von  *  einer  Haftung  der  Gemeinden  nicht  ge- 
sprochen werden  ;  auch  die  Sätze  210  und  209  des  Civilges.-B. 
sprechen  wohl  von  einer  Hafkung  der  Yormundschaftsbehörden 
d.  h.  der  Gemeinderäthe,  nicht  aber  der  Gemeinden. 

Art.  72  der  Verfassung  bestimmt:  Eine  ungesetzliche 
Verhaftung  giebt  dem  Verhafteten  Anspruch  auf  volle  Ent* 
Schädigung.^) 


gegangen  worden  sei,  nnd  durch  die  Abweisnng  der  Kläger  sich  in  seinen 
verfassungsmässigen  Rechten  gekränkt  finde,  so  stehe  ihm  der  staatsrecht- 
liche Rekurs  offen,  znr  Zeit  aher  habe  er  eine  Civilklage  angehoben.  (Der 
Kläger  hatte  nämlich  die  Einrede  gebracht,  das  Geseta  sei  verfassungs- 
widrig, weil  bei  einem  solchen  Verfahren  der  Staat  Richter  in  eigener  Sache 
Hei.)  In  den  Fällen  Egli  c.  Bern  (Entsch.  d.  B.-G.,  UI  S.  813  ff.)  und 
Gerber  c.  Bern  (Entsch.  d.  B.-G.,  VII  S.  144  f^)  kam  diese  Frage  nicht 
zum  Entscheide,  im  erstgenannten  Falle,  weil  der  Regierungsvertreter  diese 
Einrede  nicht  aufgenommen  hat  (auch  nicht  diejenige  der  SO  Tage  vorher 
beim  Reg.-Rathe  zu  machenden  Eingabe),  im  zweiten,  weil  der  Vertreter 
des  Staates  ausdrücklich  erklärte,  dass  ein  Entscheid  der  Administrativ- 
behörde nicht  erforderlieh  sei,  wenn  die  Klage  direkt  gegen  den  Staat  ge- 
richtet werde,  und  dass  er  auf  die  voranzugehende  Beschwerde  verzichte^ 
weil  der  Regierungsrath  das  klägerische  Begehren  doch  nicht  anerkennen 
würde. 

»)  Siehe  Ztschr.  d.  Bern.  J.-V.,  XIX  S.  77. 

')  Dass  diese  Klage  nicht  gegen  den  Beamten,  sondern  gegen  den 
Staat  gerichtet  ist,  geht  deutlich  hervor  aus  der  Ztachr.  d.  Bern.  J.-V.^ 
XX  8.  69  ff. 
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Z'ü  Idioti  hat  ntur'  2  Bestìmmungèhi  wèlclie  eine  Blaflauig. 
d)B6  Staates  festsetzen;  im  einen  Falle' eine  prünäre,  im  andern 
eine  GTabsidiare.  Art.  7  der  Yerfassuiig  sagt^  hitmlich  :  Unge- 
setsliolt  V'erti&ftètën  ist  vom  Staate  aiigemessene  Entschä- 
digung oder  GenXEgthaung  zu  leisteif^  und'  die  §§  776  und 
905  des  Gesetzen  betr.  die  Rechtspflege  bestimmen;  daBs 
unter  ümstftndeh  einem'  freigesprochenen  Angeklagten  auch 
eitie  Entschädigung  fiir"  ihm  vetursachle  TTmtriebe  aus  der 
Staatskasse  geöpròchen  werden  könne.')  Die  §§  418  P.-B. 
und  16  und  17  des  Gesetzes  betV:  die  Eintheilung  des  Can- 
tons in  Notariatskreise  etc.  vom  14.  Bez.  1873  bestimmen^ 
dàss  die  Notare;  in  ihrer  Eigenlächaft  alir  Fuhrer  der  Grund- 
btlcher  2Par  Feststellung  der  Bechts Verhältnisse  an  Grund  und 
Bodeti;  für  déni  durch  sie  selbst;  ihre  Substituten  undOanzlei- 
angestelltisn  ;  auch  aus  leichter  Fahrlässigkeit;  gestifteten 
St)haden  den  Geschädigten  haften;  und  dass  nach  Erschöpfung 
ihrer  eigenen  Mittel  und  der"  Amtscaution  der  Staat  für  den 
unersetzten  Bedtbetrag  einzustehen  habe. 

Wohl  hat  Ztirich  nach  Inkrafttreten  des  Obligationen- 
rechtes sein  Privatrecht  revidirt;  allein  dabei  wie  firäher 
eine  weitere  Haftbarkeit  der  Staatskasse  ausdrücklich  abge- 
lehnt^ mit  der  Motivirung,  es"  sei  nicht  pasâend  diese^  mehr 
öffentlich-rechtliche  Frage  bei  der  Itevision  des  Privatrechtes 
zu  regeln;  diagegen  wurde  der  Erlass  eines  besonderen  Yet* 
antwortlii^eitfigesetMS  in  Auenokt- g«itemraen.^) 

W^hl  stehen  Staat  u«td  GertKsihd^n  fü^  Sdiaden  ein; 
verursâdit'  aus  Grftnden'  der'  ötfeirtlichen  Wohlfahrt  (analog 
der  Expropriation)*);  allein  da  diese  Art  Haftung  nicht  auf 
Versehen  oder  Vergehen  basirt;  so  ist  dieser  Fall  hier  nicht 
zu  bebarndek. 

Ludern  beintBt  ebenMIs-  ein  voÜstteffiges* Verant- 
wort!ichkeit*ge»*tÄ:*)  DassdWer  hat'  in  erster  Linie  <üe  eigent- 

^)  Für  diese  Entschädigang  kann  derVerzeiger  haftbar  gemacht  werden. 

')  Neaes  privatrechtl.  Gesetzh.,  erISutért  darch  Prot  Dr.  A.  Schneider, 
%  421  Anm.  ST.  *)  Ehendaselbst  §  4à0. 

')  Gesretz' über  die  Verantwortlichkeit  der 'Behörden  und  Beamteten 
vom  20.  November  1842. 
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licb  rerwalteifden  Beamten  im  Âttge  (Easseii,  Gelderj  Kaga«- 
:2ine,  GerfttÜBchaften)  und  bestimmt  in  seinem  §  1&>  das9' 
4ie  Gemeinden  sabsidi&r  defii  durch  «mttiehe  Bkiidlungen^ 
FeUér  oder  Unteiiassungen  in  ihren  Bechten  oder  Vermögeii 
lyenachtheiligten  BHtCen  verantwortlieh  seien.  Yon  einer 
^ffong  des  Staates  ist  im  gansen  O'esetis'  keine  Bëde.^)  Das" 
Gesetz  macht  im  Ghatizen  mehr  den  Eindruck  eines  Ver^ 
iraltungsreglementes. 

BeeügUch  d^  den  Behörden  und  Beamten  anvevttr&uten 
«Gutes-  haften  sie  für  jede  Fahrlässigkeit  —  Bke  einzsu* 
«chlagende  Verfidiren  ist  nicht  ganz' Har;  ein  Verantwortlich- 
keitsvorrerfkhren  bei  der  vorgesetzten  Behörde  sieht  §'  11  vor^ 
4vllein  es  scheint  dies-  nicht  auf  alle  FKIie  Besrng*  lavL  haben; 
Bodann  ist  nicht  gesagt,  was  geschehen  soll,  wenn  die  Behörde 
<ISe  TTerantwortlichkeit  nicht  ausspricht.  Im  Uebrigen  ist  das 
Terfahren   das   gleiche  wie   gegen  andere  Personen  (§  21.). 

§  5  der  Yetfassung  sagt:  Eine  ungesetzliche  Verhaftung, 
^iebt  dem  Betreffendtsn  Anspruch  auf  v^llè  Entschädigung. 

Freiburg  besitrt  ein  Verantwortlichkeitsgeseti/ vom 
Ò:  October  1950  nach  der  üblichen  Schablone.  Art.  14  des- 
selben bestimmt;  ditss  wenn  der'Staatsrath  sich  weigert  seine 
ihm  unterstellten  Beamten  für' ihre  schädigenden  Handlungen 
eventuell  verantwortlich  zu  erklären  oder  ein  diesbezügUdies 
Gesuch  30  Tage  lang  unbeantworti^t'  lässt,  die  Klage  un- 
mittelbar gegen  den  Staat  angehoben  werden  kann. 

Art  290  dbs  code  de  procédure  pénrie  besi^,  dass*  ein 
Ilihaftirter,  der  nachher  freigesprochen  wird,  sich  wegen 
Bntl!chädigung*  innerhalb  14  Tagen  von^èrNiedèrseUaguflg  der 
Untersuchung,  oder  von  der  Freisprechung  an^  an  die  Anklage^ 
It&nnner  wenden' müsse,  wenn  er' glaubt  ein  Beoht  auf  eine 
solche  zu  haben.^ 

So  1  0 1 h u rn  hat  kein  eigentHehes  VeranrtwortUohkeitish 
^setz,  dagegen  sag^  der  Art.  7  der  Staatsverfassung:    Alle 

*)  Sieh»  anelr  den  Enlècheid  des  Ob«rgerielitM  liBsem,  abgedmekt' 
in  der  Ztscbr.  d.  Bern.  J.'-V.  II  S;  211  Met.  4',  wekher  die  Ntehlèxlstens 
«ines  solchen  Gesetzes  constatirt, 

*)  Siehe  Entsch.  d.  B.-G.  U  S.  862  ff. 
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Beamten  und  Angestellten  sind  nach  Massgabe  der  Gesetze 
für  ihre  Verrichtungen  yerantwortlich,  und  haften  fär  den 
durch  missbräuchliche  Amtshandlungen  oder  durch  Unter- 
lassungen verursachten  Schaden.  Soweit  sie  oder  ihre  Amts- 
bürgen denselben  nicht  ersetzen  können,  hat  dafür  der  Staat 
einzustehen«  —  Wir  haben  also  hier  ausdrücklich  eitie  sub* 
sidiäre  Haftbarkeit  des  Staates  für  allen  durch  missbräuch- 
liche Amtshandlungen  oder  Unterlassungen  verursachten 
Schaden,  und  es  wird  gestützt  hierauf  auch  eine  gleiche  sub- 
sidiäre Haftbarkeit  der  Gemeiuden  angenommen*  In  Vormund- 
schaftssachen ist  die  Gemeinde  noch  weitergehend  verhaftet,  näm- 
lich subsidiär  dann,  wenn  der  Schaden  einzig  durch  Verschulden 
des  Beistandes  entstanden  ist;  dieser  haftet  in  erster  Linie 
mit  seinem  ganzen  Vermögen;  wenn  jedoch  die  Waisen- 
behörde (Gemeinderath  oder  eine  Commission  desselben)  ein 
lijUtverscfaulden  hat,  so  haftet  die  Gemeinde  primär  für  den 
ganzen  Schaden,  unter  Möglichkeit  des  Regresses  natürlich 
gegen  die  fehlbaren  Mitglieder  der  Behörde. 

Art.  31  der  Verfassung  sagt  ausdrücklich: 

Ungesetzliche  Verhaftungen  oder  unter  Missachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  vorgenommene  Hausdurchsuchungen 
verpflichten  den  Staat  zur  Entschädigung  gegenüber  dem 
Verletzten. 

Basel-Stadt  kennt  eine  allgemeine^)  Haftung  für 
seine  Beamten  nicht,  nur  in  zwei  Fällen  ist  eine  Verant- 
wortlichkeit des  Staates  statuirti  Einmal  eine  primäre  für 
allen  Schaden  an  den  beim  Waisenamte  hinterlegten  Werth- 
papieren,  sofern  er  nicht  durch  höhere  Gewalt  entstanden 
ist.«) 

Subsidiär  haftet  ferner  der  Staat  für  den  Grundbuchver- 
walter,  für  Ersatz  des  erwiesenen  Schadens  Dritter  aus  fehler- 
haften Einträgen  und  Auszügen  aus  dem  Grundbuche.  Der  dritte 


1)  Siehe  auch  Entsch.  d.  B.-G.,  ül  S.  147  (Kestenholz  c  Baselstadt)^ 
worsQs  ebenfalls  erhellt,  dass  Baselstadt  eine  allgemeine  Haftong  des  Staates 
foi  durch  seine  Beamten  verursachten  Schaden  weder  nach  Gesets  noch 
nach  Spmchprazis  kennt 

*)  Yormnndschaftsgesetz  vom  23.  Febrnar  1680. 
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Gheachädigte  ist  nämlioli  filr  allen  dermassen  entotandeBen 
Schaden  ersatzberechtigt)  der  Beamte  jedooh  stellt  dem  Staate 
mm  eine  Caation  yon  Fr.  15y000*  — >  und  haftet 

a.  unlimitirt  für  allea  aoe  seiner  XjAredliohkeit  oder  grober 
Fahrlässigkeit  entstandenen  Schaden* 

b.  bei  entaclmldbarem  Versehen  höchstens  bla  auf  Höbe 
eines  halben  Jahresgehaltes  and  zwar  für  alle  innerhalb 
eines  Jahres  Torkoramenden  Yetrsebeo. 

c.  nach  seiner  Entlassung  (oder  nach  seinem  Tode  gegtt 
die  Erben)  bleibt  nur  noch  eine  Kl^ge  wegen  dolus 
oder  culpa  lata  anstellbar* 

d.  fär  den  Stellvertreter  haftet  er  ebenfalls  nur  bei  dolus 
oder  culpa  lata  in  inspiciendo. 

Der  Staat  muss  in  allen  diesen  F&Uen  dem  Dritten 
l^enüber  ganz  einst^en,  sei  es  dass  der  Verwalter  im 
Sinne  von  a  nicht  zahlen  kann,  oder  in  den  librigen  FäUea 
nicht  zahlen  muss.^) 

Von  einer  besondern  Gemeindehaftbarkeit  kann  bei  diesem 
Cantone  nicht  gesprochen  werden. 

Basel-Land  besitzt  ein  Verantwortlichkeitsgeeetz.') 
Dasselbe  ist  bedeutend  weniger  complicirt  als  alle  biriier 
genannten.  Aue  einw  straibsnren  Handlang  wird  die  ein- 
klage im  Stratprocesse  adhäsieiiaweise  verhandelt,  wenn  der 
fehlbare  Beamte  nicht  todt  iot  oder  sonst  eine  Strafverfolgung 
nicht  stattfindet}  in  allen  andern  Fällen  nach  der  G.  P.  O. 

§  25  des  Gesetzea:  Für  allen  aus^einer  Amtshandlung  oder 
Unterlassung  entstandenen  Sohadea  o  h  n  »  Pflichtverletzung 
hat  der  Staat  einzarteheui  gehört  nicht  hiebery  weil  kein 
Einstehen  für  Versehen«  Siehe  oben.') 

Die  Gemeinde  ist  mit  ihrem  Gremaindevermögen  haftbar 
und  ersatzpflichtig  fur  alles  Vogtsgut  und  für  jeden  Verlust 


^)  AmtAordniing  für  d«a  GhrnndbnohveTwaltDT  vom  19.  Sept  1874. 

>)  yerantwoTÜichkeitBgesetz  vom  26.  Nov.  1861  §§  23,  24,  26. 

>)  In  Sachen  Helkr  o.  BMelland  (Entsch.  d.  B.-G.  XU  S.  289)  hat 
der  Vertreter  dee  Fiakne  aiudricklich  die  Veraniwortaiig  für  die  Hand- 
lungen der  Beamten  in  jeder  Besiehnng  übernommen,  aber  eben  nur  für 
diesen  einen  Fall. 

Z«itiolur.  ISr  toliwcIscriMhet  Rtht,    V««e  Folfe  VU.  34 
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doroh  einen  ron  ihr  beat&tigien  Vormund,  aber  nur  auf  zwei 
Jahre  nach  Abnahme  der  Bechnnng.^) 

Art.  6  der  Yerfassang  bestimmt:  Wer  ohne  gesetslichen 
Grund  verhaftet  wird,  oder  ohne  eigenes  Yerschulden  peinliche 
Untersuchung  erduldet,  erhält  dadurch  Anspruch  auf  vollen 
Ersatz  des  ausgemittelten  Sehadens  nebst  öffentlicher  Ehren- 
erklärung. 

Sehr  viel  weiter  geht  der  neue  Staatsverfassungsentwurf *), 
welcher  die  erste  Berathung  in  pleno  unbeanstandet  passirt 
hat.  Hiernach  können  alle  aus  fehlerhafter  Amtsführung  der 
Staatsbeamten  herrührenden  Oivilansprttche  unmittelbar  gegen 
den  Staat  geltend  gemacht  werden,  welch  letzterer  nur  den 
Bückgriff  auf  den  Fehlbaren  und  dessen  Bürgen  hat.  Das 
Nähere  würde  ein  Yerantwortlichkeitsgesetz  bestimmen.  Warum 
die  Verfassung  dies  nur  ftLr  den  Staat  und  seine  Beamten, 
nicht  auch  für  die  Gemeinden  und  deren  Beamte  aufstellt,  ist 
nicht  ersichtlich. 

So  h  äff  hausen  besitzt  ein  oft  beinahe  wörtlich  mit 
dem  eidg.  Gesetze  übereinstimmendes  Verantwortlichkeits- 
gesetz«') Jede  Behörde,  jeder  Beamte  und,  wenn  auch  nur 
vorübergehend,  Angestellte  des  Cantons,  des  Bezirks  oder  der 
Gemeinde  ist  für  seine  Amtshandlungen  verantwortlich;  die 
Verantwortlichkeit  wird  begründet  durch  VerÜbung  von  Ver- 
brechen und  Vergehen  in  der  Amtsführung,  durch  Uebertretung 
der  Verfassung,  Gesetze,  Beglemente,  Nichtbefolgung  von  Be- 
schlüssen und  Weisungen  der  übergeordneten  Behörden  und 
Beamten.  Wenn  hiedurch  Sdiaden  erwachsen  ist,  kann  oiviliter 
geklagt  werden.  Der  Geschädigte  muss  zuvor  um  Verant- 
wortlichkeitserklärung einkommen  und  zwar  bezüglich  Regie- 
rungsrath  und  Obergericht  beim  Grossen  Rathe,  bezüglich  der 
dem  Regierungsrathe  direct  unterstellten  ünterbeamten  und 
Behörden  beim  Regierungsrathe,  bezüglich  Justiz-XJnterbeamten 
und  Behörden  beim  Obergericht.  Wird  die  Verantwortlichkeit 


')  Gesetz  über  das  Yononndschaftswesen  Tom  28.  Febmar  1858. 
*)  StaalsverfassuDg  des  Kantons  Baseliandsehaft,   Entwurf  der  dler 
Commission,  §  36. 

^)  Yerantwortlichkeitsgesetz  vom  30.  Mai  1854. 
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äasgesproohen,  so  wird  die  Klage  beim  ordentlichen  Biohter 
angehoben;  wird  dagegen  die  Verantwortlichkeit  abgelehnt^ 
80  kann  in  allen  Fällen  der  Fisoas  belangt  werden.  Ist 
Strafklage  erhoben^  so  kann  anf  dem  Adhäsionswege  auch 
über  den  Civilpunkt  entschieden  werden. 

Der  Staat  haftet  also  erentuell  primär,  aber  nicht  all- 
gemein subsidiär.  Per  analogiam  muss  auch  eine  Haftnng 
der  G-emeinde  für  die  ihr  untergeordneten  Beamten  angenom- 
men werden;  allein  wer  bei  ihnen  die  Yerantwortlichkeit  aus- 
spricht, ist  im  Gesetze  nicht  gesagt.  Es  ist  mir  kein  Fall 
der  Praxis  hierüber  bekannt. 

Seit  der£infährung  desPrivatrechts  (1865)  wurde  es  oontro- 
vers,  ob  und  wie  weit  das  YerantwortHchkeitsgesetz  noch  gelte. 
Der  Grosse  Bath  hütete  sich,  hierüber  Beschluss  zu  fassen  ;  in 
einzelnen  Fällen  entschied  das  Obergericht  mit  Mehrheit,  dass 
die  processualisohen  Bestimmungen  des  Yerantwortlichkeits- 
gesetzes  noch  gelten^  dass  aber  die  materiellrechtliohen  durch 
das  privatrechtliche  Gesetzbuch  aufgehoben  seien  ;  speciell  es 
gelten  noch  die  Bestimmungen,  dass  und  wie  die  Verantwortlich- 
keitserklärung eines  Beamten  nachgesucht  werden  müsse,  bevor 
eine  Civilklage  gegen  denselben  angehoben  werden  könne.  Auf 
die  einzelnen  uns  interessirenden  Bestimmungen  eingehend  ist 
dies  wohl  so  zu  verstehen,  dass  die  Bestimmungen  über  Ver- 
antwortlichkeitseinholung, Fristen  und  Haftung  des  Staates 
noch  gelten,  im  Uebrigen  das  Verantwortlichkeitsgesetz  auf- 
gehoben ist,  soweit  es  im  Widerspruch  steht  mit  den  §§  1769/75 
des  Privatrechts  (Beschädigung  durch  Versehen  der  Beamten 
und  anderer  öffentlicher  Personen).^)    Diese  §§  sind  identisch 

^)  Siehe  Bericht  des  Obergerithtes  über  die  Geschäftsfähmng  sämmt- 
licher  Gerichtsstelien  vom  1.  Juni  1874  bis  31.  Mai  1876,  S.  49.  (UrtheU 
des  Oberg.  i.  S.  Kinder  Brauner  c.  Prftsid.  Branner).  —  Ebenso  Urtheil 
Yom  8.  Deo.  1886  i.  S.  Verena  Stamm  c.  Erben  Y.  Bsehtold,  in  welohem 
aaeh  dahin  entschieden  wurde,  dass .  gegenüber  den  Erben  eines  Beamten 
dasselbe  Vorprüfangsverfahren  stattEufinden  habe,  wie  gegen  den  Beamten 
selbst.  Siehe  anch  Entsch.  d.  B.-G.  YII  S.  175  ff.  (Keller  c.  Kanton  Schaff- 
hausen);  die  beklagtische  Regierung  hat  sich  zwar  in  diesem  Falle  eigenthüm- 
lieber  Weise  nicht  auf  das  Yerantwortlichkeitsgesetz  berafen,  sondern  einfach 
eine  primäre  Haftung  des  Staates  abgelehnt  und  darauf  hingewiesen,  es 
hätten  zuvor  die  fehlbaren  Beamten  persönlich  belangt  werden  sollen. 
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mit  den  angeführten  des  Ziircher  PriyatreohteSy  aber  unter 
Haftung  von  Staat  und  Oememde.  Nur  dolus  und  culpa  LUn 
gelten  als  Sohadenersate  begründendi  ausser  fur  die  Führer 
der  öffentlichen  Bücher,  welche  auch  für  levis  culpa  haften; 
Rechtsmittelzwang,  endlich  äolidarität  bei  dolus,  Haftung  pro 
rata  bei  culpa.  Primäre  Haftung  des  Staates  und  der  Ge- 
meinde bei  SchadenzufUgung  aus  Grtlnden  der  öffentlichen 
Wohlfahrt;  subsidiäre,  wenn  Versehen  der  Beamten 
mit  ins  Spiel  kommen. 

Endlich  haben  wir   in   diesem  Cantone   ebenfalls    eine 
Ausnahmshaftung  für   die  vormundschaftlichen  Organe.     £» 
wird  unterschieden: 
Fahrlässigkeit  des  Vormundes  allein  rerpfiichtet  ihn  allein 

zu  Schadenersatz. 
Fahrlässigkeit  des  Vormundes  und  der  Waisenbehörde 
verpflichtet  den  Vormund  zu  Schadenersatz,  und  nur 
subsidiär  die  Waisenbehörde. 
Fahrlässigkeit  des  Vormundes,  der  Waisenbekörde  und  des 
Waiseninspectors.  In  diesem  Falle  haftet  inuner  der 
höhere  erst  subsidiär,  wenn  die  andern  nicht  leisten 
können. 

Eine  Solidarität  findet  nicht  statt  Für  einen  zahlungs* 
unfähigen  Waisenrichter  haftet  die  Gemeinde,  fiir  den  Waisen- 
inspector  der  Staat.  Wenn  jedodi  dolos  verfahren  wird,  so 
haften  alle  Schuldigen  solidarisch.  EventueU  Staat  und  Ge- 
meinde solidarisch« 

Endlich  haften  Gemeinde  und  Staat  fär  die  Pfeuidgerichte 
bezüglich  deren  Speoialobliegenheiten;  die  Gtemeinden  sub- 
sidiär an  Stelle  der  zahlungsunfähigen  oder  landesabwesen* 
den  Mitglieder  und  Schreiber  des  Gemeinderaths,  der  Staat 
an  Stelle  des  landesabwesenden  oder  zahlungsunfähigen  Be- 
zirksgerichtspräsidenten« ^) 

Art.  8  der  Verfassung  sagt:  Wer  ohne  erigenes  Versehulden 
in  Untersuchung  gezogen  worden  ist,  hat  Anspruch  auf  Ge- 
nugthuung  und  Entschädigung. 

0  eeMtz  vom  27.  Februar  1874  betr.  die  Abauderang  der  §$  719^ 
729,  732,  736,  736,  740,  771—776  Pr.  E. 
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Appenzell  a.  Rh.  kennt  nur  eine  subsidiäre  Haftung 
der  Q-emehide  in  Yormnndsohaftssachen  ;  es  haften  nämlich 
Tögte,  BeiTögte  und  Mitglieder  der  Vormundschaftsbehörde 
ftlr  den  durch  sie  verursachten  Schaden,  jeder  pro  rata;  trifft 
die  Haftbarkeit  ganz  den  Vormund,  und  kann  dieser  nicht 
bezahlen,  so  haftnen  subsidiär  fìtr  ihn  die  Mitglieder  der 
Waisenbehörde,  und  sind  auch  diese  ersatzunfähig,  so  muss 
die  Gemeinde  haften  ;  es  darf  kein  Vogtkinderrermögen  zu 
Schaden  kommen. 

T  hur  g  au  besitzt  ein,  Sohaffhausen  ähnliches,  Verant- 
wortlichkeitsgesetz^)  und  lässt  ebenfalls  eine  Klage  gegen 
den  Fiscus  zu  in  den  Fällen,  wo  die  zuständige  Aufsichts- 
behörde die  Klage  gegen  den  Beamten  nicht  begründet  findet  ; 
43ie  ist  an  Cautionsleistnng  für  die  Kosten  gebunden.  Eine  eigen- 
thümliche  Bestimmung  finden  wir  in  dem  Gesetze  betr.  die 
Organisation  der  Notariatscanzleien.^  Beicht  nämlich  das 
Vermögen  des  Notars  bezw.  seiner  Amtsbürgen  nicht  zum 
Ersatz  des  auf  dem  Gebiete  des  Hypothekarwesens  verur- 
sachten Schadens,  so  haftet  der  Staat  für  die  Hälfte  des  ent- 
standenen Verlustes,  V*  zahlen  die  Steuerpflichtigen  des 
Wahlkreises  und  V«  die  Einwohner  des  Wahlkreises 
per  Kopf  (Strafe  der  Wähler). 

Art.  9  der  Verfassung  sagt:  „Die  gesetzwidrige  Ver- 
haftung eines  Bürgers,  Misshandlung  von  Angeklagten  und 
Zeugen  und  Anwendung  von  Zwangsmitteln  zur  Abnöthigung 
von  Geständnissen  geben  Anspruch  auf  Genugthuung  und 
Entschädigung.^ 

Waadt  statuirt  in  einem  Falle  ausdrücklich,  dass  der 
Staat  für  die  Versehen  und  Vergehen  seiner  Beamten  ein- 
zutreten habe,  nämlich  wenn  für  Versehen  des  Staatsrathçs 
die  Voraussetzungen  des  Art.  1039  des  Code  Vaudois  (gleich 
1884  C.  c,  jetzt  ersetzt  durch  Art.  62  u.  116  0.  R.)  vorhanden 
aeien.^)    Ist  es  nun  bei  einer  Behörde  ausdrücklich  gesagt, 


*)  Verantwortlichkeitsgesetz  vom  1t&.  Septbr.  1861  §  30. 
■)  Vom  ÄO.  Septbr.  1860  §  13. 

')  Loi   sur  la  responsabilité  du  conseil  d'Etat  da  Canton  de  Vand 
Art.  S. 
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dass  der  Staat  als  commettant  zu  betrachten  seil  so  liegt 
es  nahe  zu  erklären,  dass  es  für  sämmtliche  Beamten  gilt^ 
und  zwar  bezüglich  Staat  und  Gemeinde,  je  nachdem  wir  e» 
mit  einem  Staats-  oder  Gemeindebeamten  zu  thim  haben* 
Wann  allerdings  die  Voraussetzungen  des  Art*  1039  bezw. 
62  u.  llö  zutreffen,  ist  nicht  gesagt,  es  ist  im  einzelnen 
Falle  zu  entscheiden,  ob  nach  der  allgemeinen  Theorie  der 
Staat  commettant  ist,  oder  nicht 

Art«  254  des  code  de  procédure  pén.  sieht  die  Möglich- 
keit einer  Entschädigung  bei  unschuldiger  Verhaftung  Tor,. 
worüber  das  Anklagegericht  entscheidet,  sofern  sich  der  An- 
geklagte innerhalb  14  Tagen  nach  der  Freisprechung  an 
dieses  Gericht  wendet.^) 


Eine  andere  Gruppe  von  Gantonen  stellt  keine  so  ein* 
gehende  Bestimmungen  auf  wie  die  eben  behandelten,  sondern 
begnügt  sich  damit,  sei  es  in  der  Verfiissung,  sei  es  anders- 
wo, nur  eine  principielle  Haftung  des  Staates  auszusprechen^ 
entweder  mit  dem  Zusätze,  dass  die  Haftung  des  Näheren 
durch  ein  Gesetz  zu  regeln  sei,  oder  ohne  einen  solchen» 
Nach  diesen  principiellen  Bestimmungen  lassen  sich  diese 
Gantone  wieder  in  3  Untergruppen  eintheilen,  n&mlich  in: 

a)  Cantone,  welche  in  der  Verfassung  ohne 
Unterschied   alle  Behörden,   Beamten  und  Ange- 


li In  der  Sammlnng  d.  Entach.  d.  B.-G.  finden  sich  4  UriheUe,  bei 
deren  Motivirnng  das  B.-(j,  annahm,  dass  nicht  nnr  f&r  Versehen  des 
Staatsrathes,  sondern  der  Beamten  überhaupt  der  Staat  anf  Grund  der 
Art.  1037/89  des  C.  c.  als  commettant  zu  haften  habe,  und  dass  der  Art  264 
des  code  de  pro«,  pén.  und  mithin  das  ganze  dort  vorgesehene  Verfahren 
sich  nur  auf  die  FäUe  beziehe,  in  denen  bei  an  und  fttr  sieh  korrektem 
Vorgehen  das  Verfahren  niedergeschlagen  wird  oder  eine  Freisprechung 
erfolgt,  nicht  aber  auf  die  Fftlle  ungesetslicher  Verhaftung  und  fthnlicher 
Massnahmen;  dass  vielmehr  letztere  Fälle  ebenfaUs  unter  den  Art.  1039 
fallen.  Es  sind  dies  die  Entscheide  in  Sachen:  Unger  &  Gnefe  (HI  S.  152  ff.)^ 
Eidgenossenschaft  (Stseb)  (IV  8.  174  ff.),  Seeli  &  Cie.  (IV  S.  487  ff.),  aUe 
c.  Kanton  Waadt,  und  Monnejr  e.  Eidgenossenschaft  und  Kanton  Waadt 
an  S.  826  ff.). 
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stellten  des  Staates  für  ihre  Amtsführunj^  rerant- 
wortlioh  und  den  Staat  subsidiär  haftbar  machen. 

Hieher  gehört  nur  Uri«  Art.  17  der  im  Mai  1888  an- 
genommenen Verfassung  sagt: 

Behörden,  Beamte  und  Angestellte  des  Staates  sind  für 
ihre  Amtsfühnmg  verantwortlioh,  unter  subsidiärer  Haftbar- 
keit des  Staates  bis  zum  Betrage  der  doppelten  Amtscaution, 
in  Fällen  von  Untreue  und  Pfliohtiremaohlässigung.  £in  Ge- 
setz wird  den  Umfang  und  die  Höhe  der  Amtsoaution  be- 
stimmen« 

Der  Entwurf  eines  Qesetses  betreffend  Amtsoaution  liegt 
ebenfitlls  yor,  kommt  aber  erst  1889  an  die  Landsgemeinde, 
er  enthält  Gautionen  von  Fr.  300  (Sectionschef)  —10,000 
(Verwalter  der  Ersparmsskasse)  ;  bezüglich  der  letzteren  Be- 
amten und  einiger  anderer  ist  Angesichts  0.  B*  64  Abs.  2  die 
subsidiäre  Hafkung  des  Staates  in  der  Verfassung  ungültig 
geordnet,  hier  muss  der  Staat  subsidiär  für  den  ganzen  Schaden 
einstehen. 

Diese  Normirung  der  Haftung,  ansohliessend  an  die  Cau- 
tionen,  soheint  mir  keine  glückliche  zu  sein,  es  muss  aber 
als  ein  Anfang  der  unpopulären  Haftung  des  Staates  ange- 
sehen werden,  als  eine  Uebergangsbestimmung  von  „nichts^ 
zu  „mehr'',  wobei  dann  auch  die  Gemeinden  vielleicht  nach- 
rücken werden  mit  ihrer  Haftung.  In  diesem  Sinne  ist  der 
Artikel  als  ein  bedeutender  Fortschritt  zu  begrüssen.O 

Art.  30  der  Verfassung  bestimmt  noch  ausdrücklich: 
Schuldlos  Verhaftete  haben  Anspruch  auf  Entschädigung  durch 
den  Staat,  diesem  steht  das  Becht  des  Rückgriffes  zu. 

b)  Cantone,  welche  in  der  Verfassung  eine  Be- 
stimmung aufgenommen  haben,  wonach  der  Staat 
nur  für  ungesetzliche  oder  unverschuldete  Haft, 
Hausdurchsuchung,  oder  für  Erdulden  einer  pein- 
lichen Untersuchung,  oder  wegen  ungesetzlicher 


^)  Darftber,  das»' Uri  frOher  keinerlei  Bestimmungen  über  die  Haft- 
piicht  des  Staates  Ar  seine  Beamten  hatte,  siebe  Entsch,  d.  B.-6.,  YIII 
8.  147  ff.  Demeure  &  Yanza  c.  Uri. 
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oder  ungereokter  TTerurtheilang  EntBoh&digungf 
zu  leisten  hat,  sei  ee  mit  oder  ohne  ëffentliohe Erkl&nmg.*) 

Eieher  gehlen:  Unterwalden  obd.  W.  Art.  9. 
(Ausserdem  bestimmt  Art.  20  der  YerfMMingy  dass  die  Be- 
körden,  Beamten  und  Angestellten  für  ibre  Amtsrerriohtungen 
TerantwortUcb  seien,  und  ein  Speoialgesetz  hat  dies  .weiteor 
ausgeführt,  aber  der  Staat  oder  die  Gemeinden  haften  nicht.) 
Zug.    §  7.«) 

c)  Cantone,  welche  in  der  Verfassung  nur  eine 
Bestimmung  haben,  wonach  der  ungesetzlich  oder 
unschuldig  in  Untersuchung  Gezogene  oder  Ver- 
haftete, der  unschuldig  Hausdurchsuchung  Erdul* 
dende,  oder  endlich  der  ungesetzlich  oder  unschul- 
dig Verurtheilte  einen  Anspruch  hat  auf  Entschädi- 
gung mit  oder  ohne  Genugthuung,  ekae  dass  gesagt 
igt  g^gen  wei?  (Ich  nehme  allerdings  hier  an,  der  Staat 
müsse  einstehen,  gerade  weil  nichts  gesagt  ist,  denn  dass 
ein  aus  Fehler  der  Beamten  Verhafteter  eine  Klage  gegen 
den  dolos  oder  oulpos  handelnden  Beamten  habe,  braucht 
doch  nicht  ausdrücklich  gesagt  zu  werden,  —  und  dass  ein 
nicht  unrichtig  handelnder  Beamter  den  wegen  ungünstiger 
Sachlage  in  Untersuchung  Gesogenen  entschädigen  müsse, 
wäre  ja  ein  schreiendes  Unrecht,  dieser  litte  dann  mehr  Un- 
recht als  der  unschuldig  Verhaftete  selbst;  also  —  haftet 
unzweifelhaft  auch  in  solchen  Fällen  der  Staat)") 

')  Wie  in  der  Einleitung  bemerkt,  bebandle  icb  die  Frage  der  obne 
Verscbnlden  irgend  Jemandes  ausgestandenen  Haft  nicht,  mnsste  abertrots- 
dem  hier  auch  die  Kantone  anâtikhlen,  die  das  Wort  nonschnldig"  wählten. 

*)  Das  Kantonsgerieht  Z.  hat  i.  S.  Bmohin  c.  Fiscns  am  18.  Juni 
1887  ausdrücklich  entschieden,  dass,  nachdem  sich  eine  Haftung  des  Staates 
fur  Versehen  und  Vergehen  seiner  Angestellten  und  Stellvertreter  nicht 
▼on  selbst  verstehe,  in  keinem  Gesetie  des  Kantons  Zug  aber  eine  Be- 
stimmung sich  finde,  wonach  der  Staat  für  dolose  oder  enlpose  Handlungen 
seiner  Beamten,  auch  nicht  der  Hjpothekarbeamten,  einsostehen  habe,  auch 
kein  solches  Gewohnheitsrecht  eristire,  aus  der  Bestellung  einer  Caution 
an  den  Staat  sich  eine  Haft  des  Letsteren  auch  nicht  begründen  lasse,  —  eine 
Klage  gegen  den  Fiscus  auf  prim&re  oder  subsidiäre  Haftung  nicht  statthabe, 

3)  VgL  Bern,  Auch  dort  sagt  Art.  72  der  Verfassung  nicht,  gegen 
wen  die  Klage  geht,  ich  habe  aber  dort  (S.  586)  nachgewiesen,  dass  trotcdem 
das  Gericht  principiell  entschieden  hat,  der  Staat  sei  haftbar. 
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Hieher  gehört  nur  St.  Gallen.  Art.  14.  (Dieser  Canton 
hat  «war  auoh  ein  YerantwortliohkeitageeetB  vom  25.  Novemher 
1885)  aber  ohne  dort  den  Staat  als  haftend  an  erwähnen.) 

Sndlioh  sind  eine  Anzahl  von  Cantonen,  welche 
gar  keine  Bestimmungen  über  irgend  welche  Staats- 
oder Gemeindehaftnag  haben.  Es  sind  dies:  Schwyz/) 
Unterwaiden  nidd,  W.,  Glaras,  Appenzell  I.  Eh.,*) 
Graubünden,  Tessin,  Wallis,  Neuenburg,  Genf 
(Art.  16,  17  des  Verfassnngsgesetzes  über  die  persönliche  Frei- 
heit und  die  Unverletzliohkeit  des  Domizils  geben  wohl  eine 
Klage  bis  auf  Fr.  85  per  Tag  widerrechtlioher  Gefangenschaft 
und  Fr.  20  per  Stunde  Hausreehtsverletznng,  aber  nur  gegen 
den  eigentlich  Schuldigen,  nicht  den  Staat). 


Ich  habe  schon  früheir  bemerkt,  dass  die  Verantwort- 
lichkeit der  Beamten  selbst  zu  behandeln  nicht  in  meiner 
Au%abe  liege,  und  habe  daher  namentlich  bei  der  Uebersicht 
der  cantonalen  Bestimmungen  alles  weggelassen,  was  nicht 
ndt  der  Haftungsfrage  des  Staates  und  der  Gemeinde  in  un- 
mittelbarem Zusammenhange  steht,  sie  begrenzt.  —  Im  Fol- 
genden spreche  ich  de  lege  ferenda,  und  unter  diesem  Titel 
muss  ich  doch  mit  einigen  Worten  der  Verantwortlichkeit, 
der  Haftbarkeit  der  Beiunten  selbst  gedenken. 

Mögen  wir  nun  zu  einer  bloss  subsidiären  oder  zu  einer 
primären  Haftbarkeit  des  Staates  gelangen,  unter  allen  Um* 


^)  In  Sachen  Sehindler  «.  Gons.  c.  Schwjrs  (£nt8c1i.  d.  B.-G.  XU 
8.  283  ff.y  bat  das  Bnndesgericht  entsohieden,  dasa  Art.  68  0.  R.  eine  Ani- 
nahme  festsetae,  welche  daher  nnr  stricte  auf  den  dort  vorgesehenen  Fall 
angewandt,  nicht  aber  ausdehnend  interpretirt  werden  dürfe,  sofern  nicht 
in  Anwendung  von  Art.  64  ein  Kanton  positive  Bestimmungen  aufgestellt 
habe,  und  constatirt,  dass  weder  Verfassung  noch  Gesetse  eine  Haftpllioht 
des  Kantons  Schwyz  für  seine  Beamten  statoiren. 

*)  In  Sachen  Appeniell  A.Bh.  Kantonalbank  u.  Gons.  c.  Appenzell 
I.  Bh.  (Entsch.  d*  B.-G.  XII  S.  228  fF)  ist  das  vollständige  Fehlen  positiv 
gesetzlicher  oder  gewohnheitsrechtlieher  Haftung  des  Staates  constatirt. 
Ansdräeklich  ist  hier  noch  gseagt  (das  Cr^nthetl  ist  wohl  kaum  je  ernst- 
lich zu  behaupten  versucht  worden),  dass  der  Staat  fSr  mangelhafte  Qeaets- 
gebung  civilrechtlich  nicht  haftbar  gemacht  werden  könne. 
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ständen  müssen  wir  daran  festhalten,  dass  der  Staitt  aus  dem 
Titel  des  Yerseliens  seiner  Beamten  nur  in  den  Fällen  haftet, 
in  denen  der  Beamte  selbst  znm  Schadenersatz  verpflichtet 
ist.  Ich  steUe  dies  als  einen  im  Allgemeinen  nicht  weiter 
zu  begründenden  Satz  auf.  Kur  eine  denkbare  Einwendung 
gegen  die  Richtigkeit  desselben  möchte  ich  zum  Yorana 
widerlegen,  bezw.  darthun,  dass  sie  nur  eine  scheinbare  Aus- 
nahme von  unserem  Satze  ist«  Man  kann  nämlich  sagen: 
,  Ja,  wenn  aber  der  Beamte  auf  höheren  Befehl  gehandelt  hat, 
dann  trifft  ihn  doch  keine  Verantwortlichkeit,  sondern  den 
Befehlenden.  **  Es  ist  dies  einmal  an  und  für  sich  nicht  absolut 
richtig,  sondern  muss  auf  den  Fall  beschränkt  werden,  wo 
der  Yorgesetzte  innerhalb  seiner  Competenz  einen  an  xmd 
für  sich  zulässigen  Auftrag  ertheilt  (wer  ein  gemeines  Yer- 
brechen  auf  höheren  Befehl  begeht,  haftet  auch  civiliter  selbst, 
er  soll  prüfen).  Dann  aber  auch,  für  den  Fall,  dass  wirklich 
der  Höhere  haftet  und  nicht  der  Ausführende,  ist  doch  unser 
Satz  richtig.  Der  Staat  selbst,  als  juristische  Person,  kann 
ja  nie  eigenen  Willen  haben,  nie  selbst  anordnen,  er  bedarf 
immer  einer  Vertretung;  dieser  Vertreter  ist  aber  Beamter, 
und  stände  er  noch  so  hoch;  wenn  also  auch  der  höchste 
Träger  der  Staatsgewalt  den  Befehl  gegeben  hätte,  so  haftet 
doch  immer  ein  Beamter,  nur  ist  es  nicht  der  ausftLhrende, 
sondern  der  anordnende;  unser  Ausgangspunkt  bleibt  somit 
auch  in  diesem  Falle  richtig. 

Ich  habe  es  immer  bedauert,  dass  das  Obligationenrecht 
den  Abschnitt  „unerlaubte  Handlungen''  nicht  auch  auf  alle 
Beamten  als  lex  cogens  angewandt  hat;  mit  Rücksicht  auf 
die  Haftungs&age  des  Staates,  welche  dadurch  bedeutend 
vereinfacht  worden  wäre,  bedaure  ich  es  um  so  mehr.  Wenn 
irgend  wo,  so  wird  man  es  in  einer  Republik  sagen  müssen, 
der  Beamte  ist  ein  Mensch  gerade  wie  ein  anderer.*)  Ist 
dies  richtig,  so  ist  auch  nicht  einzusehen,  warum  in  einem 
Canton  der  Beamte  z,  B.  nur  für  dolus   und  culpa  lata,    im 

^)  Wenn  bei  uns  ein  Unterschied  überhsopt  bestände,  wäre  es  höch- 
stens die  falsche  Ansicht,  dass  der  Beamte  schlechtem  Rechts  sei  als  ein 
anderer  Mensch. 
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andern  auch  für  oulpa  levis  einstehen  soll,  warum  an  einem 
Orte  der  Beamte  mit  besonderen  Grarantien  gegen  leichtsinnige 
Klagen  geschützt  werden  soll,  am  andern  nicht  etc.  Eher 
noch  Hesse  sich  ein  Unterschied  denken  bezüglich  des  Gerades 
des  Yersohnldens,  je  nachdem  es  sich  mn  die  eine  oder  andere 
amtliche  Venichtang  handelty  aber  diese  Yerrichtungen  sind 
in  den  rerschiedenen  Gantonen  wieder  dieselben,  nur  vieUeieht 
unter  anderem  Namen,  und  würde  also  dadurch  kein  canto- 
naler  Unterschied  entstehen.  Der  Grundbuchfuhrer  z.  B.  musa 
mit  derselben  Sorgfalt  verfahreni  ob  er  nun  Notar  heisst  und 
im  Canton  Zürich  wohnt,  oder  Oemeinderathschreiber,  bezw. 
Gemeinderath  und  im  Canton  SchafPhausen  domicilirt  ist.  Die 
Bestimmungen  der  Art.  50/69  sind  auch  vollständig  genügend^ 
um  den  Dritten  gegen  Uebergriffe  und  Yerseben  der  Beamten 
sicher  zu  stellen«  Es  ist  im  Obligationenrechte  kein  Unter- 
schied gemacht  zwischen  grobem  und  leichtem  Verschulden, 
jede  Nachlässigkeit  oder  Unachtsamkeit  lässt  den  Schädiger 
an  und  für  sich  haftbar  erscheinen,  wenn  er  nur  nicht  blos 
ein  ihm  zustehendes  Recht  ausübt;  der  Schaden  ist  nicht  be- 
schränkt, er  kann  in  wirklichem  Schaden  an  Körper  oder 
Vermögen,  in  entgangenem  Gewinn,  in  einem  moralischen 
Nachtheil  bestehen;  die  Umstände  in  der  Person  des  Ge- 
schädigten, welche  die  Schadenersatzpflicht  des  Schädigers 
mildern  oder  ganz  aufheben,  sind  gewürdigt  ;  das  Verhältniss 
mehrerer  Schädiger  unter  sich  und  den  Dritten  gegenüber  eben- 
falls —  es  ist  daher  wirklich  nicht  einzusehen  warum  die 
eidgenössischen  und  cantonalen  Beamten  und  Angestellten 
nicht  ebenfalls  hätten  diesen  Bestimmungen  unterworfen  wer- 
den können«  Ist  es  nicht  auch  eine  von  den  vielen  ungerecht- 
fertigten Bechtsverschiedenheiten  in  der  Schweiz,  dass  der 
richterliche  oder  administrative  Hülfe  in  Anspruch  zu  nehmen 
Gezwungene  an  einem  Orte  gegenüber  der  competenten  Be- 
hörde ziemlich  schutzlos  dasteht  oder  viele  Umwege  einschlagen 
muss,  während  imigekehrt,  wenn  er  selbst  als  Beamter  in  An- 
spruch genommen  wird,  er  für  alles  Bede  und  Antwort  stehen 
muss?  Ich  könnte  es  aus  diesen  Gründen  nur  begrüssen, 
wenn  Bund  und  Cantone  insgesammt  auf  das   ihnen  einge- 
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r&nmte  Reoht  der  Gesetzgebung,  soweit  es  die  Beamten  selbst 
betrifft,  verzichten,  oder  jene  Bestimmungen  durch  eine  Korelle 
zum  Obligationenrechte  als  fttr  sie  zwingende  erklärt  würden. 
Hat  doch  selbst  Deutschland,  wo  gewiss  der  Beamte  eher 
eine  sociale  Ausnahmsstellung  einnimmt  als  bei  uns,  denselben 
auch  der  allgemeinen  Haftung  för  widerrechtliche  Häufungen 
—  Thun  oder  Unterlassen  —  unterworfen,  und  nur  deswegen 
der  Beamten  besonders  erwähnt,  um  dabei  ausdrücklich  zu 
sagen,  dass  sie  nicht  etwa  nur  dem  Staate,  der  Gemeinde, 
sondern  dass  sie  auch  Dritten  gegenüber  haften  aus  Ver- 
letzung von  Amtspflichten  ihnen  gegenüber  (nicht  etwa  auch 
aus  Uebertretung  von  blossen  Ordnungsvorschriften);  dass  der 
Bichter  aber  nur  bei  Rechtsbeugung  bezw.  einer  im  Straf- 
gesetze vorgesehenen  Pflichtverletzung  haftbar  gemacht  wer- 
den könne,  und  endlich  um  die  Begressfri^en  zu  ordnen.^) 
Den  Landesgesetzen  soll  einzig  die  Ordnung  der  Frage  über- 
lassen werden,  ob  die  Klage  gegen  die  Beamten  an  einen 
Yorentscheid  zu  knüpfen  sei  oder  nicht.  Die  Frage,  ob  die 
Beamten  primär  haften  oder  nur  subsidiär,  wenn  der  Ge- 
schädigte nicht  auf  andere  Weise  dazu  gelangen  kann,  dass 
ihm  der  Schaden  ersetzt  wird,  soll  durch  das  noch  nicht  ent- 
worfene Einfiihrungsgesetz  geregelt  werden. 

Auch  hat  gewiss  unsere  Bundesgesetzgebang  einen  tieferen 
Eingriff  in  das  Rechtsleben  der  Kantone  gemacht,  wenn  sie 
diese,  als  gewerbetreibende  gleich  den  andern^  physischen, 
Personen  haftbar  machte  für  allen  Schaden,  welchen  ihre 
Beamten  und  Angestellten  einem  Dritten  verursachen,  den 
sie  also  direkt  gar  nicht  verschuldet  haben,  als  wenn  sie  die 
Beamten  und  AngesteUten  der  verschiedenen  Gantone  selbst 
nur  persönlich  haftbar  gemacht  hätte  fär  ihre  eigenen  Fehler, 
wie  wenn  sie  nicht  mit  der  toga  der  Beamten,  sondern  mit 
ihrem  Hausrocke  bekleidet  sind. 


^)  Wenn  ieh  hier  von  Deutschland  spreche,  so  besieht  sich  dies  aller- 
dings nnr  anf  den  von  der  Commission  ansgearbeiteten  und  veröffentiiohtei^ 
Entwnrf  eines  bürgerlichen  G-esetsbnches,  der  von  dem  Bnndesrathe  noch 
nicht  berathen  ist.  Siehe  speciell  §§  786,  704,  722/26,  728  desselben,  nnd 
Motive  S.  819/26. 
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IV. 

Wenn  wir  die  Frage  prüfen: 

Sollen  Staat  oder  Samaiaeen  Obarhaupt  ahw  wattara  Haftung 

auf  aiah  nahaian,  ala  Ihaaa  aolaha  durck  ilaa  Oblifatiana«- 

raeM  aufariagt  tat,  iL  h.  alaa  auch  wann  aia  aiaM  ain  Sa«* 

warba  traibaa, 

80  werden  wir  dabei  tìieils  ron  allgemeinen  Erörterungen  aus- 
gehen;  namentlich  aber  den  bei  uns  bestehenden  Rechtsasustand 
berücksichtigen  müssen. 

Mit  dieser  Frage  der  Haftung  des  Staates  aus  rechts- 
widrigen Handlungen  und  Unterlassungen  seiner  Beamten, 
haben  sich  seit  Pfeiffer  (1828)9  dem  Yater  der  neueren  Theo- 
rien hierüber^  wie  ihn  Zachariä  nennt,  eine  ansehnliche  Zahl 
bedeutender  Juristen  beschäftigt,  und  namentlich  die  aller- 
neueste  Zeit,  d.  h.  das  letzte  Jahr,  ist  in  dieser  Beziehung 
ein  sehr  fruchtbares  gewesen.^)  Sodann  hat  sich  namentlich 
der  deutsche  Juristentag  des  Eingehendsten  mit  der  Frage 
befasst,  derselbe  liess  sich  über  die  Frage  Gutacbten  aus- 
arbeiten von  den  Professoren  Zachariä  (welcher  auf  seine  Aus- 
finxrungen  in  der  Zeitsclnift  verwies)  und  Bluntsohli,  und  kam 
nach  eingehenden  Erörterungen  sowohl  in  der  combinirten 
ersten  und  zweiten  Abtheilung,  als  in  pleno  im  Jahre  1867 
zu  der  Schlussnahme:  „Der  Staat,  bezw.  die  Gemeinde  hat 
zu  haften  fUr'Bdiäden  und  Nachtheile,  welche  die  von  ihnen 
angestellten  Beamten  durch  vorsätzliche  oder  culpose  Ver- 
letzung ihrer  Dienstpflicht  einem  Dritten  zufügen.  Die  Vor- 
bedingungen dieser  Haftbarkeit  nach  Massgabe  des  erstatteten 


')  Ich  msehe  speeiell  aamh&ft,  da  ich  diese  Abhandlungen  aneli  für 
mein  Bsleiat  besfttrte,  snf:  B.  W.  Pfeiffer,  praktische  AnsfOhniBgen  ans 
aUen  TheUen  der  Reohtewissensohaft  II  S.  861,  IH  S.  880,  YUI  a  545^ 
XQ  (letEteren  konnte  ich  nicht  erhalten).  —  Zachariä  in  der  Zeitschrift 
für  die  gesammte  Staatswissenschaft,  XIX  (1868)  S.  582.  Dr.  E.  Löning: 
„Die  Haftang  des  Staates  etc.*  Dorpat  1879.  Pfizer  im  Archiv  für  die 
oiviL  Praxis  LXYIT  S.  66.  Piloty  in  den  Annalen  des  deutschen  Beichs, 
Jahrgang  21  Ueft  4  (1888)  S.  246.  —  K.  Haf  f  ner:  «Ueber  die  eiyilrecht- 
liehe  Yerantwortlichkeit  der  Richter*  1866  S.  103  ft. 
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Gutachtens  bedürfen  jedoch  einer  nochmaligen  Erörterung 
im  Einzelnen^  welche  dem  nächsten  Jaristentage  rorbehalten 
wird.« 

An  diese  Schlussnahme  knüpfte  ein  weiteres  Gntachten 
des  Herrn  Dr.  Carl  von  Kissling  in  Linz  an,  and  im  Jahre 
1871  besohloss  der  Juristentag  nach  abermaliger  gründlicher 
Diskussion  in  etwas  abgeschwächter  Form:  „Es  möge  der 
Grundsatz  der  Haftpflicht  des  Staates  zur  Grundlage  für  die 
Gesetzgebung  genommen  werden.**  ^)  Auch  in  imserer  Auf<« 
gäbe  kann  es  nicht  liegen  weder  blosse  juristische  Theorien 
noch  ins  Detail  eingehende  Normen  aufzustellen;  in  welchen 
Fällen  der  Staat  für  den  Beamten  haften  soll,  das  erstere  ist 
Sache  der  reinen  Wissenschaft^  das  letztere  des  Gesetzgebers; 
unsere  Aufgabe  ist  die  mehr  praktische,  zu  untersuchen,  was 
sich  im  Bechtsbewusstsein  unseres  Volkes  als  ein  Bedürfiodss 
des  heutigen  praktischen  Lebens  dokumentirt,  ob  diesem 
Bedürfniss  Rechnung  getragen  werden  kann  und  soll,  und 
sodann  das  Resultat  der  Untersuchung  als  ein  nach  Ansicht 
des  Juristenvereins  zu  erstrebendes  Ziel  aufzustellen,  das  jeder 
Einzelne  an  seinem  Orte  mit  aller  Energie  zu  erreichen  sucht. 
—  Ob  sich  diese  Forderungen  nun  erfüllen  lassen,  indem 
man  die  römisch  rechtlichen  Grundsätze  über  das  receptum 
nautœ,  das  Mandat,  oder  ob  man  staatsrechtliche  Grundsätze 
herbeizieht  —  ist  für  uns  bedeutungslos. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend,  sehe  ich  daher 
auch  keinen  Werth  darin,  die  verschiedenen  Theorien  allge- 
mein zu  skizziren^  die  seit  Pfeiffer  bis  heute  über  die  Haf- 
tungsfrage des  Staates  angestellt  worden  sind;  es  dürfte  ge« 
nügen  zu  constatiren,  was  auch  nach  der  neuesten  Doctrin 
als  allgemein  anerkannt  angesehen  werden  kann.  Leider  ist 
dies  sehr  wenig,  die  Meinungen  gehen  noch  sehr  weit  aas« 
einander.  —  Als  unbestrittene  Sätze  dürfen  nur  gelten: 

1.  Es  ist  zwar  nicht  als  gemeines  Recht  anerkannt, 
dass  der  Staat  von  seiner  allgemein  privatrechtlichen  Seite 

')  Siehe  Yerhandlangen  des  sechsten  dentsohen  Juristentages,  I  S.  45, 
m  S.  64,  822,  des  achten  dentschen  Jnristentages,  I  S.  888,  des  nennten 
dentschen  Jnristentages,  III  S.  26  u.  840. 
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betrachtet;  also  nioht  bloss  als  Gewerbetreibender,  sondern 
auch  wenn  er  Gnindeigenthum  besitzt,  wenn  er  Anleiben 
aufnimmt  etc.,  für  Delict-  und  Quasidelictsohaden  seiner  Be- 
amten einzustehen  habe;  es  ist  jedoch  eine  sehr  weit  ver- 
breitete Anschauung  und  von  Doctrin  und  Praxis  mit 
überwiegendem  Mehr  angenommen,  vertheidigt  und  ange- 
wandt, dass  die  juristischen  Personen,  mithin  auch  der  Fis- 
eus,  in  allen  Fällen  für  die  ausseroontractlichen  Schädigungen, 
die  ihre  Angestellten  als  Träger  der  ihnen  übertragenen 
Functionen  rerüben,  haften  sollen,  ganz  gleich  wie  die  phy- 
sischen Personen  für  die  Handlungen  ihrer  Bevollmächtigten 
EU  haften  haben,  nur  mit  Weglassung  irgend  einer  Ent- 
achuldigungs-Einrede.  (Auch  diese  Einreden  würden  ja  immer 
wieder  das  Verschulden  eines  Beamten  constatiren,  die  eigent- 
lich haftende  juristische  Person  kann  keine  culpa  begehen, 
sie  muss  also  entweder  für  alle  Versehen  haften,  wenn  nur 
überhaupt  die  schädigende  Handlung  irgend  einem  ihrer  Be- 
amten oder  AngesteUten  angerechnet  werden  kann  —  oder 
für  gar  keine.) 

2.  Es  ist  nicht  gemeines  Becht,  dass  der  Staat,  von 
seiner  öffentlich  rechtlichen  Seite  aus  betrachtet,  wo  er  nicht 
gleichberechtigt  mit  den  andern  Privatpersonen  auftritt,  son- 
dern als  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  den  seiner  Macht 
Unterworfenen  entgegentritt,  haftet  für  den  aus  rechtswidrigen 
Handlungen  oder  Unterlassung  seiner  Beamten  entstehenden 
Schaden.^) 

Unser  Bundesgericht  hat  diese  beiden  Anschauungen  zu 
den  seinigen  gemacht,  wie  eine  Anzahl  der  im  Druck  er- 
schienenen Entscheide  beweisen,  die  Begründung  der  abwei- 
senden Urtheile  i.  S.  gegen  Cantone,  gegen  die  keine  posi- 
tiven Gesetzesbestimmungen  ins  Feld  geführt  werden  können, 
ist  übereinstimmend:  «fragt  es  sich  demnach  blos,  ob  eine 
directe  Haftung  des  Beklagten  für  den  durch  rechtswidrige 
Amtshandlungen   seiner  Beamten   verursachten  Schaden  sich 

^)  In  neuester  Zeit  geht  die  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichs- 
gerichtes aueh  hier,  wie  S.  488  erwähnt,  weiter  (Haftung  des  Staates 
für  Schaden  durch  Soldatenmisshandlung). 
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Ans  allgemeinen  Bechtflgrandsätcen  von  selbst  ergebe ,  a^ 
kann,  wie  das  Bandesgericht  bereits  in  wiederholten  Ent«- 
ffoheidungen  ausgeführt  hat,  eine  derartige  Haftung  ab  all- 
gemein geltende  Begel  nach  der  gegenwärtigen  Lage  ▼«& 
Theorie  und  Gesetzgebung  nioht  als  bestehend  anerkannt 
werden.^ 

Während  in  Deutschland,  wie  dies  aus  àett  gerichaiche« 
Entscheiden  der  Oberlandesgeriehte ,  abgedruckt  in  Senf«- 
ferts  Archiv,  leicht  nachgewieeen  werden  kann,  eine  sehwan«* 
kende  Grerichtspraxis  herrscht,^)  so  haben  wir  also  eine  con- 
stante Gerichtspraxis  9  welohe  niemals  dne  Haftung  aus  ge* 
meinem  Becfat  oder  Doetrin,  sondern  immer  nur  aus  posi- 
tiven Gesetssesvorschriften  ableitet  Daraus  geht  aber  im 
Weiteren  nur  hervor,  dass  eine  solche  Haftung  sur  Stunde 
nicht  allgemein,  sondern  nur  vereinzelt  existirt,  nicht  aber^ 
éass  eine  solche  nicht  anzustreben  sei. 

Wenn  wir  die  Litteratur  aufmericsam  durchgehen,  se 
ktonen  wir  uns  der  Ansicht  nioht  versohliessen,  dass,  abge* 
sehen  von  den  Verhandlungen  des  deutschen  Juristentagsi^ 
der  Streit  sich  immer  nur   darum  drehte,   was  ist  gemeinea 


1)  BkÜM  s.  B.  Eiitseh.  d.  R.  6.  in  Girils.  Bnd.  11.  S.  206.  Hisnsok 
^«irlichied  dos  Landg.  Gers,  der  FiteiiB  hafte  nicht  für  Unterschlagung  eines 
€renckt»voUiieh«r8.  Dae  Obexlandeagericht  Jena  stellte  in  erster  Lome  feet, 
dass  ein  GerichtsYollsieher  zn  den  öffentlichen  Staatsdienem  gehöre,  nnd 
verartheilte  sodann  den  Fisoas  sur  Zahlong  ans  folgenden  Ifotiven:  ,,die 
Landesgesetigebnng  biete  fOr  die  Frage,  inwieweit  der  Staat  für  den  durch 
s^hnldhafle  Handlangen  seiner  Beamten  entstehenden  Schade  halte,  keinen 
▲nhah,  dagegen  sei  nach  gemeinreohtlicher  Doktrin  nnd  Praus  ansanehmen,. 
dass  der  Staat  snbsidifir  fBr  den  dorch  pflichtwidrige  Handlungen  seiner 
Beamten  entstandenen  Schaden  in  dem  Falle  zn  haften  habe,  wo  er  die 
ünterthanen  nöthigCi  bestimmte  Beamte  mit  gewissen  Geschäften  zu  betrauen; 
da  er  damit  die  stülsehweigende  Garantie  fibemehme,  dass  der  Beamte  ord-^ 
nnngs«  and  gesetitnSssig  sein  Amt  rerwaUe.'*  Das  R.  G.  hob  dieses  Er- 
kinntniss  aof  :  «die  Erwiignngen  des  O.  L.  G.  mögen  far  den  Gesetzgeber  be- 
itiaimend  sein;  allerdings  habe  die  Doktrin  den  Haftongssatz  anij^estellt,  und 
es  sei  derselbe  auch  in  der  Praxis  öfters  zur  Geltang  gelangt,  aber  die  Frage 
sei  doch  stets  sehr  bestritten  gewesen,  und  dürfe  man  daher  den  Satz  weder 
als  einen  im  gemeinen-  noch  Gewohnheitsrecht  bestehenden  Beehtssatz  aa^ 
erkennen/ 
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Becht|  was  Landesrecht,  was  ist  Gesetz,  was  Gewohnheits- 
recht bezüglich  der  Haftpflicht?  welche  juristische  Constmc- 
tionen  sind  möglich  bezüglich  der  Ableitung  der  Haftpflicht 
des  Staates  ans  den  positiven  Sätzen  oder  den  allgemeinen 
Grandsätzen  des  geltenden  Rechtes?  De  lege  ferenda  aber 
ist  ein  ganz  deutliches  Fortschreiten  im  Sinne  einer  allge- 
meinen Haftung  zu  constatiren;  und  gerade  der  Umstand, 
dass  immer  und  immer  wieder  Monographien  über  diesen 
Gegenstand  auftauchen,  dass  dieselben,  ich  möchte  sagen, 
in  geometrischer  Progression  vorkommen,  beweist  mir,  dass 
es  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  ist,  wann  die  Haftung  des 
Staates  allgemein  in  positiven  Gesetzesvorschriften  ausge- 
sprochen sein  wird;  dass  dieser  Zeitpunkt  kommen  wird,  ist 
sicher. 

In  den  sämmtlichen  mir  zur  Verfügung  stehenden  Werken 
herrscht  darin  üebereinstimmung ,  dass  in  Deutschland 
nur  in  einer  einzigen  Staatsverfassung  die  Haftpflicht  des 
Staates  für  seine  Beamten  positiv  ausgesprochen  ist;  der  §  68 
der  Verfassung  von  Sachsen*Coburg-Gotha  bestimmt  nämlich, 
dass  der  Staat  für  die  Schäden,  welche  einem  Staatsan- 
gehörigen durch  die  Arglist  oder  grobe  Verschuldung  der 
Staatsbeamten  als  solchen  verursacht  worden  sind,  subsidiär 
dem  Gesdiädigten  zu  haften  habe  —  insofern  nicht  besondere 
Gesetze  in  gewissen  Fällen  sogar  eine  primäre  Haftung  des- 
selben festsetzen  ;^)  und  auch  hier  ist  die  Haftung  nur  gegen- 
über den  Staatsangehörigen  und  nur  für  culpa  lata  festge- 
setzt. In  der  Schweiz  haben  4  Cantone  (Bern,  Solothum, 
Baselland  [Entwurf]  und  SchafiFhausen)  allgemeine  primäre 
oder  allgemeine  subsidiäre,  oder  alternativ  primäre  Haftbar- 
keit des  Staates,  und  bei  Solothurn  tritt  auch  noch  die  Ge- 
meinde dazu. 

Ist  es  nun  eine  unrichtige  Folgerung,  wenn  ich  sage: 
bei  uns  documentirt  sich  ein  noch  grösseres  Verlangen  nach 
einer  Haftbarkeit  des  Staates  für  seine  Beamten  als  '  im 
deutschen   Reiche?      Damit   wäre    an    und   für    sich   aller- 


*)  Zachariä  S.  649. 
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dings  noûh  lange  nicht  gesagt,  dass  diete«  Begftthren  ein  gè- 
rechtfertigtea^  dass  dasselbe  roa  dem  Juristeiiineram  aa  uublUk- 
stütsen  sei. 

Es  wird  hier  am  Plaise  sein,  de«  Secht^pitachtens  sn 
erwähnen,  welches  unser  bewährte  Ghesetaearedactor  BluotaeUi 
für  den  deutschen  Jaristentag  ausarbeitete.*)  Erhs^  neh  aller- 
dings mit  aller  Entschiedenheit  gegen  Staats-  und  Gemeinde- 
haftung  ausgesprochen.  Sein  Gedankengang  war  fol£;«iider: 

Eine   Entsch&dignngspflicht  entspringt  regel  mlnuig  nur 
aus   dolus   oder   culpa  des  Pflichtigen ,   nur  aaanahinaweiie 
wird  Jemand  entschädigungspflichtig  ohne  eigenes  VerschnldeB 
(Yersicherungsrerträge,  Spediteur).  Der  Staat  hat»  ^hgemAßu 
von  dem  Falle  der  culpa  bei  der  Bestellung  des    Beamtes, 
was  selten  practische  Bedeutung  hat,  kein  Yerschalden,  son* 
dern  nur  der  Beamte,  nach  der  Segel  braucht  er  also  nicät 
zu  haften*  —  Qibt  es  allgemein  durchschlagende  Gründe  um 
für  den  Staat  eine  Ausnahme  festzusetaen?    Nein^    es  gibt    | 
nur  solche  für  eine  beschränkte,   unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen. —  Zieht  man  die  Analogie  des  Mandates  herbei, 
so  lässt  sich  daraus  eine  YerantwortUchkeit  für  contmotliches^ 
nicht  aber  aquilisches  Verschulden   hwleiten.     Vom  Stand- 
punkte des  Abhängigkeitsverhältnisses  aus,    dass  der  Stss^ 
den  Bürger  nöthigt  in  gewissen  Fällen  ^nem  Beamten  seio 
Vertrauen  zu  schenken,   wie  beim  Depositum,   bei  uiit  £^ 
schlag  belegten  Objecten,    als  Betriebsherr  offentUcher  Afr 
stalten  (Post,  Telegraph,  Staatseiseobahn),  haftet  ja  derStas^ 
entweder  so  wie  so,   da  der  Beamte   nur  Mittelsperson,  ^ 
selbst  aber  der  eigentliche  Verpflichtete  ist,  oder  es  handelt 
sich  um  die  privatreohtliche  Verantwortlichkeit  des  Geschäfts* 
herm.  Bei  allen  andern  Beamten  handelt  es  sich  um  öffent- 
lich rechtliche  Functionen,  auf  die  der  Staajt  gar  keine  Ein*      I 
Wirkung  haben  soll;  wenn  der  Beamte  ein  Delict  begeht,  so 
hat  er  hieeu  vom  Staate  keinen  Auftrag,  es  wäre  daher  un« 
richtig  ihn  haften  '/iu  lassen.  —  Man  stützt  sich  auch  auf  m 
Bepräsentationsrerhältniss,   aber  hieraus  lässt  sich  keine  Er- 


^)  Verhandlungen  des  sechsten  deutschen  JuristentageS)  I  S.  45. 
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satspfliolit  für  ungehörige  Handlangen    und  Unterlassungen 
der  Bepräsentanten  begründet.    Es  sprechen  also  k^ine  ge- 
nügende Reehtsgründe  für  eine  allgemeine  Haftbarkeit  des 
Staates;   ebenso  wenig  aber  BilKgkeîtsrfLcksichten.   —  Der 
Staatscasse   diese   neue  Last   auflegen    bedeutet    eine  rer- 
mehrte  Steuerpflioht  der  G-esammtheit,  es  wäre  dies  Staats- 
Versicherung  fur  Privatscbaden;  es  gibt  aber  keine  Versiche- 
rung für  Delictschaden,  dieses  System  wäre  eine  GefiÜirdung 
der  Moral  und  des   Priyatwohktandes.     Es   ist   hiebei  die 
Gefahr  vorhanden,  dass  die  Beamten  weniger  sorgfältig  rer- 
fsthren,  und  dass  wenn  eine  Verurtheilung  des  Beamten  die 
aubsidiäre  Haltung  des  Staates  zur  Folge  hätte,  die  Gerichte 
einen  Beamten   eher  freisprechen  würden  (!).    In  gewissen 
fällen,   wie  Schädigung  durch  Notare,  kann  der  Staat  aus 
BilligkeitBrflcksichten  einen  Beitrag  an  dem  Verluste  leisten. 
Aus  allen  diesen  Gründen  ist  Bluntschli  nicht  für  eine 
allgemeine  Haftpflicht  des  Staates  oder  der  Gemeinden,  nur 
ausnahmsweise   aus   besonderen   Gründen;    ob   primär   oder 
aubsidiär,  richte  sich  nach  dem  Bechtsgrunde  des  Ausnahm- 
falles. 

Dass  durch  eine  allgemeine  Hafterklärung  ron  Staat 
und  Gemeinde  der  Steuerpflichtige  stark  in  Anspruch  genom- 
men werden  könnte,  ist  das  Hauptargument  Bluntschlis,  die 
andern  herrorgehobenen  Uebelstände  sind  hoffentlich  fheilweise 
unrichtig  oder  können  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Bluntschli  g^ht  wohl  ron  einem  nicht  richtigen  Satze 
aus.  Der  Art  1384  des  C.  o.  anerkennt  ja  eine  Haftpflicht 
des  Geschäftsherrn  ohne  eigenes  Verschulden  auch  in  der 
Wahl,  und  ebenso  die  neueren  Haftpflichtgesetze.  Wer  als 
Ilebemehmer  bestimmter  Verrichtungen  auftritt,  soll  als 
solcher  auch  für  das  damit  für  Dritte  verbundene  Bisico  ob- 
jectiv  haften,  ohne  dass  das  subjective  Moment  des  Ver- 
schuldens in  Betracht  fällt,  —  Immerhin  lässt  sich  nicht  be- 
streiten, dass  eine  gewisse  Gefahr  in  dem  Systeme  liegt,  und 
diese  Gefahr  ist  bei  unserm  allgemeinen  Wahlrechte  und  zur 
jetzigen  Zeit  gewiss  grösser  als  zur  Zeit  der  Abgabe  des 
Gutachtens.    Der  Staat  könnte  sich  allerdings  durch  grosse 
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Amtsoautionen  siohem,  allein  der  Stnrm  würde  ebenso  ge- 
wiss nicht  aasbleiben,  man  mache  es  dem  Armen  unmöglich 
ein  Amt  zu  bekleiden  etc.  Thurgau  hat  hier  offenbar  das 
nichtige  getroffen,  wenn  ein  Beamter  Schaden  stiftet,  so  be- 
zahlt wohl  der  Staat  und  die  Steuerpflichtigen,  also  eigent- 
lich die  Steuerpflichtigen  7«  9  ^^^  V«  ^^^^  P^'  Kopf  ohne 
Bücksicht  auf  ihr  Vermögen  auf  die  Wähler  rertheilt,  die 
den  Beamten  wählten,  zur  Strafe  für  ihre  Unvorsichtig- 
keit.^) —  Für  mich  behält  das  Bluntschli'sche  Hauptaigument 
eine  gewisse  Berechtigung,  aber  es  ist  nicht  durchschlagend^ 
der  Staat  wird  sich  eben  durch  bessere  Contrôle  gegen  seine 
Beamten  schützen  müssen.  Wir  können  uns  trotz  aller  Theo- 
rien der  Einsicht  nicht  verschliessen,  dass  der  Bürger  dem 
mit  Macht  bekleideten  Beamten  gegenübersteht,  wie  dem 
Staate  selbst,  in  jenem  verkörpert  sich  ja  ein  Stück  Staats- 
gewalt, ihm  muss  der  Staatsbürger  Folge  leisten.  Wohl  ist 
anerkannt  9  dass  Ungehorsam  gegen  offenbar  rechtswidrige 
Befehle  kein  Verbrechen,  ja,  dass  selbst  der  nicht  bloss  pas- 
sive, sondern  sogar  der  gewaltsame  Widerstand,  wenn  er 
sich  als  Nothwehr  qualificirt,  straflos  ist;  aber  der  gewöhn- 
liche Bürger  kann  sich  der  Gefahr  nicht  aussetzen,  sich, 
wähnend  er  sei  unrechtmässig,  einem  in  Wirklichkeit  voll- 
ständig legalen  Acte  zu  widersetzen,  und  damit  ein  Ver- 
brechen zu  begehen;  er  wird  daher  in  der  Regel  auch 
einem  unrechtmässigen  Befehl  gehorcheui  sich  nicht  auf- 
lehnen; wird  man  ihm  dies  zum  Fehler  anrechnen  dürfen, 
dass  er  that,  was  in  der  Begel  seine  Pflicht  ist?  Soll  er 
die  Folgen  tragen  oder  der  Staat,  der  ihm  diesen  Beamten 
vorgesetzt  hat,  welcher  ihn  z.  B.  lange  Zeit  gefangen  hielt, 
ihm  sein  Geld  unterschlug?  Soll  nicht  der  Staat  ihm  haften 
und  dann  zusehen,  wie  er  von  dem  Beamten  etwas  erhältlich 
macht,  dem  er  ja  weit  mächtiger  gegenübersteht  als  der  ge- 
schädigte Einzelne? 

Subjection  und  Eintreten  des  Staates  für  seine  Beamten 

')  Der  Fall  soll  ganz  kfinlich  in  Erenzlingen  eingetreten  sein,  wöbe 
der  zu  ersetzende  Betrag  per  Kopf  ciroa  Fr*  8  ansmaohte  nähere  Anf- 
Schlüsse  fehlen  mir  znr  Stunde  noch. 
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stehen  in  engem  Zusammenhange.  Liegt  nicht  gerade  in  den 
Becursen  der  ungebildeten  gewöhnlichen  Leute  aus  dem 
Volke  y  welche  vielfach  an  das  Bundesgericht  abgehen,  die 
Yolksanschauung  ausgesprochen,  der  Staat  hafte  ftlr  seine 
Beamten?  Wenn  wir  fordern,  dass  der  Bürger  sich  an  die 
Oesetze  halte,  unsere  YerfÜgungen  befolge,  darf  der  Bürger 
nicht  auch  verlangen,  dass  ihm  greifbare  Garantie  dafür  geboten 
werde,  dass  der  Beamte  seinerseits  sich  an  die  Gesetze  halte  ? 

Was  ron  Schädigungen  durch  Handlungen  gesagt  werden 
kann,  muss  auch  von  solchen  durch  Unterlassung  gelten,  der 
Staat  hat  ausser  activen  Pflichten  (Rechtsprechung,  Empfang- 
nahme und  Aufbewahrung  von  Depositen  etc.)  auch  die  Pflicht, 
dem  Staatsbürger  seine  Existenz  zu  wahren  und  zu  schützen, 
und  sofern  seine  Organe  dieser  Pflicht  nicht  nachkommen, 
sich  also  eine  pflichtwidrige  Unterlassung  zu  Schulden  kom- 
men lassen,  haftet  er  auch  aus  diesen  Unterlassungen,  wenn 
wir  annehmen,  dass  eine  Haftpflicht  überhaupt  begründet  sei» 

Wenn  ich  zu  dem  Schlüsse  gelange,  die  heute  im  Volke 
herrschende  Bechtsanschauung  erfordere,  dass  der  Staat  für 
die  Versehen  und  Vergehen  seiner  Beamten  eintrete,  so  muss 
dies  doch  mit  Einschränkungen  erfolgen,  die  theils  in  dem 
Begriffe  der  Beamten  liegen,  theils  aus  der  Definition  des 
schädigenden  Actes  hervorgehen. 

1.  Es  muss  der  Schädigende  ein  Beamter  sein.  EUezu 
rechne  ich  alle  diejenigen  physischen  Personen,  welche  ein 
Stück  Staatsgewalt,  sei  es  der  richterlichen,  sei  es  der  ad- 
ministrativen repräsentiren,  ob  dies  ein  grösseres  oder  kleineres 
Stück  sei,  ob  mit  anderen  Worten  der  Beamte  ein  höherer, 
ja  der  allerhöchste,  oder  ein  niedriger  sei,  ist  ohne  Bedeu- 
tung; einzig  massgebend  ist  der  Unistand,  ob  er  mitMacht- 
befugniss  ausgerüstet  ist  oder  nicht.^) 

2.  Er  muss  in  Ausübung  oder  aus  Veranlassung  seiner 
amtlichen  Functionen  (wenn  auch  mit  Ueberschreitung  der 
ihm  dabei  gesogenen  Bechtsschranken,  unter  Nichtbeachtung 

^)  Ueber  den  Begriff  ^Beamter"  gehen  bekanntlich  die  Anschaanngen 
weit  auseinander:  siehe  hierflber  specieli  „Laband,  Staatsrecht  d.  deutsch. 
fieiehs*,  eine  bfindige  Definitioii  finden  wir  auch  dort  nicht 
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der  ihm  obliegenden  amtlichen  Pflichten)  gehandelt  haben, 
nnd  er  musa  so  aufgetreten  sein,  data  der  ihm  gegenüber 
atehende  Dritte  und  naohherige  Oesohädigte  bei  seiner  indi- 
viduellen geiatigen  Entwicklung  und  Gapaoität  unter  Anwen- 
dung gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  annehmen  durfte,  der 
Beamte  handle  in  amtlicher  Stellung  und  zu  einem  amtlieheA 
Zwecke. 

3.  a.  Das  „Handeln^  kann  in  einem  poaittren  Thun^  oder 
in  negatirem  Unterlassen  desjenigen  bestehen,  was  pflicht- 
gemäss 8U  thun  war. 

b.  Das  Handeln  musa  rechtswidrig  sein,  d.  h.  mit  Zu«> 
widerhandeln  gegen  für  den  Beamten  maasgebende  Rechte- 
normen  (G-eseta,  Verordnung,  Dienstvorschrift)  verbunden. 

e.  Es  muss  in  ursächlichem  Zusammenhang  mit  dem 
rechtswidrigen  Handeln  im  Amte  fBr  den  Dritten  ein  Sofaaden 
erwachsen  sein. 

Die  Beschränkung  der  Schaden  bringenden  Handlung 
auf  eine  in  der  amtlichen  Sphäre  vorgenommene  darf  als 
unatreitig  bezeichnet  werden,  dagegen  aind  gegen  Satz  1 
vielfach  Bedenken  und  gegentheilige  Anachauungen  geltend 
gemacht  worden,  und  auch  betreffend  der  ünterlaamuig  iat 
ein  Fallj  der  bei  una  sogar  durch  Bundesgesetz  positiv  vor- 
gesehen ist,  sehr  bestritten. 

Die  Staatahaftung  für  die  eigentlichen  Adminiatrativbehör- 
den  und  Beamten  eintreten  zu  lassen,  stösst  weniger  auf  Wider«* 
sprach,  da  diese  so  recht  eigentlich  es  sind,  welche  als  Träger 
der  Staatsgewalt,  jeder  in  seinem  Amtskresae,  erscheinen,  die 
dem  Unterthan,  um  hier  im  G^egensatz  zur  Staatsgewalt  dieses 
Wort  zu  gebrauchen,  mit  Zwangsmitteln  gegenüber  treten  -^ 
aber  auch  fär  den  Siebter  eine  Haftung  eintreten  zu  lasse»» 
daran  nehmen  Manche  Aüstosa.  Sie  sagen:  Der  Richter  soll  nach 
dem  Principe  der  Trennung  der  Gewalten  unabhängig  sein, 
die  Staatsgewalt  aoU  uek  nicht  in  die  Juatiz  mischen  ;  wenn 
nun  der  Staat  keine  Weisungen  in  der  Bechtaprechung  er- 
gehen lasaen  darf,  waram  soll  er  fär  den  Richter  haften? 
Bieae  Folgerung  iat  unrichtig.  Ghewisa  aoU  der  Richter  un- 
abhängig aein^  allein  die  Unabhänpf^it  kommt  hier  g«r 
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nioht  in  Frage;  sondern  der  Grand,  wamm  der  Staat  haften 
•oU,  ist  auoh  hier  der  Zwang  gegenüber  dem  Staatsbürger, 
«ioh  gerade  an  einen  beetinnnten  Aiohter  zn  wenden;  der 
Grund  der  Staatahaftnng  iet  alao  hier  roUetändig  derselbe, 
wie  beim  Verwattangsbeamten.  Der  Bürger  hat  ein  Becht 
darauf,  dass  ihm  der  Staat  einen  Richter  stelle,  vor  dem 
jeder  ohne  Unterschied  bei  Sechtsverletanng  sein  unparteiisches 
Beoht  finde,  über  nur  «ein  formelles  ;  was  der  Kichter  in  letzter 
Instanz  spricht,  schafft  Becht,  dadurch  unterscheidet  sich  ja 
das  Urtheil  von  der  „Meinung''  einer  gleichen  Anzahl  Per- 
sonen, die  nicht  mit  richterlicher  Gewalt  bekleidet  sind. 
Wenn  nun  der  Biohter  durdi  falsche  Deduotionen  zu  einem 
unrichtigen  ürtheile  kommt,  so  wird  Niemand  weder  ihn 
selbst  noch  den  Staat  lür  die  entstehenden  Nachtheile  ver- 
antwortlich machen  woUen.  Wenn  aber  der  Staat  einen 
Bichter  aufstellt,  der  die  ihm  ganz  wohl  bekannten  Bechts- 
regeln  absichtlich  oder  grob  fahrlässig,  gar  nicht  oder  un- 
richtig anwendet,  den  gegebenen  Thatbestand  fälscht  oder 
grob  fahrlässig  ausser  Acht  läset  (Zeugenaussagen  oder  einen 
anerbotenen  Beweis  nicht  abnimmt),  dann  hat  der  Staat  den 
Beehtsuchenden  um  sein  gutes  Becht  gebracht,  und  es  ist 
nicht  einzusehen,  wesshsib  der  Staat  für  diesen  Bichter 
nicht  haften  sollte,  so  gut  wie  für  d^i  Yerwaitungsbeamten. 
Auch  hier  gilt  das  Verschulden  des  Bichters  als  Ver- 
schulden des  Staates;  hiebei  wird  bekanntlich  nicht  der 
Massstab  eines  idealen  Bichters  angewendet^  sondern  wie 
Haffner  treffend  bemerkt^  derjenige  des  Durchschnittsrichters.') 
Der  Bichter  soll  nicht  die  Sorgfalt  eines  gewöhnlichen 
Menschen,  sondern  eines  gewiihnlichen  Bichters  anwenden. 
Auch  wenn  der  Bichter  eine  formelle  Vorschrift  verletzt,  die 
er  kennen  muss,  z.  B.  den  Ausstand  nicht  wahrt,  wenn  er 
weiss,  dass  er  ihn  nach  Gesetz  nehmen  sollte,  und  aus  diesen 
Gründen  nach  vielen  Kosten  und  Umtrieben  das  Urtheil  cas- 
sirt  wird,  warum  soll  der  Staat  nicht  haften,  der  ja  sogar 
seine  Gebühren  aus  dem  falschen  Procedere  bezogen  bat? 

'  HsftMT  a.  z.  O.  a  Oft. 
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Ob  die  Haftung  daran  geknüpft  werden  soll,  das«  die 
Parteien  alle  fiechtsmittel  erschöpfen,  beror  aie  an  den  Staat 
gelangen,  ist  untergeordneter  Natur,  und  die  Lösung  dieser 
Frage  kann  fiiglioh  dem  Gesetzgeber  überlassen  bleiben;  ob 
so  oder  so  entschieden  wird,  am  Principe  wird  dadurch  nichts 
geändert. 

Wo  der  Administratirbeamte  richterliche  Functionen  aus- 
übt (z.  B.  Regierungsrath  als  Richter  über  Steuerbussen), 
sind  natürlich  die  Grundsätze  über  Haftung  ftbr  die  Richter 
anzuwenden;  und  umgekehrt,  wo  ein  Richter  administrative 
Functionen  ausübt  (Depositum,  Beschlagnahme),  ist  er  als  Ver- 
waltungsbeamter zu  beurtheilen;  es  handelt  sich  nicht  um 
den  Namen,  sondern  um  die  Function. 

Dass  auch  bei  der  sog.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  der 
Zwang  den  Grund  der  Haftpflicht  bildet,  springt  in  die  Augen, 
wenn  einzelne  Fälle  betrachtet  werden.  Der  Bevormundete 
z.  B.  kann  die  Vormundschaftsbehörde  nicht  wählen,  sie 
ist  ihm  gegeben,  der  Pfandbesteller  an  einer  Liegenschaft 
ist  nicht  frei,  er  muss  den  Hypothekenfithrer  der  ge« 
legenen  Sache  in  Anspruch  nehmen.  —  Soll  da  nicht  mit 
gleichem  Rechte  der  Staat  haften,  wenn  sich  zeigt,  dass 
eine  Vormundschaftsbehörde  durch  Lässigkeit  in  der  Aufsicht 
einen  Minderjährigen  um  sein  Vermögen  gebracht  hat,  dass 
ein  Käufer  den  Kau^reis  für  eine  Liegenschaft  zweimal  be- 
zahlen muss,  weil  sich  ergiebt,  dass  ein  angeblich  schulden- 
freies Grundstück  noch  mit  einer  Hypothek  belastet  ist? 
Diese  Haftung  ist  übrigens  durch  7  cantonale  Gesetzgebungen 
principiell  ausdrücklich  anerkannt  (Bern,  Lusem,  Solothum, 
Baselstadt,  Baselland,  SchaflPhausen,  Appenzell). 

Ich  habe  gesagt,  dass  als  Depositar  und  bei  Beschlag» 
nahmen  der  Richter  als  Administrativbeamter  zu  beurtheilen 
sei.  (Dabei  habe  ich  nicht  die  unrichtige  Verfügung  der 
Massregel  im  Auge,  dies  ist  natürlich  ein  richterlidier  Act, 
sondern  die  Aufbewahrung.)  Für  die  in  diesem  Abschnitte 
zu  behandelnde  Haftung  des  Staates  ist  dies  zwar  be- 
deutungslos, in  diesen  beiden  Fällen  tritt  nämlich  eine 
directe  Haftung   des  Staates   ein«    Der  Staat  erscheint   als 


Referat  toh  Hra.  Ziegler,  Beiirkageriehtepr&sideiit  in  Sohaffhausen.  658 

der  eigentlich  H&ndielndei  Erwerbende,  Verpflichtete.  Wie 
beim  Fiscus  bei  seinen  rerechiedenen  Gesohftften  ange- 
nommen wird,  der  Staat  sei  Geschftftsherr,  seine  Beamten 
erwerben  ihm  und  verpflichten  ihn  direct,  so  ist  auch 
hier  der  Beamte,  der  das  Depositum ^  die  beschlagnahmte 
Sache  in  Empfang  nimmt,  nur  die  ausgestreckte  Hand  des 
Staates;  die  empfangende  Person  ist  einssig  und  allein  der 
Staat  selbst,  er  ist  der  Depositar  und  haftet  als  solcher  nach 
Priratrecht  für  die  Bttckgabe  in  allen  Fällen,  wo  er  nicht 
Untergang  durch  casus  oder  ris  major  nachweist. 

Nur  kurz  sei  noch  erwähnt  die  Haftung  aus  ungerecht- 
fertigter Bereicherung.  Dass  der  Staat  dasjenige  zurück- 
geben muss,  was  er  aus  Verschulden  seiner  Beamten  zuviel 
erhalten  hat,  ist  überall  anerkannt  (z,  B.  zu  viel  bezogene 
Steuern  etc.).  Aber  auch  dies  ist  eine  rein  privatrechtliche 
Frage,  keine  staatsrechtliehe;  es  wird  Niemand  daran  denken, 
eich  hiefür  an  den  Beamten  zu  halten,  dieser  ist  ja  gar  nicht 
bereichert;  oder  sich  hiewegen  dort,  wo  ein  Vorverfahren  be- 
steht, an  dasselbe  gebunden  erachten;  der  Geschädigte  wird 
einfach  auf  dem  gewöhnlichen  Givilrechtswege  klagen,  gestützt 
auf  Art.  70  O.  R. 

Was  endlich  die  Schädigung  durch  Unterlassung  betrifft, 
so  habe  ich  erwähnt,  dass  die  Haftung  für  eine  Art  Unter- 
lassung sehr  bestritten  ist  Es  betrifft  dies  den  Fall,  wo  bei 
Tumulten  der  Bürger  durch  die  Handlung  eines  Dritten  ge- 
schädigt wird  und  denjenigen  für  den  Schaden  haftbar  machen 
will,  der  den  Tumult  durch  rechtzeitiges  Einschreiten  hätte 
verhindern  können  und  für  diesen  den  Staat.  Zachariä  so- 
wohl als  Löning^)  sprechen  sich  gegen  eine  solche  Haftung 
aus,  davon  ausgehend,  dass  es  nicht  Sache  der  Justiz  sein 
könne  zu  untersuchen,  ob  die  Anwendung  der  öffentlichen 
Machtmittel  in  concreto  möglich  und  auch  angemessen  ge- 
wesen sei;  der  Richter  könne  nur  entscheiden,  ob  eine  ge- 
wisse obligatio  erftillt  oder  nicht  erfüllt  sei,  von  einer  solchen 
könne  aber  hier  nicht  gesprochen  werden.   Der  Einzelne  habe 


>)  Zaeharift  S.  648,  Löiiing  S.  126. 
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kein  juristisch  rerfolgbares  Recht  auf  Erhaltung  der  offene 
liehen  Bähe  and  Sicherheit;  darauf,  daee  der  Staat  seine  ihm 
g^en  Dritte  obliegende  Verpflichtangea  erfülle.^) 

Mit  dieser  allgetneinen  Yeraeinu^  scheint  mir  aber  zu  weit 
gegangen  au  sein.  Wenn  der  Beamte,  der  es  in  der  Hand 
hat,  den  Tumult  au  Terhttten  oder  rasch  au  unterdrücken^ 
es  nicht  thut,  so  muss  die  Consequena  der  Theorien  Zacharia 
und  Löning  dazu  führen,  auch  hier  eine  Haftung  des  Staates 
oder  der  Gemeinde  anaunehmen,  je  nachdem  wir  es  mit  einena 
Staats-  oder  Gemeindebeaaiten  zu  thun  haben;  nur  muse  bei 
der  Fri^e,  ob  culpa  des  Beamten  vorliege,  sehr  weit 
zu  Gunsten  des  Beamten  gegangen  werden,  es  muss  berück-^ 
sichtigt  werden,  dass  es  nicht  so  leicht  ist^  za  ermeseen^ 
wann  der  Zeitpunkt  gekommen  ist,  Um  mit  bewaffneter  Maebt 
gegen  Mitbürger  einzuschreiten,  und  dass  daher  ein  Zögern 
eher  zu  entschuldigen  ist,  während  man  z«  B.  nicht  im  Zweifel 
sein  kann,  dass  eine  deponirte  Geldsumme  einzuschliesaen 
ist,  und  dass  man  fahrlässig  ist,  wenn  man  es  nicht  thut. 
Gar  bei  dolosem  Nichteinschreiten  scheint  mir  die  Haftung 
ganz  unzweifelhaft  zu  sein. 

Wir  besitzen  eine  positive  Gesetzesvorschrift,  die  mit 
dieser  Frage  im  Zusammenhaag  steht  und  die  zu  uneriiörten 
Härten  führen  kann,  nämlich|  dass  die  Gemeinde  bei  Tumulten^ 
ohne  alle  Bttoksicht  auf  Verschulden  nicht  nur  für  ihre  B&rger^ 
sondern  fìir  alle  zufällig  Anwesenden  haften  muss.')  Ver-- 
einzelt  steht  dieses  mittelalierliehe  Gesetz  nicht  da,  es  findet 
sich   in  Frankreich  und   auch   mehrfach   in   Deutschland.') 


')  Löaiig  fahrt  als  Beispiel  an,  ein  Kauftaann  kdniie  keine  Schaden- 
ersatzklage gegen  den  Staat  daraus  herleiten,  dass  einem  andern  Eanfinana 
sollfreie  Einfuhr  gestattet  worden  sei,  und  dass  dadurch  dieser  billiger  ver* 
kaufen  könne,  und  ihn  schädige. 

*)  B.  &.  Ueber  die  polititchea  nnd  peliMilieliea  Ckirmtien  sn  Gnastea 
der  Eidgenotsensehaft  vom  83.  December  1861.  Artw  8:  «Die  Cantone  sind 
fQr  das  Eigenthnm  der  Eidgenossensehaft  yerantwortlich,  sofern  dasselbe 
durch  Störung  der  Öffentlichen  Ordnung  in  ihrem  Innern  beschädigt  oder 
entfremdet  wird." 

*)  Siehe  Löning  S.  90.  Aubry  nnd  Bau,  cours  de  droit  civil  français 
IV.  8.  762. 
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Anfallend  ist  nicht  aar,  à$M  eitiê  Corporation  £är  die 
rechtswidrigen  Handlongeo  von  Mitgliedem  und  Nichtmit- 
gliedern  haftbar  gemacht  wird,  sondern  namentliofa,  dass, 
während  früher  aocb  den  Qenieindeii  der  Einredebeweis  ge- 
stattet war,  den  Tumnlt  nicht  haben  verhindern  zu  können,  und 
jede  Gemeinde  nur  für  ihre  Angehörigen  haften  musste,  mit 
der  Zeit  diese  einschränkenden  Bestimmungen  weggeüaUeB 
sind.  Wir  haben  nun  den  eigenthümliohen  Fall,  dass,  wenn 
z,  B.  in  Thun  eine  Ansahl  Beeruten,  die  die  Eidgenossen^ 
Schaft  dorthin  sur  Ausbildung  gelegt  hat  y  einen  Tumult  er- 
regen y  wobei  die  Caserne  oder  eine  der  andern  eidgen.  An- 
stalten beschädigt  wird,  die  Gtemeinde  Thun  demjenigen  tur 
Ersatz  haftet,  der  mittelbar  am  Schaden  Schuld  trägt.  Daa 
französische  Gesetz  ist  doch  wenigstens  so  billig,  dass  es 
jeden  Verletzten  für  schadenersatzberechtigt  erklärt,  und  das» 
es  den  Gemeinden  verschiedene  Entlastungsbeweise  gestattet. 
Bei  uns  ist  nur  der  Bund  garantirt  und  zwar  absolut 


Durch  dieses  Ausnahmsgesetz  sind  wir  von  der  Haftung 
des  Staates  unwillkttrlich  auf  diejenige  der  Gemeinden  überge*^ 
führt  worden.  Die  Frage,  ob  nur  der  Staat  oder  auch 
die  Gemeinden  für  die  Versehen  ihrer  Beamten 
haften  sollen^  kann  in  aller  Kürze  beantwortet 
werden. 

Wenn  ich  bisher  immer  nur  vom  Staate  gesprochen  habe, 
so  geschah  es  nicht  etwa  deswegen,  um  nur  dem  Staate  eine 
Haftung  für  seine  Beamten  und  Angestellten  aufeuerlegen^ 
es  geschah  vielmehr  der  Ein&chheit  halber,  um  nicht  bestän« 
dig  die  Ausdrücke  Staat  und  Gemeinden  mit  einander  ge« 
brauchen  und  im  Einzelnen  die  aufgestellten  Sätze  auch  mit 
Beispielen  ans  dem  Gemeindeleben  belegen  zu  müssen. 

Wenn  die  Gemeinde  auch  kein  Staat  im  Staate,  sondern 
demselben  in  politischer  Beziehung  untergeordnet  ist,  so  dürfen 
wir  dennoch  für  unsere  Frage  sagen,  die  Gemeinde  ist  ein  dem 
Staate  durchaus  analoges  Gebilde.  Wenn  auch  von  einem 
Fiscus  bei  der  Gemeinde  nicht  gesprochen  wird,  so  haben 
wir  dem  Wesen  nach  doch  auch  hier  einen  Fiscus  ;  bedeutet 
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uns  dieses  Wort  dooh^  abgesehen  von  dem  rechtsgesohichiliclien 
Begriffe,  nur  die  privatrechtliche  Seite  des  gleichzeitig  auch 
^ffentlioh-rechtlich  auftretenden  Gebildes. 

Auch  bei  den  Gemeinden  finden  wir  Beamte  und  Ange- 
atellte  theils  mit  öffentlich-rechtlichen;  theils  mit  priratrecht* 
lieben  Functionen,  beziehungsweise  derselbe  Beamte  kann 
heute  in  der  einen,  morgen  in  der  andern  Eigenschaft  auf« 
treten;  in  dieser  Beziehung  lassen  sich  die  Gemeindebeamten 
am  ehesten  mit  den  Richtern  vergleichen,  welche  audi  in  den 
Fall  kommen,  zeitweise  administrative  Functionen  auszuüben. 
Wenn  daher  das  für  das  Vorbild  der  Gemeinden,  den  Staat, 
Gesagte  richtig  ist,  so  muss  es  auch  fïlr  die  Gemeinde 
gelten.  Einzig  eine  Frage  taucht  dabei  auf:  Gewisse  Ge« 
meindebeamte  (z.  B.  die  Gemeinderathspräsidenten)  sind  nicht 
nur  Gemeindebeamte,  sie  sind  auch  Staatsbeamte  (z*  B« 
in  Polizeisachen)«  Wenn  der  Beamte  nun  als  solcher,  und 
nicht  als  Gemeindebeamter  Jemanden  widerrechtlich  Schaden 
zugefügt  hat,  wer  soll  fär  ihn  einstehen,  der  Staat  oder  die 
Gemeinde  ?  Die  Antwort  muss  sich  je  nach  der  Theorie  richten, 
aus  welcher  die  Haftung  hergeleitet  wird.  Wenn  der  Grand 
der  Haftung  culpa  in  eligendo  ist,  so  haftet  die  Gemeinde, 
sie  hat  den  fehlenden  Beamten  gewählt;  ist  es  culpa  in  in- 
«piciendo,  so  haftet  der  Staat,  er  muss  den  Gemeindebeamten 
in  seinen  staatlichen  Functionen  überwachen,  ihm  ist  er  ver- 
antwortlich, nicht  der  Gemeinde  ;  ist  die  Mandatstheorie  der 
Grund,  so  ist  es  wiederum  der  Staat,  da  er  den  Beamten  be- 
auftragt hat,  in  gewissen  Fällen  ihn  zu  vertreten,  für  ihn  zu 
handeln.  —  Auch  wir  werden  sagen  müssen,  der  Staat  hat  für 
die  von  der  Gemeinde  gewählten  Beamten  zu  haften,  wenn  sie 
als  st aatlich  e  Organe  handelnd  sich  vergangen  haben,  denn 
wir  haben  als  Grund  der  Haftung  das  Machtverhältniss  auf« 
gestellt,  in  welchem  der  Beamte  zum  Staatsbürger  steht;  in 
vorliegendem  Falle^)  ist  es  aber  nicht  die  Gemeinde,  welche 


^)  Nehmen  wir  den  Fall  einer  schweren  Eörperverletsnng  in  einem  Dorfe 
an,  der  Gemeinderathspräeident  fnnctionirt  als  Staatsbeamter,  indem  er  den 
«benfalls  verwundeten  Angreifer  in  Gewahrsam  nimmt    Anstatt  sofort  fOr 
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dem  Gemeinderathspräflidenten  die  Macht  zum  Einschreiten 
▼erliehen  hat,  sondern  der  Staat,  er  amtet  als  stellFcrtretender 
Polizeidirector,  es  muss  also  der  Staat  für  die  Fehler  seiner 
pflichtwidrigen  Handlung  einstehen« 


Damit  haben  wir  die  Frage  der  Bafkung  an  sich  erledigt 
und  es  bleibt  nun  noch  die  mehr  nebensftchliche  zu  behandeln. 

Soll  die  Haftung  eine  primSre  oder  eecundSre  eeln? 

Der  Juristenrerein  hat  sich  letztes  Jahr  mit  dieser  Frage 
bezüglich  der  Haftung  für  die  Betreibungs-  und  Goncursbe- 
amten  befasst  und  sich,  wenn  auch  mit  schwachem  Mehr,  für 
primäre  Haftung  ausgesprochen,  entgegen  dem  Entwürfe, 
welcher  subsidiäre  Haftung  vorsieht.') 

Wo  der  Staat  direct  haftet,  wie  beim  Depositum,  der  Be- 
reicherung, fällt  diese  Untersuchung  weg,  nur  für  die  Fälle 
müssen  wir  sie  walten  lassen,  wo  der  Staat  nicht  direct  in 
Frage  kömmt,  sondern  als  Garant. 

Prof.  Bluntschli  wollte  eventuell  diese  Frage  nicht  prin- 
cipiell  ordnen,  sondern  je  für  den  einzelnen  Fall  der  Ver- 
antwortlichkeit im  G-esetze  bestimmen,  ob  subsidiäre  oder 
primäre  Haftung  eintreten  soll,  je  nach  dem  dor  Haftung 
zur  Basis  dienenden  Bechtsgrunde.  Meiner  Ansicht  nach  ist 
dies  logisch  richtig,  aber  unpraotisoh;  wenn  wir  einmal  die 
Haftung  aussprecheni  so  soll  der  Geschädigte  nicht  noch  ein 
langes  Bepertorium  nachschlagen  müssen,  ob  er  in  diesem 
oder  jenem  Falle  zunächst  den  Beamten  einklagen  müsse,  oder 
direct  an  den  Staat  gelangen  könne  ;  sondern  mit  der  Frage 


einen  Arzt  sn  sorgen  nnd  der  Polizeidirection  Anieige  sn  erstatten,  thnt  er 
beides  nicht,  —  am  andern  Morgen  hat  sich  der  Inhaftirte  verblutet,  nnd 
zwar  anerkannter  Maassen  wegen  unterbliebener  ärztlicher  Hülfe. 

^)  Verhandlungen  des  Schweiz.  Juristenyereins  1887,  Heft  2,  8.  167^ 
180,  188. 
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der  Haftung  selbst  soll  aach  allgemein  entsekiedea  werden, 
ob  der  Staat  primär  oder  sabsidiftr  hafte«  Yorigea  Jahr  noeh 
war  ich  über  die  Zumathang  der  primären  Haftbarkeit  Mit- 
setzt, jetzt  ist  es  mir  ziemlich  gleichgCQtig,  ob  so  oder  so 
entschieden  wird. 

Ich  gebe  zu,  dass  das  Verfahren  bei  der  primären  Haf- 
tung ein  etwas  einfacheres  ist,  nicht  sehr  viel;  aber  gerechter 
ist  das  System  der  subsidiärei^  und  für  den  Fiscus  weniger 
folgenschwer. 

Ich  sage  gerechter,  weil  einmal  doch  immer  nur  der 
Beamte  selbst  der  Schuldige  ist,  der  Staat  tritt  nur  f&r  ihn 
ein,  also  ist  es  nur  gerecht,  wenn  der  Beamte  auch  mit 
seinem  ganzen  Vermögen  zu  Verlust  kommt,  bis  der  Staat 
auch  nur  einen  Rappen  bezahlen  muss. 

Ich  sage  auch,  für  den  Fiscus  weniger  belastend,  der 
Beamte  gewinnt  unter  allen  umständen  bei  der  primären 
Haftung  des  Staates  Zeit,  und  —  Zeit  gewonnen  ist  alles 
gewonnen  —  sagt  sich  auch  der  zur  lebenslängliohen  Znoht- 
hausstrafe  Begnadigte,  er  hofft  dabei  auf  Flucht,  Begnadigung, 
Amnestie,  kurz  er  hofft  auf  Vortheil.  So  wird  es  auch  bei 
der  primären  Haftung  gehen;  ich  bin  überzeugt,  dass  der 
Staat,  wenn  er  einmal  bezahlt  hat,  entschieden  nachsichtiger 
ist  beim  Begress  auf  den  Schuldigen,  als  der  nach  G^ld  lech- 
zende Gresohädigte  selbst;  es  ist  Erfahrungssatz,  dass  der 
Staat  weniger  vigilirt  als  der  Einzelne,  der  Sack  ist  grösser. 

Und  wo  sind  denn  die  grossen  Nachtìieiló  beim  System 
der  subsidiären  Haftung?  Der  Geschädigte  müsse  unter  Um- 
ständen  zwei  Processe  fähren,  sagt  man.  Das  ist  nicht  so 
gefährlich,  der  den  Beamten  Einklagende  wird  dem  Staate 
den  Streit  reikünden,  und  der  Staat  wird  den  Staatsanwalt 
zu  den  Tagfahrten  abordnen;  wenn  der  Beamte  nim  wirk* 
lieh  bezahlen  sollte,  aber  nicht  ganz  bezahlt,  so  wird  der 
Staat  sich  überzeugen,  ob  auch  bei  der  Execution  nichts 
versäumt  worden  ist,  und  wenn  dem  so  ist,  so  wird  er  ohne 
neuen  Process  bezahlen;  ist  aber  der  Geschädigte  durch  seine 
Saumseligkeit  selbst  daran  schuld,  dass  er  in  Verlust  gerieth, 
80  handelt  der  Staat  nur  richtig,  wenn  er  nicht  ohne  richter- 
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liehen  Zwang  beaahlt,  und  der  Saumselige  rerdient  durchaiz» 
kein  Mitleid,  dass  er  nickt  nur  eine  zweite  Klage  anstrengen 
mnss,  sondern  am  Ende  gar  in  Schaden  geräth. 

Aus  diesen  Grründen   gelange   ich   zur  subsi- 
diären Haftung. 


Soll  der  Staat  nur  subsidiär  haften,  so  wird  noch  weiter 
zu  erörtern  sein,  ob  der  Beamte  gegen  muthwillige  Klagen 
SU  sohatzwi  sei  oder  nicht  ?  Bei  der  primären  Haftung  i&llt 
diese  Frage  weg. 

Hier  nehme  ich  gerade  den  umgekehrten  Standpunkt  ein 
wie  bei  der  vorigen  Frage.  Wenn  der  schuldige  Beamte 
rücksichtslos  verfolgt  werden  soll,  so  hat  anderseits  der  ge« 
wissenhafte  Beamte  ein  Beehi  darauf,  dass  der  Staat,  für 
den  er  sich  opfert,  ihm  Schutz  angedeihen  lasse.  Es  wird 
ûumer  Leute  geben,  die  in  jedem  Richter,  der  ihnen  nicht  das- 
jenige  zuerkennt,  was  sie  verlangen,  einen  parteiischen  Bichter 
erblicken,  und  wenn  sie  einzig  und  allein  durch  ihren  Eigensinn 
aich  alle  Nachtheile  selbst  aogezogen  hüten,  so  würden  sie 
dennoch  in  allem  nur  Gfaioane  und  sehreiaEidea  Unrecht  sehen« 
Diese  Typen  sind  sofort  mit  der  Elsf^  bei  der  Hand.  Boll  mm 
der  Beamte  gar  nichts  andeo-a  thun,  als  seine  Zeit  mit  ein- 
faltigen Klagebeantwortungen  vertrödeln?  Ich  sage  nein! 
irgend  ein  Yorunteiauchungsverf&bren  im  Sinne  des  franzö« 
aischen  Rechtes^)  soll  der  Gi^ilklage  vorausgehen,   aber  mit 


')  Ich  spräche  vom  Principe,  dieses  ist  französischea  Ursprungs.  Die 
Yerfassuiig  vom  22.  frim.  VIII.  Art.  75  sagt  :  Les  agents  da  gonverne- 
ment,  antres  qne  les  ministres,  ne  penvent  être  poursuivis  pour  des  faits 
relatifs  à  leirs  fonctions  qu'en  vertu  d*bn6  décision  du  Conseil  d'Etat:  en 
ce  cas  la  pounnite  a  lien  devant  les  tribunaux  ordtnaiies. 

Diese  Bflstimmung  besog  sich  also  nnr  auf  Verwaltungsbaamte.  Der 
Staatsrath  informirte  sich  von  Amtswegen  über  den  Sachverhalt,  und  ent- 
schied dann  ohne  Verhandlung  und  ohne  Begründung  ;  bejahenden  Falles  : 
Entscheid  durch  das  Gericht,  verneinenden  Falles  :  Sistirung  jedes  weiteren 
Verfahrens.  —  Durch  Décret  rom  19.  September  1870  hob  die  Begierung 
diese,  die  Verfolgung  der  Beamten  beschriuikeaae  Bestimmung  auf,  und  seit- 
her nehmen  die  Qerichte  Klagen  gegen  Beamte  ohne  Weiteres  entgege«^ 
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der  nothwendigen  Folge,  dass  dann,  wenn  der  Staat  zur  Ab- 
weisung kommt,  er  selbst  sich  als  Beklagten  darbietet,  und 
zwar  ohne  von  dem  Kläger  Caution  zu  verlangen.  Han  wird 
mir  yielleicht  entgegen  halten:  dann  riskirt  also  der  Staat 
seine  Zeit  mit  Prozessen  zu  verlieren  an  Stelle  des  Beamten! 
Auch  dies  ist  nicht  so  gefährlich  ;  der  Zorn  des  Klägers  hat 
sich  inzwischen  etwas  beruhigt,  sodann  fällt  eine  Hauptfreude 
für  ihn  dahin,  er  kann  seinen  Muth  nicht  mehr  an  dem 
„schlechten^  Beamten  selbst  kühlen,  der  ihn  so  schwer  „ge- 
kränkt^ hat,  und  endlich  darf  der  Staat  dieses  Opfer  dem 
Beamten  wohl  bringen,  denn  er  muss  nach  seiner  Untersuchung 
ja  wissen,  dass  der  Beamte  unschuldig  eingeklagt  wurde^  und 
dass  er  nichts  riskirt,  als  keine  Kosten  und  keine  Prozess- 
entschädigung zu  erhalten,  und  Zeit  zu  verlieren,  welchen 
Zeitverlust  er  auf  Verschiedene  vertheilen  kann. 


VI. 

Ist  OS  dem  Bunde  und  den  Cantonen  zu  überlassen  jedm  an 

seinem  Orte,  besondere  Bestimmungen  aufzustellen,  oder  sollw 

diese  Bestbnmungon  einheitlleh  In  einem  Bundesgesetze  iliron 

Ausdruek  linden? 

Wenn  wir  bei  vorstehender  Untersuchung  zu  dem 
Schlüsse  gelangt  sind^  es  sei  die  Haftung  des  Staates  und 
der  Gemeinden  für  Versehen  und  Veilchen  ihrer  Beamten 
anzustreben,  so  muss  es  im  Weitem  unser  Bestreben  sein,  dasa 
dies  nicht  ein  frommer  Wunsch  bleibe,  sondern  dass  dasjenige^ 
was  wir  als  von  dem  Bechtsbewusstsein  gefordert  ansehen, 
auch  zum  positiven  Bechte  werde«  Hiezu  bieten  sich  fUr  das 
materielle  Recht  zwei  Wege:  Die  Bundesgesetzgebung  und 
die  cantonale  Gesetzgebung;  der  erstere  Weg  ist  der  eifi- 
fächere,   der  letztere  vielleicht  der  eher  zum  Ziele  führende. 


die  Enteeheidimg  darüber  allerdings,  wie  ein  YerwaltniigsMt  auszulegen 
und  m  benrtbeilen  sei,  kömmt,  wenn  streitig,  der  zuständigen  Yerwaltongs- 
Behörde  sn  (Mayer:  Theorie   des  frans.  Terwaltnngsrechtes  §  16,  S.  100). 
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Es  ist  leider  nicht  zu  verkennen,  dass  in  vielen  Can- 
tonen  dem  Bundesreölite  immer  noch  ein  grosser  Widerstand 
entgegengesetzt  wird,  und  zwar  nicht  nur  aus  sachlichen  Grün- 
den ;  dass  manches,  wenn  es  auf  dem  eigenen  Boden  gewachsen 
ist,  eher  acceptirt  wird,  als  wenn  man  es  von  anderer  Seite 
„aufgedrungen"  erhält.  Ich  würde  mich  daher  beider  Wege 
bedienen  ;  was  nur  auf  dem  Wege  des  Bundesgesetzes  erreich- 
bar ist,  muss  uns  ein  solches  bringen,  das  andere  möchte  ich 
den  Cantonen  überlassen,  hoffend,  es  werde  uns  gelingen,  unsere 
Anschauung  allmählig  in  einem  Cantone  nach  dem  andern 
zum  Durchbruch  und  zur  Umwandlung  in  positive  gesetzliche 
Bestimmungen  zu  bringen. 

So  sind  die  Thesen  entstanden. 


Damit  schliesse  ich  mein  Referat,  die  Versammlung  selbst 
bietet  mir  Gelegenheit,  dasselbe  zu  vervollständigen,  ich  bitte 
die  verehrten  Herren  CoUegen,  deren  Güte  und  Zeit  ich  be- 
reits in  Anspruch  genommen  habe,  mich  über  allfällige  Lücken 
und  Unrichtigkeiten  bis  dorthin  in  Kenntnis»  zu  setzen,  da- 
mit ich  Versäumtes  nachholen  kann,  und  spreche  ihnen  noch- 
mals meinen  besten  Dank  für  ihre  Beiträge  aus. 


Thesen. 

1.  Durch  eine  Novelle  zum  Bandesgesetze  über  das  Obli* 
gationenrecht  ist  das  IL  Kapitel  des  ersten  Titels  im  Allge- 
meinen auch  auf  die  Beamten  anzuwenden. 

2.  Art,  8  des  Bundesgesetzes  über  die  politischen  und 
polizeilichen  Garantien  zu  Gunsten  der  Eidgenossenschaft  vom 
23.  Dezember  1851  ist  als  Ausnahmegesetz  aufeuheben. 

3.  Der  Staat  beziehungsweise  die  Gemeinden  sind  für 
den  Schaden,  welchen  ihre  Beamten  und  Angestellten  einem 
Dritten,  sei  es  mit  Absicht,  sei  es  aus  Fahrlässigkeit,  wider- 
rechtlich zugefügt  haben,   haftbar   zu  machen,    sofern  ange- 

Z«iteohr.  fBr  tchwAlzerlMbet  Recht.    K«a«  Fol^e  TU.  86 
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nommen  werden   durfte,    der  Beamte  habe  innerhalb   seines 
amtlichen  WirkangskVeises  gehandelt 

4.  Es  ist  gleichbedeutendi  ob  die  Pflichtverletzung  in  einem 
positiven  Handeln,  oder  in  einer  Unterlassung  einer  obliegenden 
Pflicht  lag. 

5.  Die  Haftpflicht  des  Staates  und  der  Gemeinden  ist  in 
der  Regel  eine  subsidiäre  ;  nur  in  den  Fällen  der  These  7,  oder 
wenn  es  sich  um  privatrechtliche  Greschäfte  handelt;  haftet  der 
Staat  direct 

6.  Die  Ciyilklage  gegen  einen  Beamten  als  solchen  ist 
an  ein  Yorprüfungsverfahren  durch  eine  Administrativbehörde 
gebunden;  diese  hat  jedoch  nur  die  Frage  der  Verletzung  der 
Amtspflicht  (des  Verschuldens)  zum  Gegenstand. 

7.  Spricht  die  vorprttfende  Administrativbehörde  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Beamten  innerhalb  Frist  nicht  aus,  so 
kann  an  Stelle  des  Beamten  der  Staat  (die  Gemeinde)  direct 
eingeklagt  werden. 


Rapport 

présenté  par  M,  le  prof.  Dr.  F.-H.  Mentha  à  Neuchatel, 

Des  Gonséqaenees  jvridiqaes  de  la  laissanee  illégitime, 
étudiées  de  lege  ferenda. 


introduction. 

Pour  débattre  dans  tonte  son  étendue  la  question  que  le 
Comité  de  notre  Société  m^a  fait  l'honneur  de  proposer  à  mon 
étude,  il  est  nécessaire  de  bien  considérer  deux  choses:  d'abord, 
ce  que  demandent  le  bon  sens,  l'humanité,  la  morale  publi- 
que;' ensuite,  si  l'art  du  droit  met  à  notre  disposition  des 
moyens,  et  quels  moyens,  de  procurer  le  résultat  désiré«  En 
recherchant  la  situation  qu'il  doit  faite  aux  enfants  illégitimes, 
le  législateur  est  comparable  au  chirurgien  dont  un  malade 
réclame  le  secours:  faut-il  ou  non  intervenir,  se  dira-t-il?  une 
opération  est-elle  indiquée  par  le  calcul  des  probabilités  ? 
Telle  est  sa  première  pensée.  Puis,  s'il  se  décide  à  faire 
l'opération,  il  doit,  en  y  procédant,  observer  les  règles  de 
«on  art. 

Eh  bien  !  de  ces  deux  ordres  de  considérations,  le  second 
jseul  m'occupera.  Le  bien  de  la  société  veut-il  que  l'on  recherche 
le  père  de  l'eniant  illégitime  pour  lui  faire  porter  une  partie 
<lu  poids  de  cette  postérité,  qu'il  n'a  point  voulue?  C'est  un 
«ujet  sur  lequel  j'avoue  que  je  manque  de  lumières,  et  les 
praticiens  seuls  peuvent  se  faire  une  opinion  là-dessus«  Il 
faut  connaître  les  moeurs  de  toute  une  population;  il  faut 
«avoir  de  quelle  manière  se  forment  en  général  les  imions 
irrégulières  ;  il  faut  surtout  ne  pas  ignorer  l'éducation  réservée 
k  la  plupart  des  enfants  qui  en  naissent,   pour  être  en   état 
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de  porter  un  îugement  STir  le  sort  que  la  loi  doit  faire  à  ce» 
malheureux.  Or;  la  £Qle-mère  et  le  bâtard  ne  sont  pour  moi 
que  des  notions  abstraites,  j'allais  dire  des  idées  pures;  je 
n'ai  point  Thonneur  de  connaître  un  seul  individu  rentrant  dana 
Tune  ou  l'autre  de  ces  catégories;  pour  reprendre  ma  com- 
paraison,  je  n'ai  point  eu  de  cas  semblable  dans  ma  clinique. 
Même,  j'ai  quelque  soupçon  que  les  avocats  les  plus  occupéa 
des  Cantons  où  la  recherche  de  la  paternité  n'existe  pas,  n'ont 
que  fort  peu  d'expérience  en  la  matière  qui  nous  occupe. 
Il  y  a  si  longtemps  que  les  procès  fondés  sur  le  fait  dea 
relations  illégitimes  sont  interdits  dans  ce  pays,  que  les  femmes 
qui  en  sont  les  victimes  ont  pris  l'habitude  de  ne  plus  se 
plaindre:  elles  savent  assez  que  ce  serait  en  vain.  Aussig 
quoiqu'on  ait  coutume  de  reprocher  à  la  race  latine  plus  d'in- 
dulgence pour  certaines  faiblesses,  je  pense  que  ce  sont  sur- 
tout nos  collègues  de  la  Suisse  allemande  qui;  mieux  instruits 
des  suites  qu'elles  ont;  feront  valoir  l'élément  social  de  ce  pro- 
blème si  complexe  et  si  délicat. 

Reste  donc  comme  seule  à  ma  portée  la  question  d'art 
juridique ,  celle  de  ce  qui  est  possible  en  droit ,  selon  nos 
principes  actuels.  Et  voici  comment  je  la  traiterai.  Accou- 
tumé à  l'interdiction  de  la  recherche  de  la  paternité;  inter- 
diction dont  les  motifs  sont  connus  de  tout  le  monde,  je  sup« 
poserai  qu'à  tort  ou  à  raison  —  c'est  ce  que  je  laisse  e» 
suspens  —  l'on  songe  à  l'aboUr,  et  j'examinerai  dans  cette 
hypothèse  ce  que  le  législateur  pourrait  faire  raisonnablement 
en  faveur  de  l'enfant  naturel.  Toutefois,  pour  être  complet,, 
je  dois  parler  aussi  de  la  maternité,  et  des  dommages-intérêts 
qu'éventuellement  la  mère  pourrait  de  son  chef  réclamer  au 
père.    Ce  petit  mémoire  aura  la  division  suivante: 

Chapitre  Premier.    De  la  Maternité  naturelle. 

Chapitre  IL    De  la  Paternité  naturelle. 

Section  Première.   Peut-on  constituer  xm  lien  de  filia- 
tion proprement  dit  entre  l'enfant  naturel  et  son 
père  présumé;  et  à  quelles  conditions? 
Section  II.  Sans  constituer  ce  lien  de  filiation  propre- 
ment dit;    peut-on  condamner  le  père   présumé  à 


Referat  von  Hrn.  Prof.  Mentha  in  Neachâtel.  565 

fournir  à  l'enfant  des  aliments,  et  à  quelles  con- 
ditions? 
Chapitre  TII.    La  mère  peut-elle   avoir  de  son  chef  une 
action  contre  le  père  de  son  enfant,  et  à  quelles 
conditions? 


Chapitre  Premier. 
De  la  Maternité  natureile. 

C'est  un  principe  de  bon  sens,  dont  en  Suisse  personne 
assurément  ne  contestera  l'application,  que  la  maternité  natu- 
relle, aussi  bien  que  la  maternité  légitime,  est  obligatoire,  c'est 
à  dire  qu'un  lien  de  filiation  perpétuel  unit  Tenfant  à  sa  mère, 
par  le  seul  fait  que  celle-ci  lui  a  donné  le  jour.  D'où  il  suit 
que  la  maternité  est  suffisamment  constatée  par  Pacte  de 
naissance  dressé  sur  les  indications  des  tierces  personnes  ap- 
pelées par  la  loi  à  déclarer  la  naissance,  tant  que  la  preuve 
n'est  pas  faite  de  la  fausseté  ou  de  l'inexactitude  de  l'acte: 
loi  fédérale  sur  Pétat  civil,  art.  11,  15  et  16.  A  défaut  de 
cet  acte,  la  maternité  peut  être  établie  par  tous  les  moyens 
possibles,  et  se  décompose  en  deux  éléments  qui  par  leur 
nature  même  doivent  admettre  p.'irtout  la  preuve  testimoniale, 
savoir  le  fait  de  l'accouchement  de  la  femme,  et  l'identité  du 
demandeur  avec  l'enfant  dont  cette  femme  est  accouchée. 

Je  n'aurais  point  pris  la  peine  d'énoncer  ce  principe,  qui 
paraît  une  vérité  à  La  Palisse,  s'il  était  reconnu  dans  toute 
la  Suisse.  Mais  il  n'en  est  pas  ainsi,  et  les  Cantons  occiden- 
taux ont  subi  l'influence  du  système  du  Code  français,  cette 
soi-disant  „raison  écrite**,  où  la  maternité  naturelle  est  sou- 
mise à  des  règles  qui  ne  conviennent  point  à  nos  moeurs,  et 
que  beaucoup  d'auteurs  français  jugent  aujourd'hui  arbitraires 
et  artificielles. 

Tandis  que  l'on  admet  partout  ailleurs  que  le  seul  fait 
de  la  naissance  impose  la  maternité,  la  législation  française 
veut  que  la  mère  reconnaisse  librement  qu'elle  est  mère!  Dan» 
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le  cas  où  elle  ne  fait  pas  cette  libre  reconnaissance,  Tenfant 
peut,  mais  seulement  s'il  est  au  bénéfice  d'un  commencement 
de  preuve  par  écrit,  obtenir  des  tribunaux  un  jugement  qui 
constate  sa  filiation  maternelle  illégitime.  Hors  ces  deux  cas^ 
qui  supposent  l'un  et  Tautre  un  aveu  de  la  mère,  Tenfaat 
naturel  n'a  point  de  mère.    C.  fr.  art.  334 — 342. 

Aussi  Yoit-on  sans  cesse  en  France  des  faits  qid  boulever- 
sent toutes  nos  notions  d'une  bonne  police  sociale:  des  enfants 
naturels  inscrits  dans  les  registres  de  l'état  civil  comme  nés 
de  mère  inconnue,  absolument  comme  s'ils  étaient  le  fruit  de 
quelque  génération  spontanée;  et,  ce  qui  est  plus  bizarre  en- 
core, des  enfants  naturels  reconnus  par  leur  père  et  non  par 
leur  mère.  Oui,  chose  inouïe,  la  mère  n'est  pas  toujours  libre 
de  reconnaître  son  enfant:  si  cet  enfant  est  incestueux,  et  que 
son  père  Tait  reconnu  déja^  la  mère  est  condamnée  par  la  loi  à 
taire  sa  maternité,  puisqu'on  l'avouant  elle  révélerait  Tinces- 
tuosité  de  son  enfant,    ce  que  l'art.  335  interdit  absolument 

Qu'on   lise  les  bulletins   statistiques  hebdomadaires  des 
grands  journaux  de  Paris,  et  l'on  verra  que  l'immense  majo- 
rité des  enfants  naturels  ne  sont  reconnus  par  aucun  de  leurs 
parents,  c'est  à  dire  sont  inscrits  dans  les  registres  de  Tètat 
civil  sans  qu'aucune  ßUaüon  leur  soU  attribuée.^)   Plus  tard,  je 
le  veux  bien,  interviendra  pour  un  grand  nombre  d'entre  eux 
une  reconnaLssance  spontanée  de  la  part  de  leur  mère;  mais 
sans  cette  reconnaissance,    qu'il  est  très  difficile  de  suppléer 
par  un  jugement   à  cause  de  l'inévitable  conmiencement   de 
preuve  par  écrit,  l'enfant  naturel  se  voit  jeté  dans  la  vie,  en 
vertu  de  ces  dispositions  singulières,    comme   un   effet    sans 
cause:  proies  sine  maure  creaia. 

Ces  dispositions  du  Gode  français  s'expliquent  fort  bien 
par  la  faculté  qu'avaient,  et  qu'ont  encore  en  France  les 
femmes,   de  se  décharger  sur  l'assistance  publique    du    soin 

')  Pendant  la  18*  semaine  de  Tannée  1888,  on  a  enregistré  à  Paris 
la  naissance  de  1099  enfants  vivants,  dont  807  légitimes  et  292  illégitiines  ; 
parmi  ces  derniers,  68  (soit  237o)  ont  été  reconnus  immédiatement;  le  reste 
donc,  soit  224  enâmts  snr  292  ont  été  inscrits  sans  mention  de  mère  ni  de 
père.  Figaro  du  11  Mai  1888. 
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d'élever  leurs  enfants  naturels.  Mais,  dans  un  pays  où  la 
maternité  est  obligatoire  en  fait^  il  est  tout  à  fait  illogique 
de  la  rendre  facultative  en  droit;  et  de  subordonner  la  filia- 
tion maternelle  d'un  enfant  dont  sa  mère  ne  peut  se  débar- 
rasser que  par  une  exposition  criminelle,  à  une  reconnaissance 
volontaire  de  la  part  de  cette  mère. 

C'est  donc  avec  beaucoup  de  raison  que  les  Gantons  de 
Yaud  et  de  Fribourg  ont  abandonné  ce  système,  suivi  encore, 
si  je  ne  me  trompe,  à  G-enève  et  dans  la  partie  catholique 
du  Jura  bernois.  Le  législateur  neuchàtelois,  après  avoir 
adopté  dans  son  Gode  civil  les  principes  du  droit  français, 
en  a  senti  les  inconvénients  et,  pour  y  remédier,  a  rendu  une 
loi  sur  les  enfants  naturels,  dont  les  principales  dispositions 
forment  les  articles  941 — ^945  du  Code  de  procédure  civile. 
On  a  voulu,  avec  beaucoup  de  raison,  que  l'acte  de  naissance 
de  l'enfant  constituât  une  preuve  de  sa  filiation  maternelle; 
mais,  toujours  imbu  de  cette  idée,  que  la  mère  doit  reconnOUre 
expressément  sa  maternité  pour  devenir  mère  en  droit,  le  légis- 
lateur exige  que  la  déclaration  de  naissance  soit  faite  par 
un  fondé  de  pouvoirs  de  la  mère.  Dans  ce  système,  l'acte  de 
naissance  ne  prouve  la  maternité  que  parce  qu'il  est  dressé 
sur  la  déclaration  d'un  mandaiaire  de  la  mère;  la  maternité 
ne  serait  pas  établie  par  un  acte  dressé  sur  les  indications 
des  tierces  personnes  auxquelles  la  loi  fédérale  impose  le  de- 
voir de  déclarer  la  naissance:  elles  n'ont  pas  qualité,  selon 
notre  loi,  pour  constater  la  maternité  d'autrui,  parce  que  la 
maternité  suppose  toujours  un  aveu  de  la  mère. 

Il  est  évident  que  ces  scrupules  sont  exi^érés,  et  qu'il 
n'y  aurait  aucun  danger  à  considérer  —  jusqu'à  preuve  con- 
traire —  comme  constatant  la  maternité,  tout  acte  de  naissance 
dressé  concrètement  sur  les  indications  des  tierces  personnes 
désignées  par  la  loi,  sans  qu'il  soit  besoin  de  faire  intervenir 
la  mère.  A  défaut  de  cet  acte  de  naissance,  ou  s'il  se  trouve 
inexact  ou  entaché  de  faux,  la  preuve  de  la  maternité  doit 
pouvoir  être  faite  par  tous  les  moyens.  Tel  sera  indubitable- 
ment le  système  du  futur  Gode  civil  fédéral. 

Quant  aux  conséquences  de  la  maternité,  il  est  clair  que 
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la  première  est  le  devoir  pour  la  mère  de  pourvoir  —  avec 
ou  8ans  le  concours  du  père  —  aux  besoins  de  Tenfant,  et  de 
rélever  selon  ses  moyens.  Il  est  naturel  aussi  de  rendre  Ten- 
fant  et  sa  mère  réciproquement  débiteurs  Tun  envers  Tautre 
d'aliments,  en  cas  de  nécessité. 

Quelques  lois,  et  le  Projet  de  Gode  civil  allemand  eoa* 
sacre  aussi  cette  idée.,  ^^  vendent  que  l'çnfant  naturel  ait  en 
génér£^,  dans  la  fq^mille  de  sa  mère,  la  même  situation  et  les 
mômes  droits  qu^un  enfant  légitime.  U  me  semble  que  c'est 
oublier  la  faveur  qui  doit  être  attachée  au  mariage  et  à  la 
deacendance  légitime,  et  que  le  législateur  serait  assez  libéral 
çn  n'accordant  à  l'enfant  naturel,  en  concours  avec  des  légi- 
times, qu'une  fraction  de  la  part  de  ceux-ci  dans  la  succes- 
sion maternelle,  et  toute  la  succession,  s'il  n'y  a  point  d'en- 
fant légitime  en  concours  avec  luL  Quant  aux  succes- 
sions des  ps^rents  de  sa  mère,  ne  serait-ce  pas  assez  qu'il 
pût  y  être  appelé  par  testament,  sans  que  la  loi  l'y  appelât 
ab  intestat?  C'est  un  point  sur  lequel  je  n'insiste  pas. 


ç\»ai4trt  îl. 
Do  la  Pateraité  aatiireUe. 

Deux  questions  se  présentent  ici: 

la  loi  peut-elle,  et  à  quelles  conditions,  créer  entre  l'en- 
fant naturel  et  son  père  un  Hen  de  filiation  véritable  et  per- 
pétuel, que  consacrerait  un  droit  de  succession? 

ou  bien,  cette  première  question  étant  résolue  négative- 
ment, la  loi  peut-elle  obliger  le  père  présumé  à  supporter 
une  partie  des  charges  de  l'entretien  et  de  Téducation  de 
l'enfant  naturel,  sans  créer  entre  eux  un  lien  de  filiation 
proprement  dit? 

Section  Première. 
Création  d'un  Uen  de  ßiaUon  propremmU  dit  entre  l'enfant  naturel 

et  son  père. 
Un  lien  de  filiation,  impliquant  une  relation  perpétuelle 
entre  leç  deux  êtres  qu'il  unit,  et  l'attribution  ^  Tenfant  soit 
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d^un  droit  dans  la  succession  de  son  père,  soit  même  de  Tétat 
ci\nl  de  celui-ci,  suppose,  si  le  père  n'y  consent  pas,  —  et 
les  raisons  en  sont  assez  claires,  —  une  parfaite  certitude,  et 
le  juge  n'aura  jamais  oette  parfaite  certitude. 

Car,  outre  que  la  filiation  paternelle  à'nm  enfant  est  tou- 
jours indémontrable  directement,  la  plupart  des  législateurs 
montrent  encore  à  cet  égard,  et  depuis  combien  de  siècles! 
un  scepticisme  systématique  qui  fait  même  quelque  tort  à  la 
physiologie  moderne. 

Ce  scepticisme  éclate  dans  les  dispositions  relatives  au 
désaveu  des  enfants  nés  de  femmes  mariées. 

Le  mariage  renferme  une  reconnaissance  tacite  de  la  part 
du  mari  de  tous  les  enfants  qui  naîtront  de  sa  femme,  si  ce 
n'est  dans  certains  cas  prévus  par  la  loi. 

Or,  quels  sont  ces  cas  prévus  par  la  loi? 

Ce  sont  ceux  dans  lesquels  le  mari  démontrera  qu'il  lui 
a  été  impossible  d'engendrer  l'enfant  mis  au  monde  par  sa 
femme. 

Mais  comment  fera-t-il  cette  démonstration? 

Selon  le  Code  français  (je  ne  parle  pas  de  l'adultère  de 
la  femme  suivi  de  recel  de  naissance,  art.  313),  en  prouvant, 
art,  312,  que,  pendant  le  temps  qui  a  couru  depuis  le  30O  jus- 
qu'au 180*  jour  avant  la  naissance  de  l'enfant,  il  était  soit 
pour  cause  d'éloignement,  soit  par  l'effet  de  quelque  accident, 
dans  l'impossibilité  physique  de  cohabiter  avec  sa  femme. 

Selon  le  Projet  de  Code  civil  allemand,  en  prouvant, 
§§  1466  et  suivants,  qu'il  n'a  pas  cohabité  avec  sa  femme 
dans  le  temps  compris  entre  le  300*  et  le  181*  jour  avant  la 
naissance  de  l'enfant,  le  300®  et  le  181*  jour  y  compris. 

En  droit  commun  allemand,  selon  la  doctrine  suivie  par 
un  grand  nombre  de  tribunaux  et  d'auteurs,  en  prouvant  qu'il 
m'a  pu  avoir  de  rapports  avec  sa  femme  du  300*  au  182*  jour 
avant  la  naissance  de  l'enfant  qu'il  entend  désavouer  (Wind- 
acheid,  §  06^  note  3). 

Quelle  est  la  portée  de  ces  décisions? 

La  voici:  c'est  que  non  seulement  tout  enfant  né  vivant 
a  dû  nécessairement  être  engendré  dans  le  temps  compris  entre 
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le  300«  et  le  182*»,  181*  ou  180»»  jour  avant  sa  naissance; 
mais  encore  qu'il  est  absolument  impossible  de  préciser  le 
moment  de  la  conception  entre  ces  deux  termes  de  la  plus 
longue  et  de  la  plus  courte  grossesse« 

Chaque  enfant  a  donc  le  droit  de  choisir  à  son  gré  entre 
ces  deux  termes  un  moment  quelconque  pour  y  placer  sa 
conception,  afin  de  s'assurer  la  qualité  de  légitime;  il  suffit 
donc  qu'à  un  moment  quelconque,  compris  entre  ces  deux 
termes,  le  mari  ait  pu  avoir  des  rapports  avec  sa  femme  pour 
que  l'enfant  né  de  celle-ci  soit  légitime. 

C'est  dire,  en  réalité:  il  n'y  a  point  de  gestation  normale^ 
ni  de  gestation  anormale;  il  n'y  a  qu'une  gestation,  toujours 
variable,  de  six  à  dix  mois,  et  il  n'est  pas  possible  de  dis- 
tinguer de  longues  ni  de  courtes  grossesses.  L'enfant  vivant  et 
viable  naît  toujours  à  terme;  il  n'y  a  point,  en  droit,  d'enfant 
qui  naisse  avant  ou  après  terme;  la  plus  ou  moins  longue 
grossesse  est  un  mystère  naturel  que  nous  ne  pouvons  pénétrer» 
Les  gens  de  Tart  auront  beau  nous  affirmer  qu'im  enfant^  né 
190  jours  après  la  célébration  du  mariage  est  xm  enfuit  né 
à  terme,  dont  la  conception  remonte  tout  au  moins  au  265* 
ou  au  275*  jour  avant  sa  naissance,  c'est  à  dire  à  un  moment 
antérieur  à  la  célébration  du  mariage;  ils  auront  beau  nous 
affirmer  qu'un  enfant  né  290  jours  après  la  dissolution  du 
mariage  est  un  enfant  né  avant  terme,  dont  la  conception 
remonte  tout  au  plus  au  220*  ou  au  210*  jour  avant  sa  naissance, 
c'est  à  dire  à  un  moment  postérieur  à  la  dissolution  du  ma- 
riage: nous,  gens  de  loi,  qui  avons  pris  auprès  d'Hippocrate 
des  leçons  de  physiologie,  nous  nous  rions  des  affirmations 
téméraires  de  nos  savants  modernes;  nous  leurs  permettons 
bien  d'enseigner  l'hypothèse  de  la  circulation  du  san^,  qui 
est  sans  portée  juridique;  mais  quand  il  s'agit  de  doctrines 
qui  retentissent  jusque  dans  les  lois,  ce  n'est  pas  Harwey^ 
Bichat  ni  Claude  Bernard,  c'est  Hippocrate,  Celse  et  Qallien 
que  nous  consultons.  Il  n'y  a  que  les  anciens  sachent  quel- 
que chose! 

Pour  moi,  je  ne  peux  m'empôcher  de  trouver  étrange  cette 
défiance  que  le  législateur  persiste  en   plein  XLS*  siècle  à 
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témoigner  aux  médecins  légistes  en  im  domaine  où  certaine- 
ment la  science  a  fait  depuis  EQppocrate  des  pas  de  géant; 
et  quand  je  considère  qu'on  leur  soumet  dans  les  causes  pénales, 
comme  à  des  oracles  infaillibles,  la  question  difficile  entre 
toutes,  ou  plutôt  insoluble,  de  la  responsabilité,  du  libre  arbitre, 
il  me  semble  illogique  de  rejeter  systématiquement  leurs 
lumières  sur  le  moment  de  la  conception  d'un  enfant,  qu^ils 
sont,  je  crois,  très  capables  de  préciser  avec  quelque  appro- 
ximation. 

Au  reste,  que  les  législateurs  modernes  aient  tort  ou 
raison  de  se  complaire  dans  ce  scepticisme  dont  les  Bomains 
nous  ont  donné  l'exemple,  il  m'importe  peu,  et  je  n'ai  nul 
dessein  de  faire  ici  une  ample  digression  fort  inutile  à  mon 
objet.  Mais  j'ai  le  devoir  de  rechercher  les  conséquences  de 
ce  scepticisme  sur  la  solution  du  problème  qui  nous  est  proposé* 

Or,  il  serait  inadmissible  que,  la  conception  de  tout  en- 
fant remontant  par  la  loi  à  la  longue  période  qui  s'est  écoulée 
entre  le  300«  et  le  180%  181«  ou  182*  jour  avant  sa  naissance, 
sans  qu'il  soit  permis  de  lui  assigner  pendant  cette  période 
un  moment  plus  précis;  il  serait,  dis-je,  inadmissible  qu'on 
attribuât  la  paternité  d'un  enfant  illégitime,  avec  toutes  les 
conséquences  d'un  semblable  lien,  à  un  homme  qui  peut  n'avoir 
cohabité  qu'une  seule  fois  pendant  ces  quatre  mois  avec  la 
mère  de  l'enfant.  Car  enfin,  s'il  est  possible,  dans  ce  système, 
que  cet  homme  soit  le  père  de  l'enfant,  il  est  aussi  possible 
que  la  conception  ait  eu  lieu  à  un  autre  moment  quelconque 
des  quatre  longs  mois  où  ce  phénomène  mystérieux  s'est  né- 
cessairement produit  ;  et  il  est  clair  qu'il  faut  une  pleine  cer- 
titude pour  déclarer  que  l'auteur  d'un  acte  sexuel  est  le  père 
véritable  de  l'enfant,  et  pour  créer  entre  cet  homme  et  cet 
enfant  un  lien  de  famille  perpétuel,  et  même  des  droits  de 
succession  fondés  sur  l'identité  du  sang. 

Sans  disparaître  complètement,  la  difficulté  serait  du  moins 
atténuée,  si  le  législateur  abandonnait  son  scepticisme  à  Tégard 
du  moment  de  la  conception,  et,  tout  en  maintenant  sans 
doute  les  délais  de  la  plus  longue  et  de  la  plus  courte  grossesse, 
autorisait  la  preuve  par  experts  du  temps  auquel  doit  remonter 
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■in  concreto  la  conception  de  Tenfant.  C'est  le  tempérament 
qn'enseignent  en  Allemagne  plusieurs  auteurs,  et  qu'ont 
iiidopté  un  assez  grand  nombre  de  tribunaux  dans  des  causes 
auxquelles  le  droit  commun  allemand  était  applicable  (t.  Wind- 
Bcheid,  §  56,  ^).  Telle  est  aussi  la  législation  de  Bâle-Yille 
(Ehegerichtsordnung  de  1837,  §§  46  et  47), 

Par  là,  on  rend  le  désareu  beaucoup  plus  facile,  puisque 
le  moment  de  la  conception  de  chaque  enfant  est  précisé  par  les 
gens  de  Tart,  et  qu'ainsi,  au  lieu  d'admettre  que  tout  enfant 
peut  avoir  été  conçu  le  300*  aussi  bien  que  le  180*  jour  avant 
sa  naissance,   on  a   recours   à  une  expertise  pour  déterminer 
dans  chaque  cas  le  temps  auquel  la  grossesse  a  commencé. 
Or,  plus  ce  temps  est  court,  plus  il  est  facile  au  mari  d'établir 
l'impossibilité  où  il  était  de  cohabiter  avec  sa  femme  pendant 
ce  temps,  qui  seul  importe.    Ainsi  le  désaveu  serait  possible 
dans  une  foule   de  cas  où  le  système  généralement  consacré 
fie  le  permet  pas;  mais  aussi  la  preuve  de  la  paternité  illé- 
gitime deviendrait  plus   certaine.     En   effet,    si  le  temps  de 
chaque  conception  se  trouve   réduit  des  quatre  mois  qui  sé- 
parent la  plus  longue  de   la  plus  courte  gestation,  à  une  ou 
deux  semaines,   à  quelques  jours  seulement,    qu'indiquersdent 
les  experts,  il  est  moins  "téméraire  d'admettre  la  paternité  de 
rhomme  qui,  dans  cet  intervalle  très  réduit,  a  cohabité  avec 
la  mère  de  l'enfant  :  plus  cet  intervalle  est  petit,  plus  la  pro- 
babilité d'une  correspondance  entre  la  cohabitation  et  la  concep- 
tion est  grande. 

Au  reste,  je  suis  très  éloigné  de  prétendre  que  cette 
plus  grande  probabilité  doive  suffire,  et  qu'on  puisse  s'en  con- 
tenter pour  établir  un  lien  de  filiation  entre  l'enfant  naturel 
et  son  père  probable:  je  prétends  seulement  que  la  logique 
ne  permet  pas  de  concilier  avec  le  scepticisme  de  la  plupart 
des  législations  sur  le  désaveu,  la  consécration  par  jugement 
de  la  paternité  naturelle,  et  qu'on  ne  pourrait  songer  à  in- 
troduire dans  la  loi  cette  institution  que  si  l'on  autorisait 
pour  le  désaveu  la  preuve  par  experts  du  moment  de  la  con- 
ception de  chaque  enfant«  En  d'autres  termes  j  la  preuve  de 
kl  patemiié  naturelle  est  nécessairement  carrélatice  à  la  preuve 
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escigée  pour  k  désaveu  de  la  paternité  légume  ;  et,  plus  le  légis- 
lateur rend  celle-oi  difficile,  plus  il  s'interdit  d'autoriser  la 
première. 

Je  ne  saurais  m' empêcher  de  faire  remarquer  ici  les  in* 
conséquences  où  sont  tombés  certains  législateurs.  Celui  de 
Berne  oblige  la  femme  non  mariée  qui  se  trouve  enceinte  à 
déclarer  sa  grossesse  jusqu'à  la  un  de  la  trentième  semaine 
au  plus  tard,  art.  173:  il  suppose  ainsi  que  le  commencement 
de  chaque  grossesse  peut  être  déterminé  avec  quelque  préci- 
sion; puis,  quand  il  s'agit  de  la  preuve,  la  demanderesse 
doit,  dans  certains  cas,  jurer  que  du  300*  au  180*  jour  avant 
la  naissance  de  Tenfant,  elle  n'a  point  eu  de  commerce  avec 
aucun  autre  que  le  défendeur:  comme  si  cette  grossesse,  dont 
on  a  dû  déterminer  la  trentième  semaine,  pouvait  avoir  com- 
mencé tout  aussi  bien  le  180*  que  le  300*  jour  avant  la  nais- 
sance de  Tenfantl  Selon  le  Code  grisou,  la  plus  courte  gros- 
sesse est  de  180  jours  pour  les  femmes  mariées,  art.  57;  mais 
elle  est  de  220  jours  pour  les  femmes  non  mariées,  art«  73. 
Ce  sont  là  des  contradictions  que  tout  législateur  doit  s'ef- 
forcer d'éviter,  s'il  ne  veut  pas  encourir  le  reproche  d'arbi- 
traire. 

Si,  pour  les  raisons  que  j'ai  dites,  il  me  paraît  impos- 
sible d'établir  la  paternité  naturelle  par  jugement,  rien  ne 
s'oppose  en  revanche  à  ce  qu'on  permette  au  père  de  l'établir 
par  la  reconnaissance,  c'est  à  dire  par  un  acte  de  sa 
volonté.  C'est  un  devoir  moral,  que  le  législateur  ne  doit 
point  rendre  trop  difficile.  Aussi  les  dispositions  de  notre 
Code  neuchâtelois,  qui  imposent  au  père  la  charge  totale  de 
l'enfant  qu'il  a  reconnu,  après  les'six  premiers  mois,  art.  2öO, 
me  semblent-elles  criticables,  parce  qu'elles  ôtent  à  la  re- 
connaissance son  caractère  de  devoir  moral,  pour  lui  donner 
celui  d'un  acte  d'affection. 

Sans  vouloir  m'étendre  davantage  là-dessus,  je  dirai  que 
l'interdiction  de  la  reconnaissance  d'enfants  adultérins  et  in- 
cestueux me  paraît  tout  à  fait  sage,  ainsi  que  le  consente- 
ment de  l'enfant  lui-même,  s'il  est  majeur,  de  sa  mère  ou 
de  son  tuteur,    s'il  est  mineur«    Nous  pouvons  d'ailleurs  n& 
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point  trop  nous  inquiéter,  en  Suisse,  du  danger  de  recon- 
naissances contraires  à  la  vérité,  qui  sont  en  France  assez 
fréquentes,  et  même  y  constituent  un  moyen  d'existence.  Je 
lisais  l'autre  jour  dans  un  journal  parisien  un  avis  de  la  teneur 
suivante  : 

„Célibataire  noble  reconnaîtrait  enfant  naturel  riche.^ 
Four  rendre  impossible  ce  trafic  de  la  paternité  naturelle,  il 
suffirait  d'ailleurs  de  laisser  le  nom  de  sa  mère  à  l'enfant 
naturel  reconnu  par  son  père. 

Seotfon  II. 

Obligation  du  père  présumé  de  fournir  des  aUments  à  son  enfani 

naturel 

§  1- 

Comment  cette  obligation  peut  se  justifier. 

Nous  supposons  que  le  législateur  a  résolu  négativement 
la  première  question:  il  ne  veut  pas  imposer  à  Thomme  une 
paternité  dont  il  n'est  pas  possible  de  faire  la  démonstration 
rigoureuse*  Suit-il  de  là  qu'il  doive  nécessairement  refuaef 
à  l'enfant  toute  action  contre  cet  homme,  parce  qu'il  n'est  pas 
absolument  certain  qu'il  en  soit  issu? 

Nullement. 

Le  législateur  n'a,  s'il  lui  convient,  qu'à  faire  usage  d'une 
notion  dont  le  droit  s'est  toujours  servi,  d'abord  timidement, 
sous  forme  de  présomptions  éparses;  aujourd'hui,  dans  les  lois 
sur  la  responsabilité  des  chemins  de  fer,  des  patrons  d'éta- 
blissements industriels  etc.,  très  ouvertement  et  très  consciem- 
ment, nous  voulons  dire:  la  notion  du  risque. 

Lorsque  des  forces  particulièrement  dangereuses  sont  miaes 
en  jeu,  les  accidents  survenus  dans  le  champ  d'activité  de 
ces  forces  sont  considérés  comme  causés  par  elles,  sans  qu'il 
soit  nécessaire  de  prouver  un  rapport  de  cause  à  effet  entre 
ces  forces  et  l'accident;  et  celui  qui  met  en  jeu  ces  forces- 
là  est  responsable  des  accidents  survenus  dans  leur  champ 
d'activité ,  ipso  jure,  à  moins  qu'il  ne  dégage  lui,  défendeur, 
sa  responsabilité  par  une  preuve  stricte  et  positive. 
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£h  bien  !  dans  l'acte  sexuel,  l'homme  met  en  jeu  la  force 
la  plus  puissante  de  la  nature  organisée:  il  met  enjeu  la  vie 
môme  y  et  son  acte  peut  avoir  pour  conséquence  immédiate 
la  naissance  d^un  être  humain.  Or,  comme  on  ne  saurait 
exiger  une  preuve  stricte  de  la  causalité  d'un  acte  sexuel, 
rien  n'est  plus  simple  ni  plus  juste ,  que  de  remplacer  la 
preuve  de  cette  causalité  par  le  risque  général  de  ces  actes. 

La  loi  peut  ainsi,  sans  créer  aucune  notion  nouvelle, 
par  une  application  très  simple  de  principes  qui  nous  sont 
aujourd'hui  familiers,  permettre  à  l'enfant  de  dire  à  l'homme 
qui  a  eu  des  relations  avec  sa  mère  dans  l'intervalle  de  la 
conception  (et  cet  intervalle  doit  être  le  même  poar  les  en- 
fants naturels  et  pour  les  enfants  légitimes,  fixé  par  la  loi 
irrévocablement,  ou  déterminé  par  les  gens  de  Tart):  ,Je  ne 
peux  pas  établir  que  vous  êtes  mon  père;  mais  j'ai  établi 
que  TOUS  avez  fait  tout  ce  qui  est  en  vous  pour  l'être;  vos 
oeuvres  ont  été  telles,  qu'il  est  possible  que  j'en  sois  le 
fruit;  conséquemment,  j'exige  que  vous  me  fournissiez  des 
aliments." 

Tandis  que,  pour  constater  l'existence  d'un  lien  d'état 
civil,  la  certitude  est  absolument  nécessaire,  pour  créer  une 
aimple  obligation,  le  risque  est  très  suffisant. 

Telle  est  sans  doute  la  justification  des  principes  du 
Projet  de  Code  civil  allemand,  qui  va  jusqu'à  imposer  au 
père  présumé  de  l'enfant  —  ce  qui  est  bien  rigoureux  —  tonte 
la  charge  de  son  entretien  jusqu'à  quatorze  ans  révolus,  et 
ne  fait  contribuer  la  mère  que  si  le  père  n'y  suffit  pas, 
§  1572;  le  père  présumé  de  l'enfant  naturel  est  l'homme 
qui  a  cohabité  avec  la  mère  de  cet  enfant  dans  l'intervalle 
du  300*  au  181*  jour  avant  sa  naissance. 

U  est  bien  clair  que  la  prestation  du  père  présumé  ne 
saurait  être  considérée  que  comme  des  aliments,  et  non  point 
comme  des  dommages-intérêts.  Car  le  père  d*un  enfant  ne 
lui  cause  aucun  dommage  par  l'acte  qui  lui  donne  la  vie. 
Four  subir  un  dommage,  il  faut  avoir  commencé  d'être;  mais 
commencer  d'être  n'est  point  un  dommage.  Le  dommage 
auppose  une   modification   dans   ce  qui  est,    et  ce  qui  n'est 
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pas  encore  ne  subit,  en  prenant  Tètre,  aucun  dommage  quel- 
conque. 

§2. 
Exceptio  plurium  constupratorum. 

Les  législations  qui  autorisent  la  recherche  de  la  pater- 
nité ne  donnent  guère  à  cette  action  d'autre  objet  que  celui 
que  nous  venons  de  voir,  c'est  à  dire  des  aliments  que  le 
père  présumé  doit  fournir  à  Tenfant  naturel« 

Mais  elles  reconnaissent  presque  toutes  au  défendeur  une 
exception  péremptoire  fondée  sur  le  fait  que  la  mère  de  Ten- 
fant  a,  dans  l'intervalle  de  la  conception,  eu  commerce  avec 
d'autres  hommes. 

Cette  exception  se  justifie  soit  par  le  peu  d'intérêt  qu'in- 
spire une  femme  de  moeurs  faciles,  dont  il  n'y  a  pas  de  rai- 
son de  vouloir  diminuer  les  charges,  soit  par  l'impossibi- 
lité de  désigner  parmi  plusieurs  amants  le  père  de  l'enfant 
naturel« 

Cette  exception,  toutefois,  qni  fait  supporter  à  l'enfant 
les  conséquences  de  la  légèreté  de  sa  mère,  n'est  pas  univer- 
sellement admise.  Certaines  législations  ou,  dans  les  pays  oà 
la  loi  ne  prévoit  pas  ce  cas,  certains  tribunaux  ne  craignent 
point  de  condamner  solidairement  tous  les  amants  de  la  mère 
à  fournir  des  aliments  à  l'enfant,  malgré  l'incertitude  de  la 
paternité:  ce  parti  me  semble  inadmissible. 

Je  trouve  en  revanche  dans  un  traité  de  Busch  (Dar- 
stellung der  Rechte  geschwächter  Frauenspersonen  gegen  ihre 
Yerfiihrer  und  der  unehelichen  Kinder  gegen  ihre  Erzeuger^ 
Ilmenau  1828)  une  doctrine  assez  ingénieuse«  dont  Oottschalk 
paraît  être  l'auteur.    La  voici. 

Lorsqu'une  femme  a  entretenu  des  relations  avec  plu- 
sieurs hommes,  il  est  impossible  d'imputer  à  l'un  plutôt 
qu'à  l'autre  la  paternité  de  l'enfant;  et,  l'obligation  de 
fournir  des  aliments  ne  pouvant  être  fondée  que  sur  une 
paternité  au  moins  probable,  comme  il  y  a  dans  ce  cas  plu- 
sieurs paternités  possibles,  et  qu'une  seule  est  cependant  véri- 
table, on  ne  saurait  condamner  aucun  des  amants  de  la  mère 


Btterat  vom  fini.  Prof.  Mentha  in  Neaohàtel.  57T 

à  fournir  des  aliments  à  Fenfant;  et  il  n'est  pas  licite  non 
plus  d'y  condamner  solidairement  tous  les  amants,  puisqu'il 
est  certain  qu'un  seul  d'entre  eux  est  le  père  de  l'enfant. 
Cette  certitude  que  Tenfant  n'a  qu'un  père,  et  cette  im- 
possibilité de  désigner  quel  est  ce  père,  obligent  à  repousser 
l'action  alimentaire  de  l'enfant. 

Si  la  mère  de  l'enfant  peut  subvenir  à  son  entretien, 
l'enfant  ne  souffre  aucun  dommage,  car  pourvu  qu'il  soit  élevé, 
il  ne  lui  importe  pas  que  ce  soit  par  sa  mère  seulement  ou 
par  sa  mère  et  son  père«  Quant  à  la  mère,  qui  supporte 
seule  toute  la  charge  de  l'entretien  de  son  enfant,  elle  ne 
saurait  non  plus  s'en  plaindre,  puisqu'elle  a  rendu  incertaine 
par  sa  propre  faute  la  filiation  paternelle  de  son  enfant. 

Mais  si  la  mère  est  hors  d'état  de  subvenir  seule  à 
l'entretien  de  l'enfant,  il  est  nécessaire  de  remédier  à  cette 
situation  f&cheuse,  et,  puisque  l'enfant  n*a  contre  aucun  des 
amants  de  sa  mère  une  action  alimentaire,  il  faut  lui  en 
imaginer  une  autre,  procurant  le  mÊme  avantage,  c'est  à  dire 
une  action  en  dommages-intérêts,  équivalant  à  l'action  ali- 
mentaire qui  lui  est  refusée* 

Cette  action  est  justifiée  par  un  raisonnement  très  in- 
génieux, mais  au  fond  très  incorrect. 

„Il  m'est  impossible,  dit  l'eniant  à  chacun  des  amants  de 
sa  mère,   il  m'est  impossible  de  prouver  que  vous  êtes  mon 
père;  je  ne   peux  pas  même  prouver  qu'il  est   probable  que 
vous  le  soyez;  je  n'ai  donc   en   aucune  manière  le  droit  de' 
vous  demander  des  aliments« 

9  Mais  vous  vous  êtes  rendu  coupable  d*une  faute  dont 
je  subis  les  conséquences,  et  qui  m'autorise  à  vous  réclamer 
des  dommages-intérêts:  vous  avez  rendu  incertaine  ma  filiation 
paternelle  en  ayant  des  relations  avec  ma  mère,  qui  avait  déjà 
d'autres  amants.  Si  vous  connaissiez  ces  relations,  vous  deviez 
vous  représenter  qu'elle  pouvait  se  trouver  enceinte  des  oeuvres 
d'un  autre,  et  que  vous  rendiez  incertain  le  père  de 
cet  enfant  possible.  Si  vous  ignoriez  ses  relations,  votre 
faute  est  moins  grave  à  la  vérité,  mais  elle  existe  cependant; 
car  vous  deviez   penser  au  moins  qu'une  femme  capable  de 
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se  rendre  à  vos  instances  pouvait  avoir  eu  déjà,  ou  pourrait 
avoir  dans  la  suite  la  même  complaisance  pour  d'autres;  en 
d'autres  termes^  dans  Tun  et  l'autre  cas  votre  commerce  avec 
ma  mère  m'empêche  de  découvrir  quel  est  mon  père,  et  dans 
Tan  et  l'autre  cas,  vous  pouviez  vous  représenter  cet  effet  de 
vos  actes.  D'où  il  suit  que  rous  m'avez  causé  un  dommage, 
sinon  volontairement,  au  moins  par  négligence,  et  vous 
êtes  tenu  de  le  réparer*  Or  ce  dommage,  c'est  la  perte  de 
ma  créance  alimentaire  contre  ce  père  que  vous  avez  rendu 
incertain;  cette  créance,  que  vous  m'avez  fait  perdre,  était 
de  tant;  donc  vous  me  devez  tant  Payez  moi  ce  dont  vous 
m'avez  privé  en  rendant  mon  père  incertain.^  Et  ainsi,  tous 
les  amants  de  la  mère  seront  condamnés  (solidairement)  à  une 
prestation  représentant  la  dette  alimentaire  du  père  naturel; 
mais  ce  ne  sera  point  une  dette  alimentaire  fondée  sur  une 
filiation  vraisemblable,  ce  seront  des  dommages-intérêts  fondés 
sur  l'incertitude  même  de  cette  filiation. 

Ce  beau  raisonnement  ne  supporte  pas  l'examen,  et  malgré 
tout  le  mal  qu'on  s'y  donne  pour  substituer  à  la  dette  ali- 
mentaire des  dommages-intérêts  ordinaires,  ou  ne  parvient  qu'à 
entasser  des  paroles,  sans  pouvoir  déduire  de  véritables  raisons; 
et  c'est  la  dette  alimentaire  et  elle  seule,  si  Ton  y  réfléchit, 
qui  reparaît,  sans  aucune  altération,  sous  l'étiquette  spécieuse 
de  dommages-intérêts. 

En  effet,  la  créance  alimentaire  de  l'enfant  étant  fondée 
sur  la  paternité  probable  d'un  certain  homme,  elle  ne  peut 
s'exercer,  de  l'aveu  de  ces  auteurs,  lorsque,  la  mère  ayant  eu 
dans  l'intervalle  de  la  conception  des  rapports  avec  plusieurs 
hommes,  la  paternité  de  tous  ses  amants  se  trouve  également 
possible.  Si  donc  aucun  no  peut  être  condamné  à  fournir 
des  aliments  à  l'enfant,  c'est  que  la  paternité  de  chacun  des 
autres  est  tout  aussi  possible  que  la  sienne.  Ainsi  l'incertitude 
que  chacun  jette  sur  la  paternité  des  autres  n'est  rien  autre 
chose  que  la  possibilité  de  sa  propre  paternité. 

Mais,  s'il  en  est  ainsi,  et  que  nous  rétablissions  dans  le 
raisonnement  cet  élément  qu'on  n'en  peut  écarter,  nous  lui 
trouverons  la  forme  suivante: 
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Celui  qui  rend  incertaine  la  filiation  paternelle  d'un 
enfant  doit  à  cet  enfant  des  dommages-intérêts;  or,  celui  qui 
rend  incertaine  cette  filiation,  ne  la  rend  incertaine  que  par 
la  possibilité  de  sa  propre  paternité;  donc,  la  possibilité  de 
la  paternité  crée  une  obligation  de  dommages-intérêts  envers 
Tenfant. 

Mais  nous  avons  fait  remarquer  plus  haut  que  la  pater- 
nité ne  peut  fonder  aucune  obligation  de  dommages-intérêts, 
parce  que  mettre  au  monde  un  enfant,  ce  n'est  évidemment 
faire  aucun  tort  quelconque  à  cet  enfant.  £t  si  la  pater- 
nité ne  peut  créer  qu'une  dette  alimentaire,  la  possibilité  de 
la  paternité  ne  peut  créer  rien  autre  chose;  d'où  il  suit  que 
ces  dommages-intérêts  sont  en  réalité  la  dette  alimentaire 
ello-même,  et  que  condamner  les  amants  de  la  mère  à  des 
dommages-intérêts  envers  Tenfant  sous  prétexte  qu'ils  ont 
rendu  sa  filiation  paternelle  incertaine,  c'est  les  condamner 
tous  à  lui  fournir  de  véritables  aliments  à  raison  de  la  pos- 
sibilité de  leur  paternité. 

Ainsi,  le  grand  vice  de  cette  argumentation  consiste  à 
parler  de  l'incertitude  de  la  filiation  paternelle  de  l'enfant  en 
négligeant  de  dire  que  les  amants  de  la  mère  ne  rendent  in- 
certaine cette  filiation  de  son  enfant  que  parce  que  chacun 
en  peut  être  le  père.  Dès  qu'on  substitue  à  cette  incertitude 
la  cause  qui  la  produit,  tout  l'échafaudage  s'écroule,  et  Ton 
voit  assez  que  c'est  tenir  un  langage  ridicule,  que  do  dire  k 
chacun  des  amants  de  la  mère:  „C'est  vous  qui  pout-*dtre  ôttis 
le  père  de  Tenfant,  donc  vous  lui  devez  des  domniages-intórcMii.^' 

Il  est  parfaitement  clair  que^  si  la  simple  possibilité  da 
la  paternité  ne  crée  pas  une  dette  alimentairoi  l'inourtitude 
de  la  filiation  résultant  de  cette  possibilité  de  paternité  ost 
impuissante  à  fonder  une  action  en  dommagos-intérôtu.  Kt 
ceux  qui  autorisent  l'amant  à  opposer  à  la  douiando  d*aliinaiitH 
Texception  de  la  paternité  possible  d'autrui,  duivoiit  aussi  lui 
permettre  d'opposer  à  l'action  en  dommages-intérêts  Taxcuptiun 
de  sa  propre  paternité  possible. 

Considérons  encore  que,  pour  causer  un  dommage  à  Tcnfant, 
il  faut  nécessairement  que  cet  enfant  existai  o'est  à  dire  soit 
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oonçu.  Jusqu'à  ce  moment^  sans  aucune  existence^  il  est 
sans  aucun  droit  Et  ainsi,  chacun  des  amants  peut  répondre 
à  Tenfant:  ^Mon  petit,  de  trois  choses  l'une: 

ou  bien  vous  n'étiez  pas  conçu  au  moment  de  mes  rela- 
tions avec  votre  mèrCi  et  rons  n'êtes  pas  conçu  de  moi; 

ou  bien  vous  êtes  conçu  de  moi; 

ou  bien  vous  étiez  conçu  déjà  d'un  autre. 

Dans  le  premier  cas,  vous  n'existiez  pas,  et  je  ne  tous 
dois  par  conséquent  rien  du  tout;  car  la  première  condition 
pour  souffrir  un  dommage^  c'est  d'exister; 

dans  le  second  cas,  je  tous  dois  des  alimentSi  mais  non 
pas  des  dommages-intérôts; 

dans  le  troisième  cas,  comme  vous  existiez  au  moment 
de  mes  relations  avec  votre  mère,  j'aurais  pu,  il  est  vrai, 
vous  causer  un  dommage  par  ces  relations.  Seulement,  pour 
établir  ce  donmiage;  vous  devez  démontrer  que  mon  commerce 
avec  votre  mère  est  postérieur  à  votre  conception.  Or,  si 
vous  parvenez  à  prouver  ce  point;  vous  ne  souffrez  plus  aucun 
dommage,  puisque  vous  n'êtes  plus  dans  Tincertitude  sur 
l'auteur  de  votre  naissance,  et  que  cette  incertitude  est  la 
seule  cause  de  votre  demande.  Si  vous  ne  fournissez  pas 
cette  preuve,  votre  demande  doit  être  rejetée;  et  si  vous  la  four- 
nissez, votre  demande  n'a  plus  de  cause.' 

Ainsi,  nous  croyons  avoir  surabondamment  démontré 
que  si  l'incertitude  où  se  trouve  l'enfant  d'une  femme  qui  a 
eu  plusieurs  amants  sur  sa  filiation  paternelle,  l'empêche  de 
réclamer  des  aliments  à  chacun  de  ces  pères  possibles,  elle  ne 
lui  permet  pas  non  plu^  de  leur  demander  des  dommages- 
intérêts.  La  preuve  du  dommage  supposerait  la  preuve  de 
la  non-paternité  du  défendeur,  et  cette  preuve  ne  peut  être 
fournie  toutes  les  fois  que  la  paternité  est  incertaine. 

Nous  sommes  donc  arrivés  à  ce  résultat,  que  si  l'on 
autorise  VeoccqpUo  phurium  comtupratorum  y  on  prive  l'enfant 
de  tout  droit  contre  les  amants  de  sa  mère^  attendu  que  le 
refus  de  l'action  alimentaire  entraîne,  par  identité  de  raisons, 
celui  d'une  action  en  donunages-intérêts. 

D'un  autre  côté,  il  répugne  à  la  nature  des  ohoses  de 
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laisser  subsister  la  créance  alimentaire  de  l'enfant,  mais  en 
la  divisant  de  telle  sorte  que  chacun  des  amants  de  la  mère 
se  trouFC  débiteur  d'une  partie  des  aliments^  alors  qu'il  est 
évident  qu'un  seul  d'entre  eux  est  le  père  de  l'enfant,  et  que 
la  paternité  est  indivisible.  Cela  ne  mérite  sans  doute  aucun 
développement. 

Il  faut  donoi  dans  ce  cas,  choisir  entre  deux  alternatives  : 
ou  bien  refuser  toute  action  à  l'enfant,  ou  bien  lui  permettre 
dlntenter  l'action  alimentaire  elle-môme  contre  l'un  quelcon- 
que des  amants  de  sa  mère,  en  interdisant  purement  et  simple- 
ment VeaßcepUo  phirium  ccnskipraUnvm. 

C'est  le  premier  parti  que  prennent  un  grand  nombre  de  lois, 
entre  autres  aussi  le  Projet  de  Code  civil  allemand  §  1578. 

Quant  au  second  parti,  je  ne  crois  pas  qu'on  Tait  jamais 
sérieusement  examiné:  ceux  qui  ne  voulaient  pas  laisser  Ten* 
fant  sans  ressource  on  bien  lui  donnaient  Taction  alimentaire 
contre  tous  les  amants  de  sa  mère,  ou  bien  transformaient 
cette  action  en  une  action  en  dommages-intérêts,  subterfuge 
dont  nous  avons  démontré  l'inanité. 

Voyons  donc  si  ce  second  parti,  l'abolition  pure  et  simple 
de  VeaxepUo  plurium  constuprahrum ,  peut  se  défendre  ration- 
nellement. 

Tout  d'abord  il  est  clair  que  si  l'action  alimentaire  de 
l'enfant  contre  son  père  n'avait  pour  objet  que  de  soulager 
la  mère,  il  serait  très  raisonnable  de  fournir  au  défendeur 
un  moyen  de  la  rendre  vaine  toutes  les  fois  que  cette  mère 
ne  mérite  aucun  intérêt,  et  personne  ne  prétendra  qu'une 
femme  qui  se  livre  dans  le  même  temps  à  plusieurs  hommes 
mérite  beaucoup  de  pitié.  Que  toute  la  charge  de  l'entretien 
de  l'enfant  pèse  sur  elle:  elle  ne  fait  que  subir  la  juste  peine 
de  son  immoralité.  Mais  nous  ne  nous  inquiétons  point  de 
la  mère:  l'enfant  est  une  personne  indépendante,  et  mérite 
à  ce  titre  et  par  lui-même  la  sollicitude  du  législateur,  sans 
qu'il  soit  besoin  de  considérer  la  conduite  de  sa  mère. 

Il  est  clair  encore  que  si  l'action  alimentaire  de  l'enfant 
ne  peut  être  fondée  que  sur  la  paternité  très  probable  du 
défendeur,  il  faut  permettre  à  celui-ci  d'établir  tous  les  faits 
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qui  sont  de  nature  à  détruire  cette  vraisemblance,  et  Vexcqptio 
plurium  consiuprcUormn  lui  en  donne  le  moyen. 

Mais  nous  avons  exposé  que  pour  créer  la  dette  alimen- 
taire, il  n'est  point  nécessaire  d'une  preuve  stricte,  et  que 
le  législateur  peut  fort  bien  en  cette  matière  user  de  la  no- 
tion du  risque,  c'est  à  dire  d'une  présomption  de  causalité, 
et  décider  que  cette  présomption  ne  peut  être  renversée  que 
par  une  preuve  stricte  de  la  non-causalité,  fournie  par  le 
défendeur.  Or,  quand  la  paternité  d'un  homme  est  présumée 
par  la  loi  à  raison  du  risque  de  l'acte  sexuel,  il  ne  suffit 
point,  pour  qu'il  démontre  la  uon-causalité  de  cet  acte,  qu'il 
établisse  les  relations  de  la  mère  arec  d'autres  amants.  Parce 
que  des  tiers  se  trouvent  peut-être  dans  le  même  cas  que 
lui,  il  ne  s'en  suit  pas  qu'il  n'y  soit  plus:  la  présomption 
demeure;  elle  est  affaiblie,  mais  non  pas  renversée. 

Mais  quoi,  dira-t-on,  voilà  plusieurs  hommes  contre  cha- 
cun desquels  la  même  présomption  est  également  applicable, 
et  vous  permettez  qu'on  l'applique  à  un  seul!  Que  devient 
l'équité  et  la  justice  distributive?  Pourquoi  condamnez-vous 
celui-ci  plutôt  que  celui-là,  puisque  tous  sont  identiquement 
dans  la  même  situation?  Ou  condamnez-les  tous  ensemble, 
ou  n'en  condamnez  aucun! 

Sans  doute,  si  l'on  ne  considère  que  les  amants  de  la 
mère,  et  entre  eux  l'égalité  des  risques,  le  raisonnement  est 
parfait;  mais  il  faut  avant  tout  considérer  l'enfant,  et  entre 
ces  deux  injustices:  laisser  l'enfant  sans  ressource  parce  que 
sa  mère  est  peu  intéressante,  ou  laisser  retomber  la  paternité 
sur  un  seul  des  amants,  quoique  les  autres  s'y  soient  aussi 
exposés,  la  seconde  me  paraît  moindre;  et  voici  un  élément 
moral  qu  il  ne  faut  pas  négliger  dans  la  question,  et  qui  nie 
semble  très  propre  à  calmer  les  scrupules  que  le  législateur 
serait  tenté  de  se  faire. 

Le  peuple  en  général  apprécie  la  gravité  des  relations 
illégitimes  selon  l'état  social  et  la  moralité  Me  la  femme. 
S'agit-il  d'une  fille  honnête  d'ailleurs,  on  parle  de  séduction, 
et  l'on  accuse  de  lâcheté  l'amant  qui  Tabandonne  après 
l'avoir  mise  dans  l'embarras.    S'agit-il  d'une  femme  de  moeurs 
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légères,  il  n'y  a  point  de  dommage  causé,  point  de  réputa- 
tion ternie,  point  d'avenir  .compromis,  et  Topinion  publique 
est  infiniment  plus  indulgente.  L'opinion  publique  ne  se  trompe 
pas  ;  elle  a  mille  fois  raison,  lorsqu'elle  prononce  de  la  sorte 
sur  la  responsabilité  de  Thomme  envers  la  femme. 

Mais  si  l'on  considère  l'enfant  qui  peut  naître  de  ces  rela- 
tions illégitimes,  c'est  un  jugement  diamétralement  opposé 
qu'il  faut  porter.  Plus  la  mère  de  cet  enfant  est  digne  d'in- 
térêt, plus  elle  est  honnête,  plus  aussi  Tenfant  est  assuré  de 
recevoir  d'elle  l'affection  et  les  soins  quUl  lui  faut,  et  moins 
par  conséquent  la  pitié  est  nécessaire  à  Tenfant.  Mais  si  la 
mère  est  une  femme  immorale  et  corrompue,  il  est  vraisem- 
blable qu'elle  négligera  son  enfant,  si  même  elle  ne  le  maltraite 
pas,  et  qu'elle  sera  pour  lui  sans  tendresse  ni  sollicitude. 
De  la  sorte,  il  faut  avoir  d'autant  plus  de  commisération 
pour  l'enfant,  que  la  mère  en  mérite  moins;  et  il  suit  de 
là  que  l'homme  qui  entretient  des  relations  avec  une  femme 
très  légère  encourt,  à  l'égard  de  l'enfant  qui  en  peut  naître, 
une  responsabilité  morale  infiniment  plus  grave  que  celui  qui 
abuse  une  fille  honnête. 

Cela  fait,  je  pense,  une  compensation  dont  on  peut  fort 
raisonnablement  tenir  compte,  et  je  ne  vois  pas  trop  ce  qu'on 
pourrait  objecter  au  législateur,  s'il  lui  plaisait  d'interdire 
VexcepUo  plurium  constupratorum  en  tenant  au  défendeur  qui 
l'allègue  le  discours  suivant: 

„Vous  prétendez  que  la  mère  de  l'enfant  a  eu  des  rela- 
tions non  seulement  avec  vous,  mais  encore  avec  d'autres, 
dont  la  paternité  est  possible  aussi  bien  que  la  vôtre.  Cela 
est  concevable  en  effet.  Mais  d'abord,  quand  vous  auriez 
établi  ces  relations  de  la  mère  avec  plusieurs  autres,  vous 
n'auriez  pas  démontré  le  moins  du  monde  l'impossibilité  de 
votre  paternité;  et  ainsi  vous  devez  reconnaître  qu'il  est  pos- 
sible qu'on  vous  condamne  très  justement,  comme  père  de 
l'enfant,  à  lui  fournir  des  aliments. 

,Mais  vous  dites  qu'il  n'est  pas  juste  qu'on  vous  y  con- 
damne plutôt  que  les  autres,  qui  ont  couru  le  même  risque, 
et  par  là  vous   croyez   triompher.     Cependant,    vous  oubliez 
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une  ohose,  c'est  que,  dans  le  ona  où  Tenfant  serait  effective- 
ment né  de  vous,  ce  que  nous  ne  pouvons  pas  plus  affirmer 
que  vous  ne  pouvez  le  nier,  vous  auriez  assumé  envers  lui 
une  responsabilité  beaucoup  plas  grande  que  si  cet  enfant, 
né  d'une  mère  plus  honnête,  était  sans  contestation  possible 
le  vôtre.  En  effet  vous  lai  devriez  non  seulement  ce  que 
tout  père  doit  à  son  enfant;  vous  lai  devriez  encore  un  sur- 
croît de  sollicitude  et  de  soins,  pour  suppléer  au  peu  de  se- 
cours qu'il  trouvera  dans  sa  mère;  vous  lui  devriez  compte 
de  cette  mère  indigne  que  vous  lui  avez  donnée;  vous  l'au- 
riez jeté  dans  la  situation  la  plus  malheureuse  qu'il  soit  pos- 
sible d'imaginer;  peut*ètre  même  ne  lui  auriez  vous  donné 
la  vie  que  pour  qu'il  en  fît  un  mauvais  usage;  vous  auriez 
exposé  la  société  à  souffrir  des  mauvais  instincts  qu'il  aura 
reçus  de  sa  mère,  et  qu'une  éducation  vicieuse  peut  développer 
en  lui. 

,ySi  vous  êtes  son  père,  vous  êtes  ainsi  l'auteur  d'une 
existence  misérable,  et  d'un  danger  social.  Voilà  ce  que  c'est 
que  de  rendre  mère  une  femme  perdue:  ce  n'est  rien,  si  vous 
ne  considérez  qu'elle;  c'est  un  acte  déplorable  si  vous  con- 
sidérez l'enfant,  et  condamnable  si  vous  considérez  la  so- 
ciété. 

,Je  sais  bien  qu'il  est  impossible  de  prouver  que  c'est 
vous  et  non  pas  un  autre  qui  soit  le  père  de  l'enfant.  Si 
c'était  voas,  si  j'en  était  certain,  je  pourrais  très  raison- 
nablement faire  peser  sur  vous  toute  la  chaire  de  cette  nou- 
velle existence;  je  vous  obligerais  d'assurer  seul  à  cet  en- 
fant, dont  la  mère  est  indigne  de  l'être,  son  entretien  et  une 
éducation  convenable;  je  vous  traiterais  beaucoup  plus  rigou- 
reusement que  l'amant  d'une  fille  qui,  par  accident,  par 
passion,  par  la  foi  dans  les  promesses  faites,  s'est  laissée  en- 
traîner à  commettre  une  faute.  L'enfant  de  cette  fille  a  une 
mère;  l'enfant  d'une  femme  perdue  est  à  plaindre  d'en 
avoir  une. 

„Mais  comme  votre  paternité  est  possible  simplement, 
et  non  pas  probable,  c'est  une  circonstance  que  je  dois  prendre 
en  considération.     Je  vous  condamne  à  fournir  à  l'enfant  les 
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mêmes   aliments  qae  roua  lai  devriez  s'il  était  certain  que 
vous  en  êtes  le  père^  et  que  sa  mère  fût  une  brave  fille. 

^SUl  vous  paraît  que  je  suis  bien  rigoureux,  vous  n'avez, 
pour  vous  consoler,  qu'à  considérer  le  sort  que  je  fais  à 
l'hooime  qui  se  marie.  C'est  en  vain  qu'il  prouverait  cent 
fois  l'adultère  de  sa  femme  dans  l'intervalle  de  la  concep- 
tion: s'il  n'établit  pas  que  lui-iuâiHe  n'a  point  eu  pendant  oe 
temps  de  rapports  avec  sa  femme,  il  doit  se  résigner  à  con- 
sidérer comme  légitime  un  enfant  dont  la  paternité  est  dou- 
teuse. Or,  ce  lien  de  la  filiation  légitime,  que  l'aduitère  de 
la  mère  ne  brise  point,  c'est  un  lien  perpétuel,  et  qui  donne 
à  l'enfant  la  famille  et  le  nom  du  mari. 

„De  quoi  donc  vous  plaignez  vous?  Est-ce  que  je  devrais 
user  de  tant  de  sévérité  ä  l'égard  de  Tbomme  marié,  pour 
réserver  au  libertin  toute  mon  indulgence?  Est-ce  que  la 
justice  souffre  que  j'accable  de  risques  le  chef  de  famille, 
et  que  j'épargne  tout  ennui  à  l'amant  des  fiUös  publiques? 
Est-ce  que,  quand  j'établis,  dans  un  intérêt  social,  des  pré- 
somptions souvent  si  cruelles  qui  disposent  de  la  fortune,  du 
nom,  de  la  famille  des  maris  trompés,  j'aurais  l'obl^ation  de 
considérer  votre  argent,  doot  il  ne  pantt  pas  q«i8  vous  fassiez 
un  si  noble  usage,  eonune  une  «rohe  sainte?  Allowi  doue!  Quand 
vous  réfléchisses  si  peu  aux  coBfléquaaoes  que  peuvent  a^MV 
vos  actes,  quand  voua  te«»  exposes  à  donner  la  vie  sans  y 
penser,  par  accident,  de  quel  front  préten^es*voiM  qm  je 
doive  me  faire  des  scrupules  de  vous  condamner  à  servir  im« 
latito  pension  alimeiitaire?  Est-oe  que  vous  vous  moqve»? 
Ah!  vous  voiui  arrangez  à  n'ètve  pève  fue  pav  hasarà?  tSk 
bien  !  apprenea  qu'on  vous  oeodamnova  de  la  même  ma&üre^ 
au  hasard!  Quand  je  serais  injuste  et  téméraire,  vo«a  n'auries 
•encore  que  le  législateur  que  vons  méritea. 

,Tani  q,ue  je.  ju|;eraft  ban  d'assonr  la^  ligitiBaté  à  l'en- 
fant né  d'une  femme  mariée^  fuoîque  adultère,  j'aurai  l69 
mailleurea  raison»  du  monde  de  déoidctr  que  te«t  enfant 
illégitime  a  le  droit  de  jéolamer  des  alimente  à  celui  dee 
iunants  de  sa  saère  auquel  il  lui  plaira  do  finire  cet  bontiew 

37» 
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OU  ce  crédit.     Que  voulez-vous?    C'est  mon  métier  d'aimer 
la  symétrie." 


Chapitre  III. 
De8  droits  de  la  mère  contre  le  père  de  son  enfant  naturel. 

La  plupart  des  législations  qui  obligent  le  père  à  fournir 
des  aliments  à  son  enfant  naturel,  l'obligent  aussi  à  payer 
à  la  mère  les  frais  de  ses  couches. 

Je  ne  vois  pas  la  nécessité  juridique  de  cette  disposition. 
La  loi  peut  imposer  au  père  certains  devoirs  envers  son  enfant^ 
sans  en  reconnaître  à  Famant  envers  sa  maîtresse*  La  femme 
qui  n'a  pas  craint  de  s'engager  dans  des  relations  illégitimes 
ne  saurait  accuser  le  législateur  d'injustice,  s'il  la  laisse 
supporter  seule  celles  des  conséquences  de  ces  relations  qui 
lui  sont  purement  personnelles.  Chacun  doit  subir  les  suites 
de  ses  propres  actes;  c'est  une  application  du  grand  principe: 
suum  cmçue. 

Si  l'on  reconnaissait  à  la  mère  le  droit  de  réclamer  du 
père,  outre  une  pension  au  nom  de  l'enfant,  une  indemnité 
pour  les  frais  de  ses  couches,  on  serait  tenté  d'attribuer  à 
ces  deux  créances,  si  diverses  cependant,  une  même  raison, 
l'intérêt  qu'inspire  la  femme,  et  de  décider  que  lorsque  la 
mère  est  immorale  et  ne  mérite  aucune  pitié,  la  créance  ali- 
mentaire de  l'enfant,  comme  les  dommages-intérêts  de  la 
mère,  n'a  plus  aucun  fondement«  C'est  ce  que  disposent  la 
plupart  de  nos  lois  suisses;  nous  avons  cherché  à  démontrer 
que  ce  raisonnement  n'est  point  rigoureux,  et  que,  plus  la  mère 
est  indigne  de  pitié,  plus  l'enfant  mérite  de  sollicitude. 

Il  nous  p^iraît  donc  que  le  fait  de  la  procréation  d'un 
eni'ant  illégitime  ne  saurait  constituer,  à  lui  seul,  une  créance 
de  la  fenmie  contre  le  père.  Cette  créance  ne  peut  être  fondée 
que  sur  un  acte  illicite;  mais  alors,  naturellement,  elle  n^aura 
pas  seulement  pour  objet  le  paiement  des  frais  des  couches: 
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les  articles  50  et  suivants  du  Code  fédéral  seront  pleinement 
applicables.  ^ 

Il  appartient  aux  tribunaux  de  décider  si^  pour  vaincre 
la  résistance  de  la  femme,  le  défendeur  a  commis  un  acte 
illicite;  c'est  une  question  de  fait  que  noua  n'avons  pas  à 
examiner  ici.  La  législation  fédérale  est  d'ailleurs,  selon  notre 
sentiment,  pleinement  suffisante,  et  il  n'est  pas  besoin  d'édioter 
à  cet  égard  des  règles  spéciales. 


Conclusions. 

1.  La  maternité  illégitime  est  obligatoire,  et  résulte, 
sans  qu'il  soit  besoin  d'une  reconnaissance  volontaire,  du 
seul  fait  de  Taccouchement,  prouvé  par  l'acte  de  naissance, 
et,  à  défaut,  par  tous  les  moyens  possibles. 

2.  La  paternité  illégitime,  constituant  un  lien  perpétuel 
d'état  civil  entre  le  père  et  son  enfant,  est  Tefifet  d'une  re- 
connaissance volontaire. 

Four  qu'on  pût  môme  songer  à  l'établir  par  un  jugement, 
il  faudrait  que  le  législateiir  abandonnât  le  scepticisme  qui 
règne  dans  la  plupart  des  lois  sur  l'intervalle  de  la  concep- 
tion, et  qui  se  manifeste  par  les  dispositions  relatives  au 
désaveu.  Mais,  quand  même  ces  dispositions  seraient  modifiées 
afin  de  substituer  à  l'intervalle  légal  de  quatre  mois  celui  que 
détermineraient  les  experts  dans  chaque  cas  particulier,  — 
ce  qui  serait  probablement  très  raisonnable  dans  l'état 
actuel  de  la  physiologie  — ,  il  serait  encore  bien  téméraire 
de  permettre  la  recherche  de  la  paternité  dans  le  sens  strict 
du  mot. 

3.  En  revanche  le  législateur  peut,  s'il  l'estime  convenable, 
par  la  simple  application  de  la  notion  du  risque,  obliger  le 
père  probable  d'un  enfant  naturel  à  contribuer  à  l'entretien 
et  à  l'éducation  de  cet  enfant,  jusqu'à  ce  qu'il  puisse  subvenir 
à  ses  besoins. 
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4.  n  peut  même  très  raisomiablement  imposer  la  même 
obligatio«  à  Ton  qaelconque  des  pères  possibles  de  Tenfant^  ai 
la  mère  a  eu  plusieurs  amants  dans  l^ntenralle  de  la  conception. 

5.  La  mère  ne  peut  exercer  oontre  le  père  auoane  action 
en  dommages-intérêts^  ai  minime  qu'elle  soit,  fondée  sur  le 
seul  fait  de  la  procréation  de  Tenfant. 

6.  Mais  si  la  mère  n'a  consenti  aux  relations  illégitimes 
que  déterminée  par  des  actes  illicites  (dol,  menaces),  le  père 
lui  doit  pleine  réparation  du  dommage  causé.  Cette  action  est 
tellement  distincte  de  l'action  alimentaire  de  l'enfant,  qu'elle 
peut  fort  bien  s'exercer,  dans  certains  cas,  alors  même  qu'aucun 
enfant  ne  serait  né. 


nifi.  MresïersiunmlDiié 

des 

schweizerischen  Juristenvereiiis 

in  Neuenburg  den  1.  und  2.  October  1888 

im  GroBsrathssftale. 

Verhandlungen  vom  1.  Ootober  1888. 

I. 

Der  Präsident,  Herr  Prof.  Dr.  Zeerleder  in  Bern,  eröfPhet 
die  Yersammliing  mit  folgender  Ansprache: 

Geehrte  Herren  Kollegen! 
Unsere  Gesellschaft  hat  schon  einmal  in  diesem  Schlosse, 
in  welchem  ich  Sie  heute  willkommen  heisse,  getagt.  Es 
war  im  Jahre  1871,  kurz  nachdem  der  Vorhang  gefallen  war 
über  dem  blutigen  Drama,  das  sich  im  Nachbarlande  abgespielt^ 
und  dessen  äusserstaii  Wellenschlag  auch  diese  Gegend  als 
Grenzgebiet  su  empfinden  bekam.  Vor  einer  schwachen  Zahl 
TOki  Theilnehmem  an  jener  10.  Jahresversammlung  betrat 
damals  Herr  Borei,  seitheriges  Mitglied  der  eidg.  Exekutir- 
behörde  und  seitheriger  Direktor  des  internationalen  Post- 
Torbandes,  den  Präsidentenstahl  und  wies  darauf  hin,  wie 
lebhaft  im  Schweiservolke,  besonders  im  Hinblick  auf  den 
gewaltigen  Aufschwung,  den  Deutschland  seit  1866  genommen 
und  den  es  mit  dem  Anschluss  der  Südstaaten  zum  neuen 
festgegliederten  Reiche  rollendet  hatte,  der  Drang  nach 
engerm  Zusammenschluss,  nach  Niederwerfung  der  kantonalen 
Sohlagbäume  auf  den  Gebieten  des  Wehrwesens  und  der  Rechts- 
Verfassung  sich  geltend  mache  und  wie  wenig  ea  der  Aufgabe 
des  Juristenstandes  entsprechen  würde,  diesen  Bestrebungen 
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seine  Mitwirkung  zu  versagen.  Mit  yoUem  Recht  wies  der 
Redner  damals  nach,  dass  die  Vereinheitlichung  der  Bechta- 
pflege  mit  der  Centralisation  der  politischen  G-ewalt  und  der 
Administration  nicht  verwechselt  werden  dürfe.  Wenn  Jeder- 
mann damit  einverstanden  ist,  dass  die  Wahrung  der  mehr 
die  öffentliche  Wohlfahrt  beschlagenden  Interessen, 
wie  Volksbildung,  Armenwesen,  Kirchenwesen,  Polizei,  der 
Autonomie  der  engern  Verbände,  Gemeinden  und  Kantone, 
überlassen  bleibt,  deren  Pflege  zugleich  die  Schule  des  Bürgers 
zum  politischen  Leben  bildet,  so  ist  dagegen  das  Justiz- 
wesen  in  allen  seinen  Zweigen  einheitlich  zu  gestalten. 
Sowohl  die  wissenschaftliche  Ausbildung  des  Rechts  als  auch 
die  gesetzgeberische  Arbeit  fordert  die  Theilnahme  aller  in 
einem  immerhin  kleinen  Lande  wie  die  Schweiz  verfugbaren 
Kräfte;  dann  ist  aber  auch  die  Einheitlichkeit  der  Rechts- 
normen ein  wichtiger  Faktor  des  nationalen  Bewusstseins 
wie  der  Sicherheit  des  Verkehrs,  und  diese  materielle  Rechts- 
einheit postulirt  wieder  mit  gebieterischer  Nothwendigkeit 
die  Bestellung  von  obersten  Organen  der  Rechtspflege, 
welche  die  überall  gleiche  Anwendung  derselben  sichern. 
Nun  muss  aber  auch  der  Zusammenhang  zwischen  der 
obersten,  centralen  Instanz  und  den  Grerichten,  deren  Urtheile 
sie  zu  prüfen  und  nöthigenfalls  zu  berichtigen  hat,  hergestellt 
werden.  Insbesondere  müssen  einheitliche  Beweisgrund- 
sätze angestellt  und  das  Verfahren  vor  dem  XJntergericht 
muss  so  gestaltet  sein,  dass  der  Prozessstoff  mit  genügender 
Vollständigkeit,  Klarheit  undUebersichtliohkeit  dem  Berufungs- 
richter, bei  uns  dem  Bundesgerichte,  vorgelegt  werden  kann. 
Dadurch  wird  die  Nothwendigkeit  der  Vereinheitlichung  des 
Givilprozessrechts  herbeigeführt.  G-erade  an  dem  Mangel 
eines  solchen  scheitert  jede  durchgreifende  und  befriedigende 
Neugestaltung  der  Bundesreohtspflege  in  appellabeln  Civil- 
fallen.  Man  ist  einverstanden,  und  mit  Recht,  dass  das 
Bundesgericht  nicht  blosse  Kassationsinstanz  oder  Revisions- 
instanz  im  Sinn  des  deutschen  Reichsgerichts  sein  soll,  weil 
die  völlige  Trennung  von  That-  und  Rechtsfrage  oft  praktisch 
immöglich  ist  und  dem  Volksbewusstsein  widerspricht;   man 
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wünscht  dem  Bundesgericht  eine  freie  Stellung  auch  in  Be- 
zug auf  das  Thatsächliche  des  Prozesses  zu  verschaffen  ;  aber 
hier  stösst  man  auf  die  Bewidisregeln  vieler  kantonalen  Fro- 
zessordnungen,  welche  theils  gewisse  Beweismittel  ganz  aus- 
schliessen,  theils  deren  Anwendbarkeit  beschränken  oder  ihre 
Beweiskraft  an  strenge  Hegeln  knüpfen.  Wenn  z.  B.  Luzem, 
Aargau  und  St.  Gallen  noch  dem  gemeinrechtlichen  Grund- 
satz huldigen^  dass  die  übereinstimmenden  Aussagen  zweier 
klassischen  Zeugen  zum  Beweis  nothwendig  seien^  oder  gar 
in  gewissen  Kantonen  ein  Gegenbeweis  so  gut  wie  unmöglich 
ist  u.  s.  w.,  wie  kann  da  von  einer  selbständigen  Erforschung 
der  materiellen  Wahrheit  durch  das  Bundesgericht  die 
Bede  sein? 

Die  Vorschriften  über  das  Verfahren  machen  aber  auch 
solche  über  die  Gerichtsorganisation  nothwendig;  zu- 
dem wird  das  System  der  zwei  kantonalen  Instanzen  für 
Sachen,  die  ans  Bundesgericht  gezogen  werden  können,  nicht 
haltbar  sein  und  eine  dreistufige  Bechtspflege  sich  in  der 
Schweiz  mit  gutem  Grund  nicht  einbürgern.  Nun  wird  es 
aber  wieder  nicht  angehen,  in  den  Kantonen  zweierlei  Civil- 
gerichte,  die  einen  für  eidgenössische,  die  andern  für  kan- 
tonale Bechtsstreitigkeiten  zu  schaffen,  und  auch  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  werden  wir  zur  Einheit  des  ma- 
teriellen Rechts  gedrängt. 

Weit  gefährlicher  für  das  föderalistische  Frincip,  das 
ich  durchaas  als  ein  nothwendiges  Element  eines  gesunden  Zu- 
standes  der  Schweiz  betrachte,  als  die  einheitliche  Justiz- 
gesetzgebung  und  Justizpflege,  ist  das  überhandnehmende 
Hineinregieren  des  Bundes  in  die  wirthschaftlichen  und  ad- 
ministrativen Verhältnisse  der  Kantone,  wie  es  sich  natur- 
gemäss  an  das  neuere  Subventionirungswesen  knüpft.  Hier 
wird  allmälig  dem  seif  govemment  der  Kantone  eine  Gefahr 
geschaffen,  die  um  so  grösser  ist,  je  weniger  sie  zu  Tage 
tritt.  Die  Bechtsoentralisation  bringt  der  Selbständigkeit 
der  Kantone  weniger  Gefahr  als  der  Geldüberfluss  des  Bundes. 
—  Auch  die  von  einem  verehrten  Kollegen  jüngst  ausge- 
aproohene  Befürchtung,  man  werde  die  Schweiz  mit  dem  Ent- 
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warf  des  G.  G.  B«  für  das  deutsche  Beioh  beglücken  wollen^ 
tìieile  ich  nioht^  schon  deshalb,  weil  er  unmöglich  ins  Fran» 
sösische  übersetzt  werden  kann. 

Diese  Fragen  sind  schon  ror  17  Jahren  vom  Juristen- 
yerein  in  diesem  Räume  verhandelt  worden;  Kaiser  und 
König  (unsere  bewährton  ICtglieder)  standen  auf  dereinen, 
der  treffliche  Ja c otte t  auf  der  andern  Seite;  es  handelte 
sich  um  Festsetzung  der  dem  neuen  Bundesgericht  einsu* 
räumenden  Kompetenzen  ;  bereits  lagen  den  eidg.  B&then  die 
Entwürfe  einer  neuen  B.-Verf.  vor:  das  Feldgeschrei:  Ein 
Becht;  Ein  Heerl  war  ausgegeben;  und  nicht  das  Volk, 
nicht  die  Anhänglichkeit  ans  alte  Becht,  sondern  die  Behörden 
der  Kantone  und  ihre  Eifersucht  auf  die  kantonalen  Hoheits- 
rechte führte  die  Niederlage  des  72er  Entwurfs  herbei.  Doch 
die  Schöpfung  des  Bunde sg er ichts  kam  zu  Stande,  es  hat 
sich  bei  Juristen  und  Volk  in  wohlverdiente  Gunst  gesetzt 
durch  weise  und  maassvoUe,  gewissenhafte  und  pünktliche 
Erfüllung  seiner  oft  dornenvollen  Aufgabe.  Aber  sein  ELleid 
ist  ihm  zu  enge  geworden;  es  fbhlt  sich  gehemmt  durch  die 
Umgränzung  seiner  Kompetenzen;  es  empfindet  mit  Unbehagen 
—  und  wir  alle  mit  ihm  — ^  dass  es  seiner  Aufgabe^  Schofler 
einer  einheitlichen  Praxis  zu  sein,  insbesondere  hinsichtlich  der 
zahlreichen  obligationenrechtlichen  Verhältnisse,  die  sich  in 
geringem  Werthsummen  bewegen,  nicht  gerecht  werden  kann« 

Der  Hafner'sche  Entwurf,  welcher  soeben  der  Oeffent- 
lichkeit  übergeben  wurde,  eine  wohldurchdachte,  ausge- 
zeichnete Leistung,  sudit  den  vorhandenen  üebelständen 
innerhalb  des  Bahmens  der  besteh^iden  Verfassung  abzu- 
helfen; der  Juristenverein  darf  sich  sagen,  dass  ein  gewisses 
Verdienst  an  dieser  Arbeit  ihm  ebenfalls  zukommt,  und  er 
kann  nur  wünschen,  dass  er  bald  in  Kraft  treten  möge;  aber 
eine  üebei^angsmassregel  wird  er  inmierhin  sein» 

Das  schweizerische  Privatrecht  hat  bereits  den 
ihm  1874  voi^eschriebenen  Bahmen  ausgefüllt,  ja  durch  die 
Einfügung  des  Schutzes  der  Erfindungen,  der  Muster  und 
Modelle  überschritten;  auf  dem  Gebiet  der  Haftpflicht  ist  die 
Gesetzgebung    zum  Abschlüsse    gelangt.      Nicht   denselben 
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glatten  Verlauf  möchte  ich  dem  Betreibangs-  und  Kon» 
karsgesets  und  demjenigen  Über  die  oiTÜrechtlichen 
Verhältnisse  der  Niedergelassenen  vorhersagen^ 
jenem,  weil  in  einem  grossen  Theile  der  Schweiz  der  Schutz 
des  G-läubigers  gegen  zahlnngsflüchtige  Schuldner  allzusehr 
preisgegeben  erscheinen  dürfte,  diesem,  weil  sich  die  nieder^ 
gelassenen  Schweizer  in  Bezug  auf  Erbrecht  und  Familien* 
gttterrecht  lieber  einem  allgemein  schweizerischen  besetz 
unterwerfen  würden,  und  weil  Statusrerhältnisse  denn  doch 
nach  jahrbundertalter  schweizerischer  Auffassung  dem  Heimat- 
recht verbleiben  müssen  ;  und  weil  —  gestatten  Sie  mir  diese 
ketzerische  Behauptung  —  der  gemeinrechtliche  Domizil- 
begriff das  Heimatrecht  in  der  Schweiz  nicht  leicht  er- 
langen wird.  Konnte  man  sich  mit  dem  bundesräthlichen 
Entwurf  noch  befreunden,  so  geht  dagegen  die  nationalräth-> 
liehe  Kommission  in  ihrem  Entwurf  vom  Juni  Ì,  J.  wohl 
über  die  Grenzen  des  Möglichen  hinaus.  Es  kann  in  der 
absoluten  Durchführung  des  Territorialprinzips  doch 
kaum  ein  vorbereitender  Schritt  zur  Bechtseinheit  erblickt 
werden,  welche  vor  Allem  die  Tugend  der  Selbst  ver]  äugnung 
fordert. 

Entschuldigen  Sie  diesen  Herzenserguss  und  lassen  Sie 
uns   zu  den  Angelegenheiten   unseres  Vereins  zurückkehren» 

Von  dem  Werk  unseres  nach  Halle  übergeriedelten  ver- 
ehrten GoUegen  Huber  über  das  cantonale  Privatrecht  ist 
Bd.  II.,  Erbrecht^  erschieuMi.  Da  die  ursprünglich  vorge- 
sehene Zahl  der  Bände  sich  um  einen  vermehren  wird,  haben 
wir  den  h.  Bundesrath  um  entsprechende  Erhöhung  seiner 
fikibvention  ersucht  und  es  entsprach  derselbe  unserer  Bitte. 

An  die  Verhandlungen  unserer  letztjährigen  Versammlung 
im  schönen  ennetbirgischen  Landestheil  knüpfen  sich  folgende 
Mittheilungen  : 

In  Anlehnung  an  dort  ausgesprochene  Wünsche  wurde 
die  Frage  der  Regelung  des  Auslieferungswesens  mit 
demAuslande  zum  Gegenstand  einer  Preisaufgabe  gemacht. 

Die  eriaieblieh  erklärte  Motion  Meili  betreffend  bessere 
Bedaction  der  eidg.  Gesetze  wurde  im  Lauf  des  Jahres 

Zeltsobr.  fQr  lohweizerliehM  R«eht.    N«q«  Folge  YII.  g  g 
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vom  Antragsteller  zurückgezogen,  nachdem  auf  eine  im  Natio- 
nalrath  gemachte  Anregung  derBundesrath  der  Aufgabe  näher 
zu  treten  beschlossen  hat. 

Die  Revision  des  B.  6,  über  Civilstand  und  Ehe  ist  an 
die  Hand  genommen  auf  Grundlage  der  voriges  Jahr  gekrönten 
Preissohriften. 

Betreffend  Vorarbeiten  zu  einem  eidg.  Strafge- 
setzbuch, deren  Wünschbarkeit  Sie  voriges  Jahr  mit  grosser 
Mehrheit  ausgesprochen,  haben  mehrfache  Verhandlungen  im 
Schoosse  Ihres  Vorstandes  und  mit  dem  eidg.  Justizdeparte- 
ment stattgefunden  ;  mittlerweile  hat  der  Nationalrath  am 
8.  März  die  Motion  F  or  r  er  angenommen,  welche  dem  Bundes- 
rath  die  Aufgabe  zuweist,  über  die  Revision  des  Art.  65  B.Vf. 
im  Sinne  der  Kompetenz  des  Bundes  zur  Vereinheitlichung 
des  Strafrechts  Bericht  und  Antrag  vorzulegen.  Die  Schwierig- 
keit, ein  allseitig  entsprechendes  Programm  für  ein  wissen- 
schaftliches Vorbereitungswerk  zu  finden,  wird  hoffentlich  in 
Bälde  sich  beseitigen  lassen  und  die  Arbeit  in  Angriff  ge- 
nommen werden  können. 

Am  17,  März  hatte  Ihr  Präsidium  die  Ehre,  der  Feier 
des  25jährigen  Professoren-Jubiläums  des  Hrn.  Andr.  Heusler 
beizuwohnen  und  dem  Jubilar  in  Ihrem  Namen  eine  Glück- 
wunschadresse zu  überreichen.  Einer  ehrenvollen  Einladung 
zur  Thçilnahme  an  dem  eben  jetzt  in  Brüssel  stattfindenden 
Gongi*esse  behufs  Erstellung  eines  internationalen  Wechsel- 
rechts wurde  dagegen  nicht  Folge  geleistet,  da  unser  gewesener 
Präsident  Herr  Prof.  Speiser,  wie  schon  früher,  demselben  als 
Vertreter  des  Bundesrathes  beiwohnt. 

Von  der  italienischen  Regierung  und  von  Hrn.  Professor 
Todaro  in  Palermo  wurden  wir  mit  juristischen  Werken  be- 
schenkt. 

Der  Verein  hat  auch  im  verflossenen  Jahre  eine  Anzahl 
hervorragender  Mitglieder  durch  den  Tod  verloren.  In  Q-enf 
starb  Anfangs  November  v.  J.  Professor  Alex.  Martin, 
der  früher  unsere  Versammlungen  häufig  besuchte  und  eine 
vielseitige  Thätigkeit  als  Anwalt,  Rechtslehrer  und  Staats- 
mann entwickelt  hat,  bis  eine  lange  und  schmerzhafte  £>ank- 


Protocol!  vom  1.  October.  595 

heit  ihn  an  das  Lager  fesselte.  Er  hat  namentlich  gesetz- 
geberisch sich  auf  dem  Gebiet  des  Handelsrechts  bethätigt 
und  gelegentlich  der  Bousseau-Feier  in  seiner  Vaterstadt  in 
einer  vielbemerkten  Rede  als  Rektor  der  Universität  gewagt, 
den  berühmten  Landsmann  auf  seinen  wahren  Werth  zurück- 
zuführen. Sein  College,  Herr  Charles  LePort,  der  auch 
als  Geschichtsforscher  weit  über  die  Grenzen  seines  Cantons 
bekannt  war,  gehörte  ebenfalls  zu  den  wissenschaftlich  her- 
vorragenden Kräften  der  Stadt  Calvin's.  Von  18Ö4  an  bis 
1872  als  Lehrer  des  römischen  Rechts  an  der  heimischen 
Pacultät  wirksam,  hat  er  die  schweizerische  Rechtsgeschichte 
durch  die  Herausgabe  zahlreicher  mittelalterlicher  Rechts- 
quellen der  Westschweiz  und  des  Bisthums  Genf  bereichert, 
welche  in  den  Zeitschriften  der  Genfer  historischen  Gesell- 
schaft und  der  Société  Romande  veröffentlicht  sind,  ferner  eine 
Arbeit  über  das  Einlager  (l'Otage  conventionnel  au  moyen- 
âge,  187-i)  und  Nouvelles  recherches  sur  la  Saisine  1877. 
Eine  Geschichte  des  Genfer  Rechts  soll  er  zum  Theil  voll- 
endet und  eine  solche  der  Rechtsquellen  vollendet  hinter- 
lassen haben.  Er  starb  am  1.  September  1888  und  es  ist 
zu  hoffen,  dass  die  hinterlassenen  Arbeiten  der  Oeffentlichkeit 
nicht  vorenthalten  werden. 

Auf  der  fernen  Insel  Teneriffa  verschied  am  26.  Januar 
erst  43  Jahre  alt  der  geniale  Jurist  Paul  Friedrich  von 
Wyss,  der  durch  eine  tückische  Krankheit  schon  vor  sieben 
Jahren  seiner  segensreichen  Thätigkeit  als  Professor  für  Schweiz« 
Frivatrecht  in  Basel  und  als  hochgeschätzter  Mitarbeiter  am 
eidg.  Obligationenrecht  entrissen  worden,  trotz  seiner  Ab- 
wesenheit aber  Mitglied  unseres  Vereins  geblieben  war.  Seine 
„Haftung  für  fremde  culpa  nach  römischem  Recht^  war  eine 
Erstlingsleistung  von  ausgezeichnetem  Verdienst,  und  die  seit- 
herige Thätigkeit  des  Verfassers  rechtfertigte  die  dadurch  ge- 
weckten Erwartungen.  TTnserm  Vereine  hat  er  namentlich 
durch  die  Darstellung  der  Schweiz.  Hypothekarrechte  in  der 
Versammlung  von  1874  eine  werthvoUe  Arbeit  geliefert;  eine 
der  hoffnungsvollsten  Stützen  der  Schweiz.  Rechtswissenschaft 
sank  mit  ihm  in's  Grab. 
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In  Ni  cl  aus  Hermann  von  Saobseln  verlor  der  Verein 
eines  seiner  im  politischen  Leben  bekanntesten  Mitglieder^ 
eine  jener  Persönlichkeiten,  wie  sie  wohl  nur  noch  in  einem 
ürkantone  der  Schweiz  denkbar  sind.  Seinen  festen  Boden 
hatte  er  in  der  Gemeinde^  der  er  Alles  in  Allem  war;  dann 
schon  mit  23  Jahren  Standeshaupt,  bald  Vertreter  seinem 
Gantons  in  der  Bundesversammlung,  auch  langjähriges  Mit- 
glied des  frühem  Bundesgerichtes  und  Präsident  des  Ob^ 
waldner  Obergerichtes.  Ist  sein  Name  somit  eng  verflochten 
mit  der  neuern  Geschichte  der  Schweiz,  so  hatte  er  andrer* 
seits  auch  eine  uns  näher  interessirende  Leistung  aufisn- 
weisen:  eine  vorzügliche  Codifikation  des  Statutarrechts  der 
Gemeinde  Sachsein  soll  zum  erheblichen  Theile  Hermanna 
Verdienst  gewesen  sein. 

In  dem  hohen  Alter  von  84  Jahren  war  im  Juli  zn 
Konstanz  der  St.  Galler  Jurist  und  Staatsmann  Ferdinand 
Curti  verschieden.  In  Sitten  und  Luzern  erhielt  er  Anfangs 
der  zwanziger  Jahre  seine  Vorbildung,  wurde  an  letzterem 
Orte  das  Opfer  seiner  Anhänglichkeit  für  den  freisinnigen 
Philosophie -Professor  Troxler,  indem  er  bei  der  Begierung 
gegen  die  Entfernung  desselben  mit  einer  Bittschrift  auftrat^ 
was  ihm  selbst  die  Fortweisung  aus  der  Lehranstalt  zuzog. 
Nachdem  er  sodann  in  Deutschland  seine  Bechtsstudien  voll- 
endet, lies  er  sich  in  Rapperswyl  als  Anwalt  nieder.  Mit  der  Be-^ 
wegung  des  Jahres  1830  in  seinem  Ganton  war  er  eng  verknüpft, 
dessen  Regierung  er  dann  von  1839  bis  1859  angehörte.  In 
dieser  Stellung  schuf  er  wichtige  gesetzgeberische  Arbeiten^ 
wie  den  noch  geltenden  Givilprocess  (1850)  und  das  Straf* 
gesetzbuch  von  1857.  Seiner  Initiative  war  der  BescUusa 
des  Nationalraths  vom  30.  Januar  1862  zu  verdanken,  welcher 
die  ersten  Arbeiten  behufs  ErschafiPang  eines  einheitlichen  Ob- 
ligationen- und  Handelsrechts  zur  Folge  hatte.') 

Allen  Genannten  sei  für  ihr  Wirken  zum  Wohle  dea 
Vaterlandes  ein  dankbares  Andenken  bewahrt.  Uns  aber 
lasset  wirken  so  lange  es  Tag  ist;  möge  auch  unsere  diess- 


^)  Botschaft  des  Bnndesrathes  snm  0.  B. 
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jährige  Session  einen  Baustein  bilden  zum  Tempel  des  sohwei- 
zeriscben  Rechts! 

IL 

Als  Secretare  werden  bezeichnet  die  Herren  Dr.  Zürcher^ 
Oherrichter  in  Zûrich|  und  Dr.  G.  Courvoüierj  professeur^ 
H'euohfttel. 

III. 
Es  werden  folgende  neue  Mitglieder  aufgenommen:^). 

1.  Hr.  Dr.  J.  J.  Bonhdte,  avocat,  Neuchfttel. 

2.  ,     Dr,  Louis  Bourquin,  avocat,  Ohaux-de-fonds. 
■3.       jy     WilUam  Bùurgwn,  avocat;  Chaux-de-fonds. 

4.  „  Phttippe  DfAiedf  licencié  en  droit,  avocat,  Keuchâtel. 

5.  „  Alphonse  Du-Pasquier,  avocat,  NeuohâteL 

6.  „  Arnold  Duioanel,  avocat,  Neuchâtel. 

7.  „  Dr,  Am.  Ami  Oirard,  avocat^  Chaux-de-fonds. 

8.  9  PkU^e  Chdety  avocat,  Neudiâtel. 

9.  „  Patii  JacoUet,  avocat,  Neuchâtel. 

10.  9  A.  Ed.  Jmély  notaire,  Neuchfttel. 

11.  „  Emäe  Lambeìet,  avocat,  Keuchâtel. 

12.  „  Erhard  Lambert,  avocat,  Neuchâtel. 

13.  ,  Henri  Lehmann^  avocat,  Ghaux-de-fonds. 

14.  „  Georges  Leuba,  avocat^  Ghaux-de-fonds. 
16.  „  Dr.  Max  Porrei,  Neuchâtel. 

16.  ,  Oiêstane  Renaud,  juge  d'instruction,  Neuchâtel. 

17.  „  Charles  Ulysse  Sandoz,  avocat,  Ghaux-de-fonds. 

18.  „  Ed.  Tissot,  avocat,  Chaux-de-fonds. 

19.  „  Dr.  J.  Amsler,  Advocat,  Zürich. 

20.  ,  Dr.  Eugen  Curii,  jun.,  Advocat,  Winterthur. 

21.  „  L.  Forrer,  Nationalrath,  Advocat,  Winterthur. 

22.  „  Dr.  Hanhart,  Advocat,  Zürich. 

23.  „  0.  Müüer,  Oberrichter,  Hottingen-Zürich. 

24.  „  JB.  Müller,  Advocat,  Winterthur. 


^)  Dm  nachfolgende  Venwiokniss  enthält  aooh  die  Namen  der  am 
folgenden  Tage  Anfgenommenen. 
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25.  Hr,  Dr.  A.  MeUi^  Advocat,  Hinweil. 

26.  „  Robert  WeUi,  Bezirksrichter,  Zürich. 

27.  „  Dr.  FtHtz  Coiurvoisier,  avocat,  Bienne. 

28.  „  Dr.  W.  LatUerburg,  Kammerschreiber,  Bern. 

29.  ,  Paul  Ruchannetj  avocat,  Delémont. 

30.  ,  J.  Moosj  Fürsprech,  Zug. 

31.  „  Dr.  Arnold  Amet-Engely  Oberrichter,  Solothnm» 

32.  „  Johann  Qisi,  Oberrichter,  Solothurn. 

33.  „  Von  Arx,  Oberrichter,  Solothurn. 

34.  „  Misteli,  Oberrichter,  Solothurn. 

35.  ,  Dr.  L.  B.  von  Salis,  Professor,  Basel. 

36.  „  Dr.  Ludus  von  SaliSy  Basel. 

37.  »  Dr.  Hugo  Oser,  Advooat,  Ariesheim. 

38.  „  Dr.  Arnold  Janggen,  Fürsprech,  St  Gallen. 

39.  9  Scherrery  Staatsanwalt,  St.  Gallen. 

40.  „  Dr.  J.  E.  Bomedij  Madulein-Engadin. 

41.  j,  Heinrich  Baumann,  Fürsprech,  Stein  (Aargau). 

42.  »  Boberl  Binkerty  Fürsprech,  Zurzaoh. 

43.  „  Albert  Ursprung^  Gerichtspräsident,  Zurzaoh. 

44.  0  Dr.  Jacques  Bemey,  avocat,  Lausanne. 

45.  „  Dr.  Eugen  Borei,  arocat,  Genève. 


IV. 

Es  wird  übergegangen  zur  Behandlung  des  ersten  Haupt- 
tractandums  : 

Wie  soüen  in  einem  künftigen  schweizerischen  CivägesetzbtKh 
die  Rechtsfolgen  der  ausserehelichen  Schuoängerung  geordnet  wer  dent 

Ausser  dem  gedruckten  Eeferat  liegt  den  Mitgliedern 
vor:  „der  Vaterschaftsprocess  im  Canton  Zürich,"  von  Dr.  E. 
Zürcher,  Oberrichter;  Sep.-Abdr.  aus  der  Schweiz.  Statist. 
Zeitschrift,  1888. 

M.  le  prof.  Mentha  (rapporteur)  résume  les  motifs  à  l'appui 
des  conclusions  de  son  rapport  sur  les  conséquences  juridiques 
de  la  naissance  illégitime,   étudié  de  lege  ferenda. 
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Der  Correferent,  Herr  Dr,  Iseiin,  Civilgerichtspräsident; 
Basel;  bat  folgende  Thesen  aufgestellt,  die  vor  der  Yersamm- 
lung  den  Mitgliedern  gedruckt  zugestellt  worden  waren: 

I. 

Das  Verwandtscliaftsverhältniss  zwischen  dem  unehelichen 
Eind  und  seiner  Mutter  wird  durch  die  blosse  Thatsache 
der  Greburt  begründet,  ohne  dass  es  einer  Anerkennung  seitens 
der  Mutter  bedarf,  and  wird  durch  den  Eintrag  im  Givilstands- 
register,  eventuell  durch  alle  andern  Beweismittel,  bewiesen, 

n. 

Die  unehelichen  Kinder  sind  gegenüber  der  Mutter  imd 
den  mütterlichen  Verwandten  wie  die  ehelichen  Kinder  zu 
behandeln. 

m. 

Eine  Statusklage  des  unehelichen  Kindes  gegen  seinen 
Yater  ist  nicht  zuzulassen. 

IV. 

Zwischen  dem  unehelichen  Kinde  und  seinem  Vater 
kann  auch  nicht  durch  Anerkennung  seitens  des  Letztern  ein 
Verwandtschaftsverhältniss  begründet  werden.  (Abgesehen 
von  der  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  und  von  den 
Bestimmungen  über  Adoption.) 

V. 

Dem  unehelichen  Kind  ist  eine  Alimentationsklage  gegen 
denjenigen  zu  gewähren,  der  während  der  kritischen  Zeit 
mit  seiner  Mutter  geschlechtlichen  Umgang  gehabt  hat. 

VL 

Die  Exceptio  plurium  oonstupratorum  ist  zuzulassen. 

vn. 

Der  Mutter  sind  gegen  den  Vater  ihres  unehelichen 
Kindes  keine  Entschädigungsansprüche  zu  gewähren. 

Zur  Begründung  dieser  Thesen  bringt  Correferent  fol- 
gende Ausführungen  vor: 

Bei  der  Beantwortung  der  vorliegenden  Frage,  welche 
wohl  mehr  socialer  als  juristischer  Natur  ist,  bin  ich  mit 
dem  Herrn  Beferenten   in   den  wesentlichsten  Punkten,    die 
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^  überhaupt  bertüirt  hat,  prinoipiQU  einig.  Die  Hanptsache 
allerdings,  ob  überhaupt  eine  Klage  irgend  welcher  Act  gegen 
den  Vater  eines  uneheliehea  Kindet  gegeben  werden  soll, 
hat  er  nicht  erledigt.  Ich  werde  daher  besonders  diese  zu 
behandeln  haben  und  daneben  nur  nooh  die  hauptsteUichsten 
principieUen  Punkte,  yorab  die  bestrittenen  kurz  berukren. 
Ich  werde  es  namentlich  unterlassen,  Ihnen  eine  Uebersioht 
über  den  gegenwärtigen  Stand  der  G-eaetzgebung  über  die 
vorliegende  Präge  zu  geben;  sie  ist  im  Wesentlichen  bekannt; 
einerseits  der  Code  civil  und  die  ihm  nachfolgenden  Gesetz- 
gebungen mit  dem  vollständigen  Verbot  der  Vaterschaftsklage 
in  irgend  welcher  Form;  andrerseits  die  übrigen  Gesetzgeb- 
ungen, welche  eine  Klage  gegen  den  Vater  eines  unehelichen 
Kindes,  sei  es  dem  Kinde  oder  der  Mutter  gewähren,  ent- 
iveder  als  eigentliche  Statusklage,  oder  als  blosse  Alimen- 
tationsklage  mit  den  yerschiedensten  Kodifioatienen«^)  Idi 
übergehe  auch  die  früher  überall  geltenden  Bestimmungen, 
wonach  die  Unehelichen  in  vielfacher  Beziehung  minderen 
Bechtes  waren.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  solche 
Bestimmungen  in  einem  künftigen  schweizerischen  Civilgesets- 
buch  keinen  Platz  finden  werden. 

Wenig  Schwierigkeiten  wird  wohl  die  Frage  bereiten, 
wie  das  Verhältniss  des  unehelichen  Kindes  zu  seiner  Mutter 
geregelt  werden  soll. 

Ich  gehe  hier  mit  dem  Referenten  YoUständig  einig.  Eine 
Gesetzgebung,  welche  die  Mutter,  beziehungsweise  an  ihrer 
Stelle  bestimmte  im  Gesetz  bezeichnete  Personen  bei  Strafe 
zwingt,  bei  Eintragung  der  Gebart  im  Girilstandesregister 
den  Kamen  der  Mmtter  anzugeben,  welche  somit  nidit  nur 
d.ie  Thatsache  der  Geburt, .  sondern  auch  die  Person  der 
Mutter  in  öffentIioh«r  Urkunde  beurkundet,  wxni  unmöglich 
verlangen  können,  dass  ein  Kind,  weloliM  eina  Mutter  haben 
will,  erst  auf  gerichtlichem  Wege  müsse  constatieven.  lassen, 
was  in  den  öffentlichen  Büchern  längst  festgestellt  ist.     loh 


>)  Far  die  Schweii  ândst  ûch  dine  SBiehöpfende  Dsnttlling  ib«  gti« 
tênden  Bechtes  ia  Haber:  Schweizerisches  Privatrecht    Band  L 
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habe  lüeräber  den  AasfÜhningen  des  Referenten  nichts  bei« 
zufügen* 

Nicht  ganz  einig  dagegen  gehe  ich  mit  ihin  über  die 
Folgen  der  unehelichen  Mutterschaft.  Er  erkennt  zwar  die 
Pflicht  der  Mutter  zur  Erziehung  des  Kindes,  sowie  die 
gegenseitige  Alimentationspflicht  an,  trägt  dagegen  Bedenken, 
das  uneheliche  Kind  den  ehelichen  Kindern  seiner  Mutter, 
namentlich  in  erbrechtlicher  Beziehung,  gleichzustellen,  weil 
dadurch  der  Bedeutung  der  Ehe  und  der  ehelichen  Abstam- 
mung nicht  genflgend  Rechnung  getragen  werde« 

Ich  kann  diese  Bedenken  nicht  theilen. 

Allerdings  soll  die  Gesetzgebung  die  Interessen  der 
Ehe  und  der  ehelichen  Abstammung  nach  Möglichkeit  wahren, 
die  muss  aber  auch  danach  trachten,  die  misslichen  Folgen 
der  Unehelichkeit,  die  nie  ganz  beseitigt  werden  können, 
möglichst  zu  mildern.  Diess  geschieht  am  Besten  dadurch^ 
dass  man  das  uneheliche  Kind  wenigstens  in  der  Familie 
seiner  Mutter  den  ehelichen  Kindern  gleichstellt.  In  der 
Regel  liegen  die  Verhältnisse  so,  dass  sich  eine  solche  Gleich- 
stellung wohl  rechtfertigt.  Vor  Allem  steht  die  Thatsache 
der  Blutsverwandtschaft  fest,  während  gegenüber  dem  Vater 
vollständige  Gewissheit  hierüber  nicht  immer  vorhanden  sein 
wird.  Das  natürliche  Band  des  Blutes,  die  Liebe  der  Mutter 
zum  Kind,  die  Erziehung,  die  es  meistens  von  der  Mutter  und  in 
deren  Familie  erhält,  lassen  den  Unterschied  gegenüber  den 
ehelichen  Kindern  vielfiich  beinahe  verschwinden.  Es  hat 
daher  nichts  Stossendes,  wenn  die  Gesetzgebung  diesem  that- 
sächlichen  Verhältniss  in  vollem  Umfange  Rechnung  trägt. 
Der  Unterschied  zwischen  ehelicher  und  unehelicher  Abstam- 
mung macht  sich  noch  deutlich  genug  fühlbar  dadurch,  dass 
das  uneheliche  Kind  in  keiner  Beziehung  zum  Vater  und 
seiner  Familie  steht.  Von  diesem  Gesichtspuncte  ausgehend, 
hat  z.  B.  Basel-Stadt  vor  einigen  Jahren  seine  Gesetzgebung 
geändert;  auch  der  Entwurf  eines  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  steht  auf  diesem  Standpunct. 

Die  alsdann  entstehende  Frage,  ob  das  uneheliche  Kind, 
wenn  es  mit  ehelichen  concurriert,  für  einen  vollen  Kindestheil 

38* 
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oder  nar  fiir  eine  kleinere  Qaote  erbberechtigt  sein  soli,  and 
ob  es  die  Verwandten  seiner  Matter  ab  intestato  oder  nur 
daroh  Testament  soll  beerben  können,  ist  keine  principielie. 
Es  handelt  sich  um  ein  plus  oder  minus,  über  das  eine  Ver- 
ständigung leicht  zu  erzielen  sein  wird. 

Schwieriger  dagegen  wird  die  Einigung  sein  über  die 
alte  Hauptstreitfrage  y  welche  der  Beferent  unbeantwortet 
lässt: 

Soll  nach  Vorgang  des  Code  civil  jede  Vater- 
schaftsklage verboten  werden,  oder  ist  sie  in  irgend 
einer  Form,  sei  es  als  Statusklage,  sei  es  als  Ali- 
mentationsklage  zuzulassen? 

Es  soll  vorerst  nur  die  Frage  untersucht  werden,  ob  der 
Art.  340  des  Code  civil  adoptiert  werden  soll  oder  nicht. 
Wird  die  Frage  verneint,  so  fragt  es  sich,  was  an  seine  Stelle 
zu  setzen  ist.  Wird  sie  bejaht,  so  ist  die  Sache  erledigt; 
denn  Art.  340  G.  c«  schliesst  jede  Klage  gegen  den  Vater 
eines  unehelichen  Kindes  aus  ^). 

Gegner  wie  Freunde  der  Vaterschaftsklage  sind  wohl 
darüber  einig,  dass  es  unserni  sittlichen  Gefühl  und  der  Ge- 
rechtigkeit entspricht,  dass  ein  Vater  für  sein  Kind  sorge, 
auch  wenn  es  ein  uneheliches  ist. 

Die  Gegner  machen  aber  geltend,  dieses  an  und  für  sich 
sittliche  und  gerechte  Princip  sei  undurchführbar,  und  f&hren 
dafür  hauptsächlich  folgende  Gründe  an: 

1.  Die  Vaterschaftsklage  gebe  Anlass  zu  Scandalen,  zu 
Erpressungen  und  Meineiden  und  störe  den  Frieden  in  den 
Familien.  Das  öffentliche  Interesse  verlange  daher,  dass  sie 
nicht  zugelassen  werde.    Dagegen  sei  der  Vorwurf,  den  man 

^)  Die  französische  Praxis  über  den  Artikel  340  geht  dahin:  La  re- 
cherche de  la  paternité  est  prohibée  non  seulement  comme  action  principale, 
mais  alors  même  qn'on  en  voudrait  oser  comme  moyen  ponr  arriver  in- 
directement à  an  résaltat  déterminé,  par  exemple  pour  faire  obtenir  des 
sliments  à  Tenfant. 

En  principe  la  recherche  de  la  paternité  ne  doit  pas  davantage  être 
admise  quand  elle  n'est  exercée  par  la  mère  de  Tenfant  qu'afin  de  se  faire 
allouer  une  certaine  somme  à  titre  de  dommages-intérêts. 

(Code  civil  annoté  par  Fnzier*Hermann.) 
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dem  Verbot  der  YaterBohaftoklage  oft  mache  ^  dass  es  die 
Zahl  der  Eindsmorde  und  Abtreibungen  rermehre  und  eine 
grössere  Verwahrlosung  der  unehelichen  Kinder  zur  Folge 
habe^  ungerechtfertigt,  da  hier  Sitte  und  Beligion  mildernd 
wirkten. 

2.  Die  Vaterschaftsklage  beiordere  die  Unsittlichkeit,  da 
sie  die  Widerstandskraft  des  weiblichen  Geschlechtes  gegen 
die  Verführung  schwäche  und  die  Versuchung  erhöhe,  sich 
Mehreren  hinzugeben;  um  dann  den  Wohlhabendsten  zu  be- 
langen. In  Folge  dessen  sei  die  Zahl  der  unehelichen  Kinder 
unter  der  Herrschaft  der  Vaterschaftsklage  grösser  als  unter 
der  Herrschaft,  des  Code  civil. 

3.  Endlich  sei  die  uneheliche  Vaterschaft  immer  unsicher 
und  der  Beweis  derselben  unmöglich;  die  Aufstellung  von 
Präsumtionen  ;  welche  den  stricten  Beweis  ersetzen  sollen, 
führe  zu  den  grössten  Unbilligkeiten. 

Die  sub  1  angeführten  Gründe  wurden  vor  Allem  geltend 
gemacht,  als  durch  die  Einführung  des  Code  civil  das  frühere 
französische  £echt,  welches  die  Vaterschaftsklage  zuliess, 
beseitig^  werden  sollte. 

Kien  de  plus  fréquent  autrefois,  sagte  Lahary  bei  Be- 
rathung  des  Code  civil  im  Tribunat,  que  ces  fausses  récla- 
mations d'état,  dont  on  assiégeait  de  toutes  parts  les  tribu- 
naux. Que  de  femmes  impudentes  ausaient  publier  leur  fai- 
blesse, sous  prétexte  de  recouvrer  leur  honneur!  Combien 
d'intriguants,  nés  dans  la  condition  la  plus  abjecte,  avaient 
rinconcevable  hardiesse  de  prétendre  s'introduire  dans  les 
familles  les  plus  distinguées  et  surtout  les  plus  opulentes. 
On  peut  consulter  à  cet  égard  le  «Recueil  des  causes  célè- 
bres'^,  et  Ton  ne  saura  trop  ce  qui  doit  étonner  davantagCi 
ou  l'insuffisance  de  nos  lois  sur  cet  important  objet,  ou  la 
témérité  de  ceux  qui  s'en  faisaient  un  titre,  pour  égarer  la 
justice  et  troubler  la  société. 

Diese  Phrasen,  welche  in  Frankreich  immer  noch  allen 
Anregungen  auf  Modification  des  Art.  340  entgegengehalten 
werden,  sind  in  einer  Abhandlung  von  Léon  Giraud:  „La 
irérité  sur  la  recherche  de  la  paternité* ,  in  der  , Revue  cri- 
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tique  de  législation  et  de  jonaprudanoe'^  Jabrgai^  1884,  auf 
ihren  wahren  Werth  srarttokgeftihrt  worden.  Er  weist  naoh^ 
da88  die  behaupteten  unleidliohen  XJebeletftnde  in  Wirklioh« 
keit  nicht  existierten  ^  dass  nioht  die  Vaterschaftsklage  an 
und  für  sioh|  sondern  das  Beweisrerfahren  kritisiert  wurde, 
und  dass  die  sittliche  Entrüstung,  die  sich  in  den  angeführten 
Worten  Laharj's  spiegelt ^  so  wenig  bestand,  dass  das  Tri- 
bunal erst  ypurifieiert''  und  gemassregelt  werden  musste,  um 
die  Annahme  des  Art  340  0.  o.  zu  erawingen« 

Es  liegt  auch  auf  der  Hand,  dass  ee  nicht  die  Vater* 
Schaftsklage  ist,  welche  au  Scandalen,  eu  Störungen  des  Fa- 
milienfriedens, zu  öffentlichem  Aergemiss  u.  s.  w.  führt,  son- 
dern die  Thatsaehen,  die  ihr  zu  Grunde  liq^n.  Wir  werden 
es  aber  wohl  kaum  zu  einem  Princip  der  Qesetzgebung^ 
machen  dürfen,  dass  man  diejenigen  Klagen  verbietet,  bei 
deren  Durchfährung  unsittliche  und  unsaubere  Vorfillle  vor 
Gericht  gezogen  werden  müssen.  Den  Veiietzungen  des 
öffentlichen  Anstandes  kann  eine  vernünftige  Proeessgesetz- 
gebung  leicht  b^egnen,  und  dass  das  Verbot  der  Vater- 
sohaftsklage  nicht  vor  öffentlichem  Scandal  schützt,  bewdsen 
die  Gerichtsref^ate  der  französischen  Zeitungen  zur  Genüge«. 

Ob  das  Verbot  der  Vaterschaftsklage  zu  einex  grösseren 
Verwahrlosung  der  Kinder  führe  und  die  Verbrechen  yer-^ 
mehre,  ist  hier  nicht  zu  untevsuchen,  es  genügt  festzustellen^ 
dass  die  Zulassung  der  Vatersohaftsklage  diess  jeden&Ua 
nicht  thut 

Schwerer  würde  der  Vorwurf  ins  Gewicht  fallen,  dasa 
die  Vatersohafksklage  der  Unsittlichkeit  Vorschub  leistet  und 
zur  Vermehrung  der  unehelichen  Geburten  beitrügt,  wenn  er 
begründet  würe.  Er  ist  aber  ebenfalls  vollständig  unbe^ 
gründet 

Der  Behauptung,  dnss  durch  die  Vatersdiaftsklage  die 
Widerstandskraft  des  weiblichen  Gesohlechtes  geschwächt 
werde,  ist  in  erster  Linie  entgegenzuhalten,  dass  diese 
Schwächung  wohl  mehr  als  compensiert  würde  durch  die  ver- 
mehrte Angriffslust  des  männlichen  Gesohlechtes.  Ueberdiess 
heisst  es  gewiss   die  menschliche  Natur  verkennen,   wenn 
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man  sagt;  das  Vorhandensein  oder  Niohtrorhandensein  eines 
Art.  340  in  der  Gesetzgebung  werde  râi  maesgebender  Factor 
für  das  Weib  sein;  denn  wenn  einmal  das  sittliche  Gefühl 
nnd  die  Furcht  vor  der  Sdiande  und  vor  der  Last,  welche 
ein  uneheliches  Kind  unter  jeder  Gesetzgebung  bewirkt,  über- 
wunden sind,  rettet  keine  Geaetsesbestimmmig  mehr  vor  dem 
Fehltritt. 

Die  Statistik  aeigt  denn  aooh  zur  Eridenz,  dass  die  Zu- 
lassung der  Yatorschi^klage  keine  Vermehrung  der  unehe- 
lichen Geburten  zur  Folge  hat  Die  Anhänger  des  Code  civil 
stellen  zwar  immer  die  7  bis  8^/o  unehelichen  Geburten  in 
Frankreich  und  Belgien,  den  27  bis  29^0  in  Bayern,  den  14 
bis  15^0  in  Oesterreich,  den  13^/#  in  Sachsen  gegenüber, 
um  das  Gegentheil  zu  beweisen.  Allein  diese  einzelnen 
Zahlen,  die  überdiess  durchaus  nicht  gleichwerthig  sind,  be* 
weisen  nichts.  Es  stehen  ihnen  gegenüber  die  1  bis  27o  von 
England  und  Wales,  die  5%  der  Schweiz,  in  deren  grGsstem 
Theil  die  Vaterschaftsklage  zugelassen  ist.  Es  ist  auch  dar* 
auf  hinzuweisen,  dass  in  den  einzelnen  Provinzen  Oester- 
reichs,  die  unter  derselben,  die  Vaterschaftsklage  zulassen- 
den Gesetzgebung  stdien,  die  Zahl  der  unehelichen  Ge- 
burten ganz  ausserordentlich  variiert,  nämlich  von  2^/o  bis 
4770. 

Es  sind  eben  hiebei  andere  Factoren  massgebend,  wie 
die  Volkssitten,  die  Erwerbsverhältnisse  und  namentlich  die 
Erleichterung  oder  Erschwerung  der  Eheschliessung.  (Siehe 
in  der  statistischen  Monatsschrift  1887  die  Abhandlung  von 
Dr.  Moritz  Erti:  Uneheliche  Geburt  und  Moralstatistik.  Da- 
selbst 1883  die  Abhandlung  von  Jurasdiek:  „Die  unehlichen 
Gebarten  in  Oesterreich  seit  1880."  Ferner  die  Publicationen 
dbs  italienischen  Handels-  und  Landwirthschaftsministeriums  : 
Movimento  dello  stato  civile  anni  1862 — 77  und  Confronti 
intemazionali  per  gli  anni  1865 — 83,  und  namentìich  die  Ab* 
handlung  des  Dr.  Jacques  BertiUon,  directeur  des  trayaux 
statistiques  de  la  ville  de  Paris  in  den  Verhandlungen  des  inter- 
nationalen Gongresses  für  Hygiene  and  Demographie  in  Wien 
1887,  der  zum  Schlüsse  kommt:  Ainsi  il  nous  parait,  qu'on 
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ne  saurait  attribuer  à  la  recherche  de  la  paternité  ou  à  eon 
interdiction  aucune  influence  sur  la  natalité  illégitime.) 

Es  bleibt  nun  noch  die  Einwendung^  dass  der  Beweis 
der  Vaterschaft  nicht  zu  erbringen  sei^  welche  eigentlich  die 
einzige  ernsthafte  und  sachliche  ist. 

Es  ist  nun  allerdings  unzweifelhaft,  dass  Niemand  den 
stricten  Beweis  erbringen  kann,  dass  Jemand  der  Vater  einea 
bestimmten  Kindes  ist«  Indirect  aber  kann  der  Beweis  ge- 
führt werden  durch  den  Nachweis,  dass  der  als  Vater  in  An* 
Spruch  genommene  mit  der  Mutter  des  Kindes  den  Beischlaf 
vollzogen  hat  in  demjenigen  Zeitraum,  in  welchem  die  Con- 
ception des  Sandes  stattgefunden  hat.  Zur  vollständigen 
6ewissheit  der  Vaterschaft  fehlt  nun  noch  der  Nachweis, 
dass  die  Mutter  während  der  kritischen  Zeit  mit  keinem  An- 
dern geschlechtlichen  Verkehr  gehabt  hat  Vielfach  wird  der 
Gegenbeweis  hierüber  dem  Beklagten  überbunden,  was  sich 
wohl  rechtfertigen  lässt.  Aber  auch  wenn  man  dem  Alimen- 
tationskläger  diesen  negativen  Beweis  auferlegt,  lässt  er  sich 
in  vielen  Fällen  auf  Grund  der  freien  Beweiswürdigung  in 
einer  für  die  üeberseugung  des  Kichters  völlig  ausreichenden 
Weise  erbringen.  Man  denke  nur  an  die  zahlreichen  Fälle 
einer  dauernden  ausserehlichen  Geschlechtsgemeinschaft,  denen 
zu  einer  Ehe  nur  die  gesetzliche  Sanction  fehlt,  an  die  Braut- 
kinder und  ähnliche  Verhältnisse.  Auch  die  Aussage  der 
Mutter,  wenn  sie  sonst  unbescholten  ist,  kann  in  Verbindung 
mit  andern  Thatsachen  und  Indizien  zur  Beweisführung  ver- 
wendet werden.  Wir  werden  so  einen  Beweis  erhalten,  der 
mindestens  gleichwerthig  ist  mit  denjenigen,  die  in  Straf- 
processen  zur  Verurtheilung  fähren.  Es  ist  also  die  Vater- 
schaftsklage technisch  durchführbar. 

Dass  sie  auch  im  Bechtsbewusstsein  des  Volkes  tief  be- 
gründet ist,  ergiebt  sich  daraus,  dass  sich  in  den  Ländern 
wo  sie  zugelassen  ist,  nirgends  eine  Bewegpmg  zu  deren  Ab- 
schaffung geltend  macht,  während  umgekehrt  gesagt  werden 
kann,  dass  sich  im  Gebiete  des  französischen  Hechtes  immer 
mehr  eine  Strömung  bemerkbar  macht,  welche  den  Art.  340 
des  C.  c.  abschaffen,   oder  wenigstens  in  einer  Weise  modi» 
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ficieren  will,  welche  einer  Abschaffung  gleich  kommt.  Das 
Grossherzogthnm  Baden  hat  ihn  längst  abgeändert^  der  neue 
Entwarf  eines  belgischen  Ciyilgesetsbuohes  will  ihn  beseitigen, 
in  den  französischen  Kaoimem  sind  von  Männern  der  ver- 
schiedensten politischen  Richtungen  Anträge  in  diesem  Sinne 
eingebracht  worden,  und,  was  das  Wichtigste  ist,  die  fran- 
zösische Jarisprudenz  hat  schon  längst  einen  Einbruch  in  das 
Princip  des  Art.  340  gethan. 

„Les  juges  peuvent  sans  violer  Tarticle  340  allouer  des 
dommages-intérêts  &  une  fiUe  à  raison  de  la  séduction  suivie 
de  grossesse,  dont  elle  aurait  été  l'objet,  alors  que  cette  sé- 
duction a  été  consommée  à  Taide  de  promesses  mensongères 
ou  de  tout  autre  moyen  frauduleux.^  (Gode  civil  annoté  par 
Fuzier-Hermann.) 

Sollte  nun  der  bei  Verführung  durch  unerlaubte  Mittel 
zugelassene  Beweis  der  Vaterschaft  unmöglich  und  gefährlich 
sein,  wenn  solche  Mittel  nicht  zur  Anwendung  gebracht 
worden  sind  ? 

In  einem  Entscheide  des  Appellhofes  von  Toulouse  heisst 
es  :  admet  la  fille  à  prouver,  au  besoin  pur  la  notoriété  pub- 
lique, non  pas  que  le  séducteur  f&t  le  père  de  l'enfant  dont 
elle  était  accouchée  mais  qu'elle  était  devenue  mère  par  suite 
de  ses  relations  intimes  avec  lui. 

Wenn  sich  eine  Rechtsprechung  so  winden  muss,  um 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes  gerecht  zu  werden,  während  es 
seinem  Sinn  und  Oeist  direct  ins  Gesicht  schlägt,  so  beweist 
das,  dass  das  Gesetz  den  thatsäohlichen  Verhältnissen  und  den 
Bedürfnissen,  die  sich  gebieterisch  aufdrängen,  nicht  entspricht. 

Hätte  nicht  schon  die  französische  Jurisprudenz  den  hie- 
vor  erwähnten  Einbruch  in  das  Princip  des  Art.  340  C.  c«. 
gethan,  so  wäre  er  für  die  Theile  der  Schweiz,  welche  den 
Code  adoptiert  haben,  durch  das  schweizerische  Obligationen- 
recht  gemacht  worden.  Denn  unzweifelhaft  gewährt  Art.  55 
0.  B.  derjenigen,  die  durch  unerlaubte  Mittel  verführt  und  in 
Folge  dessen  Mutter  geworden  ist,  jene  Klage  auf  Schadens- 
ersatz gegen  ihren  Verführer.  XTm  diese  Klage  zu  begründen, 
wird  man  sie  zum  Beweise  der  Vaterschaft  zulassen  müssen, 
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auch  wenn  im  kantonalen  Bechte  die  Yaterschaftsklage  ver^ 
boten  ist. 

loh  komme  daher  aom  Scbloise^  dass  in  einem  snkünf* 
tigen  sohweizemohen  GiTÜgesetzbach  das  Verbot  derVater- 
sobaftsklage  nioht  aufisanehmen  ist 

Soll  nun  die  Klage,  die  gegen  den  Vater  gewälnt  wird, 
eine  Statusklage,  odor  eine  blosse  Eli^e  aufOewfthrong  von 
Alimenten  sein? 

Beide  Klagen  rerLangen  denselben  Beweis  ;  es  ist  daher 
keine  schwimger  einzuführen,  als  die  andere.  Dagegen  ist 
d^  Alimentationsklage  aus  Terschiedenen  Gründen  der  Vor- 
zug zu  geben. 

Abgesehen  daron,  dass  eine  gewisse  Unsicherheit  in  Be- 
zug auf  die  Vaterschaft  immer  bestehen  wird,  wird  praktisch 
mit  der  Statusklage  nicht  viel  erreicht.  Das  uneheliche  Kind, 
dessen  Vaterschalt  vom  Vater  nicht  freiwillig  anerkannt  wird, 
wird  doch  nie  seinen  Platz  in  der  Familie  des  Vaters  finden, 
auch  wenn  es  im  Vaterschaftsprooesse  obsiegt;  es  wird  £aotÌ8oh 
in  der  Familie  der  Mutter  bleiben  und  sich  mit  finanoiellen 
Leistungen  des  Vaters  begnügen  müssen.  Vor  Allem  aber 
ist  ausschlaggebend  die  Erwägung,  dass  wir  die  Bedeutung 
der  Ehe  und  der  ehelichen  Abstammung  als  der  Grrundlage 
unserer  socialen  Ordnung  nicht  abschwächen  dtofen*  Die 
Ehe,  und  sie  aliein,  soll  die  Familienangehörigkeit  begründen. 
Desshalb  soll  auch  die  freiwillige  Anerkennung  des  Vaters 
ein  Verwandtschaftsrerhältniss  nicht  begränden  können.  Unsre 
Verfassung  und  Gesetzgebung  hat  die  Eingehung  der  Bie  in 
ireitgehendstem  Masse  erleichtert  Ob  man  hierin,  wie  Viele 
sagen,  zu  weit  gegangen  ist,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen. 
Jedenfalls  verdanken  wir  dieserErleichterungderEhesohUessung 
zum  grossen  Theil  die  relativ  niedere  Zahl  der  uneheliohen 
G-eburten  in  der  Schweiz.  Wenn  wir  damit  audi  allerlei 
Uebelstände  in  den  Kauf  nehmen  mussteii,  so  können  wir 
nun  andrerseits  mit  Fug  und  Beobt  Alles  beseitq^en,  was  dem 
Goncubinat  eine  gewisse  rechtliche  Sanction  ertìieilt.  Der 
Vater,  der  sein  uneheliches  Kind  pflichtgemäss  aaeiicennen 
will,   kann   es   durch  nachfolgende  Ehe  zu  einem  dieli<dien 
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machen  oder  00  adoptieren.  Und  wo  nahe  Blatsrerwandt- 
«chaft  mit  der  Matter  oder  eine  bereits  bestehende  Ehe  dies 
absolut  unmöglioh  machen,  mrd  in  allen  G-esetzgebungen  aus 
triftigen  G-rilnden  auch  die  Anerkennung  nicht  gestattet. 

Ich  glaube  auch  kaum,  dass  die  Gestattung  der  frei- 
willigen Anerkennung,  die  sehr  leicht  missbraucht  werden 
kann,  bei  unsern  socialen  Verhältnissen  ein  dringendes  Be^ 
dürfniss  ist. 

Ob  die  Alimentationsklage  dem  Kinde  oder  der  Mutter 
als  Vertreterin  desselben  gegeben  werden  soll,  ist  eine  minder 
wichtige  Frage,  und  hängt  davon  ab,  ob  man  der  Mutter 
das  Erziehungsrecht  und  die  elterliche  Gewalt  über  das  un- 
eheliche Kind  geben  will  oder  nicht.  (Der  deutsche  Entwurf 
will  es  nicht  thun,  aber  aus  Gründen,  die  mir  nicht  sticht 
haitig  erscheinen.) 

Dass  die  exceptio  plurium  constupratorum  nicht,  wie  der 
Referent  will,  ausgeschlossen  werde,  erscheint  mir  dringend 
geboten. 

Wenn  man,  wie  es  richtig  ist,  davon  ausgeht,  dass  die 
Vaterschaft  bewiesen  werden  muss,  so  ergiebt  sich  die  Zu« 
lässigkeit  dieser  Einrede  yon  selbst;  denn  wenn  sie  begründet 
isti  ist  der  Beweis  der  Vaterschaft  nicht  erbracht.  Der  Aus- 
schluss der  Einrede  verletzt  auch  das  sittLLche  Gefühl  des 
Volkes,  das  mit  Becht  wohl  unterscheidet  zwischen  einem 
Mädchen,  das  zwar  einen  Fehltritt  begeht,  aber  doch  den 
Vater  seines  Kindes  kennt,  und  der  Dirne,  die  sich  Mehreren 
hingiebt. 

Die  Einwendungen  gegen  die  Vaterschaftsklage  rühren 
zum  grossen  Theile  von  d^i  crassen  Uebelständen  und  Miss- 
bräuchen her,  die  sich  überall  gezeigt  haben,  wo  die  exceptio 
plurium  constupratorum  nicht  gestattet  wurde,  wie  z.  B.  in 
Oesterreich. 

Für  die  These,  driss  der  Mutter  eines  unehelichen  Kindes 
ìùdine  Entsohädigungsansprfiche  gegen  den  Vater  zustehen, 
verweise  ich  auf  die  Begründung  des  Referaten.  Sofern  sie 
sieh  freiwillig  in  ein  auBsereheliches  Geschlechtsverhältniss 
eiagelassen  hat,  wird  ihr  kein  widerrechtlidier  Schaden  zu» 

Z«llMhr.  f9r  ichweiserliehM  Recht.    Neaa  Folfa  TU.  3^ 
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gefügt  y  wenn  das  Yerhältnisa  die  Geburt  eines  Kindes  zar 
Folge  hat. 

Ist  sie  darch  unerlaubte  Mittel  verführt  worden,  so  kann 
sie  allerdings  naoh  Art.  55  0.  R.  Schadensersatz  verlangen, 
aber  nicht  weil  sie  Mutter  geworden  ist,  sondern  weil  sie 
durch  unerlaubte  Mittel  zum  geschlechtlichen  Umgang  ver* 
leitet  worden  ist. 

Die  Thatsache  der  Geburt  kommt  nur  quantitativ  fur 
die  Bemessung  des  Umfange  des  Schadens  in  Betracht. 

Aus  diesem  Ausschluss  von  Entschädigungsansprüchen 
der  Mutter  braucht  man  aber  nicht  die  Gonsequenz  des  Be» 
ferenten  zu  ziehen,  dass  vom  Vater  auch  kein  Beitrag  an  die 
Kosten  des  Wochenbettes  solle  verlangt  werden  können;  denn 
diese  können  ganz  wohl  zu  den  nöthigen  Unterhaltungskosten 
des  Kindes  gerechnet  werden. 

Der  Präsident  verdankt  die  beiden  Berichte  Namens  der 
Gesellschaft  und  eröfihet  hierauf  die  Discussion. 

Mr.  le  prof«  Mariin  de  Genève  pense  que  pour  résoudra 
avec  justice  la  question  de  la  recherche  de  la  paternité,  il 
fout  autant  que  possible  se  garder  de  théories  absolues. 
Entre  l'admissibilité  absolue  de  la  recherche  en  paternité 
et  Tinterdiction  formelle  de  cette  reeherche,  il  y  a  le  système 
intermédiaire  qui  consiste  à  entourer  l'action  en  paternité  de 
garanties  sérieuses.  M.  Martin  se  prononce  pour  ce  dernier 
système  qu'il  désirerait  voir  consacré  dans  la  législation  fédé- 
rale à  la  condition  que  la  preuve  soit  entourée  des  garanties 
dont  il  vient  de  parler.  Le  Code  civil  admet  la  recherche 
de  la  paternité  dans  un  seul  cas,  savoir  lorsqu'il  y  a  eu  en- 
lèvement; mais  il  y  en  a  d'autres  que  Ton  pourrait  ajouter  t 
ainsi  lorsqu'il  y  a  eu  reconnaissance  écrite  ou  mfime  tacite 
(possession  d'état)  de  la  part  du  père,  ou  encore  lorsqu'il  y 
a  eu  séduction  de  la  jeune  fille.  Quant  au  système  d'aprè» 
lequel  on  permet  à  l'enfant  naturel  de  réclamer  des  aliments 
au  père  présumé  sans  lui  accorder  la  recherche  en  paternité^ 
il  doit  être  repoussé  comme  absolument  illogique  et  contra- 
dictoire. —  Sur  quel  fondement  repose  en  effet  un  jugement 
qui   condamne  un  homme  à  fournir  des  aliments  i  un  de» 
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mandeur?  Sur  l'idée  que  œt  homme  est  le  père  de  Penfiufit 
demandeur.  —  Dono,  de  deux  choses  Tune;  ou  la  preuve  n'est 
pas  complète  et  alors  on  ne  peut  pas  condamner  le  défen- 
deur même  à  fournir  des  aliments;  ou  la  preuve  est  faite, 
et  alors  il  faut  aller  plus  loin  et  décider  qu'un  lien  de  filia- 
tion existe  entre  les  parties. 

Hr.  Dr.  Zürcher,  Zürich.  Der  Vorstand  hat  die  vorlie- 
gende Frage  aufgeworfen,  weil  es  nothwendig  schien,  sich 
üher  eine  der  voraussichtlich  bestiittensten  Principienfragen 
auszusprechen,  ehe  wir  einem  fertigen  Entwürfe  gegenüber 
stehen.  Die  Frage  ist  auch  wichtig  für  die  Strafreohtseiur 
heit;  wir  sehen  auf  beiden  Grebieten  den  französischen  Ge- 
setzgeber davon  ausgehen ,  dass  die  Folgen  sittlicher  Aus- 
schreitungen durdi  ein  einfaches  Darüberhinweggehen  am 
besten  ans  der  Welt  geschafft  würden.  In  der  deutschen 
Schweiz  ist  man  der  Ansicht,  dass  der  Gesetzgeber  über 
Handlungen,  die  der  Gesellschaft  und  Einzelnen  Schaden  zu* 
gefügt  haben,  nicht  mit  Stillschweigen  wegg^ehen  soll.  Im 
Canton  Zürich  und  anderwärts  gibt  man  das  Elagerecht  der 
Mutter,  wobei  sie  auch  für  sich  einen  Beitrag  an  die  Kosten 
des  Wochenbetts  etc.  verlangen  darf.  Im  Interesse  der  Fest- 
stellung des  wahren  Thatbestandes  liegt  es,  die  Klage  zeit- 
lich zu  beschränken  auf  die  Zeit  der  Schwangerschaft  oder 
bis  kurz  nachher.  Muss  Namens  des  Kindes  geklagt  .werden, 
so  bürdet  man  damit  in  den  meisten  Cantonen  den  Yormund- 
schaftsbehörden  die  Last  auf,  ausserehelichen  Schwanger- 
schaften nachzuspüren  und  der  Frucht  einen  Vormund  zu 
bestellen.  Die  Mutter  ist  aber  natürliche  Vertreterin  des 
Kindes;  sie  sorgt  aus  eigenem  Interesse  für  dasselbe.  Dass 
dadurch  die  Klage  den  Gharacter  einer  Schadenersatzklage 
gewinnt,  verstösst  nicht  gegen  Rechtsgrundsätze:  wo  die 
Macht  der  Thatsachen  die  schlimmen  Folgen  eines  gemein* 
samen  Vergehens  dem  einen  Mitthäter  ganz  überbindet,  ist 
die  Zulassung  eines  theilweisen  ftegresses  auf  den  andern 
nur  billig. 

Die  exceptio  plurium  ist  festzuhalten.  Mit  derselben 
wird  gerade  den  Bedenken  Rechnung  getragen,  die  die  Ver- 
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treter  des  fransdaisclien  Systems  geg^eii  die  Yaterschaftaklage 
erheben.  Es  ist  anoh  in  d«r  Tluit  ein  Uatersehied  sa  maehen 
zwisdien  dem  rerfiUirtei^  und  in  ihrem  Vertrauen  getftosehten 
jlt&dchen  und  der  Dirne ,  die  gegen  Bezahlung  sidi  jedem 
hingibt.  Das  Fallenlassen  der  exceptio  würde  die  Vater* 
sohaftsklage  eines  sittlichen  und  aittigenden  Momentes  be- 
rauben* 

Hr.  Dr.  Eduard  Heuêler  (Basel)  constatirt  die  erfirenliche 
Uebereinstimmang  und  die  Tendenz,  auf  Grundlage  sitÜich- 
emster  Auffassung  die  Folgen  eines  Fehltritts  durch  das  Ghesets 
2U  regeln.  Er  geht  einig  nût  dem  Vorredner,  dass  die  exceptio 
plurium  constupratorum  veli  concumbentium  ssuzulassen  sei. 
Dagegen  will  er  dem  Kind  die  Klage  einräumen  und  nicht 
der  Mutter,  der  letztem  erentuell  nur  indirect.  Die  Vorar* 
beiten  Air  das  schweizer.  Civilgesetsbuch  im  Vormundschafts-, 
Ehe-  und  Erbrecht  sind  aber  zu  wenig  vorgerückt,  um  in 
Einzelheiten  einzutreten  und  Resolutionen  zu  fassen.  Da- 
her der 

Antrag: 

1.  Es  sind  keine  Resolutionen  zu  fassen. 

2.  Das  ganze  Protoooll  ist  den  Behörden  als  Vorarbeit 
durch  den  Juristenverein  für  den  künftigen  Givilcodex 
zuzustellen. 

Mr.  le  juge  fédéral  Rogum  s'élève  contre  la  thèse  N^  4 
du  corapporteur  Mr.  le  Dr.  Iselin.  Cette  thèse  semble  dire 
que  même  la  reconnaissance  volontaire  ne  peut  créer  aucun 
lien  de  parenté  entre  Penfant  illégitime  et  s<m  père.  Si  tel 
est  bien  son  sens,  M.  Roguin  ne  peut  en  recommander  l'adop- 
tion; elle  est  en  contradiction  avec  les  législations  de  la 
Suisse  romande.  Ces  cantons,  qui  n'admettent  pas  la  recherche 
de  la  paternité  ni  Taction  en  paiement  d'une  pension  alimen- 
taire, admettent,  en  revanche,  la  reconnaissance  volontaire 
par  le  père  et  attachent  à  cette  reconnaissance  des  effets 
oivils:  l'enfant  prend  le  nom  de  son  père,  il  entre  dans  sa 
famille,  il  acquiert  des  droits  de  succession. 

Quelques  soient  les  opinions  sur  l'action  alimentaire  et 
sur  la  recherche  en  paternité,  le  principe  de  la  reconnaissance 
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volontaire  est  indiicuUMe  et  son  admission  doit  aToir  ponaf 
conséquence  rétablissement  de  liens  de  famille  entre  l'enfant 
et  son  père,  car  c'est  la  soite  nécessaire  de  la  paternité  na» 
tarelle  reconnae.  M«  Bogpiin  ajoute  que  son  expérience  l'a^ 
amené  à  envisager  la  recherche  en  paternité  comme  déte* 
stable  dans  la  plupart  des  cas;  il  a  vu,  avec  joie,  la  promnU 
gation  de  la  loi  Yaudoise  de  1865  qui  a  aboli  la  recherche 
en  paternité  et  qui  n'a  pas  eu  pour  effet  d'augmenter  le 
nombre  des  en&nts  illégitimes,  mais  il  insiste  pour  que  la 
reconnaissance  volontaire  soit  consacrée  dana  la  législation 
fédérale  avec  toutes  les  conséquemces  civiles  et  de  fiimille 
reconnues  par  le  droit  des  cantons  de  la  Suisse  romatide. 

Hr.  Dr.  Weiba  (Lazem)/  Mit  Beai^  auf  die  Folgen 
der  Anerkennung  könnte  jedenfialls  eine  Vereinigung  erzielt 
werden;  Schwierigkeiten  wird  nur  die  Zusprechung  des  Ge->^ 
meindebfkrgerrechts  bereiten.  —  Das  vorliegende  Discassions- 
thema  soll  uns  gegenseitig  aufklären,  wie  seiner  Zeit  die 
Discussion  über  den  titre  exécutoire  im  Betreibungsrecht» 
Es  ist  wûnschenswerth  za  wissen,  wie  weit  die  GoUegen  aus 
den  französischen  Rechtsgebieten  uns  entgegenkommen  können. 
Dabei  soll  man  aber  die  Consequenz  nidit  so  weit  ziehen 
wie  Hr.  Prof.  Martin,  und  sagen:  weil  man  nicht  das  Ganze 
(la  paternité)  schaffen  kann,  so  thun  wir  gar  nichts.  Es 
kann  sich  nicht  darum  handeln,  auf  einmal  den  Pauperismus 
mit  allen  seinen  Ursachen  und  Folgen  zu  heben,  aber  man 
kann  ihn  bekämpfen«  Wenn  wir  dem  Kinde  auch  nicht  einen 
Yater  geben  können,  so  sind  wir  doch  nicht  ganz  ohne 
Hülfe.  Mit  der  Alimentationsklage  können  wir  in  gerechter 
Weise  die  Folgen  des  aussereheliohen  Umgangs  vertheilen 
und  damit  für  das  arme  Kind  sorgen  und  zugleich  auch  die 
Gesellschaft  entlasten  von  den  Folgen»  die  mit  der  unehe- 
lichen Geburt  bis  in  die  folgenden  Generationen  verbunden 
sind.  Wenn  wir  auch  nicht  ein  vollkommenes  Gesetz  machen 
können,  so  wollen  wir  doch  das  Mögliche  thun. 

Ich  erinnere  mich  an  keine  Fälle  von  wirklichem  Scan- 
dal* Das  Mitbringen  des  Kindes  zur  gerichtlichen  Yerhand* 
lung   erregt   keinen   solchen.     Fehlerhaft   ist   allerdings   im 
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luzernischen  Recht  die  allgemeine  Zulassung  des  Beinigungs- 
eides;  wir  befürchten,  dass  ron  den  Männern  sehr  viele  falsche 
Eide  geschworen  werden.  —  Aus  den  ürcantonen,  wo  die 
Gesetzgebung  in  diesem  Punote  eine  andere  ist,  werden  keine 
Uebelstände  in  der  Richtung  der  Erregung  von  Scandal  ge- 
rügt. Unser  Volk  würde  es  nie  begreifen,  wenn  man  den 
Mann  von  der  Haftung  für  sein  Handeln  hier  befreien  sollte 
in  einer  Zeit,  in  der  man  die  Verantwortlichkeit  des  Bürgers 
für  sein  Thun  und  Lassen  immer  entschiedener  betont. 

Wir  können  daher  mit  Beruhigung  die  Vatersohaftsklage 
zur  Einführung  in  das  Bundesrecht  empfehlen. 

Mr.  Paul  Jeannerety  avocat  à  La  Chaux-de-fonds,  se  pro- 
nonce pour  le  système  intermédiaire,  déjà  proposé  par  Mr. 
le  prof.  Martin  et  qui  consiste  à  admettre  le  principe  de  la 
recherche  de  la  paternité  mais  à  en  entourant  Tapplication 
de  garanties  sérieuses.  Mr.  Jeanneret  émet  en  parUcnlier  Vidée 
que  Touverture  de  Taction  devrait  être  précédée  d'une  enqudte 
par  l'autorité  judiciaire  sur  la  moralité  de  la  fille  mère«  Cette 
enquête  sera  elle-même  suivie  d'une  ordonnance  qui  ouvrirait 
ou  interdirait  à  la  fille  Taccès  des  tribunaux  pour  la  demande 
en  recherche  de  paternité.  —  L'orateur  espère  aussi,  qu'en 
vue  de  l'élaboration  d'une  loi  unique,  les  difi%rentes  parties 
de  la  Suisse  sauront  se  faire  des  concessions;  la  Suisse  fran- 
'Çaise  en  admettant  le  principe  de  la  recherche  en  paternité 
restreinte  dans  les  limites  ci-dessus,  et  la  Suisse  allemande  en 
concédant  les  conséquences  de  la  reconnaissance  volontaire^ 
telles  qu'elles  sont  édictées  par  la  législation  Neuchâteloise  et 
des  autres  cantons  de  la  Suisse  Romande. 

Ht.  Dr.  Sehreä)er  (Schwyz)  will  der  Gemeinde,  welche  das 
Kind  im  Armuthsfall  zu  unterstützen  hat,  diejenigen  Rechte 
wahren,  welche  nicht  ganz  persönlich  der  Mutter  zustehen. 
Er  wünscht  ebenfalls,  dass  das  Klagerecht  der  Mutter  einge- 
räumt werde,  nach  übereinstimmender  Anschauung  der .  Ost- 
und  Mittelschweiz.  Die  fireiwillige  Anerkennung  wird  mit 
Bezug  auf  das  Bürgerrecht  auf  Schwierigkeiten  stossen,  und 
«ehr  zu  berücksichtigen  ist  die  Gefahr  des  Missbrauchs.  Die 
Einrede  mehrerer  Beiwohner  mag  moralisch  sein,  aber  damit 
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wird  die  Âmmth  des  Kindes  nnd  die  Armenlast  der  G-emein- 
4en  nioht  gehoben.  Prof.  Brina  erklärte,  dass  die  Bayern  mit 
dem  G-rundsatze  der  solidarisclien  Haft  aller  als  Erzeuger  in 
Frage  kommenden  Männer  gut  fahren  und  zufrieden  seien. 
•Pater  semper  incertus^  sagten  schon  die  Alten.  Ein  weiteres 
Auskunftsmittel  könnte  darin  gefunden  werden,  dass  alle  Bei* 
«chläfer  mit  hohen  Bussen  belegt  würden,  welche  der  be- 
treffenden Armengemeinde  zufielen. 

Hr.  Oberricbter  Cor/  Siooss  (Bern).  Die  Statistik  kann  z. 
Z.  noch  nicht  nachweisen,  inwieweit  das  eine  oder  andere 
System  der  Gesetzgebung  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten 
beeinflusst.  Den  Ausiührungen  des  Herrn  B.-R.  Boguin  über 
^ie  freiwillige  Anerkennung  schliesso  ich  mich  aus  eigener 
Erfahrung  an.  Dagegen  wende  ich  mich  gegen  den  Ausspruch: 
«in  Yaterschaftsprocess  ist  ein  Scandal.  Ein  Scandal  ist  die 
unsittliche  Handlung,  nicht  deren  Untersuchung  und  Be- 
strafung. Die  Wahrheit  ist  nie  unsittlich.  Die  anziehende 
oder  anzügliche  Form,  in  der  die  Presse  über  gewisse  Fälle 
berichtet,  ist  allein  gefährlich.  Wir  müssen  nur  ein  Ver- 
fahren finden,  welches  die  Ermittlung  der  Wahrheit  und  die 
Würde  der  Verhandlung  sichert.  Uns  wäre  es  ein  Aergerniss, 
wenn  ein  vielleicht  vermöglioher  Vater  nicht  zu  Alimentationen 
herangezogen  würde.  Wir  wollen  auch  in  dieser  Frage  andern 
Anschauungen  entgegenkommen,  aber  das  Entgegenkommen 
kann  nicht  darin  bestehen,  dass  wir  die  Vatersohaftsklage 
einfach  aufgeben. 

Hr.  Fürsprech  Oswald  (Luzern).  Im  Ganton  Luzern  haben 
wir  verschiedene  Systeme  durchgemacht.  Jahre  lang  hatten 
wir  das  Fatemitätsprincip  mit  allen  Folgen.  Die  Erfahrungen 
waren  dergestalt,  dass  dann  das  Maternitätsprincip  eingeführt 
werden  musste.  Früher  waren  die  Paternitätsprooesse  sehr 
zahlreich.  Jetzt  bei  der  Freiheit  zur  Eheschliessung  sind  die 
Maternitätsprocesse  selten.  Die  grösste  Schwierigkeit  ist  die 
Beweisfrage.  Wie  soll  der  Urheber  der  Schwangerschaft  ge- 
funden werden  ?  Diese  Frage  ist  ein  Problem  für  viele  Fälle. 
Will  der  Vater  freiwillig  anerkennen,  so  soll  er  für  die 
Alimentation  des  Kindes  resp.  einen  Beitrag  an  diese  für  eine 
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bestimmte  Zeit  behaftet  werden.  Mit  Bfldceicht  auf  die 
Schwierigkeit  der  Beweisfrage  betreflb  Ausmittlmdg  des  Ur^ 
hebers  der  Schwangerschaft  bin  ich  für  das  Princip  des  fran- 
zösischen Rechts  in  angedentetem  Sinne.  Damit  wird  die 
Sittlichkeit  nicht  gefilhrdet,  die  Mädchen  sollen  eben  za  ihrer 
Geschlechtsehre  Sorge  tragen  nnd  sie  nicht  leichtsinnig  Preia 
geben.  Ich  kann  mich  auch  nicht  f&r  eine  Intervention  der 
Gemeinden  aussprechen.  Zu  bemerken  ist  noch^  dass  die 
Einführung  der  Paternitätsklagen  eine  Menge  Processe  er- 
zeugen würde  —  und  bei  solchen  würde  die  öffentliche  Moral 
auch  nichts  gewinnen. 

Hr.  Bundesrichter  Iforet.  Die  Intervention  der  Gemeinden 
betreffend  ist  zuzugeben,  dass  zweifelhafte  oder  unrichtige 
Anerkennungen  vorkommen,  nnd  es  ist  daher  am  Platze,  die 
Gemeinden  zu  schützen.  Mit  der  principiellen  Seite  der  Sache 
hat  dies  übrigens  nichts  zu  thun.  Hauptsache  ist,  zu  wissen^ 
ob  eine  Mehrheit  der  Juristen  sich  dahin  einigen  kann,  die 
Klage  gegen  den  Vater  eines  unehelichen  Kindes  unter  sichern- 
den Beschränkungen  zuzulassen  und  der  Anerkennung  die 
vom  Herrn  B.-R.  Roguin  gewünschten  Folgen  zu  geben.  Es  ist 
ein  Grundsatz  nidit  nur  der  Billigkeit^  sondern  auch  de» 
Rechtes,  dass  der  Urheber  eines  Kindes  für  die  Folgen  seinea 
Handelns  einzustehen  habe.  Als  Anwalt  und  als  Richter  fand 
ich  in  vielen  Fällen  mein  Rechtsgefühl  in  hohem  Grade  be- 
friedigt, wenn  in  einem  Yaterschaftsprocesse  dem  Reehte  auf- 
geholfen werden  konnte,  und  ein  Unrecht  wäre  es,  wenn  die  Ali- 
mentationspflicht gegenüber  dem  Kinde  dem  natürlichen  Vater 
abgenommen  würde  und  nur  auf  der  Mutter  ruhen  sollte.  Andrer- 
seits bin  ich  aber  auch  einverstanden  mit  dem  vorgeschlagenen 
System  der  Anerkennung.  Allerdings  können  auch  hier  Miss- 
bräuche vorkommen,  diese  Gefahr  kann  uns  aber  nicht  hindern,, 
das  als  recht  und  gut  erkannte  gesetzgeberisch  festzuhalten. 

Der  Juristenverein   soll  seiner  Rechtsüberzeugung  Aus- 
druck geben  durch  Fassung  einer  Resolution,  dahingehend, 
dass  in  einem  künftigen  schtjoeizerischen  Civägesetzbuch  mUer 
getoissen  sichemden  Einschränkungen  die  Vaterschaftsklage 
zuzulassen  sei 
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und  dass  die  frekoüUge  Anerkennung  eines  unehelichen 
Kindes  durch  den  Vater  demselben  olle  Bechte  eines  ehelichen 
verschaffen  soBe,  varbehäUUch  der  zu  Gunsten  der  Gemeinde 
erforderlichen  QaranUen, 

Der  Correferent,  Hr.  Grerichtspräsident  Isdinf  erklärt,  auf 
These  4  kein  besonderes  Gewicht  zu  legen;  er  anerkennt, 
dass  gewichtige  Gründe  für  die  französische  Anschauung 
sprechen  mögen. 

Der  Präsident,  Herr  Prof.  Zeerleder^  resümiert  den  Gang 
der  Discussion  in  folgenden  Sätzen: 

a.  Die  Thesen  der  Beferenten  betreffend  das  Yerhältniss 
des  unehelichen  Kindes  zu  seiner  Mutter  sind  ausser  Dis- 
cussion geblieben  und  können  daher  als  unangefochten  gelten. 

b.  Mit  Bezog  auf  die  Folgen  der  freiwilligen  Anerken- 
nung herrscht  nunmehr  ebenfalls  Uebereinstimmung. 

c.  Man  geht  auch  darin  einig,  dass  jedenfetUs  nidit  die 
Paternitätsklage  im  alten  Sinne  des  Wortes,  sondern  even- 
tuell nur  eine  beschränkte  Alimentationsklage  eingeführt 
werden  soll. 

d.  Differenzen  bestehen  darüber,  ob  das  Klagerecht  der 
Mutter  oder  dem  Kinde  zuzugestehen  sei. 

e«  Sodann  hat  sieh  die  Mehrheit  der  Yotanten  für  die 
Zulassung  der  Einrede  der  Polyandrie  ausgesprochen. 

f.  Endlich  haben  in  der  Hauptfrage  die  sämmtlichen  Yo- 
tanten, mit  Ausnahme  der  Herren  Roguin  und  Oswald,  die 
grundsätzliche  Gestattung  der  Untersuchung  der  Yaterschaft 
befürwortet. 

Herr  Morel  beantragt  die  Fassung  von  Resolutionen  im 
Sinne  der  Mehrheit  der  Yotanten,  Herr  Eduard  Heusler 
wünscht,  dass  nicht  abgestimmt  werde. 

In  der  Abstimmung  wird  mit  35  gegen  23  Stimmen  der 
erste  Theil  des  Antrags  Heusler  angenommen«  Der  Präsident 
erklärt,  damit  sei  stillschweigend  auch  der  zweite  Theil  diese» 
Antrages  zum  Beschluss  erhoben,  wogegen  von  keiner  Seite 
Einsprache  erhoben  wird. 


39* 
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V. 

Das  Preisgericht,  bestehend  aus  den  Herren  Ober- 
richter Dr.  Zürcher  (Zürich),  Oberrichter  Prof.  StoosB  (Bern) 
und  Mr,  le  procureur  général  Jeanhenry  (Neuchâtel),  erstattet 
über  die  eingegangene  Preisarbeit  folgenden  Bericht: 

Das  Centralcomite  hatte  folgende  Preisaufgabe  ge- 
stellt: 

Kritische  Beleuchtung  des  schweizerischen  Auslieferungsverfahrens 
gegenüber  dem  Auslände,  sowie  der  daherigen  Stellung  der  Kon-- 
tone  gegenüber  dem  Bunde;  femer  Prüfung  der  Frage,  ob  und 
auf  welchen  Grundlagen  eine  gesetzliche  Begeliimg  dieses  Ver- 
fahrens  wünschbar  sei. 

Für  die  Lösung  dieser  Preisaufgabe  ist  ein  erster  Preis 
von  Fr.  500  und  ein  zweiter  von  Fr.  300  ausgesetzt. 

Eingegangen  ist  nur  eine  Arbeit,  in  französischer  Sprache, 
mit  dem  Motto  ,Fiat  Justitia^. 

Der  Verfasser  beginnt  mit  der  Feststellung  des  Begriffs 
der  Auslieferung.  Er  nennt  dieselbe  einen  Act  der  Gerichts- 
polizei (police  judiciaire)  im  Gegensatze  zu  der  Auffassung 
der  Auslieferung  als  Yerwaltungsact,  Act  der  Beohtsprechung 
und  Aeusserung  der  Souveränität  (acte  de  haute  souveraineté). 
Daraus  wird  die  Consequenz  gezogen,  dass  die  Leitung  des 
Auslieferungsverfahrens  und  die  Entscheidung  in  streitigen 
Fällen  nur  den  Gerichten  zustehen  soll,  und  dass  die  Ein- 
leitung des  Verfahrens  auf  direktem  Wege  von  den  zustän- 
digen Polizeibehörden  verlangt  werden  dürfe.  Daher  dann 
auch  die  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes  für  die  Gerichte  und 
Polizeibehörden,  eine  Nothwendigkeit,  bezw.  Wünschbarkeit^ 
die  der  Verfasser  auch  noch  aus  andern  Gründen  betont. 
Sodann  folgt  eine  kurze  Geschichte  und  Statistik  des  Schweiz. 
Auslieferungswesens,  und  eine  umfassende  Darstellung  des 
geltenden  Rechtes  (Gesetzgebung,  Verträge,  Praxis)  auch 
mit  Bezug  auf  das  Verhältniss  von  Bund  und  Kantonen. 
Endlich  schliesst  der  Verfasser  mit  der  Begründung  und  Aus- 
arbeitung eines  Gesetzesvorschlags. 

Das  Preisgericht  zollt  seine  volle  Anerkennung  der  ge« 


•-^^t%«    ^W     ibi 


etnselbm  alle  Sechtê  t 
%ch  der  zu  Gunsimi 

.clitspräsident  hdiìij 
ewicht   zu  legen;    e 
die    französische 

'of.  ZeerkdeTf  resilmie: 
Sätzen  : 

renten  betreSend  àa,ì 

eeiner  Mutter  sind 

en  daher  ala  unangefo 

Folgen  der  freiwillig 

enfalls  Uebereinstimmi 

in  einigj    dass  jedenfa 

Sinne  de«  Wortes,    sc 

kte   Alinientationsklagt 

en  darüber^  ob  das  Kl 
zuzugestehen  sei, 
die  Mebrheit  dar  Votai 
er  Polyandrie  ansgesprö 
der  Uaup tirage  die  sani 
er  Herren  Koguin  und 
ng  der  Untersuchung  dei 

agt  die  Fassung  von  Uem 

der   Votanten ,    Herr   Edi 

ibgestimmt  werde. 

iig  wird  mit  35  gegen  23  Ì 
ags  Heusler  angenommen.    D 
illsohweigend  auch  der  zweite 
bluse  erhoben,  wogegen  von 
wird. 


#30        Terhandlnngen  àm  Qtàméttmnhm  JiiriAlenyereins  1888. 

bieten,  festsnstellen  und  dia  Hebimg  besonderer  Schwierig* 
keiten,  welche  nnaer  zersplitterter  Sechtezastand  erfordert^ 
wenigstens  nach  einigen  Bichtongen  zu  rersnehen. 

Wir  übergehen  einige  Ungleichheiten  des  Styls  und  ein» 
Anzahl  untergeordneter  Punkte,  um  unserer  eigenen  Ansicht 
Ausdruck  zu  geben,  dass  als  einzig  ausreichendes  Mittel,  da» 
Auslieferungswesen  befriedigend  zu  ordnen,  der  Weg  inter» 
nationaler  Vereinbarung  erscheint  und  daher  auch  anzustreben 
ist,  wenn  auch  die  besondern  Verhältnisse  des  Bundesstaate» 
in  gewissen  Sichtungen  einem  Gesetze  rufen  mögen.  Selbst* 
yerständlich  liegt  in  dieser  abweichenden  Meinungsäusserung 
keine  Kritik  der  Arbeit. 

Wir  resümieren  dahin: 

Durch  die  Arbeit  ist  die  gestellte  Aufgabe  wenigstens 
mit  Bezug  auf  den  kritischen  Theil  befriedigend  gelöst.  Die 
Arbeit  im  Ganzen  ist  eines  Preises  und  der  VeröffenÜiohung 
durch  den  Druck  durchaus  würdig.  Die  bezeichneten  Mängel, 
welche  sich  zwar,  wenigstens  theilweise,  gewiss  noch  heben 
lassen,  sind  immerhin  Ton  solcher  Bedeutung,  dass  die  Er- 
tiieilung  eines  ersten  Preises  der  bestehenden  Aufifassung  de«. 
Preisinstitutes  nicht  entsprechen  dürfte,  nach  der  ein  solcher 
nur  für  ganz  hervorragende  Leistungen  ertkeilt  werden  sollte. 

Das  Preisgericht  beantragt  daher,  dem  Verfasser  der 
Preisarbeit  sei  der  zweite  Preis  zuzuerkennen. 

Nach  EntSiegelung  des  Umschlags  ergiebt  sich  als  Name- 
des  Verfassers: 

Jlfr.  Jacques  Bemey^  licencié  en  droit,  à  Lausanne. 

VI. 

Als  ßeohnungsrevisoren  werden  bezeichnet  die 
Herren  Du-Pasquier,  avocat,  Neuchâtel,  und  Advokat  Schneit 

in  Burgdorl 

Schluss  der  Sitzung  13  Va  Uhr. 


Frotoooll  Tom  ^«  Oetobef.  621 

Varhandlimgaii  vom  2.  October* 

Beginn  d«r  Siftnug  un  8  Uhr«    Die  Praesenilisté  ergibt  86  Theiinehmef, 

An  die  Mitglieder  werden  yertheilt:  1«  Projet  de  Code 
Pénal  pour  le  Canton  de  Neuchâtel  ;^)  2%  Extrait  du  procès 
rerbal  de  la  Séance  du  21  Juillet  1888  tenue  par  la  confé- 
rence des  avocats  Neuchâtelois  (concernant  le  projet  de  loi 
fédérale  sur  la  poursuite  pour  dettes). 

Die  Versammlung  tritt  in  die  Behandlung  des  zweiten 
Haupttractandums  ein: 

üeber  die  (directe  oder  subiidiäre)  Haftung  des  Staates  und  der 
Gemeinden  für  Versehen  und  Vergehen  ihrer  Beamten  und  Ân^ 

gestellten. 

Der  Referent,  Hr.GrericIitspräsident  Ziegler  (Schaffhausen), 
ergreift  vorerst  das  Wort  zur  Erg^nsong  seines  gedruckten 
Jäeferates. 

Nachtrag  «u  pag.  47  (Zeitschr.  S.  527),  Freiburg. 
Bei  der  Zusammenstellung  der  cantonalen  Bestimmungen 
habe  ich  derjenigen  des  Cantons  Freiburg  nur  lückenhafk 
erwähnt,  weil  es  mir  an  den  nöthigen  Angaben  fehlte  und 
ich  auf  dasjenige  angewiesen  war,  was  mir,  die  Verfassung 
ausgenommen,  mehr  nur  durch  Zufall  bekannt  wurde.  Nach 
dem  Drucke  des  Referates  hatte  Herr  Staatsanwalt  Perrier 
in  Freiburg  die  Güte ,  die  unser  Thema  beschlagenden  Vor-  ' 
Schriften  zusammen-  und  mir  zur  Verfügung  zu  stellen.  In^ 
dem  ich  die  erwähnte  Lücke  nachträglich  noch  ausfülle,  ver- 
danke ich  gleichzeitig  auch  diesen  Beitrag  aufs  Beste. 

Was  zunächst  die  nur  nebenbei  berührte  nicht  ungesetz- 
liche, fehlerhafte,  aber  doch  unschuldig  ausgestandene  Haft 
betriffib,  so  wissen  wir,  dass  die  Verfassung  des  Cantons  Frei- 
burg hierüber  keine  Bestimmungen  aufgenommen  hat.  Da- 
gegen regelt  diese  Frage  nicht  nur  der  von  mir  citirte  Ar- 
tikel 280  des  Code  de  procédure  pénale,  sondern  auch  der 
» "■■■* —• 

^)  Yerfasder:  Hr.  Staatsrath  Cornas,  welcher  dem  Frätidhim  den 
Wunach  ausspricht,  ans  den  Kreisen  der  Schweiz.  Fachgenossen  Bemerkongea 
über  diese  Arbeit  zn  erhalten,  welche  den  Einheitsbestrebongen  auf  diesem 
Gebiet  in  keiner  Weise  präjndicieren  soll. 
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Art.  350  desselben.  Der  Art.  2:'K)  setzt  für  die  Entschä- 
digang  voraus^  dass  eine  Verhaftung  stattgefìinden  und  dasa 
schon  die  Anklagekammer  den  Inhaftirten  freigelassen  habe; 
der  Art.  350  dagegen  sieht  den  Fall  vor,  wo  erst  durch  das 
nrtheilende  Geriohf,  sei  es  Polizei-;  Znchtpolizei-,  Criminal- 
oder  Schwurgericht,  die  Freisprechung  erfolgt.  Ob  aber  der 
Freigesprochene  verhaftet  gewesen  oder  nur  in  Untersuchung 
gezogen  worden  sei,  ist  hier  gleichbedeutend,  beide  können 
eine  Entschädigung  vom  Staate  verlangen,  nur  rauss  diese 
Forderung  sofort  bei  dem  urtheilenden  Gerichte  angebracht 
werden.  Allerdings  ist  noch  beizufügen,  dass  die  Gerichte 
eine  solche  Entschädigung  sehr  selten  gutheissen,  und  wenn 
sie  es  thun,  nur  in  unbedeutendem  Betrage.  Perrier  sagt,, 
ihm  sei  kein  Fall  bekanntt 

Was  die  eigentliche  Haftung  des  Staates  für  Verschulden 
seiner  Angestellten  betrink,  so  sind  auseinanderzuhalten 
Richterliche  und  Administrativ-Beamte. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Richter  selbst  ist  geregelt 
principiell  in  Art.  73  der  Verfassung.  Das  Gesetz  vom  26^ 
Mai  1848  über  die  Geriohtsorganisation  §§  176/179,  und  in 
einem  besondern  Titel  (XXIV)  de  la  prise  à  partie  die  Civil- 
processordnung  vom  12.  October  1849  präcisiren  diese  Ver- 
antwortlichkeit der  Gerichtspersonen.  Hienach  haften  wohl 
die  Gerichtspersonen  selbst  für  Arglist,  schweres  Versehen 
(faute  grave)  oder  Nachlässigkeit,  imd  können  unter  Zustim- 
mung des  Grossen  Rathes  bezw.  des  Cantonsgerichts  hieraus 
belangt  werden,  aber  der  Staat  haftet  niemals,  auch  wenn  die 
Klage  von  der  voruntersuchenden  Behörde  verweigert  wird. 

Anders  bei  den  Verwaltungsbehörden.  Auch  bei 
diesen  hat  grundsätzlich  die  Verfassung  in  den  Art.  Ö7  und 
58  die  Mitglieder  für  ihre  Amtsführung  verantwortlich  ge- 
macht; dies  ist  näher  ausgeführt  in  dem  Verantwortlichkeits- 
gesetz vom  5.  October  1850,  wie  ich  dies  bereits  erwähnt 
habe.  Wie  wir  dies  auch  in  andern  Cantonen  gesehen  haben 
(z.  B.  Sohaffhausen),  haftet  also  der  Staat  für  seine  Verwal- 
tungsbeamten weder  primär  noch  secundär,  sondern  alternativ 
primär,  und  nur  aus  Verschulden  des  Beamten  selbst. 
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In  demselben  Yerantwortliohkeitsgesetze  war  früher  auch 
die  Yerantwortliohkeit  der  Friedensgerichte  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Yormundschaftsbehörden  geregelt  ^  allein  durch 
Specialgesetze  yom  16.  Hai  1874  und  18.  November  1885 
ist  die  Yerantwortlichkeit  dieser  Behörden  gesteigert  worden; 
hier  tritt  der  Staat  subsidiär  ein;  auch  hier  finden  wir  den 
Grundsatz:  es  darf  kein  Mündelvermögen  verloren  gehen^  der 
Staat  ist  garant,  sowohl  bei  Insolvenz  eines  Friedensrichters 
oder  yerantwortlich  erklärten  Schreibers  als  auch  überhaupt 
für  alle  den  Friedensgerichten  in  gesetzlicher  Weise  über- 
gebenen  Depositen. 

Eine  Haftbarkeit  der  Gemeinden  ist  nur  in  einem  Falle 
statuirt,  wenn  nämlich  durch  den  schlechten  Zustand  eines 
Locales  ein  Yerlust  an  Depositen  entstanden  ist  und  die  Ge- 
meinde vorher  aufgefordert  war,  die  Bauten  bezw.  Eepara- 
turen  vorzunehmen,  und  dieser  Aufforderung  nicht  nachge- 
kommen ist. 

In  Anm.  2  zu  pag.  47  habe  ich  des  bundesgerichtlichen 
IJrtheils  in  Sachen  Kilchhör  c.  Ganton  Freiburg  und  Genossen 
erwähnt.  Der  Kläger  verlangte  dort  Entschädigung  für  un- 
gerechte Haft  und  wurde,  ohne  dass  auf  die  Materie  selbst 
weiter  eingetreten  worden  wäre,  aus  dem  Grunde  der  Yer- 
jährung  nach  cantonaler  Yorschrift  abgewiesen. 

Ich  mache  noch  folgende,  theils  publicirte,  theils  nicht 
in  die  amtliche  Sammlung  aufgenommene  bundesgerichtliche 
Entscheide  namhaft: 

1.  Audergon  c.  Staat  Freiburg  vom  21.  Januar  1882 
(Bd.  Yin  S.  122). 

2.  Bourgeois  c.  Staat  Freiburg  vom  9.  Januar  1885  (nicht 
pubUoirt). 

3*  Fasnaoht  c.  Staat  Freiburg  und  Fasnacht  vom  21. 
März  1886  (nicht  publicirt). 

4.  Python  c.  Staat  Freiburg  vom  9.  December  1887  (nicht 
publicirt). 

Dieselben  entschieden  dahin: 

1.  Ein  nicht  ungesetzlich  oder  willkürlich  Yerhafteter, 
gegen   welchen   nachher   die  Anklagekammer  das  Yerfahren 
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niedergeacUa^n  hat^  kann  nur  diese  Anklagekammer  am 
Snteckadigang  angehen;  wenn  diese  eine  solcke  Terweigerfe, 
80  ist  dies  ein  endgültiger  Entsckeid;  das  Bundesgerioht  kann 
nioht  noch  g^en  den  Canton  angerufen  werden;  dasselbe  ist 
incompétent. 

2.  Eine  allgemeine  Haftpflicht  des  Staates  Ar  den  durch 
reditswidiig^  Amtshandhmgen  seiner  Beamten  verursachten 
Schaden  besteht  im  Ganton  Freiburg  nicht;  wenn  der  Begie- 
rungsrath  die  Bewilligung  zur  Syndtcatsklage  rerweigert,  so 
haf^t  er  damit  nicht  schlechthin,  sondern  nur  insofern  dem 
Beamten  selbst  gegenüber  die  Klage  begründet  wäre« 

3.  Ebensowenig  als  durch  abweisende  Entscheidung  oder 
Nichtbeantwortung  des  Verantwortlichkeitsbegehrens  Seitens 
des  Staatsrathes  ohne  Rücksicht  auf  fehlerhaftes  Verfahren 
der  Beamten  die  Haftpflicht  des  Staates  ohne  Weiteres  ent- 
steht,  ebensowenig  wird  dadurch  die  Qualität  des  Beamten 
fixirt,  d.  h.  der  Fiscus  kann  immer  noch  die  Einrede  bringen^ 
der  Eingeklagte  falle  nicht  unter  das  Yerantwortlichkeits- 
gesetz  (agents  du  conseil  d^Etat). 

4.  Im  Falle  Python  hat  der  Staatsrath  die  Yerantwoit- 
Uchkeitserklärung  des  Polizeipräfeoten  ebenfalls  verweigert, 
aber  im  Processe  gerade  deswegen  die  Passivlegitimation 
des  Fiscus  anerkannt;  ebenso ,  dass  die  Verhaftung  nicht 
ganz  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  stattgefunden 
habe,  dagegen  bestritten,  dass  hiebei  Seitens  des  Präfecten 
Arglist  oder  schweres  Versehen  vorgekommen  sei.  Das  Bundes- 
gerioht constatirte,  dass  Angesichts  des  Art.  64  O.  R.  bezüg- 
lich des  Verschuldens  eben  nicht  das  Obligationenrecht  seine 
Anwendung  finde  TArt  50  und  55),  sondern  das  einschrän- 
kende Freiburger  Specialgesetz;  wohl  aber  finde  ersteres 
Anwendung  bezüglich  der  Art  und  Höhe  der  Entschädigung 
(Art  51  und  56  0.  K.) ,  worüber  das  Specialgesetz  keine 
Bestimmung  getroffen  habe.  Die  Inhaftirung  an  sich  sowohl 
als  die  ungesetzliche  Form  derselben  seien  Ausfluss  eines 
schweren  Versehens,  und  daher  sei  der  Präfect  verantwort- 
lich bezw.  der  Staat,  der  eine  Elage  gegen  ihn  nicht  zuge» 
lassen  habe  und  daher  selbst  verantwortlich  sei. 
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Der  in  Bd.  X  S.  377  reprodaoirte  Entscheid  in  Sachen 
Wicht  0.  Ganton  Freibnig  und  Gens,  gehört  nicht  hieher, 
^a  es  sich  dort  der  Hauptsache  nach  um  die  oivilrecht- 
liflhe  Verantwortlichkeit  der  G-emeinden  als  Privatpersonen 
handelt. 

Nachtrag  zu  Seite  47/48  (Zeitschr.  S.  527  f.)  Solethunt 
Es  ist  zu  citiren  Art.  13.  14  der  neuen  Verfassung.  «Art.  81' 
bezieht  sich  auf  die  frühere  Verfassung;  der  Sinn  ist  ein  und 
derselbe  in  beiden  Stellen. 

Der  Ganton  besitzt  ein  Verantwortliehkeitsgesetz. 

Nachtrag  zu  Seite  57  (Zeitschr.  S.  537).  Glaris  §  124 
der  Stra^rocessordnung  vom  Jahre  1871  bestimmt,  dass  dem 
freigesprochenen  Angeklagten  durch  das  Gericht  eine  den  Um- 
ständen angemessene  Entschädigung  zuerkannt  werden  könne. 

Nachtrag  zu  Seite  55  (Zeitschr.  S.  535).  Uri  Art.  116 
des  Landbuches  I  Band  fordert  die  Gemeinden  auf,  Kirchen 
und  Waisen  Vögte  zu  ernennen,  ,,an  denen  die  Kirchen  und 
Waisen  nichts  zu  verlieren  in  Fall  kommen  können;  ansonst 
wenn  dies  geschähe,  die  Gemeinden  es  an  die  Kirchen  oder 
Waisen  ersetzen  müssen^  (Landsgemeindeerkenntniss  vom 
Jahre  1630). 

Ob  diese  letztere  Bestimmung  noch  in  Kraft  besteht, 
weiss  ich  allerdings  nicht,  ich  glaube  aber,  es  sei  der  Fall. 

Endlich  ist  in  dem  gedruckten  Beferate  aus  Versehen 
der  Bericht  über  die  Gesetzgebung  des  Gantons  Aargau 
gänzlich  ausgefallen.    Er  sei  hiemit  nachgetragen: 

Die  Staatsver£Eusung  des  Gantons  Aargau  (vom  23.  April 
1885)  erklärt  in  ihrem  Axt.  8  alle  Behörden,  Beamten  und 
Angestellten  fär  ihre  Verrichtungen  verantwortlieh,  und  zwar 
dem  Staate,  den  Gemeinden  und  den  Privaten  gegenüber 
nach  den  Bestimmungen  eines  sofort  zu  erlassenden  Ge- 
setzes. Ein  solches  Gesetz  ist  aber  bis  heute  noch  nicht 
einmal  zum  Entwürfe  gediehen,  obgleich  auch  schon  die  Ver^ 
fassong  vom  Jahre  1852  den  Erlass  eines  solchen  Gesetzes 
„mit  Beförderung"  verlangte,  und  der  Grosse  Eath  1866  den 
Begieruiigsrath  aufforderte,  die  Verfassung  iu  dieser  Beziehung 
zu  vollziehen. 

Zeitoehr.  f&r  ■ohweixerlMhas  Recht.    Neae  Folf«  TU.  ^ 
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Ich  habe  sodann  zu  den  von  mir  aufgestellten  Thesen 
noch  folgende  Bemerkungen  zu  machen: 

Zu  These  I.  Der  Ausdruck:  ^im  Allgememen"  bedeutet, 
dass  ich  die  Bestimmungen  des  0.  B.  Art.  50  ff.  im  Pnncip 
auch  auf  die  Beamten ,  und  zwar  nicht  nur  in  privatrecht- 
Jicher,  sondern  auch  in  ihrer  öffentlich-rechtlichen  Stellung 
angewendet  wissen  will,  nicht  mit  der  Einschränkung  des 
Art.  62  Abs.  2  und  des  Art.  64;  dass  aber  sehr  wohl  ein- 
zelne Specialbestimmungen  wegbleiben,  andere  mit  Rücksicht 
auf  die  Beamten  hinzugefügt  werden  können. 

Anders  will  der  Entwurf  für  ein  bürgerliches  Gesetzbuch 
des  deutschen  Reiches  die  JFrage  regeln: 

§  736.*)  Ein  Beamter,  welcher  die  gegenüber  Dritten  ihm 
gesetzlich  obliegende  Amtspflicht  aus  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit 
verletzt,  ist  für  den  hieraus  einem  Dritten  entstandenen  Schaden 
nach  Massgabe  der  §§  704,  722  bis  726  und  des  §  728  Abs.  1 
verantwortlich. 

Ist  ein  Beamter,  welcher  verpflichtet  ist,  emen  Anderen  za 
der  Geschäftsführung  für  einen  Dritten  zu  bestellen  oder  die  einem 
Anderen  für  einen  Dritten  obliegende  Geschäftsführung  zu  beauf- 
sichtigen oder  bei  einer  solchen  Geschäftsführung  durch  Ertheüung 
oder  Verweigerung  der  Genehmigung  zu  Rechtsgeschäften  mitzu- 
wirken, wegen  Verletzung  dieser  Pflichten  neben  dem  Anderen  für 
den  von  dem  letzteren  zugefügten  Schaden  verantwortlich,  so  flnden 
die  Vorschriften  des  §  713  entsprechende  Anwendung. 

Ein  Beamter,  welcher  bei  der  ihm  obliegenden  Leitung  oder 
Entscheidung  einer  Rechtssache  seine  Amtspflicht  verletzt,  ist  für 
den  hieraus  entstandenen  Schaden  nur  dann  verantwortlich,  wenn 
die  Pflichtverletzung  mit  einer  im  Wege  des  gerichtlichen  Straf- 
verfahrens zu  verhängenden  öffentlichen  Strafe  bedroht  ist. 

Ich  bin  der  Ansicht,  dass  Richter  und  Yerwaltungsbeamte 


*)  Das  Sinfilhrangsgesetz  wird  bestimmen,  inwiefern  die  Landesge- 
setze  in  Kraft  bleiben,  nach  welchen  ein  Beamter  wegen  des  ans  einer 
Fflichtverletznng  entstandenen  Schadens  erst  dann  in  Ânspmch  genommen 
werden  kann,  wenn  der  Beschädigte  auf  andere  Weise  Ersatz  des  Schadens 
nieht  zu  erlangen  vermag. 
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gleichzustellen  sind.  In  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und 
soweit  überhaupt  der  Richter  iricht  als  eigentlicher  Spruch- 
richter erscheint;  ist  dies  unzweifelhaft;  nur  bei  der  eigent- 
lichen Rechtsprechung  macht  es  Schwierigkeiten.  In  Ueber* 
einstimmung  mit  Pfizer  halte  ich  dafür>  dass  alle  Schwierig- 
keiten dahin  fallen,  wenn  für  alle  solchen  Yerantwortlichkeits- 
fälle  ein  einziger  sachkundiger  Richter  aufgestellt  wird,  und 
der  wäre  fär  uns  das  schweizerische  Bundesgericht. 

Zu  These  11.  Dies  ist  mehr  nur  eine  Nebenthese,  die 
ich  später  mit  einigen  Worten  berühren  werde« 

Zu  These  III.  Besondern  Werth  lege  ich  auf  den  Zu- 
satz „sofern  angenommen  werden  durfte *.    Es  kommt 

eben  auch  auf  das  Maass  der  Intelligenz  des  Greschädigten  an. 

Das  Gutachten  Bluntschli  stammt  aus  früherer  Zeit  ;  die 
Zeiten  und  Anschauungen  haben  sich  seither  geändert.  Gerber 
sagt  in  seinen  Grundzügen  eines  Systems  des  deutschen  Staats- 
rechts, Leipzig  1869,  Seite  207: 

„Insbesondere  kann  der  Fiscus  immer  belangt  werden, 
wenn  die  Klage  gegen  den  schuldigen  Beamten  wegen  Mangels 
an  Zahlungsmitteln  erfolglos  geblieben  ist;  denn  in  der  Auf- 
stellung eines  mit  öffentlicher  Autorität  bekleideten  Beamten 
und  der  Nöthigung  des  Publikums,  mit  ihm  als  Vertreter  der 
Obrigkeit  zu  verkehren,  liegt  die  stillschweigende  Uebernahme 
einer  subsidiarischen  Garantie  für  die  durch  pflichtwidrige 
Ausübung  der  ihm  anvertrauten  Amtsbefagniss  oder  Yernach- 
lässigxmg  seiner  amtlichen  Pflichten  entstandenen  Forderungen.^ 

Das  ist  das  einzige  Princip,  von  dem  ich  in  meiner  Ar- 
beit ausgegangen  bin.  Ich  erinnere  an  andere  Hafbpflicht- 
bestimmungen«  wo  man  auch  nicht  nach  einem  Verschulden 
fragt,  z.  B*  denjenigen  der  Eisenbahnen.  Was  dem  Einen 
recht  ist,  das  ist  dem  Andern  biUig.  Hofrath  Kissling  stellt 
diesbezüglich  die  Frage  auf  :^) 

„Wie  kommt  der  einzelne  Staatsbürger  dazu,  dass  er  ge- 
horsam und  vertrauensvoll  den  Anordnungen  des  Beamten  sich 
fügen  muss  und  für  diese  treue  Erfüllung  seiner  Pflicht  einen 
Schaden   leiden  soll?    Soll  etwa   eine  Beschädigung  durch 

^)  Yerhandlnn^n  des  achten  deutschen  Jnristentaü^s  I.  Band,  S.  890; 
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ein  Staatsorgan  wie  ein  Hagelschlag  oder  sonstige  vis  major 
hingenommen  werden?^ 

Wir  müssen  eben  mehr  Vertrauen  zum  Biohter  haben  als 
Blnntschli. 

Wie  bemerkt,  hat  der  deutsche  Entwurf  die  öffentlich- 
rechtliche Verantwortlichkeit  der  Körperschaften  nicht  ge- 
regelt. Seitdem  ist  der  Entwurf  den  Einzelstaaten  zur  Prüfung 
zugestellt  worden  und  es  schreibt  mir  speciell  über  diese 
Präge  ein  wohlorientirter  Freund  : 

„In  dem  Gutachten,  welches  eine  Commission  badischer 
ßichter  zum  Entwarf  des  bürgerlichen  Gresetzbuches  abge- 
geben  hat,  beantragt  der  Beferent  zu  §  46  des  Entwurfs, 
lautend  :  „Dte  Körperschaft  haftet  für  den  Ersatz  des  Schadens^ 
ijoekhen  ihr  V<^stand  oder  ein  Mitglied  desselben  durch  eine  in 
Attsübung  seiner  Vertretimgsmacht  begangene  toiderrechtUchej  zum 
Sci^enersatz  verpflichtende  Handlung  einem  Dritten  zugefügt  hat/^ 
einen  Zusatz  aufzunehmen,  um  die  Haftbarkeit  des  Staates  er- 
sichtlich zu  machen,  mit  folgendem  Wortlaut  :  j, Dieselbe  Haf- 
tumg  trifft  die  Körperschaft  für  den  Schaden,  welche  Beamte  der- 
selben in  Ausübung  der  ihnen  anvertrauten  Gewalt  durch  pflicht- 
widrige Handlungen  und  Unterlassungen  einem  Dritten  wider- 
rechtlich zugefügt  haben.^ 

Dazu  bemerkt  dieser  Beferent:  „Der  Zug  des  öffentlichen 
Bechtsbewusstseins  geht  nach  dieser  Bichtung,  und  die  Praxis 
des  Beichsgerichtes  für  das  rheinische  französische  Bechts* 
gebiet  stimmt  im  Wesentlichen  damit  überein. ^ 

These  IV  sdieint  mir  selbstverständlich  zu  sein,  wich- 
tig ist  hier  die  Frage,  ob  das  Niobtrerhindem  eines  Tumultes 
Bclutdensersatzpflichtig  mache  oder  nicht?  Ich  glaube,  daas 
auch  diese  Frage  nur  im  einzelnen  Falle,  nicdit  in  abstracto, 
gelöst  werden  kann.  Das  citirte  Bundesgesetz  ist  ein  Ana* 
nahmegesetz;  warum  wird  aber  nur  die  Eidgenossenschaft 
geschützt?  Das  französische  Gesetz  rwn  10  vendémiaire  de 
Tan  IV  regulirt  diese  Fragen  ganz  allgemein,  jedem  Ge« 
8<diädigten  gegenüber,  und  damit  kann  ich  mich  meiner  ganzen 
Ansidiaiiang  gemäss  einverstanden  erklären,   aber  nur  die 
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Eidgonossensohaft  zu  garantieren  ist  eine  unberechtigte  Besser* 
Stellung;  daher  meine  These  II. 

Zu  T  he  s  e  y.  Ich  halte,  entgegen  der  Ansicht  des  Hrn. 
Correferenten,  an  dieser  These  fest.  Wenn  ich  auch  aner- 
kenne, dass  gewichtige  Gründe  für  eine  directe  Haftung 
sprechen,  so  ist  doch  meine  Anschauung  wohl  die  gerechtere. 

Zu  These  VI.  Der  Beamte  soll  gegen  ofiFenbar  unge- 
rechtfertigte Angriffe  einigermassen  geschützt  werden« 

Zu  These  VII.  Wird  demjenigen,  der  die  Verantwort- 
lichkeitserklärung nachsucht,  keine  Antwort  zu  Theil,  so  ist 
dies  selbstrerständlich  einer  Nichtyerantwortlichkeitserklärung 
gleich  zu  achten  und  kann  alsdann  der  Geschädigte  den  Staat 
direct  belangen. 

Hauptsache  ist  die  Frage  der  Haftbarkeitserklärung  des 
Staates  (These  ELI),  und  ich  könnte  mich  einverstanden  er- 
klären, wenn  nur  eine  These  in  diesem  Sinne  aufgestellt  und 
zum  Beschluss  erhoben  würde. 

Der  Präsident  verdankt  die  vorzügliche  schriftliche 
Arbeit  und  die  mündlichen  Ausführungen  des  Referenten  und 
ertheilt  hierauf  dem  Correferenten  das  Wort. 

Le  co«rapporteur^  M.  le  Dr.  Eugène  Borei,  avocat  à 
Genève,  se  déclare  en  général  d'accord  avec  les  conclusions 
du  rapporteur.  H  pose  également  en  principe  que  la  notion 
de  la  responsabilité  de  l'Etat,  à  raison  des  actes  de  ses 
fonctionnaires,  doit  être  introduite  dans  le  droit  positif  avec 
tous  les  développements  qu'elle  comporte.  En  droit  privé, 
l'Etat  tombe  tout  naturellement  sous  Tapplication  des  articles 
62  et  115  du  Code  fédéral  des  obligations,  qui  règlent  la 
responsabilité  du  mattre  ou  patron  pour  ses  employas  et 
ouvriers.  C'est  à  tort  que  la  même  responsabilité  n'a  pas 
été  étendue  à  toutes  les  personnes  morales,  mais  seulement 
à  celles  qui  exercent  une  industrie.  On  ne  peut  pas  éluder 
cette  restriction  au  moyen  dhme  interprétation  extensive, 
ainsi  que  le  propose  M.  Ziegler,  mais  il  faut  la  condamner 
suftout  en  oe  qui  concerne  les  personnes  morales  du  droit 
public  et  l'Etat  en  particulier.  L'article  64  du  même  Gode 
laisse  également  à  désirer,  parce  qu'il  ne  distingue  pas  suf-- 
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fisamment  les  actes  des  fonctionnaires  qui  relèvent  du  droit 
pablic  de  ceux  qui  rentrent  dans  le  domaine  du  droit  privé. 
Inatile,  qnant  aux  premiers,  qui  par  leur  nature  même,  ne 
peuvent  être  régis  par  le  Gode  des  obligations,  il  est  insuf* 
fisant  quant  aux  seconds,  parce  que  le  lég^ateur  a  omis, 
pour  ce  qui  les  concerne  de  soumettre  la  Confédération  elle 
même  à  Tapplication  de  Tarticle  62  du  Code* 

En  droit  public  le  principe  de  la  responsabilité  de  l'Etat 
tend  également  à  être  toujours  plus  reconnu,  et  les  conditions 
politiques  de  notre  pays  militent  spécialement  en  sa  faveur. 
Le  régime  de  la  démocratie  directe  ne  laisse  pas  en  effet 
de  présenter  certains  dangers  pour  les  libertés  individuelles. 
Préoccupé  exclusivement  de  ce  qu'on  appelle  les  droits  poli« 
tiques,  c'est  à  dire  de  la  participation  toujours  plus  complète 
des  masses  au  Gouvernement  du  pays,  le  peuple  manifeste 
À  regard  des  droits  des  particuliers  une  indifférence  étrange 
qui  exerce  une  influence  fâcheuse  sur  les  autorités  publiques« 
On  voit  nombre  de  droits  individuels  inscrits  dans  la  Consti- 
tution  fédérale  rester  en  souffrance  par  suite  de  l'inertie,  a. 
non  du  mauvais  vouloir,  de  nos  pouvoirs  législatifs.  On  en 
voit  d'autres  subir  des  violations  fréquentes  de  la  part  des 
autorités  sans  que  l'opinion  publique  s'en  émeuve  le  moins 
du  monde»  Au  contraire,  si  quelques  protestations  isolées  se 
font  entendre  quelque  fois,  elles  se  heurtent  à  Tindifférence 
dédaigneuse  et  même  malveillante  du  public.  Pour  mettre 
fin  à  cet  état  de  choses  regrettable  et  rappeler  notre  peuple 
au  respect  des  libertés  individuelles,  il  faut  que  TËtat  donne 
le  premier  Texemple  de  ce  respect  en  se  déclarant  respon- 
sable, de  tous  les  actes  de  ses  fonctionnaires  par  lesquels  un 
citoyen  se  trouverait  lésé  dans  ses  droits. 

M.  Borei  propose  en  conséquence  d'admettre  les  prin- 
cipes suivants  comme  bases  du  droit  appelé  à  régir  cette 
matière: 

1.  L'Etat  est  responsable  de  tous  ses  fonctionnaires,  et 
non  pas  de  quelques  uns  d'entre  eux,  et  dans  certains  cas 
seulement^  comme  le  décide  la  loi  fédérale  de  1850  sur  la 
responsabilité  des  fonctionnaires; 
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2.  Cette  responsabilité  s'étend  à  tous  les  actes  des  agents 
de  rStat,  quitte  au  juge  de  tenir  compte  en  les  appréciant 
des  circonstances  particulières  de  chaque  cas  et  de  leur  ap- 
pliquer tant  les  principes  généraux  du  droit  que  les  disposi* 
tiens  spéciales  qui  les  concernent; 

3.  Cette  responsabilité  doit  être  directe  en  vertu  des 
mêmes  motifs  qui  ont  engagé  le  législateur  à  rendre  le  maître 
directement  responsable  de  ses  ouvriers  et  qui  ont  amené  la 
société  des  Juristes  à  voter  Tannée  dernière  la  responsabi- 
lité directe  de  l'Etat  pour  le  préposé  aux  poursuites.  Toute- 
fois il  y  a  lieu  de  maintenir  même  dans  ce  système  l'obli- 
gation pour  le  lésé  d'avoir  à  adresser  sa  plainte  à  l'autorité 
supérieure  dont  relève  le  fonctionnaire  responsable  avant  d'en 
nantir  les  tribunaux; 

4.  U  est  désirable,  en  revanche,  de  soumettre  Texercice 
de  l'action  contre  l'Etat  à  des  délais  de  prescription  plus 
restreints  que  ceux  du  droit  commun.  Cette  limitation  est 
nécessaire  dans  l'intérêt  d'une  fixation  équitable  de  la  re- 
sponsabilité, ainsi  que  d'une  bonne  gestion  des  finances  pu- 
bliques. 

En  terminant,  M.  Borei  examine  rapidement  les  moyens 
à  employer  pour  réaliser  les  améliorations  signalées.  H  pro- 
ppsC;  pour  le  droit  privé,  d'assimiler  purement  et  simplement 
les  personnes  morales  aux  personnes  physiques  et  de  sup- 
primef,  en  conséquence,  tant  l'article  64  que  la  mention  des 
personnes  morales  aux  articles  62  et  115.  Quant  au  droit 
public,  la  question  ne  peut  être  réglée  par  une  loi  fédérale, 
qui  empiétrait  sur  un  domaine  où  la  Confédération  n'est  pas 
compétente  et  où  il  n'est  pas  désirable  de  la  voir  étendre 
sa  compétence.  Mieux  vaut  reviser  la  loi  fédérale  de  1850 
pour  ce  qui  concerne  la  Confédération  et  laisser  aux  Cantons 
le  soin  de  suivre  cet  exemple  chacun  dans  son  domaine J) 

^)  Die  Thesen  des  Hrn.  Dr.  Borei  lagen  in  folgender  Fassung  ge- 
druckt vor: 

I. 

„L^  principe  de  la  responsabilité  de  TEtat,  à  raison  des  faits  de  sea 
fonctionnaires  et  employés,  est  un  principe  juste  et  équitable,   qui  répond 
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Hr.  Prof.  Meäi  (Zürich):  Das  Principe  das  ich  schon  lang» 
rerfochten,  soll  nach  der  übereinstimmenden  Ansicht  des  S&* 
ferenten  und  Correferenten  endlich  znm  Durchbruch  kommen* 
Unzweifelhaft  ist  die  Haft;  des  Staates  für  gewerbliche  An- 
stalten. Etwas  zweifelhafter  ist  die  Ausdehnung  auf  all& 
öffentlich-rechtlichen  Beamtenfonctionen  und  für  jede  culpa. 
Die  Versicherung  gegen  die  Folgen  von  Versehen  aller  Be- 
amten ist  sehr  weitgehend,  namentlich  bei  uns,  wo  in  Folge 
des  Amtszwangs  etwa  wenig  quaUficirte  Beamten  gewäÜt 
werden.  Um  so  mehr  dringe  ich  darauf;  dass  der  Staat  seine- 
Ausnahmestellung  im  Post-,  Tel^raphen-  und  Telephonwesen 
au%ebe.  Ein  Gesetzesentwurf  besteht  fur  das  Postrecht  seit 
mehr  als  10  Jahren,  möge  er  nunmehr  aus  dem  Archiv  her* 

aux  besoins  et  aux  idées  modernes  et  qu'il  convient  d'introduire  dans  le 
droit  positif. 

II. 
K  Cette  responsabilité  incombe  tant  à  la  Confédération  qn^aux  cantons 
et  aux  communes  et  s'étend  à  tous  leurs  fonctionnaires  et  employés.    Elle 
s'applique  à  tous  les  actes  commis  par  ceux-ci  dans  l'exercice  de  leurs  fonc- 
tions et  par  lesquels  un  dommage  est  causé  sans  droit  à  autrui. 

III. 
„Elle  est  directe,  en  ce  sens  que  le  lésé  doit  pouvoir  prendre  l'Etat 
directement  à  partâe,  à  raison  du  dommage  qui  lai  a  été  causé.   Toutefois, 
le  lésé  devrait  être  tenu,  avant  de  porter  sa  demande  devant  les  tribrmaiiXy 
à  en  nantir  l'autorité  dont  relève  le  fonctionnaire  responsable. 

IV* 
«Cette  action  civile  contre  l'Etat   doit  être  soumise  à  des  délais  de 
prescription  plus  courts  que  ceux  du  droit  commun. 

V. 
»La  responsabilité  dont  il  s*agit,   est  applicable  aussi  bien  dans  le 
domaine  du  droit  privé  que  dans  celui  du  droit  public. 

VI. 
«En  ce  qui  concerne  le  droit  privé,   le  Code  fédéral  des  Obligations 
qui  régit  la  matière  devrait  être  modifié  dans  le  sens  des  thèses  qui  pré- 
cèdent.  Cette  modifioatioii  devrait  porter  spécialement  sur  les  articles  6d|  M 
et  116  du  dit  Code. 

VIL 
«En  ce  qui  concerne  le  droit  public,  la  Confédération  et  les  cantons 
devraient,  chacun  dans  son  domaine,  faire  une  loi  sur  la  responsabilité  des 
fonctionnaires  publics,    ou  reviser  les  lois  déjà  promulguées  sur  cette  ma» 
tière,  en  tenant  compte  des  principes  exposés  ci-desans.'' 
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vorgenommen  werden..  Im  Telegraphenwesen  herrscht  vol- 
lends ein  wahrer  Beohtsnihilismus.  Allerdings  bin  ich  der 
Ansicht  y  dass  der  Beamte  trotz  des  Ausschlusses  der  Yer- 
antwortliohkeit  dennoch  haftet ,  aber  der  Geschäftsherr  ist 
geschützt.  Das  Telephonwesen  ist  noch  jung,  daher  ist  der 
Mangel  an  Vorschriften  begreiflich,  aber  auch  hier  müssen 
Rechtsgrundsätze  eingeführt  werden. 

Das  Vorprüfungsverfahren  kann  ioh  durchaus  nicht  unter- 
stützen. Das  ist  wieder  eine  Abweichung  vofn  gemeinen 
Recht.  Dass  technische  bezw*  wissenschaftüche  Fragen  zu 
lösen  sind  y  ist  nicht  ein  hinreichender  Grund,  mit  gleichem 
Bdchte  würden  l|Jedi<?ineri  Advocatan  u,  s.  i,  aina  solche  Vor- 
prüfung verlangen.  Die  Gerichte  können  ganz  gat  direct 
angegangen  werden*  Unrichtig  ist  auch  die  3p^lt|ing  des 
Proces/ies  in  zwei  Theile,  àie  Spaltung  wäre  geradezu  un- 
möglidi  und  unzweckmässig. 

Entgegen  These  1  des  Referenten  befürworte  ich;  Spe- 
cialgesetze zu  erlassen.  Der  Fragen  sind  so  viele  zn  löseni 
dass  Specialgesetze  erlassen  werden  müssen. 

leb  befürworte  jedenfalls  fiûr  die  heutige  Sitzung  die 
Fassung  einer  Resolution.  Es  handelt  sich  um  einen  Gegen- 
stand actueller;  practischer  Bedeutung  und  ich  beantrage 
daher: 

Der  schweizer^  Juristenverein  spricht  seine  Ueberzeugpong 
dahin  aus, 

a.  DifSB  (kr  Staat  für  die  Versehen  seither  Beamten  zu 
haften  hat  und  amar  8W>ohl  für  in  öffenÜich^reehtUcber  Stel- 
lung ak  bei  prieatrechflichm  Verrichtungen  begangene  Ver- 
sehen. 

b.  Dass  bezüglich  der  VercmkoorOichkeU  der  Post-  und  Tele- 
graphencerwaUung  Specialgesetze  beförderlichst  eriaesen  werden 
scMen. 

Hr.  Dr.  Eduard  Heusler  (Basel)  betont;  dass  die  gestern 
und  die  heute  vorgeschlagenen  Resolutionen  verschiedene 
Gegenstände  behandeln.  Was  gestern  aus  dem  Eherecht 
mittelst   Thesen   ausgesprociien    werden   wollte,    war  Vielen 

40* 


634         Yerbandlangea  des  Sekweîzeriachen  Jnristenvereins  1888. 

ganz  nea«   Heute  haben  wir  ein  altes  Thema.    Auch  ich  bin 
heute  für  Resolutionen  mit  Hrn.  Prof.  Meili;  auch  ich  finde, 
die  pririlegirte  Stellung  der  Post  und  der  Telegraphen    sei 
ungerechtfertigt;    die   fiscalischen  Rücksichten   dürfen    nicht 
ausschlaggebend  sein.    In  dem  Eisenbahntransportrecht  h&be 
ich  in   der  vom  Bundesrath  aufgestellten  Commission  s.   Z. 
eine  stärkere  Haftung  der  Eisenbahnen  für  Gepäckstücke  und 
namentlich  auch  für  Güter  angestrebt^  bin  aber  nicht  überall 
durchgedrungen.    Wenn  dieses  Specialgesetz  revidirt  werden 
sollte,  wird  es  wohl  im  Sinne  grösserer  Haftung  fur  Verloste 
und  Avarien  geschehen  müssen. 

Hr.  Dr.  Weibd  ergänzt  die  Mittheilungen  des  Referenten 
über  luzem.  Recht. 

§  41  Vormundschaftsgesetz  macht  den  Gemeinderath  haft- 
bar für  Fehler  des  Vormundes  und  für  eigenes  Verschulden. 
Im  Falle  Unvermögens  des  Gemeinderathes  haftet  nach  dem 
allgemeinen  Verantwortlichkeitsgesetz  die  Gemeinde. 

Für  die  Ausfertigung  von  Hypothekarurkunden  haften  Ge- 
meinderath und  Gericht;  bezw.  Gemeinde  und  Geriohtskreis 
zu  V»  und  7»  nach  §  14,  40,  41  und  68  Hypothekargesetz. 

£ine  Lücke  in  der  Gesetzgebung  besteht  nur  mit  Bezug 
auf  den  cantonalen  Fiscus,  während  bezüglich  der  Bezirke 
und  Gemeinden  die  Gesetzesbestimmungen  sehr  klar  sind. 
Dieses  Vorrecht  des  Staates  verstösst  gegen  das  Rechtsgefühl 
des  Volkes. 

Ebenso  war  es  in  Uri.  Ein  ganz  schlimmer  Fall  gab 
Veranlassung  zu  dem  schüchternen  Verfassungsparagraphen. 

Die  Finanzdirectoren  der  Cantone  lehnen  immer  ab, 
weil  sie  sagen,  man  könne  die  financielle  Tragweite  nicht 
übersehen,  und  ebenso  ist  es  in  der  Eidgenossenschaft.  Wir 
müssen  aber  Fühlung  mit  dem  Rechtsbewusstsein  des  Volkes 
beibehalten,  und  in  diesem  Sinne  wollen  wir  eine  Resolution 
fassen. 

Hr.  Oberrichter  Oisi  (Solothurn)  wünscht  die  Berichte^ 
stattung  betreffend  das  Recht  des  Cantons  Solothurn  zu  er- 
gänzen. Es  existirt  im  Ganton  Solothurn  ein  Verantwortlich- 
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keitsgesetz  vom  Jahre  1870;  welches  aasser  der  grunds&tz« 
liehen  Feststellung  der  Haftbarkeit  der  Beamten  auch  nooh 
das  Verfahren  regelt,  sieh  aber  nicht  mit  der  Haftung  des 
Staates  b^chäftigt.  Der  Frooess  ist  in  einem  für  die  Beamten 
gunstigen  8inne  geregelt,  indem  eine  ausserordentlich  kurze 
Verjährungsfrist  für  die  Klage  aufgestellt  ist. 

In  der  Begel  ist  die  Haffcung  des  Staates  eine  subsidiäre. 
Indessen  statuiren  die  Art.  13  und  14  der  Staatsverfassting 
primäre  Haftung  in  den  Fällen  unverschuldeter  Verhaftung, 
unschuldiger  Verurtheilung  und  Ungesetzlicher  Hausdurch- 
suchung.  Einzig  ist  der  Staat  in  diesen  Fällen  haftbar,  wenn 
der  Fall  des  Art.  17  der  Staatsverfassung  eintritt ,  nämlich 
wenn  der  Schaden  verursacht  ist  in  Folge  des  Votums  oder 
der  Stimmabgabe  des  Bichters  oder  Reg^erungsrathes,  indem 
Cantonsräthe,  Begierungsräthe  und  Biohter  für  ihre  Voten 
und  ihre  Stimmabgabe  nicht  verantwortlicb  gemacht  werden 
können. 

Hr.  Prof.  ScÄfieWer  (Zürich).  Mit  These  V  des  Correferenten 
kann  ich  mich  einverstanden  erklären  bezüglich  gewerblicher 
Functionen  des  Beamten.  Dagegen  rechtfertigt  es  sich,  einen 
Unterschied  zu  machen  bezüglich  der  politischen  Functionen 
der  Beamten.  Insbesondere  ist  der  Grad  des  Verschuldens 
verschieden  zu  bemessen  ;  Haft  für  jede  Culpa  in  gewerblichen 
Functionen;  der  eigentliche  Staatsbeamte,  insbesondere  der 
unter  Amtszwang  gewählte  kann  nicht  weiter  als  für  dili- 
gentia quam  in  suis  behaftet  werden. 

Die  Gefahr  fortwährender  Klagen  wird  die  Energie  der 
Beamten  schwächen.  Wenn  auch  der  Beamte  gegenüber  un- 
gerechtfertigten Klagen  obsiegt,  so  würde  doch  schon  die 
Aussicht  auf  die  Mühen  und  Widerwärtigkeiten  eines  Pro- 
cesses  einen  Beamten  in  seiner  Thätigkeit  lähmen. 

Wie  unangemessen  und  dem  Interesse  des  Staates  schäd- 
lich die  Praxis  ist,  nach  welcher  der  im  Staatsdienst  Befind- 
liche ganz  dem  in  seinem  eigenen  Privatinteresse  Thätigen 
gleichgestellt  wird,  hat  sich  schon  im  Militärdienst  gezeigt. 
Eine  Schildwacbe,    ein  V^waltungsoffîoier^   wird   injurücrt^ 
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gerade  mit  Bezug  aaf  seine  miUtarisohen  Functionen;  und 
statt  da98  er  einen  Sohutz  findet  an  militärisoher  Diseiplinar^ 
oder  Biohtergewalt^  mnthet  man  ihin  za,  einen  Frooess  sa 
führen^  Gautionen  zu  leisten^  Mûhe^  Zeit  und  &6ld  zU  opfmi, 
um  den  Schuldigen  zur  Strafe  zu  bringen»  Ob  daS  zu  ändern 
sei^  oder  ob  ihm  Bedenken  aus  Qründen  constitutianell  gsjran» 
tierter  Beohte  entgegen  stehen,  ist  jetzt  nicht  zu  untersuchen  ; 
genug}  der  Beamte  des  Staats  —  ausser  den  Fällen,  die  das 
0.  B,  bereits  behandelt  —  darf  m.  E«  nicht  in  die  Stellang 
eines  gewöhnlichen  Mandatars  gedrängt  werden. 

Herr  Leo  Weber  erklärt  sich  ganz  damit  einverstanden, 
dass  heute  dtirch  eine  Resolution  die  Haftbarkeit  des  Staates 
fllr  Versehen  und  Vergehen  der  Beamten  grundsätzlich  aner- 
kannt werde«  Die  Frage,  die  uns  beschäftigt,  ist  indessen 
eine  sehr  schwierige,  und  wir  müssen  uns  sofort  klar  machen, 
dass  die  praotische  AUsfUhrung  des  Grrundsatzes  nicht  durch 
in's  Detail  gehende  Thesen  von  uns  jetzt  irgendwie  näher 
bestimmt  werden  kann« 

Vor  Allem  ist  der  Begriff  der  Amtsverrìohtnng  genau  fest- 
zustellen. In  Art  64  des  O«  R.  wird  von  der  Ersatzpflicht 
fttr  Schaden  gesprochen,  welchen  öffentliche  Beamte  und  Ange- 
stellte in  Ausübung  ihrer  amtlichen  Verrichtungen  verursachen. 
An  dieser  AusdrucksWeise  ist  festzuhalten.  Es  kann  m.  £« 
nicht  die  Rede  davon  sein,  den  Staat  für  Schädigungen  haft- 
bar zu  erklären,  die  der  Beamte  bloss  anlässlich  der,  aber 
nicht  in  der  Ausübung  amtlicher  Verrichtungen  sich  zu 
Schulden  kommen  lässt«  Die  dritte  These  des  Referenten  ist 
daher  offenbar  nicht  scharf  genug  gefasst;  Grundlage  der  Haft- 
pflicht des  Staates  kann  nur  die  objeotiv  feststehende  Eigen- 
schaft des  Schädigenden  als  eines  Beamten  und  der  Handlung 
desselben  als  dner  Amtshandlung  sein;  es  kann  nicht  darauf 
abgestellt  werden,  „ob  der  Geschädigte  annehmen  durfte,  der 
Beamte  habe  innerhalb  seines  amtlichen  Wirkungskreises  ge- 
handelt.« 

Mit  einer  Novelle  zum  Obligationenrecht  ist  in  dieser 
eminent  öffentiichrsi^tliohen  Frage  nicht  auszukommw,  was 


FfotocoU  Tom  2.  Oetober.  6S7 

âxioh  der  Herr  Gorrefereot  annimmt^  wie  seine  Thesen  5  und  6 
beweisen.  Es  ist  auoh  nicht  ersichtlich,  wie  die  Bestimmungen 
unseres  Obligationenrechts  über  die  Haftbarkeit  der  Bürger 
aus  unerlaubten  Handlungen  so  ohne  Weiteres  <**«  subsidiär, 
bei  Abgang  anderweitiger  eidgenössischer  oder  cantonaler 
Vorschriften  —  auf  die  Amtshandlungen  der  Beamten  An« 
Wendung  finden  können.  Die  Stellung  der  Beamten  ist  je 
nach  der  Organisation^  der  sie  unterworfen  sind;  eine  grund- 
rersehiedene.  Man  denke  nur  z.  B.  an  die  Cantone  mit  Amts- 
zwang ;  in  diesen  ist  offenbar  die  cirilrechtliche  Haftung  des 
Beamten  für  jedes  Versehen  viel  weniger  gerechtfertigt ,  als 
in  denjenigen  Kantonen  ;  wo  sich  die  Bürger  mit  allen ,  er- 
laubten und  unerlaubten;  Mitteln  zum  Amte  hinzudrängeni 
dasselbe  für  sich  erwerben,  erobern;  umgekehrt  wird  die 
Haftpflicht  des  Staates  in  den  ersteren  Cantonen  weit  eher  ein 
Postulat  der  Gerechtigkeit  bilden  als  in  den  letzteren. 

Nach  den  staatsrechtlichen  Grundlagen  unseres  Bundes- 
staates und  nach  der  Natur  der  Sache  giebt  es  m.  E.  nur 
eine  richtige  Auslegung  ron  Art.  64  des  0.  R.:  Die  Haft- 
barkeit der  Bürger  aus  öffentlichrechtlichen,  aus  amtlichen 
Functionen  hat  der  Bund  für  die  Bundesbeamten,  der  Canton 
für  seine  Beamten  auszusprechen  und  zu  ordnen,  und  damit 
im  Zusammenhange  auoh  die  Verantwortlichkeit  des  Staates 
für  die  Handlungen  und  Unterlassungen  der  Beamten  zu  be- 
stimmen. 

Es  ist  ein  Verdienst  des  Referenten;  uns  durch  seine 
gründlichen  Untersuchungen  auf  den  wenig  erfreulichen;  ja 
chaotischen  Zustand  aufmerksam  gemacht  zu  haben  ;  in  wel- 
chem wir  uns  in  der  Schweiz  auf  Grund  der  geltenden 
Speoialgesetzgebung  des  Bundes  über  verschiedene  öffentliche 
Dienstzweige;  wie  z.  B.  die  Post  in  Betreff  der  Haftbarkeit 
der  Beamten  für  ihre  Versehen  und  Vergehen  befinden.  Eine 
Besserung  dieses  Zustan des  muss  unbedingt  angestrebt  werden. 

Postulieren  wir  desshalb  grundsätzlich  die  Verantwort- 
lichkeit des  Staates  für  die  Handlungen  seiner  Beamten;  aber 
hüten  wir  uns,  in  Detailfragen  einzutreten. 
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Der  Referent  Hr.  Ziegier:  Das  YorprüfangSTerfahren  soll 
nicht  die  Schuldfrage  definitiir  erledigen;  dies  wäre  Sache 
der  Gerichte.  Aber  es  hat  den  Zweck,  rein  unbegründete 
Beschwerden  als  solche  sofort  zu  kennzeichnen,  oder  im  an- 
dern Falle  den  Beamten  auch  disciplinarisdi  zu  verfolgen* 

Endlich  schliesso  ich  mich  dem  Antrag  auf  Fassung 
einer  Besolution  an  und  zwar  in  folgendem  Sinne  : 

1.  Das  Bundesgesetz  über  d(is  ObUgaUonenrechi  ist  doJiin 
cibzxiändem,  dass  hinsichtlich  der  Haftung  für  Dritte  (Steäoer- 
treter)  sowohl  die  Grundsätze  des  Capitels  11  des  ersten  TiteUj 
als  des  Capitels  U  des  zweiten  Titels  unzweideutig  nicht  bloss  auf 
physische  Personen  f  sondern  auch  auf  die  juriMschen  irgend- 
welcher Art,  in  ihren  privatrechtlichen  Beziehungen  gleiche  An- 
wendung finden, 

2.  Der  Staat  und  die  Gemeinde  haben  zu  haften  für  den 
Schaden,  welchen  ihre  Beamten  und  Angestellten  in  ihrer  öffentlich- 
rechtlichen  SieUung  einem  Dritten  widerrechtlich  zugefügt  haben, 
möge  die  Pflichtverletzung  in  einem  positiven  Handeln,  oder  in  der 
Unterlassung  einer  ihnen  obliegenden  Pflicht  liegen,  —  Die  weitere 
Ausführung  dieses  Grundsatzes  ist  Sache  des  Gesetzgebers. 

Mr.  Bordf  oo-rapporteur,  tient  ä  répondre  en  deur  mots 
aux  observations  des  orateurs  précédents: 

Mr.  Meili  critique  Tidée  d'obliger  le  lésé  à  adresser  sa 
plainte  à  l'Etat  avant  d'aller  en  justice.  Or,  cette  obligation 
n'a  pas,  dans  le  système  de  la  responsabilité  directe,  la  portée 
du  Vorprtifungsverfahren  de  M.  Ziegler,  que  l'orateur 
rejette  également,  mais  simplement  d'un  avertissement  comme 
tout  créancier  doit  en  donner  un  à  son  débiteur  avant  de  le 
traduire  devant  les  tribunaux.  Cet  avertissement  est  d'autant 
plus  nécessaire  ici  que  l'Etat  peut,  dans  le  système  proposé, 
être  actionné  à  raison  de  faits  dont  il  n'a  encore  aucune 
connaissance. 

L'orateur  se  déclare  d'accord  avec  M.  Leo  Weber  sur 
ce  point  que  l'on  ne  peut  pas  appliquer  le  Code  des  obliga- 
tions  à  tous  les.  fonctionnaires   publics^   comme  le  propose 
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M.  Ziegler.  H  critique  à  ce  sujet  la  jurisprudence  française, 
qui  a  soumis  aux  dispositions  du  Gode  civil  presque  tous  les 
actes  de  Tadministration  publique.  La  majeure  partie  de  ces 
actes  relèvent  du  droit  public  et  ne  peuvent  être  régis  que 
par  une  loi  sur  la  responsabilité  de  PEtat  et  de  ses  fonc- 
tionnaires. Mais  il  n^en  reste  pas  moins  vrai  que  nombre 
d'employés  de  TËtat  (employés  aux  alcools,  conservateurs  des 
musées  etc*)  ont  un  caractère  et  des  fonctions  tout-à-fait 
privés  et  qu'à  leur  égard  TEtat  est  soumis  aux  articles  62 
et  116  du  Code  des  obligations. 

Quant  aux  craintes  exprimées  par  M.  le  professeur 
Schneider,  ce  sera  à  la  loi  sur  la  responsabilité  des  fonc- 
tionnaires ainsi  qu'au  juge  appelé  à  l'appliquer  à  tenir  compte 
des  différences  que  présentent  la  situation,  les  pouvoirs, 
et  par  conséquent  la  responsabilité  de  ces  derniers.  A  cet 
égard,  le  système  de  la  responsabilité  directe  de  l'Etat  a 
l'avantage  de  permettre  à  celui-ci  de  prendre  hautement  fait 
et  cause  pour  un  agent  injustement  accusé  et  de  le  couvrir 
entièrement  de  sa  responsabilité. 

M,  Comm,  Conseiller  d'Etat,  de  Neuchâtel,  tout  en  re- 
grettant de  n'avoir  pu  assister  à  toute  la  discussion,  tient 
cependant  à  exprimer  une  opinion  un  peu  divergente  de  celle 
de  MM.  les  rapporteurs.  Il  n'est  pas  douteux  que,  d'après 
les  principes  généraux  du  droit,  l'Etat,  la  Confédération,  les 
cantons  et  les  communes  sont  responsables,  même  en  l'absence 
de  toute  législation  spéciale  sur  la  matière,  pour  les  fautes 
commises  par  leurs  fonctionnaires  dans  l'exercice  de  leur  em- 
ploi. Lorsque  l'Etat  se  fait  entrepreneur  d'un  service  public, 
postes,  télégraphes,  chemins  de  fer,  manufactures  militaires^ 
cela  ne  fait  pas  question.  Pour  les  autres  cas,  il  faut  distin- 
guer et  réserver  surtout  le  principe  de  la  responsabilité,  lors- 
qu'il est  résulté  des  actes  ou  des  omissions  d'un  fonctionnaire 
un  préjudice  pécuniairement  appréciable,  un  dommage  de  droit 
privé.  Dans  ce  cas,  il  importe  peu  de  savoir  si  TEtat  doit 
être  responsable  principalement  ou  subsidiairement.  Les  rela- 
tions entre  l'Etat  et  ses  fonctionnaires,  le  plus  ou  moins  de 
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rigueur  qu'il  mettra  pour  se  faire  remboorser  par  eur   les 
indemnités  qu'il  a  dû  payer,  n'intéressent  pas  la  société  des 
juristes  et  ne  sont  pas  des  facteurs  essentiels  de  la  question. 
Ce  qu'il  faut  proclamer   purement   et  simplement ,   c'est  la 
responsabilité  de  l'Stat  pour  les  dcmimages  de  cet  ordre» 
La  question  est  beaucoup  moins  olaire  en  ce  qui  concerne 
la  responsabilité   dérivant  des  actes  ou  omissions  dans  le 
domaine  du  droit  public.    Le  canton  de  Neuch&tel  a  posé 
dans  son  code  de  procédure  pénale  le  principe  que  la  chambra 
d'accusation  statue  sur  les  demandes  d'indemnité  présentées 
par  des  personnes    reconnues   innocentes   qui  ont  subi   une 
détention  préventive.    Cette  mesure  a  reçu  fréquemment  son 
application.   Le  département  de  Police  accorde  dans  certains 
cas  une  compensation  en  argent  à   des  personnes   arrêtées 
mal  à  propos  par  ses  agents.   Mais  vouloir  dire  que  tout  acte 
de  l'administration  publique  peut  donner  lieu  contre  elle  è^ 
des  procès,    prétendre   que  chaque  individu   qui  se  dit  lésé 
par  un  acte  quelconque  de  Tadministration  peut  la  conduire 
devant  le  Tribunal  fédéral,  comme  par  exemple  une  expulsion 
qui  n'aurait  pas  été  maintenue  par  le  Conseil  fédéral,  le  refus 
d'accorder  l'ouvertore  d'an  débit  de  vin  ou  90  pernûB   de 
chasse  ou  de  pache,   c'est  vouloir  rendre  le  gouvernement 
impossible,  c'est  subardonner  d'une  manière  ineonstitationnelle 
le  pouvoir  exécutif  au  pouvoir  judiciaire  et  violer  la  règle 
de  la  séparation  des  pouvoirs,    il.  Comaz  ne  eroit  pas  qoe 
cette  dernière  partie  de  la  question  soit  tell^nent  mûre  qu'elle 
puiese  déjà  £»ire  l'objet  d'un  vote  et  il  propose  de  s'en  tenir 
à  la  discussion  qui  vient  d'avoir  lieu. 

Der  Präsident  bringt  hierauf  die  gestellten  Anträge 
zur  Abatimmnng. 

Yorerat  wirà  mit  â4  gegen  4  Stimmen  beschlossen,  Re- 
solutionen SU  fassen. 

Diese  Besolutionen  werden  gefiasst  durch  Annahme  4ee 
Antrages  Zie^,  Satz  I  mit  S7  Stammen,  femer  desselben 
Antrages  Bats  II  mit  35  Stammen  und  als  Zusatz  hiezu  vom 
Antrage  Meäi  Satz  II  mit  24  gegen  7  Stimmen. 
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M.  Du'Pasquier  (Neuchatel)  présente  le  rapport  sur  la 
révision  des  comptes. 


Etat  de  la  fortune  sociale. 

1887,  oot.  1.  fortune  sociale  à  ce  jour       .     , 

„         33  droits  d'entrée  des  nouveaux 
Membres 

1888,  —      573  cotisations  pour  1888    .     . 

Intérêts  des  dépots  à  Banque 
Cantonale 

Intérêts  du  compte  courant  à  dite 

Recettes  diverses 

Subside  fédéral  pour  la  publi- 
cation de  l'ouvrage  du  profes- 
seur Hub  er 


fr.  12222.  45 

„        165.  — 
„      2865.  — 

r        342.  - 

„  50.  95 

95.  — 


3000. 


fr.   18740.  40 


1823.  80 
3000.  — 


Dépenses  pendant  l'année. 

Frais  d'impression fr.  2141.  90 

Prix  des  lauréats  du  concours      „      901.  20 

Versement  à  Detloff  pour  441 
ezempl.  du  2*  volume  Huber 

Versement  au  dit  du  subside  féd. 

Indemnités  de  transport  aux 
Membres  du  Comité,  experts 
etc rj     424.  90 

Dépenses  diverses „      207.  55    fr.    8499.  35 

30  sept.  1888.    Fortune  sociale  à  ce  jour 

Cette  fortune  est  représentée  par  3  bons  dé- 
pôts à  la  Banque  Cantonale fr. 

Solde  en  oompte  courant  au  30  sept.   .     .     .      „ 


fr.  10241.  05 


9500.   - 
1131.  70 


fr. 


A  déduire,  le  solde  redu  au  caissier    •     .     . 

Balance 

Z«Its«hr.  tûr  iohw«iserUch6i  iUcht.    Neue  Folge  VII. 


10631.  70 
390.  65 


fr.  10241.  05 


•ti 
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Le  rapporteur  propose  d^approuver  les  comptes  pour 
l'année  1887/1888  et  d'en  donner  décharge  au  caissier,  tout 
en  le  remerciant  de  ses  soins. 

L'assemblée  y  adhère  tacitement. 

HL 

Difì  Versammlung  beschliesst  ein  Begrüssungstele- 
gramm  an  den  frühem  Präsidenten,  Hrn.  Prof,  Speiser,  der 
zur  Zeit  im  Auftrage  des  h.  Bundesrathes  an  den  Verhand- 
lungen des  Congresses  für  ein  internationales  Wechsel-  und 
Transportrecht  in  Brüssel  theilnimmt. 

IV. 

Als  Versammlungsort  für  das  Jahr  1889  wird  auf  die 
Einladung  des  Hrn.  Dr.  Weibel  Luzern  bestimmt. 
Sohluss  der  Sitzung  127«  ühr. 

Neuchâtel,  den  8.  October  1888. 

Namens  des  Vorstandes: 
Der  Präsident: 

Dr.  A.  Zeerleder. 


